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Vorwort 

1. Gemäß § 6 Abs. 1 des Gesetzes über die Bildung eines 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung vom 14. August 1963 in der Fassung vom 
8. November 1966 und vom 8. Juni 1967 1) legt der Sachverstän-
digenrat hiermit sein elftes Jahresgutachten vor 2). 

2. Der gesetzlichen Regelung entsprechend schied Prof. Dr. 
Claus Köhler, Universität Hannover, am 28. Februar 1974 aus 
dem Sachverständigenrat aus. Als sein Nachfolger wurde am 
29. Mai 1974 Prof. Dr. Gerhard Scherhorn, Hochschule für Wirt-
schaft und Politik in Hamburg, durch den Bundespräsidenten für 
fünf Jahre in den Sachverständigenrat berufen. 
Am 4. Juli 1974 verstarb Prof. Dr. Wilhelm Bauer, seit dem 
1. März 1964 Mitglied des Sachverständigenrates und bis zum 
28. Februar 1970 1mch dessen Vorsitzender. Zum Nachfolger für 
die restliche Amtsperiode berief der Bundespräsident am 
15. August 1974 Prof. Dr. Kurt Schmidt, Universität Mainz. 

3. Professor Dr. Wilhelm Bauer hat von Beginn an durch eine 
grundsatztreue und von hohem Sachverstand geprägte Arbeit 
viel zur Erfüllung der Aufgaben des Sachverständigenrates bei-
getragen. Er leitete von 1950 bis 1971 als wissenschaftlicher 
Direktor das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Essen. Zugleich lehrte er an der Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln. Im 
November 1969 wurde ihm das Große Bundesverdienstkreuz 
verliehen. Der Bundesregierung hatte er im Mai 1974 seine Ab-
sicht erklärt, aus gesundheitlichen Gründen von seinem Amt 
als Mitglied des Sachverständigenrates zurückzutreten. 
Wir werden Wilhelm Bauer ein ehrendes Andenken bewahren. 

4. Noch während der abschließenden Arbeiten am Jahresgut-
achten 1973 zeichnete sich von Tag zu Tag mehr ab, daß die 
Bundesrepublik wie die anderen Industrieländer der westlichen 
Welt mit erheblichen Einschränkungen in der Rohölversorgung 
und mit einer Vervielfachung des Rohölpreises zu rechnen hatte. 
Der Sachverständigenrat legte der Bundesregierung am 17. De-
zember 1973 ein Sondergutachten über die gesamtwirtschaft-
lichen Auswirkungen der Olkrise vor und veröffentlichte es im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 3). 

1) Das Gesetz mit den Änderungen durdi das Änderungsgesetz vom 8. No-
vember 1966 und durdi• die den Sachverständigenrat betreffenden Be-
stimmungen des „Gesetzes zur Förde.rung der Stabilität und des Wachs-
tums der Wirtschaft• vom 8. Juni 1967 sowie die §§ 1 bis 3 dieses Gesetzes 
sind als Anhang 1 und II angefügt. Wichtige Bestimmungen des Sachver-
ständigenratsgesetzes sind im Vorwort der Jahresgutadlten 1964/65 bis 
1968/69 erläutert. 

2) Eine Liste der bisher erschienenen Jahresgutachten und der Sondergut-
achten ist als Anhang ][[ abgedruckt. 

') Das SondergutadJten vom 17. Dezember 1973 ist als Anhang IV abge-
druckt. 
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Vorwort 

5. Im Jahre 1974 verschärfte sich der Konflikt. zwischen einem 
geringen Geldwertschwund und einem hohen Beschäftigungs-
stand. Die drastische Verteuerung des Erdöls vergrößerte die 
Anpassungslast einer allmählichen Rückkehr zu mehr Stabilität. 
Beträchtliche Lohnsteigerungen kamen hinzu. Die konsequente 
Knapphaltung des Zentralbankgeldes durch die Bundesbank be-
schnitt jedoch den gesamtwirtschaftlichen Ausgabenspielraum. 
Unterauslastung der Produktionskapazitäten und eine zuneh-
mende Arbeitslosigkeit ließen die Kosten deutlich werden, die 
Inflation auf Dauer verursacht. Sollen diese künftig nicht noch 
höher werden, wird die monetäre Politik ihren Kurs fortsetzen 
müssen, weil nur so angemessenes Wachstum und damit Sicher-
heit der Arbeitsplätze in der Zukunft zu erreichen sind. Der 
Kampf gegen Dauerinflation ist nichts anderes als der Versudi, 
Vollbeschäftigung für morgen zu sichern. 

6. Mehrfach hatte der Sachverständigenrat in den vergange-
nen zwölf Monaten Gelegenheit, mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft, dem Bundesminister der Finanzen sowie mit dem 
Präsidenten und den Mitgliedern des Direktoriums der Deut-
schen Bundesbank aktuelle konjunktur- und währungspolitische 
Fragen zu erörtern. 

Gespräche führte der Rat mit dem Präsidenten der Bundesanstalt 
für Arbeit, dem Sachverständigen-Gremium des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Ar• 
beit, dem Präsidenten des Bundeskartellamtes und den Mitglie-
dern der Monopolkommission. 

Wie üblich hat der Rat Vertreter der Sozialpartner, des Deut-
schen Industrie- und Handelstages und des Bundesverbandes 
der Deutschen Industrie zu den ans~ehenden Problemen der 
Konjunkturpolitik gehört. Er nahm fe•·ner an allen Gesprächen 
im Rahmen der .Konzertierten Aktion" beim Bundesminister für 
Wirtschaft teil. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften gab dem 
Sachverständigenrat im September 1974 Gelegenheit zu einem 
ausführlichen Gespräch über Probleme der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft. 

7. Mit Vertretem der Wirtschaftswissenschaften an Hochschu-
len und an Forschungsinstituten hat der Rat Gespräche führen 
können, die ihm für seine Arbeit wertvolle Erkenntnisse ver-
mittelt haben. 

Zu einzelnen Fragen, denen der Rat in seiner Arbeit besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen hatte, stellten ihm Dr. JoaC!Jim 
Degner, Bonn-Röttgen, und der Deutsche Industrie- und Han-
delstag schriftliche Ausarbeitungen zur Verfügung. Der Vorbe-
reitung des Sondergutachtens vom 17. Dezember 1973 dienten 
Gespräche mit Experten der wirtschaftswissenschaftlichen For-
schungsinstitute, einem Mitarbeiter der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, .Brüssel, und Vertretern der Mineral-
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Vorwort 

ölwirtschaft; Berichte von Prof. Dr. Hans K. Schneider, Köln, er-
leichterten dem Rat die Meinungsbildung über die energiewirt-
schaftliche Lage im Herbst 1974. Allen Beteiligten hat der Rat 
zu danken. 

8. Bei den Abschlußarbeiten an dem vorliegenden Gutachten 
haben uns Privatdozent Dr. Hermann Albedt, Tübingen, Diplom-
Volkswirt Diplom-Kaufmann Helmut Bedter, Hofheim, Profes-
sor Dr. Manfred Feldsieper, Köln, Dr. Karl-Heinz Ketterer, 
München, und Dr. Horst Tomann, Saarbrüdten, geholfen. Wir. 
fanden ferner wiederum wertvolle Unterstützung durch Piplom-
Volkswirt Bernhard Filusch, Essen, Professor Dr. Hans Jürgen 
Sehmahl, Hamburg, und Diplom-Volkswirt Klaus-Dieter Schmidt, 
Kiel. Ihnen allen gilt der Dank des Rates. 

9. Die volkswirtschaftliche und die statistische Abteilung der 
Deutschen Bundesbank haben wie immer den Sachverständigen-
rat bei seinen statistischen Arbeiten in großzügiger Weise un-
terstützt, in zahlreichen Einzelfragen beraten und ihm bei der 
Materialbeschaffung wertvolle Hilfe geleistet. 

Unterstützung bei der Beschaffung von Informationen und sta-
tistischem Material hat der Sachverständigenrat außerdem durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften erfahren. 

Die Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt war auch 
in diesem Jahr sehr gut. Der weit über das Normale hinausge-
hende Einsatz vieler Angehöriger des Amtes, insbesondere der 
ständigen Mitarbeiter der Verbindungsstelle, hat die Arbeiten 
des Rates wesentlich erleichtert. Allen Beteiligten zu danken, 
ist dem Rat ein besonderes Anliegen. 

10. Auch dieses Jahresgutachten hätte der Sachverständigen-
rat ohne die unermüdliche Arbeit seiner Mitarbeiter nicht erstel-
len können. Dem wissenschaftlichen Stab des Rates gehörten 
beim Abschluß dieses Gutachtens an: Diplom-Volkswirt Chri-
stian Augustin, Dr. Hans-Hagen Härte!, Diplom-Volkswirt Ger-
hard Kaufhold, Dr. Brigitte Reitz, Diplom-Volkswirt Rainer Voll-
mer und Dr. Dieter Wermuth. 

Ein besonderes Maß an Verantwortung für die wissenschaftliche 
Arbeit des Stabes hatte der Generalsekretär des Sachverständi-
genrates, Dr. Hans J. Barth, zu tragen. 

Alle Fehler und Mängel, die das Gutachten enthält, gehen in-
dessen allein zu Lasten der Unterzeichneten. 

Wiesbaden, den 20. November 1974 

A. Gutowski N. Kloten G. Scherhorn K. Schmidt 0. Sievert 
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Eine kürzere Fassung 

Nöte dar Welt 

1•. Die Olkrise hat dem arbeitsteiligen System der 
Weltwirtstbaft einen Stbock versetzt. Sie stbuf Risi-
ken und weckte Sicherheitsbedürfnisse, die viele 
Jahre nidtt akut gewesen sind. Sie sollten auch nicht 
bestehen müssen. ·Das· Verhalten der Länder des 
OPEC-Kartells war ein grober Verstoß gegen die 
Spielregeln der arbeitsteiligen Weltwirtschaft, in der 
im Prinzip jeder wegen der großen Vorteile, die dar-
aus für ihn und für alle erwachsen, das Risiko wech-
selseitiger Abhängigkeit in Kauf nehmen muß. Man-
che sind jedoch weniger abhängig als andere oder 
haben Macht, weil sie Schaltstellen inne haben. Hal-
ten diese die Spielregeln nicht ein, müssen die ande" 
ren damit rechnen, daß ihnen großer Schaden ent-
steht, es sei denn, sie verfügten über Gegenmacht. 
Das ist geschehen. Uber die Motive ·der OPEC-Län-
der ist hier nicht zu rechten. Sie werden die gleichen 
sein wie überall in der Welt, wo es Kartelle gibt. 
Die Preispolitik des Kartells und seine Drohung mit 
Mengenbeschränkungen zwingen jetzt die übrige 
Welt zu aufwendigen Vorkehrungen, damit die Ener-
gieversorgung wieder sicher und billiger wird. We-
gen im Prinzip vermeidbarer und damit ökonomisch 
funktionsldser Risiken müssen die-ölverbraudlenden 
Länder riesige Beträge aufwenden, um eine von den 
Produktionskosten her billigere, aber jetzt monopo-
listisch verteuerte und vorsätzlich unsicher gemachte 
Energieversorgung durch eine sichere eigene zu er-
setzen. Alte Energieträger, wie Kohle, werden zu 
stark genutzt. neue, wie Kernenergie, forciert ent-
wickelt und Olreserven der Welt mobilisiert, die 
man wegen der ungünstigen Lagerung eigentlich erst 
zu einem sehr fernen Zeitpunkt, möglicherweise so-
gar niemals hätte nutzen müssen. Solche Vorkehrun-
gen gegenüber dem Marktverhalten des OPEC-Kar-
tells und die dafür nötigen Aufwendungen dürften 
zwar unumgänglich sein, doch ihr ökonomischer Sinn 
für die Welt ist nicht größer als der von Waffen. 
(Ziffern 1 ff. und Ziffern 441 ff.) 

2•. Kurzfristig stellte die Olkrise eine schwere Be-
lastung vor allem deshalb dar, weil die drastische 
und plötzliche Umlenkung von Einkommensströmen 
die Anpassungsfähigkeit auch der marktwirtschaft-
lich organisierten Volkswirtschaften überforderte, 
so daß sie mit beschleunigter Inflation reagierten. 
Mittelfristig gesehen ist eine Änderung der realen 
Austauschrelation im Außenhandel, also des Ver-
hältnisses der Einfuhrpreise zu den Ausfuhrpreisen, 
wie sie 1974 erzwungen worden ist, für die reidien 
Industriestaaten kein Problem, dem sie nicht ge-
watbsen sein müßten. Denn die Verteuerung von 
Erdöl und vielen anderen Rohstoffen machte, so be-
deutend man sie finden muß, doch nur wenig mehr 
als den halben Zuwachs an Realeinkommen aus, den 
diese im Rahmen ihres wirtschaftlidien Wachstums 

erzielen, und zwar Jahr für Jahr. So abrupt erzwun-
gen, kam es jedotb allenthalben zu Verwerfungen 
der Preis- und Einkommensstruktur, die in den mei-
sten Ländern zu einer abermals erhöhten Inflations-
rate, in anderen autb zu Arbeitslosigkeit führte. Vor 
allem . im Verteilungskampf der Gruppen gab ~s 
einen inflationsträtbtigen Streit über die Zuweisung 
der im ganzen jedenfalls nitbt abwälzbaren Lasten. 
(Ziffer 4) 

3*. Selbst wenn dies nicht so gewesen wäre oder 
nicht so bliebe - die Umlenkung von Einkommen 
in der Größenordnung, wie sie sich aus der Rohstoff-
verteuerung ergab, wirft für die ölverbrauchenden 
Länder Probleme auf, für die es kurzfristig eine be-
friedigende Lösung nicht gibt. (Ziffern 9 ff.) 

Die ölproduzierenden Länder können ihre Mehrein-
nahmen zunächst nur zu einem geringen Teil für 
Konsum- und Investitionsgüter verwenden. Zum grö-
ßeren Teil müssen sich die Verbraucherländer ihnen 
gegenüber verschulden oder ihnen Beteiligungen und 
Sachvermögen überlassen. Für viele Länder läßt 
diese Verschuldungsaufgabe Zahlungsbilanzproble-
me entstehen, die allenfalls in der ersten Zeit durdl 
Verschuldung an den Kapitalmärkten der Welt, bei 

·Notenbanken befreundeter Staaten oder im Rahmen 
des Kredithilfesystems, das von der früheren Well-
währungsordnung übrig geblieben ist, gelöst werden 
konnte. Die gleitbe Aufgabe kann sich jedoch noch 
mehrere Jahre stellen. Kaum jemand hält das der-
zeitige Finanzsystem der Industriestaaten für aus-
reichend, ein Verschuldungsvolumen in der Größen-
ordnung, um die es hier geht - möglicherweise 
mehrere hundert Milliarden US-Dollar in wenigen 
Jahren-, zu bewältigen. Neue Wege sind nötig und 
werden in der ganzen Welt gesucht; eine aussidlts-
reiche Lösung ist notb nicht gefunden. Das Problem 
drängt. Manche Länder können bald an die Grenze 
ihrer Zahlungsfähigkeit gelangen. Es würde sich we-
sentlich nur vermindern, wenn die Rohölpreise bald 
und nicht erst in einigen Jahren auf ein Niveau sin-
ken würden, das den auf mittlere Sicht realistischen 
Preisen für konkurrierendes Rohöl aus bisher uner-
schlossenen Quellen entspricht. 

4*. Die Olkrise kam zu einem Zeitpunkt, zu dem 
die Länder der westlichen Welt ohnehin mit Infla-
tions- und Zahlungsbilanzproblemen belastet waren, 
der sie kaum Herr zu werden vermochten. Der Uber-
gang zu flexiblen Wechselkursen hatte zwar gehol-
fen, mit Schwierigkeiten fertig zu werden, denen das 
unglaubwürdig gewordene Weltwährungssystem 
von Bretton Woods nitbt mehr gewatbsen war. Sie 
bewährten sich für zahlreiche Länder sogar besser, 
als überwiegend für wahrscheinlitb gehalten worden 
war, bevor akute Krisenfälle einen Versutb auf die-
sem neuen Weg erzwangen. Doch sie konnten nidit 
verhindern, daß sich die Weltinflation von Jahr zu 
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Jahr weiter besdtleunigte. Der internationale Wa-
ren- und Kapitalverkehr, der nach dem zweiten 
Weltkrieg mit viel Mühe von zahlreidten Sdtranken 
befreit worden ist, wird in seiner Entwicklung ge-
fährdet, weil Zahlungsbilanzprobleme Kräfte auf 
den Plan rufen, die sidt Heil von einer Renationali-
sierung erhoffen. (Ziffern 3 ff.) 

s•. Die Gefahren haben sidt so versdtärft, daß In-
flation und Zahlungsbilanzungleidtgewidtte zu be-
herrsdtenden Themen in der Welt wurden. Die Frage 
nadt grundsätzlidten Lösungen, wie die einer Reform 
der Weltwährungsordnung, ist gleidtwohl in den 
Hintergrund geraten. Die Probleme des Tages sind 
so drängend, daß die kurzfristige, pragmatisdte Lö-
sung triumphiert und dabei audt die Fähigkeit jedes 
einzelnen Landes, mit seinen Problemen auf natio-
nale Weise fertig zu werden, gleidtgültig oder gar 
feindlidt gegenüber den Interessen der anderen. Ob 
die Weltinflation, bei der sidt alle wedtselseitig ge-
fährden, versdtwinden wird aufgrund der dezentrali-
sierten Anstrengungen aller, ist eine offene Frage. 
Es braudtt vielleidtt die Kraft, neue Spielregeln zu 
setzen, die alle binden und an die sidt alle halten, 
weil ihr eigenes Interesse es verlangt, und weil es 
klug ist, in den Interessen der anderen und des gan-
zen die eigenen Interessen von morgen zu erkennen. 
(Ziffern 21 ff.) 

Selbst in den Ländern der Europäisdten Gemein-
sdtaft ist diese Kraft immer weniger zu spüren. 

Uneiniges Europa 

8°. Die Anpassungsprobleme, die es 1974 in allen 
ölimportierenden Ländern zu meistern galt, stellten 
sidt auch für die Länder der Europäisdten Gemein-
sdtaft. Sie sind derzeit zu 60 vH ihrer Energieversor-
gung vom 01 abhängig, ohne selbst nennenswerte 
Rohölquellen zu besitzen. Die Krise traf die Gemein-
schaft in einer sdtledtten Verfassung. Belastet sdton 
seit Jahren mit Inflationsproblemen und mit Zah-
lungsbilanzungleidtgewidtten, zudem völlig ohne 
Ubung in solidarisdtem Verhalten im Angesidtt 
einer Krise, konnte sie als Ganzes nidtt so reagie-
ren, wie es der Herausforderung entsprodten hätte. 
Die Lösung der vielfältigen und neuartigen Aufga-
ben wurde nodt dadurdt ersdtwert, daß sidt die welt-
wirtsdtaftlidten Expansionskräfte absdtwädtten und 
allenthalben starke Lohnerhöhung<!n die inflatori-
schen Impulse versdtärften. Die währungspolitisdten 
Bedingungen, die 1973 gesdtaffen worden waren, so· 
wie der Austritt Frankreidts aus dem Floating-Block 
gaben zwar viel Raum für national untersdtiedlidte 
Bemühungen, der Probleme Herr zu werden, darun-
ter audt energisdte, dodt mandte der beklagenswer-
ten Entwicklungen in einzelnen Ländern hätten mög-
licherweise vermieden werden können, wenn die 
Gemeinsdtaft als Ganzes handlungsfähig gewesen 
wäre. 

7*~ Zu suchen waren Formen eines gemeinsamen 
energiepolitisdten Handelns, gemeinsamer Lösun-
gen äer Zahlungsbilanzprobleme und einer koordi-

2 

nierten Inflationsbekämpfung. Was sidt tatsädtlldt 
vollzog, war voller Widersprüdte. Weder wurden 
nationale Reaktionen auf das Mengen- und Preisdik-
tat der OPEC-Staaten untereinander abgestimmt, 
nodt gelang es, selbst besdteidene Ansätze einer 
solidarisdten Hilfe oder einer gemeinsamen Haltung 
gegenüber den Olproduzenten auf den Weg zu brin-
gen. Jedes Land sudtte nadt eigenen Auswegen, sldt 
der außenwirtsdtaftlidten Ungleidtgewidtte und der 
Geldentwertung zu erwehren. Nidtt alle waren indes 
gleidt fähig, die Last der Stabilisierung ohne di_e 
Solidarhilfe der Gemeinsdtaft zu tragen.' Dies ver-
sdtärfte die Zahlungsbilanz- und Inflationsprobleme. 
(Ziffern 28 ft) 

Audi hat sidt die Einsidtt, daß Wadtstum auf län-
gere Sidtt durdt Preisstabilität nidtt behindert, son-
dern vielmehr begünstigt wird, nodt nidtt durdtge-
·setzt. Wo· die monetäre Politik, wie in den Defizit-
ländern Italien, Großbritannien und Frankreidt, we-
nig restriktiv wirkte, vollzog sidt 1974 ein unheil-
voller Kreislauf aus Inflation, hohen Lohnabsdtlüs-
sen, Verfall des Wechselkurses. verteu-erten Einfuh-
ren und erneut besdtleunigter Inflation. Daß sidt in 
den Ländern des Floating-Blocks nidtt ebenfalls ein 
Prozeß nadt soldtem Muster vollzog, mag darin be-
gründet sein, daß dort die stabilitätsbewußten Län-
der dominieren, aber vielleidtt audt darin, daß die 
Zugehörigkeit zu einem Festkurssystem ihrerseits 
einen spürbaren Zwang zu stabilitätspolitisdtem 
Wohlverhalten ausübt. 

a•. In den Ländern der Europäisdten Gemeinsdtaft 
reimte 1974 die Nadtfrage vielfadt nidtt mehr aus, 
die Kapazitäten auszulasten. Besonders die Verbrau-
dter hielten sidt zurück. Die Investitionsgüternadt-
frage verlief nadt dem Sdtock der Energiekrise zu-
nächst sehr verhalten. Erst als sicher war, daß es 
nidtt zu dem befürdtteten Olmangel kommen würde, 
belebte sidt die Investitionsneigung der Unterneh-
men wieder etwas; anregend wirkten in einigen 
Ländern audt staatlidte Investitionserleidtterungen. 
Der sdtwadten Nadtfrage folgend wurde die Indu-
strieproduktion in der Gemeinsdtaft im Jahr 1974 
deutlidt geringer ausgeweitet als im langjährigen 
Durdtsdtnitt. Das reale Bruttosozialprodukt nahm 
nur nodt um 2 vH zu, im Vergleidt zu 41/• vH im 
Durdtsdtnitt der letzten zehn Jahre. (Ziffern 44 ff.) 

9°. Die Arbeitsmärkte in der Gemeinsdtaft ent-
spannten sidt 1974 deutlidt; seit dem Frühherbst 
nimmt die Arbeitslosigkeit bedrohlidt zu. Den Ge-
werksdtaften ist es gelungen, unbeeindruckt von der 
unsidteren konjunkturellen Lage, ihre Forderungen 
weitgehend durdtzusetzen. Die Effektivlöhne stiegen 
1974 mit rund 18 vH nodt kräftiger als im Jahr zu-
vor (15 vH). Die hohen Lohnsteigerungen und der 
verlangsamte Produktivitätszuwadts führten dazu, 
daß die Lohnkosten je Produkteinheit 1974 über-
all wesentlidt rasdter zunahmen als im Vorjahr. Dies 
konnte nidtt ohne Folgen für die Preisentwicklung 
bleiben, zumal es der Wirtsdtaftspolitik, außer in 
der Bundesrepublik, nidtt gelungen war, den Preis-
erhöhungsspielraum nadthaltig einzudämmen. Die 
Verbraudterpreise in der Gemeinsdtaft liegen 1974 
um etwa 14 vH (1973: 9 vH) über dem Vorjahres-
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niveau, die industriellen Erzeugerpreise übertrafen 
das Niveau des Vorjahres gar um rund 25 vH (1973: 
13 vH). (Ziffern 46 ff.) 

Die große Anstrengung 

10*. In der Bundesrepublik hat sich 1974 der Kon-
flikt zwischen einem· geringen Geldwertsdiwund und 
einem hohen Beschäftigungsstand verschärft. Schon 
in der konjunkturellen Entwicklung des vorangegan-
genen Jahres angelegt, wurde er durch die Olkrise 
noch vergrößert. Zwar geriet die Bundesrepublik -
anders als die meisten übrigen Industrieländer -
außenwirtschaftlich nicht ·ins Defizit, sondern konnte 
ihre Oberschüsse sogar beträchtlich ausweiten; die 
drastische Verteuerung des Erdöls stellte die Anpas-
sungsfähigkeit der Volkswirtschaft jedoch auf eine 
harte Probe und heizte das Inflationsklima neuerlich 
an. Auf der Erzeugerstufe stiegen die Preise be-
schleunigt. Vielen schien es nur eine Frage der Zeit, 
bis die Preiswelle in ihrer vollen Stärke auch die 
Verbraucher erreichte. Dies vorwegnehmend, erhöh-
ten die Tarifpartner mit hohen Lohnabschlüssen den 
Kostendruds zusätzlich. Im Verlauf des Jahres zeigte 
sich indes, daß Preissteigerungen in dem erwarteten 
Umfang ohne Mengeneinbußen meist nicht durchzu-
setzen waren: die kaufkräftige Nachfrage reichte 
dazu nicht aus. Während sich der Preisauftrieb in 
Grenzen hielt, ging die Beschäftigung spürbar zu-
rück. 
Gegenwärtig, im Herbst 1974, ist die konjunkturelle 
Entwicklung im Inland bei starker Differenzierung 
zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen durch 
eine· sinkende Kapazitätsauslastung, zunehmende 
Arbeitslosigkeit und einen nach allem mäßig ge-
bliebenen Geldwertschwund gekennzeichnet (Schau-
bild 6). 

Die Weichenstellung 

11*. Bereits in der zweiten Jahreshälfte 1973 hatte 
sich die Nachfrage abgeschwächt. Die restriktive 
monetäre Politik, die im Schutze des Block-Floating 
den Finanzierungsspielraum zunehmend einengte, 
und das Bündel der finanzpolitischen Stabilisierungs-
maßnahmen hatten dem Aufschwung die Spitze ge-
nommen, bevor er sich übersteigern konnte. Hinzu 
war die zeitweilig sehr starke Höherbewertung der 
D-Mark am Devisenmarkt gekommen. Zwar waren 
die Auslandsaufträge noch gestiegen: die Inlands-
nachfrage hatte sich jedoch vom Sommer vorigen 
Jahres an deutlich beruhigt. 

Die spektakuläre Verteuerung von Erdölprodukten 
leistete dem Preisauftrieb neuen 'Vorschub: außer-
dem kam es zu Versorgungsengpässen. Machten die 
arabischen Förderländer die angekündigten Liefer-
kürzungen voll wahr, so mußte dies die Produktions-
möglichkeiten deutlich einengen, selbst wenn es ge-
lang, den Olverbraudl spürbar einzusthränken oder, 
soweit kurzfristig möglich, Erdöl durch andere Ener-
gieträger zu ersetzen. Ob die Nachfrage ausreichen 

würde, selbst die beschränkten Produktionsmöglich-
keiten auszuschöpfen, war zudem keineswegs sicher. 

12*. Die Bundesregierung reyidierte ihren Kurs 
daraufhin noch im Dezember 1973. Um einem kumu-
lativen Abschwung vorzubeugen und den Anstieg 
der Arbeitslosigkeit in Grenzen zu halten, hob sie 
die finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen 
weitgehend auf. Um dem Preisauftrieb entgegenzu-
wirken, blieb der monetären Politik indes aufgege-
ben, das Geldangebot knapp zu halten. 

13*. Dieser Aufgabe entsprach die Geldpolitik, zu-
mal sich schon bald nach der Jahreswende 1973/74 
zeigte, daß die Olversorgung weniger ein Problem 
der Menge als vielmehr des Preises war. Um so mehr 
kam es nun auf .die Einsicht der Tarifpartner an, daß 
das, was die Olförderländer für ihre Lieferungen be-
anspruchten, nicht zugleich auch im Inland verteilbar 
war. 

14*. Desungeachtet beharrten die Gewerkschaften 
auf ihren hohen Forderungen, um die Arbeitnehmer 
für den beschleunigten Preisanstieg, den sie erwar-
teten, schadlos zu halten und um darüber hinaus den 
Vorsprung im Vertei!Ungskampf auszubauen, den 
sie in den letzten Jahren erzielt hatten. Dabei nah-
men sie die weitgehende Lockerung der finanzpoliti-
schen Restriktionen als Zeichen, daß es Bundesregie-
rung und Bundesbank zu einem Beschäftigungsein-
bruch nicht kommen lassen würden. Die Unterneh-
men leisteten nur hinhaltenden Widerstand und 
stimmten schließlith Lohnerhöhungen von 12 vH bis 
15 vH zu. (Ziffern 76 ff.) 

Der Verlauf 

15*. Von der Inlandsnachfrage gingen im ganzen 
gesehen 1974 dämpfende Einflüsse auf Produktion 
und Beschäftigung aus. Dem Volumen nach waren 
die Inlandsbestellungen bei den Investitionsgüter-
industrien in den ersten neun Monaten 1974 um 
11 vH niedriger als ein Jahr zuvor. Auch von der 
Verbraudlsnadifrage gingen keine anregenden 
Wirkungen aus; die hohen Lohnsteigerungen waren 
nicht hilfreich für die Konsumkonjunktur. Real gese-
hen, also nach Abzug der Preissteigerungsrate, lag 
der private Verbrauch sogar unter dem Vorjahres-
niveau. Als wichtigste Stütze erwiesen sich einmal 
mehr die Aufträge aus dem Ausland. Indes boten 
diese nicht überall einen Ausgleich für mangelnde 
Inlandsnachfrage. Vielfach gelang es auch nur dann, 
Geschäfte mit Ausländern abzuschließen, wenn die-
sen lange Zahlungsziele eingeräumt wurden. Aber 
nicht allen war es auf diese Weise möglich, ihre Ka-
pazitäten auszulasten, am wenigsten jenen, die -
wie die Bauwirtschaft, die Automobilindustrie und 
manche Verbrauchsgüterhersteller - am meisten un-
ter der Zurückhaltung der inländischen Nachfrager 
litten. (Ziffern 85 ff.) 

16*. Der zurückhaltenden Nachfrage folgend wurde 
die gesamtwirtschaftliche Produktion, die bis zum 
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ersten Vierteljahr 1974 noch leicht zugenommen 
hatte, im Verlauf des Jahres entsprechend einge-
sdlränkt. Aufs ganze Jahr gesehen war sie nur um 
'I• vH höher als 1973. Die Zuwachsrate der Arbeits-
produktivität fiel mit 31/2 vH um einiges niedriger 
aus als im Vorjahr (511• vH), sie wäre noch geringer 
gewesen, wenn die Unternehmen - anders als sonst 
in Phasen rückläufiger Kapazitätsauslastung - nicht 
den Arbeitseinsatz gleichermaßen eingeschränkt 
hätten, wie sie die Produktion drosselten. Das Ar-
beitsmarktklima ist 1974 erheblich rauher geworden. 
Die Anzahl der Beschäftigten nahm ab, die Arbeits-
losigkeit stieg trotz verbreiteter Kurzarbeit das Jahr 
über ständig an. Gegenwärtig liegt die Arbeits-
losenquote bei 3 vH (saisonbereinigt 3,7 vH), ein 
seit langem nicht mehr erreichter Stand. 

Anders als in der Rezession 1967 ist diesmal der Be-
schäftigungseinbruch nicht allein mit konjunkturel-
lem Nachfragemangel zu erklären, hinzu kommen 
strukturell bedingte Anpassungsschwierigkeiten ein-
zelner Branchen. Der verschärfte Kostendruck, der 
aus den ·sprunghaft gestiegenen Preisen für Energie 
und Rohstoffe sowie den hohen Lohnabschlüssen re-
sultierte, zwang vor allem jene Branchen und Un-
ternehmen, Arbeitskräfte einzusparen. deren Prow 
duktionstechnik einen hohen Arbeitseinsatz erfor-
dert; deswegen sind die höchsten Arbeitslosenzahlen 
in den Textil- und Bekleidungsberufen, bei Bauarbei-
tern sowie Metallarbeitern, Schlossern und Mecha-
nikern zu verzeichnen. (Ziffern 100 ff.) 

17*. Während sich Produktion· und Beschäftigung 
zunehmend verringerten, blieben die inflatorischen 
Spannungen 1974 hoch. Der Anstieg des Preisniveaus 
verminderte sich zwar allmählich, doch kam es zu 
erheblichen Verwerfungen der Preisstruktur. Von 
den Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien aus-
gehend, die unmittelbar von der Rohstoffhausse be-
troffen waren, rollte eine Welle hoher Preisforde-
rungen, durch Lohnsteigerungen zusätzlich getrieben, 
mit unterschiedlicher Stärke über die nachfolgenden 
Produktionsstufen hinweg. Zu den verbrauchsnahen 
Märkten hin verlor die Welle an SChwung. (Ziffern 
116 ff.) 

Der kurzfristige Wandel der Preisstruktur vollzog 
sich unter erheblichem Drude auf die Gewinnmargen 
und die Beschäftigung. Die restriktive Geldpolitik 
hielt die. Uberwälzungschancen gering, so daß der 
anhaltende Kostendruck zu einem großen Teil in den 
Erträgen aufgefangen werden mußte. Je nach Auf-
tragslage hatten die einzelnen Branchen unterschied-
liche Anpassungslasten zu tragen; entsprechend 
stark veränderten sich 1974 die Ertragsrelationen in 
der Wirtschaft. 

18*. Gesamtwirtschaftlich wurde die Einkommens-
eptwicklung von den Irrtümern der Lohnpolitik ge-
prägt. Diese stand auch 1974 unter dem Zeichen der 
Zielsetzung· der Gewerkschaften, eine Umverteilung 
der Einkommen zugunsten der Arbeitnehmer zu er-
reichen. Im Hinblick auf diese Zielsetzung zeigten 
sich die Gewerkschaften nicht bereit, die Kosten mit-
zutragen, die durch die Verteuerung ausländischer 
Grundstoffe dem Inland auferlegt wurden. Sie konn-
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ten diesen Willen auch durchsetzen, allerdings nicht 
für alle Arbeitnehmer; ein Teil verlor die Arbeits-
plätze. So konnten die Arbeitnehmer die im Vertei-
lungskampf der vorangegangenen Jahre erlangte Po-
sition nicht nur halten; ihre reale Verteilungsposi-
tion verbesserte sich sogar. Um vier Prozent stie-
gen ihre Bruttoeinkommen (je Stunde) stärker, 
als verteilungsneutral gewesen wäre. Den Verzicht 
auf Realeinkommen, den das Ausland der heimi-
schen Volkswirtschaft abverlangte, hatten damit die 
Unternehmen zu leisten. Die Gewinn- und Vermö-
genseinkommen erreichten ll'otz der inflatori;chen 
Entwertung nicht einmal den schon gedrückten Stand 
des Vorjahres. Gewerkschaften wie Unternehmen 
hatten sich über die Schärfe der von der Bundes-
bank bewirkten monetären Restriktion und damit 
über die Größe des Spielraums für 'Preiserhöhungen 
und die Höhe de.s Reallohns, der aus ihren Verein-
barungen erwuchs, geirrt. Das Ergebnis, ein starker 
Beschäftigungsrückgang, konnte von den Tarifpar-
teien nicht beabsichtigt sein. (Ziffern 131 ff.) 

19*. Trotz der drastischen Verteuerung der Einfuhr 
von Mineralöl und Mineralölprodukten ist 1974 der 
Außenbeitrag - das ist die Differenz zwischen allen 
an das Ausland gelieferten und den von dort bezo-
genen Waren und Dienstleistungen - stark gestie-
gen. Nach unserer Schätzung wird er für das ganze 
Jahr 37,9 Mrd DM betragen, verglichen mit einem 
Wert von 25,3 Mrd DM im Jahre 1973, der sd:ton als 
außergewöhnlich hoch angesehen werden konnte. 
(Ziffern 149 ff.) 

Mlltelfrlstlge Aspekte 

20*. Die Wirtsd:taftspolitik konnte, indem sie die 
Finanzierungsspielräume eng hielt und damit die 
gesamtwirtschaftlid:te Ausgabenexpansion begrenz-
te, zwar die Voraussetzungen für mehr Preisstabili-
tät schaffen; sie konnte jedoch nicht gewährleisten, 
daß sich dies sofort und allein in einer Abnahme 
der Inflationsraten niedersd:tlug. Daß sich viele 
noch gegen ein stabilitätsgerechtes Verhalten wehr-
ten, mußte mit einer Unterauslastung des Produk-
tionspotentials bezahlt werden. Daß die Anpassungs-
last vor allem auf die Gewinne der Unternehmen 
und damit auf deren Investitionsneigung drückte, 
führte darüber hinaus zu Wachstumseinbußen. 
Nad:t dem Inveslitionseinbrud:t in diesem Jahr wird 
im kommenden Jahr der volkswirtschaftliche Kapi-
talstock nur nod:t um 4112 vH durch neue Produk-
tionsanlagen erweitert. Da die Ergiebigkeit des 
Kapitalstocks trendmäßig um 111, vH. abnimmi, 
wad:tsen der Volkswirtschaft nur 3 vH an neuen 
Produktionskapazitäten zu. Bleibt es bei diesem 
niedrigen Wad:tstum oder schwäd:tt es sich noch 
weiter ab, so ist das, was künftig von Jahr zu Jahr 
an zusätzlichen Einkommen stabilitätskonform ver-
teilt werden kann, niedriger als das, was in der 
Vergangenheit üblid:t war (4'/• vH). (Ziffern 219 ff.) 
Da die Anpassungslast der Stabilisierung sich vor 
allem auf Brand:ten mit· konjunkturreagibler Nad:t-
frage konzentriert, wird vielfad:t befürchtet, daß es 
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dort zu Uberreaktionen der Unternehmen kommt; 
solche Befürchtungen wurden 1974 vor allem in der 
Automobilindustrie und in der Bauwirtschaft laut. 

21*. Wie schon in früheren Jahren war die Auto-
mobilnachfrage auch 1974 dem Rückgang der Ge-
samtnachfrage gefolgt. Neben den unsicheren Ein-
kommenserwartungen hielt der Schock der Olkrise 
private wie gewerbliche Nachfrager davon ab, Neu-
anschaffungen vorzunehmen; Ers&tzkäufe wurden 
weitgehend zurückgestellt. Es kann damit gerech-
net werden, daß im Zttge einer allgemeinen Kon-
junkturbelebung der Kauf von Kraftfahrzeugen wie-
der zunehmen wfrd. Der langsamere Kapazitätsaus-
bau, der schon im Jahre 1971 einsetzte, deutet aber 
darauf hin, daß die Automobilproduzenten selbst 
sich schon seit längerem auf eine Abflachung des 
Nachfragetrends eingestellt. haben. (Ziffern 226 ff.) 

22*. Zu den dramatischen und für viele besorgnis-
erregenden Ereignissen in diesem Jahr. gehörte vor 
allem die Entwicklung in der Bauwirtschaft, nament-
lich im Wohnungsbau. Hier kam es nach einem 
anhaltenden Nachfrageboom, dem die Bauunter-
nehmen durch den Aufbau neuer Produktionsan-
lagen schon weit gefolgt waren, zu einem ein-
schneidenden Nachfrageeinbruch, der die Kapazitä-
ten und die Beschäftigung mehr und mehr schrump-
fen ließ. Nur schwer setzte sich die Einsicht durch, 
daß die Fehlentwicklung nicht in dem Nachfrage-
mangel von heute, sondern in der Ubernachfrage 
der Vergangenheit zu sehen ist. Diese hatte ihre 
Ursache nicht darin, daß sich ein plötzlich gestie-
gener Bedarf an Wohnraum am Markt geltend 
machte, sondern daß bei fortgesetzter Inflation und 
sinkenden Realzinsen immer mehr Bürger ihre Er-
sparnisse durch die Flucht in Sachwerte vor dem 
drohenden Substanzverlust zu bewahren suchten. 
Daß die Nachfrage damit jedoch Kapital und Arbeits-
kräfte fehlleitete, deutete sich schon an, als das 
massive Angebot von Wohnungen auf den Markt 
kam und sich bei unzureichender Nachfrage immer 
weniger gewinnbringend oder auch nur kostendek-
kend absetzen oder vermieten ließ. Aber erst als bei 
unelastischem Geldangebot der Realzins wieder 
anstieg und die Anlage von Geldvermögen wieder 
lohnend machte, wurde voll sichtbar, in welchem 
Ausmaß bisher volkswirtschaftliche Ressourcen da-
für aufgewandt worden waren, der Inflation zu 
entgehen oder aus ihr Vorteil zu ziehen. Was in 
diesem Jahr an Friktionen auf die Bauwirtschaft 
zukam, waren in erster Linie die unvermeidlichen 
Folgen dieser Fehlentwicklung. (Ziffern 230 ff.) 
Die Wirtschaftspolitik leistete mit zwei dosierten 
Sonderprogrammen Anpassungshilfen, sie ließ sich 
aber nicht dazu verleiten, den notwendigen Struk-
turwandel durch massive staatliche Aufträge zu 
behindern und dadurch Versprechungen einzugehen, 
die sie später nicht einlösen könnte. 

Zentralbankgeld knappgehalten 

23'. Die monetäre Politik hatte in der Hauptsache 
den Abwehrkamp{ ge.gen die Herausforderungen 

auszutragen, die den 1973 eingeleiteten Stabilisie-
rungsprozeß in Frage stellten. Es gelang, im Ver-
lauf des Jahres die neuen inflatorischen Impulse -
Rohstoffverteuerung und Lohnabschlüsse - soweit 
unter Kontrolle zu bekommen, daß die Stabilisie-
rungschancen Ende 1974 wieder etwa so groß sind 
wie vor einem Jahr, also vor dem Schock der 01-
krise. Entsprechend ihrer neuen Strategie, die auf 
eine direkte Kontrolle der Zentralbankgeldmenge 
gerichtet ist, war die Bundesbank 1974 bemüht, die 
Zufuhr von Zentralbankgeld gering, jedoch gleich-
mäßig zu halten, indem sie dessen inländische Quel-
len je nach Bedarf offen ließ oder verschloß. Das 
konnte erstmals gelingen. (Ziffern 171 ff.) 
Die monetäre Politik blieb scharf restriktiv in dem 
Sinne, daß die Expansion der Zentralbankgeldmenge 
unter der Rate gehalten wurde, die nötig gewesen 
wäre, hätte ein Sozialprodukt finanziert werden 
sollen, das unter Berücksichtigung der kurzfristig 
für unvermeidlich zu haltenden Preissteigerungen 
eine unveränderte Auslastung des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotentials erlaubt hätte. Als 
sich die Marktteilnehmer allmählich den monetären 
Bedingungen anpaßten, näherte sich der Zuwachs 
der Geldmenge wie auch der gesamten Bankein-
lagen dem Pfad, den die Bundesbank durch den 
geringen Anstieg der Zentralbankgeldmenge vorgab. 
Besonders verhalten war die Kredi:texpafision. Als 
sich die Nachfrage an den monetären Märkten ab-
schwächte, gaben die Zinsen nach. Am Kapital-
markt stiegen indes die Renditen noch bis zur Jah-
resmitte. 

24*. Vor allem die Banken hatten sich 1974 schon 
daran gewöhnt, den engen geldpolitischen Rahmen 
bei ihrem Kalkül zu beachten. Diese neuen Voraus-
setzungen gestatteten es der Bundesbank, die an-
gestrebte geringe Rate der monetären Expansion 
mit oft nur kleinen Eingriffen zu verwirklichen. 
Damit hat sich der Charakter des notenbankpoliti-
schen Instrumenteneinsatzes deutlich gewandelt; die 
Häufigkeit der Maßnahmen 1974 zeigte der Wirt-
schaft nicht ständig wechselnde Orientierungsgrö-
ßen oder gar Kursänderungen der monetären Politik 
an; sie spiegelte vielmehr die Sorgfalt, mit der die 
Bundesbank die Ausrichtung ihres Kurses kontrol-
lierte. (Ziffern 175 ff.) 
Die Haushalte, Unternehmen und der Staat hin-
gegen nahmen die Elastizität des monetären Systems 
weiter in Anspruch. Der Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Ausgaben war bis zum Herbst 1914 
noch einmal merklich stärker als die Expansion der 
Zentralbankgeldmenge. 

öffentllche Haushalte: 
Nur bedingt konjunkturatUtzend 

25*. Obwohl die Stabilisierungspolitik auch 1974 
vornehmlich im Zeidlen einer tatkräftigen Geld-
politik stand, waren die Gebietskörperschaften 
doch nicht aus der konjunkturellen Verantwortung 
entlassen. Ihnen fiel die Aufgabe zu, einem stär-
keren Beschäftigungsrückgang in den Wirtschafts-
bereichen, die vom monetären Restriktionskurs be-
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sonders hart getroffen wurden, mit gezielten Hilfen 
entgegenzuwirken; keineswegs erwünsdtt war eine 
in der Breite expansive Finanzpolitik. Daher galt es 
audt 1974, die drohende Ausgabenexpansion in 
Sdtranken zu halten. Das gelang nidtt vollständig. 
Im ganzen war es am ehesten der Bund, der eine 
maßvolle Ausgabenpolitik betrieb. 
Insgesamt haben die Gebietskörpersdtaften mit 
ihren Haushalten 1974 in einem Ausmaß expansiv 
gewirkt, für das ein Betrag bis zu 91/2 Mrd DM 
steht. Auf den ersten Blick erscheint dieses Ver-
halten angesichts des Besdtäftigungsrückgangs als 
konjunkturgerecht. Expansive Ausgabenpläne durdt-
setzen hieß aber, zu der ohnehin beklagten starken 
Absdtwädtung der privaten Investitionen beitra-
gen. Sollten keine Abstridte vom Stabilisierungs-
ziel gemadtt werden, das sidt die Geldpolitik ge-
setzt hatte, mußte die monetäre Restriktion die Pri-
vaten um so härter treffen, je weniger sidt die Ge-
bietskörpersdtaften an einer Revision von Aus-
gabenplänen beteiligten. Da sidt die Gebietskörper-
schaften zur Finanzierung expansiver Ausgaben 
über ihre konjunkturneutrale Kreditaufnahme hin-
aus versdtuldeten, wurden für Unternehmen und 
private Haushalte Finanzierungsmittel knapper. (Zif-
fern 199 ff.) 

26*. Von den in der Anlage expansiven Haushalten 
der Gebietskörperschaften gingen 1974 angesidtts 
der monetären Restriktionen audt kontraktive Wir-
kungen auf die Beschäftigung aus, und zwar wegen 
des Tarifabsdtlusses im öffentlidten Dienst, der die 
Personalausgaben besonders stark steigen ließ und 
die öffentlichen Investitionen erneut ins zweite 
Glied drängte. Soweit nämlidt der Staat als Arbeit-
geber bei den Tarifverhandlungen stabilitätswidri-
gen Lohnansprüdten nachgab, hat er mit dazu bei-
getragen, daß sich das Kostenniveau auch in den 
übrigen Bereichen kräftig erhöhte; denn den Arbeit-
nehmern in der privaten Wirtsdtaft konnte nidtt 
mehr verwehrt werden, was der Staat seinen Be-
diensteten als erster gewährt hatte. Die erhebliche 
Verteuerung der Arbeitsleistung mußte das Ar-
beitsplatzrisiko für die Besdtäftigten im privaten 
Bereidt vergrößern. 

27*. Konjunkturgerecht hingegen war, jene Be-
reiche, 'wie vor allem die Bauwirtschaft, mit geziel-
ten Hilfen zu unterstützen, die von der restriktiven 
Geldpolitik am härtesten betroffen waren. Für diese 
Zwecke gaben Bund, Länder und Gemeinden knapp 
2 Mrd DM aus. Die Geldpolitik hielten diese Maß-
nahmen von Bedenken frei, den eingesdtlagenen 
Weg weiterzugehen. 

Die Lage Im Herbst 

28*. In der Bundesrepublik hat sich 1974 erwiesen, 
daß Stabilisierungspolitik selbst unter ungünstigen 
Bedingungen erfolgverspredtend möglich ist. Zwar 
wird in diesem Jahr das Niveau der Verbraucher-
preise um 1 vH über seinem Vorjahresstand liegen, 
der Zuwadts des realen Sozialprodukts nur etwa 
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1/2 vH betragen und der Außenbeitrag sich auf 38 
Mrd DM, das sind fast 4 :vH des Sozialprodukts, 
belaufen; keines der vier im Stabilitäts- und Wachs-
tu~sgesetz g~nannten Ziele ist also gegenwärtig 
erfullt. Vergleicht man dieses Ergebnis aber mit dem 
was im Herbst 1973 nach Ausbruch der Olkrise und 
zu Beginn dieses Jahres nach der Lohnrunde an Ziel-
verletzungen zu befürchten war, erhält man ein 
anderes Bild. Damals rechnete man kaum mehr mit 
einer Zunahme des realen Sozialprodukts und er-
wartete einen Außenbeitrag, der unter dem von 
der Bundesregierung mittelfristig angestrebten Ziel-
w~rt (.1,5 vH bis 2 vH des Sozialprodukts) lag; al-
lem. die Zahl von Arbeitslosen war kleiner einge-
schatzt worden, als sie heute ist. Zu der bemerkens-
werten Entwicklung im bisherigen Jahresverlauf ge-
hort aber, daß trotz widriger stabilitätspolitischer 
Umweltbedingungen die monetäre Politik erreichen 
konnte, daß die Inflation langsamer fortgesdtritten 
ist, als zu Jahresbeginn allenthalben und nidtt ein-
mal grundlos befürdttet worden war. 

29*. Gegenwärtig, zu Beginn des Winters 1974/75 
befindet sich die westdeutsdte Wirtschaft tief iO: 
konjunkturellen Absdtwung; Kräfte, die auf eine 
Tendenzwende hinweisen, sind noch nidlt zu er-
kennen. Die Investitionsneigung der Unternehmen 
ist stark gedrückt; vom privaten Verbraudi gehen 
weiterhin keine anregenden Impulse aus, die Aus-
landsnadtfrage hat an Dynamik verloren. Die In-
dustrieproduktion hat das Vorjahresniveau unter-
sdtritten. Immerhin sdteint jetzt die Reagibilität der 
Preise gegenüber dem Nadtfragemangel deutlldter 
zu werden. Der Anstieg der Verbraucherpreise ist 
vor allem in den letzten Monaten zurückgegangen; 
auch der Ansti_eg der industriellen Erzeugerpreise, 
wenngleich noch immer größer als bei den Ver-
braudterpreisen, ist nidtt mehr so steil wie nodt 
zu Beginn des Jahres. 

Worauf es ankommt 

Die geldpolltlsche Grundllnle 

30*. In der Bundesrepublik ist in den vergangenen 
achtzehn· Monaten respektiert worden, daß Infla-
tionsbekämpfung beginnt und endet mit der Un-
nachgiebigkeit der Notenbank. In keinem Land 
sonst ist das Geld, das für einen ungehemmten Fort-
gang der Inflation erforderlich ist, ähnlidt konse-
quent verweigert worden. In keinem Land sonst 
war auch die Unterstützung für einen in diesem 
einfachen Sinne völlig klaren Kurs der Geldpolitik 
so bereitwillig. Mag audt die Illusion nodt verbrei-
tet sein, mit einer nadtgiebigen Geldpolitik könnten 
Probleme der Wirtsdtaftspolitik, namentlidJ. Pro-
bleme der Vollbeschäftigungspolitik dauerhaft ge-
löst oder immerhin gemildert werden: seit dem 
Frühjahr 1973 ist verhindert worden, daß diese 
Illusion die Politik bestimmte. Das ist ein in hohem 
Maße bemerkenswerter Vorgang. 



Woraul es ankommt 

31*. Nur wenn die Versorgung der Wirtschaft mit 
Geld auf ein Maß beschränkt wird, das mit stabi-
lem Geldwert Vereinbar ist, und nur wenn dies zu 
den Spielregeln für alle gehört, hat die Geldpolitik 
den Rang, der ihr ordnungspolitisch, das heißt: für 
die Funktionsfähigkeit des marktwirtschaftlichen Sy-
stems, zukommt. Selbstverständlich ist eine stabili-
tätskonforme Geldpolitik kein Heilmittel gegen alle 
wirtschaftlichen Krankheiten. Doch ein Umdenken 
ist nötig. In den Köpfen möglichst vieler Menschen 
sollte sich festsetzen: Probleme, die eine stabilitäts-
konforme Geldpolitik nicht löst, löst eine nachgie-
bige Geldpolitik auch nicht, jedenfalls nicht dauer-
haft und nicht zu erträglichen Kosten. Für solche 
Probleme müssen andere Mittel und können andere 
Mittel gefunden werden. Aus· diesem Grunde stellt 
der von der Bundesregierung außenwirtschaftlich 
abgesicherte und von ihr auch sonst bislang un-
terstützte Versudt der Deutschen Bundesbank, der 
Wirtsd:laft eine stetige und stabilisierungskonforme 
Entwicklung der Geldbasis, das heißt der Menge 
desjenigen Geldes, das nur durch Mitwirkung der 
Notenbank entstehen kann, streng vorzugeben und 
damit alle - Unternehmen, private Haushalte, au-
tonome Gruppen und selbst die öffentliche Hand -
zu zwingen, die solchermaßen geschaffenen Gren-
zen für die maximal möglid:le monetäre Expansion 
als Rahmenbedingung ihres eigenen Handelns zu 
akzeptieren, ein Experiment dar, dessen Bedeu-
tung weit über die gegenwärtige stabilisierungs-
politische Situation und auch weit über unser Land 
hinaus reicht und jedenfalls viel zu gering veran-
sd:llagt wird, wenn man sie vor allem an dem mißt, 
was die Zwisdlenergebnisse der Stabilisierungsan-
strengungen noch zu wünschen übriglassen. Der 
ordnungspolitisd:le Rang dieses Experiments ist 
durchaus den ordnungspolitischen Grundentsd:lei-
dungen der frühen Nachkriegszeit vergleid:lbar. 

32*. Es gilt, diese neue Politik fortzusetzen. Das 
heißt nicht, sie im Drängen auf einen raschen Stabili-
sierungserfolg zu überziehen und mit Beschäfti-
gungsfolgen zu belasten, die sie auf Dauer diskredi-
tieren könnten; es wäre ein fatales Mißverständnis 
mit vermutlich schlimmen Folgen, käme es dahin, 
daß der stabilitätspolitische Kurs wegen der gegen-
wärtig und noch für einige Zeit ungünstigen Be-
schäftigungslage als gegen die Interessen der Arbeit-
nehmer gerichtet angesehen wird. Das konnte bisher 
vermieden werden. Selbst jene, die es am ehesten 
angeht, haben einen solchen Vorwurf massiv bisher 
nicht erhoben. Das ist nicht selbstverständlich. Das 
Ordnungssystem in der Bundesrepublik und die Au-
torität ihrer staatlichen Institutionen haben sich als 
belastbar erwiesen. Durch die gegenwärtigen Schwie-
rigkeiten hindurch kann man sehen, daß die Wirt-
schaft unseres Landes in einem guten Zustand iSt. 
All dies sollte ausreichen, die Belastungsprobe aud:l 
in ihrem Höhepunkt, der im kommenden Winter zu 
erwarten ist, mit Erfolg zu bestehen. 

33*. Ein Erfolg wäre auch international von erheb-
licher Bedeutung. Die Einsicht, daß StabiJität und 
Funktionstüchtigkeit der marktwirtschaftlichen Ord-
nung am Gelde hängen, die Menge des in der Ge-
samtwirt'Sdiaft verfügbaren Geldes deshalb nicht zur 

Disposition derer stehen darf, die danadt drängen, 
diese Einsidtt wädtst audt anderswo. In vielen Län-
dern lassen die politisdten und sozialen Bedingun-
gen jedoch derzeit nicht zu, auf soldte Einsicht eine 
konsequente Politik zu gründen. Scheitert die geld-
politische Stabilisierungsstrategie der Bundesrepu-
blik, so darf weniger noch als bisher damit gerechnet 
werden, daß sie anderswo überhaupt versudtt wird. 
(Ziffern 291 ff.) 

Die Verkrampfung lilaen 

34*. Die starken Inflationsimpulse, die um die 
Jahreswende 1973/74 von der drastischen Verteue-
rung des Erdöls ausgingen, stellten den angestrebten 
Stabilisierungserfolg in Frage, kaum daß er erreidt-
bar schien .. Die Arbeitnehmer forderten Lohnsteige-
rungen, die sie von jeder Anpassung freihalten soll-
ten; die Unternehmen leisteten keinen großen Wi-
derstand, darauf setzend, daß sie sich über die 
Preise zurückholen konnten, was sie zunächst sdiein-
bar aufgaben. Ein Nadigeben der Geldpolitik war 
offensiditlich mit im Kalkül. 
Die Bundesbank ließ sich indes nicht beirren. Statt 
den auf Abbau der Inflationsgewöhnung gerichteten 
Kurs zu verlassen, versagte sie der Wirtschaft das 
Geld, das der Inflation ihren Lauf gelassen hätte. 
Sinkende Erträge und steigende Arbeitslosigkeit 
waren das Ergebnis des Verteilungskampfes, auch 
wenn dieser in der Schärfe nicht gemeint gewesen 
sein mochte, die ihm das knapp gehaltene Geldan-
gebot verlieh. 

35*. Der Ablauf enthielt Zwangsläufigkeit, war im 
ganzen aber nicht unverschuldet: Inflationsgewöh-
nung durdi Jahre, erste Dämpfung, neuer beispiel-
loser inflatorischer Impuls von außen, ähnlich starker 
von innen, Erneuerung der inflatorisch.eo Erwartun-
gen - Frustration durch die Geldpolitik: Die In-
vestitionsneigung, der Herzmuskel einer wadisen-
den Wirtschaft, verkrampfte. 
Man muß diese Verkrampfung lösen. Sollen die In-
vestitionen wieder gewagt werden, mit denen ein 
wachsender Wohlstand in der Zukunft gesichert 
wird, ohne die aber nicht einmal kurzfristig ein ho-
her Besdiäftigungsstand wieder erlangt . werden 
kann, so müssen die Ertragschancen der Unterneh-
men besser werden. (Ziffern 295 ff.) 
Die Wirtsdiaftspolitik steht vor einer Aufgabe, die 
nidit populär sein mag, nämlich mehr Verständnis 
für die gesamtwirtschaftlidie Bedeutung der Unter-
nehmensgewinne zu sdiaffen. Die soziale Legitima-
tion der Unternehmensgewinne ist nidtt eindrudts-
voll. Doch als Anreiz und Erfolgskontrolle erfüllen 
sie eine zentrale Funktion im Rahmen einer Ord-
nung, die durch einzelwirtsd:laftliche Entscheidung 
rationell sein soll und es ist, zugunsten aller. So an-
stößig für viele Menschen extrem hohe Einzelein-
kommen auch sein mögen, bei gesamtwirtsdlaftlidter 
Betraditung muß man doch auch sehen, um weldle 
Größenordnung es sich hier handelt; die Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen im gan-
zen betragen - zieht man nur eine geringe Kapital-
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verzinsung und ein mittleres Entgelt für die Arbeits-
leistung der Unternehmer ab, nicht viel mehr als das 
Doppelte von dem, was den Arbeitnehmern Jahr für 
Jahr in der jüngsten Vergangenheit an Steigerung 
ihrer Einkommen zugewachsen ist. 

36•. Daß die Unternehmen auf die Verschlechterung 
ihrer Gewinnaussichten mit einer so starken Ein-
schränkung der Investitionen reagiert haben, muß 
man vor mittelfristigem Hintergrund sehen; die Er-
tragsentwicklung eines einzelnen Jahres erklärt 
nicht, was zu erklären ist. Da sich der Druck auf die 
Gewinnmargen mehrere Jahre hindurch verstärkt 
hat, war die Investitionsbereitschaft labil geworden. 
Hinzu kam, daß die Geldpolitik die Geldvermögens-
besitzer überraschend wieder in ihre Rechte einsetzte 
und das Zinsniveau für Fremdkapital hinauftrieb, 
und daß die Arbeitnehmer sich entschlossen, eine 
Beteiligung an der Teuerung bei den Rohstoffen erst 
einmal von sich zu weisen. Zusammen war das an-
scheinend zuviel. 

37*, Die Verkrampfung der Investitionstätigkeit lö-
sen heißt nicht, die Verteilungsentwicklung der ver-
gangenen Jahre zurückdrehen wollen. Kapital ist 
reichlicher geworden und sein Preis dau<irhaft ge-
sunken. Die Kapitaleigner haben sich daran gewöhnt 
und werden sidl weiter daran gewöhnen. Das, was 
1974 auf sie geladen worden ist und was sie sich 
durch eigene Schuld in der Vorstellung, über größere 
Preiserhöhungsspielräume zu verfügen, selbst auf-
geladen haben, wird man aber wohl zunächst wieder 
etwas erleichtern müssen. Immerhin haben die Ar· 
beitnehmer 1974 fast 20 Mrd DM mehr erhalten, als 
ihnen bei verteilungsneutraler Entwicklung zugefal-
len wäre. Eine Korrektur sollte um so leichter fallen, 
als das extreme Ergebnis ja von niemandem ange-
strebt worden sein kann. 

Die Binnennachfrage anregen 

38•, Daß viele Unternehmen im Export eine Hilfe 
gefunden haben, mildert zwar die akuten Beschäfti· 
gungsprobleme, löst aber die dauerhaften nicht, die 
aus dem Schrumpfen der Erträge und dem damit ver-
bundenen Rückgang der Investitionsneigung resul-
tieren. Der Mangel an Binnennachfrage zeigt an, 
wie weit wir derzeit vom konjunkturellen Gleich-
gewicht entfernt sind. Hätten die Exporte in den 
Jahren 1973 und 1974 nur so stark zugenommen, 
wie es dem längerfristigen Trend entspricht, so wäre 
das Sozialprpdukt rein rechnerisch 1974 noch um 
10 Mrd DM bis 15 Mrd DM geringer ausgefallen. Der 
Abstand zum Sozialprodukt bei mittlerer Auslastung 
des Produktionspotentials würde dann nicht 30 Mrd 
DM, wie es zur Zeit der Fall ist, sondern 40 Mrd DM 
bis 45 Mrd DM betragen. Dies sind Kosten der In-
flation, Kosten die man zum Teil schon seit Jahren 
vor sich herschiebt, wie es besonders eindrücklich 
die schließlich unumgängliche Bereinigung der in-
flationsgetriebenen Bautätigkeit ausweist. 

39*. Nur ein Teil dieser Produktions- und Absatz-
lücke stellt ein Problem des Nachfragemangels dar: 
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nw: insoweit könnte also die Lücke dadurch dauer-
haft wieder geschlossen werden, daß man die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrageexpansion fördert. 
Ebenso gravierend ist das Problem des steigenden 
Kostenniveaus. Man kann die Kosten in ihrer Rela-
tion zum Preisniveau nur senken, wenn man entwe-
der das Preisniveau noch stärker erhöht oder wenn 
dafür gesorgt wird, daß die Preise, welche die Un-
ternehmen insgesamt zu bezahlen haben - das sind 
die Löhne, die Zinsen und die Preise für die Einfuhr-
güter unter Berücksichtigung aller Produktivitäts-
fortschritte - weniger stark steigen als die Preise, 
die die Unternehmen erhalten. (Ziffern 302 ff.) 
Quantifizieren lassen sich die Anteile an der Ab-
satzlücke nicht. Gering dürfte jedoch die Bedeutung 
auch des akuten Nachfragemangels nicht sein. Das 
ist besonders an der Entwicklung des Auslandsab-
satz<is zu erke.nnen. Die Restriktionspolitik mußte, 
wollte sie eine bestimmte Gesamtwirkung erzielen, 
die Binnennachfrage so stark und so nachhaltig tref-
fen, weil großen Teilbereichen der Volkswirtschaft 
die Möglichkeit offenstand, mehr zu exportieren 
oder Importangebote zu verdrängen; und da sie der 
Art ihrer Wirkungsmöglichkeiten zufolge vor allem 
die privaten Investitionen trifft, gingen also - kurz 
geschlossen - die vermehrten Ausfuhrüberschüsse 
zu einem erheblichen Teil auf Kosten der Investitio-
nen. Unausweichlich war das all<is allein wegen der 
vorangegangenen Inflationsgewöhnung, deren Be-
kämpfung unaufschiebbar geworden war. Geheilt 
werden kann es nur durch eine Normalisierung der 
Binnennachfrage, und diese wiederum kann konse-
quent erst angepackt werden, wenn das Kosten-
niveau unter Kontrolle ist. 

40•, Nicht nur die Uberlegung, daß heimische In-
vestitionen für die Volkswirtschaft lohnender sein 
dürften als die Kapitalexporte, die mit den Lei-
stungsbilanzüberschüssen notwendigerweise ver-
bunden sind, auch außenwirtschaftliche Rücksichten 
drängen dazu, die Normalisierung der Binnennach· 
frage zu betreiben. Denn während unsere Partner im 
Außenhandel schon mit dem Problem ihrer hohen 
Olrechnungen nicht fertig werden, vermehren wir 
ihre Sorgen noch durch unsere Oberschüsse. Die zu 
erwartende Ungeduld der Partnerländer spricht da· 
für, trotz der ruhigen Hand, die in allem nötig ist, 
bei der Stabilisierung des Kostenniveaus und der 
dann wieder möglichen Expansion der Binnennach-
frage etwas aufs Tempo· zu drücken. Ohnehin wird 
es, unseren alternativen Vorausschätzungen zufolge, 
nicht leicht sein, f975 die Normalisierung im Außen· 
beitrag über erste Ansätze hinauszubringen. 

Was zu tun Ist 

41•. Vor der Antwort au( die Frage, wie die Her-
ausforderungen des Jahres 1975 angenommen wer-
den sollen, muß bekannt sein, was man sich zutrauen 
kann. Die vermutlich hohe Arbeitslosigkeit im Win-
ter durchstehen, ohne das Stabilisierungsziel aus 
den Augen zu verlieren, den Lohnauftrieb entschei-
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dend dämpfen und die Investitionsneigung anre-
gen, die Volkswirtschaft von der Ubersteigerung 
der Exporte allmählich wieder umstellen auf mehr 
Binnennachfrage, das ist ein Paket von Aufgaben, 
das der Herausforderung durch die Erdölkrise vor 
einem Jahr in nichts nachstehen dürfte. 

Doch die Voraussetzungen für einen Erfolg sind von 
der Konstitution der Volkswirtschaft her nicht 
schlecht: 

Bei der Inflationsbekämpfung ist die Schwelle 
für einen größeren Schritt in Richtung auf mehr 
Preisniveaustabilität erreicht. 
Die Einsicht in die Notwendigkeit, bei Einkom-
mensforderungen den gesamtwirtschaftlichen 
Rahmen zu beachten, nimmt zu. 
An der hohen Arbeitslosigkeit im Winter ist 
zwar nichts mehr zu ändern, doch ein Um-
schwung der Entwicklung wird sich ergeben oder 
kann herbeigeführt werden. 
Sorgen hinsichtlich der außenwirtschaftlichen 
Wettbewerbsfähigkeit oder der internationalen 
Zahlungsfähigkeit der Volkswirtschaft gibt es 
nicht. Das Produktionsprogramm der Industrie 
paßt zu dem, was auch in den kommenden Jah-
ren in der Welt an Waren verlangt werden wird. 

Die Marktwirtschaft hat ihre Anpassungsfähigkeit 
bestätigt. Das Erreichte sollte der Wirtschaftspolitik 
Mut machen, den eingeschlagenen Weg fortzusetzen. 
Je klarer sie die Bereitschaft dazu erkennen läßt, 
desto mehr ist damit zu rechnen, daß die Inflations-
gewöhnung schwindet und daß der zur Verfügung 
stehende Finanzierungsspielraum weniger für Preis-
steigerungen als vielmehr für zusätzliche Produktion 
genutzt wird. Die Abweichungen von den wirt-
schaftspolitischen Zielen, die heute zu beklagen 
sind, können zwar nur schrittweise abgebaut wer-
den. Inwieweit es schon 1975 gelingt, den Preisauf-
trieb zu dämpfen, Produktion und Beschäftigung 
wieder anzuregen und beide wieder mehr für das 
Inland statt für den Export zu nutzen, hängt jedoch 
auch von der Einsicht derer ab, die zu handeln 
haben. 

42*. Dies wäre die Zuweisung der Rollen an die 
Geldpolitik, die Währungspolitik, die Finanzpolitik 
und an diejenigen, die wirtschaftliche Macht und 
damit gesamtwirtschaftliche Verantwortung tragen: 

Die monetäre Politik ist bei ihrer radikalen Ab-
kehr von den inflatorischen Raten der Geldver-
mehrung zunächst über den Pfad hinausgegan-
gen, der zu einer längeren Phase der allmähli-
chen Stabilisierung paßt, und sie mußte dies tun, 
um den Prozeß der Inflationsgewöhnung zu stop-
pen und umzukehren. Sie kann jetzt auf diesen 
Pfad gehen. 
Währungspolitisch ist die Grundeinstellung 
nötig, einer marktgeredtten Bewertung der 
D-Mark, die den Fortgang der Stabilisierung im 
Inland und der unvermindert anhaltenden In-
flation im Ausland Rechnung trägt, nicht entge-
genzutreten. Nicht im Widerspruch zu den Er-
fordernissen der monetären Politik stünde es, 
wenn sich bei einer kräftigen Höherbewertung 

der D-Mark eine kräftige Senkung des Zinsni-
veaus im Inland ergäbe. 

- Die Finanzpolitik hatte zuletzt die Aufgabe, nur 
vorsichtig dort gegenzuhalten, wo sich als Folge 
der scharfen monetären Restriktion uner-
wünschte Uberreaktionen zeigten. Sie kann sidl 
jetzt mehr dem Ziel widmen, dämpfende Wir-
kungen der monetären Politik auf Produktion 
und Besehäftigung abzufangen. 

- Die autonomen Gruppen haben 1974 entschei-
dend dazu beigetragen, wenn auch zum Teil im 
Irrtum, das Kostenniveau auf eine Höhe zu brin-
gen, auf der es in der Konfrontation mit dem von 
der Geldpolitik beschränkten Finanzierungsspiel-
raum zu der Verkrampfung bei der Investitions-
neigung und zum Rückgang der Beschäftigung 
kommen mußte. Ihre Aufgabe ist es jetzt, diese 
Verkrampfung zu lösen. 

Monellre Polltlk 

43*. Die Geldpolitik hat die Expansion der Geld-
basis bis zum Herbst 1974 an eine Jahresrate von 
etwa 6 vH herangeführt. Im Verlauf des Jahres 1975 
soll der Beschäftigungsstand wieder steigen. Stellt 
man in Rechnung, daß die Neigung zur Rationalisie-
rung der Kassenhaltung möglicherweise noch an-
hält, so könnte die Geldpolitik stabilisierungsgeredlt 
genannt werden, wenn sie anstrebt, die Geldbasis 
im Verlauf des Jahres 1975 um 8 vH bis 9 vH an-
steigen zu lassen. Die Jahreszuwachsrate 1975 ge-
genüber 1974 würde dann 7 vH bis 7 1/o vH betra-
gen. Es sollte nur dann etwas mehr sein, wenn sich 
die Ausgabenneigung im privaten Sektor weiter ab-
sehwächt und die Kassenhaltung sich wieder norma-
lisiert, also zunimmt. 

44*. Eine solche Begrenzung für die Expansion der 
Geldbasis halten wir für notwendig, weil eine stark 
expansive Wendung der monetären Politik allen-
falls teilweise - und nicht einmal·dies wäre sicher 
- einen stärkeren Einfluß auf die Produktion hätte, 
ihre Hauptwirkung aber wohl in einer weiteren Er-
höhung des Preisniveaus läge. 

45*. Wegen der abgeschwächten Ausgabenneigung 
und wegen der inzwischen wieder mehr auf eine 
Abnahme der Inflation gerichteten Erwartungen 
kann damit gerechnet werden, daß sich auch bei 
einer weiterhin mäßigen Expansion der Geldbasis 
die Tendenz zur Senkung des Zinsniveaus fortsetzt. 
Diese Tendenz wäre dann nicht Ausdruck einer Ver-
wendung hin zu expansiver monetärer Politik, son-
dern Ausdruck davon, wie sich das Marktsystel!. 
selbst hilft, eine ungenügende Ausgabenneigung zu 
beleben. 

46*. Verbreitet ist die Sorge, der Staat werde zu 
leichtfertig .einen Teil seines Finanzierungsdefizits 
durch Rückgriff auf seine Guthaben bei der Noten-
bank zu decken suehen. Die Auflösung dieser Gut-
haben ist Geldschöpfung bei der Notenbank und 
daher selbstverständlich bei der Steuerung der Geld-
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basis durch die Geldpolitik anzurechnen. Immerhin 
ist der hier in Frage stehende Betrag deutlich grö-
ßer als der Zuwachs der Geldbasis, den wir im kom· 
menden Jahr für angemessen halten. Falls die Gut-
haben rasch oder vollständig aufgelöst werden, 
müßte es sogar zu kompensatorischen Vorgängen 
bei anderen Quellen der Geldbasis kommen. Würde 
so verfahren, gäbe es stabilitätspolitisch keine Ein-
wände. 

47*. Außerordentlich bedeutsam erscheint uns, daß 
der Kurs der Geldpolitik im voraus allen bekannt 
ist. Es wäre nicht gut, wenn sich Irrtümer wieder-
holten, wie sie das Jahr 1974 belastet, und zwar 
schwer . belastet haben. Eine klare Zielvorstellung 
ist für die Geldpolitik nicht weniger dringlich und 
zumutbar, als etwa für die Finanzpolitik. Im Gegen-
teil, sie ist besonders dringlidl, und zwar vor allem 
dann, wenn es zu den Spielregeln gehören soll, daß 
alle den Kurs der Geldpolitik zu respektieren haben. 
(Ziffern 312 ff.) 

Währungspolltlk 

48*. Wegen der voraussichtlich anhaltenden Unter-
schiede zwischen den Inflationsraten im Ausland 
und denjenigen im lnland wird es tendenziell über 
den Markt wohl weiterhin zu einer Höherbewertung 
der D-Mark kommen. Ihr sich entgegenstellen hieße, 
eine Verbesserung der Wettbewerbsposition der 
deutschen Exporteure und der mit Importangebot 
konkurrierenden inländischen Produzenten herbei-
führen, die angesichts unserer hohen Leistungsbi-
lanzüberschüsse nicht erwünscht sein kann. Der Ab-
stand zwischen den Inflationsraten im Ausland und 
im Inland ist derzeit nicht gering. 

49*. ln der Bundesrepublik wird derzeit den Inve-
storen bei der Finanzierung ihrer Anlagen ein we-
sentlich höherer Realzins abverlangt, als dem Ange-
bot an Sparkapital in der Welt entspricht, das 
wegen der Bereicherung der Olländer sehr reich-
lich geworden ist. Eigentlich ist es nur schwer zu 
begründen, warum die Volkswirtschaft darauf ver-
zichtet, als Teilausgleich für den Einkommensver· 
lust zugunsten der Olländer wenigstens den Vor· 
teil eines niedrigen Kapitalzinses wahrzunehmen. 
Diesen Vorteil nutzen, heißt nicht ohne weiteres in 
Widerspruch zu den Zielen der Stabilitätspolitik 
geraten. Ein solcher Widerspruch würde vermieden, 
wenn die Bundesrepublik eine Höherbewertung der 
D-Mark zuließe oder begünstigte (etwa durch Auf-
hebung des Verzinsungsverbotes für Ausländerein-
lagen bei deutschen Banken), die über das zuvor 
angesprochene Maß. hinausginge. Die Chancen der 
Exportwirtschaft würden dadurch zwar beeinträch-
tigt, die Chancen der binnenwirtschaftlich orien-
tierten Bereiche jedoch verbessert. Dies würde eine 
Verminderung der Leistungsbilanzüberschüsse be-
deuten, und damit auch einen Wandel, der wegen 
der entgegengesetzten Entwiddung in der jüngsten 
Vergangenheit nur erwünscht sein könnte. 
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Hier ist eine wichtige Verknüpfung von Geldpolitik 
und Wechselkursbewegung zu beachten. Sollten 
Bundesregierung und Bundesbank aus den zuvor 
erörterten Gründen eine kräftige, wenn auch mög-
lichst stetige Höherbewertung der Mark zulassen 
wollen und kommt über den Markt eine solche 
Höherbewertung zustande, so wird vermutlich eine 
deutliche Zinssenkung marktgerecht, das heißt ver-
einbar mit einem stetig aber begrenzt zunehmenden 
Angebot an Zentralbankgeld entsprechend einem 
geldpolitischen Kurs wie ·er zuvor skizziert worden 
ist. Sorgen hinsichtlich der Wirksamkeit ihres sta-
bilitätspolitischen Kurses braucht die Bundesbank 
nicht zu haben, solange sie die Expansion der 
Geldbasis fest im Griff hält. (Ziffern 317 ft) 

FlnanzpollUk 

50*. Wenn es auch im kommenden Jahr nicht Auf-
gabe der monetären Politik sein soll, sich vorwie-
gend den Problemen der Beschäftigung zuzuwen-
den, so deshalb, weil nicht zu hoffen ist, daß eine 
Politik des leichten Geldes in ihren Wirkungen auf 
Beschäftigung und Preisniveau eine günstige Kom-
bination aufweisen würde. Aus diesem Grunde 
kann und sollte die Finanzpolitik jetzt breit ge-
streut helfen, den unerwünscht starken Beschäfti-
iµingseinbruch zu mildern, soweit dieser ein Pro-
blem des gesamtwirtschaftlich konjunkturellen 
Nachfragemangels ist. Soweit er eine Problem des 
überhöhten Kostenniveaus ist, kann die Finanz· 
politik nicht helfen; hierfür ist hinsichtlich der Ko-
sten für Vorleistungen der Volkswirtschaft, also 
die Einfuhren, die Wechselkurspolitik, hinsichtlich 
der Kosten für Arbeit die Lohnpolitik zuständig. 

51*. Sollen die für 1975 geplanten Ausgabenüber-
schüsse in Höhe von rund 50 Mrd DM 1) des Staa-
tes konjunkturgerecht genannt werden, so muß dies 
heißen, daß sie bei der für 1975 anzustrebenden 
monetären Expansion auch finanziert werden kön-
nen, ohne daß in unerwünschtem Maße private 
Finanzierungswünsche verdrängt werden müssen. 
Hier zeigen sich am ehesten die Grenzen für zu-
lässige expansive Impulse der öffentlichen Haus-
halte. Soll dafür gesorgt werden, daß sich in dem 
für die Gesamtwirtschaft vorgegebenen monetären 
Rahmen die private Ausgabenrieigung erholt, so 
darf der Staat seinen konjunkturgerechten Aus-
gabenspielraum nicht zu hoch einschätzen. (Ziffern 
323 ff.) 
Aus diesem Grunde ist es ein glüddicher Umstand, 
daß dauerhafte Steuersenkungen gerade Anfang 
1975 in Kraft treten, der größte Teil der vorgese-
henen expansiven Impulse der Finanzpolitik also 
über die Einnahmenseite gehen und damit die pri-
vaten Ausgaben anregen wird. 
Vorsichtiger ist zu beurteilen, was vom Volumen 
her die Ausgabenseite an expansiven Impulsen zu-
sätzlich bringt; denn hier geht es um eine Um-
lenkung von Ausgabenspielräumen hin zum Staat. 

1} Ohne Bundesbahn und Bundespost. 
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Was an privater Nachfrage verdrängt wird, dürfte 
zwar geringer sein, als der Staat zusätzlich geltend 
macht, so daß per Saldo expansive Wirkungen übrig 
bleiben. Doch anders als in einer Rezession ohne 
Inflationsprobleme ist eine expansive Ausgabenpo-
litik des Staates unter den für 1975 anzustrebenden 
monetären Bedingungen vermutlich mit einer im 
Prinzip unerwünschten Beeinträchtigung privater 
Ausgaben verbunden. Vorläufig weisen die Ausga-
benpläne der öffentlichen Hand, diese für sieb ge-
nommen, also ohne die Auswirkungen der Steuer-
reform gerechnet, auf expansive Impulse hin, die 
nicht wesentlich über jene hinausgehen, die schon 
1974 von den öffentlichen Haushalten ausstrahlten. 
Doch jede zusätzliche Erhöhung müßte diesen Kon-
flikt verschärfen. 

5~*- Nicht so sehr die kurzfristige Betrachtung ist 
es, die zu stabilitätspolitiscben Bedenken gegen das 
voraussichtliche Haushaltsvolumen des Staates für 
das Jahr 1975 führt; Besorgnis muß vielmehr erre-
gen, was in ihnen über das Jahr 1975 hinaus an ex-
pansiven Impulsen angelegt ist. Von daher ist das 
Bemühen der Finanzpolitik zu unterstützen, die Aus-
gabenexpansion in den normalen Haushalten wenn 
irgend möglich einzudämmen. Für das konjunktur-
gerechte Maß an antizyklisch wirkenden Staatsaus-
gaben sollte in gesonderten Zusatzhaushalten ge-
sorgt werden, die dann nicht in die Basis eingehen, 
von der aus man das Haushaltsvolumen für die künf-
tigen Jahre fortzuschreiben geneigt ist, damit nicht 
das, was zunächst konjunkturpolitisdl gemeint war, 
zu einer dauerhaften Erhöhung der staatlichen An-
sprüche führt. 

53*. Staatskredite in der Höhe von bis zu 50 Mrd 
DM zu beschaffen, das wird vermutlich selbst bei 
weiterhin gedämpfter privater Kreditnachfrage von 
der staatlichen Schuldenpolitik Virtuosität verlan-
gen. Die Schuldenpolitik kann insbesondere ver-
suchen, Verklemmungen an den _Kreditmärkten da-
durch zu vermeiden, daß sie die Fristen der Neuver-
schuldung flexibel den Marktgegebenheiten anpaßt, 
und daß sie die Ergiebigkeit bestimmter Märkte 
stärker fördert und nutzt. (Ziffer 332) 

54*. Nicht angezeigt erscheint uns derzeit, expan-
sive Sonderprogramme für Ausgaben der öffent-
lichen Hand zu beschließen, die über das geplante 
Ausgabenvolumen von 361 Mrd DM noch hinaus-
führten. Durch das, was in dem gegenwärtigen Kurs 
der Finanzpolitik schon angelegt ist und was sich 
aus einer mäßigen Lockerung der monetären Politik 
ergeben würde, wird dem entsprochen, was die kon-
junkturelle Situation erfordert. Eher ließe sich dar· 
über streiten, ob es, was die öffentlichen Ausgaben 
anlangt, nicht schon zu viel ist. Sich unter dem Druck 
einer jahreszeitlichen Spitz_e in der Arbeitslosigkeit 
für mehr zu entschließen, hieße zusätzlich etwas für 
den späteren Verlauf des Jahres 1975 tun, für den es 
wahrscheinlich nicht konjunkturgerecht ist. An der 
Arbeitslosigkeit im kommenden Winter würde es 
jedoch mit Sicherheit nichts mehr ändern. (Ziffer 333) 
Sehr wohl könnte allerdings daran gedacht werden, 
vorbereitete Sondermaßnahmen namentlich im Be-

reich der investiven Ausgaben, und hier nicht nur 
für Baumaßnahmen, schon bald zu einem Konjunk-
turprogramm zusammenzustellen und zu beschlie-
ßen, aber nur wenn zugleich anderswo Ausgaben-
pläne zurückgenommen werden, von denen man sjcb 
keine oder nur eine geringe bescbäftigungserhö-
hende Wirkung versprechen kann. 
Auch gegen Beschlüsse, die auf eine zügige Haus-
haltsführung abzielten, wäre nichts einzuwenden, 
weil die Ausgabenneigung der Privaten gerade in 
den ersten Monaten des nächsten Jahres noch uner-
wünscht schwach sein dürfte. Diesem Zweck könnte 
möglicherweise auch dienen, wenn für 1975 geplante 
Vorhaben vorgezogen und in einem besonderen 
Haushalt vorweg beschlossen werden. 
Hilfreich sind auch Maßnahmen, die der Neigung der 
Gemeinden zu einem prozykliscben - an der Höhe 
ihrer laufenden Einnahmen orientierten - Ausga-
benverhalten entgegenwirken. 

55*. Eine unmittelbare Investitionsförderung, durch 
die der Staat - zeitweise - einen Teil der Investi-
tionskosten übernimmt, während zur gleichen Zeit 
die Privaten durch ihre Entscheidungen andere Ko-
sten - dauerhaft - erhöhen, sollte im Rahmen der 
gegenwärtigen Stabilisierungspolitik unterbleiben 
können. (Ziffer 334) 

56*. Für das Jahr 1975 raten wir auch nicht dazu, 
Steuern zu erhöhen. (Ziffer 335) 

Einkommenspolitik 

57". Sieber ist nicht, daß die Lohnpolitik schon auf 
dem Wege ist, für 1975 eine Einkommensentwick-
lung anzusteuern, die sieb hinsichtlich ihrer gesamt-
wirtschaftlichen Auswirkungen vertreten ließe. 
Unter konjunkturellen und monetären Bedingungen, 
die den Spielraum für eine Expansion der gesamt-
wirtschaftlichen Ausgaben eng begrenzen, wird auch 
in der Lohnpolitik, wo Einkommenswünsdle mit dem 
Nachdruck großer Marktmacht vorgetragen werden 
können, verstärkt unter dem Risiko gehandelt, daß 
man bei überzogenen Forderungen unter Umständen 
an der Menge verliert, was man am Stück gewinnt. 
Das war schon 1974 so und wird voraussichtlich 1975 
noch deutlicher gelten. Der Zusammenhang zwischen 
Lohnhöhe und Beschäftigung ist klarer sichtbar, das 
Ziel der Arbeitsplatzsicherung dringlicher geworden. 

Erwartungen, die auf stabilisierungskonforme Lohn-
abschlüsse gehen, stützen sieb auch darauf, daß die 
Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen in dem 
Bewußtsein eines großen Umverteilungserfolges seit 
1969 handeln können und daher keine Schwierig-
keiten haben sollten, unter den derzeitigen Umstän-
den allenfalls an eine mittelfristige Konsolidierung, 
nicht an den Ausbau ihrer Position zu denken. 
Außerdem ist der Verteilungskampf für 1975 frei 
von der Belastung, die jahrelang aus den progres-
siv steigenden Ansprüchen des Staates auf Teilhabe 
an den Einkommen seiner Bürger entstand. Die 
Steuerreform wird wenigstens dieses eine Jahr ein-
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mal einen entgegengesetzten Effekt schaffen. Richtig 
ist, daß dies eigentlich eine Frage zwischen Bürger 
und Staat ist, nicht eine Frage der Tarifvertragspar-
teien. Doch da in der Vergangenheit die Steuer-
progression ein Argument im Lohnstreit war, wird 
es diesmal gewiß auch die Steuerentlastung sein 
können. 

58*. Wenn trotz solcher günstigen Umstände die 
stabilitätspolitischen Sorgen vor der Lohnrunde 1975 
groß bleiben, so liegt das einerseits an den ungün-
stigen -Erfahrungen insbesondere aus dem Vorjahr, 
andererseits und vor allem an dem Ausmaß an Ver-
änderung in den Lohnsteigerungsraten, das nötig ist, 
um zu einem stabilisierungskonformen Pfad der Ein-
kommensentwicklung zurückzukehren. Kaum mehr 
streitig ist, daß die Tarifabschlüsse für das Jahr 1975 
bescheidener sein müssen, als sie 1974 waren. Noch 
immer scheint es aber in der öffentlichen Lohndis-
kussion als unrealistisch zu gelten, wenn von Tarif-
lohnsteigerungen die Rede ist, die erheblich unter 
10 vH liegen. Steigerungsraten in der unmittelbaren 
Nachbarschaft von 10 vH gelten vielfach offensicht-
lich schon als Zurückhaltung. Das ist beunruhigend. 
Denn hier bahnt sich möglicherweise nur ein neuer 
Irrtum hinsichtlich dessen an, was der Markt dauer-
haft und für alle hergibt. Ein Weniger um mehrere 
volle Prozentpunkte verglichen mit dem Vorjahr ist 
schon dann nötig, wenn sich die Situation der Unter-
nehmen nur nicht weiter verschlechtern soll. 

59*. Wir halten es für nötig, daß die Möglichkeiten 
für einen öffentlichen Konsensus über die Grund-
linien der Tarifpolitik 1975 ausgeschöpft und so die 
Einkommenserwartungen rechtzeitig an ein stabili-
sierungskonformes Maß angepaßt werden. 

Aufgrund unserer Analyse der gesamtwirtschaft-
lichen Lage und nach Anhörung der wirtschaftspoli-
tischen Instanzen sowie der Vertreter der autono-
men Gruppen schlagen wir vor, folgende sechs 
Punkte der Tarifpolitik 1975 für außer Streit zu 
halten: 

- Erstens: Es gehört nicht zu den Zielen der Lohn-
politik für 1975, die Einkommensverteilung wei-
ter zugunsten der beschäftigten Arbeitnehmer 
zu verändern. 

- Zweitens: Sollte die konjunkturelle Entwicklung 
günstiger werden, als jetzt sdlon für wahrschein-
lich zu halten ist, und sich daraus zeitweise eine 
überproportionale Zunahme der Gewinn- und Ka-
pitaleinkommen ergeben, so wäre dies zu begrü-
ßen, da die Ertragschancen der Unternehmen ver-
bessert werden müssen, soll die Investitionsnei-
gung sich nachhaltig beleben und ein hoher Be-
schäftigungsstand wieder sicher erscheinen. 

- Drittens: Angesichts der jüngsten Entwicklung 
in der Einkommensverteilung ste11en die Arbeit-
nehmer anders als in früheren Jahren keine An-
sprüche wegen zurückliegender Preissteigerun-
gen. In den anstehenden Tarifverträgen werden 
daher nur künftige Preissteigerungen berücksich-
tigt (von dem jeweiligen Tarifabschluß an). 

12 

- Viertens: Die Lohnpolitik geht davon aus, daß 
der Anstieg des Preisniveaus sich weiter vermin-
dern soll und daß die bisherige Stabilisierungs-
politik einen nennenswerten Erfolg für 1975 so 
wahrscheinlich gemacht hat, daß es möglich ist, 
auf diesen Erfolg zu setzen. 

- Fünftens: Ein größerer Erfolg in der Inflationsbe-
kämpfung ist möglich, aber noch unsicher. Die 
Tarifpolitik sollte auf ihn setzen, wenn die Ar-
beitnehmer durch Nach- oder Neuverhandlungs-
klauseln in Tarifverträgen gegen das Risiko, daß 
er sich nicht einstellt, abgesichert werden. 
Sechstens: Angesichts der unerwartet günstigen 
Entwicklung der Realeinkommen der Arbeitneh-
mer 1974 wird anerkannt, daß Lohnsteigerungen, 
die im Verlauf des Jahres 1974 wirksam wurden, 
namentlich Stufenerhöhungen, hinsichtlich der 
Vorbelastung, die sie für das Jahr 1975 mit sich 
bringen, den Neuabschluß für 1975 mitbestim-
men müssen. 

60*. Uber diese Grundsätze nicht zu streiten, heißt 
nicht eine Verengung des Handlungsspielraums im 
Rahmen der Tarifautonomie hinnehmen. In jedem 
einzelnen Vertrag ist ein Kompromiß darüber zu 
finden, wie groß angesichts der jeweiligen Ertrags-
lage der Unternehmen das Zugeständnis ist, das die 
Arbeitnehmer im Hinblick auf die Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsstandes machen, oder auch um-
·gekehrt, wie groß das Zugeständnis der Arbeitgeber 
bei günstiger Gewinnsituation einer Branche aus-
fällt. Auch die Erwartung hinsichtlich der Preisent-
wicklung, die einen Abschluß mitbestimmt, steht 
unter einer Unsicherheit, die voll niemand den Tarif-
parteien abnehmen kann. (Ziffern 336 ff.) 

61*. Man mag immerhin erkennen, wie stark LOhn-
erhöhungserwartungen, die heute durchaus noch vor-
kommen, den Spielraum, der durch den gesamtwirt-
schaftlichen Rahmen gegeben ist, überziehen, wenn 
sich an ihnen die gesamte Lohnrunde orientiert. Um 
dies zu verdeutlichen, wählen wir hierfür die Rate 
von 10 vH für die Erhöhung aller Tariflöhne (ein-
schließlich tariflicher Nebenleistungen) im Rhyth-
mus der anstehenden Abschlußtermine. Wie unsere 
Rechnung zeigt, würde sich daraus eine Entwicklung 
ergeben, derzufolge das Lohnniveau (Einkommen 
aus unselbständiger Arbeit je Stunde) 1975 um mehr 
als 12 vH über dem des Jahres 1974 liegen würde. 
Dem wäre gegenüberzustellen der gesamtwirtschaft-
liche Spielraum für eine Erhöhung der Realeinkom-
men je Stunde von gut 4 vH. Soll auch nur. erreicht 
werden, daß sich die Ertragslage der Unternehmen 
nicht weiter verschlechtert, müßte diesen Abstand 
eine Inflationsrate überbrücken, die weit über den 
Anstieg des Preisniveaus hinausgeht, der für unver-
meidlich zu halten ist (5 vH bis 51/2 vH). 

62*. Trotz der Zurückhaltung, die dem Sachverstän-
digenrat bei Vorschlägen für einzelne wirtschaftspo-
litische Maßnahmen und wohl auch für einzelne 
Entscheidungen auf dem Gebiet der Tarifpolitik auf-
erlegt ist, halten wir, wie auch in früheren Jahren 
schon, für erforderlich und auch gerechtfertigt, die 
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anstehenden Lohnverhandlungen für einen Tarifbe-
reidi, nämlidi die für den öffentlidien Dienst, stär-
ker als andere in die allgemeine wirtsdiaftspolitisdie 
Diskussion einzubeziehen. (Ziffer 348) 

63". Die Stabilisierungspolitik würde einkommens-
politisdi außerdem an Uberzeugungskraft gewinnen, 
wenn der Staat seine Anstrengungen verstärkte, die 
Funktionsfähigkeit der Märkte zu verbessern - eine 
dauernde, vor allem auf mittelfristig zu erwartende 
Erfolge ausgeriditete, aber niditsdestoweniger 
dringlidie Aufgabe. (Ziffern 350 ff.) 

Einkommenspolitik für die Landwirtschaft 

64". Nodi immer wird und mit weiter steigenden 
Sätzen im Agraraußenhandel der Bundesrepublik die 
Ausfuhr subventioniert und die Einfuhr belastet. 
Dem Sadiverständigenrat ist kein triftiger Grund be-
kanntgeworden, warum dies so bleiben müsse. Bei 
der Sdiätzung der für unvermeidlidi zu haltenden 
Preisniveausteigerungen im Jahre 1975 sind wir da-
von ausgegangen, daß bei einer allfälligen Erhöhung 
der gemeinsdiaftlidi festgesetzten Agrarpreise in 
der Europäisdien Gemeinsdiaft die Erhöhung in der 
Bundesrepublik nicht voll wirksam wird, weil ein 
erster Sdiritt in Riditung Abbau des Grenzausgleidis 
getan wird. (Ziffer 349) 

Wie es sein könnte 

&s•. Eine Prognose für die Entwicklung im Jahr 
1975 muß Annahmen darüber setzen, wie sidi die 
"v\"irtsdiaftspolitik und die autonomen Gruppen, 
insbesondere in den nächst-en Wochen, verhalten 
werden. Wir haben in diesem Gutachten die vor-
aussehbare Entwiddung unter drei verschiedenen 
Sätzen von Verhaltenshypothesen dargestellt. 

Bei allen drei bedingten Prognosen sind wir davon 
ausgegangen, daß der Absdiwung sidi zunädist nodi 
fortsetzen wird und daß die Arbeitslosigkeit allein 
sdion durdi die hohe Winterarbeitslosigkeit in den 
nädisten Monaten nodi einmal beträditlidi zuneh-
men wird. (Ziffern 244 ff. und Ziffern 356 ff.) 

66". Bei der bedingten Prognose I sind wir davon 
ausgegangen, daß die monetäre Politik den Kampf 
gegen die Inflation fortführt und eine Expansion 
der gesamtwirtsdiaftlidien Ausgaben finanziert, die 
wohl eine Zunahme der Kapazitätsauslastung und 
der Besdl.äftigung begünstigen, diese aber nur ge-
währleisten, wenn sidi der Geldwertsdiwund deut-
lidi verlangsamt. Die Finanzpolitik wirkt einem wei-
teren Besdiäftigungsrückgang entgegen. Für die 
Lohnpolitik haben wir unterstellt, daß die Tarif-
parteien nur die Aufrediterhaltung der bestehenden 
Verteilungspositionen anstreben, jedoch noch etwas 
höhere Preissteigerungen einkalkulieren, als sich 
am Markt durdisetzen lassen; die Verteilungsposi-
tion der Arbeitnehmer verbessert sich also noch. 

Unter diesen Bedingungen dürfte der Absdiwung 
zwar zum Ende kommen und die Kapazitätsausla-
stung wieder zunehmen; da jedodi der. Druck auf die 
Gewinnmargen nodi anhält, wird sidi die Investi-
tionsneigung nu.r wenig beleben, jedenfalls nidit 
genug, um die Produktion sdion bald nadihaltig 
anzuregen und die Arbeitslosigkeit spürbar abzu-
bauen. Die Unternehmen werden nach wie vor im 
Export eine Stütze sudien, und die Importneigung 
wird nur wenig zunehmen. Der Geldwertschwund 
wird sidi verlangsamen, dodi höher sein, als es 
kurzfristig unvermeidbar ist. 

67°. Wir halten es indes für möglidi, daß die Tarif-
parteien Risiken, wie sie bei einer soldien Strategie 
nodi für die Arbeitsplätze und die Erträge bestehen, 
vermeiden wollen. In der bedingten Prognose II 
gehen wir davon aus, daß die Unternehmen weniger 
bereitwillig als bisher hohe Lohnsteigerungen hin-
nehmen, und daß die Arbeiternehmer einen Teil des 
Verteilungsvorsprungs, der ihnen im Jahr 1974 zuge-
fallen ist, für die Sidierheit der Arbeitsplätze ein-
setzen. Zudem wird in den Tarifabsdilüssen ein 
größerer Stabilisierungserfolg vorweggenommen. 
Kommt es zu einer soldien Wende der Lohnpolitik, 
so ist in dem von der Notenbank zu finanzierenden 
Ausgabenspielraum bei niedrigeren Inflationsraten 
mehr Platz für eine Zunahme von Produktion und 
Besdiäftigung, als dies unter den lohnpolitisdien 
Annahmen der bedingten Prognose I der Fall wäre. 
Gegen Ende des Jahres 1975 könnte die Anzahl der 
Arbeitslosen sdion um· mehrere Hunderttausend 
niedriger sein als um die Jahreswende 1974/75. Bei 
zunehmender Inlandsnadifrage, vor allem der Inve-
storen, könnte die Wirtsdiaftspolitik zudem die 
Höherbewertung der D-Mark fördern, so daß die 
heimisdie Wirtsdiaft weniger Güter an das Ausland 
abgibt, dafür aber mehr vom Ausland bezieht. 

68°. Vielen mag indessen der Weg, die Vollbe-
schäftigung nicht gegen, sondern über mehr Stabili-
tät zu erreidien, zu lang, und bei der derzeitigen 
Arbeitslosigkeit audi zu gefahrvoll sdieinen. Ange-
sichts der sdion erreiditen Stabilitätserfolge könnte 
die Versudiung groß sein, den Kampf gegen die 
Inflation zu unterbredien und ·darauf zu setzen, ihn 
später, bei etwas höherem Geldwertschwund zwar, 
aber audi bei höherer Besdiäftigung, wieder aufzu-
nehmen. Die Bundesbank läßt sidi drängen - so 
haben wir bei der bedingten Prognose III angenom-
men - die Zügel zu lockern und zu gewähren, was 
die Privaten und der Staat an Finanzierungsbedarf 
geltend machen. Die Restriktionen kommen dann 
aber von der Lohnpolitik, die den Kostendruck dann 
nodimals spürbar erhöht, ohne daß die Unterneh-
men Aussidit hätten, den Kosten mit Preisen be-
gegnen zu können, die nidit sdion in den Lohnstei-
gerungen vorweggenommen sind; ihre Ertragser-
wartungen werden sidi nidit bessern. Die Investi-
tionsneigung wird gering bleiben und die Neigung, 
Arbeitskräfte zu entlassen, wird anhalten. So geht 
bei dieser Strategie, die mehr Besdiäftigung ge-
gen mehr Stabilität gewinnen wollte, letztlidi beides 
verloren. Die Auslastung des Produktionspotentials 
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geht weiter zurück, der Sockel der Arbeitslosigkeit 
bleibt hoch, der Außenbeitrag wird nicht abgebaut 
und der Geldwertschwund beschleunigt sich wieder. 

Zur Frage der Konzeption 

69*. Im fünften Kapitel dieses Gutachtens unterzie-
hen wir die wirtschaftstheoretischen Grundlagen der 
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Globalsteuerung einer erneuten Uberprüfung. Unter 
den Bedingungen außenwirtschaftlicher Absicherung 
ist eine Verstetigung der Stabilitätspolitik möglich, 
in der eine autonome Steuerung der monetären Ex-
pansion an der Geldbasis die Hauptrolle übernimmt, 
unterstützt von einer Finanzpolitik, die sich in der 
Grundlinie stärker als bisher einer kontinuierlichen 
Erfüllung der öffentlichen Aufgaben widmet, und 
flankiert von einer stabilitätsgerechten Währungs-, 
Markt- und Einkommenspolitik. (Ziffern 364 ff.) 



ERSTES KAPITEL: 

Die Weltwirtschaft Im Zeichen. der Ölkrise 

1. Um die Jahreswende schien die Welt von dem 
Schock gelähmt, deh die ölfördemden Länder des 
Persischen Golfs durch die Entscheidung ausgelöst 
hatten, den Preis für den wichtigsten Energieträger 
der Welt und unentbehrlichen Rohstoff der chemi-
schen Industrie, das Rohöl, drastisch zu erhöhen und 
zugleich die Liefermengen von Monat zu Monat ein-
zuschränken. Von der Angebotsdrosselung haben 
die Olländer bald wieder abgelassen. Was blieb, 
war .nur" das Preisproblem. Im Jahre 1974 war der 
Preis des Rohöls um das Dreifache ·teurer als Mitte 
des Jahres 1973. Dies führt, wenn er vorläufig auch 
nur annähernd so hoch bleibt, zumindest für einige 
Zeit zu gewaltigen Devisenüberschüssen der Ollän-
der. Dem stehen entsprechende Defizite in den öl-
importierenden Ländern gegenüber, die vorläufig 
nicht durch Änderung der Wechselkurse behoben 
werden können. Aus diesen und aus Gründen, die 
sclion in der Vergangenheit angelegt waren, haben 
sieb die Inflationsraten weltweit beschleunigt und 
die außenwirtschaftlichen Ungleichgewichte deut-
lich verschärft. Was daran, anders als sonst1 beson-
ders gefährlich erscheint, ist, daß zahlreiche Län-
der, die zum Teil schon vorher in Bedrängnis wa-
ren, bald ihre Olrechnungen nicht mehr werden be-
gleichen können. Daraus erwächst eine ernste Be-
drohung für die Freiheit des Handels und des Kapi-
talverkehrs - eine Bedrohung, die alle betrifft. Bei 
der Lösung dieses Problems wird es entscheidend 
darauf ankommen, daß ein Teil der sich weiter auf-
türmenden Dollarmilliarden aus den Einnahmen-
überschüssen der Olländer auch jene Länder er-
reicht, die Auslandskredite wegen der Verschärfung 
i)lrer Zahlungsbilanzprobleme besonders dringend 
benötigen, solche Kredite wegen des mit der Infla-
tionsbeschleunigung einhergehenden Schwunds 
ihrer Kreditfähigkeit aber nicht bekommen, wobei 
allerdings zu verhindern wäre, daß der Kredit diese 
Länder vom Anpassungszwang befreit. Das, was 
hierfür erforderlich ist, muß bald, ja sogar sehr bald 
geschehen, soll die Gefahr einer in der Welt weit 
um sich greifenden Wirtschaftskrise gebannt wer-
den. 

Man kann wohl weitgehend darauf vertrauen, daß 
die Marktkräfte Anpassungsprozesse in Gang set-
zen, die die von der abrupten Veränderung der re-
lativen Preise hervorgerufenen Störungen auf mitt-
lere Sicht beheben. Auch unmittelbar haben die 
Marktkräfte vieles abfangen können. ·Für die nahe 
Zukunft wird es jedoch gemeinsamer Aktionen be-
dürfen, wenn der Anpassungsprozeß ohne schwer-
wiegende Krisen ablaufen soll, die auch die Zukunft 
der Weltwirtschaft belasten würden. 

2. Am 11. Oktober 1973 hatten die Staaten am Per-

preise für Rohöl um 70 vH auf rund 5 Dollar je Faß 
(159 Liter) anzuheben. Kurz darauf folgten die übri-
gen Olexportländer diesem Beispiel. Um die erhöh-
ten Preise am Markt durchsetzen zu können, ver-
einbarten die zehn arabischen Mitglieder des OPEC-
Kartells 1), ihre Produktion schrittweise zu kürzen, 
und zwar um mindestens 5 vH je Monat. Im No-
vember verkündeten sie,. daß die Fördermenge des 
laufenden Monats nur noch 75 vH des September-
ausstoßes und die des Dezember schließlich nur 
70 vH betragen würde. Angstkäufe und erste Frik-
tionen in der Versorgung trieben den Preis am freien 
Markt zeitweilig auf fast 20 Dollar. 

Die Kürzungen sollten nicht alle Verbraucherlän-
der in gleichem Maße treffen. Je nach der Haltung 
im Nahostkonflikt wurden diese in .freundliche" 
(so Frankreich und Großbritannien), .neutrale" (so 
Japan und die Bundesrepublik" Deutschland) und 
.unfreundliche" (so die Vereinigten Staaten und 
die Niederlande) Länder eingestuft. Gegen die bei-
den letztgenannten Länder wurde vorübergehend 
ein Embargo verhängt, das allerdings nicht voll 
wirksam wurde, weil die multinationalen Olgesell-
schaften ausreichende Mengen von 01 aus dem 
nicht-arabischen Raum dorthin umzuleiten vermoch-
ten. 

Die Reaktionen der Verbraucherländer spiegelten 
die Sorge wider, daß infolge eines Mangels an Erd-
öl die vorhandenen Produktionsmöglichkeiten nicht 
ausgeschöpft werden könnten, daß Erdöl nunmehr 
also zu einem die Produktion limitierenden Faktor 
geworden sei (SG 73 II Ziffer 10). Fast ausnahmslos 
verhängten sie während der Krisenmonate Sonn-
tagsfahrverbote, verordneten Höchstgeschwindig-
keiten auf ihren Straßen und beschlossen Liefer-
kürzungen für Benzin und Heizöl; manche bereiteten 
auch die Ausgabe von Benzingutscheinen vor. 
Gleichzeitig hielten es die Regierungen fast aller 
Industrieländer für erforderlich, sich zur Sicherung 
der nationalen Energieversorgung durch meist lang-
fristig angelegte Tauschgeschäfte Ollieferungen ga-
rantieren zu lassen. Zu einer gemeinsamen Abwehr-
strategie konnten sie sich nicht durchringen. 

Ihr überraschender Erfolg veranlaßte die OPEC-
Staaten Ende Dezember 1973, ihre Listenpreise er-
neut drastisch, nämlich auf fast 12 Dollar je Faß, 
heraufzusetzen. Da sie jedoch bereits im Januar 
1974 ihre Produktion rasch wieder auf den Septem-
berstand und sogar darüber hinaus steigerten, muß-
ten sie auf dem freien Markt Preissenkungen für die 
von ihnen angebotenen. Mengen hinnehmen. Den-
noch blieb das 01 das Jahr über fast viermal so 
teuer wie im Sommer 1973. 

sischen Golf beschlossen, eigenmächtig die Listen- 1) OPEC: Organization of Oil Exporting Countries. 
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Die Weltwlrtadtalt im Zeidlen der Olkrlse 

1. zweistellige lnllatlonsraten 

3. Schon 1973 hatten sich die Inflationsraten be-
sorgniserregend erhöht. Im Laufe des Jahres 1974 
beschleunigte sich die Inflation erneut. Die Steige-
rungsraten der Verbraucherpreise passierten bereits 
während der Wintermonate in vielen Ländern die 
10-vH-Marke; auch danach setzte sich der Prozeß 
der Geldentwertung in wachsendem Maße fort (Ta-
belle 1). Auf den Erzeugerstufen erreichte er vielfach 
eine beängstigende Geschwindigkeit. Spielte 1973 
die zunehmende internationale Liquidität dabei noch 
eine erhebliche Rolle (JG 73 Ziffer 4), so war es 
1974 zumeist die hausgemachte Geldmengenexpan-
sion, die eine derartige Inflationsbeschleunigung zu-
ließ. In Ländern mit nachgebenden Wechselkursen 
spiegelte sich darin auch der gewaltige Importko-
stenschub, der in anderen Ländern durch Aufwertun-
gen ein wenig gemildert wurde. 
Die Vervierfachung des Olpreises gegenüber Mitte 
1973 gab der Inflation zwar einen neuen Anstoß; 
die dadurch bedingte Kostenerhöhung erklärt aber 
nur einen Teil des Anstiegs der Preise im Verlauf 
des Jahres. 

Tabelle 1 

4. Die Arbeitnehmer waren nicht bereit, die Wir-
kungen der Inflation auf ihre Realeinkommen hinzu-
nehmen und erkämpften deutlich höhere Löhne als 
im Jahr zuvor. Ihr Erfolg rührte auch daher, daß die 
Unternehmen angesichts ihrer zunächst noch guten 
Auftragslage keinen entschlossenen Widerstand lei-
steten. Auch von den Löhnen ging also ein starker 
Kostenschub aus, der sich auf die Preise übertrug. 
Wo staatliche Kontrollen der Lohn- nnd Preisent-
wicklung bestanden oder eingeführt wurden, blie-
ben sie weitgehend unwirksam. Sie hätten auch al-
lenfalls dann Erfolg haben können, wenn sie mit 
einer stark restriktiven Geldpolitik verbunden ge-
wesen wären; das Gegenteil war jedoch meist der 
Fall. 

5. Zu den Gütern, deren Preise besonders kräftig 
stiegen, zählen neben dem 01, den erdölabhängigen 
Produkten und anderen Energieträgern insbesondere 
solche Investitionsgüter, die von den neuerdings 
devisenreichen erdölproduzierenden Ländern stark 
nachgefragt wurden, aber auch Crundstoffe, die, wie 
vor allem Stahl, für Anlagen zur Erschließung neuer 
Energiequellen benötigt wurden; hier reidtten die 

Verbraudlerprelse In ausgewählten Ländern 1) 

Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

1 1 1 1 1 
11973 1 1914 

Land 1968 1969 1970 1911 1912 1973 
4. VJ. 1. Vj. 1 2. Vj. 1 3.Vj. 

Bundesrepublik Deutschland ...... +1,6 +1,9 +3,4 +5,3 +5,5 + 6,9 + 7,3 + 7,4 + 7,1 + 7,0 
Frankreich .. .................... -t-4,8 +6,4 +5,3 +5,5 +519 + 7,3 + 8,3 +11,3 +13,6 +14,6 
Italien ..... ................ +1,3 +2,6 +5,o +5,0 +5,5 +10,8 +11,1 +13,7 +15,9 +20,8 
Niederlande ............... +3,7 +7,5 +4,4 +7,5 +7,8 + 8,0 + 8,0 + 8,1 + 8,8 + 9,8 
Belgien .......... +2,7 +3,7 +4,0 +4,3 +5,5 + 7,0 + 6,9 + 8,4 +11,5 +14,6 
Großbritannien .......... ' +4,8 +5,4 +6,4 +9,5 +7,0 + 9,2 + 9,2 +12,3 +16,1 +11,0 
Irland .... ... ' ................ +4,8 +7,4 +8,2 +8,9 +8.7 +11,3 +12,7 +13,4 +16,3 +17,9 
Dänemark .. ' ............... +9.6 +3,3 +6,4 +6,0 +6,6 + 8,8 +11,2 +13,6 +14,8 +15,9•) 

EG der Neun 2) ····---·········! +3,3 +4,2 +4,9 +6,2 +6,1 + 8,2 + 8,7 +10,6 +12,4 +13,8•) 

Schweiz ························ +2,4 +2,6 +3,5 +6,6 +6,7 + 8,1 +10,8 +10,4 + 9,4 +10,6 
Schweden ...................... +1,9 +2,7 +1,1 +7,3 +6,0 + 6,7 + 8,0 +12,4 +13,1 +14,4•) 
Osterreich .................. +2,6 +3.4 +4,1 +4,7 +6,3 + 6,0 + 7,7 + 8,5 + 9,9 +10,1 
Vereinigte Staaten .............. +4,2 +5.4 +5,9 +4,3 +3,3 + 6,2 + 8,4 + 9,8 +10,1 +11,6 
Japan ................ +5,5 +5,2 -t-1,6 +6,3 +4,3 +11,7 +15,8 +23,3 +22,1 +23.4 
Kanada .............. +4,1 +4,6 +3,3 +2,9 +4,8 + 6,1 + 9,0 + 9,1 +10,7 +11,0 

'I Aus Angaben in Landeswährung. 
'J Zusamniengewogen mit den Anteilen am Privaten Verbraud:J. (in jeweiligen Preisen) im Jahre 1971; auch 1968 bis 1973" ein-

schließlich Großbrilannfen, Irland, Dänemark. 
a) SdJ.ätzung. 

Quelle: Ol!CD; Bundesrepublik DeutsdJ.land: Nationale Quelle 
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ZweistelJlge Inflationsraten 

Kapazitäten nicht aus, die stürmisd:le Nachfrage zu 
befriedigen. Die Preise für andere Rohstoffe als Ol, 
die Hortungskäufe zu Beginn des Jahres noch ein-
mal in die Höhe getrieben hatten, stagnierten zwar 
seit dem Frühjahr 1974 oder. gingen sogar zurück; 
dies brachte jedoch audi nidit annähernd eine Kom-
pensation. 

6. Daß das Preisniveau, also die Gesamtheit der 
Preise, 1974 nodi einmal so stark steigen konnte, 
ist hauptsädilich Folge davon, daß die Geldpolitik 
zu nachgiebig war. Der Grund für das Fehlen einer 
beherzten Politik war wohl die Furdit vor hoher Ar-
beitslosigkeit. Im Zweifel wurde dem Besdiäfti-
gungsziel Vorrang vor dem Ziel der Preisstabilität 
gegeben, und dies nicht nur in den traditionell infla-
tionsanfälligen Ländern, sondern auch dort, wo sonst 
die Teuerung vergleichsweise gering zu sein 
pflegte. Erschwerend wirkte der beträchtliche, oft 
auf die Bauwirtsdiaft, den Automobilbau und die 
Textilindustrie konzentrierte Besdiäftigungsrück-
gang. 

7. Im V<'!rlauf des Jahres 1974 hat sidi weltweit die 
Einsicht verbreitet, daß es nicht mehr möglich ist, 
durch die übliche Expansionspolitik zu mehr Beschäf-
tigung zu kommen, wenn die Inflationsraten so hoch 
sind, daß immer mehr Investoren und Verbraucher 
Fehlentscheidungen treffen, weil der Geldwert im-
mer ungewisser wird und weil nicht sicher ist, wann 
die Geldpolitik dem entgegentreten wird. Denn die 
Geldpolitik kann auf die Dauer nicht gleichmütig 
sein gegenüber der Gefahr von Selbstverstärkungs· 
prozessen, die mit der Erwartung einer Inflationsbe-
schleunigung einhergehen - über Hortungskäufe, 
Flucht in die Sachwerte, Lohnabschlüsse, in denen 
eine noch zunehmende Teuerung schon vorweg be-
rücksichtigt wird - und die die Preisentwicklung 
schließlich vollends außer Kontrolle geraten läßt. 

Verloren ging 1974 ebenfalls der manchmal gehegte 
Glaube, daß sich - auch ohne flankierende Maßnah-
men - durch Abwertung der eigenen Währung in-
ternationale Wettbewerbsvorteile erringen ließen. 
Denn eine Abwertung verteuert die Importe und 
schlägt bei elastischem Geldangebot über die Ver-
teuerung der Produktionskosten auf die Preise im 
allgemeinen und damit auch auf die Ausfuhrpreise 
durch, so daß von dem erhofften Wettbewerbsvor-
sprung nicht viel bleibt, vor allem dann nicht, wenn 
das Land, wie dies etwa in Großbritannien oder Ja-
pan der Fall ist, besonders einfuhrabhängig ist. Aus 
diesen Gründen versuchten 1974 auch Länder mit 
hohen Leistungsbilanzdefiziten, das Abwärtsfloaten 
ihrer Währungen durch Interventionen am Devisen-
markt aufzuhalten. 
Schließlich fand auch die Ansicht, daß Lohn- und 
Preiskontrollen ein wirksames Mittel gege!I die In-
flation seien, immer weniger Befürworter. Die ekla-
tanten Mißerfolge dirigistischer Eingriffe in Italien, 
aber auch in Frankreich und in den Vereinigten 
Staaten, wirkten abschreckend. Nicht nur ein auf-
wendiger Uberwachungsapparat war erforderlich, 
vor allem wurde auch die Steuerungsfunktion der re· 
lativen Preise außer .Kraft gesetzt, so daß es zur 

Fehlleitung volkswirtschaftlicher Produktivkräfte 
kam. 
Die Kontrollsysteme krankten häufig auch daran, 
daß sogenannte gereditfertigte Kos.tensteigerungen 
weitergegeben werden durften und nicht selten da-
durch ein Preiserhöhungsanspruch entstand, der wie-
derum die monetäre Politik zwang, die nötigen 
Finanzierungsmittel bereitzustellen. Ein weiterer 
Nachteil der dirigistischen Preiseingriffe besteht 
darin, daß - wie sich in den Vereinigten Staaten 
nach Aufhebung der Kontrollen Ende April 1974 
zeigte - die bislang zurückgestauten Preiserhö-
hungsbegehren eine Preiswelle auslösten. Nur wenn 
die Inflationsmentalität in der Zeit, für die Lohn· 
und Preiskontrollen gelten, gebrochen würde und 
die monetäre Politik daher nicht mehr zu Zugeständ-
nissen gezwungen wäre, hätten soldie Kontrollen 
Aussicht auf nachhaltigen Erfolg. Wegen der Miß-
erfolge, die man mit solchen Kontrollen hatte, nahm 
1974 die Einsicht zu, daß die Einkommenspolitik kein 
Ersatz für eine entschlossene Globalsteuerung sein 
kann. 

8. Diese Einsichten führten im Verlaufe des Jahres 
dazu, daß zögernd und in dem Bewußtsein, ein wei-
terer Anstieg der Arbeitslosigkeit sei nicht zu ver-
meiden, die monetären Bremsen angezogen, häufig 
auch die Steuern erhöht und eine sparsamere öffent-
liche Haushaltsführung angestrebt wurden. Die Preise 
stiegen zwar während des Sommers etwas langsa· 
mer; als die Arbeitslosigkeit aber im Herbst stark 
anzog, ging man vielfach wieder vom restrikti-
ven Kurs ab. Trotz aller Einsichten fehlte es meist 
an der Kraft, die notwendigen wirtschaftspolitischen 
Konsequenzen zu ziehen und dies dann auch durch-
zuhalten. 

II. Zunehmende auBenwlrtschaftllche 
Unglelchgewlchte 

9. Die Klage über außenwirtschaftliche Ungleich-
gewichte in der Welt ist nicht neu. Schließlich ist 
das Weltwährungssystem von Bretton Woods an 
diesen zugrunde gegangen, wobei freilich das außen-
wirtschaftliche Ungleichgewicht des Reservewäh-
rungslandes, der Vereinigten Staaten, eine wesent-
liche Rolle spielte. Der Ubergang zu flexiblen Wech-
selkursen hätte der Sorge um Ungleidlgewkhte in 
den Zahlungsbilanzen der einzelnen Länder ein 
Ende bereiten können. Voraussetzung wäre aller-
dings eine Wirtschaftspolitik gewesen, die in der 
Lage ist, ihre Ziele durchzusetzen. Das aber war in 
der Regel nicht so. In vielen Ländern herrschte Uber-
nachfrage, die durch eine erhebliche Geldmengen-
expansion ermöglicht wurde. Da in diesen Ländern 
die Leistungsbilanzüberschüsse kleiner wurden 
oder in Defizite umschlugen (Schaubild 1), gleidl-
zeitig aber das Kapital nach außen drängte, weil zu-
nehmende Inflationsraten zu befürchten waren, 
mußten Kredite im Ausland aufgenommen werden, 
sollte der Wechselkurs nicht ins Uferlose sinken. 
Die Rohstoffhausse des Jahres 1973 trug das ihre 
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Schaubild 1 
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dazu bei, daß sich die Leistungsbilanzen vieler Län-
der verschlechterten. Im einzelnen war das Bild 
allerdings sehr unterschiedlich: Während der Saldo 
der amerikanischen Leistungsbilanz von einem be-
achtlichen Defizit in einen Uberschuß umschlug und 
der deutsche Leistungsbilanzüberschuß sich mehr als 
verdoppelte, verschlechterten sich die Leistungs-
bilanzen etwa Japans, Großbritanniens und Italiens 
erheblidl. 
In diese. ohnehin labile Situation platzte die Olkrise. 
Die enorme Erhöhung der Olpreise im Verhältnis 
zu den Preisen der von den Olländern importierten 
Güter, also deren Terms of Trade, verschärfte die 
Zahlungsbilanzprobleme der westlichen Welt und 
führte zur Passivierung der Leistungsbilanz~n auch 
solcher Länder, die zuvor diese Probleme nicht hat-
ten. Die einzelnen Länder wurden um so schwerer 
betroffen, je größer ihre Abhängigkeit von impor-
tiertem 01 war. Eine ins Gewicht fallende Ausnahme 
machte die Bundesrepublik (Ziffern 149 ff.). 

10. Da die Einsparnng von 01 begrenzt war und da 
die Olländer trotz eines kräftigen Einfuhrschubs ihre 
überschüssigen Einnahmen nur Z\lJll geringeren Teil 
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für Importe verwenden konnten, hätte der Versuch 
aller Defizitländer, ihre erhöhten Olrechnungen 
durch vermehrte Importe zu bezahlen, wenig Sinn 
gehabt. Global gesehen brauchten die Defizite auch 
keine Probleme aufzuwerfen, da schließlich die Ein-
nahmenüberschüsse der Olländer angelegt werden 
mußten, so daß den von der Olpreissteigerung ver-
ursachten Defiziten ein dem Betrage nach gleicher 
Kapitalexport der Olländer gegenüberstehen muß. 
Das Problem bestand und besteht also nicht darin, 
daß es am Ausgleich schaffenden Kapitalexport 
mangelte. Es liegt vielmehr darin, daß sich diese 
Gelder nicht von selbst auf die einzelnen Länder ent-
spre&end den vom Olpreis bedingten Defiziten ver-
teilen. 

11. Eine - allerdings nur vordergründige - Ur-
sache dafür, daß das Kapital nicht gerade in die 
Länder floß, die es besonders dringend benötigten, 
ist darin zu sehen, daß die Olländer ihr Geld zu-
nächst vorwiegend kurzfristig anlegen wollten und 
hierfür vor allem der Euro-Markt und der Markt der 
Vereinigten Staaten sowie die Londoner Banken in 
Betracht kamen. 
Nach Schätzungen des amerikanischen Schatzamtes 
floß in den ersten acht Monaten dieses Jahres fast 
die Hälfte der bis dahin entstandenen Einnahmen-
überschüsse der OPEC-Länder - insgesamt 25 Mrd$ 
bis 28 Mrd $ - auf den Euro-Markt, ein Fünftel 
etwa suchte Anlage in Schuldverschreibungen der 
Regierung und bei Banken in den Vereinigten Staa-
ten. Rund 3 Mrd $ wurden in Pfund Sterling ange-
legt. Der Rest verteilte sich auf Kredite an Entwidt-
lungsländer und internationale Institutionen, auf 
Direktkredite an europäische Regierungen sowie, in 
geringem Umfang, auf Käufe von privaten Wert-
papieren, Erwerb von Beteiligungen und Grundstük-
ken in den Vereinigten Staaten und in Europa. 

Das Geld auf dem Euro-Markt und zum Teil auch 
das bei amerikanischen Banken steht für die Gewäh-
rung von Krediten zur Verfügung. Die Defizitländer, 
so müßte man meinen, brauchten es dort nur auszu-
leihen. 

12. Der Hauptgrund dafür, daß einige Länder dies 
im Verlauf des Jahres immer weniger konnten, war 
in ihrer wirtschaftlichen Lage bei Ausbruch der 01-
krise zu suchen. Geldmengenexpansion, auch durch 
Finanzierung wadlsender _Budgetdefizite durdl die 
Notenbanken, übermäßige Ansprüche der Arbeit-
nehmer und anderer Gruppen und der zum Teil be-
reits hohe Stand der Auslandsverschuldung ließen 
befürchten, daß die schon eingetretene Beschleuni-
gung der Inflation in eine Krise einmünden würde, 
in der Kredite, ob vom Staat oder von Unternehmen 
aufgenommen, notleidend werden könnten. Dies 
gilt ins besondere für Italien. Auch in anderen Län-
dern zeichnete sich im Jahresverlauf ab, daß sie bald 
an die Grenzen ihrer Kreditwürdigkeit stoßen wür-
den. Großbritannien konnte seine Attraktivität für 
Oldollars vorläufig aufrechterhalten. 

13. Die Lage der Defizitländer wird prekär, wenn 
ihre Goldreserven verpfändet, ihre sonstigen Wäh-
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rungsreserven aufgebraudit und ihre offiziellen wie 
privaten Versdiuldungsmöglidikeiten ersdiöpft sind. 
Ein Absinkenlassen des Wediselkurses hat für sie 
nur insoweit Sinn, wie andere Industrieländer be-
reit sind, die auf sie verlagerten Defizite hinzuneh-
men und ihrerseits die Gesamtnadifrage aufredit-
zuerhalten. Wenn das nidit gesdiieht, besteht die 
Gefahr der Abwertungskonkurrenz. Zudem laufen 
Länder, deren Geldpolitik die Herrsdiaft über das 
Preisniveau bereits verloren hat, bei sinkenden 
Wediselkursen Gefahr, daß die Verteuerung ihrer 
Importe ihre Inflation weiter anheizt. 

So bliebe ihnen. nur der Versudi, ihre Kreditwürdig-
keit wieder zurückzugewinnen. Das ist allein mit 
einer konsequenten Stabilisierungspolitik zu errei-
dien. Audi ohne die Olverteuerung wäre jedenfalls 
den Ländern, die sdion zuvor auf dem Weg zu hö-
heren Inflationsraten und zunehmenden Zahlungs-
bilanzdefiziten waren, der Entsdiluß zu einem Her-
umwerfen des Ruders auf Restriktionskurs nidit er-
spart geblieben. Die zusätzlidien Probleme der 01-
krise maditen es für diese Länder jedodi nidlt nur 
dringlidier, sondern audi erheblidl sdlwerer als 
zuvor, einen Restriktionskurs einzusdllagen. Das ist 
vor allem deshalb so, weil die Olverteuerung, indem 
sie viel Kaufkraft band, eine Nadlfragelücke aufge-
rissen hatte, die, für sidi genommen, nidit durdl 
eine restriktive Politik gesdilossen werden konnte 
(Ziffer 450). 

Angesidits dieser Situation ist eher erstaunlidl, daß 
es bisher erst vereinzelt zu Handelsbesdiränkungen 
gekommen ist (Ziffer 33). Das legt die Vermutung 
nahe, daß das Recycling, also die Umlenkung der 
auf die genannten Märkte, vor allem den Euro-
Markt, zurückgeflossenen Dollars an die Stellen des 
dringendsten Bedarfs 1), dodi besser gelungen ist, als 
man angenommen hatte. 

14. In der Tat haben sidl die privaten internationa-
len Geld- und Kapitalmärkte angesidits der Größen-
ordnungen, die es zu bewältigen galt, bisher be-
währt. Die 1914 bis einsdiließlidl August bekannt-
gegebenen Euro-Kredite haben mit 23 Mrd $ ein 
Volumen erreidit, das den Betrag des ganzen Jahres 
1973 bereits spürbar übersteigt. Dabei sind 10 Mrd $ 
bis 13 Mrd $ direkt aus Olländern gekommen; zu 
den Hauptkreditnehmern zählen Großbritannien, 
Frankreidi und Italien. Man kann also feststellen, 
daß das Geld auch in die zahlungsbilanzsdlwadien 
Länder gelangt ist. 

Im Laufe des Jahres wurde jedodi mehr und mehr 
die Sorge laut, die Euro-Banken würden sidl über-
nehmen, zum einen wegen der Fristentransforma-
tion - die Gelder wurden kurzfristig gegeben, aber 
mittel- bis langfristig ausgeliehen -, zum anderen 
wegen der sdlwindenden Kreditwürdigkeit der 
Sdiuldner. Hinzu kam, daß ein Teil der Euro-Dollars 
auf den amerikanisdien Markt zurückfloß, während 
dieser zuvor nodi den Euro-Markt kräftig gespeist 

1) Diese Umlenkung ist das eigentliche Recycling. Es 
wird auch sekundäres Recycling genannt, wenn man 
den Rückfluß der Oldollars auf die Geld- und Kapital-
märkte der Industrieländer das primäre nennt. 

hatte. Einige Entwicklungsländer zogen Einlagen 
ab, um damit ihre Olredinungen zu begleidien; diese 
Beträge gingen dem Euro-Markt freilidl nidlt unbe-
dingt verloren. 
Die großen Euro-Banken wurden sidl mehr und mehr 
ihres Risikos bewußt und setzten sidl deshalb selbst 
strengere Regeln für das Verhältnis von Ausleihun-
gen zu haftendem Kapital, aber audl Grenzen für 
die Ausleihungen an einzelne Regierungen und_pri-
vate Sdiuldner. Audi von offizieller Seite werden 
Uberlegungen angestellt, wie man den Euro-Markt 
kontrnllieren könne, sei es über die Bank für Inter-
nationalen Zahlungsausgleidi, sei es durdi national 
verordnete Kreditgrundsätze, auf· die sidl allerdings 
dann alle Staaten einigen müßten, sollen nidlt neue 
Oasen entstehen. In die gleidie Ridltung gehen Be-
strebungen, die Muttergesellsdlaften der Euro-Ban-
ken zu verpfliditen, nidit nur ihre Filialbanken, son-
dern audi die sogenannten Konsortialbanken zu re-
finanzieren, falls diese in Bedrängnis geraten. 
Sdiließlidi .haben sidi audl die Notenbanken der 
widitigsten Industrieländer, der sogenannten 
Gruppe der Zehn, darauf geeinigt, im Falle von 
Sdiwierigkeiten bei Euro-Banken möglidlerweise 
einzuspringen; keinesfalls wollen sie jedodl, was 
audi wegen des damit verbundenen Freibriefs ge-
fährlidi wäre, bedingungslos zu Refinanzierungs-
instituten der letzten Instanz (.Jender of last resort•j 
werden. 
Das zunehmende Risikobewußtsein und die nidlt zu 
übersehenden Grenzen der Fristentransformation, 
möglidierweise audi Veränderungen der Markt-
bedingungen, haben dazu geführt, daß die Auslei-
hungen des Euro-Marktes im dritten Vierteljahr 
· 1974 spürbar zurückgegangen sind. Es besteht kein 
Grund zu der Annahme, daß der Euro-Markt bald 
wieder ähnlidi expandieren wird wie in der ersten 
Jahreshälfte. Audi kann man wohl nidlt unter-
stellen, daß die nationalen Banken in wadlsendem 
Umfang die Aufgaben übernehmen werden, die bis-
her vorwiegend der Euro-Markt geleistet hat. 

15. Wenn also audl das Bankensystem, und vor al-
lem der Euro-Markt, gut funktioniert hat, so sind die 
Probleme der Defizitländer damit für die nädisten 
ein bis zwei Jahre dodl keineswegs gelöst. Denn 
die Leistungsbilanzdefizite werden vorläufig blei-
ben, und die Olmilliarden werden sidi weiter auf-
türmen (Sdiaubild 2). Selbst wenn dieses Geld all-
mählidl mehr in langfristige Anlagen gehen wird, 
so fließt es damit dodi nidlt .,in die Defizitländer. 
Direkte Kreditabkommen mit den Olländern abzu-
sdiließen, so wie es Frankreidl und Großbritannien 
mit dem Iran getan haben, dürfte nidlt allen Län-
dern gelingen. Außerdem fragt sidl, ob ein soldler 
Wettbewerb um Kredite nidlt den langfristigen 
Interessen der ölimportierenden Länder und der 
nidit zu den Ollieferanten gehörenden restlidlen 
Länder der Welt zuwiderliefe. 

Um eine Vorstellung von den Größenordnungen zu 
bekommen, muß man sidl vergegenwärtigen, daß 
die 25 Mrd $ bis 28 Mrd $ Kapitalanlagen der OPEC-
Länder von Januar bis zum August 1974 erst knapp 
die Hälfte des Leistungsbilanzübersdlusses sind, der 
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Schaubild 2 
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1) 1974 EOOe August; für Welt insgesamt, Entwicklungsländer und Nigeria 
Ende Juli.- 2) Lände1gruppierung nach Abgrenzung der International f inan· 
cial Statislics. 

Quelle: Internationaler Wät11ungsfoods 
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für 1974 erwartet wird. Dabei ist unterstellt, daß die 
Olländer aus dem Olexport Einnahmen von 80 Mrd $ 
haben werden gegenüber 25 Mrd S im Vorjahr und 
15 Mrd S 1972. Im Jahre 1975 ist eher mit über 
100 Mrd $ an Oleinnahmen zu rechnen, da es 1974 
noch Zahlungsverzögerungen gab. Das Problem, 
diese ungeheuren Geldströme in die Länder zu len-
·ken, die das Geld zum Ausgleich ihrer Defizite be-
nötigen, wird sich also noch erheblich verschärfen. 
Langfristig mag das anders aussehen (Ziffern 452 ff.). 

16. Hat man die quantitative Dimension des not· 
wendigen Recycling vor Augen und gelten die Zwei-
fel, ob die privaten internationalen Finanzmärkte 
dies wegen der damit verbundenen Risiken noch lei· 
sten können, dann muß auf der Basis internationaler 
Solidarität rasch viel über das bisherige hinaus ge-
schehen, wenn die vom Kredit abgeschnittenen Län-
der nicht einfach ihrem Schicksal überlassen werden 
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und deshalb gezwungen sein sollen, weitgehend aus 
dem Verbund der internationalen Arbeitsteilung 
auszuscheiden. Auch wenn sich diese Länder wieder 
von selbst fangen sollten, wären inzwischen erheb-
liche Schäden für die Weltwirtschaft kaum zu ver· 
meiden. 

17. Einige bescheidene Maßnahmen sind bereits er· 
griffen worden. So wurde eine sogenannte Olfazi· 
lität beim·Internationalen Währungsfonds eingerich-
tet, zu der eine Reihe von OPEC-Ländern sowie auch 
Kanada beigetragen haben. Der Betrag beläuft sich 
bisher auf 2,8 Mrd 8. Die Mittel sind zwar vor allem 
für Entwicklungsländer gedacht, wurden aber auch 
von Italien in Anspruch genommen. Die Schuld ge-
genüber den Kreditgebern lautet auf Sori.derzie· 
hungsredtte, was diesen eine gewisse Wertgarantie 
sichert (Ziffer 25); sie wird nach höchstens sieben 
Jahren zurückgezahlt. Die Kreditnehmer müssen sich 
hinsichtlich ihrer Wirtschaftspolitik Auflagen gefal-
len lassen. Eine weitere Olfazilität des Währungs: 
fonds ist geplant, für die zu Marktkonditionen weit 
höhere Beträge beschafft werden sollen. 

Die Europäische Gemeinschaft hat eine Anleihe bis 
zu einem Gesamtbetrag von 3 Mrd S beschlossen, 
die - ebenfalls unter Auflagen - zugunsten von 
Mitgliedsländern mit ölpreisbedingten Zahlungs-
bilanzdefiziten aufgenommen werden soll (Ziffer 34), 

18. Was bisher sc:hon an Recycling. durch gemein-
schaftliche Aktionen als gesichert gelten kann, reicht 
bei weitem nicht, aus. Schwierigkeiten bereitet die 
Frage der Haftung. Während es die Olländer am 
liebsten sähen, wenn sich unt~r den gemeinschaft-
lich Haftenden stets die Vereinigten Staaten und die 
Bundesrepublik befänden, was diese Länder freilich 
nicht akzeptieren können, wollen die Industrieländer 
die Haftung auf eine möglichst breite Basis stellen 
und die Olländer selbst in die Haftung mit einbe-
ziehen. 

19. Wichtiger ist, wie gewährleistet werden soll, 
daß die Haftung nicht erst in Anspruch genommen 
werden muß, die Kreditnehmer also zu geordneten 
Verhältnissen zurückfinden und ihre Schulden später 
zurückzahlen können. Die einzige Möglichkeit dies 
zu erreichen, ist, der Geld- und Finanzpolitik strenge 
und detaillierte Auflagen zu machen. Dadurch kön-
nen die Regierungen gestärkt werden, sich dem 
inflatorisdten Drude. im Innern wirksam zu wider-
setzen. 

20. Nur wenn das Problem. des Recycling auf eine 
Weise gelöst wird, die die aus der Balance gerate-
nen Länder zur Stabilisierung und damit auch zur 
Beseitigung ihrer außenwirtschaftlichen Ungleichge-
wichte zwingt, ihnen aber auch den Atem läßt, dies 
ohne Belastungen durchzustehen, die bis an den 
Rand des wirtschaftlichen Zusammenbruchs führen 
mögen, wird es möglich sein, auch die längerfristigen 
Probleme zu lösen, die die Verteuerung des Erdöls 
den Verbraucherländern aufgegeben hat. Den Ent-
wicklungsländern, die nicht über Olvorkommen oder 
andere Rohstoffe verfügen, muß verstärkt durd1 
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günstige Kredite und Zuschüsse von den Industrie-
ländern und vor allem von den Olländern geholfen 
werden, sollen sie nicht durch die Olverteuerung in 
ihrer Entwicklung weit zurückgeworfen werden. 

III. Vertagte Weltwährungsreform 

21. Die Bemühungen um eine Reform der Welt-
währungsordnung auf der Basis „fester, aber an-
passungsfähiger Paritäten", die sich bereits in einer 
auf der Weltwährungskonferenz im September 1973 
vorgelegten „Ersten Rohskizze einer Reform" nie-
dergeschlagen hatten (JG 73 Ziffern 451 ff.), sind von 
den Ereignissen im Zusammenhang mit der Olkrise 
überrollt worden. Niemand sah mehr eine Möglich-
keit, in greifbarer Zukunft zu festeren Wechselkurs-
relationen zurückzukehren. Frankreich, seit langem 
ein Verfechter von Wechselkursbindungen, schied 
sogar aus dem Block jener Länder aus, die ihre 
Währungen nur im Verbund gegenüber denen der 
restlichen Welt floaten ließen. 
Für ein allgemeines Urteil über flexible Wechsel-
kurse im lichte der Erfahrungen ist es noch zu früh. 
Zu viele Faktoren waren im Spiel, die das Ergebnis 
beeinflussen mußten. Als das System von Bretton 
Woods endgültig zusammenbrach und flexible Kurse 
an seine Stelle traten, waren viele Länder weit von 
einem außenwirtschaftlichen Gleichgewicht entfernt, 
weil sie zuvor, dem System gemäß, immer wieder 
Aufwertungsbedarf oder Abwertungsbedarf sich zu 
lange hatten aufstauen lassen. 

22. Für Länder, die die Inflation schon vorher nicht 
bannen konnten, fiel jetzt die letzte Schranke, näm-
lich die drohende internationale Zahlungsunfähig-
keit, die sie noch davor bewahrt hatte, dem inflato-
rischen Druck von innen voll nachzugeben. Einige 
dieser Länder machen einen Prozeß der Inflations-
beschleunigung durch, von dem man nicht weiß, 
wann und bei welchem Wechselkurs er ernsthaft und 
erfolgreich bekämpft werden wird. 
Länder, deren Währungen am Markt abgewertet 
wurden, machten zudem die Erfahrung, daß die Men-
genreaktionen auf Wechselkursänderungen ihnen 
keine Verbesserung der Leistungsbilanz bescherten. 
Umgekehrt zeigte sich bei Aufwertungsländern, daß 
sich der Außenbeitrag eher erhöhte. 
Aufwertungsländer mußt.en lernen, daß sie sich nicht 
ohne Gefahren für die Binne11wirtschaft ganz von 
der Inflation im Ausland, zumal wenn sich diese 
beschleunigt, abhängen können. Zudem ist der in-
ternationale Konjunkturverbund allenfalls abge-
schwächt, nicht jedoch unterbrochen. 
langfristige Wechselkurserwartungen haben sich, 
zum Teil aus den "schon genannten Gründen, nicht 
(vermutlich noch nicht) stabilisiert. Das hatte auch 
kurzfristige Kursbewegungen zur Folge, die sich -
wegen mangelnder Anhaltspunkte für die lang-
fristige Entwicklung - zeitweilig selbst verstärkten, 
bevor sie zum Stillstand kamen oder wieder um-
schlugen. 

Das alles spricht nicht nachträglich etwa gegen den 
Ubergan.g zu flexiblen Wechselkursen, und zwar 
nicht nur weil es im alten Weltwährungssystem hätte 
weit schlimmer kommen können, sondern auch und 
vor allem, weil erst erprobt werden muß, ob bei 
Fortbestand der Flexibilität die Einsicht an Boden 
gewinnen wird, daß in jedem einzelnen Land eine 
konsequente Stabilisierungspolitik notwendig, ja un-
umgänglich ist, sollen die Vorzüge der internationa-
len Arbeitsteilung weiter genutzt werden. Wenn 
dem so ist, werden sich auch die langfristigen Kurs.-
erwartungen stabilisieren und die Hektik kurzfristi-
ger Kursausschläge sich zurückbilden. 
Als Bewährung flexibler Wechselkurse kann man 
nehmen, daß der Welthandel trotz der Kursschwan-
kungen sich kräftig ausgeweitet, neuer Protektionis-
mus sich in Grenzen gehalten hat und daß der Kapi-
talverkehr sogar weitgehend von seinen Fesseln be-
freit worden ist. 

23. Die Olkrise hat bewirkt, daß die erwähnte Roh-
skizze zur Weltwährungsreform vorläufig ad acta 
gelegt wurde. Es war offensichtlich, daß die Flexibi-
lität der Wechselkurse die Wirkungen der Olkrise 
zumindest im Verhältnis der Industrieländer unter-
einander zunächst abgemildert hat. 
Der .Zwanzigerausschuß", der die Rohskizze vor-
bereitet hatte, ging jedoch nicht auseinander, ohne 
ein Paket von „Sofortmaßnahmen• verabschiedet zu 
haben, das neben der bereits erwähnten Olfazilität 
(Ziffer 17) noch .Richtlinien für die Handhabung 
schwankender Wechselkurse" und eine neue Bewer-
tung der Sonderziehungsrechte für eine Ubergangs-
zeit nach dem .Standardkorbsystem• enthält. 

24. Die Richtlinien für die Handhabung schwanken-
der Wechselkurse sollten dem Umstand Rechnung 
tragen, daß sich stetige Wechselkurserwartungen 
noch nicht herausgebildet hatten und deshalb die 
erheblichen Kursausschläge auf den Kassamärkten 
noch keinen rechten Kontakt zu den Veränderun-
gen der Bedingungen auf den Güter- und Kredit-
märkten in der Welt gewonnen haben konnten. 
Viele Zentralbanken waren daher dazu übergegan-
gen, den Wechselkurs ihrer Währungen durch Inter-
ventionen zu manipulieren. Dies sdlien zwar unum„ 
gänglich, ist aber auch gefährlich. Die vom Inter-
nationalen Währungsfonds beschlossenen Richt-
linien erkennen an, daß es, wie es im JaJiresbericht 
des Fonds für 1974 heißt, • wünschenswert sein kann, 
(a) sehr kurzfristige Schwankungen der Marktkurse 
auszugleichen, (b) etwas längerfristig betrachtet den 
Markttendenzen ein gewisses Maß an Widerstand 
entgegenzusetzen, besonders wenn sie zu ··unange-
messen raschen Kursbewegungen führen, (und) (c) 
soweit möglich eine vernünftige Schätzung der mit-
telfristigen Norm für den Wechselkurs eines Landes 
aufzustellen, um Bewegungen der Marktkurse, die 
wesentlich von dieser Norm abweichen, entgegenzu-
wirken". 

Die Glättung kurzfristiger Zufallsschwankungen 
wird wohl kaum von jemandem für problematisch 
gehalten. Schwieriger zu beurteilen ist die Richtlinie, 
nach der ein Land interveni.eren darf, um den Wech-
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selkurs seiner Währung in eine „Ziel-Kurszone" zu 
steuern, denn dies setzt eine Einschätzung dessen 
voraus, welchen Grad an Stabilität das jeweilige 
Land selbst, aber auch seine Partner im Handel und 
Kapitalverkehr mittelfristig zu erreichen vermögen. 
Denn wenn dies viele Länder tun, dabei aber ihre 
Lage und die der übrigen Länder unterschiedlich be-
urteilen, entstehen Konflikte, die sich i:D. gegenläufi-
gen Interventionen äußern. Das müßte vermieden 
werden. Trotzdem dürfte der, möglicherweise abge-
stimmte Versuch einzelner Länder, die Erwartun-
gen hinsichtlich der Entwid<lung des Wechselkurses 
ihrer Währungen, etwa durch Interventionen am 
Devisenterminmarkt, zu stabilisieren, nützlich sein. 
Die Empfehlung des Fonds, sich den Marktkräften 
nicht zu stark zu widersetzen, mahnt allerdings auch 
zu Recht, bei solchen Versuchen Vorsicht walten zu 
lassen. Im Interesse der Weltwirtschaft liegt auch die 
Richtlinie, weder aggressiv aufzuwerten, noch 
aggressiv abzuwerten, es sei denn, die Devisenbe-
stände seien gegenüber den von den einzelnen Län-
dern anzukündigenden Zielgrößen wesentlich zu 
hoch oder erheblich zu niedrig. 
Man wird mit den Richtlinien, und so sind sie auch 
gedacht, zunädlst eine Weile vorsichtig experimen-
tieren müssen. Es wäre allen damit gedient, wenn 
dabei die Manipulation der Wechselkurse in erträg-
lichen Grenzen bliebe. Allzu oft könnte es sonst 
passieren, daß der Devisenmarkt Korrekturen des 
angesteuerten Wechselkurses erzwänge und damit 
das Gegenteil einer Stabilisierung von Wechselkurs-
erwartungen bewirkte, die man sich gerade von dem 
Eingriff der Notenbanken in diese Märkte verspricht. 

25. Der Wert der Sonderziehungsrechte wird seit 
dem !. Juli 1974 nicht mehr durch den Leitkurs des 
US-Dollars, sondern durch einen .Standardkorb" der 
sechzehn für den internationalen Handel wichtigsten 
Währungen bestimmt 1). Täglich kann nun der Wert 
eines Sonderziehungsrechtes in jeder beliebigen 
Währung über die Devisenkassakurse berechnet 
werden. Mit dieser Neubewertung könnte das Son-
derziehungsrecht ein bevorzugter Maßstab zur Fest-
legung des Wertes von Schuldverspredien werden, 
jedenfalls für jene Gläubiger, die befürditen, daß in-
folge unvorhergesehener Abwertung der Kontrakt-
währung ihre Forderungen stark an Wert einbüßen. 
Werden die Sonderziehungsrechte zur Bewertung 
von Sdiulden vereinbart, dann kann die Forderung 
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nur im Verhältnis des gewogenen Durchschnitts der 
Inflationsraten aller jener Länder an Wert verlie-
ren, deren Währungen im Standardkorb enthalten 
sind. Auf diese Weise wurde den Olländem bei der 
Einrichtung der Olfazilität beim Fonds eine gewisse 
Wertgarantie für die Anlage ihres Geldes gewährt. 
Zugleich mit der Neubewertung der Sonderziehungs-
rechte wurde deren Zinssatz heraufgesetzt, · und 
zwar zunächst auf 5 °/o. Er wird ab 1975 dem ge-
wogenen Durchschnitt der kurzfristigen Marktzins-
sätze in den Vereinigten Staaten, Deutschland, Groß-
britannien, Frankreich und Japan angepaßt Damit 
soll erreicht werden, daß Sonderziehungsrechte im· 
Vergleich 'zu anderen Währungsreserven an Attrak-
tivität gewinnen, allerdings auch wieder nicht in sol-
chem Maße, daß sie in den Horten der Notenbanken 
versdlwinden. 

26. Mit der Herausgabe von Riditlinien für die 
Handhabung sdiwankender Wechselkurse und mit 
der flexiblen Bewertung der Sonderziehungsredite 
wurde für das gegenwärtige Währungssystem des 
manipulierten oder kontrollierten Floating das zu-
nädist Notwendige getan. Die geplante Weltwäh-
rungsreform ist freilidi vertagt. Ob die Welt sidi auf 
lange Sicht veranlaßt sehen wird, doch wieder ein 
System der stärkeren gegenseitigen Bindung mit 
dem Zwang zu stabilitätspolitischer Disziplin zu su-
dien, oder ob sich die einzelnen Länder zu dem Maß 
an innerer Disziplin werden durchringen können, das 
audi dann notwendig ist, wenn sidi die Wechsel-
kurse frei bewegen, bleibt eine offene Frage. 

1) Der .Korb" enthält 
0,40 US-Dollar 
0,38 D·Mark, 
0,045 Pfund Sterling, 
0,44 französische Franken, 

26 japanische Yen, 
0,011 kanadische Dollar, 

47 italienische Ura, 
0,14 holländische Gulden, 
1,6 belgische Franken, 
0, 13 schwedische Kronen, 
0,012 australische Dollar, 
0, 11 dänische Kronen, 
0,099 norwegische Kronen, 
1, 1 spanische Peseten, 
0,22 österreichische Schilling, 
0,0082 südafrikanische Rand. 



Datum 

1973 

17. Oktober 

Ende Dezember 

19?4 

11. bis 13. Februar 

13. Juni 

22. August 

Oktober 

1973 

4.Dezember 

1974 

1. Januar 

18. Februar 

23. März 

Ende April 

16. Juli 

Vertagte Weltwdltrung1reJ01m 

Tabelle 2 

WlrtsdlaftspollUsdl widl.Uge Ereignisse Im Ausland 

IDtemailonale Erelgnlase 

Zehn arabisdle Olförderländer kommen überein, die Olförderung monatlidl um mindestens 
5 vH zu drosseln. Algerien und Saudi-Arabien kündigen noch stärkere Kürzungen an: 
Im November soll die Förderung um 25 vH unter der von September 1973 liegen. im 
Dezember um 30 vH. 

Die Olländer kündigen drastische Preiserhöhungen an, die am 1. Januar 1974 in Kraft 
treten. Um dem Bedarf der sogenannten „befreundeten„ Länder entgegenzukommen, 
können diese nunmehr auch mehr 01 erhalten als im September. Die Olminister der OPEC 
vereinbaren, die Produktionsdrosselung, die für Januar 1974 vorgesehen war, zu streldlen 
und die Minderförderung auf insgesamt 15 vH zu beschränken. 

In Washington beraten die Außenminister von 13 Olverbraudlerländem die. Energie-
situati6n. Sie kommen überein, eine Koordinierungsgruppe einzusetzen, die u. a. eine 
Konferenz von Verbraudler- und Förderländern vorbereiten soll. Allerdings stimmt 
Frankreich einer solchen Konferenz nicht zu. 
Die Zwanzigergruppe schließt die Arbeiten an der Reform des Weltwährungsystems ab 
und stimmt einem Paket von Sofortmaßnahmen zu, zu dem Vereinbarungen über Floating-
regeln, über die Verzinsung und Neubewertung <ler Sonderziehungsredlte, über die Ver-
meidung von Handelsbeschränkungen und über eine sogenannte Olfazilität von 2,8 Mrd 
SZR gehören. 
Mehrere Olförderländer kündigen erneut Produktionseinschränkungen an, um Preisrüdt· 
gingen entgegenzutreten. 
Die Koordinierungsgruppe der wichtigsten Olverbraucherländer erzielt Ubereinstimm.ung 
über ein internationales Energieprogramm; es umfaßt u. a. einen Krisenmechanismus, mit 
dessen Hilfe künftige Störungen in der Mineralölversorgung gemeinsam bewältigt 
werden sollen. 

Europäische Gemelnsdlaflen 

Der Rat nimmt eine Entschließung über Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung und zur 
Wahrung eines hohen Beschäftigungsstandes an. 

Die Zölle zwischen den sechs ursprünglidlen und den drei neuen Mitgliedern der Gemein-
schaft werden um weitere 20 vH gesenkt. 
Der Rat vera'bschiedet eine Entsdle_idung zur Erreichung eines hohen Grades an Konver-
genz der Wirtsdlaftspolitik der Mitgliedsländer. eine Ridltlinie über die Stabilität, das 
Wadistum und die Vollbeschäft!gung in der Gemeinschaft sowie eine Entschließung über 
den kurzfristigen Währungsbeistand. Außerdem wird beschlossen, einen Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik einzusetzen. 

Der Rat legt die Agrarpreise für das Wirtsdlaftsjahr 1974/75 fest, vorgesehen sind Preis· 
erhöhungen von durchschnittlich 81/:r: vH. 

Die Finanzminister der Gemeinschaft kommen nadi KonsultatiQPen mit den Vereinigten 
Staaten im Grundsatz überein, die Goldreserven zu mobilisieren. 

Die Einfuhr von Rindfleisch aus Drittländern wird angesidlts des großen Rindfleisdl· 
angebots zunächst bis Ende Oktober 1974 verboten. 
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Datum 

1974 

19. August 

2. Oktober 

1973 

November-Dezember 

26. Dezember 

1914 

29. Märi: 

2.Juli 

4. Juli 

18. Juli 

2. August 

1973 

November 

28. November 

1974 

2. Januar 

Februar 

April 

8.Mai 

15. August 

20.August 
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Die WeltwirtsdJaft im Zeldlen der Olkrise 

Um die Versorgung der Gemeinsdlaft mit Getreide .sidlerzustellen, wird die Differenz 
zwischen dem Preis in der Gemeinschaft und den1 höheren Weltmarktpreis durch_Erhöhung 
der Exportabgaben ausgeglichen. 

Nach langwierigen Verhandlungen werden auf einer Sondersitzung des Rates die EG~ 
Agrarpreise ab 7. Oktober um 5 vH erhöht. 

Belgien 

Die Regierung wird ermächtigt, die Olraffinerien. und den Olhandel bei Bedarf zu zwingen, 
ihre Vorräte zum Verkauf anzubieten. Außerdem werden eine Gesdtwindigkeitsbegren· 
zung und ein Sonntagsfahrverbot erlassen; die Straßenbeleuchtung und die Beheizung 
öffentlicher Gebäude werden ebenfalls eingesduänkt. 

Um den Kapitalimport zu fördern, wird mit Wirkung vom 1. Januar 1974 der Strafzins 
von 0,25 O/o pro Woche, mit dem bisher der Einlagenzuwadls auf Ausländerkonten be-
legt wurde, aufgehoben. Weitere Erleidlterungen folgen am 1. Februar 1974. 

Die Strafmindestreserven, die Banken bei Uberschreiten des Kreditplafonds von 14,4 vH 
entridlten müssen, werden drastisch erhöht. 

Die Nationalbank erhöht den Kreditplafonds für die Regierung von 16 auf 21 Mrd Bel-
gische Franken. 

Die bisher nur freiwilligen Mindestreserven werden in Pflichtmindestreserven umgewan-
delt. Ein großer Teil davon kann in verzinslichen Staatspapieren gehalten werden. 

Das Parlament verabsdtiedet ein Bündel von Stabilisierungsmaßnahmen. Unter anderem 
soll durc:h steuerliche Begünstigung von Zinseinkünften das Sparen angeregt werden. 

Arbeitskräfte aus Ländern, die nicht der Gemeinschaft angehören, dürfen nidlt mehr 
angeworben werden. 

Dänemark 

Um Energie zu sparen, werden u. a. die zulässige Höchstgeschwindigkeit herabgesetzt, ein 
Sonntagsfahrverbot erlassen und die Ollieferungen an Haushalte und gewerbliche Wirt-
sdtaft um rund ein Viertel gekürzt. 

Ausländisdle Arbeitskräfte aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft erhalten keine 
Arbeitsgenehmigung mehr. 

Die Preise, außer für Rohstoffe und andere Importgüter, werden bis zum 24. Februar 
eingefroren. 
Zur Verringerung des Kostenauftriebs beschließt das Parlament, allen Unternehmen mit 
Ausnahme der Banken und Versidierungen Subventionen zu gewähren. 

Durdt ein Zwangssparsystem muß ab September 1974 ein Teil der Einkommensbezieher 
zwischen 4 vH und 9 vH sei,~es Einkommens bei einer Bank einzahlen; dadurch sollen 
1 Mrd Kronen bei der Notenbank stillgeleQt werden. 

Die Zulassungsgebühr für Neuwagen wird bis zum Jahresende um 50 vH erhöht. Gleich-
zeitig werden einige Steuern, darunter die Kraftfahrzeugsteuer, um bis zu 50 ·vH herauf-
gesetzt. Die Regierung kündigt aber für den 1. Januar 1975 Steuererleidlterungen für 
untere und mittlere Einkommensgruppen an. 

Wegen zunehmender Unterbesc:häftigung im Baugewerbe hebt die Regierung das Verbot 
kommunaler Bauprojekte auf. 

Der Plafonds für die Kreditexpansion der Banken wird um 3 vH erhöht. 



Datum 

1973 

30. November 

5.Dezember 

15. Januar 

19. Januar 

7. März 

8. März 

21. März 

12. Juni 

4. Juli 

19. Juli 

1974 

1973 

13. November 

19. November 
Dezember 

17. Dezember 

11. März 

15. März 

26. März 

29. Juli 

6. August 

1974 

12. November 

Vertagte Wellwdhrungsreform 
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Frankreldl 

Maßnahmen zur Energieeinsparung werden angekündigt, darunter Geschwindigkeits-
begrenzungen, ein Verbot von Motorsportveranstaltungen und Beschränkungen des Luft-
verkehrs. 

Die Regierung beschließt ein Programm zur Inflationsbekämpfung. Unter anderem werden 
die Steuervorauszahlungen zeitlich vorgezogen und erhöht. 

Die Bank von Frankreich erhöht den Mindestreservesatz für Sichteinlagen von 14 vH 
auf 16 vH und für Terminein1agen von 5 vH a'uf 7 vH. Guthaben von Gebietsfremden 
sind nicht mehr reservepflichtig. 

Frankreich sdlert aus dem Floating·Block aus; gleichzeitig werden die Devisenkontrollen 
verschärft. 

Zur Exportförderung werden Kreditbeschränkungen gelockert. 

.Die Regierung kündigt Maßnahmen zur Einsparung von Energie an. Vorgesehen sind 
auch öffentlidle Investitionen auf dem Gebiet der Kernenergie. 

Die Spaltung des Devisenmarktes wird aufgehoben. 

In einem Antiinflationsprogramm sind eine Anhebung der Körperschaftsteuer um 18 vH 
und, zum Teil rückzahlbar, der Einkommensteuer auf mittlere und höhere Einkommen 
um bis zu 20 vH vorgesehen. 

Der Zustrom ausländischer Arbeitskräfte aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft wird 
vorübergehend unterbunden. 

Zum Schutz der Landwirtschaft werden eine Anhebung der heimischen Preise und ver-
schiedene Subventionen angekündigt. 

Großbritannien 

Die Regierung ruft den nationalen Notstand aus. Die Energiesituation ist wegen des 
Streiks der Bergarbeiter stark angespannt. 

Eine zehnprozentige Kürzung der Heizölauslieferungen wird verfügt. 

Weitere drastische Energiesparmaßnahmen werden eingeführt. Die Stromabgabe an Be-
triebe wird auf drei aufeinanderfolgende Wochentage besdlränkt. 

Die Bank von England führt ein neues Instrument ein, das verhindern soll, daß Kredit-
institute ihre verzinslichen Einlagen über ein jeweils festgesetztes Maß hinaus aus-
weiten, Gleich.zeitig werden die Konsumentenkredite verteuert. 

Nadl Beilegung des Bergarbeiterstreiks wird die Dreitagewoche abgeschafft. 

Das Schatzamt erneuert sein Angebot, für Sterling-Reserven ausländischer Notenbanken 
eine Wechselkursgarantie zu geben. 

Die neue Regierung legt den Haushaltsplan für 1974175 vor. Darin ist u. a. vorgesehen, 
die Steuersätze bei der Einkommensteuer, der Vermögensteuer und der Körpersdl.aftsteuer 
zu erhöhen sowie die Devisenkontrollen zu verschärfen. 

Die Swap-Linien mit dem Federal Reserve System der Vereinigten Staaten werden um 
1 Mrd Dollar auf 3 Mrd Dollar erhöht. 
Der allgemeine Mehrwertsteuersatz wird von 10 vH auf 6 vH herabgesetzt. 

Die Regierung kündigt wertgesicherte Sparmöglichkeiten für Kleinsparer an. 

Angesichts der schwierigen wirtschaftlid:len Lage wird ein neues Budget vorgelegt. Für 
die Unternehmen werden Abschreibungserleichterungen und gelockerte Preisvorschriften 
angekündigt. Der Mehrwertsteuersatz auf Benzin wird von 8 vH auf 25 vH erhöht. 
Weitere Maßnahmen zugunsten der unteren Lohngruppen und zu Lasten der besser ver-
dienenden Schichten sind angekündigt. 
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noch Tabelle 2 

Datum 

1973 
22. November 

1. Januar 

30. Januar 

8. März 

1974 

22. März 

Ende März 

30. April 

Anfang Mai 

6. Juli 

23. Juli 

31. August 

23. Oktober 

1973 
November-Dezember 

21. Dezember 

1.974 
1. Februa:i;. 

20. März 

10. Juli 

14. August 
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DJe WeltwJrtschalt im Zeidlen der Olkrlse 

Italien 

Ein Bündel von Energiesparmaßnahmen umfaßt u. a. ein Sonntagsfahrverbot, eine Hödlst-
gesdlwindigkeit, frühere Ladenschlußzeiten und Benzin· und Heizölpreiserhöhungen. 

Die Reform d~r direkten Steuern tritt in Kraft= 
Ein internationales Bankenkonsortium gewährt einer staatlich kontrollierten Bank ein 
Darlehen von 600 Mio Dollar auf 101/! Jahre. Am 26. Februar erhält eine weitere 
derartig~ Bank ein Darlehen von 1,2 Mrd Dollar. 

Um die .Kapitalflucht einzudämmen, dürfen Gebietsansässige und Gebietsfremde bei Reisen 
von und nach Italien höchstens 20 000 Lit, ab 6. Mai 35 000 Lit mit sich führen. 

Die Spaltung des Devisenmarktes wird aufgehoben. 

Um ein~n Kredit in Höhe von 1 Mrd SZR zu erhalten, gibt die italienische Regierung 
gegenü.J>er dem IWF eine Absidttserklärung ab; sie will insbesondere anstreben, da:s 
nichtölbedingte Leistungsbilanzdefizit bis Ende 1975 zu beseitigen. 

Für 40 vH der Wareneinfuhr wird ein Bardepot eingeführt. Ausgenommen sind Roh-
stoffe und die meisten Investitionsgüter. Auf die Dauer von sechs Monaten sind 50 vH 
des Importwertes zinslos bei der Zentralbank zu hinterlegen. Am 8. Mai genehmigt die 
Kommission der Europäisdien Gemeinschaft diese Maßnahme unter bestimmten Bedingun-
gen. 

Handelskredite, die ausländisdte Lieferanten den Importeuren gewähren, dürfen von 
italienisdten Banken nicht mehr garantiert werden. 

Die Regierung kündigt Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung an, darunter Erhöhungen 
cler Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer sowie die Anhebung von Mehrwert-
steuersätzen, beispielsweise bei Fleisdt von 6 vH auf 18 vH. 

Gemäß einer Ubereinkunft der Landwirtschaftsminister der Gemeinschaft hebt Italien das 
lmpordepot für die meisten Agrarerzeugnisse auf; bei Fleisch wird der Depotsatz auf 
25 vH gesenkt. 

Die Bundesrepublik gewährt Italien einen Währungskredit von 2 Mrd Dollar. Seine 
Laufzeit beträgt maximal 2 Jahre; als Sicherheit setzt Italien einen Teil seines Währungs-
goldes, bewertet zu 120 Dollar je Unze, ein. 

Das Importdepot wird, von bestimmten Genußmitteln abgesehen, vollends aufgehoben. 

Niederlande 

Angesichts des Lieferboykotts durch die Olförderländer werden Maßnahmen zur Energie-
einsparung getroffen, darunter ein Sonntagsfahrverbot, eine Benzinpreiserhöhung und die 
Rationierung von Benzin. 

Die Anwerbung zusätzlidler Arbeitskräfte aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft wird 
begrenzt. 

Die Regelungen zur Abwehr von Kapitalimporten werden aufgehoben. 

Die Regierung verkündet ein Programm zur Konjunkturbelebungi vorgesehen sind eine 
Erhöhung der Staatsausgaben um 600 Mio hfl und, um den Konsum anzuregen, eine 
Senkung der Steuern auf niedrigere Einkommen. 

Die Olförderllinder heben den Lieferboykott auf. 
Ein Programm zugunsten der LandwirtsdJ.aft Wird angekündigt, in dem unter anderem 
Subventionen zum Ausgleich der hohen Energiekosten vorgesehen sind. 



Datum 

1973 
6. November 
1.Dezember 

1974 
1. j.anuar 

1. Januar 

30.März 

1973 

Verlagle Weltw4hrungsretorm 

n o c h Tabelle 2 

Japan 

Die Beschränkungen der Kapitaleinfuhr werden abgebaut. 

Die Industrie muß Kürzungen ihrer Versorgung mit 01 und Strom um 10 vH hinnehmeni 
am 22. Dezember werden weitere Kürzungen angekündigt. 

Die zulässige Ausweitung der Bankkredite im ersten Vierteljahr 1974 wird gegenüber dem 
Vorjahr um mehr als 30 vH verringert. 

Japanischen Firmen wird nahegelegt, ihre Direktinvestitionen im Ausland zu beschränken. 
Davon ausgenommen bleiben die Bereiche Rohstoff und -Energie. 

Auf die Dauer von zwei Jahren werden die Gewinne von Körperschaften soweit sie 
500 Mio Yen übersteigen, mit einer Sonderabgabe in Höhe· von l~ vH belegt. 

V er einigte Staaten 

November-Dezember Zur Energieeinsparung werden die Hödtstgeschwindigkeit herabgesetzt, die Tankstellen 
an Sonntagen geschlossen, die Heizöllieferungen gekürzt und die Zahl der Inlandsflüge 
verringert. 

1974 

29. Januar 

30. April 

10. Mai 

8.0ktober 

Angesichts der verbesserten Zahlungsbilanzsituation wird der Kapitalexport wieder Iibe· 
ralisiert; unter anderem wird die Zinsausgleichsteuer faktisdt aufgehoben. 

Die Lohn· und Preiskontrollen laufen aus; nur Mineralölprodukte sind nodl einer Kon· 
trolle unterworfen. 

Um den Wohnungsbau anzuregen, verkün-0.et die Regierung ein Programm, das Subven· 
tionen in Höhe von 10,3 Mrd Dollar vorsieht. 

Das vom Präsidenten angekündigte Wirtschaftsprogramm umfaßt u. a. Maßnahmen zu. 
gunsten des Wohnungsbaus, die Erhöhung der Investitionsprämie für Investitionen von 
1 vH auf 10 vH, die Senkung der Steuer auf niedrige Einkommen sowie die Auswei-
tung der Arbeitslosenunterstützung. Vorgesehen sind Haushaltskürzungen und eine Son-
dersteuer auf Gewinne und höhere Einkommen. 
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ZWEITES KAPITEL: 

Die Konjunkturlage 

TEIL A: 

Die Konjunktur in der Europäischen Gemeinschaft 

ZT. Die Anpassungsprobleme, die es 1974 in allen 
ölimportierenden Ländern zu meistern galt, stellten 
sich auch für die Länder der Europäischen Gemein-
schaft. Sie sind derzeit zu 60 vH ihrer Energiever-
sorgung vom 01 abhängig, ohne selbst nennenswerte 
Rohölquellen zu besitzen. Die Krise traf die Gemein-
schaft in einer schlechten Verfassung. Belastet 
schon seit Jahren mit Inflationsproblemen und mit 
Zahlungsbilanzungleichgewichten, zudem völlig 
ohne Ubung in solidarischem Verhalten im Ange-
sicht einer Krise, konnte sie als Ganzes nicht so 
reagieren, wie es der Herausforderung entsprochen 
hätte. Daß sich zugleich die weltweiten Expansions-
kräfte abschwächten, erschwerte die Lösung der 
vielfältigen und neuartigen Aufgaben. Zudem waren 
die Arbeitnehmer weniger denn je bereit, auf einen 
Erfolg der Stabilisierungspolitik zu setzen. Außer-
ordentlich starke Lohnerhöhungen verschärften al-
lenthalben die inflatorischen Impulse. Die wäh-
rungspolitischen Bedingungen, die 1973 geschaffen 
worden waren, sowie der Austritt Frankreichs aus 
dem Floating-Block gaben zwar viel Raum für 
national unterschiedliche Bemühungen, darunter 
auch energische, der Probleme Herr zu werden, doch 
manche der beklagenswerten Entwicklungen in ein-
zelnen Ländern hätten möglicherweise vermieden 
werden können, wenn die Gemeinschaft als Ganzes 
handlungsfähig gewesen wäre. 

1. Erdölkrlse verschärft die Probleme 
der Gemeinschaft 

28. Bereits in den Vorjahren war die wirtschaftliche 
Entwicklung in vielen Gemeinschaftsländern be-
drohlich aus dem Gleichgewicht geraten. Besonders 
das Stabilitätsziel wurde zunehmend als unerreich-
bar betrachtet. Vor allem durch Preis- und Lohn-
kontrollen versuchte man, ärgste Auswüchse zu ver-
meiden und durch Indexklauseln soziale Härten zu 
mildern. Eine durchgreifend restriktive Politik 
wurde wegen der befürchteten Beschäftigungspro-
bleme meist nicht gewagt. Darin drückt sich auch 
der Vorrang aus, den man in vielen Ländern der 
Gemeinschaft dem Wachstumsziel ·gab. Die Einsicht, 
daß Wachstum auf längere Sicht durch Preisstabili-
tät nicht behindert, sondern vielmehr begünstigt 
wird, hat sich noch nicht durchgesetzt. Vorwiegend 
als Folge der inflatorisch aufgeblähten Ansprüche 
waren die Leistungsbilanzsalden einiger Partnerlän-
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der schon 1973 zunehmend ins Defizit geraten. Da 
das heimische Angebot vielfach überfordert war, 
mußte die Nachfrage verstärkt aus dem Ausland be-
friedigt werden. 

29. Die Gemeinschaft wurde durch die Olkrise um 
so härter getroffen, als sie auf eine solche Situation 
nicht vorbereitet war: Seit Jahren fehlte ihr ein ver-
bindliches energiepolitisches Konzept, obwohl es 
nicht an Initiativen der Kommission gemangelt 
hatte. Jedes Land suchte daher nach eigenen Aus-
wegen. 
Frankreich und Großbritannien voran, waren die 
meisten europäischen Staaten bemüht, ihre eigene 
Olversorgung in zweiseitigen Verhandlungen mit 
den Olproduzenten zu sichern. Zum Teil weigerten 
sie sich, den durch ein arabisches Embargo be-
drängten Niederlanden mit 01 auszuhelfen. 
So unterschiedlich das Vorgehen zur Sicherung des 
eigenen Olbedarfs war, so verschieden waren die 
Anstrengungen der EG-Länder, mit der Knappheit 
an Energie fertig zu werden. Während die einen 
versuchten, den Mineralölverbrauch durch Rationie-
rungen an das knappe Angebot anzupassen und 
auch zu Preiskontrollen Zuflucht nahmen, setzten 
die anderen auf das Wirken des Marktes. Es erwies 
sich, daß unabhängig von den politischen Absichten 
der Erdölproduzenten die Versorgungsengpässe in 
jenen Ländern am geringsten waren,_ in denen sich 
die Preise frei von staatlichen Eingriffen bilden 
konnten. 

30. Es mag dahingestellt bleiben, ob bei gemein-
schaftlichem Vorgehen gegenüber dem Kartell der 
Förderländer für die Olversorgung der Menge wie 
dem Preise nach viel gewonnen gewesen wäre. Was 
schwerer wog, war die Erkenntnis, daß auf gemein-
schaftliches Handeln nicht zu rechnen war. Jedes 
Land war auf sich allein gestellt und versuchte 
daher auf seine Weise, sich zunehmender außen· 
wirtschaftlicher Ungleichgewichte und eines Aus-
uferns der Geldentwertung zu erwehren. Nicht alle, 
waren indes gleich fähig, die Last der Stabilisierung 
ohne die Solidarhilfe der Gemeinschaft zu tragen. 
Dies verschärfte die Zahlungsbilanz- und Inflations-
probleme. · · 

31. Die Art und Weise, wie die Länder sich den 
außen wirtschaftlichen Problemen stellten, hing nicht 
zuletzt von dem eigenen Urteil über die als durch-
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setzbar angesehene Stabilisierungspolitik ab. Je ge-
ringer der Spielraum veranschlagt wurde, um so 
zaghafter waren die Maßnahmen, die Leistungsbi-
lanz zu verbessern. Wurde der Spielraum dagegen 
als vergleichsweise groß eingeschätzt, so wurde er 
- wie insbesondere in der Bundesrepublik - zu 
einer entschlossenen monetären Restriktionspolitik 
genutzt. Indessen gingen dort trotz flexibler Wech-
selkurse die Leistungsbilanzüberschüsse nicht zu-
rück, sondern vergrößerten sich eher noch, wodurch 
sich wiederum die außenwirtschaftlichen Probleme 
unserer Partnerländer verschärften. 

32. Dadurch, daß sich das Verhältnis von Ausfuhr-
preisenzu Emfufirpreisen (Terms of Trade) drastisch 
verschlechterte, vergrößerten sich die außenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichte 1974 so rasch und 
so stark, daß der Zusammenhalt der Gemeinschaft 
zeitweise gefährdet schien. Die drei Länder mit den 
größten Defiziten, Großbritannien, Italien und 
Frankreich wiesen negative Leistungsbilanzsalden 
von 8,8 Mrd $, 8,S Mrd $ und 7 Mrd $ auf; zusam-
mengenommen dürfte aus dem Uberschuß der Ge-
meinschaft von rund 1 Mrd $ im Jahre 1973 ein De-
fizit von 20 Mrd $ für 1974 geworden sein. Das De-
fizit wäre noch beträchtlich höher ausgefallen, hät-
ten nicht die Bundesrepublik und die Niederlande 
auch gegenüber Drittländern erhebliche Uber-
schüsse erzielt. 

33. Von den Defizitländern setzte Italien die Ge-
meinschaft der härtesten Belastungsprobe aus. Ge-
gen den Grundsatz des freien Warenverkehrs inner-
halb der Gemeinschaft verstoßend, versuchte es 
Anfang Mai 1974, den bedrohlichen Anstieg seines 
Handelsbilanzdefizits dadurch einzudämmen, daß es 
Importeure .nicht lebensnotwendiger" Güter ver-
pflichtete, 50 vH des Einfuhrwertes für sechs Mo-
nate zinslos bei der Notenbank zu hinterlegen. Al-
lerdings zeigte sich bald, daß diese Maßnahme, da 
sie die Importe verteuerte, zunächst die Inflation 
beschleunigte. Das Drängen der Partner veranlaßte 
Italien, die Einfuhrerschwernis im Sommer teilweise 
wieder zu lockern. 
Frankreich suchte unter dem Druck seines anschwel-
lenden Leistungsbilanzdefizits währungspolitisch 
freie Hand zu bekommen und erklärte seinen Aus-
tritt aus dem Floating-Block. Es wollte offenbaflliCilt 
noch einmal, wie im Herbst 1973, einen großen Teil 
seiner Devisenreserven verlieren und war wohl 
auch nicht bereit, sich gegenüber den Blockpart-
nern in dem Ausmaß zu. verschulden, wie es der 
Währungsverbund erzwungen hätte. Im übrigen mag 
man auch darauf gesetzt haben, daß ein Absinken 
des Frankenkurses hilfreich sein würde, die Lücke 
in der Leistungsbilanz zu verkleinern. 

roßbritannien konnte seine Defizite lange Zeit hin-
nehmen, a einige öldevisenreiche Länder, wie die 
Staaten des Persischen Golfes oder Nigeria, ihre 
erhöhten Guthaben zunächst vorwiegend britischen 
Banken anvertrauten. Erleichtert wurde ihnen dies 
durch Wechselkursgarantien. 

Dänemark sah sich seit Beginn des Jahres 1974 
ebenfalls einem rasch zunehmenden Leistungshi-

lanzdefizit gegenüber. Zwar hatte es bereits seit 
mehr als einem Jahrzehnt seine Wachstumspolitik 
durch Verschuldung im Ausland finanziert; im Ge-
folge der Olkrise - inzwischen deckt 01 rund 93 vH 
des dänischen Energiebedarfs - war aber 1974 mit 
einem Anstieg des Defizits auf das Dreifache des 
vorjährigen Umfangs von 1,3 Mrd DM zu rechnen. 
Mitte Mai 1974 sah sich deshalb die dänische Regie-
rung veranlaßt, Verbrauchsteuern auf Waren, die 
vorwiegend aus dem Ausland bezogen werden, dra-
stisch heraufzusetzen. In seiner Wirkung kam das 
einer Zollerhöhung gleich, welche die Einfuhren aus 
den Gemeinschaftsländern ebenso traf wie diejeni-
gen aus dem übrigen Ausland. 

34. Innergemeinschaftliche Hilfsaktionen zugunsten 
der Defizitländer setzten erst im Herbst 1974 ein, als 
die einzelstaatlichen Versuche zur Beseitigung der 
Ungleichgewichte nicht mehr weiterhalfen. Zwar 
wurde bereits im Dezember 1973 der. kurzfristige 
Währungsbeistand der Zentralbanken von 2,7 Mrd 
auf 4,2 Mrd Rechnungseinheiten aufgestockt, und 
im April konnte auf Drängen Frankreichs und Ita-
liens vereinbart werden, daß Gold im Verkehr zwi-
schen den ·Zentralbanken der Gemeinschaftsländer 
zu marktnahen Preisen für den Saldenausgleich ver-
wendet werden könne, doch wurde Einigkeit über 
eine von den europäischen Regierungen garantierte 
Anleihe bei den Olförderländern zugunsten not-
leidender Mitgliedsländer erst im Oktober 1974 er-
zielt, nachdem die Bundesrepublik an Italien bereits 
einen auflagenfreien Kredit von 2 Mrd $, aller-
dings gegen Verpfändung von Währungsgold, gege-
ben hatte. Die Gemeinschaft ist nunmehr bereit, für 
Kredite bis zu einem .Gesamthöchstbetrag von 
3 Mrd $, die jeweils mit einer Laufdauer von mehr 
als fünf Jahren versehen sein müssen, eine Garantie 
zu übernehmen, wobei der Bürgschaftsanteil eines 
einzelnen Landes das Doppelte seiner Quote am 
kurzfristigen Währungsbeistand der Europäischen 
Gemeinschaft nicht übersteigen darf, für die Bun-
desrepublik demnach nicht 44 vH des Gesamtbetra-
ges. Die Weitergabe der Anleiheerträge kann mit 
wirtschaftspolitischen Auflagen für die Schuldner-
länder verbunden werden. 

35. Die Olpreishausse hatte das Niveau der Ein-
fuhrpreise in der Gemeinschaft sprunghaft in die 
Höhe getrieben. Dadurch dürfte sich das Kosten-
niveau um 2 vH bis 3 vH erhöht haben. 

36. Wo die monetäre Politik, wie in den Defizit-
ländern Italien, Gro_ßbritannien und Frankreich, 
trotz aller Bemühungen wenig· restriktiv wirkte, 
vollzog sich 1974 ein unheilvoller Kreislauf aus In-. 
flation, hohen Lohnabschlüssen, Verfall des Wech-
selkurses, verteuerten Einfuhren und erneut be-
schleunigter Inflation. Daß sich in den Ländern des 
Floating-Blocks nicht ebenfalls ein Prozeß nach sol-
chem Muster vollzog, mag darin begründet sein, daß 
dort die stabilitätsbewußten Länder dominieren, 
aber vielleicht auch darin, daß die Zugehörigkeit zu 
einem Festkurssystem ihrerseits einen spürbaren 
Zwang zu stabilitätspolitischem Wohlverhalten aus-
übt. 

29' 



Die Kon/wtJdurlage - Die Konjunktur In der Buropliladten Gemelnadtalt 

II. Gedämpfte Konjunktur 

37. Die Dlkrise beeinträchtigte das Wirtschafts-
geschehen in der Gemeinschaft nicht nur, indem sie 
die bereits · bestehenden Zahlungsbilanzprobleme 
und den Geldwertschwund verschärfte, sondern in-
direkt auch dadurch, da1l sie die ohnehin abge-
schwächte wirtschaftliche Expansion in der Welt 
zusätzlich dämpfte. 

Weltwelt unsicherer Konjunkturverlauf 

38. Mit der Erdölverteuerung nahm die konjunk-
turelle Unsicherheit 1974 in der Weit allenthalben 
'Zu. So hielten sich die Investoren mit der Nach-
frage nach Ausrüstungsgütern zurück, weil sie ihre 
künftigen Absatzchancen oft nur schwer abschätzen 
konnten. Lebhaft war die Investitionsneigung ins-
besondere dort, wo es aussichtsreich erschien, neue 
Energiequellen zu erschließen, wo die Nachfrage 
nach Gütern drängte, die Erdöl oder erdölabhängige 
Produkte ersetzen, oder dort, wo hohe DeviseneinM 
nahmen aus Erdöl- und Rohstoffverkäufen zu großen 
Investitionsprogrammen anregten. Auch die VerM 
braucher waren zurückhaltend: In einigen Ländern 
stagnierte das verfügbare Realeinkommen oder sank 
sogar; hinzu kam die Sorge um die Arbeitsplätze. 

Die gesamtwirtschaftliche Produktion ging in den 
Industrieländern der westlichen Welt während des 
ersten Halbjahres 1974 überwiegend leicht zurück. 
In der zweiten Jahreshälfte dürfte sie - wenn 
überhaupt - nur zögernd gestiegen sein (Tabelle 3). 

39. Der Welthandel nahm 1974 dem Werte nach 
mit 45 vH (1973: 37 vH) noch außergewöhnlich stark 
zu. Zieht man jedoch ygn dje5er Batß den ipflationsM 
bedingten Anteil ab, so verbleiben nur rund 6 vH 
~·-

Tabelle 3 

(1973: 14 vH). Als Folge der Dlpreiserhöhungen er-
gaben sich in diesem Jahr erhebliche Strukturände-
rungen. Mengenmäßig war der Handel mit Erdöl 
erstmals ruckläufig- die Ausfuhr von Industrie-

utern in die OPEC-Länder stie s run halt an. Die 
unahme der Exporte in rohstoffarme Entwic ungs-

länder verlangsamte sich; diese Gruppe von Län-
dern mußte 1974 von ihren ohnehin knappen De-
visen wesentlich mehr für Erdöl ausgeben. Rohstoff-
reichen Entwicklungsländern verschafften die hohen 
Rohstoffpreise beträchtliche Deviseneinnahmen, die 
sie nun nicht nur für 01, sondern auch für mehr In-
dustriegüter ausgaben. 

40. In den V<>rejnjqten Staaten ging das reale So-
zialprodukt 1974 zurück; es hatte seit dem Frühjahr 
1~73 nur noch langsam zugenommen. Zwar stieg die 
Produktion in vielen Branchen, so bei den Stahlher-
stellern, in der Stahlverarbeitung, in der Chemie 
und in einigen Bereichen der Investitionsgüterindu-
strien noch an; dies machte allerdings den starken 
Rückgang der Automobilproduktion und des Woh-
nungsbaus auch nicht annähernd wett. Die Arbeits-
losenquote erhöhte sich von 4,6 vH im Oktober 1973 
auf 6 vH im Herbst 1974. Zu der deutlichen Abküh-
lung de.s Wirtschaftsklimas hat vor allem die zu-
rückhaltende Kaufneigung der privaten Haushalte 
beigetragen. Bereits 1973 hatte die monetäre Politik 
angesichts der sich bedrohlich beschleunigenden In-
flationsraten einen restriktiven Kurs verfolgt. Stei-
gende Zinssätze ließen die Zahl der angefangenen 
Bauten, die stets empfindlich auf Zinsänderungen 
reagiert, auf fast die Hälfte zurückgehen. Daran 
konnten auch großzügige Subventionen des Staates 
nichts ändern. Ein zweiter Schlüsselbereich, der 
Automobilbau, mußte sich auf eine um rund ein Drit-
tel geschrumpfte Nachfrage einstellen. Hierzu hat 
neben der Energiekrise auch beigetragen, daß die 
Reallöhne der Arbeitnehmer binnen Jahresfrist um 

Reales Bruttosozialprodukt In wldltlgen Industrieländern 
Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in vH 

Land 
1. Hj. 1 2. Hj. 

1969 11970 11971 11972 11973 11974')1 
1973 

1. Hj. 1 2. Hj. 

1974 1) 

Bundesrepublik Deutschland ...... + 8,2 + 5,8 +3,0 +3,4 + 5,3 + 1/: + 6,3 +4,4 +1'1' - •/2 
Frankreich ...................... + 1,7 + 5,9 +5,o +5,5 + 6,0 +4 + 6,2 +6,0 +5 +3 
Großbritannien ·················· + 2,2 + 2,2 +1,6 +3,5 + 5,4 ±0 + 6,6 +4,2 -1'/t +t•/, 
Italien ·························· + 5,7 + 4,9 +1,4 +3.4 + 6,0 +41/2 + 3,5 +8,2 +1'/• +1 11. 
Vereinigte Staaten ............... + 2,6 - 0,5 +2,8 +6,1 + 5,9 -t1/2 + 7,2 +4,6 - 1/r. -21/2 

Japan ........................... +11,9 +10.~ +6,3 +9,4 +10,2 -3 +13,4 +1,5 -3 -3 

') Eigene Schätzung. 
Quelle: OECD; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle 
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mehr als 4 vH schrumpften. Von der Auslandsnach-
frage gingen konjunkturstützende Impulse aus, in 
der ersten Jahreshälfte auch vom Laveraufbau, 
Die amerikanische Leistungsbilanz, die 1973 erstmals 
seit mehreren Jaliren, unter anderem aufgrund der 
hohen Agrarexporte sowie des Transfers beträcht-
licher Gewinne multinationaler Olgesellschaften, mit 
einem Uberschuß abgeschlossen hatte, dürfte 1974 
wieder mit 4 Mrd $ ins Defizit geraten. Ausschlag-
gebend dafür ist, daß wegen der verteuerten Erdöl-
importe die Einfuhr diesmal um rund 10 Mrd $ höher 
ausfallen dürfte als die Ausfuhr. 

41. In Japan, das drei Viertel seines Energiebedarfs 
durch importiertes Erdöl deckt und dessen Industrie-
produktion in hohem Maße vom Automobilbau ab-
hängt, ging die gesamtwirtschaftliche Produktion im 
Winterhalbjahr 1973/74 erstmals zurück. Wegen der 
dramatisch versdlledlterten Turms of Irade lag das 
im Inland verteilbare Realeinkommen 1974 sogar 
beträchtlich unter dem Vorjahreswert. Die Investi· 
tionsneigung der Unternehmen nahm spürbar ab, zu· 
nächst aus Sorge, daß die Produktion bei anhalten-
der Energieknappheit nicht aufrechterhalten werden 
könnte, später vor allem wegen des starken Nach· 
fragerückgangs im Automobilbau, der auf viele vor· 
und nachgelagerte Bereiche ausstrahlte. Bei den pri-
vaten Haushalten löste die Olkrise zwar eine Welle 
von Hortungskäufen aus, doch trieben diese nur die 
Preise in die Höhe. 

42. Der Anstoß zu einer Erholung ging vom Export 
aus. Freie Kapazitäten, staatliche Exporthilfen und 
erstmals eingeführte selektive Preiskontrollen ver-
anlaßten die Unternehmen, verstärkt auf die Aus-
landsmärkte auszuweichen, insbesondere auf die la-
teinamerikanisdlen, die südostasiatischen und die 

des Nahen Ostens. Zugute kam der japanischen In-
dustrie, daß sie Produkte anzubieten hat, die, wie 
Schiffe, Stahl und chemische Erzeugnisse, 1974 welt-
weit gefragt waren. Der Exporterfolg wirkte vom 
Sommer an auch anregend auf die Investitionsnei-
gung im Inland. Die Konsumbereitschaft belebte sich 
indes nur zögernd, obwohl die Lohntarife um mehr 
als 30 vH angehoben und die Einkommensteuersätze 
gesenkt wurden, der hohe Geldwertschwund ent-
wertete die Einkolnmensteigerungen weitgehend. 

43. Die kleineren westeuropäischen Industriestaa-
ten Schweden, Schweiz Osterreich und Norwe en 
die zusammen mit den Vereinigten Staaten, Kana ~ 
und Japan die wichtigsten Handelspartper der Euro-
päisäleiltemeins<;haft sind, spürten im Jahre 1974 
mit Ausnahme der Sfhweiz nur wenig von der kon-
junkturellen Abkühlung, der ihre Nachbarländer 
ausgesetzt waren (Tabelle 4). Ihre Wirtschaft expan-
dierte kräftig, wobei es gerade die Nachfrage aus 
dem Ausland war, die anregend wirkte. In Oster-
reich war dies vor allem auf den anhaltenden Stälil-
boom zurückzuführen. Schweden und Norwegen pro-
fitierten von der weltweit regen Nachfrage nach 
~n sowie nach_Holz und Papj!lf. In diesen Län-
dern wurde auch 1974 kräftig investiert. J:"orwegen 
brachte es dabei dank seiner Olprojekte in iFer Nord-
see auf eine Zuwachsrate der realen Anlageinvesti-
tionen von 10 vH (1973: 14,6 vH). In der Schweiz 
bildete der Export das Gegengewicht zu einer sehr 
schwachen Binnennachfrage. 

Die Gemeinschaft Im Abschwung 

44. In den Ländern der Europäischen Gemeinschaft 
i!,at sidl die kon1unkfurelie Lage 1§74 merklidl vef-

Tabelle ·i 

Reales Bruttosozialprodukt In den kleineren europillsdlen Jndustrleländem 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Land 1969 1970 1911 1912 1973 1974 'I 

Niederlande . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +7,0 +5,9 +4,3 +4,4 +4,2 +21/1 

Belgien ···························· +7,0 +6,2 +3,7 +5,4 +5,1 +41/1 

Dänemark ·························· +8,1 +3,3 +3,6 +5,0 +3,5 +111. 
Irland ······························ +4,5 +2,1 +3,3 +4,0 +1,0 +3 
Osterreich ························· +5,1 +1,9 +5,2 +1,1 +5,5 +5 
Schweden ·························· +5,8 +4,6 +o,3 +2,5 +1,5 +31/1 

Schweiz ................... ; ........ +6,0 +4.4 +4,3 +5,8 +4,2 +! 

Industrieländer insgesamt 1) „.„„.J +4,8 +2,6 +3,4 +5,1 +6,3 ±0 

'l OECD-Mitgliedsländer. 
'l Eigene Sdlät2:ung. 

Quelle: OECD 
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schlechtert. Die Nachfrage reichte vielfach nicht mehr 
·aus, die Kapazitäten auszulasten. Besonders die Ver-
braucher hielten sich zurück, nachdem es in einigen 
Ländern vorübergehend zu hektischen Kaufwellen 
gekommen war. Die Furcht vor Arbeitslosigkeit war 
stärker als die Sorge, Zuwarten könne die Kaufkraft 
des Geldes nur mindern. Die Sparneigung stieg trotz 
der Inflation in den meisten Ländern wieder leicht 
an. 
Die Unternehmen hielten sich nach dem Schock der 
Energiekrise zunächst mit ihren Aufträgen zurück. 
Erst als sicher war, daß es nicht zu dem befürchteten 
Olmangel kommen würde, belebte sich die Inve-
stitionsneigung wieder etwas, zumal die erhöhten 
Erdölkosten Anlaß gaben, die Produktion umzu-
strukturieren und zu rationalisieren. Anregend wirk-
ten in einigen Ländern auch staatliche Investitions-
erleichterungen. Stark rückläufig war 1974 die pri-
vate Wohnungsbaunachfrage. Die gewerbliche Bau-
nachfrage war ebenfalls sehr schwach. Der Lagerauf-
bau hielt sich in engen Grenzen. 

Kräftiger als die innergemeinschaftliche Nachfrage 
entwickelte sich die Zunahme der Lieferungen in 
Drittländer. Lediglich die amerikanischen, kanadi-
schen und schweizerischen Importeure bezogen der 
Menge nach weniger Güter aus der Gemeinschaft 
als ein Jahr zuvor. Dagegen blieben die Lieferungen 
an Osterreich, Schweden und Norwegen und an die 

Tabelle 5 

Staatshandelsländer hoch. Am stärksten steigerte 
die Gemeinschaft ihre Ausfuhr in die OPEC-Staaten. 
Diese konnten zwar längst nicht alle Deviseneinnah-
men nµtzen, die sie aus den verteuerten Ollieferun-
gen erzielten; immerhin trieben sie den Ausbau 
ihrer Infrastruktur und ihrer Grundstoffindustrien 
voran. 

45. Die gesamtwirtschaftliche Produktion spiegelte 
die verhaltene Nachfrage wider (Tabelle 5). Das 
reale Bruttosozialprodukt der Gemeinschaft nahm 
1974 nur noch um 2 vH (1973: 5,6 vH) zu und damit 
deutlich langsamer als im langfristigen Durchschnitt 
(1963 bis 1972: 4,5 vH). Der Auslastungsgrad des 
Produktionspotentials verringerte sich, danach zu 
urteilen, fühlbar. 
Auch die Zuwachsrate der Industrieproduktion war 
1914 mit etwa 3 vH kleiner als der Trendwert von 
51/• vH. Von Oktober 1913 bis Ende des Frühjahrs 
1974 nahm die Produktion ab. Seitdem stagniert sie. 
Bemerkenswert war die ausgeprägte Differenzierung 
nach Branchen. Während die Produktion von Stahl, 
Stahlerzeugnissen, chemischen Erzeugnissen und Pa-
pier weiterhin zügig expandierte, mußten die Bau-
wirtschaft, der Kraftfahrzeugbau und ·das Textilge-
werbe ihre Fertigung kürzen. 

46. Die Arbeitsmärkte entspannten sich 1914 deut-
lich, jedoch nahm die Arbeitslosigkeit erst seit dem 

Bruttosozialprodukt und seine Verwendung In den EG-Lindem 1) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1 

Bundes· 1 1 republik Fra.nk„ Itali 
Deutsch· reich en 

land 1 

Nieder-1 1 Groß-1 lande Belgien bri: 
tann1en 

Irland 1 

1973 'J 
Bruttosozialprodukt ................ + 5,3 +6,0 + 6,0 + 4,2 + 5,7 + 5,4 + 7,0 

Privater Verbrauch ·············· + 2,9 + 6,0 + 6,2 + 2,1 + 7,4 + 4,6 + 6,0 
Staatsverbrauch ·················· + 4,0 + 3,4 + 3,3 + 0,7 + 4,7 + 3,7 + 8,5 
Bruttoanlageinvestitionen ......... + 1,1 + 6,5 + 9,0 + 6,5 + 7,2 + 4,8 +16,3 
Ausfuhr .......................... +16,2 +12,1 + 5,3 +12,1 + 9,6 + 9,1 + 5,8 
Einfuhr .......................... + 9,8 +14,1 +11,9 +11,9 +10,8 +11,2 +12,8 

1974 ') 
Bruttosozialprodukt ................ + '/r + 4 + 41/2 + 21/z + 41/2 ± 0 + 3 

Privater Verbrauch . . . . . . . . . . . . . . '/• + 41/t + 3 + 3 + 4 + '/• + 2 
Staatsverbrauch ·················· + 31/, + 2'/• + 2'/• + 3 + 4'/• + 2 + 6 
Bruttoanlageinvestitionen ......... 71/z + 5 + 6 4'/• + 5 211. + 31/z 
Ausfuhr ·························· +141/z +121/z + 7 + 5 + 8 + 6 +11 
Einfuhr ·························· + 61/2 + 91/t - l + 1/t + 8'/• + 21/z + 6'/• 

1) In Preisen von 1963; Bundesrepublik Deutschland: in Preisen von 1962. 
2) Quelle: OECD; Bundesrepublik Deutschland: Nationale Quelle. 
') Eigene Schätzung aufgrund von Unterlagen internationaler Organisationen; auf 0,5 Prozentpunkte gerundet. 
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Herbst bedrohlich zu. Zur Sorge Anlaß gab zunächst 
eher, daß sich der Beschäftigungsrückgang in weni-
gen Branchen besonders konzentrierte. Andererseits 
blieb vor allem in Frankreich, Großbritannien und in 
den Niederlanden bis zum Sommer die Nachfrage 
nach qualifizierten Arbeitern hoch. Die Bundesrepu-
blik, Frankreidi, die Niederlande, Belgien und Dä-
nemark verhängten einen Anwerbestopp für Ar-
beitskräfte aus Staaten außerhalb der Gemeinsdiaft. 

47. Die Effektivlöhne stiegen 1974 mit rund 18 vH 
nodi kräftiger als im Jahr zuvor (15 vH). Unbeein-
druckt von der unsicheren konjunkturellen Lage 
setzten die Gewerkschaften ihre Forderungen weit· 
gehend durch, ohne daß sie so häufig wie im Vor-
jahr von der Streikwaffe Gebrauch madien mußten; 
der zweimonatige Streik der britisdien Bergarbeiter 
im Januar und Februar war eher eine Ausnahme. In 
den meisten Ländern wurden die Löhne zudem durdi 
Gleitklauseln der Preisentwicklung angepaßt. Nach-
dem nun auch Großbritannien in weiten Bereidien 
seiner Wirtsdiaft das Indexlohnsystem eingeführt 
hat, ist die Bundesrepublik das einzige Land der Ge-
meinschaft, das keine solchen Regelungen getroffen 
hat. 

48. Die hohen Lohnsteigerungen und der verlang-
samte Produktivitätszuwachs führten dazu, daß die 
Lohnkosten je Produkteinheit 1974 überall wesent-
lich rasdier zunahmen als im Vorjahr (Tabelle 6). 

Wollte man die Zuwachsraten als Maß dafür ver-
wenden, wie sich die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit der Länder innerhalb dieses einen Jahres 
verändert hat, so müßte man sie um die durchschnitt· 
lidie Auf- oder Abwertung der einzelnen Währun-
gen gegenüber dem Dollar, den Sonderziehungsrech-
ten oder der D-Mark bereinigen und erhielte dann 
besonders für Italien und Frankreich, aber auch für 
Großbritannien und Irland gegenüber den in der 
Tabelle ausgewiesenen Werten ein wesentlich gün-
stigeres Bild. 

49. Die Bruttoeinkommen der europäischen Arbeit-
nehmer haben sich wiederum - und damit nun fünf 
Jahre ununterbrodien - stärker als jene der Un-
ternehmer und Vermögensbesitzer erhöht (Ta-
belle 7). 

SO. Nachdem sidi die Wirtsdiafüpolitik meist erst 
durdi den immer rascheren Preisauftrieb veranlaßt 
sah, auf Restriktionskurs umzuschalten, gelang es 
ihr, außer in der Bundesrepublik, nicht mehr, die 
Preiserhöhungsspielräume, die sie zuvor reichlich 
gewährt hatte, nachhaltig einzudämmen und eine 
Wende bei den Verbraucherpreisen herbeizuführen. 
Diese dürften 1974 im Durchschnitt um 14 vH (1973: 
9 vH) höher sein als im Vorjahr. Außer in Italien 
und Großbritannien verlangsamte sich der Anstieg 
der Großhandelspreise, der seit dem Herbst 1973 
besonders rasch verlaufen war. Die industriellen Er-

Tabelle 6 

Lohnkosten je Produkteinheit 1) In den EG-Ländern, den Verelnlyten Staaten 
und In Japan 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 2) 

Land 1970 1911 1972 

Bundesrepublik Deutschland ...... +11,2 +10,0 + 6,1 
Frankreich ...................... + 6,9 + 6,6 + 6,1 
Italien .......................... +11,2 +13,4 + 8,0 
Niederlande .................... + 7,6 +10,0 + 7,3 
Belgien ........................ + 5,2 + 9,8 + 8,9 
Großbritannien .................. + 9,6 + 8,0 + 9,1 
Irland .......................... +12,9 +13,I +12,1 
Dänemark ······················ +11,3 + 9,1 + 7,6 

EG der Neun ···················· I + 9,2 + 9,5 + 7,3 

Vereinigte Staaten ............. · J + 7,1 + 3,1 + 3,6 
Japan .......................... + 9,2 +10,2 + 6,8 

•) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je Einheit des realen Bruttosozialprodukts. 
1) Aus Angaben in Landeswährung. 
1) Sd>.ätzungen, auf 0,5 Prozentpunkte gerun:!et. 

1973 1974 ') 

+ 7,8 + 8,5 
,., 8,6 +11 
+13,3 +18 
+ 9,2 +11 

+ 9,5 +10,5 
+ 8,0 +16,5 
+10,5 +15 
+12 +16,5 

+ 9,1 +12 

+ 5,0 + 9 
+13,4 +27,5 

Quelle: DIW 
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Tabelle 7 

Bruttoeinkommen In den EG-Ländern, den Vereinigten Staaten und In Japan 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 1) 

Bruttoeinkommen aus 

unselbständiger Arbeit 1 Unternehmertätigkeit und Vermögen 

1970 1 1971 1 1972 1 1973 l 1974 'l 1970 1 1911 1 1912 1 1973 1 1974 ') 

Land 

Bundesrepublik Deutschland 'l .. „ +11,1 +13,3 + 9,1 +13,5 + 91/1 + 9,1 + 5,4 + 8,2 + 9,0 - 1/1 

Frankreich ....................... +13,I +12,2 +12,2 +15,1 +16 +10,8 + 9,3 +13,0 +tt,6 +12 
Italien........................... +16,1 +15,2 +11,3 +20,0 +22 . + 4,2 + 0,3 + 8,6 +12,2. +13,5 
Niederlande . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +14,7 +14,6 +11,9 +14,2 +15 + 4,5 + 6,0 +19,3 +13,0 + 8,5 
Belgien . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 12,2 + 13,6 + 14,5 + 16 + 14,5 + 10,3 + 2,6 + 10,0 + 7 + 10 
Großbritannien . . . . . . . . . . . .. . . . .. +tt,7 +10,5 +tt,7 +14,2 +15,5 + 0,2 +18,2 + 6,2 +13,1 + 9 
Irland ........................... +15,7 +16,5 +16,6 +18 +19 + 3,1 + 8,1 +23,3 +24 +13 
Dänemark ....................... +14,4 +13,2- +12,4 +16 +20 + 5,6 + 1,7 +12,0 +15 + 5,5 

EG der Neun .................... / +14,8 +12,8 +11,3 +15,I +14,5 / + 7,4 + 7,2 +10,2 +11,2 + 8,5 

Vereinigte Staaten .............. · 1 

Japan .........•..•..•..•......• 
+ 6,1 + 6,5 +10,0 +tt,2 + 8 
+20,5 + 11,1 +16,3 +25,3 +25 

+ 9,2 +tt,6 +16,8 + 8 
+ 4,6 +12,1 +14,7 +tt 

1) Aus Angaben in Landeswährung. 
2) Schät~ungen, auf 0,5 Prozentpunkte gerundet. 
3) Für 19?4: eigene Schätzung. 

zeugerpreise stiegen 1974 unvermindert an und 
übertrafen das Niveau des Vorjahres um rund 25 vH 
(1973: 13 vH). 

Regionale Differenzierung 

51. 1974 war für die Länder der Gemeinsdiaft ein 
Jahr des Absdiwungs. In den einzelnen Mitglieds-
ländern verlief die konjunkturelle Entwicklung je-
dodi redit versdiieden: In der Bundesrepublik und 
in Großbritannien war die Wirtsdiaftstätigkeit 
schwach, in den übrigen Ländern waren die Auf· 
tragsbüdier zunädist nodi gefüllt und die Kapazi-
täten ausgelastet. Im Verlauf des Jahres kühlte sidi 
aber audi dort das Konjunkturklima ab. 

52. Vor allem Stärke und Struktur der Nachfrage 
bestimmten das uneinheitlidie europäisdie Kon-
junkturbild. In Italien überstieg- die Nachfrage bis 
in den Herbst hinein die Produktionsmöglichkeiten 
bei weitem. Zurückhaltung legten sich dort weder 
die Arbeitnehmer auf, deren indexgebundene Lohn-
einkommen mit der Inflation schritthielten, nodi die 
Unternehmen, ··die kräftig investierten, nodi der 
Staat, dessen Ausgaben zur Hälfte durdi Kredite -
meist von der Notenbank - finanziert waren; der 
Export wurde durdi die aufgrund des günstigen 
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Wediselkurses niedrigen italienischen Außenhan-
delspreise angeregt. Erst im Herbst ließ die zuneh-
mende Unsicherheit über die wirtschaftliche Zukunft 
des Landes die Nadifrager vorsiditiger werden. 

In Frankreidi schwädite sich die Ausgabefreudigkeit 
der privaten Haushalte nach der Hortungswelle, 
weldie die Energiekrise zu Beginn des Jahres 1974 
ausgelöst hatte, bis zum Herbst hin ab, belebte sich 
dann aber wohl wegen der nicht nadilassenden 
Geldentwertung wieder kräftig. Die Investitionstä-
tigkeit blieb in den meisten Branchen rege, der Auf-
tragseingang aus dem Ausland ebenfalls, nur der 
Sh1at zügelte seine Ansprüche. 

In den Niederlanden, die das Olembargo besser als 
ursprünglich befürchtet überstanden hatten, nahm 
die Nadifrage bis zum Sommer 1974 wieder zu und 
stabilisierte sich in der Folgezeit. Die ansehnlidien 
Preissteigerungen, die für Erdgas im Ausland durdi-
gesetzt werden konnten, sowie staatliche Investi-
tionsanreize halfen, die Investitionsneigung nach 
sdiarfem Rückgang in den Wintermonaten wieder zu 
beleben. 

Die belgische Wirtschaft erholte sidi ebenfalls rasch 
von dem Erdölsdiock und zog Nutzen aus der weit- . 
weiten Ubernadifrage nadi Stahl und Chemie-
erzeugnissen. Die Inlandsaufträge für Investitions-
güter stiegen wieder an, während sidi die Kon-
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sumenten seit Ende des Sommers deutlich zurück-
hielten. nachdem sie zuvor aus Inflationsfurdit.Käufe 
vorgezogen hatten. 
In Irland und Dänemark nahm die Nachfrage 1914 
zwar bei weitem nidlt so kräftig zu wie im Vorjahr, 
als der Beitritt zur Europäischen Gemeinschaft die 
Investitionen - besonders in der Landwirtschaft -
beflügelt hatte: sie expandierte aber immer noch 
recht lebhaft, vor allem in Irland, wo der Staat seine 
Ausgaben erneut stark ausweitete. 
Großbritannien erlebte 1974 einen Nachfrageein-
bruch. Zu Beginn des Jahres setzte der Streik der 
Bergarbeiter der Investitionsbereitschaft einen star-
ken Dämpfer auf. Sie erholt sich seitdem nur lang-
sam; anregend wirkten lediglich die Olerschließung 
in der Nordsee. Die Verbrauchsnachfrage wurde 
durch Realeinkommenseinbußen gebremst. Hohe 
Zinsen verminderten die Bauwilligkeit. Der allmäh-
liche Zinsabbau im Laufe des Jahres und die Mehr-
wertsteuersenkung im Sommer gaben der Nachfrage 
nur schwache Impulse. 

53. Die Produktionstätigkeit in den europäischen 
Ländern spiegelte die verhaltene Entwicklung der 
Nachfrage im allgemeinen deutlich wider; teils wurde 
sogar weniger hergestellt, als von der Auftragslage 
her möglich gewesen wäre. 
Während das Sozialprodukt in Frankreich, Belgien 
und Italien Zuwachsraten zwischen 4 vH und 5 vH 
aufwies, stagnierte das britische Sozialprodukt; das 
deutsche weitete. sich um 11• vH aus, das dänische 
um 11/2 vH, das niederländisdie und das irische um 
jeweils rund 3 vH. 

54. Auch die Preise und Einkommen entwickelten 
sich 1914 recht unterschiedlich. Besonders hohe In-
flationsraten, um 15 vH bei den Verbraucherprei-
sen, ver:zeichneten die Defizitländer Italien, Großbri-
tannien, Irland, Frankreich und Dänemark. Belgien 
erfreute sich bis zum Frühjahr noch einer vergleichs-
weise geringen Teuerung; als jedoch die drängende 
Nachfrage in vielen Branchen mehr und mehr an die 
Kapazitätsgrenze stieß und sich das Geldangebot 
den Finanzierungswünschen weitgehend anpaßte, 
schnellten die Inflationsraten dort ebenfalls h:t die 
Höhe. Allein die Bundesrepublik, die Niederlande 
und Luxemburg vermochten im Jahresdurchschnitt 
unterhalb der 10 vH-Marke zu bleiben. 

Am stärksten konnten diesmal die italienischen Ar-
beiter ihre Stundenverdienste steigern, weil die 
Löhne nach der .scala mobile" der Preisentwicklung 
angepaßt wurden. Vergleicht man die Reallöhne in 
den einz~lnen Lä.ndern, so schnitten die Niederlän-
der und Dänen besser ab als die Italiener. Am 
schlechtesten waren wohl, trotz der neu eingeführten 
Lohngleitklauseln, die englischen Arbeitnehmer ge-
stellt. 

Gelockerter Konjunkturverbund? 

55. Die Europäische Gemeinschaft hatte sich, ver-
bunden durch feste Wechselkurse, einen einheitlichen 

Agrarmarkt, die gemeinsamen Zölle gegenüber 
Drittländern sowie durch eine weitgehende Freizü-
gigkeit der Bewegungen von Arbeitskräften, Kapital 
und Waren zwischen den einzelnen Mitgliedsländern 
zunehmend zu einem Wirtschaftsraum mit binnen-
marktähnlichen Zügen entwickelt. Dies ist nicht zu-
letzt daran ablesbar, daß die innergemeinschaftlichen 
Handelsströme seit 1960 rund doppelt so rasch an-
wuchsen wie diejenigen mit dem Rest der Welt -
aber auch daran, daß sich allmählich ein konjunktu-
reller Gleichlauf der Zyklen der Industrieproduktion 
herausbildete (Schaubild 3). 

Nach dem Alleingang Italiens im März 1973, mehr 
noch aber nach dem Ausscheren Frankreichs aus 
dem Floating-Block im Januar 1914, ist der Zwang 
zu einer Koordinierung der Wirtschaftspolitik, wie 
er unter einem funktionsfähigen Regime fester 
Wechselkurse unabdingbar ist, schwächer geworden. 
Großbritannien hatte auf währungspolitischem Ge-
biet fast von Anfang an abseits gestanden. 

Es könnte erwartet werden, daß die Tendenz zum 
konjunkturellen Gleichlauf, der sich bisher durch 
realwirtschaftlidie Prozesse ständig verfestigt hatte, 
allmählich wieder abgeschwächt wird, wenn es bei 
der Spaltung der Gemeinschaft in vier Währungs-
blöcke bleibt. 

Daß die Unterschiede im Konjunkturverlauf im dies-
jährigen Abschwung größer waren als im vorherge-
henden Aufschwung, könnte als Beleg für eine 
solche Hypothese dienen. Die stärkere konjunktu-
relle Differenzierung kommt indes nidit unerwartet; 
sie war bisher in jedem Abschwung zu beobachten. 
Allerdings dürfte 1974 die nun unabhängigere Kon-
junktur- und Stabilitätspolitik auf eine Abschwä-
chung der Tendenz zum konjunkturellen Gleichlauf 
hingewirkt haben; auch die Maßnahmen, mit denen 
der freie Agrarhandel innerhalb· der Gemeinschaft 
mehr und mehr eingedämmt wurde, sowie die Art 
und Weise, wie die einzelnen Länder, ohne sich 
gegenseitig abzustimmen, ihre Energieversorgung 
zu sichern suchten, könnten diese Tendenz gefördert 
haben. · 

Doch waren wohl auch verbindende Kräfte am 
Werk. Einmal war in den Ländern mit defizitären 
Leistungsbilanzen das Bemühen zu verzeichnen, die 
Wechselkursrelationen durch gezielte Devisen-
marktinterventionen leidlich stabil zu halten. Dazu 
hatte zweifellos die Einsicht beigetragen, daß durch 
ein Absinkenlassen des eigenen Wechselkurses auf 
mittlere Sicht Wettbewerbsvorteile nicht so sicher 
zu erlangen sind. Zum anderen mag die tatsächliche 
Integration der Märkte schon derart weit gediehen 
sein, daß eine unterschiedliche Wirtsct:iaftspolitik 
auch bei flexiblen Wechselkursen den Konjunktur-
verbund nicht so rasch schwächen konnte. 

Obwohl sich noch kein abschließendes Urteil über 
Zunahme oder Abnahme des europäischen Konjunk-
turverbunds fällen läßt, ist zu vermuten, daß es 1974 
nicht zu einer deutlichen Abnahme gekommen ist. 
Dafür spricht auch, daß alle uinder der Gemeinschaft 
seit dem Herbst eine ausgeprägte Abschwungs-
phase durchlaufen. 
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Schaubild 3 

Italien 

Die Konjunktwlage - Die Konjunktur in der BuropiHsdlen Gemelnsc:halt 

KONJUHKTURZYlCLEN IN DER EG 
Abweichungen vom Trend in vH l) 

1 NDUSTRI EPRODUKT ION 1) 

+10 

0 

-10 

k?E:= 1 ;: ±-: . 
1 ·:· 

~ -10 

1) Aus saisonbereiniglen Zah len(Saisonbereinigung nach dem Census-Veifahren 11,Version X-11).Gleitende3-Monatsdurchschnitle der Abweichungen "om Trend (Trend-
berechnung nach modilizier~em Verfahren der Deutschen Bundesbank}.- 2) Ohne Baugewerbe und Nahru111s-ood Geoußmittelindustrien.- 3) Einschließlich Luxemburg. 

Q"'lle:SAEG 
SR 74850 

36 

+10 



III. Wlrlschaftspolltlk unkoordiniert 

56. Die neue energiewirtschaftliche Lage zum Jah· 
resende 1973 verlangte von den Organen der Euro-
päischen Gemeinschaften, die Antworten zu finden, 
die einem einigen Europa gemäß gewesen wären. 
Der Aufgabe war um .so mehr zu entsprechen, als 
schon das Jahr 1973, das nach dem Willen der 
Pariser Gipfelkonferenz ein Jahr der Grundsatzent-
scheidungen über die Zukunft der europäischen Eini-
gung hätte werden sollen, die Gemeinschaft ma-
növrierunfähig sah. Zu suchen waren Formen eines 
gemeinsamen energiepolitischen Handelns, gemein-
schaftlicher Lösungen der Zahlungsbilanzprobleme 
und einer koordinierten Inflationsbekämpfung. 

57. Was sich tatsächlich vollzog, war voller Wider-
sprüche. Den vielen Aktivitäten der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften und den an-
spruchsvollen .Beschlüssen des Ministerrats im Jah· 
resverlauf fehlte die Entsprechung im konkreten 
Handeln der Gemeinschaftsländer. 
Weder wurden die nationalen Reaktionen auf das 
Mengen- und Preisdiktat der OPEC-Staaten unter-
einander abgestimmt, noch gelang es, selbst be-
scheidene Ansätze einer solidarischen Hilfe oder 
einer gemeinsamen Haltung gegenüber den Olpro-
duzenten, etwa in den Wochen des Boykotts der 
Niederlande, auf den Weg zu bringen. Auf dem 
Höhepunkt der Olkrise wurde es im Ministerrat ab-
gelehnt, Vorlagen der Kommission zur akuten Lage 
auch nur zu diskutieren. Nationale Maßnahmen, die 
- wie das italienische Importdepot - die Zoll-
union, den Kern der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, verletzten, wurden nicht verhindert. 
Eine erneute Entschließung über den kurzfristigen 
Währungsbeistand blieb wirkungslos (der deutsch· 
italienische Dollar-Kredit war bilateral). Bis in den 
Herbst hinein dauerte es, ehe über eine Gemein-
schaftsanleihe Einverständnis erzielt werden konnte 
(Ziffer 34). 
Die Partnerstaaten hatten sich zwar am 18. Februar 
1974 auf stabilisierungspolitische Richtlinien und 
solche Bestimmungen geeinigt, die .einen hohen 
Grad an Konvergenz der Wirtschaftspolitik" herbei-
führen sollten, doch haben weder diese Beschlüsse 
noch die Anpassung der wirtschaftspolitischen Leit· 
linien an die neuen Bedingungen im Juli 1974 zu 
einem gemeinsamen Konzept in der Konjunkturpo· 
litik geführt. Wie bisher spiegeln sich in den wirt· 
schaftspolitischen Empfehlungen der europäischen 
Organe für die einzelnen Länder vornehmlich die 
jeweiligen nationalen Vorstellungen und Absich-
ten wider. Die Initiative der Kommission, der Wirt-
schafts- und Währungsunion durch eine Vorlage an 
den Rat im Dezember 1973 neue Impulse zu geben, 
verlief trotz grundsätzlicher Einigung im Sande. Die 
Entscheidung über den Regionalfonds steht nach wie 
vor noch aus. 

58. Das Jahr 1974 bewies einmal mehr, daß gemein-
sam verabschiedete Verfahrensvorschriften noch 
nicht ein gemeinsames Handeln garantieren. Die Be-
schlüsse der europäischen Organe sind offenbar so 

lange nicht durchsetzbar, wie sich die Mitgliedslän· 
der in ihren Zielen und Handlungsprogrammen we-
sentlich unterscheiden. 
Die Auflösung des Währungsverbunds beseitigte 
allerdings weitgehend die stabilisierungspolitische 
Lücke, die sich aus der Eingrenzung des nationalen 
stabilisierungspolitischen Spielraums durch die Uber-
tragung von Kompetenzen an die europäischen Or-
gane, mehr aber noch dadurch ergeben hatte, daß 
gemeinsame währungspolitische Entscheidungen -
wie etwa die Einführung des schmalen Kursbandes 
im März 1972 - nicht durch eine wirksame Koordi-
nierung der allgemeinen Wirtschaftspolitik abge-
sichert worden waren. Ein einzelnes Mitgliedsland, 
das mehr Stabilität als andere erreichen wollte, sah 
sich also auf seinem Weg weniger behindert. 

Anziehen der monellren ZOgel 

59. Der Zwang zu einer einheitlichen Politik, den 
1973 der enge Währungsverbund im Floating-Block 
wenigstens ansatzweise ausgeübt hatte, ging 1974 
verloren, als nach dem Ausscheiden Frankreichs vier 
durch flexible Wechselkurse voneinander getrennte 
Wirtschaftsräume entstanden: Großbritannien und 
Irland, der Floating-Block (einschließlich Norwegen 
und Schweden), Italien, Frankreich. Immerhin hatte 
eine monetäre Politik erwartet werden können, die 
sich entschlossen dem Kampf gegen die Teuerung 
zuwandte. 
Diese Erwartung erfüllte sich jedoch nur für einige 
Länder des Restblocks, deren Leistungsbilanzen 
durch Uberschüsse gekennzeichnet waren. Die übri-
gen Länder versuchten, durch erhebliche Kreditauf-
nahme im Ausland und hohe Zinsen im Innern ihre 
Wechselkurse nicht zu weit absinken zu lassen, nicht 
zuletzt um den inflatorischen Druck aus dem Ausland 
abzuschwächen. Zwar wirken Maßnahmen, die gegen 
die Inflation gerichtet sind, der Tendenz nach eben-
falls auf eine Verbesserung der Leistungsbilanz bin: 
jedoch konnte der erforderliche Restriktionsgrad 
nicht verwirklicht werden. Zu rasch gewannen die 
Sorgen um die Beschäftigung die Oberhand. 

80. Unter dem Eindruck des gewaltigen Devisen-
bedarfs für Erdölimporte schafften alle Länder der 
Gemeinschaft um die Jahreswende 1973/74 sehr 
rasch die Kapitalverkehrskontrollen wieder ab, die 
im Jahre 1973 eingeführt worden waren: Devisenzu-
ströme galt es nun nicht mehr abzuwehren, sondern 
zu fördern. Die Mindestreservesätze auf den Zu-
wachs von Ausländereinlagen, die teilweise 100 vH . 
betragen hatten, wurden meist auf Null gesenkt. 
Gleichzeitig wurden Verzinsungsverbote aufgeho-
ben. Auch war es Ausländern wieder gestattet, be-
stimmte festverzinsliche Wertpapiere zu erwerben. 
Darüber hinaus wurde der Kapitalimport erleichtert. 
Die Zentralbanken der Defizitländer forderten staat-
liche Stellen und große Unternehmen auf, ihren Kre-
ditbedarf im Ausland, insbesondere auf dem Euro-
Dollar-Markt zu decken (Ziffer 14). Auch Notenban-
ken und öffentliche Körperschaften verschuldeten 
sich vermehrt im Ausland oder sicherten sich Kredit-
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linien bei der Federal Reserve Bank von New York 
und dem Internationalen Währungsfonds. Großbri-
tannien war insofern begünstigt, als einige multi-
nationale Olgesellsd:iaften Gewinne nad:i London 
transferierten und eine Reihe von Olländern ihre an-
sd:iwellenden Währungsreserven wed:iselkursgesi-
d:iert bei der Bank von England anlegten. 

Die Defizitländer erleid:iterten nid:it nur die Kapital-
importe, sie ersd:iwerten aud:i wieder die Kapital-
exporte: In Frankreid:i und in Großbritannien wur-
den die Unternehmen angehalten, ihre Auslands-
investitionen durd:i ausländisd:ie Kredite zu finan-
zieren. In Italien unternahm die Regierung verzwei-
felte Anstrengungen, die Flud:it aus der Lira mit De-
visenkontrollen und anderen administrativen Maß-
nahmen einzudämmen. Ein gewisser Erfolg stellte 
sid:i erst im Zusammenhang mit der Einführung des 
Importdepots ein. 

61. Von den Ländern außerhalb des Floating-Blocks 
waren vor allem Großbritannien und Frankreid:i in 
der Lage, aufgrund der reid:ilid:ien Kapitalimporte 
die Wed:iselkurse ihrer Währungen zu stabilisieren, 
ohne daß die ausgewiesenen Währungsreserven an-
gegriffen zu werden braud:iten. Der Franken hatte 
zwar nad:i dem Aussd:ieren aus der .Sd:ilange• am 
19. Januar 1974 trotz des Einsatzes von Devisen im 
Werte von fast 10 Mrd Franken rund 15 vH seines 
Wertes gegenüber den Währungen des Floating-
Blocks eingebüßt, kam aber in der Folgezeit wieder 
bis auf 5 vH an sie heran und blieb dann auf diesem 
Niveau. Die Stützungskäufe für die Lira wurden weit 
weniger gleid:imäßig als für den französisd:ien Fran-
ken betrieben, zeitweise wurden sie sogar einge-
stellt. So war angesichts der riesigen Leistungs-
bilanzdefizite nid:it zu vermeiden, daß die Lira von 
Januar bis November 1974 gegenüber der D-Mark 
um 19 vH an Wert verlor. 

62. Die Länder des Floating-Blocks, die über reid:i-
lid:ie Devisenreserven verfügen, braud:iten 1974 an-
gesid:its eines insgesamt sehr hohen Ubersd:iusses 
in . der Leistungsbilanz gegenüber Drittwährungen 
kaum zu intervenieren. Ihre binnenwirtsd:iaftlid:ie 
Versorgung mit Zentralbankgeld blieb daher von 
Devisentransaktionen mit Währungen außerhalb des 
Blocks weitgehend unbeeinflußt. Sie ließen zu, daß 
es erneut zu weiten Kursaussd:ilägen gegenüber 
dem Dollar kam (Sd:iaubild 4). 

Die Tendenz zur Höherbewertung des Dollars, die im 
Sommer 1973 eingesetzt und sid:i vom Oktober an 
verstärkt hatte, weil die Vereinigten Staaten nod:i 
am ehesten gegen die Folgen der Olkrise gewappnet 
sd:iienen, hielt zunäd:ist aud:i Anfang 1974 an. Zu 
einem Kursanstieg der nod:i im Block verbliebenen 
Währungen kam es, als die Vereinigten Staaten 
Anfang 1974 ihre Kapitalverkehrskontrollen, vor 
allem die Zinsausgleichsteuer, abbauten; zudem 
zeichnete sid:i ab, daß insbesondere die Bundesrepu-
blik, das größte Blockland, aud:i weiterhin hohe Lei-
stungsbilanzübersd:iüsse erzielen würde. Mitte Mai 
kehrte sich die Aufwärtsbewegung der .Sd:ilange" 
aufs neue um. Nun wirkten sid:i steigende amerika-
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nische Zinsen und die Verlagerung von Olgeldern 
in die Vereinigten Staaten günstig auf den Dollar-
kurs aus. Bei dem Wiederanstieg des Dollars mußte 
vor allem die D-Mark, die rasch an das untere Ende 
des Bandes geriet, von den Partnern im Floating-
Block gestützt werden. Seit Anfang Oktober zeich-
net sid:i wieder eine leimte Aufwertungstendenz 
für die Blockwährungen ab, da nun das Zinsniveau 
in den Vereinigten Staaten erneut zu sinken begon-
nen hatte. 

63. Die wid:itigste binnenwirtsd:iaftlid:ie Aufgabe 
der monetären Politik in den Gemeinsd:iaftsländern 
bestand darin, die rasd:ie monetäre Expansion und 
damit aud:i den Preisauftrieb zu bremsen (Tabelle 8). 
Anders . als in der Bundesrepublik versud:ite man 
allenthalben, weniger die Expansion der Geld-
menge als vielmehr die der Kredite zu steuern. 

Frankreid:i, Belgien und Italien setzten Höd:ist-
zuwad:israten für Bankkredite fest, die - im Ver-
gleid:i zur Zuwad:israte des nominalen Sozialpro-
dukts - niedrig bemessen waren. Bei Ubersd:ireiten 
des Rid:itsatzes waren die Kreditinstitute verpflid:i-
tet, deutlid:i höhere als die normalen Aktivmindest-
reserven zu halten; die „Strafmindestreservesätze• 
waren progressiv gestaffelt. Während Frankreid:i 
und Belgien im laufe des Jahres 1974 die Zuwad:is-
raten der Plafonds senkten und die Zuwad:ismindest-
reservesätze drastisd:i anhoben, sah sich Italien im 
Sommer wegen der steigenden Arbeitslosigkeit ge-
zwungen, die Kreditrestriktionen selektiv, insbeson-
dere zugunsten der Bauwirtsd:iaft und des Mezzo-
giorno, zu lockern. Bemühungen, auch den Kredit-
bedarf der offentlid:ien Hand zu plafonieren, sd:iei-
terten schon bald. 

In Dänen:iark wurde im November 1973 zwisd:ien 
der Nationalbank und den Kreditinstituten verein-
bart, eine inflationsbereinigte Expansion der Kredit-
vergabe von nur 2 vH zuzulassen. Liquiditätssd:iwie-
rigkeiten, in die viele Unternehmen gerieten, ver-
anlaßten die Zentralbank bereits im Januar 1974, 
die Refinanzierung zu erleid:itern und im August 
den Kreditplafonds zu erhöhen. 

In Großbritannien, wo man sid:i in der Vergangen-
heit häufig direkter Kreditkontrollen bedient hatte, 
verwendet die Bank von England seit Dezember 
1973 ein neues Instrument zur Steuerung der mone-
tären Expansion. Danad:i sind die Banken verp!lid:i-
tet, Zuwad:ismindestreserven bei der Zentralbank zu 
bilden, wenn die Summe ihrer verzinslid:ien Kunden· 
einlagen innerhalb eines halben Jahres um mehr als 
einen vorgegebenen Satz ansteigt (8 vH im ersten, 
9 vH im zweiten Halbjahr 1974). Die Strafzahlung 
kann bis zu 50 vH der darüber hinausgehenden Ein-
lagen betragen. Die so behinderte Mittelaufnahme 
der Banken begrenzt deren Kreditvergabemöglid:i-
keiten, ähnlid:i wie es ein Plafonds tun würde, hat 
aber außerdem die erwünsd:ite Wirkung, daß die 
Struktur des Aktivgesd:iäfts nid:it unmittelbar be-
rührt wird. Es erwies sich, daß das neue .Korsett" 
angesid:its der abgesd:iwäd:iten Wirtschaftstätigkeit 
im Verlaufe des Jahres weniger drückte, als zunächst 
angenommen worden war. 
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Schaubild 4 

WECHSELKURSEHTWICKLUHG EUROPÄISCHER WÄHRUHGEH 1l 

Abweichungen vom Dollarleitkurs in vH 2) 
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1) Amtliche Kurse der nationalen Oevisenbörsen-Mitlelkurse: Wochendurchschnitte, Aufwerlungseflekt (+).- 2) Rechnerische Oollarleilkurse.- J) Aufwe1tung 
der D-Mark 11it Wi1kung vom 29.6.1973 um 5,SvH.- 4) Aufwertung des Holländischen Guldens mit Wirkung vom 17.9.1973 um SvH.- 5) Aufwerlung de1 Norwe· 
gischen Krone mit Wirkung vom 16.11.1973 um 5vH.- 6) Freigabe des Fr~nzösischen Franken und Ausscheiden F1ankreichs aus dem Floating-Block 11itWirkung 
vom 21.1.1974.- 7) Devisenbörse vom 8.4. bis 8.5.1974 geschlossen, keme Kursangaben. 

Quelle: Deutsche B<Jndesbank 
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Tabelle 8 

Geldmenge und Kreditbestände In den EG-Ländern 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Bundes-1 

1 
Belgien 1 

Groß-

1 

Zeitraum republik Frank- Italien 1 Nieder-1 britan- Däne- Irland Deutsch- reidt lande nien mark 
land 

1971 Dezember +12,3 +11,8 +18,8 +15,0 + 9,6 +10,0 

1972 Dezember +14,6 +14,9 +17,3 +17,6 +14,2 +13,7 +11,1 +16,0 

1973 März +13,8 +10,5 +17,8 +16,1 +15,9 +11,4 +11,2 +14,1 

Geldmenge Ju;ni + 5,8 +13,2 +22,2 + 9,4 +12,5 + 9,6 +13,9 +12,6 
M 1 1) September + 0,7 + 1,6 +23,5 + 0,0 +11,0 + 8,1 +13,8 +11,5 

Dezember + 2,6 + 9,8 +24,0 + 0,0 + 8,4 + 4,4 +10,2 + 7,1 

1974 März 0,4 + 9,2•) +22,0 - 3,8 + 7,8 + 2,8 + 5,3 + 3,9 
Juni + 5,6 +11,0 +19,1 + 1,8 + 9,?h) + 0,6 + 2,3 + 1,1 
Juli + 1,~ + 9,5 + 4,1 - 0,2 + 3,5 + 1,6 

1971 Dezember +14,5 +18,2 +11,1 + 9,0 +12,8 +12,5 + 9,6 

1972 Dezember +11,0 +18,6 +18,2 +11,9 +11,5 +25,4 +15,1 +18,2 

1973 März +20,4 +14,7 +18,5 +16,3 +18,7 +28,1 +12,7 +23,8 

Geldmenge Juni +18,1 +14,2 +20,7 +14,9 +16,6 +23,3 +14,6 +21,7 
M 2 2) September +17,3 +13,2 +21,3 +19,2 +16,5 +28,4 +14,8 +24,0 

Dezember +14,4 +14,9 +23,2 +21,9 +14,6 +28,5 +12,7 +25,7 

1974 März +10,6 +16,2 •) +23,2 +21,4 +14,3 +25,2 +10,0 +22,3 
Juni + 8,5 +15,8 +22,1 +24,8 +14,9b) +20,6 + 7,6 +22.0 
Juli + 7,2 +15,5 +27,3 +19,6 + 7,1 +21,7 

1971 Dezember +14,I +19,2 +15,8 +13,7 + 4,4 

1972 Dezember +16,I +23,5 +19,8 +16,8 +47,3 +12,5 

1973 März +16,2 +19,I +18,8 +19,6 +41,7 +15,3 +34,4 
Juni +14,8 +19,0 +20,7 +20,3 +33,9 +15,9 +30,0 

)lankkredite 'J September +13,9 +18,1 +22,9 +25,4 +37,2 +16,3 +27,8 
Dezember +10,9 +18,1 +24,I +27,8 +15,5 +38,2 +15,5 +22,9 

1974 März + 8,9 +18,8•) +23,2 +16,2 +33,5 +15,6 +24,0 
Juni + 8,0 +21,0 +23,6 +14,6 +31,1 +14,4 +23,5 
Juli + 8,0 +29,6 +23,0 

•) Bargeldumlauf und Sichteinlagen. 
2) Geldmenge M l und Termineinlagen bis unter vier Jahren. 
3) Insgesamt, ohne Kredite an die öffentliche Hand. 
a) Februar. 
b) Mol. 

Quelle: Kommission der Europäisdlen Gemeinschaften; Bundesrepublik Deutschland: Deutsche Bundesbank 
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64. Die Kreditpolitik der meisten Länder in der Ge-
meinsdiaft war 1974 nodi mehr als bisher bestrebt, 
bestimmte wirtsdiaftlidie Aktivitäten gegenüber an-
deren zu fördern (Kreditselektion). In allen Defizit-
ländern wurde versudit, Exportkredite zu verbil-
ligen, indem diese entweder geringeren Aktivmin-
destreservesätzen unterworfen wurden, aus der Be-
redinung der globalen Plafonds ausgeklammert wer-
den durften oder unmittelbar subventioniert wur-
den. Frankreich verbilligte Investitionskredite für 
Unternehmen, die ihre Exportkapazitäten ausweiten 
wollten. 

Andererseits bemühten sidi viele Regierungen, den 
Konsum zugunsten von „produktiven" Investitionen 
zurückzudrängen. In Dänemark besitzt die Noten-
bank seit Oktober 1973 die Möglidikeit, die Vergabe 
von Konsumentenkrediten zu unterbinden. Da sidi 
die Banken freiwillig zurückhielten, braudite sie das 
neue Instrument 1974 aliifrdings nodi nidit einzu-
setzen. In Irland verfügte die Notenbank einen 
Stopp für zusätzlidie Kredite, soweit sie für .per-
sönli&e, spekulative und andere niditproduktive" 
Zwecke beantragt werden. Großbritannien versudite 
den Konsum auf subtilere Weise zu besdlränkeni 
für untere Einkommensgruppen wurde eine Form 
des Indexsparens eingeführt. Audi die meisten an-
deren Länder ergriffen Maßnahmen, um die Spar-
tätigkeit anzuregen. 

65. Da die Kreditsteuerung nidit konsequent be-
trieben wurde, blieben die stabilitätspolitisdien Er-
folge gering. Insbesondere zugunsten der öffent-
lidien Hand wurden offenbar zu viele Ausnahmen 
gemadit. 

66. Die Versorgung mit Zentralbankgeld, weldie 
die Grundlage für die monetäre Expansion im gan-
zen bildet, nahm 1974 in den Ländern der Gemein-
sdiaft langsamer zu als im Vorjahr. In Belgien und 
Dänemark, zeitweise auch in Frankreich, übten De-
visenabflüsse eine dämpfende Wirkung aus. In 
Italien und Irland wurde die Geldbasis dadurdi stark 
ausgeweitet, daß die öffentlidien Haushalte ihre 
Defizite großenteils durdi Notenbankkredite finan-
zierten. 

Insgesamt gelang es 1914 in den meisten Ländern, 
die Zuwadisrate des Geldvolumens unter derjenigen 
des Vorjahres zu halten. Audi die Zunahme der 
Geldmenge im weiteren Sinne (M 2) verringerte sidi 
leidit, blieb aber deutlidi über den Leitlinien, die der 
Ministerrat der Europäisdien Gemeinsdiaften im 
Oktober 1972 besdilossen hatte. 

~. Die Verknappung der Finanzierungsmittel 
führte in den meisten Ländern zu weiter steigenden 
Zinsen. In der Bundesrepublik sdiwädite sidi die 
Nadifrage allerdings so stark ab, daß zögernd eine 
rückläufige Bewegung einsetzte (Sdiaubild 5). In 
Großbritannien, Frankreidi, Belgien, Dänemark und 
Irland waren die Zinssätze trotz der prekären Si-
tuation der Zahlungsbilanzen niedriger als die Raten 
der Geldentwertung. 

Schaubild 5 

ZINSENTWICKLUNG IN DER GEMEINSCHAFT 
UND IN DEN VEREINIGTEN STAATEN 

Prmnt Kurzfrisfige Zinsen (Dreimonatsgeld) ll Proz01t 
16 ~~~~~~~~~~~~~~~~~---., 16 

Prozeot Renditen ausgewählter Staatsschuldpapiere 3) Prozent 
18 ~~~~~~~~~~~~-G-rol!_oc_i-ta-nn-ie-,~~ 18 -"/ 

14 

10 

0 0 
J FM AM J JAS 0 N 0 J FM AM i JAS 0 ND 

1973 1974 

l)Mooabdwchsehnitte aus täalichen A111aben. Quelle: ueutsche Bundesbank; 
lür Paris: World Financial Ma1kets.- 2) SChatzwechsel.- 3) Am Ende des 
Berichtszeitraooies. Quelle: World Financial Mwkels; für die Bundesrepub!ik 
Deutschland:oeutsche Bundesbank.- 4)Keine Anpben weaen Bankensbe1k. 
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68. Die Finanzpolitik war im Jahre 1974 gehalten, 
die Geldpolitik bei der Inflationsbekämpfung zu 
unterstützen und dort flankierend einzugreifen, wo 
sidi konjunkturell oder strukturell Oberreaktionen 
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abzeichneten. Besonders groß waren die Probleme 
in den Defizitländern. Dort mußte durch einen re-
striktiven Kurs vor allem der Konsum eingeschränkt 
werden, damit der Importbedarf sank und gleich-
zeitig Produktivkräfte für Ausfuhren frei wurden. 
Außerdem waren - aus mittelfristiger Sicht -
solche Investitionen zu fördern, die die Exportfähig-
keit der Wirtschaft verbessern und Substitutions-
prozesse im Energiebereich einleiten konnten. 

69. Wie im Vorjahr wurden die öffentlichen Haus-
halte in allen Ländern der Gemeinschaft 1974 kräftig 
ausgeweitet; einige Länder senkten zudem die 
Steuern. Außer in Italien und in Irland entsprach 
der finanzpolitische Kurs den konjunkturellen Erfor· 
dernissen besser als 1973 [Tabelle 9). 
Das Budget der Europäischen Gemeinschaften 
konnte nach der außerordentlichen Expansion von 
1973 auf seinem vorjährigen Stand gehalten werden. 

70. Von den Ländern mit Leistungsbilanzdefiziten 
entsprach Frankreich am ehesten den finanzpoliti-
schen Erwartungen. Zwar stieg dort das Ausgaben-
volumen rascher an als 1973, aber nicht so schnell 
wie die Einnahmen. Ein· umfangreiches Programm 
sorgte seit dem Sommer dafür, daß nicht nur die 
privaten Konsummöglichkeiten eingeschränkt, son-
dern daß erstmals auch die Investitionen erschwert 
wurden. Darüber hinaus wurde der Energiever-
brauch drastisch verteuert. Von den zusätzlichen 
Einnahmen sollte - anders als in der Vergangen-
heit - ein großer Teil stillgelegt werden. Im Okto-
ber, als die Teuerung an die 15 vH-Marke heran-

Tabelle 9 

reichte, führte die Regierung zusätzlich .eine dem 
inflationistischen Verhalten der Unternehmen zuvor-
kommende Abgabe" ein, durch die Gewinne, welche 
- nach der Definition des Gesetzgebers - über-
mäßig ansteigen, zu einem Drittel weggesteuert 
werden. Trotz der vielfältigen und ehrgeizigen Pro-
gramme war die französische Finanzpolitik jedoch 
nicht sehr wirkungsvoll, da ihr die Unterstützung 
durch die monetäre Politik fehlte. 
In Großbritannien expandierten die öffentlichen 
Ausgaben 1974 weniger rasch als die Einnahmen. 
Dies war zum Teil Folge von Steuererhöhungen im 
Frühjahr, die vor allem die oberen Einkommens-
schichten, die Unternehmensgewinne und eine An-
zahl von Konsumgüt-er des gehobenen Bedarfs be-
lasteten. Im Juli wurde allerdings der private Ver-
brauch durch eine Senkung der Mehrwertsteuer so-
wie durch höhere Lebensmittelsubventionen wieder 
angeregt. Dies sollte auch einen langsameren An-
stieg des Index der Lebenshaltungskosten und der 
daran gekoppelten Löhne mit sich bringen. Insge-
samt wirkte die britische Finanzpolitik 1974 mäßig 
expansiv. Mitte November wurde angesichts der 
Rezessionstendenzen ein Kurswechsel eingeleitet. 
In Italien führte der starke Anstieg der Personal-
kosten erneut zu einem gewaltigen Ausgabenschub. 
Da die Einnahmen wegen des unbefriedigenden Er-
trags der Mehrwertsteuer deutlich langsamer stie-
gen, woran auch ein .Notstandsprogramm• im 
August nichts änderte, ergab sich ein Budgetdefizit 
in Höhe von fast 10 vH des Bruttosozialprodukts. 
Finanzier! wurde es weitgehend durch Kredite der 
Notenbank. 

Der Staatshaushall') In den EG-Ländern 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Jahr 

1972 
1973 
1974 ') 

1972 
1973 
1974 ') 

Bundes- , 
republik 
Deutsd!.-
land') 

11,9 
9,6 
10 

8,8 
11,7 
71/1 

Frank· Italien reidl 

9,9 6,4 
13,5 36,0 
15 271/1 

13,l 5,9 
12,7 12,3 
16'/1 201/1 

1 Groß- 1 Irland') 1 1 Nieder- ! Belgien bri· Däne-
lande tannien ') mark 3) 

Ausgaben 
11,2 13,l 12,7 15,2 22,I 
16,0 13,9 12,5 23,5 6,7 
171/1 17 1911• 27 24'1• 

Einnahmen 
14,0 12,0 7,2 13,0 26,4 
17,6 12,I 10,6 21,2 10,6 
15 19 22 19'/1 15111 

:l) Nach Abgrenzung der .Kommission der Europäischen Gemeinsd:J.aften; vorläufige Ist·Ergebnisse; ohne Kredite und Vorsc:hüsse. 
1) Bundeshaushalt. 
81 Haushaltsjahr beginnt am 1. April. 
') Eigene Schätzung. 
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Dänemark verfolgte - bei erneuten Haushaltsüber-
schüssen - eine nur leicht expansive Finanzpolitik, 
während Irland, ganz auf Wachstum eingestellt, di-
rekte Steuern senkte und Sozialleistungen verbes-
serte. 

71. In der Bundesrepublik, dem Land mit dem höch-
sten Leistungsbilanzüberschuß, hat die Finanzpolitik 
1974 zum Teil konjunkturstützend gewirkt und dazu 
beigetragen, daß die Geldpolitik ihren restriktiven 
Kurs beibehalten konnte. Eingeengt wurde der 
finanzpolitische Spielraum allerdings dadurch, daß 
zu Jahresbeginn hohe Tarifabschlüsse im öffentli-
chen Dienst nicht verhindert wurden (Ziffer 203). 
Auch in den Niederlanden gingen von der Finanz-
politik mäßig expansive Wirkungen aus. Die Inve-
stitionen sollten durch großzügige Abschreibungs-
möglichkeiten angeregt, der Konsum durch höhere 
Freibeträge bei der Einkommensteuer gefördert 
werden. Der Verbrauch von Mineralöl wurde durch 
steuerliche Maßnahmen drastisch verteuert. Mitte 
November 1974 wurde unter dem Eindruck der 
rasch zunehmenden Arbeitslosigkeit ein umfang-
reiches Bündel konjunkturstützender Maßnahmen 
beschlossen. Es enthält vor allem Investitionsan-
reize, auch im Bausektor, und Erleichterungen bei 
den di~ekten Steuern. 
Belgien verfolgte einen deutlich expansiven finanz-
politischen Kurs. Da die Sicherung der Arbeitsplätze 
in den Vordergrund trat, unterblieben einige ge-
plante Steuererhöhungen; die Ausgabenexpansion 
des Staates ging deutlich über die ursprünglichen 
Ansätze hinaus. 

72. Der Haushalt der Europäischen Gemeinschaften 
beläuft sich für das Jahr 1974 auf 5,1 Mrd Rech-
nungseinheiten oder rund 16 Mrd DM. Einschließlich 
eines noch zu erwartenden Nachtragshaushalts für 
den Entwicklungsfonds der Vereinten Nationen er-
gibt sich ein leichter Anstieg gegenüber dem Vor-
jahr. Die Verwaltungsausgaben expandierten mit 
28 vH außerordentlich rasch; sie machen nun 7,8 vH 
des Gesamtetats aus. 

Drei Viertel aller Ausgaben entfallen auf die Finan-
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik. Die Aus-
gaben des sogenannten Garantiefonds, der seiner-
seits wiederum 92 vH des Agrarbudgets bean-
sprucht, sind durch die Beschlüsse über die Markt-
ordnungen vorbestimmt. Mehrausgaben aufgrund 
neuer Marktordnungsbeschlüsse - etwa über hö-
here Interventionspreise - werden unverzüglich in 
den EG-Haushalt eingestellt und nach einem festen 
Schlüssel den Mitgliedsländern angelastet. Der deut-
sche Anteil beträgt rund ein Drittel. 

Die Einnahmen der Gemeinschaften stammen 1974 
noch zu rund 40 vH aus den Finanzbeiträgen der 
Mitgliedsländer, der Rest wird durch Zölle und 
Agrarabschöpfungen aufgebracht. Es war beabsich-
tigt, ab !. Januar 1975 die Finanzbeiträge ganz durch 
.eigene Mittel" zu ersetzen. Erträge bis zu einem 
Prozentpunkt der Bemessungsgrundlage der Mehr-
wertsteuer in den einzelnen Mitgliedsländern soll-
ten an den EG-Haushalt abgeführt werden. Da aber 

die Mehrwertsteuerharmonisierung bisher noch 
nicht gelungen ist, wurde vere.inbart, die Beiträge 
zunächst nach Maßgabe der nationalen Sozialpro-
dukte aufzuteilen. 

73. Die Auseinandersetzungen um den gemeinsa-
men Agrarmarkt haben sich 1974 weiter verschärft. 

Die Vermutung hat sich erhärtet, 
- daß die europäische Agrarpolitik nach wie vor 

nicht mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik ab-
gestimmt wird, 

- daß weit1!rhin ad hoc-Entscheidungen dominie-
ren, durch die, wie bislang, die Schwankungen 
in der landwirtschaftlichen Produktion verstärkt 
werden, 

- daß es auch in der erweiterten Gemeinschaft 
nicht gelingt, Produktion und Absatz aufeinan-
der abzustimmen und deshalb eher mit steigen-
den als mit sinkenden finanziellen Lasten zu 
rec:hnen ist, 
daß den traditionellen Lieferländern landwirt· 
schaftlicher Erzeugnisse angemessene Anteile an 
den europäischen Agrarmärkten wie bisher vor-
enthalten und zugleich die europäischen Produk-
tionsüberschüsse zu subventionierten Preisen auf 
den Weltmarkt geschleust werden, 

daß sich die Aufspaltung des gemeinsamen 
Agrarmarktes in nationale Teilmärkte fortsetzt. 

74. Der Regionalisierung des Gesamtmarktes wurde 
1974 durch den Grenzausgleich erneut Vorschub ge-
leistet. Stand bei seiner Einführung der Gedanke 
Pate, über vorübergehende Einfuhrbelastungen und 
Ausfuhrsubventionen zu verhindern, daß abrupte 
Wechselkursänderungen sofort voll auf die natio-
nalen Agrarpreisniveaus durchschlagen, so ist der 
Grenzausgleich inzwisdien zu einem protektionisti-
schen 'Mittel auf Dauer geworden, nicht zuletzt in 
der deutschen Agrarpolitik (Ziffer 349). Trotz der 
unterschiedlichen Preis- und Kostenentwicklung sind 
die Ausgleichsbeträge auch im Jahre 1974 wieder-
holt der Entwicklung der Wechselkurse angepaßt 
worden. Auf eine Renationalisierung der Agrar-
märkte wirkten außerdem viele nationale Hilfsmaß-
nahmen zugunsten der heimischen Landwirte hin, 
die nach den Römischen Verträgen nicht erlaubt 
sind. 
Auch fehlte es auf Gemeinschaftsebene nicht an gra-
vierenden Markteingriffen in den Außenhandel mit 
Agrarerzeugnissen. So entschied der Ministerrat im 
Juli 1974, angesichts hoher Uberschüsse an Rind-
fleisch, die nicht zuletzt durch falsche Signale der 
Agrarpolitik entstanden waren, die Grenzen für 
Rindfleischimporte aus Drittländern zu schließen. 
Futtergetreideimporte wurden durch eine Mengen-
absprache mit den Vereinigten Staaten auf deren 
Wunsch beschränkt. 

Die Erzeugerpreise für Marktordnungsgüter wurden 
zunächst im Frühjahr um durchschnittlich 81/1 vH 
heraufgesetzt, sodann um 5 vH im Herbst - dies-
mal verbunden mit einer Verpflichtung von Mini-
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sterrat und Kommission, eine Bestandsaufnahme 
vorzunehmen und die Agrarmarktordnung neu zu 
überdenken. 

75. Die Einsidit, 'daß die bisherige europäisdie 
Agrarpolitik die ihr gesetzten Ziele (JG 69 Ziffern 
306 ff.) nidit erreidit hat, gewann 1974 allenthalben 
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an Boden. Der Prozeß einer Renationalisierung der 
Agrarmärkte führte zu einer heftigen Diskussion um 
die Grundlagen, die Fehlentwicklungen und die Zu-
kunft des europäisdien Agrarmarktes. Lösungen der 
anstehenden Probleme, denen audi politisch eine 
Chance gegeben wird, sind zur Stunde nicht zu se-
hen. 



TEIL B: 

Die Binnenkonjunktur 1974 

1. Oberblick 

76. In der Bundesrepublik hat sich 1974 der Kon-
flikt zwischen einem geringen Geldwertschwund 
und einem hohen Beschäftigungsstand verschäift. 
Schon in der konjunkturellen Entwicklung des vor-
angegangenen Jahres angelegt, wurde er durch 
die Olkrise noch vergrößert. Zwar geriet die Bunw 
desrepublik - anders als die meisten übrigen Indu-
strieländer - außen~irtschaftlich nicht ins Defizit, 
sondern konnte ihre Uberschüsse sogar beträcht-
lich ausweiten; die drastische Verteuerung des 
Erdöls stellte die Anpassungsfähigkeit der Volks-
wirtschaft jedoch auf eine harte Probe und heizte 
das Inflationsklima neuerlich an. Auf der Erzeuger-
stufe stiegen die Preise beschleunigt. Vielen schien 
es nur eine Frage der Zeit, bis die Preiswelle in ihrer 
vollen Stärke auch die Verbraucher erreichte. Dies 
vorwegnehmend, erhöhten die Tarifpartner mit ho-
hen Lohnabschlüssen den Kostendruck zusätzlich. 
Im Verlauf des Jahres zeigte sich indes, daß Preis-
steigerungen in dem erwarteten Umfang ohne 
Mengeneinbußen meist nicht durchzusetzen wareni 
die kaufkräftige Nachfrage reichte dazu nicht aus. 
Während sich der Preisauftrieb in Grenzen hielt, 
ging die Beschäftigung spürbar zurück. 
Gegenwärtig, im Herbst 1974, ist die konjunkturelle 
Entwicklung im Inland bei starker Differenzierung 
zwischen den einzelnen Wirtschaftsbereichen durch 
eine sinkende Kapazitätsauslastung, zunehmende 
Arbeitslosigkeit und einen nach allem mäßig ge-
bliebenen Geldwertschwund gekennzeichnet. 

77. j!ereits i'!.. ~er~~w;ej~en J~1tsh.~!U..~_!lll!1~ 
~~~~!'!lJl~wäch!; .• Die restriktive 
monetäre Politik, die im Schutze des Block-Floatings 
den Finanzierungsspielraum zunehmend einengte, 
und das Bündel der finanzpolitischen Stabilisie-
rungsmaßnahmen hatten dem Aufschwung die Spit-
ze genommen, bevor er sich übersteigern konnte. 
Hinzu war die zeitweilig sehr starke Höherbewer-
tung der D-Mark am Devisenmarkt gekommen. 
Zwar waren die Auslandsaufträge noch gestiegen; 
die Inlandsnachfrage hatte sich 'jedoch vom Sommer 
vorigen Jahres an deutlich beruhigt (Schaubild 6). 
Immer mehr Investitionspläne waren aufgeschoben 
und immer mehr Bauvorhaben vertagt worden. Die 
Verbraucher waren ebenfalls zuriickhaltender ge-
worden. Wohl hatten die Unternehmen zunächst die 
Produktion nur wenig zu drosseln brauchen, weil 
sie noch auf hohe Auftragsbestände zurückgreifen 
konnten; in ihrer Personalpqlitik waren sie jedoch 
zunehmend vorsichtiger geworden. Mit dem Nach-
frageriickgang hatte sich auch qer Spielraum für 
Preiserhöhungen verengt. Die Erwartung, daß der 
Geldwertschwund allmählich nachlassen werde, 

schien daher nicht unbegründet, wenngleich wegen 
des bestehenden Kostendrucks mit einer raschen 
Rückkehr zu mehr Stabilität ohne zusätzliche Be-
schäftigungsrisiken nicht gerechnet werden konnte. 

78. Der Ausbruch der Olkrise ließ Ende 1973 den 
Konflikt zwischen Stabilität und Beschäftigung un-
vermittelt noch um vieles größer erscheinen. Die 
sprunghafte Verteuerung von Erdöl rodukten leiStl!m" 

reisauftrieb neuen orschu ; au er em am 
es zu Versorgungsengpässen. Machten die arabi-
schen Förderländer die angekündigten Lieferkür-
zungen voll wahr, so mußte dies die Produktions-
möglichkeiten deutlich einengen, selbst wenn es 
gelang, den Olverbrauch spürbar einzuschränken 
oder, soweit kurzfristig möglich, Erdöl durch andere 
Energieträger zu ersetzen. Ob die Nachfrage aus-
reichen würde, selbst die beschränkten Produktions-
möglichkeiten auszuschöpfen, war zudem keines-
wegs sicher: Den Haushalten beschnitt die Verteue-
rung von Heizöl und Kraftstoff das für den Kauf 
aller übrigen Güter verbleibende Einkommen. Filr 
die Investoren vergrößerte sich die Unsicherheit 
über die künftige Nachfr'llgestruktur, es sei denn, sie 
hatten Güter anzubieten, die Produkte aus Erdöl 
ersetzen konnten, oder Ausrüstungen zur Erschlie-
ßung und Nutzung von Energiequellen. Da die Krise 
auch alle anderen Länder traf, die nicht über aus-
reichende eigene Energie verfügten, konnten die 
meisten Unternehmen - wie es damals schien ~ 
vom Export ebenfalls kaum Hilfe erwarten. 

79. Die Bundesregierung revidierte ihren Kurs dar-
aufhin noch im Dezember 1973. Um einem kumulati-
ven Abschwung vorzubeugen und den Anstieg der 
Arbeitslosigkeit in Grenzen zu halten, hob sie die 
finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen weit-
gehend auf. Die Investitionsteuer wurde gestrichen, 
die degressive Abschreibung freigestellt und die 
steuerliche Begünstigung des Wohnungsbaus wieder 
eingeführt. Offentliche Aufträge, die zuvor gestreckt 
worden waren, wurden nun zügig vergeben. Um 
dem Preisauftrieb entgegenzuwirken, blieb der mo-
netären Politik indes aufgegeben, das Geldangebot 
knapp zu halten. 

80. Dieser Aufgabe entsprach die Geldpolitik, zlimal 
sich schon bald nach der Jahreswende 1973/74 
zeigte, daß die Olversorgung weniger ein Problem 
der Menge als vielmehr des Preises war. Um so 
mehr kam es nun auf die Einsicht der Tarifpart-
ner an, daß das, was die Olförderländer für ihre 
Lieferungen beanspruchten, nicht zugleich auch im 
Inland verteilbar war. Mutete jeder dem anderen 
zu, den notwendigen Verzicht allein zu üben, mußte 
dies entweder die Beschäftigungsrisiken oder 
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Schaubild 6 
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wenn die Geldpolitik sich nachgiebig zeigte - den 
Geldwertschwund vergrößern. 

81. Desungeadltet beharrten die Gewerksdlaften auf 
ihren hohen Forderungen, um die Arbeitnehmer für 
den besdlleunigten Preisanstieg, den sie erwarteten, 
schadlos zu halten und um darüber hinaus den Vor-
sprung im Verteilungskampf auszubauen, den sie 
in den letzten Jahren erzielt hatten. Dabei nahmen 
sie die weitgehende Lockerung der finanzpolitischen 
Restriktionen als Zeichen, daß es Bundesregierung 
und Bundesbank zu einem Beschäftigungseinbruch 
nicht kommen lassen würden. Die Unternehmen lei-
steten nur hinhaltenden Widerstand und stimmten 
schließlich Lohnerhöhungen. von 12 vH bis ·15 vH zu. 
Zum einen hatte ihnen der Staat, fadem er als erster 
der Arbeitgeber den gewerkschaftlichen Forderun-
gen nachgab, ein schlechtes Beispiel gesetzt; zum 
anderen vertrauten sie offenbar darauf, daß ihnen 

Schaubild 7 
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die monetäre Politik letztlich doch genügend Uber· 
wälzungsspielraum gewähren würde. 

Q2. Die Nachfragebelebung, die sidl zum Frühjahr 
1974 hin abzeichnete, trug wohl ebenfalls dazu bei, 
daß Gewerkschaften wie Unternehmen die Gefahren 
für die Beschäftigung falsch einschätzten. Nachdem 
der Schock der Olkrise, der Ende 1973 die Nach-
frage gelähmt und den Abschwung verstärkt hatte, 
abgeklungen war, ·wurden ·allenthalben Aufträge 
nachgeholt (Schaubild 7). Vor allem die Investoren 
gaben, nun zudem von den steuerlichen Sonderbela-
stungen frei, wieder mehr Ausrüstungen in Auftrag. 
Die Exporteure konnten nicht nur anhaltend hohe, 
sondern sogar weiter steigende Auslandsaufträge 
buchen. Lediglich die Verbraucher hielten sich zu-
rück; dies schien jedoch leicht damit erklärlich, 
daß die neu vereinbarten Löhne wegen der lang-
wierigen Tarifverhandlungen erst verspätet ausge-
zahlt wurden. 

83. Wer indes auf eine Lockerung der monetären 
Zügel gesetzt hatte, mußte bald feststellen, daß die 
Bundesbank diese weiterhin straff hielt. Nicht jeder 
Ausgabenwunsch konnte finanziert und nicht jede 
Kostensteigerung überwälzt werden. Der Preisauf-
trieb blieb damit geringer, als in den Erwartungen 
zu Jahresbeginn allseits vorweggenommen worden 
war. Wo der Ausweg aus der Kostenklemme über 
Preiserhöhungen nun nicht gelang, war eine weitere 
Verschlechterung der Ertragslage und ein Beschäf-
tigungsabbau die Folge. Die Investitionsneigung der 
Unternehmen blieb deshalb gering, und die privaten 
Haushalte hielten sich ebenfalls zurück, da mit den 
Arbeitsplätzen auch die Einkommenserwartungen 
unsicherer wurden. Um den Nachfragemangel im 
Inland wettzumachen, verstärkten die Unternehmen 
ihre Exportanstrengungen. Nicht allen gelang es auf 
diese Weise, ihre Kapazitäten auszulasten, am we-
nigsten jenen, die - wie die Bauwirtschaft, die 
Automobilindustrie und manche Verbrauchsgüter-
hersteller - am meisten unter der Zurückhaltung 
der inländischen Nachfrager litten. Da die Finanz-
politik mit gezielten Hilfen sparsam war, um den 
notwendigen Strukturwandel nicht zu behindern, be-
hielten die dämpfenden Einflüsse 1974 die Oberhand, 
ja sie verstärkten sich im Verlauf des Jahres wie-
der. wenn die Konjunktur in den einzelnen Berei-
chen der Wirtschaft zunächst auch gespalten blieb. 

II. Gedämpfte Konjunktur 

84. Von der Inlandsnadlfrage gingen im ganzen ge-
sehen 1974 keine anregenden Wirkungen auf Pro-
duktion und Besdläftigung aus (Ziffern 85 ff.). Als 
widltigste Stütze erwiesen sidl einmal mehr die Auf-
träge aus dem Ausland (Ziffern 97 ff.). Daß diese 
nidlt überall einen Ausgleidl für fehlende Inlands-
bestellungen boten, war indes nidlt der einzige 
Grund für die untersdliedlidle Auftragslage der ein-
zelnen Industriebereidle [Sdlaubild 8). 
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Schaubild 8 
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Hinzu kam, daß die Verteuerung von Erdölproduk-
ten den konjunkturellen Nachfragerückgang in eini-
gen Bereichen verstärkte, so vor allem in der Auto-
mobilindustrie, in anderen aber neue Nachfrage 
weckte. Die davon ausgehenden Einflüsse mischten 
sich zudem mit jenen, die von dem nicht nur kon-
junkturell, sondern auch strukturell bedingten Auf-
tragsmangel in der Bauwirtschaft (Ziffern 230 ff.) auf 
Zulieferer und nachgelagerte Wirtschaftsbereiche 
ausstrahlten. 
Wo die Nachfrage zurückging, wurde die Produktion 
gedrosselt, wenn auch nicht überall im gleichen Um-
fang; wo sie zunahm, zogen es die Unternehmen 
oft vor, ihre Auftragspolster aufzufüllen, statt ihre 
Fertigung auszuweiten (Ziffern 100 ff.). Allenthalben 
waren sie bestrebt, mit möglichst wenig Arbeitskräf-
ten auszukommen, um dem erhöhten Kostendruck 
bei begrenztem Uberwälz_ungsspielraum zu begeg-
nen (Ziffern 106 ff,). 

Investoren und Verbraucher 
überwiegend zurUckhaltend 

85. Nachdem die finanzpolitischen Restriktionsmaß-
nahmen Ende 1973 gelockert worden waren, schien 
es zum Frühjahr hin eine Weile, als festige sich die 
Investitionsneigung im Inland wieder. Im Verlauf 
des ersten Vierteljahres 1974 nahmen die Bestellun-
gen bei den Investitionsgüterherstellern um mehr 
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als 16 vH zu. Dabei handelte es sich aber zum Teil 
wohl um Aufträge, die während der Olkrise aufge-
schoben worden waren; außerdem ist nicht auszu-
schließen, daß Unternehmen Aufträge erneuerten, 
die sie nach dem vorzeitigen Wegfall der Investi-
tionsteuer storniert hatten. Im Frühjahr wurde deut-
lich, daß sich die Investitionsneigung konjunkturell 
nicht belebt hatte. Statt ihre Nachfrage nach Ausrü-
stungsgütern weiter auszudehnen, schränkten die 
Unternehmen diese zumeist wieder' ein. Wie groß 
die Zurückhaltung das Jahr über blieb, zeigt sich 
darin, daß die Inlandsbestellungen bei den Investi-
tionsgüterindustrien in den ersten neun ·Monaten 
1974 dem Werte nach um 4 vH und dem Volumen 
nach sogar um 11 vH niedriger waren als ein Jahr 
zuvor. 

86. 'Hatten im Jahre 1973 erst die monetären und 
finanzpolitischen Stabilisierungsmaßnahmen zahlrei-
che Unternehmen davon abbringen können, mög-
lichst rasch möglichst viel zu investieren, so war 
inzwischen das Investitionsklima umgeschlagen. Die 
Verbesserung der seit mehreren Jahren geschrumpf-
ten Erträge, die sich die Unternehmen wohl erhofft 
hatten, war ausgeblieben. Daß die lnvestitionsteuer 
aufgehoben und die degressive Abschreibung wieder 
zugelassen war, verminderte zwar den Aufw"and, für 
den der erwartete Ertrag den Investor zu entschädi-
gen hat; da die Bundesbank die Geldmenge knapp 
hielt und die Zinsen hoch blieben, mußten sich die 
Unternehmen jedoch fragen, ob sie das Zinsverspre-
chen, das sie mit einer Verschuldung eingingen, aus 
ihren künftigen Erträgen würden erfüllen können. 
Viele hielten dies offenbar nicht für gewährleistet: 
Die Absatzerwartungen im Inlandsgeschäft waren 
gedämpft; im Export waren sie trotz der meist hohen 
Auftragseingänge unsicher, zumindest schien kein 
Verlaß darauf, daß die Nachfrage auch dann noch leb-
haft sein würde, wenn neue Kapazitäten produk-
tionsreif waren. Preisanhebungen, die es erlaubt hät-
ten, die kräftig gestiegenen Kosten für Vorprodukte 
und die hohen Lohnsteigerungen weiterzuwälzen, 
ließ die Nachfrage angesichts des begrenzten Finan-
zierungsspielraums immer weniger zu. Die Gewinn-
margen schrumpften weiter (Ziffern 143 f.), und die 
Aussichten, daß sich dies in absehbarer Zeit ändern 
werde, waren 1974 gering. 

87„ Je mehr die Gewinnmargen unter Druck gerie-
ten, desto schwächer war die Investitionsneigung 
im allgemeinen. Neben dem Handel, der sich einer 
verhaltenen Nachfrage und rasch steigenden Ein-
standskosten gegenübersah, hielten sich vor allem 
weite Bereiche der Industrie mit der Bestellung 
neuer Ausrüstungen zurück. Ausgesprochen schwach 
war die Investitionsneigung in der Lederindustrie 
sowie bei den Herstellern von Textilien und Beklei-
dung, die schon in den letzten Jahren von der 
Nachfrage nicht mehr begünstigt waren und ihre 
Märkte zudem immer stärker mit ausländischen An-
bietern teilen mußten, die kostengünstiger produzie-
ren können. Gering war die Bereitschaft zu investie-
ren 1974 auch in der Bauwirtschaft, nachdem der 
Boom im Wohnungsbau abgeklungen war und viele 
Kapazitäten brachlagen [Ziffern 230 ff.). Die Automo-
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bilhersteller, die ebenfalls unter erheblichem Nach-
fragemangel litten, kürzten ihre Investitionen zwar 
kaum, doch waren hier die Uberkapazitäten wegen 
der zurückhaltenden Investitionspolitik der letzten 
Jahre weniger groß. Während die Olkrise und der 
Preissdlub, den sie auslöste, hier die Nachfrage wei-
ter zurückdrängten, eröffneten sie anderen Berei-
chen zusätzliche Absatzmöglichkeiten und neue 
Preiserhöhungsspielräume. Dort war die Investi-
tionsneigung entsprechend hoch. Das gilt vor allem 
für den Kohlenbergbau; es trifft aber auch für die 
chemische Industrie sowie - mit Einschränkungen 
allerdings - für die Stahlproduzenten zu, die sich 
beide einem starken Nachlragesog, insbesondere aus 
dem Ausland, gegenübersahen (Ziffer 99). Obwohl 
dies auf die Investitionsneigung der Investitionsgü-
terhersteller selbst ausstrahlte, überwogen dort 
- nach den Inlandsbestellungen von Werkzeugma-
schinen, Prüfmaschinen und Präsizionswerkzeugen 
zu urteilen - die dämpfenden Einflüsse, die von der 
geringen Investitionsbereitschaft der Bauwirtschaft 

Schaubild 9 
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und der Hersteller von Verbrauchsgütern ausgingen 
(Schaubild 9). 

88. Wie angesichts des verstärkten Kostendrucks 
zu erwarten, waren die Investitionen 1974 noch we-
niger als in den beiden Jahren zuvor auf die Erwei-
terung vorhandener Kapazitäten gerichtet, sondern 
vornehmlich darauf, die Produktion zu rationalisie-
ren. Dem Ifo-Investitionstest zufolge wollten die Un-
ternehmen vor allem dem Anstieg der Personalko-
sten begegnen. Das Bestreben, auch andere Kosten 
zu senken, spielte nur eine untergeordnete Rolle; 
selbst dort, wo es eine gewisse Bedeutung hatte, 
wie bei den Herstellern von Vorprodukten und von 
Verbrauchsgütern, war es nicht viel stärker ausge-
prägt als 1973. Dies ist bemerkenswert, läßt es doch 
darauf schließen, daß die beträchtliche Verteuerung 
des Erdöls als Energiequelle und als Rohstoff fürs 
erste nur wenig Umstellungsinvestitionen in der In-
dustrie auslöste. Soweit zusätzliche Kapazitäten ge-
schaffen wurden, geschah es häufiger als im Vorjahr 
mit dem Ziel, das Produktionsprogramm zu ändern 
oder zu verbreitern und so das Angebot für ·die 
Nachfrager attraktiver zu machen. Im übrigen be-
schränkten sich 1974 mehr Unternehmen als sonst 
darauf, ausgediente Anlagen zu ersetzeni der Anteil 
der Ersatzinvestitionen war - zumindest in der In-
dustrie - sogar höher als im Rezessionsjahr 1967. 

89. In der Nachfrage nach gewerblichen Bauten 
schlug sich die verhaltene Investitionsneigung 1974 
noch stärker als in den Bestellungen von Ausrü-
stungsgütern nieder. Dies lag nicht zuletzt wohl dar-
an, daß Kapazitätserweiterungen, die häufig mit 
Bauten verbunden sind, nicht für vordringlich gehal-
ten wurden; (laß die Zinsen hoch blieben, die bei 
Bauten oft stärker als bei Ausrüstungen zu Buche 
schlagen, dürfte außerdem viele Investoren veran-
laßt haben, Bauvorhaben zu vertagen. So verharrte 
die Auftragsvergabe für Wirtschaftsbauten das Jahr 
über auf dem niedrigen Stand, den sie Ende 1973 er-
reicht hatte. Die Baugenehmigungen, die bis zur 
Jahreswende noch recht hoch geblieben waren, gin-
gen 1974 deutlich zurück. Von Januar bis September 
waren sie um fast 21 vH niedriger als ein Jahr zu-
vor; die Aufträge untersdlritten das Vorjahresni-
veau sogar um mehr als 28 vH. 

Im Wohnungsbau war die Zurückhaltung nicht min-
der groß. Zwar kam der starke Nachfragerückgang 
im Frühjahr 1974 zum Stillstand; doch obwohl die 
Baugenehmigungen und mit ihnen auch die Auf-
tragsvergabe seither wieder etwas stiegen, wurden 
in den ersten neun Monaten 1974 dem Wert nach 
über 28 vH weniger Wohnbauten in Angriff genom-
men als in der gleichen Zeit des Vorjahres. 

Mit einer Ausweitung der öffentlichen Bauaufträge, 
die dem Hochbau wesentlich stärker als dem Tief, 
bau zugute kam, milderte zwar der Staat den Be-
schäftigungsrückgang in der Bauwirtschaft, doch 
machte dies den Ausfall an privaten Aufträgen trotz 
der beiden Sonderprogramme von Februar und Sep-
tember 1974 auch nicht annähernd wett (Ziffern 239f.). 
Die Auftragsdecke des Bauhauptgewerbes war im 
Herbst 1974 mit einer Reichweite von etwas mehr 
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als zwei Monaten noch um rund ein Achtel kürzer 
als im Winter 1966/67. 

90. Anders als die Auftragsvergabe spiegeln die 
Ausgaben für Bauten und Ausrüstungen das kühle 
Investitionsklima nur unvolJkommen wider, da sie 
an die Lieferungen gebunden sind und damit den Be-
stellungen verzögert folgen. Bei Bauten ist die Zeit-
spanne zwischen Auftragsvergabe und Erstellung 
meist besonders groß. So wurden 1974 noch zahl-
reiche Bauvorhaben abgeschlossen, die im Vorjahr 
oder noch früher begonnen worden waren. Es ver-
wundert daher nicht, daß die Bauausgaben kaum 
niedriger waren als 1973. Auch bei den Ausrüstun-
gen fielen die Lieferungen 1974 noch größer als die 
Bestellungen aus; hier dürften die Ausgaben ihr vor-
jähriges Niveau allerdings um rund 3 vH unter-
schreiten. Weder bei den Ausrüstungen noch bei den 
Bauten reichten die Ausgaben indes aus, einen deut-
lichen Rückgang des realen Investitionsvolumens zu 
verhindern; in.konstanten Preisen gerechnet dürften 
die Anlageinvestitionen insgesamt um etwa 6 vH 
niedriger sein als 1973. Ihr Anteil am Sozialprodukt, 
der über den künftigen Wachstumsspielraum mitent-
scheidet, ist damit seit vier Jahren rückläufig (Zif-
fern 220 ff.). 

91. Auch die Vorratsbildung schränkten die Unter-
nehmen ein. Da Lagerinvestitionen besonders zins-
empfindlich sind, hatten sich HerstelJer und Händ-
ler schon in der zweiten Jahreshälfte 1973 bemüht, 
ihre Läger an Vorprodukten und Fertigwaren, hier 
alJerdings nicht überall mit Erfolg, möglichst klein 
zu halten. In den Wintermonaten kam es dann mit 
der Olkrise zwar zu einer Welle zusätzlicher Vor-
ratskäufe, weil es vielen offenbar lohnend erschien, 
auch hohe Lagerhaltungskosten in Kauf zu nehmen, 
um Versorgungsengpässen und den erwarteten 
Preissteigerungen zuvorzukommen; bis zum Sommer 
1974 wurde aber ein Teil dieser Läger, wie es 
scheint, wieder abgebaut. Mit 7,4 Mrd DM war die 
Vorratsbildung im ersten Halbjahr 1974 um mehr als 
ein Drittel niedriger als ein Jahr zuvor. Auch in der 
zweiten Jahreshälfte dürfte sie hinter jener des Vor· 
jahres zurückbleiben, da die Unternehmen weiterhin 
vorsichtig disponierten und außerdem unfreiwillige 
Läger nicht mehr in dem damaligen Maße entstan-
den. 

92. Vor allem die Läger an Vorprodukten, die 1973 
bis zur Jahresmitte beträchtlich ausgeweitet wor-
den waren, wurden 1974 nur noch wenig aufgestockt. 
Ausschlaggebend dafür waren wohl nicht nur die 
nach wie vor hohen Zinsen und das gedrosselte Pro-
duktionstempo, eine wichtige Rolle dürfte auch ge-
spielt haben, daß die Preishausse auf den internatio-
Jen Rohstoffmärkten, die zuvor den Lageraufbau an-
geheizt hatte, im Frühjahr 1974 ihren Höhepunkt 
überschritt. So gingen die Bezüge von Rohstoffen 
und Halbwaren nur wenig über den produktionsnot-
wendigen Bedarf hinaus, wenngleich die Ausgaben 
noch einmal kräftig stiegen. 

Angesichts der gedämpften Absatzerwartungen sa-
hen die Unternehmen 1974 im allgemeinen auch 
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kaum Anlaß, ihre Vorräte an fertigen Erzeugnissen 
zu erhöhen; im Gegenteil, dem Ifo-Konjunkturtest 
zufolge waren ihnen die Lagerbestände überwiegend 
zu groß (Schaubild 10). Da die Produktion meist ra-
scher als in der zweiten Jahreshälfte 1973 der Nach-
frage angepaßt wurde, nahmen die unfreiwilligen 
Läger ebenfalJs weniger als damals zu. In der Auto-
mobilindustrie kam es im Veriauf des Jahres sogar 
zu einem deutlichen Haldenabbau; allerdings mußten 
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nun viele Zulieferer unverkäufliche Produkte auf La-
·ger nehmen. Nach ·den Inlandsumsätzen der Ver-
brauchsgüterindustrien zu schließen, hielt sich auch 
der Einzelhandel vom Frühjahr 1974 an in seinen 
Vorratsdispositionen zurück1 nachdem er seine Läger 
Anfang des Jahres, wohl wegen der erwarteten 
Preissteigerungen, vorsorglich aufgefüllt hatte. Viel-
fach war er sogar bestrebt, seine Läger abzubauen, 
da sich seine Absatzerwartungen nicht ganz erfüll-
ten. 

93. Das Jahr 1974 zeigte erneut, daß sich die priva-
ten Haushalte bei ihren Ausgaben nicht allein nach 
der Höhe ihres laufenden Einkommens richten, son-
dern auch nach der Höhe und der Sicherheit des Ein-
kommens, mit 4em sie für die Zukunft rechnen kön-
nen. 
Anders als zu Jahresbeginn vielfach erwartet, gin-
gen daher von der Verbrauchsnachfrage keine kon-
junkturanregenden Wirkungen aus. Die Lohnsteige-
rungen waren zwar beträchtlich, doch wurden sie 
mit vermehrten Beschäftigungsrisiken erkauft. Ob-

Schaubild 11 
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wohl zur Jahresmitte auch die Renteneinkommen an-
gehoben V<Urden und außerdem der Stabilitätszu-
schlag wegfiel, der - wie im Stabilitätsprogramm 
vom Mai 1973 vorgesehen - ein Jahr lang die mitt-
leren und höheren Einkommen belastet hatte, blieb 
die Nachfrage verhalten. 

94. Aufs ganze Jahr gesehen gaben die Haushalte 
für den Verbrauch schätzungsweise 7 vH mehr aus 
als 1973. Damit fiel der Ausgabenzuwachs bei Preis-
steigerungen von über 7 vH nicht nur geringer aus 
als damals, sondern er blieb auch hinter dem gleich-
falls verlangsamten Anstieg des verfügbaren Ein-
kommens der privaten Haushalte zurück. Es wurde 
also wieder ein größerer Teil des verfügbaren Ein-
kom~ens gespart. Dieser Anteil, -die Sparquote, 
dürfte 1974 rund 14 vH betragen; nur 1972, als der 
Konjunkturzuschlag zurückgezahlt worden war, lag 
er höher (Schaubild 11). 

95. Das besagt allerdings nicht, daß es die Haus-
halte 1974 lohnender als im Vorjahr gefunden hät-
ten, ihr Einkommen zu sparen, statt es auszugeben; 
die Entwicklung der Preise wie der Sparzinsen gab 

Tabe 11 e 10 

Konsumentenkredite 'I 

Bestand 1 

Veränderung 
gegenüber dem 

Monatsende entsprechenden 
Vorjahresmonat 

Mrd DM vH 

1970 März 27,24 +5,08 +22,9 
Juni 28,59 +4,72 +19,8 
September 29,48 +4,56 +18,3 
Dezember 29,68 +2,88 +10.1 

1971 März 30,32 +3,08 +11,3 
Juni 32,68 +4,09 +14,3 
September 34,09 +4,61 +15,6 
Dezember 35,98 +6,30 +21,2 

1972 März 37,D4 +6,72 +22,2 
Juni 39,84 +7,16 +21,9 
September 41,89 +7,80 +22,9 
Dezember 44,97 +8,99 +25,0 

1973 März 46,44 +9,40 +25,4 
Juni 48,88 +9,04 +22,7 
September 49,14 +7,25 +17,3 
Dezember 50,00 +5,03 +11,2 

1974 März 48,90 +2,46 + 5,3 
Juni 49,96 +1,08 + 2,2 
September 50,19 +l,05 + 2,1 

') Bankkredite an wirtschaftlich unselbständige und sonstige 
Privatpersonen; ohne Kredite für den-Wohnungsbau. 

Quelle: Deutsdle Bundesbank 
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dazu kaum Anlaß, wenn sich auch die ärgsten Be-
fürchtungen bezüglich des Kaufkraftschwunds im 
Verlauf des Jahres nicht bestätigten. Eine wichtigere 
Rolle bei den Ausgabenentscheidungen spielte, daß 
die Sorge um die Sicherheit der Arbeitsplätze, die 
verbreitete Kurzarbeit und der Ausfall von Uber-
stundenentgelten die Einkommenserwartungen trotz 
des beträchtlichen Anstiegs der Lohnsätze dämpfte. 
Müssen die Haushalte mit Einkommenseinbußen 
redinen, so neigen sie erfahrungsgemäß da2'.u• vor 
allem solche Käufe zurückzustellen, die sie für die 
Zukurift mit Ratenzahlungen belasten. Viele Ver-
braucher sd!reckten 1974 zudem wohl auch wegen 
der hohen Zinsen vor einer Verschuldung zurück, 
wie die geringe Zunahme der Konsumentenkredite 
zeigt (Tabelle 10). Soweit eine Kreditaufnahme 
ohnehin nicht geplant war. machte der Preisanstieg, 
der bei Gütern des gehobenen Bedarfs vielfach be-
sonders stark war, einen längeren AnspÖrprozeß 
nötig. Zur Erhöhung der Sparquote dürfte vom Som-
mer an auch der Wegfall des Stabilitätszuschlags 
beigetragen haben; da diese ·Sonderausgabe das ver-
fügbare Einkommen nicht dauerhaft, sondern nur 
vorübergehend gesdlmälert. hatte, war sie zuvor 
vermutlich weniger zu Lasten des Verbrauchs als der 
Ersparnis jener Haushalte gegangen, die sie zu lei-
sten hatten 1). 

96. Die Entwicklung der Ausgabenstruktur bestä-
tigt, daß die Konsumenten 1974 bei den Käufen von 
kostspieligen langlebigen Gebrauchsgütern am mei-
sten Zurückhaltung übten. Besonders groß war diese 
bei der Nachfrage nach Automobilen; von Januar bis 
September 1974 wurden 21 vH weniger neue Per-
sonenkraftwagen zugelassen als ein Jahr zuvor (Zif-
fern 226 ff.). Auch Einrichtungsgüter. die lange Zeit 
im Vordergrund des Konsumenteninteresses gestan-
den hatten, waren 1974 weniger gefragt als 1973, 
nicht zuletzt wohl deshalb, weil nicht mehr so viele 
neue Wohnungen bezogen wurden. Nicht ganz so 
zurückhaltend waren die Verbraucher beim Kauf 
von Bekleidung, Wäsche und Schuhen, für die sie in 
den ersten acht Monaten 4112 vH mehr ausgaben als 
1973; der Menge nach blieb aber auch hier die Nach-

1) Ein weiterer Grund für den Anstieg der statistisch 
ausgewiesenen Sparquote dürfte in den erhöhten Zins-
zahlungen für. Wohnungsbaudarlehen liegen. In der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung werden diese 
nicht beim privaten Verbrauch, sondern als Ausgaben 
des Sektors Wohnungsvermietung verbucht. Zusam-
men mit den Abschreibungen bilden sie dort die wich-
tigsten Ausgaben, die bei der Ermittlung des Gewinns 
aus Vermietung und Verpachtung den Mieteinnah-
men und den kalkulatorischen Mieten für Eigentümer-
wohnungen gegenübergestellt werden. Die so ermittel-
ten Gewinne fließen den privaten Haushalten als Be-
standteile der veiteilten Einkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen zu. Ergeben sich Verluste, 
wie dies 1974 vermutlich der Fall war, so schlagen 
sich diese nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung nicht als Einkommensminderung bei den priva-
ten Haushalten nieder, sondern als negative unver-
teilte Gewinne im Unternehmenssektor. Das Verfüg-
bare Einkommen der privaten Haushalte wird dann 
insoweit zu hoch ausgewiesen und damit bei gege-
benen Verbrauchsausgaben auch die Sparquote. 
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frage hinter dem schon recht mäßigen Vorjahres-
umfang zurück. Die Käufe von Nahrungs- und Ge-
nußmitteln waren dagegen nicht nur den Ausgaben 
(6 vH), sondern auch der Menge nach (1/, vH) höher 
als ein Jahr zuvor. 

Hohe Auslandsaufträge 

97. Je weniger die Inlandsnachfrage die vorhande-
nen Kapazitäten auslastete, um so stärker drängten 
die Unternehmen auf die Auslandsmärkte. Ob sie 
dort erfolgreich sein würden, war zunächst keines-
wegs sicher. Zwa.r hatte sich· der kräftige Kurs-
anstieg der D-Mark seit dem Sommer 1973 wieder 
um einiges zurückgebildet, doch hatte sich auch die 
konjunkturelle Expansion in der Welt inzwischen 
deutlich abgeschwächt. Es stand daher zu vermuten, 
daß der Wettbewerb um die verbleibende Nachfrage 
im Ausland schärfer werden würde. Der Ausbrud1 
de1 Olkrise machte für viele Exporteure einen Ab-
satzerfolg noch ungewisser. 

98. Schon um die Jahreswende 1973174 wurde in-
des deutlich, daß viele Unternehmen im Auslands-
geschäft auch weiterhin eine starke Stütze fanden. 
In den ersten Monaten 1974 konnten sie sogar rasch 
steigende Bestellungen buchen. Zum Teil mag dies 
daran gelegen haben, daß ausländische Kunden ihre 
Aufträge vorsorglich erhöhten, um Lieferschwierig-
keiten im Falle anhaltender Olknappheit zu begeg-
nen; streikbedingte Produktionsausfälle bei auslän-
dischen Konkurrenten, bespielsweise den englischen, 
dürften der heimischen Industrie ebenfalls manchen 
zusätzlichen Auftrag eingebracht haben. Daß solche 
Einflüsse jedoch nicht den Ausschlag gaben, zeigte 
sich, als die Auslandsbestellungen auch im weiteren 
Verlauf des Jahres hoch blieben. Von Januar bis 
September 1974 wurden der verarbeitenden Indu-
strie dem Werte nach um 24 vH und dem Volumen 
nach immerhin noch um 8 vH mehr Aufträge aus 
dem Ausland erteilt als ein Jahr zuvor. 

Die wichtigste Rolle dabei spielte wohl, daß die 
heimischen Unternehmen oft gerade jene Güter an-
zubieten hatten, die 1974, nicht zuletzt als Folge der 
Olkrise, weltweit besonders gefragt waren. Dabei 
kam ihnen zustatten, daß sie meist kurze Liefer-
fristen zusagen konnten; nicht selten waren sie auch 
bereit, lange Zahlungsziele einzuräumen, um sich 
Aufträge zu sichern. Hinzu kam, daß sich auslän-
dische Konkurrenzprodukte, selbst wenn man den 
Wiederanstieg . des D-Mark-Kurses in Rechnung 
stellt, meist rascher verteuerten als heimische Ex-
portgüter (Ziffer 152). So gelang es vielen Unter-
nehmen nicht nur. ihre Kapazitäten besser auszula-
sten, sondern auch einen Teil des Kostenanstiegs, 
den sie im Inland nicht überwälzen konnten, in den 
Ausfuhrpreisen weiterzugeben und den Druck auf 
die Gewinnspannen zu mildern. 

99. Nicht allen Industriebereichen bot das Aus-
landsgeschäft allerdings die gleiche Hilfe. Den größ-
ten Auftragszuwachs konnten - anders als sonst bei 
verhaltener Weltkonjunktur - die Hersteller von 
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Vorprodukten hereinholen, die auch im Inlands-
geschäft vielfach über volle Auftragsbücher verfüg-
ten. Dies gilt vor allem für die chemische Industrie, 
aber auch für die Stahlhersteller, obwohl die Bau-
wirtschaft und die Automobilproduzenten, die zu de-
ren wichtigsten Abnehmern zählen, die Produktion 
allenthalben drosselten. Beiden Bereichen kam zu-
gute, daß sie nach dem weltweiten Ertragstief in den 
vergangenen Jahren ihre Kapazitäten früher ausge-
baut hatten als ihre Konkurrenten im Ausland; so 
waren sie lieferfähig, als die Nachfrage, sei es in 
Erwartung steigender Preise, sei es weil der Bedarf 
mit der Erschließung neuer Energiequellen zunahm, 
auf den Weltmärkten anzog. Von den Anpassungs-
investitionen, zu denen die Verteuerung des Erdöls 
den Anstoß gegeben hatte, profitierten auch viele 
Hersteller von Ausrüstungsgütern. Wo sich die 
Nachfrage wegen der im ganzen gedämpften Investi-
tionsneigung im Ausland abschwächte, konnten die 
Unternehmen oft noch auf hohe Auftragsbestände 
zurückgreifen. Eine wichtige Ausnahme bildeten vor 
allem die Automobilhersteller; wie im Inland muß-
ten sie 1974 auch im Export, der für sie seit je be-
sonders bedeutsam ist, beträchtliche Absatzeinbußen 
hinnehmen. Auch die meisten Hersteller von Ver-
brauchsgütern fanden auf den Auslandsmärkten kei-
nen Ausgleich für die schleppenden Inlandsauf-
träge. 

Gedrosselte Produktion 

100. Die gesamtwirtschaftliche Produktion, die bis 
zum ersten Vierteljahr 1974 nodl leimt zugenommen 
hatte, wurde im Verlauf des Jahres der zurückhalten-
den Nachfrage entsprediend eingesdiränkt. Aufs 
ganze Jahr gesehen war sie nur um 'f• vH höher als 
1973. Die Beansprudlung der Produktionsanlagen 
ließ daher spürbar nadl (Sdiaubild 12). 
Mit 941'2 vH war der Auslastungsgrad des Produk-
tionspotentials um 3 vH niedriger als im Durdl-
sdlnitt der letzten zehn Jahre. Gleichwohl blieb die 
Kapazitätsauslastung immer nodl um gut 1 vH 
höher als im Rezessionsjahr 1967. Dies ist nicht nur 
darauf zurückzuführen, daß sich die Produktion 1974 
weniger als damals absdiwädlte, sondern audi dar-
auf, daß sidl das Wadistum des Produktionspoten-
tials seit einigen Jahren deutlich verlangsamt hat, 
zuletzt auf 31/2 vH (Ziffern 220 ff.). 

101. Vielfadi folgte die Produktioh der Nachfrage 
allerdings nur verzögert und nidlt immer im selben 
Umfang. 
So wurde die Produktion in der Bauwirtschaft, ob-
wohl sie kräftig, eingeschränkt wurde, noch nidit voll 
an die gesdirumpfte Nadifrage angepaßt Im Aus-
baugewerbe überrasdlte dies nicht, denn hier war 
noch eine große Anzahl bereits früher begonnener 
Bauten fertigzustellen. Aber audl.jene Unternehmen, 
die lediglich Rohbauten erstellen, nutzten ihre Auf-
tragsbestände, obwohl diese nicht mehr groß waren, 
um den Besdiäftigungsrückgang zu strecken. Immer-
hin untersdlritt ihre Produktion im Herbst 1974 das 
Vorjahresniveau bereits um 18 vH. 

Die Automobilhersteller dagegen, die 1973 nur zö-
gernd auf den Nachfragerückgang reagiert hatten, 
drosselten ihren Ausstoß 1974 stärker, als es den 
Absatzeinbußen entsprach. Dies ermöglidlte ihnen, 
die kapitalbindenden Bestände an unverkauften 
Fahrzeugen, die bis zu Beginn des Jahres immer grö-
ßer geworden waren, weitgehend abzubauen. 

Die Hersteller von Vorprodukten, wie diemisdlen 
Erzeugnissen oder Stahl, und auch ein Teil der In-
vestitionsgüterproduzenten, die noch steigende Auf-
träge verbuchen konnten, hätten ein Gegengewicht 
bilden können. Sie erhöhten ihre Produktion nadJ. 
dem AusbrudJ. der Olkrise jedodi kaum mehr. Da 
sie nicht sicher waren, wie lange sie noch von der 
Nadifrage, voi" allem der ausländischen, begünstigt 
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sein würden, zogen sie es offenbar vor, sich Auf-
tragspolster zu schaffen. Im einzelnen dürften auch 
Kapazitätsengpässe eine Rolle gespielt haben. 

102. Erfahrungsgemäß schränken die Unternehmen 
den Arbeitseinsatz nicht in dem Maße ein, wie sie 
die Produktion drosseln. Es war daher zu erwarten, 
daß die statistisch gemessene Arbeitsproduktivität 
1974 nur wenig zunehmen würde, da die Auslastung 
der Kapazitäten sank; besonders niedrig war der 
Auslastungsgrad in der Bauwirtschaft, im Automobil-
bau und in vielen Verbrauchsgüterindustrien, wäh-
rend er in den Grundstoff- und Produktionsgüter-
industrien sowie in den Investitionsgüterindustrien 
noch recht hoch blieb (Schaubild 13). Diesmal ver-
ringerte sich das Arbeitsvolumen um 3 vH gegen-
über dem Vorjahr recht deutlich, da die Unter-
nehmen ihren Personalbestand zunehmend abbauten 
und häufig Kurzarbeit einführten. Das gesamtwirt-
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schaftliche Produktionsergebnis je Erwerbstätigen 
war 1974 dennoch nur um 21/2 vH, je Erwerbstätigen-
stunde gerechnet um 31/2 vH höher als im Vorjahr. 
Damals hatte die Zuwachsrate der Arbeitsprodukti-
vität je Stunde noch 51/2 vH betragen, doch war dies 
vor allem auf den Schub des Aufschwungs bis zum 
Frühjahr 1973 zurütkzuführen. Seither steigt die Ar-
beitsproduktivität langsamer an (Schaubild 14). 

103. Von einem Mangel an 01 ist die Produktions-
tätigkeit selbst zu Beginn des Jahres kaum beein-
trächtigt worden. Lediglich in der <temischen In-
dustrie scheint es zeitweise zu Behinderungen ge-
kommen zu sein; dort nahm die Produktion um die 
Jahreswende um 21/• vH ab 1 aber schon im Frühjahr 
übertraf sie wieder das Niveau vom Herbst 1973. 

Daß in den ersten sechs Monaten 1974 über 10 vH 
weniger an Rohöl und an Mineralölprodukten als im 
Vorjahr eingeführt wurde, war nicht Ausdruck von 
Angebotsengpässen, sondern Folge von Einsparun-
gen und eines wegen der vorsorglich aufgefüllten 
Vorräte verringerten Bedarfs. 

MiBlger Zuwachs der Importe 

104. Auch in der Beanspruchung des ausländischen 
Güterangebots spiegelt siCll die verhaltene Nach-
frage wider. Im ersten Halbiahr 1974 · wurden 
dem Volumen nach nur 31/2 vH mehr Waren einge-
führt und ausländische Dienstleistungen in Anspruch 
genommen als ein Jahr zuvor; insgesamt dürften die 
Importe von Waren und Diensten 1974 um 61/2 vH 
höher sein als 1973. Sie haben damit jedoch immer-
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hin stärker zugenommen als die Verwendung von 
Gütern aus inländischer Produktion, der Anteil der 
Einfuhr an der letzten Verwendung, sei es durch 
Investoren und Verbraucher im Inland, sei es durch 
Exporteure, hat sich damit 1974 dem mittelfristigen, 
durch die fortschreitende Verflechtung der Märkte 
bestimmten Trend entsprechend weiter erhöht, und 
zwar von 231/2 vH im Jahre 1973 auf 24 vH (Sdiau-
bild 15). 

105. Die Wareneinfuhr war in den ersten Monaten 
1974 zunächst deutlich rückläufig. Die Unternehmen 
waren bestrebt, ihre Läger an Vorprodukten und 
damit auch an importierten Rohstoffen und Halb-
waren möglichst klein zu halten (Ziffer 92). Mit der 
Nachfrage nach ausländischen Fertigwaren hielten 
sich Investoren und Verbraucher sogar noch stärker 
zurück. Nicht auszusdiließen ist allerdings, daß auch 

mangelnde Lieferfähigkeit ausländischer Produzen-
ten die Fertigwareneinfuhr zeitweilig dämpfte. Seit 
dem Frühjahr hat sich die Wareneinfuhr allgemein 
wieder belebt - bei Vorprodukten dem gedrossel-
ten Produktionstempo entsprechend nur mäßig, bei 
Fertigwaren indes recht deutlich. Die Beanspru-
chung ausländischer Dienstleistungen - im Reise-
verkehr etwa oder Leistungen von Versicherungen, 
Spediteuren, Reedereien - schwächte sich dagegen 
nach einem Anstieg. zu Beginn des Jahres im weite-
ren Verlauf ab. 

Abnehmender Arbeltskrilflebedarf 
nicht nur konjunkturell bedingt 

106. Das Arbeitsmarktklima Ist 1974 erheblich rau-
her geworden. War um die Jahreswende 1973/74 nur 
für den Fall eines anhaltenden Olmangels mit einem 
beschleunigten Abbau der Beschäftigung gerechnet 
worden, so gewannen im Verlauf des Jahres die 
kontraktiven Einflüsse zunehmend an Bedeutung, 
die bei der ohnehin gedämpften Nachfrage von dem 
sich verstärkenden Kostendruck ausgingen. Die 
Anzahl der Beschäftigten nahm ab, und die Arbeits-
losigkeit stieg trotz verbreiteter Kurzarbeit, sieht 
man. von saisonalen Schwankungen ab, das Jahr 
über ständig an (Schaubild 16). 
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107. Obgleich die Olversorgung die Produktion 
kaum beeinträchtigt hatte und die saism:iale Ar-
beitslosigkeit aufgrund des milden Winterwetters 
niedrig geblieben war, stieg die Anzahl der Arbeits-
losen von November 1973 bis Januar 1974 von 
332 000 auf 620 000 an. Im Frühjahr, als die dämp-
fenden saisonalen Einflüsse entfielen, belebte sich 
die Nachfrage nach Arbeitskräften weit weniger als 
sonst um diese Jahreszeit. Der übliche Herbstauf-
schwung nach der Sommerpause blieb sogar völlig 
aus. Im Oktober 1974 waren 672 000 Arbeitskräfte 
ohne Beschäftigung. Zur gleichen Zeit lag die Ar-
beitskräftenachfrage, gemessen an der Zahl der 
offenen Stellen, nur noch bei 248 000. Die Arbeits-
losenquote betrug zuletzt 3,0 vH, von Saisoneinflüs-
sen bereinigt 3,7 vH. Außerdem wurden 370 000 
Kurzarbeiter gezählt. 

108. Die Arbeitslosigkeit war damit 1974 ähnlich 
hoch und das Stellenangebot ähnlich niedrig wie im 
Rezessionsjahr 1967. Dennoch ist die Entwicklung 
des Arbeitsmarktes mit der damaligen nur bedingt 
zu vergleichen. Zum einen verschlechterte sich die 
Beschäftigungslage nicht so rasch wie in den Jah-
ren 1966 und 1967 (Schaubild 17). zum anderen war 
sie stärker als damals von den strukturell beding-
ten Anpassungsschwierigkeiten einzelner Branchen 
bestimmt. 

109. Der Beschäftigungseinbruch 1967 war darauf 
zurüdczuführen gewesen, daß sich der Abschwung 
kumulativ verstärkt hatte; nahezu alle Wirtschafts-
zweige hatten damals deutliche Absatzrüdcgänge 
hinnehmen müssen. Diesmal ist der niedrige Be-
schäftigungsstand nicht allein mit dem konjunktu-
rellen Nachfragemangel zu erklären. Er ist wohl 
auch vor dem Hintergrund der seit mehreren Jahren 
anhaltenden Verschlechterung der Unternehmens-
erträge zu sehen. So waren die. Unternehmen wäh-
rend des Aufschwungs 1972/73 darauf bedacht ge-
blieben, ihren Personalbestand möglichst wenig aus-
zuweiten. Die Arbeitslosigkeit hatte, anders als 
sonst bei anziehender Konjunktur, nur wenig ab-
genommen. Sie war also schon vergleichsweise 
hoch, als sich die Konjunktur nach der Jahresmitte 
1973 abzuschwächen begann. 

Zu den gedämpften Absatzaussichten kam dann um 
die Jahreswende der nochmals verschärfte Kostenw 
druck hi_nzu, der aus den sprunghaft gestiegenen 
Preisen für Energie und Rohstoffe sowie den hohen. 
Lohnabschlüssen resultierte. Um so stärker waren 
die Unternehmen nun bestrebt, zu rationalisieren, 
insbesondere indem sie Arbeitskräfte einsparten. 
Am deutlichsten zeigte sich dies in jenen Branchen, 
deren Produktionstechnik einen hohen Arbeitsein-
satz erfordert. Und selbst Bereiche, die über Nach-
fragemangel nicht klagen konnten, versuchten ihre 
Ertragslage zu verbessern. indem sie ihren Personal-
bestand nach Möglichkeit einschränkten. Der Be-
schäftigungsrüdcgang, der daraus folgte, vergrö-
ßerte den Nachfragemangel im Verlauf des Jahres. 

110. Zunächst versuchten viele Unternehmen damit 
auszukommen, daß sie Einstellungssperren verfüg-
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ten und das Ausscheiden älterer Arbeitnehmer 
finanziell förderten. Wo besonders starker Nach-
fragemangel zum Kostendruck hinzukam, reichte 
dies häufig jedoch nicht aus. 

So begannen vor allem die Hersteller von Textilien, 
Bekleidung und Schuhen ebenso wie die Leder-
industrie, die seit längerem schon wegen ihres ho· 
hen Kostenniveaus gegenüber auslänc!ischen Anbie-
tern immer weniger wettbewerbsfähig waren, nidtt 
nur vermehrt Kurzarbeit einzuführen, sondern auch 
Arbeitskräfte zu entlassen. 

Die Bauwirtschaft, die jahrelang von der Nachfrage 
begünstigt war, versuchte bis zum Frühjahr 1974, 
ihren Personalbestand nach Möglichkeit zu halten, 
wohl vor allem, um bei einer Belebung der Nach· 
frage nicht wieder in ähnliche Arbeitskräfteengpässe 
zu geraten wie nach der Rezession 1967. Uber den 
saisonalen Beschäftigungsabbau im Winter hinaus 
behalfen sich die meisten·Bauunternehmen zunächst 
ebenfalls mit Kurzarbeit. Erst als immer deutlicher 
wurde, daß sie sich auf eine strukturelle Minder· 
nachfrage einstellen mußten, setzten sie zunehmend 
auch Arbeitskräfte frei. 

Ähnlich verhielten sich die Automobilhersteller, die 
den Nachfrageeinbruch zunächst für kürzerfristig 
hielten, als er sich dann erwies. Zwar blieb die 
Kurzarbeit das Jahr über hoch; vom Sommer an, als 
sich die Aussichten für eine baldige Erholung der 
Nachfrage im Inland wie im Ausland nicht besser-
ten, wurden aber auch hier in zunehmendem Maße 
Arbeitskräfte entlassen. 

Die Besdläftigungsprobleme dieser Brandlen grif· 
fen im Verlauf des Jahres dann auch zunehmend 
auf deren Vorlieferanten und auf nachgelagerte Be· 
reiche über. 

111. Die höchsten Arbeitslosenzahlen und die we-
nigsten offenen Stellen hatten diejenigen Berufe zu 
verzeichnen, die in den genannten Branchen beson-
ders häufig vertreten sind: Textil- und Bekleidungs-
berufe, Bauarbeiter sowie Metallarbeiter, Schlosser 
und Mechaniker. Daneben machten sidi die verstärk-
ten Rationalisierungsbemühungen in den kaufmän-
nischen und in den Verwaltungsberufen bemerkbar. 
Im Vergleidl zum Jahre 1967 nahm die Arbeitslosig-
keit unter den Angestellten sogar überdurdlschnitt· 
!ich zu. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der Arbeits-
losen betrug 31 vH im Mai 1974 gegenüber 19 vH im 
gleichen Monat des Jahres 1967. Die erhöhte Anzahl 
arbeitsloser Angestellter sdllug sich auch in der 
regionalen Verteilung der Arbeitslosigkeit nieder. 
Halten 1967 vor allem die strukturschwadlen Rand· 
gebiete Niedersachsens und Bayerns die höchsten 
Arbeitslosenquoten gemeldet, so waren im Jah·re 
1974 die Arbeitslosenquoten auch in denjenigen 
Großstadtbereidlen, die den Sitz der Handels- und 
Verwaltungszentren bilden, überdurchschnittlich 
hodl. 

112. Auffälliger nodl als die beruflidle und regio-
nale Verteilung der Arbeitslosigkeit ist der hohe 
Anteil arbeitsloser Frauen. Im Gegensatz zum Jahr 
1967, als vor allem die männlichen Arbeitskräfte 

ihren Arbeitsplatz verloren, lag die Arbeitslosen-
quote der Frauen 1974 im Durchschnitt um gut zwei 
Fünftel über jener der Männer. Hierin spiegelt sich 
die hohe Arbeitslosigkeit in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie, in der besonders viele Frauen tätig 
sind, ebenso wider wie jene in den kaufmännischen 
und in den Verwaltungsberufen. Viele Frauen kön-
nen oder wollen zudem nur Teilzeitar.beit anneh-
men, solche Stellen wurden 1974 besonders häufig 
eingespart. 

113. Auch die altersmäßige Auffächerung der Ar-
beitslosigkeit hat sich gewandelt, soweit sich dies 
aus den bisher verfügbaren Unterlagen erkennen 
läßt. Wie in früheren Absdlwungsphasen waren zu-
nächst vor allem jüngere Jahrgänge entlassen wor-
den, besonders dann, wenn der Ausbildungsstand 
niedrig war oder wenn sie, wie viele Frauen, nur 
teilzeitbeschäftigt waren. Ältere Arbeitnehmer, für 
die ein Verlust des Arbeitsplatzes besonders schwer-
wiegend ist, weil sie nicht leicht wieder eingeglie-
dert werden konnten, waren inzwischen durdt neue 
Kündigungsschutzregelungen zum Teil besser abge-
sichert; zeigten sie sich allerdings bereit, vorzeitig 
aus dem Erwerbsleben auszuscheiden, so wurde 
ihnen das durch versorgungsrechtliche wie auch be-
triebliche Hilfen erleidltert. Daher erreichte die Ar-
beitslosigkeit bei den über 55 Jahre alten Arbeitneh-
mern bei weitem nicht das Ausmaß wie 1967. 

114. Schienen die ausländischen Arbeitnehmer zu-
nächst weniger stark von dem Abbau der Beschäfti-
gung betroffen, so nahm nach der Jahresmitte auch 
unter diesen die Arbeitslosigkeit spürbar zu. Sdlon 
zuvor hatten zwar diejenigen Unternehmen, die 
Nachfragemangel dazu zwang, Personaleinschrän-
kungen vorzunehmen, im gleichen Maße ausländi-
sche wie inländische Beschäftigte entlassen; da die 
arbeitslos gewordenen Ausländer jedoch weniger 
auf lokale oder familiäre Bindungen Rücksicht zu 
nehmen brauchten, gelang es leichter, sie in andere 
Berufe oder in andere Regionen zu vermitteln. Vom 
Sommer an, als die Beschäftigung allenthalben ver-
stärkt zurückging, wurde dies immer schwieriger, 
und die Arbeitslosigkeit stieg nun auch unter den 
Ausländern ständig an. Zuletzt war deren Arbeits-
losenquote sogar höher als die der Inländer. Wäh-
rend im Jahre 1967 viele ausländische Arbeitskräfte, 
die ihren Arbeitsplatz verloren hatten, in ihre Hei-
matländer zurückgekehrt waren, so daß damals die 
wirkliche Arbeitslosenquote um diese „ exportierte• 
Arbeitslosigkeit zu niedrig ausgewiesen war, blie-
ben 1974 die meisten arbeitslosen Ausländer im In-
land. Aussdllaggebend dafür war die Befürchtung, 
daß sie aufgrund des im Herbst 1973 verfügten An-
werbestopps keine Arbeitserlaubnis mehr erhalten 
würden, wenn sie nach einer vorübergehenden Ab„ 
wanderung wieder zurückkehren wollten. Hinzu 
kam, daß die Arbeitslosenunterstützung im Inland 
häufig höher ist als die Verdienstmöglichkeiten in 
den jeweiligen Heimatländern. 

115. Die Anzahl der Erwerbstätigen - selbständig 
wie unselbständig Beschäftigte - dürfte 1974 um 
fast eine halbe Million oder knapp 2 vH niedriger 
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als im Vorjahr sein. Außer den 100 000 ausländi-
schen Arbeitskräften, die als arbeitslos gemeldet 
oder in ihre Heimat zurückgewandert sind, wurden 
auch 300 000 deutsche Arbeitnehmer weniger be-
schäftigt. Außerdem gaben etwa 50 000 Selbständige 
ihre selbständige Tätigkeit auf. Allerdings war der 
Rückgang der Beschäftigtenzahl nicht nur auf feh· 
lende Beschäftigungsmöglichkeiten zurückzuführen. 
Auch das Arbeitskräftepotential, die Anzahl aller, 
die eine Beschäftigung ausüben oder suchen, hat sich 
verringert. Zum einen sdlieden, durch die Alters-
struktur der Bevölkerung bedingt, noch immer mehr 
ältere Arbeitskräfte aus dem Erwerbsleben aus, als 
junge das erwerbsfälfige Alter erreichten. Zum an· 
deren nahmen die Ausbildungszeiten weiter zu. Bei-
des zusammen bewirkte, daß das Arbeitskräfte-
potential 1974, folgt man den Angaben der Bundes-
anstalt für Arbeit, um 160 000 Personen niedriger 
war als im Vorjahr. 
Der Kreis derer, die keine Arbeit fanden, ist somit 
um 290 000 größer geworden; die meisten von ihnen 
haben sich als arbeitslos registrieren lassen. Nur 
wenige haben also die sogenannte stilie Reserve 
aufgefüllt, die 1967 um schätzungsweise 100 000 Per-
sonen zugenommen hatte. 

III. Hohe Inflatorische Spannungen 

116. Während sich Produktion und Beschäftigung 
zunehmend verringerten, blieben die inflatorischen 
Spannungen 1974 hoch; bei kaum vermindertem An-
stieg des Preisniveaus kam es zu erheblichen Ver-
werfungen in der Preisstruktur. 
Die Restriktionspolitik des Jahres 1973 hatte einen 
Prozeß der allmählichen Stabilisierung eingeleitet. 
Die Chance, im Jahre 1974 mehr Geldwertstabilität 
zu erreichen, zeichnete sich bereits deutlidl ab, als 
um die Jahreswende 1973/74 der Erfolg der Stabili-
sierungspolitik durch kräftige inflatorische Impulse 
in Frage gestellt wurde. Die drastische Anhebung der 
Preise für Erdöl und Mineralölprodukte sowie die 
unmittelbaren Wirkungen auf die Preise von Sub-
stftutionsgütern belasteten das inländisdJ.e Kosten-
niveau in außergewöhnlichem Maße. Hinzu kamen 
hohe Lohnabschlüsse, die nicht zuletzt von der Er-
wartung einer weiteren Beschleunigung des Preis-
auftriebs bestimmt waren. Die Gefahr war groß, daß 
nicht nur der auf einen Abbau der Inflationsgewöh-
nung gerichtete Kurs verlassen, sondern a.uc:h die 
Beschleunigung des Geldwertschwunds als unver· 
meidlich hingenommen werden mußte. Doch gelang 
es der monetären Restriktionspolitik im Jahre 1974, 
den Spielraum für Preisüberwälzungen eng zu hal-
ten. So vollzog sich der kurzfristige Wandel der 
Preisstruktur unter erheblidlem Druck auf die Ge-
winnmargen und die Beschäftigung; der Anstieg des 
Preisniveaus hielt sich in Grenzen, anders als zu 
Jahresbeginn vielfadl befürchtet. 

117. Eine schwere Belastung für die Stabilisierung 
des inländischen Kosten- und Preisniveaus stellte 
die Teuerungswelle bei importierten Rohstoffen dar. 
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Hohe Jnilatorisdte Spannungen 

Bereits in den Sommermonaten 1973 hatte sidt die 
Preishausse auf den internationalen Rohstoffmärkten 
ebenso wie die zeitweilige Abwärtsbewegung des 
D-Mark-Kurses mehr und mehr in den deutsdten Ein-
fuhrpreisen bemerkbar gemadtt. Mit dem Ausbrudt 
der Olkrise kam es dann zu einem ungewöhnlidten 
Preissdtub. Von Herbst 1973 bis Frühjahr 1974 stie-
gen die D-Mark-Kontraktpreise für importierte Roh-
stoffe und Halbwaren im Durdtsdtnitt um mehr als 
50 vH. Der Einfuhrpreis für Erdöl hat sidt in diesem 
Zeitraum nahezu verdreifadtt (Sdtaubild 18). 

Wenngleidt vom Sommer an die Weltmarktpreise 
für Industrierohstoffe wieder sanken und die D-
Mark an Außenwert zurück.gewann, blieben Ein-
fuhrgüter erheblidt teurer als im Vorjahr. Im Durdt-
sdtnitt der ersten neun Monate 1974 mußten bei-
misdte Abnehmer für ausländisdte Waren insgesamt 
31 vH, für Rohstoffe und Halbwaren sogar 76 vH 
mehr bezahlen als vor einem Jahr. 

Unmittelbar betroffen vom Preisauftrieb bei Import-
gütern war die Industrie. Legt man die Produktions-
struktur zugrunde, die das Statistisdte Bundesamt 
in den Input-Output-Tabellen für das Jahr 1970 aus-
weist, so bat sidt das Kostenniveau des verarbeiten-
den Gewerbes allein durdt die Verteuerung der Ein-
fuhren 1974 um etwa 4 vH erhöht. Mehr als die 
Hälfte davon entfällt auf den Preisanstieg bei impor-
tiertem Erdöl, etwa ein Drittel auf die Preishausse 
bei ausländisdten Grundstoffen und Produktions-
gütern. Unvermeidlidt war, daß audt die Preise der 
Substitute für 01 und Olderivate stark anzogen; 
selbst durdt rasdte Substitution waren daher kurz-
fristig zusätzlidte Kosten nidtt zu umgehen. So 
sdtlug sidt die drastisdte Verteuerung der Vorpro-
dukte in ungewöhnlidt hohen Preissteigerungen bei 
Industriegütern nieder. Der Index der Erzeuger-
preise industrieller Produkte stieg - erstmals in 
der Bundesrepublik - binnen Jahresfrist um mehr 
als 10 vH. 

118. Hohe Lohnsteigerungen verstärkten den von 
den Rohstoffpreisen ausgehenden Kostenimpuls. Die 
Effektivlöhne je Stunde in der Gesamtwirtschaft 
dürften 1974 um rund 13 vH höher sein als ein Jahr 
zuvor (Ziffer 140). Das gesamtwirtschaftlidte Preis-
niveau, in das die Entwicklung dei- Preise aller vom 
Inland wie vom Ausland nachgefragten Güter ein-
geht, wird dagegen das Niveau des Vorjahres um 
etwa 9 vH übersteigen. Audi unter Berücksidtti-
gung der Produktivitätsfortsdtritte muß man daher 
annehmen, daß die Last, die sich aus der Versdtledt-
terli.ng der Terms of Trade für die Volkswirtschaft 
ergab, in erster Linie der Unternehmenssektor zu 
tragen hatte (Ziffer 141). 

Die Unternehmen wurden jedoch vom Preisschub bei 
Rohstoffen, insbesondere bei Erdöl - je nach ihrer 
Produktionsstruktur - in unterschiedlidtem Maße 
getroffen und auch durch Lohnerhöhungen unter-
schiedlidt stark belastet; zugleich entwickelte sich 
die Nachfrage in den einzelnen Bereichen recht 
differenziert. Daher gelang es nicht überall in glei-
chem Maße, hohe Importkosten und hohe Lohnzuge-
ständnisse weiterzuwälzen. Mit der Preisstruktur 
veränderte sich die sektorale Ertragsstruktur. 

Preisschub auf lndustrlemllrkten 

119. Auf den Auslandsmärkten waren die Preis' 
erhöhungsspielräume offenbar besonders groß. Be-
günstigt durch die Auslandsnachfrage und hohe In-
flationsraten im Ausland, stiegen die D-Mark-Aus-
fuhrpreise im Verlauf des Jahres 1974 unvermin-
dert rasch; im Herbst waren sie rund ein Fünftel 
höher als ein Jahr zuvor. 

Auch im Inland verteuerten sidt industrielle Pro-
dukte bis zum Frühjahr 1974 in ungewöhnlichem 
Tempo; danach hat die gedämpfte Binnenkonjunk-
tur weitere Preiserhöhungen zunehmend erschwert 
(Sdtaubild 19). Gleichwohl lagen die Erzeugerpreise 
industrieller Produkte im Herbst 1974 um 15 vH, 
ohne die Verteuerung von Mineralölerzeugnissen 
um 14 vH über dem vergleichbaren Vorjahresniveau. 

120. Bei den Grundstoffen war der Preisschub, der 
von der Rohstoffhausse und der sprunghaften Ver-
teuerung des Erdöls ausgelöst wurde, besonders 
ausgeprägt (Sd:laubild 18). 

Die Grundstoff- und Produktionsgüterindustrien 
sind als Produzenten von Halbwaren und Zwisd:len-
produkten den Schwankungen der Weltmarktpreise 
für Rohstoffe unmittelbar ausgesetzt. Zudem wurden 
1974 vor allem sie von der Auslandsnachfrage be-
günstigt. Das erklärt, warum diese Industrien, deren 
Produkte sid:I im Durchsd:lnitt der letzten zehn Jahre 
nur um jährlich 1,5 vH und damit weniger als andere 
Industrieprodukte verteuert hatten, Im Jahre 1974 
den Preisauftrieb auf der industriellen Erzeuger-
stufe anführten. Im Herbst 1974 kosteten Grund-
stoffe und Produktionsgüter im Inlandsabsatz durch-
sdtnittlidt ein Viertel mehr als vor Jahresfrist. 

Durch das Preisdiktat der Förderländer verteuerten 
sidt nicht nur Mineralölprodukte und Olderivate, 
sondern aud:I die Preise der Substitute für 01 als 
Energieträger (Kohle, Erdgas) zogen bald nad:I. Der 
Versud:I der Nachfrager, Erdölprodukte durd:I an-
dere Güter, so zum Beispiel Holz, Gummi, Papier und 
Pappe, zu ersetzen, trieb die Preise auch hier wei-
ter hinauf, nachdem für die meisten dieser Güter 
schon vor Ausbrudt der Olkrise auf den Weltmärk-
ten hohe Preise erzielt worden waren. Der Preisauf-
trieb bei Eisen, Stahl und NE-Metallen war wegen 
der Energieintensität dieser Produkte zum Teil 
ebenfalls eine Folge der Verteuerung des Erdöls; 
hinzu kam, daß Eisen· und Stahlerzugnisse ohnehin 
weltweit gesudtt waren. 

121. Die Unternehmen auf den nad:lfolgenden Pro-
duktionsstufen versuchten, den Kostenschub, den 
die Lohnsteigerungen noch verstärkten, unverzüg-
lich weiterzuwälzen. Die Preise für Investitionsgü-
ter wurden vom Beginn der Lohnrunde im Metall-
bereich an kräftig erhöht; auch die Preise für Ver-
brauchsgüter stiegen Anfang 1.974 sprunghaft. 

Als jedoch unter dem Einfluß der monetären Re-
striktion im Verlauf des Jahres 1974 Investoren wie 
Verbraucher ihre Nachfrage auf den Inlandsmärkten 
einschränkten, nahm das Ausmaß der Preissteige-
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INDUSTRIELLE ERZEUGERPREISE 
1. Vj. 1964=100 
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rungen rasch ab. Dazu mag die Importkonkurrenz 
für Investitions- und Verbrauchsgüter beigetragen. 
haben. Im Herbst 1974 waren gleichwohl Investi-
tionsgüter um 11 vH, Verbrauchsgüter um 13 vH 
teurer als ein Jahr zuvor. 

122. Der Preisauftrieb im Grundstoffbereidl traf 
audl die Bauwirtsdlaft. Nadldem in der zweiten 
Jahreshälfte 1973 das Preisklima in allen Bau-
bereichen sich· abzukühlen begonnen hatte, zogen 
die Baupreise im Frühjahr 1974 wieder an. Aber 
obwohl wichtige Vorprodukte für die Bauwirtschaft 
erheblich teurer geworden waren und neue Lohn-
vereinbarungen in Kraft traten, hielt sich das Aus-
maß der Preissteigerungen. in Grenzen. Bedingt 
durch die geringe private Baunachfrage (Ziffer 89), 
blieb die Preis-Kosten-Relation im Baugewerbe auch 
1974 unter Druck. Lediglich im Tiefbau konnten 
größere Preiserhöhungen durchgesetzt werden, zu-
mal die öffentlichen Auftraggeber wegen der 
sprunghaften Verteuerung von Bitumen nachträg-
liche Preisanpassungen zugestanden. Beschleunigt 
stiegen 1974 auch die Preise für die Instandhaltung 
von Bauten; auf diesem Markt hat es die Nachfrage 
wohl in größerem Umfang erlaubt, den Kostenan-
stieg' zu überwälzen. 

123. Auf den Erzeugermärkten für landwirtsdlaft-
lidle Produkte bestimmten 1974 Angebotsüber-
schüsse das Bild; dadurch kam es durchweg zu spür-
baren Preissenkungen (Schaubild 20). Die Erzeuger-
preise pflanzlicher Produkte waren aufgrund reich-
licher Ernten bereits im zweiten Halbjahr 1973 rasch 
gesunken. Auf den Märkten für tierische Produkte 
vollzog sich der Wandel im Verlauf des Jahres 1974. 
In den Vorjahren hatte eine weltweite Verknappung 
von Rindfleisch und von Schweinefleisch die Preise 
emporschnellen lassen. Durch die Erwartung einer 
länger anhaltenden Fleischknappheit - verstärkt 
durch staatliche Prämien für die Aufzucht und Mast 
von Rindern - waren die Landwirte angeregt wor-
den, ihre Schlachtviehbestände stark auszudehnen. 

Hatte bis Ende 1973 die Einlagerungspolitik staat-
licher Interventionsste11en den Verfall der Schlacht-
viehpreise noch abgefangen, so ließ das wachsende 
Uberangebot 1974 die Erzeugerpreise rasch sinken. 
Im Herbst waren tierische Produkte durchschnittlich 
um 4,2 vH, Schlachtvieh um 9 vH billiger als ein 
Jahr zuvor: Daß der Preisrückgang nicht stärker aus-
fiel, wurde durch weitere staatliche Aufkäufe ver-
hindert. Um das Angebot knapp zu halten, be-
schlossen die Länder der Europäischen. Gemein-
schaft, Importkontingente zu kürzen oder auszuset-
zen sowie Prämien für unterlassene Schlachtungen 
zu gewähren. Die starken Preisbewegungen bei 
landwirtschaftlichen Produkten trugen dazu bei, daß 
sich Nahrungsmittel auf der industriellen Erzeuger-
stufe nicht im gleichen Maß verteuerten wie andere 
Industrieprodukte. Im Herbst 1974 waren die Erzeu-
gerpreise der Nahrungsmittelindustrien um 71/2 vH 
höher als ein Jahr zuvor. 



Hohe inlJatotlsdte Spannungen 

Schaubild 20 

ZUR PREISENTWICKLUNG 
AUF DEN MÄRKTEN FÜR NAHRUNGSMITTEL 

1. Vj. 1963 = 100 
- Preisindex für die Lebenshaltung alle' 1Jrivaten Haushalte 1) 
----- Erzeugerpreise industrieller Produkte2) 

Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produkte l) 
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Anstieg der Verbraucherpreise gedämpft 

124. Nach den Erfahrungen früherer Jahre war zu 
befürchten, daß die Preishausse im Grundstoffbe-
reich über die Produktions- und Handelsstufen rasch 
ihren Niederschlag auf den verbrauchsnahen Märk-
ten finden würde. Hinzu kam, daß die Verteue-
rung des Heizöls bereits J::nde 1973 die Kosten der 

Lebenshaltung beträchtlich nach oben getrieben 
hatte. In dieser Situation der Ungewißheit, die vor 
allem die Einkommenspolitik belastete, waren die 
Erwartungen überwiegend auf eine Beschleunigung 
des Geldwertschwunds gerichtet. Mancherorts 
wurde zu Jahresbeginn 1974 sogar angenommen, 
der Anstieg der Verbraucherpreise werde im Ver-
lauf des Jahres die Zehn-Prozent-Marke überschrei-
ten. Der Geldwertschwund hat sich indessen 1974 
nicht beschleunigt, sondern wurde eingedämmt. 
Gemessen am Preisindex für die Lebenshaltung aller 
privaten Haushalte stiegen die Verbraucherpreise 
von Januar bis Oktober mit einer Jahresrate von 
weniger als 6 vH. Diese Entwicklung blieb nicht 
ohne Einfluß auf die Preiserwartungen; bereits Mitte 
1974 rechneten die Verbraucher nicht mehr in ganz 
so hohem Maße mit Preissteigerungen wie noch zu 
Jahresbeginn. Im Oktober 1974 war die Lebenshal-
tung allerdings - bedingt durch den scharfen Preis-
auftrieb um die Jahreswende - immer noch um 
7,1 vH teurer als im Oktober 1973. 

125. Daß sich der Kaufkraftschwund für die Ver-
braucher 1974 in Grenzen hielt, ist zum Teil Aus-
druck einer Veränderung der Struktur der Verbrau-
cherpreise. Im Durchschnitt der ersten zehn Monate 
verteuerten sich (gegenüber dem gleichen Zeitraum 
des Vorjahres) 
- Nahrungsmittel um 5,4 vH, 
- Wohnungsmieten um 5,0 vH, 
- Dienstleistungen um 7,6 vH und 
- sonstige Waren um 8,4 vH. 
In der Verteuerung der sonstigen Waren spiegelt 
sich der Preisauftrieb bei Industrieprodukten deut-
lich wider. Den Preiserhöhungen für diese Güter-
gruppe und den hohen Preissteigerungen bei Dienst-
leistungen - zusammen fast zwei Drittel des Güter-
korbs der privaten Haushalte - standen aber 1974 
geringere Preissteigerungen bei den Nahrungsmit-
teln und den Wohnungsmieten gegenüber, 

126. Daß sich die sonstigen Waren im Güterkorb 
der privBten Haushalte 1974 am meisten verteuerten, 
entsprach nicht dem mittelfristigen Wandel der 
Preisstruktur; im vergangenen Jahrzehnt sind die 
Preise dieser Güter - wohl vor allem bedingt durch 
überdurchschnittliche Produktivitätszuwächse in der 
Industrie - um jährlich 2,5 vH und damit weniger 
als die Preise der anderen Gütergruppen gestiegen. 
Die kurzfristige Veränderung der Preisrelationen ist 
zu einem großen Teil jedoch den direkten Wirkun-
gen der Mineralölpreissteigerungen zuzurechnen. 
Die Verteuerung von Energie, insbesondere von 
leichtem Heizöl und Kraftstoff, aber auch von Elek-
trizität, Kohle und Gas, schlug auch bei den privaten 
Haushalten kräftig zu Buche. Allein Mineralölpro-
dukte kosteten im Durchschnitt der ersten zehn 
Monate nahezu zwei Fünftel mehr als ein Jahr zu-
vor, obwohl die privaten Haushalte auf den Preis-
schub recht elastisch reagiert hatten; sowohl die 
Heizölpreise als auch die Benzinpreise sanken im 
Verlauf des Jahres wieder. Der Verteuerung der 
Mineralölpro.dukte waren vor allem die Kohlepreise, 
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aber auch die Preise für Elektrizität und Gas bald 
gefolgt; im Durchschnitt der ersten zehn Monate 
1974 waren sie um gut 11 vH höher als ein Jahr 
zuvor. Dieser Preisanstieg bei den Energieträgern 
drückte den Index der Verbraucherpreise für Indu-
striewaren (ohne Nahrungsmittel) um mehr als 
3 Prozentpunkte nach oben. 

Der Kostenschub in der Industrie ist indessen 1974 
auch in der Entwicklung der Verbraucherpreise für 
die übrigen Industrieerzeugnisse (ohne Energie) 
deutlich sichtbar geworden. Zwar hat sich diese 
Gütergruppe - deren Anteil an den Konsumaus-
gaben privater Haushalte rund zwei Fünftel be-
trägt - im Durchschnitt der ersten zehn Monate ins-
gesamt um weniger als 6 vH verteuert; der Preis-
auftrieb auf den Märkten für dauerhafte Konsum-
güter, bei denen sich die Verteuerung der indu-
striellen Grundstoffe besonders deutlich auswirkte, 
war jedoch, von einzelnen Märkten abgesehen, im 
ganzen stärker. Langlebige, hochwertige Gebrauchs-
güter kosteten im Durchschnitt der ersten zehn 
Monate 1974 nahezu 7 vH, Gebrauchsgüter von ge-
ringerem Wert 7,4 vH mehr als ein Jahr zuvor. Die 
Preissteigerungen für diese Industrieprodukte waren 
damit 1974 erstmals ebenso hoch wie der Anstieg 
der Lebenshaltungskosten insgesamt (Schaubild 21). 
Immerhin wurden die außergewöhnlich hohen Preis-
steigerungsraten, die 1974 auf den industriellen Er-
zeugermärkten zu verzeichnen waren, nicht erreicht. 
So ist zu vermuten, daß der Wettbewerb bei wei-
chender Nachfrage vbr allem die Anbieter auf den 
verbrauchsnahen Märkten daran gehindert hat, den 
Kostenanstieg in vollem Umfang weiterzuwälzen. 

127. Im Dienstleistungsbereich waren aufgrund ho-
her Lohnsteigerungen und geringer Produktivitäts-
zuwächse überdurchschnittliche Preisanhebungen 
erwartet worden. Der Anstieg der Dienstleistungs-
preise, der schon in den vergangenen Jahren hoch 
war, hat sich denn auch im Verlauf des Jahres 
1974 nochmals beschleunigt. So mußten die Verbrau-
cher für Reparaturleistungen sowie für Wäsche-
reien und Reinigung im Herbst 1974 jeweils etwa 
10 vH mehr bezahlen als ein Jahr zuvor. Die Preise 
für Arzt- und Krankenhausleistungen wurden noch 
stärker heraufgesetzt. Hinzu kam die Anhebung der 
Rundfunk- und Fernsehgebühren zu Jahresbeginn 
und der Postgebühren zur Jahresmitte. Auch zahl-
reiche Verkehrstarife wurden 1974 erhöht. Lediglich 
in der Kfz-Versicherung wurden erstmals seit Jah-
ren die Prämiensätze gesenkt. 

128. Der Anstieg der Wohnungsmieten hat sidt da-
gegen 1974 im Vergleich zum längerfristigen Trend-
sichtlich verlangsamt. Vor allem für Wohnungen im 
freifinanzierten Wohnungsbau ließ ein zunehmender 
Bestand an unvermieteten Neubauten, der beson-
ders in Ballungsgebieten auf den Markt drückte, 
Mieterhöhungen kaum mehr zu; im Herbst war das 
Mietniveau in diesem Bereich nur um 319 vH hö-
her als ein Jahr zuvor. Der Wandel des Wohnungs-
marktes zu einem Käufermarkt zeigt sich auch darin, 
daß die Kosten für die Vermittlung von Mietwoh-
nungen häufiger den Anbietern angelastet werden. 
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Auch auf dem Markt für Altbauwohnungen, auf dem 
überwiegend Haushalte mit geringem Einkommen· 
nachfragen, hat sich die Verlangsamung im Anstieg 
des Mietniveaus, die seit einigen Jahren zu beob-
achten ist, 1974 fortgesetzt; im Herbst waren Alt-
bauwohnungen um 5,1 vH teurer als im Vorjahr. 
Der Einfluß des erweiterten Kündigungsschutzes, 
der den Mietern Einspruchsrechte gegen Mieterhö-
hungen gewährt, dürfte sich hier besonders aus-
gewirkt haben. Im sozialen Wohnungsbau haben 
stclr ilie kräftigen Mietsteigerungen des Vorjahres 
1974 nicht wiederholt; gleichwohl waren die Sozial-
mieten im Herbst um 5,4 vH höher als ein Jahr 
zuvor. 

129. Der Anstieg der Nahrungsmittelpreise hat 
1974 - anders als im Vorjahr - die Budgets der 
privaten Haushalte relativ wenig belastet. Infolge 
der kräftigen Preissenkungen auf den Erzeuger-
märkten für landwirtschaftliche Produkte schwächte 
sich der Auftrieb der Verbraucherpreise vor allem 
für Nahrungsmittel tierischen Ursprungs 1974 deut-
lich .ab. Bei den Nahrungsmitteln pflanzlichen Ur-
sprungs war dieser Zusanunenhang - aufgrund 
einer recht differenzierten Preisentwicklung auf ein-
zelnen Märkten - weniger ausgeprägt. Im Herbst 
1974 mußten die privaten Haushalte 
- für Nahrungsmittel tierischen Ursprungs 2,2 vH, 

darunter für Fleisch und Fleischwaren 0,2 vH, 
- für Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs im 

Durchschnitt 10,9 vH 
mehr aufwenden als ein Jahr zuvor. 

130. Als wesentliche Erfahrung aus der Preis-
entwicklung seit Ende 1973 sind die außergewöhn-
lichen Verwerfungen in der Preisstruktur festzuhal-
ten. Von den Grundstoff- und Produktionsgüterin-
dustrien ausgehend, die unmittelbar von der Hausse 
J!er Rohstoffpreise betroffen waren, rollte eine 
Welle hoher Preisforderungen, durch Lohnsteigerun-
gen zusätzlich getrieben, mit unterschiedlicher 
Stärke über die nachfolgenden Produktionsstufen 
hinweg, Zu den verbrauchsnahen Märkten hin verlor 
die Preiswelle an Schwung. 
Daß sich die Inflation im Verlauf des Jahres 1974 
nicht beschleunigt hat, ist vor allem der restriktiven 
Geldpolitik zuzurechnen. Diese hielt die Uberwäl-
zungschancen gering, so daß der anhaltende Kosten-
druck zu einem großen Teil in den Erträgen aufge-
fangen werden mußte. Je nach Auftragslage und 
Kostendruck hatten die einzelnen Branchen unter~ 
schiedliche Anpassungslasten zu tragen; entspre-
chend stark veränderten sich 1974 die Ertragsrela-
tionen in der Wirtschaft. 

IV. Einkommensentwicklung: Fehler und Irrtümer 

131. Die Lohnpolitik stand auch 1974 im Zeichen 
der Zielsetzung der Gewerkschaften, eine Umvertei-
lung der Realeinkommen zugunsten der Arbeitneh-
mer über die Nominallöhne zu erreichen. Im Hin-
blick auf diese Zielsetzung zeigten sich die Gewerk-
schaften nicht bereit, die Kosten mitzutragen, die 

dur<h die Verteuerung ausländischer Grundstoffe 
dem Inland auferlegt wurden; die Verschlechterung 
des Austauschverhältnisses mit den rohstoffliefern-
den Ländern, durch die ein Teil des inländischen 
Realeinkommenszuwachses dem Ausland zufiel, 
sollte nach ihren Vorstellungen trotz der damit ver-
bundenen Beschäftigungsrisiken die Realeinkommen 
der Arbeitnehmer nicht belasten. 
Unnachgiebig zeigten sich die Gewerkschaften zu 
Beginn des Jahres 1974 auch deshalb, weil sie hohe 
Inflationsraten erwarteten. Sie hielten an den For-
derungen fest, die sie im Herbst 1973 trotz der ener-
gischen Stabilisierungsanstrengungen unter dem 
Eindruck vorangegangener außertariflicher Lohn-
zugeständnisse aufgestellt hatten und die (ein-
schließlich aller Nebenleistungen) teilweise auf Ein-
kommenserhöhungen von 20 vH und mehr lauteten. 
Die Arbeitgeber leisteten nur hinhaltenden Wider-
stand, auf Uberwälzungsmöglichkeiten setzend, die 
die monetäre Politik dann nicht gewährte. So konn-
ten die Arbeitnehmer die im Verteilungskampf der 
vorangegangenen Jahre erlangte Position nicht nur 
halten; ihre reale Verteilungsposition verbesserte 
sich sogar. Den Verzicht auf Realeinkommen, den 
das Ausland der heimischen Volkswirtschaft abver-
langte, hatten damit vor allem die Unternehmen zu 
leisten. Wo diese ihn nicht hinnehmen konnten oder 
wollten, führten sie Kurzarbeit ein und entließen 
Arbeitskräfte. Grenzen der gewerkschaftlichen Mög-
lichkeiten, kurzfristig die Einkommensverteilung zu 
ändern, wurden sichtbar. Gewerkschaften wie Unter-
nehmen hatten sich über die Schärfe der von der 
Bundesbank bewirkten monetären Restriktion und 
damit über die Größe des Spielraums für Preiserhö-
hungen und die Höhe des Reallohns, der aus ihren 
Vereinbarungen erwuchs, geirrt. Das Ergebnis, ein 
starker Beschäftigungsrückgang, konnte von den 
Tarifparteien nicht beabsichtigt sein. 

132. Die Lohnrunde 1974 wurde durch den Tarif-
abschluß in der eisenschaffenden Industrie eröffnet, 
der nach vorgezogenen Verhandlungen bereits im 
Dezember 1973 in Kraft trat. Neben der Aufstockung 
verschiedener Zuschläge wurden - bei wiederum 
verkürzten Laufzeit - Lohnerhöhungen von 11 vH 
vereinbart (Tabelle 11); auf eine Laufzeit von 12 Mo-
naten umgerechnet entsprach dies einer Lohnsteige-
rung von 121/2 vH. In solchem Ausmaß konnten die 
Löhne marktgerecht nur angehoben werden, weil der 
Boom in der Stahlindustrie ungebrochen war; in-
sofern mußte eine Signalwirkung für andere Be-
reiche nicht unbedingt erwartet werden. 

133.. Das wohl wichtigste Lohndatum für die dies-
jährige Tarifrunde setzte Ende Februar der öffent-
liche Dienst: Unbeeindruckt vom Wandel des Kon-
junkturklimas und von Arbeitsplatzrisiken frei er-
stritt die Gewerkschaftsführung nach langwierigen 
Verhandlungen und einem kurzen Arbeitskampf 
Lohnerhöhungen von 11 vH, mindestens aber mo-
natlich 170 DM. Dem entsprachen Einkommensver-
besserungen von 11 vH bis 18 vH, im Durchschnitt 
von reichlich 12 vH; hinzu kam ab Oktober eine be-
reits früher vereinbarte Arbeitszeitverkürzung um 
zwei Wochenstunden, die - je Stunde - eine zu-
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Tabelle 11 

Monat 

19?3 

Dezember 

19?4 

Januar 

Februar 

März 
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Elnkommenspollllsdt wldttlge Ereignisse 

Eisen- und Stahlindustrie 

Kriegsopferversorgung, 
Unfallversicherung 

Konzertierte Aktion 

Lederwaren- und Schuh-
industrie 

Holzverarbeitende 
[ndustrie 

Offentlidl.er Dienst, 
Bundesbahn, Bundespost 

Einzelhandel 

Papier- und pappeverarbei-
tende Industrie 

Drudtindustrie 

Anzahl der / 
Begünstigten 

290 000 

3 350000 

105 000 

173 000 

2 093 000 

400 000 

103 000 

166 000 

Nach vorgezogenen Verhandlungen e1n1gen sidl die 
Tarifpartner auf Lohn- und Gehaltserhöhungen um 
11 vH; die Laufzeit der Verträge beträgt 101/2 bzw. 
11 Monate. Der Leistungslohnanteil (10 vH des Basis-
lohnes) wird dynamisiert, stahltypisdle Zuschläge für 
Spät-, Nacht·, Sonn- und Feiertagsschichten werden be-
trächtlich erhöht. 

Vom 1. Januar 1974 an werden die Geldleistungen der 
Kriegsopferversorgung um 11,4 vH, die Unfallrenten 
um 9,4 vH angehoben. 

Die Teilnehmer stellen übereinstimmend eine Phase 
der konjunkturellen Beruhigung mit zunehmender sek-
toraler Differenzierung sowie -eine deutliche Abküh-
lung am Arbeitsmarkt fest. Sie sind darin einig, daß 
sich die gesamtwirtsc:haftlichen Aussichten angesichts 
der Unsidierheit über Weltkonjunktur und Erdölver· 
sorgung schwerer als sonst absd:tätzen lassen. 

Tarifliche Lohnerhöhungen um 9 vH werden für eine 
Laufzeit von 10 Monaten vereinbart. 

Die Tarifpartner vereinbaren Lohnerhöhungen um 
10,5 vH bis 12,8 vH, rückwirkend zum 1. Januar 
1974. Weitere Einkommensverbesserungert ergeben 
sich durch neue Ortsklassenzuschläge, veränderte 
Lohngruppenschlüssel und die Anhebung des Urlaubs-
geldes. 

Nach langwierigen Verhandlungen, die erstmalig zu 
Kampfmaßnahmen führen, einigen sich die Tarifpart-
ner rückwirkend zum 1. Januar 1914 auf Lohnerhöhun-
gen um 11 vH, mindestens 1 ?0,- DM. 

Die Tariflöhne und -gehälter werden in Nordrhein-
Westfalen um 11,6 vH erhöht. In den folgenden Mona-
ten werden in anderen Tarifgebieten für insgesamt 
630 000 Beschäftigte Lohnerhöhungen um 111/: vH bis 
131/2 vH vereinbart. 

Die Tariflöhne werden ab 1. März um 11,2 vH erhöht; 
für die Monate Januar und Februar erhalten die Ar-
beiter eine pauschale Zusatzzahlung von 225,- DM. 
Die jährliche vermögenswirksame Leistung wird von 
312,- DM auf 468,-:- DM angehoben. 

[n einem neuen Manteltarifvertrag für die Zeit bis 
1980 werden eine jährlich gestaffelte Verlängerung 
des Urlaubs auf 30 Tage, die stufenweise Anhebung 
des Urlaubsgeldes auf 50 vH eines Monatseinkommens 
und die schrittweise Gewährung eines 13. Monatsein· 
kommens vereinbart. Die vermögenswirksamen Lei-
stungen für 1974 werden von 312,- DM auf 468,- DM 
erhöht. 



Monat 

1974 

März 

April 

Mai 

Juni 
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Metallindustrie 

Versicherungsgewerbe 

Industrie der Steine 
und Erden 

Druckindustrie 

Groß- und Außenhandel 

Chemische Industrie 

Bauhauptgewerbe 

Textilindustrie 

Steinkoblenhergbau. 

Sozialgesetzgebung 

Anzahl der 
Begünstigten 

4 230 000 

200 000 

212 000 

400000 

590000 

1453 000 

422000 

202000 

noch Tabelle 11 

Nach lang sidl hinziehenden Verhandlungen und einem 
vom 6. bis 27.März1974 andauemdenStreik im Tarifge-
biet Bremen einigen sidi die Tarifpartner auf Lohn-
und Gehaltserhöhungen um 11 vH, rückwirkend zum 
1. Januar 1974, ·sowie Stufenerhöhungen: Y-on insgesamt 
2 vH im weiteren Verlauf des Jahres. Der Jahresurlaub 
wird um 2 Arbeitstage verlängert, das Urlaubsgeld um 
20 Prozentpunkte auf 50 vH eines Monatsloh.nes er-
höht. Zusätzliche Einkommenserhöhungen ergeben sidi 
a·us dem Abbau ·von· Altersklassen im Lolintarif, der 
Änderung des Lohngruppenschlüssels, einer Spit-
schichtzulage für Angestellte, der Vorweganhebung 
bestimmter Lohngruppen sowie der Ubertragung von 
Kontoführungsgebühren auf den Arbeitgeber, Der Kiln· 
digungsschutz für ältere Arbeitnehmer wird verbessert. 

Ein neuer Manteltarifvertrag sieht vor, die tarißid:ien 
Sonderzahlungen zu erhöhen, eine Gehaltssicherung 
für ältere Arbeitnehmer einzuführen und den Jahre&-
urlaub um 1 bis 2 Tage zu verlängern. 

Die Löhne und Gehälter werden in versdiiedenen Ta-
rifbezirken um 11,5 vH bis 13,5 vH angehoben1 Sonder„ 
vergütungen und das Urlaubsgeld werden erhöht, die 
tarifliche Arbeitszeit wird verkürzt. 

Die Tarifpartner einigen sidl auf Lohn„ und Gehalts-
erhöhungen um 11,6 bis 12,5 vH. 

Die Löhne und Gehälter in den Tarifgebieten Nord-
rhein-Westfalen und Baden-Württemberg werden um 
12,5 vH bis 13 vH erhöht, zusätzlich wird das Urlanbs· 
geld heraufgesetzt. 

Nach langwierigen Verhandlungen einigen sich die Ta-
rifpartner, die Tariflöhne um 12 vH, mindestens um 
153,- DM zu erhöheni die unteren Lohngruppen wer· 
den zum Teil zusätzlidl angehoben. 

Die im März 1974 vereinbarte Erhöhung der Tarif-
löhne und ·gebälter um durchschnittlich 11,2 vH tritt 
in Kraft. Der Bundesrahmen!llrifvertrag wird neu ge-
regelt; am 1. Januar 1975 sollen die Nachtarbeits- und 
Erschwemiszuschläge, am !. Januar 1976 das Urlaubs· 
geld erhöht werden. 

Vereinbart werden Lohn- und Gehaltserhöhungen von 
12 vH bis 13 vH, eine Aufstockung des Urlaubsgeldes 
und eine Afters- und Verdienstsicherung für ältere Ar· . 
beitnehmer, die Laufzeit der Verträge ist zum :reu auf 
II Monate begrenzt. 

In vorgezogenen Verhandlungen einigen sidi die Tarif-
partner, Löhne und Gehälter um 12,1 vH zu erhöhen 
und das bisher gezahlte Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
(915,- DM) zu einem vollen 13. Monatsgehalt (I 526,-
DM) aufzustocken1 die Nachtarbeitszulage wird von 
DM 4,- je Schicht auf DM 1,10 je Stunde angehoben. 

Der. Bundestag beschließt, mit Wirkung vom 20. Juli 
1914 Konkursausfallgeld einzuführen, bei Zahlungs· 
unfä.higkeil des Arbeitgebers werden dadurch Elnkom-
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noch Tabelle 11 

Monat 

1974 

Juni 

Juli 

Oktober 
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Bekleidungsindustrie 

Versicherungsgewetbe 

Privates Bankgewerbe 

Konzertierte Aktion 

Einzel- und Großhandel 

Rentenversidlerung 

Kriegsopferversorgung 

Offentlicher Dienst, 
Bundesbahn, Bundespost 

Konzertierte Aktion 

Eisen- und Stahlindustrie 

Anzahl der 
Begünstigten 

330 000 

200000 

300 000 

463 000 

10500000 

2350000 

1 600000 

220000 

mensverluste der Arbeitnehmer bis zur Höhe von drei 
Monatsnettolöhnen ausgeglichen. 

Die tariflichen Lohnsätze werden um 0,50 bis 0,60 DM 
(durchschnittlich 10 vH) und ab 1. Januar 1975 um wei-
ter 0,15 DM (durchschnittlich 2 vH) erhöht; die Laufzeit 
beträgt 11 Monate. Zusätzlidl wird das Urlaubsgeld 
um 140,- DM aufgestockt. Für ältere Arbeitnehmer 
wird eine Arbeitsplatz- und Verdienstsicherung ver-
einbart. 

Nach langwierigen Verhandlungen einigen sich die Ta-
rifpartner, die Tarifgehälter i"ückwirkend ab 1. April 
1974 um 11 vH, mindestens 140,- DM, ab 1. Juli um 
einen weiteren Prozentpunkt, mindestens 15,- DM und 
ab 1. Oktober nochmals um einen Prozentpunkt anzu-
heben. Die vermögenswirksamen Leistungen werden 
ab 1. Oktober um 13,- DM auf 52,- DM monatlich 
erhöht. Zusätzlich werden rückwirkend zum 1. April 
die Tätigkeits- und Verantwortungszulagen einheitlich 
um 20,- DM aufgestockt. 

Nadl mehrmonatigen Tarifverhandlungen werden die 
Gehaltssätze rückwirkend zum t. März 1974 um 11 vH, 
mindestens 140,- DM erhöht. Im weiteren Verlauf 
des Jahres folgen wie im Versicherungsgewerbe Stu· 
fenerhöhungen von insgesamt 2 vH. Die vermögens-
wirksamen Leistungen werden zum 1. Oktober 1974 um 
13,- DM auf 39,- DM monatlich heraufgesetzt. 

Erstmals kein Kommunique. 

In verschiedenen Tarifbezirken werden die Löhne und 
Gehälter um 11 vH bis 13,5 vH heraufgesetzt. 

Mit Wirkung vom 1. Juli werden die Altersrenten um 
11,2 vH angehoben. 

Infolge einer vorgezogenen Anpassung werden die 
Kriegsopferrenten zum 1. Oktober um 10,8 vH bis 
11,5 vH erhöht. 

Die -wöchentlich zu leistende Arbeitszeit wird von 42 
auf 40 Stunden verkürzt; ausgenommen davon sind 
vorläufig noch die Beamten des Landes Baden-Würt-
temberg. Audl die Pflidltstunden der Lehrer werden 
nicht angepaßt. 

Kein Kommunique; die Bundesregierung legt Alter-
nativprojektionen für die Wirtschaftsentwicklung 1975 
als Orientierungsdaten im Sinne des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes vor. 

In Nordrhein-Westfalen und Bremen werden die Löhne 
und Gehälter zum 15. Oktober um 9 vH erhöht; zu-
sätzlidl wird - vorläufig als einmalige Zahlung -
eine Summe von 600,- DM vereinbart, die je zur 
Hälfte im November 1974 und im Mai 1975 zahlbar 
ist. Der Jahresurlaub wird um zwei Tage verlängert. 
Für ältere Arbeitnehmer werden eine Verdienstsid:Le-
rung und ein erhöhter Kündigungssdlutz eingeJührt. 
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sätzliche Lohnerhöhung von 5 vH bedeutet. Davon 
entfallen 11/• vH auf das Jahr 1974, für 1975 ver-
bleibt somit eine Voraberhöhung von 33/, vH. 

134. Nachdem der Abschluß im öffentlichen Dienst 
die Weichen gestellt hatte, wurden nach und nach 
in den 16 Tarifgebieten der Metallindustrie, dem 
zweiten großen Tarifbereich, noch höhere Einkom-
mensverbesserungen durchgesetzt. Die getroffenen 
Regelungen sahen zumeist Lohnerhöhungen um 
11 vH rückwirkend ab 1. Januar 1974, Stufenerhö-
hungen von insgesamt 2 vH im weiteren Verlauf des 
Jahres, zusätzliche Urlaubstage sowie eine Erhöhung 
des Urlaubsgeldes vor. Zusammen entsprachen diese 
Vereinbarungen einer Lohnsteigerung von etwa 
141/• v.H. Zahlreiche Nebenleistungen kamen hinzu 
(Tabelle 11). Insgesamt waren 50 Verhandlungen so-
wie 14 Schlichtungsverfahren nötig, bis die Tarif-
runde durchlaufen war. Harten Widerstand leisteten 
die Arbeitgeber jedoch nicht. Zu einem - regiona-
len - Streik kam es erst, als die meisten Vereinba-
rungen schon getroffen waren. 

135. Die fortschreitende konjunkturelle Abkühlung 
verhinderte anders als im Vorjahr, daß die Lohn-
steigerungssätze im Verlauf des Jahres noch weiter 
zunahmen. Die Abschlüsse blieben allerdings durch-
weg hoch. Sie richteten sich zwar etwas stärker als 
1973 nach den konjunkturellen Gegebenheiten der 
jeweiligen Wirtschaftszweige; gleichwohl gingen die 
Abweichungen vom Durchschnitt fast nirgends über 
11/2 Prozentpunkte hinaus. So wurde in unter-
beschäftigten Branchen, wie der Lederwaren- und 
Schuhindustrie zwar deutlich niedrigere Tariflohn-
anhebungen vereinbart (Tabelle 11); kürzere Lauf-
zeiten der Verträge bewirkten jedoch auch hier aufs 
Jahr gerechnet Einkommensverbesserungen von fast 
11 vH. In der Bauwirtschaft, deren Niedergang 1974 
von den Tarifpartnern beklagt wurde, kamen Lohn-
erhöhungen von 11,2 vH zustande. Der Abschluß in 
der Textil- und Bekleidungsindustrie - Lohnerhö-
hungen bis zu 121/2 vH - läßt darauf schließen; daß 
dieser Bereich in einer Zurückhaltung bei den Löh-
nen keinen Weg der allmählichen Strukturanpas-
sung sieht. 

Uberdurchschnittliche Tarifvereinbarungen wurden 
für jene Branchen wirksam, die entweder 1974 kon-
junkturell besonders begünstigt waren oder deren 
Arbeitsplätze keinen besonderen Beschäftigungs-
schwankungen unterlagen. So wurden nach langwie-
rigen Verhandlungen in der chemischen Industrie 
Einkommensverbesserungen bis zu 131/2 vH verein-
bart. Den Arbeitnehmern im Steinkohlenbergbau 
fielen, bedingt durch die Energiekrise, hohe Knapp-
heitsrenten zu; die Lohn- und Gehaltserhöhungen 
betrugen hier durchschnittlich mehr als 15 vH. 

136. Im Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Tarif-
lohnniveaus kamen die hohen Lohnsteigerungssätze 
erst nach und nach zum Ausdruck (Schaubild 22). 
Vor allem das zeitliche Strecken von Lohnerhöhun-
gen über mehrere Stufen hinweg, so wie diese im 
Frühjahr 1974 für besonders viele Beschäftigte in 

Schaubild 22 

LÖHNE UND GEHÄLTER IN DER GESAllTWIRTSCHAFT 

Log.Maßstab 1962 = lOO log.Maßstab 
300 ~--.----~----.-----, 300 

180 

1) Saisonbereinigle Zahlen: Saisonbereinigung Oeulsche Bun:lesbank 
nach dem Census-Verlallen II, Veision X-11. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
SR 74848 
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der Metallindustrie und dem Versicherungs- und 
Bankgewerbe tariflich vereinbart worden waren, 
trug dazu bei. Wurde das Vorjahresniveau im Früh-
jahr 1974 erst um 11'/2 vH übertroffen, so hat sich 
der Abstand im Oktober auf rund 13 vH vergrößert. 
Gegen Jahresende 1974, wenn in der Metallindu-
strie die letzte Stufenanhebung der Tariflöhne wirk· 
sam geworden ist, dürfte das gesamtwirtschaftliche 
Tariflohnniveau (das nicht einmal alle tariflich ver-
einbarten Nebenleistungen enthält) um 131/2 vH 
höher liegen als vor Jahresfrist. Das durchschnitt-
liche Niveau des Jahres 1974 wird dann bereits um 
mehr als 3 vH überschritten sein (Uberhang am 
Jahresende). 

137. Die Zunahme der Effektivverdienste hat sich 
1974 nicht im gleichen Maße beschleunigt wie der 
Anstieg des Tariflohnniveaus. Zunächst wurde die 
Erhöhung der Verdienste dadurch verzögert, daß die 
Tarifverträge im öffentlichen Dienst und im Metall-
bereich nicht wie sonst zu Jahresbeginn, sondern 
erst nach mehrmonatigem Aufschub rückwirkend in 
Kraft traten; für rund ein Drittel aller Arbeitnehmer 
wurde somit die Aufbesserung ihrer Bezüge in das 
Frühjahr verlagert. Mit den umfangreichen Nachzah-
lungen stieg<m die Löhne und Gehälter je Beschäf-
tigten dann sprunghaft. Der weitere Anstieg des 
Verdienstniveaus blieb aber gedämpft, da man in 
der Industrie in zunehmendem Maße versuchte, 
durch den Abbau von Uberstunden und die Einfüh-
rung von Kurzarbeit die Lohnkosten zu verringern. 
Die durchschnittlichen Bruttoverdienste in der Ge-
samtwirtschaft waren in den ersten sedls Monaten 
1974 um 11 vH höher als vor Jahresfrist; in der 
zweiten Jahreshälfte 1974 dürfte der Abstand zum 
Vorjahresniveau l 1'/2 vH betragen. 
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138. Die gesamtwirtschaftliche Lohndrift, die Dif-
ferenz zwischen den Steigerungsraten der Effektiv-
verdienste und der Tarifverdienste, hat sich 1974 zu-
rückgebildet. Das war zu erwarten; denn ein Ab-
flauen der Wirtschaftstätigkeit war bisher stets mit 
einem Rückgang der geleisteten und vergüteten Ar-
beitsstunden und einem entsprechend geringeren 
Zuwachs der Bruttostundenverdienste je Beschäf-
tigten verbunden. Daß der Zuwachs der Effektiv-
verdienste 1974 insgesamt nur um etwa einen hal-
ben Prozentpunkt hinter dem Anstieg der Tarifver-
dienste zurückblieb, ist zum großen Teil darauf zu-
rückzuführen, daß zahlreiche Nebenleistungen, die 
auch in diesem Jahr gewährt wurden, zwar in der 
Statistik der Effektivverdienste, nicht aber, obgleich 
tariflich-vereinbart, in der Tarifstatistik erfaßt wer-
den. Hierzu gehörten 1974 vor allem die Erhöhung 
der Urlaubsgelder, die Änderung der Lohngruppen 
und die Anhebung von zusätzlichen Gehaltszahlun-

Tabe 11 e 12 

gen sowie von vermögenswirksamen Leistungen, die 
nicht regelmäßig gezahlt werden. 

139. In der Entwicklung der Summe der Arbeits-
einkommen, die 1974 gezahlt wurden, wird deutlich 
sichtbar, daß die hohen Lohnsteigerungen mit einem 
merklichen Rückgang der Beschäftigung verbunden 
waren: Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger 
Arbeit war im ersten Halbjahr 1974 nur nodi um 
10 vH höher als vor Jahresfrist [Tabelle 12). Im 
zweiten Halbjahr dürfte der Einkommenszuwachs 
noch niedriger sein. Der Zuwachs der Nettoeinkom-
men, der den Arbeitnehmern nach Abzug voll Lohn-
steuer • und Sozialversicherungsbeiträgen verblieb, 
fiel auch 1974 geringer aus als der Zuwachs der 
Bruttoeinkommen. Die Differenz in den Steigerungs-
raten zwischen aen Bruttoeinkommen und den 
Nettoeinkommen, die mehr als 2 Prozentpunkte 
ausmachen dürfte, wird zu einem großen Teil durch 

Zur Entwiddung der ReallohnposlUon 1) 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Realer Verteilungsspielraum Reale Verteilung 

Brutto- Reale 
Brutto- Lohn- lohn-und Brutto-
Inlands-

Terms~ 
kosten- insgesamt -gehalts- Preisindex lohn-und 

Jahr produkt of-Trade- effekt der (1) + (2) summe je für die -gehalts-
je Effekt') Arbeit- - (3) Arbeit- Lebens- summe je 

Erwerbs- geberbei- nehmer- haltung ') Arbeit-
tätigen träge 3) (Inland) nehmer 

(5) - (6) 

(1) 1 (2) 1 (3) 1 (4) (5) 1 (6) 1 (7) 

1963 +3,5 +0.1 -o.o +3,6 + 6,0 +2,9 + 3,0 
1964 +7,4 ±o,o -0,7 +8,2 + 9,6 +2,3 + 1,1 
1965 +5,5 -0,2 -0,2 +5,5 + 8,9 +3,3 + 5,4 
1966 +3,4 -0,I +0,4 +2,9 + 1,0 +3,5 + 3,4 
1967 +3.6 -o,o +0,2 +3,4 + 3,1 +1,5 + 1,6 

1968 +7,4 +0.2 +0,6 +7,0 + 6,5 +1,2 + 5,2 

1969 +7,0 -0,2 +0,5 +6,3 + 8,9 +1,5 + 7,3 
1970 +5,0 +0,7 +o,3 +5,4 +15,4 +3,4 +11,6 

1971 +2,9 +0,1 +0,7 +2,9 +11,1 +5,3 + 5,5 
1972 +4,1 +o,5 +0.1 +3,9 + 9,0 +5,2 + 3,6 

1973 +5,5 -0,6 +0,9 +3,9 +12,1 +6,6 + 5,2 

1974 '> +2,7 -2,1 +0,4 +0,1 +11,2 +6,9 + 4,0 

1) Gesamtwirtsdl.aft ohne Staat. Beredmung der Spalten (4), (7) und (8) durdl. multiplikative Verknüpfung. 
2) Gesamtwirtstbaft. · 
1) Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung einsdi.ließlldi. zusAtzlid>.er Sozialaufwendungen der Arbeitgeber. 
•) Veränderung des Preisindex für die LebenshaUung aller privaten Haushalte, abzüglich der darin enthaltenen 

Verbrauchsteuererhöhungen (Mehrwertsteuer; Steuem auf Branntwein, Mineralöl, Tabak); eigene Sdl.ä.tzung. 
'J Eigene Sdtätzung. 
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Reallohn-
position 

der 
Arbeit-
nehmer 
(7) - (4) 

1 (8) 

-0,6 
-1,0 
-0,1 
+o,5 
-1,7 
-1,7 
+o,9 
+5,9 
+2,5 
-0,3 
+1,3 
+3,9 
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die Progressionswirkung des Steuersystems erklärt; 
wie im vorigen Jahr enUielen darauf 1'/z Prozent-
punkte 1). Die Steuerreform, die 1975 in Kraft tre-
ten wird, verspri<ht hier Erlel<hterungen, wenn 
au<h nur für bes<hränkte Zeit (JG 73 Ziffer 121). 

140. Hatten die Arbeitnehmer zu Beginn des Jahres 
ihre Lohnforderungen audJ. in die Höhe getrieben, 
um si<h gegen einen bes<hleunigten Geldwert-
s<hwund zu s<hützen, so blieb ihnen nun, da dieser 
ni<ht das befürchtete Ausmaß annahm, real eben-
falls ein beträ<htli<her Einkommenszuwa<hs. Die 
Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer waren 
1974 um 11'/. vH größer als vor einem Jahr (je 
Stunde um rund 13 vH). Da si<h die Lebenshaltung 
um 7 vH, also ni<ht wesentli<h stärker als im Vor-

1) Im Jahre 1973 waren die Nettoeinkommen besonders 
weit hinter den Bruttoeinkommen zurückgeblieben, 
weil die Beitragssätze zur Sozialversicherung angeho-
ben worden waren. Zudem waren die Nettoeinkom· 
men des Jahres 1912 durch die Rückzahlung des Kon-
junkturzuschlages überhöht gewesen, dies hatte die 
Zuwachsrate der Nettoeinkommen 1973 zusätzlich ge· 
senkt (JG 13 Ziffer 118). 

jahr verteuerte, liegen die Reallöhne 1974 je Ar-
beitnehmer um 4 vH, je Stunde um 51/1 vH höher als 
1973. Au<h der Nettolohn war 1974 trotz der Steuer-
progression beträ<htli<h höher als 1973 (je Arbeit· 
nehmer um gut 91/1 vH, je Stunde um etwa 111/1 vH), 
so daß den abhängig Bes<häftigten im Dur<hsdmitt 
ein Zuwa<hs an verfügbarem Realeinkommen aus 
unselbständiger Arbeit von fast 21/1 vH verblieb (je 
Stunde etwa 4 vH). 

141. Reallohnerhöhungen von brutto 4 vH waren 
1974 ni<ht verteilungsneutral und offensi<htli<h au<h 
ni<ht mit der Aufre<hterhaltung eines hohen Be· 
s<häftigungstandes vereinbar. 
Gemessen am Produktivitätsforts<hritt im privaten 
Berei<h der Wirts<haft hätte zwar 1974 das Realein-
kommen je Arbeitnehmer brutto um gut 21/1 vH ver-
tellungsneutral erhöht werden können; denn um so 
viel war das reale Produktionsergebnis je Erwerbs-
tätigen höher als im Vorjahr (Tabelle 13). Beträ<ht-
li<h gemindert wurde das an Inländer verteilbare 
Mehrprodukt aber dadur<h, daß die Volkswirts<haft 
infolge der außergewöhnli<hen Vers<hle<hterung 
des Austaus<hverhältnisses mit dem Ausland (Ternis 

Tabelle 13 

Verteilung des Volkseinkommens 
Veränderung gegenüber dem entspre<henden Vorjahreszeitraum in vH 

Zeitraum 

1963-1973 'l 
1970 
1971 
1972 
1973 
1914 ') 

1913 1. Hj. 
2. Hj. 

1914 1. HJ. 

Volks-
einkommen 

+ 9,3 
+14,9 
+I0,7 
+ 9,3 
+12,1 
+ 6'/1 

+13.Q 
+11,3 

+ 6,9 

1) AbzilgUch direkter Steuern u. a. 

Einkommen aus 

unselbständiger Untemehmertlilig-
Arbeit keit und Vermögen 

brutto netto 1) brutto netto 1) 

+tO,I + 8,5 + 7,6 + 8,0 
+17,7 +14,8 + 9,7 +13,4 
+13,3 +I0,7 + 5,4 + 5,2 
+ 9,7 + 9,1 + 8,2 + 8,6 
+13,5 + 8,9 + 9,0 + 4,9 
+ 91/1 + 7'/1 1/1 - 1 

+13,3 + 7,9 +t2,4 + 8,6 
+13;8 + 9,7 + 5,9 + 1,5 

+10,1 + 8,7 - 0,4 - 3,3 

Entnom- Empfan-
mene gene Ver-Gewinne laufende 

und Ver- Ubertra· fügbares 
mögens- Einkom-gungen men ') •) einkom- vom 
men 1) ') Staat') 

private Haushalte 

+I0,3 + 9,9 + 9,0 
X + 7,9 X 

+12,1 +11,6 +11,0 
+13,9 +13,6 +11,1 
+ 8,9 +11,6 + 9,1 
+ 1/1 +15'/1 + 7'/1 

+15,7 + 8,6 + 9,7 
+ 3,7 +14.4 + 8,6 

- 1,9 +t4,7 + 7;1. 

1) Einkommen der privaten Haushalte aus Unternehmert&tigkeit und Vermögen nach Abzug der direkten Steuem auf diese Ein· 
kommen (z. B. Einkommensteuer u. 1., jedod:J. nicht der Steuern im ZusamnienhanO' mit dem Privaten Verbrauch, wie Kraft-
fahrzeugsteuer u. 8..), der Pfli<htbeiträge der Selbständigen zur Sozialversicherung sowie der Dic:htentnommenen Gewinne der 
Einzelunternehmen u. a. 

1) Wegen Revision der Pinanzierungsredmung der Deutschen Bundesbank. sind die Angaben ab 1910 mit denen der vorangegan-
genen Jahre nldit voll vergleldibar. 

•) Nadl Abzug der Lohnsteuer aUf Pensionen. 
6) Ohne ntchtentnommene Gewinne der Einzelunternehmen u. 1. 
•) DurdisdmltWdi Jlihrlldie Verlnderung. 
1) l!lgene Sdl!tzung. 
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of Trade) für den Import von Waren und Dienstlei-
stungen erheblich mehr an eigenen Gütern an das 
Ausland liefern mußte als 1973. Für die Bereitstel-
lung der Importe war gleichsam ein größerer Teil 
des realen Inlandsprodukts zu exportieren als bis-
her. Auf diese Weise hat sich der Spielraum für 
Realeinkommenssteigerungen 1974 um 2,1 vH ver-
kleinert (Terms-of-Trade-Effekt) 1). 

Ein Bestandteil der Arbeitnehmereinkommen sind 
die Beiträge der Arbeitgeber zur sozialen Sicherung; 
eine Erhöhung der Beitragssätze vermindert also 
den Spielraum für auszahlbare Lohnerhöhungen. 
Gemessen an der Bruttolohnsumme stieg der Anteil 
der Arbeitgeberbeiträge von 17,6 vH im Jahre 1973 
auf 18 vH im Jahre 1974 an; das ergibt einen Lohn-
kosteneffekt von 0,4 vH. 

Eine Lohnpolitik, die diese Faktoren berücksichtigt 
und allenfalls einen Anstieg des Preisniveaus vor-
weggenommen hätte, wie er kurzfristig für unver-
meidlich zu halten war (kostenniveauneutrale Lohn-
politik) 2), hätte also einen sehr viel geringeren An-
stieg der Reallöhne bewirken müssen. Ein Ergebnis 
in der Nachbarschaft dessen hätte jedenfalls die 
Vollbeschäftigung weniger gefährdet, die Rückkehr 
zu mehr Geldwertstabilität weniger erschwert. 

142. Hohe Lohnabschlüsse und verringerte Produk-
tivitätszuwächse haben den Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Lohnkosten 1974 weiter beschleunigt. 
Nach einem vorübergehenden Stillstand um die Jah-
reswende 1973/14, als sich der Abschluß neuer Tarif-
verträge verzögerte, erhöhten sich die Lohnkosten 
je Produkteinheit in der Gesamtwirtschaft vom 
Fril.hjahr an rasch, zumal die Lohnvereinbarungen 
rückwirkend in Kraft traten und erhebliche Nach-
zahlungen geleistet wurden. Im Durchschnitt des 
Jahres 1974 mußten zur Produktion einer Einheit 

1) Der Terms·of-Trade-Effekt ist die Differenz (in Pro-
zentpunkten) zwisc:ben den Zuwachsraten des realen 
Bruttoinlandsprodukts (BIP in Preisen von 1962) und 
des „Gross National :rncome". Dieses wird ermittelt, 
fndem vom realen Bruttoinlandsprodukt der Außen-
beitrag in Preisen von 1962 abgezogen und der Außen-
beitrag zu Importpreisen von 1962 hinzuaddiert wird. 
Der Außenbeitrag zu Importreisen von 1962 wird er-
rechnet, indem der nominale Außenbeitrag mit dem 
Preisindex der Einfuhr (1962 = 100) deflationiert wird 
(JG 66 Anhang VI). 

2) Die Veränderung des Kostenniveaus wird außer von 
der Entwicklung der Lohnkosten auch von der Ent-
wicklung der Kapitalkosten bestimmt. Kapitalkosten-
änderungen können sowohl von Veränderungen des 
Kapitaleinsatzes je Produkteinheit als auch von Ver-
änderungen des Zinssatzes als zeitbezogener Preis des 
Faktors Kapital herrühren. Eine dem Konzept der 
kostenniveauneutralen Lohnpolitik angemessene 
Schätzung der Veränderung der Kapitalkosten müßte 
insbesondere eine Zinsentwicklung bestimmen, in der 
die Veränderungen der relativen Knappheit von Kapi-
tal und Arbeit und nicht die Veränderungen der Infla-
tionsraten zum Ausdruck kommen. Nach wie vor er-
scheint die Unsicherheit solcher Schätzungen zu groß; 
wir haben unterstellt, daß sieb die Kapitalkosten je 
Produkteinheit nicht wesentlich anders als die Lohn-
kosten entwickelt haben. 

10 

Sozialprodukt etwa 91/2 vH mehr Löhne und Ge-
hälter aufgewendet werden als im vorigen Jahr. 

Besonders steil verlief der Anstieg der Lohnkosten 
in der Industrie. Im dritten Vierteljahr 1974 über-
stiegen hier die Lohnkosten je Produkteinheit das 
Vorjahresniveau um mehr als 10 vH. Auf den Um-
satz bezogen - Preiserhöhungen eingerechnet -
hat dagegen der Anteil der Löhne und Gehälter im 
Verlauf des Jahres 1974 nur wenig zugenommen. 

143. Einen Schluß auf die Gewinnmargen in der In-
dustrie läßt der Vergleich von Lohnkosten und Um-
satz nicht zu. Vor allem in einem Jahr wie 1974 
würde ein solcher Schluß fehlleiten, weil die übrigen 
Kosten vielfach noch stärker als die Löhne gestiegen 
sind. Bei importierten Vorprodukten, insbesondere 
bei Mineralöl, lagen die Einstandskosten weit über 
dem Vorjahresstand (Ziffer 117). Auch die Finimzie-
rungskosten blieben bis zum Sommer nahezu unver-
ändert auf dem hohen Niveau vom Jahresende 1973. 
Offentliche Dienstleistungen, wie von Bahn und 
Post, waren ebenfalls wesentlich teurer als im Vor-
jahr. 
Trotz kräftiger Preisanhebungen dürfte daher der 
Anstieg der Kosten insgesamt gesehen 1974 so hoch 
gewesen sein, daß die Unternehmen einen Rückgang 
der Gewinnmargen nicht verhindern konnten. 

144. Im verarbeitenden Gewerbe sinken die Ge-
winnmargen seit 1969. Das gilt auch, wenn man be-
rücksichtigt, daß die Gewinnmargen in Boomjahren 
wie 1969 konjunkturell überhöht sind. Ein längerfri-
stiger Vergleich zeigt, daß die Stückkosten im ver-
arbeitenden Gewerbe seit 1960 um rund 47 vH ge-
stiegen sind, im Durchschnitt mehr als die Preise 
(Schaubild 23). Die Gewinn- und Vermögenseinkom-
men je Produkteinheit in diesem Bereich waren 
1973, obwohl sie eine Inflationskomponente enthal-
ten, niedriger als 1960 und auch niedriger als in den 
Jahren 1964/65. Der Anteil der Gewinn- und Vermö-
genseinkommen am Produktionswert (Gewinnmar-
ge), der nicht inflatorisch überzeichnet ist, nahm da-
her im Trend ab, von gut 9 vH in den Jahren 1964/65 
auf knapp 7 vH im Jahre 1973. 

Ein ähnlicher Befund ergibt sich, wenn man die Ge-
winn- und Vermögenseinkommen nach Abzug eines 
kalkulatorischen Unternehmerlohnes nicht zum Pro-
duktionswert, sondern zum investierten Sachver-
mögen ins Verhältnis setzt (Realrendite) 1). J;:ür den 
Bereich der gewerblichen Wirtschaft (ohne Woh-
nungsvermietung) haben wir die Gewinne und Zins-
einkünfte auf die Summe des Nettoanlagevermögens 
zu Wiederbeschaffungspreisen und des Vorratsver-
mögens bezogen. Nach dieser Rechnung ist die Real-
rendite im vergangenen Jahrzehnt im Trend gesun-
ken. Noch im vorigen Jahr ·konnte man vermuten, 

1) Diese Relation ist sicher in ihrer absoluten Höhe 
nicht interpretierbar, da das Grundvermögen und die 
Geldbestände der Unternehmen nicht berücksichtigt 
werden; auch sind die Schätzrisiken bei dieser Rech-
nung hoch (JG 73 Ziffer 130). Für den zeitlichen Ver-
gleich spielen diese Fehlerquellen jedoch eine weitaus 
geringere Rolle. 
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Schaubild 23 
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daß dies vor allem zu Lasten der Geldvermögensbe-
sitzer, weniger zu Lasten der Eigner von risikotra-
gendem Kapital ging (JG 73 Ziffer 328). Seit dem 
Frühjahr 1973 ist jedodJ. die Inflationsrate mehr und 
mehr in den Nominalzins eingegangen, so daß die 
Kontrakteinkommen aus Kapitalvermögen - abge-
sehen von Altkontrakten mit langfristiger Zinsbin-
dung sowie von Spareinlagen - durdJ. den Anstieg 
des Preisniveaus immer weniger entwertet werden 
dürften. 

In weldJ.em Ausmaß die Eigenkapitalrendite im Un-
ternehmensbereidJ. gedrückt wurde, läßt sidJ. aller-
dings nidJ.t genau feststellen 1). Die volkswirtsdJ.aft-
lidJ.en GesamtredJ.nungen liefern neuerdings zwar 
mehr Informationen über die Zinsströme in der 
VolkswirtsdJ.aft; sie weisen für die Unternehmen 
aber nur den Saldo von geleisteten und empfange-
nen Zinszahlungen aus, der audJ. die Zinsen enthält, 
die für Wohnungsdarlehen entridJ.tet werden. Ein 
großer Teil der Inflationsverluste der Gläubiger und 
der Inflationsgewinne der SdJ.uldner, die wegen der 
langen Zinsbindung insbesondere in der Wohnungs-
wirtsdJ.aft entstehen, dürfte deshalb gar nidJ.t den 
Unternehmen, sondern den privaten Haushalten zu-
zurechnen sein. 

145. NidJ.t nur die Gewinnmargen sind 1974 unter 
Druck geraten; aufgrund der sdJ.wadJ.en Mengenkon-
junktur dürfte audJ. die Gewinnsumme in der Ge-
samtwirtsdJ.aft beträdJ.tlidJ. gesunken sein. 

Einen Anhaltspunkt dafür gibt die Entwicklung der 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen. Wie 1967 sind P.iese Einkommen absolut 
zurückgegangen, und zwar schätzungsweise um 
1 Mrd DM, also um rund 1/2 vH. Die Nettoeinkom-
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen dürf-
ten etwa ebenso stark gesunken sein, obwohl sie 
aufgrund von hohen steuerlidJ.en Absd!.lußzahlun-
gen der Unternehmen im vorangegangenen Jahr ent-
spredJ.end niedriger waren (JG 73 Ziffer 202). Der 
Rückgang der Nettoeinkommen wäre nodJ. größer 
gewesen, wäre es nidJ.t vielen Unternehmen gelun-
gen, die Vorauszahlungen an Einkommen- und Kör-
persdJ.aftsteuer 1974 rasdJ. nadJ. unten zu revidieren 
(Ziffer 209). 

Ein klares Bild davon, in weldJ.em Ausmaß die Un-
ternehmensgewinne gesunken sind, geben die 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen allerdings nidJ.t. Denn sie enthalten audJ. 
die Arbeitseinkommen für mehr als vier Millionen 
selbständig Erwerbstätige (Unternehmerlohn) sowie 
die Zinseinkommen der privaten Haushalte. Die Ar-
beitsentgelte der Selbständigen sind zwar ihrer 
Höhe nadJ. nid!.t bekannt; nimmt man jedodJ. die Ar-
beitseinkommen der unselbständig Besd!.äftigten 
zum Maßstab, so dürften sie 1974 kräftig gestiegen 
·sein. Der Anteil der Zinseinkommen am gesamten 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen hat sidJ. nadJ. BeredJ.nungen des Statisti-

1) Auch Branchenanalysen vermitteln nicht den Ein-
druck einer einheitlichen Tendenz der Eigenkapital-
rentabilität in den vergangenen Jahren. 

11 
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sdlen Bundesamtes von 4 vH im Jahre 1960 auf 121/1 

vH im Jahre 1972 erhöht 1). Audi im Jahre 1974 
dürfte er aufgrund der Zinserhöhungen im vergan-
genen Jahr gestiegen sein. Dabei muß man zwar be-
rüdrsidltigen, daß die Zinseinkommen eine inflatori· 
sdle Komponente enthalten, weldle die privaten 
Haushalte für die Entwertung ihrer Geldvermögen 
teilweise entsdlädigt, und daß bei den Unternehmen 
in diesem Zusammenhang audl Inflationsgewinne 
entstehen; dodl ist der Inflationsgewinn der Unter-
nehmen 1974 kleiner geworden, denn rden Zins· 
erhöhungen entspradl ein Anstieg des Realzinses. 
Stellt man all dies in Redlnung, so muß man anneh-
men, daß die Größe .Einkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen' den Rüdrgang der Unter-
nehmensgewinne nodl unterzeidlnet. 

146. Das Volkseinkommen, die Summe der im Pro-
duktionsprozeß entstandenen Einkommen, erreidlte 
1974 den Betrag von 765 Mrd DM; es war damit 
61/• vH größer als im Vorjahr. Da die Lohneinkom-
men audl In diesem Jahr noch kräftig zunahmen, die 
Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen aber sanken, ist die Lohnquote, der An-
teil der Bruttoeinkommen aus unselbständiger Ar-
beit am Volkseinkommen, 1974 sprunghaft von 
69,5 vH im Vorjahr auf 71,5 vH gestiegen. Dies gilt 
audl, wenn man die Lohnquote von Veränderungen 
der Besdläftigtenstruktur bereinigt; denn 1974 hat 
der Anteil der abhängig Besdläftigten an der Ge-
samtzahl der Erwerbstätigen - bedingt durdl den 
konjunkturellen Besdläftigungseinbrudl - leimt ab-
genommen; gemessen an der Besdläftigungsstruktur 
des Jahres 1973 würde 1974 die Lohnquote 71,6 vH 
betragen 1). 

147. Stärker als das Volkseinkommen hat das ver-
fügbare Einkommen der privaten Haushalte - die 
Summe aller den Haushalten zufließenden Netto-
einkommen und Ubertragungen - zugenommen (Ta-
belle 12). Hierin kommt vor allem zum Ausdrudr, 
wie sehr die Verteilung der Einkommen über den 
Markt (PrimärverteilUJ1.g) im nadlhinein durdi Lei-
stungen des Staates, aber audl durdl Abgaben an 
ihn verändert wird (Sekundärverteilung). Beson-
ders die öffenUidlen Einkommensübertragungen sind 
in den letzten Jahren sprunghaft gestiegen; hatte Ihr 
Anteil am verfügbaren Einkommen der Haushalte 
1960 nodl 19,7 vH und 1970 erst 20,1 vH betragen, so 
macht er 1974 bereits 22,7 vH aus. Zurüdrzuführen 
ist dies darauf, daß diese Leistungen immer mehr 

1) Statistisches Bundesamt: Vermögenseinkommen und 
Unternehmensgewinne 1960 bis 1972, Wirtschaft und 
Statistik, 1974 Heft 4. Der Anteil der Einkünfte der 
freiberuflich Tätigen läßt sich nur anhand der Steuer-
statistik abschätzen; Im Jahre 1968 betrug der Anteil 
der Einkünfte aus selbständiger Arbeit an den Ein-
künften der zur Einkommen- und· Körperscbaflsteuer 
Veranlagten (ohne Einkünfte aus nichtselbstlindlger 
Arbeit) rund ein Achtel. 

') Legt man die Beschäftigungsstruktur des Jahres 1960 
zugrunde, so beträgt die rechnerische Lohnquote für 
das Jahr 1973 63,5 vH, für das Jahr 1974 65,4 vH 
(JG 72 Ziffer 452). 
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<jynamisiert wurden und der Kreis der Anspruchs· 
beredltigten immer weiter gezogen wurde. Bei der 
Würdigung des Abstands zwisdlen der Zunahme der 
Bruttoeinkommen und der Nettoeinkommen sollte 
audl dies im Bilde sein. 

148. Im Jahre 1974 waren von der Erhöhung der 
Sozialeinkommen am meisten die Rentner begün-
stigt. Die 10,5 Mio Altersrenten wurden Mitte des 
Jahres um 11,2 vH angehoben, die Versorgungsbe-
züge für die 2,3 Mio Kriegsopfer zu Jahresbeginn um 
11,4 vH und im Oktober durch eine vorgezogene An-
passung nochmals um 11,2 vH. Der kräftige Anstieg 
des Rentenniveaus seit 1972 hat insgesamt dazu ge-
führt, daß die Renten ihrer Kaufkraft nach stärker 
als die Arbeitseinkommen gestiegen sind, nadldem 
sie zuvor hinter diesen zurückgJiiblleben waren. 

Die Beamtenpensionen, die unmittelbar der Einkom-
mensentwicklung im öffentlichen Dienst folgen, dürf-
ten 1974 im Durchschnitt um 11'/1 vH höher sein als 
1973. 

Zunehmende Bedeutung haben in den vergangenen 
Jahren, besonders aber 1974, die Ubertragungen der 
Bundesanstalt für Arbeit erlangt, die gleichfalls zu 
den öffentlidlen Einkommensübertragungen zählen. 
1974 betrugen sie 1 J'1rd DM, das sind über 2 Mrd 
DM mehr als im Vorjahr. Ins Gewicht fielen vor 
allem die zusätzlichen Aufwendungen für Arbeits-
losengeld und Kurzarbeitergeld. 

V. Unerwllnachte Lelslungsbllanzsalden 

Oberraechendas Anschwellen das AuBenbellragea 

149. Trotz der drastischen Verteuerung der Einfuhr 
von Mlnerilloi und Mineralöl rod er 

u en e1 r - as is die Differenz zwischen allen 
!lil! das Ausrand gelieferten und den von dort bezo-
genen Waren und Dienstleistungen - stark gestie-
gen. Nach unserer Schätzung wird er für das ganze 
Jahr 37,9 Mrd DM betragen, verglichen mit einem 
Wert von 25,3 Mrd DM im Jahre 1973, der schon als 
außergewöhnlich hodl angesehen werden konnte. 
Entsprach der Außenbeitrag im Durchschnitt der 
Jahre seit 1960 knapp 2 vH des Sozialproduktes, 
so wird er 1974 fast 4 vH ausmachen. 

150. Eine überaus kräftige Ausfuhrexpansion wie 
eine insgesamt schwache Importentwidrlung bewirk-
ten, daß die Handelsbilanz allein in den ersten neun 
Monaten 11)'14 einen dbersdmß von 36,9 Mrd DM 
aufwies, nadl 33 Mrd DM im ganzen Jahr 1973. Den 
Bestellungen (Ziffern 97 ff.) entsprechend waren die 
Lieferungen an das Ausland von Januar bis Sep-
tember um 311/r vH höher als im gleichen Zeitraum 
des Vorjahres; auch real waren es 14 vH mehr. Die 
Wareneinfuhr dagegen erreichte in diesem Zeitraum 
dem Volumen nadl nicht einmal das Vorjahres-
niveau. Da jedoch die Importpreise stark gestiegen 
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sind, haben . die Einfuhrwerte deutlich zugenom-
men 1). 

151. Niemand hatte wohl für 1974 derart hohe 
Uberschüsse für möglich gehalten. Eher war wegen 
der Preispolitik der Dlförderländer damit gerechnet 
worden, daß der Exportüberschuß deutlich zurüdc-
gehen werde. Daß der Außenwert der D-Mark im 
Vorjahr kräftig gestiegen war, konnte zusätzlich 
als Vorbelastung gelten, zumal bei einer verhalte-
nen konjunktur im Ausland. Dem stand zwar die 
Erfahrung gegenüber, daß in Phasen starker kon-
junktureller Abschwächung im Inland nicht nur we-
nig eingeführt wird, sondern darüber hinaus die 
Exporteure auch unter Preiszugeständnissen versu-
chen, die Produktionsdrosselung und damit die Frei-
setzung von Arbeitskräften durch erhöhte Lieferun-
gen an das Ausland in G·renzen zu halten. Die Er-
folgsaussichten, im Ausland einen solchen Ausgleich 
für die schwache Binnennachfrage finden zu können, 
schienen jedoch, bei flexiblen Wechselkursen ge-
genüber den meisten Währungen unserer Handels-
partner, wesentlich geringer. 
Kapitalexporte können allerdings dazu beitragen, 
daß auch bei flexiblen Wechselkursen die Export-
anstrengungen nicht durch eine Höherbewertung der 
heimischen Währung zunichte gemadtt werden. Daß 
Ausländer sidt 1974 in dem dafür erforderlichen 
Maße in der Bundesrepublik versdlulden oder 
D-Mark-Anlagen auflösen würden, war aber keines-
wegs selbstverständlich. Solange das inländische 
Zinsniveau, und das war 1974 der Fall, nicht um so 
viel unter dem des Auslands liegt, wie die Inflations-
rate hier niedriger ist als dort, ist eigentlich nicht 
mit Kapitalexporten, sondern mit Kapitalimporten 
zu rechnen. Daß es 1974 dennoch zu Kapitalexporten 
kam, ist im einzelnen nicht leimt zu begründen. Eine 
wichtige Rolle dürfte in diesem Jahr der enge Zu-
sammenhang zwischen Warenausfuhr und Kapital-
export gespielt haben; offensichtlich mußten die 
Exporteure ihren Kunden, um Aufträge an sich zu 
ziehen, günstige Zahlungsbedingungen zugestehen, 
also hohe Handelskredite einräumen. 

152. Die'. Entwidclung der Ausfuhrpreise könnte da-
gegen auf den ersten Blidc den Schluß nahelegen, 
daß es 1974 keiner großen Anstrengungen der Ex-
porteure bedurfte, um die Exporte so kräftig auszu-

1) Bei der Einfuhr wird der Vorjahresvergleich 1974 
durch methodische .Änderungen in der Außenhandels-
statistik etwas beeinträchtigt. Diese betreffen solche 
Lieferungen, die über offene Zollager abgewidtelt 
werden. Bislang wurden die Zugänge auf offene Zoll-
lager abweichend von der zollrecbUlchen Behandlung 
als unmittelbare Einfuhren gezählt. Inzwischen bat 
sich jedoch gezeigt, daß in .zunehmendem Maße Waren 
in offene Zollager eingelagert wurden. die zum Re-
export bestimmt waren. Seit dem 1. Januar 1974 wer-
den deshalb nicht mehr die Zugänge auf offene Zoll-
lager als Einfuhren erfaßt, sondern erst die Abgänge 
in den Inlandsverkehr. Allerdings wurden 1974, um 
Doppelzählungen zu vermelden, Abgänge aus den bis 
31. Dezember 19?3 aufgelaufenen Beständen nicht ge-
rechnet. Dadurch wird die Einfuhr 19?4 um etwa 3 Mrd 
DM zu niedrig ausgewiesen. 

weiten, .wie es geschehen ist. Bis September 1974 
sind die Ausfuhrpreise binnen Jahresfrist um 
19,3 vH und damit im Durchschnitt stärker als die 
Preise im Inlandsabsatz angehoben worden. Das ist 
um so erstaunlicher; als die Höherbewertung der 
D-Mark heimische Erzeugnisse für den ausländi-
schen Abnehmer bereits im Vorjahr erheblich ver-
teuert hatte und zu erwarten stand, daß 1974 die 
Preise wieder eine größere Rolle bei der Auftrags-
vergabe spielen würden. Bei Vorprodukten haben 
die Preise besonders k;räftig angezogen; denn ent· 
gegen der konjunkturellen Entwidtlung sonst war 
der Nachfragesog nadt solchen Gütern, ·vor allem 
nach Stahl und chemischen Erzeugnissen, und damit 
auch der Preisauftrieb auf den Auslandsmärkten 
groß. Im September 1974 waren exportierte Vorpro-
dukte um nicht weniger als 43,5 vH teurer als ein 
Jahr zuvor. Aber auch die übriqen Exporte verteuer-
ten sich spürbar. So waren die Ausfuhrpreise für 
lnvestitionsguter 1m September um 8,2 vH höher als 
vor Jahresfrist, die für Verbrauchsgüter um 12, '1 vH. 
Das schließt jedoch nicht aus, daß die he!misdlen 
Unternehmen, um Aufträge an sich zu ziehen, ihre 
Auslandspreise vielfadl weniger anhoben als lhre 
Konkurrenten aus anderen Ländern. In Teilen des 
Maschinenbaus und der Konsumgüterindustrie mö-
gen sogar erhebliche Preiszugeständnisse nötig ge-
wesen sein. 

153. Die Ausfuhrexpapsigp ist jedoch nidlt allein 
den verstärkten Exportbemühungen deutscher Un· 
ternehmen zuzuschreiben. So ist bei den Einflüssen, 
die von der Konjunkturlage im An5Iond auf unsere 
Ausführ ausgingen, zu bedenken, daß sidl eine ge-
dämpfte Nachfrageexpansion bei den Handelspart· 
nern im deutschen Export bisher stets nur abge-
sdtwächt bemerkbar gemacht hat (Schaubild 24) und 
daß 19'14· in wichtigen Abnehmerländern, beispiels-
weise in Frankreich und in den meisten EFT A-Län-
dern, die konjunkturelle Entwidtlung vergleichs-
weise günstig und daher auch der Importbedarf noch 
hoch war. So war die Industrieproduktion im Aus· 
land - gewichtet mit dem Anteil der Länder an 
unserer Ausfuhr - im ersten Vierteljahr 1974 noch 
um 6 vH höher als ein Jahr zuvor. 

154. In der Vergangenheit hatte zu den Export-
erfolgen nidtt unerheblich beigetragen, daß bei 
festen Wedtselkursen der vergleichsweise geringe 
Preisauftrieb im Inland den deutschen Exporteuren 
immer wieder Wettbewerbsvorteile verschaffte. Die 
mehrfache Höherbewertung der D-Mark in den letz· 
ten Jahren hatte diese Preisvorteile wohl beseitigt. 
Daß neue entstanden, war allerdings trotz des Uber· 
gangs zu flexiblen Kursen gegeni!ber den meisten 
unserer Handelspartner nicht ausgeschlossen; kurz· 
fristig jedenfalls braucht sich der Wechselkurs nicht 
gemäß den unterschiedlichen Inflationsraten im In· 
land und im Ausland zu entwidceln. 
Die Geldentwertung in der Bundesrepubllk blieb 
dank frühzeitiger Stabilisierungsanstrengungen 1974 
erhe blidl hinter der des Auslandes zurüdc, ohne 
daß sich der Außenwert der D-Mark seit Herbst 
vergangenen Jahres - von Schwankungen abge-
sehen - deutlich erhöhte. Dadurch hat sfdl die 
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Schaubild 24 
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Position deutscher Anbieter im Preiswettbewerb 
gegenüber dem Vorjahr spürbar verbessert. Die 
Ausfuhrpreise unserer Exporteure_sind nicht nur in 
D-Mark, sondern auch in US-Dollar gerechnet lang-
samer gestiegen als die ihrer Konkurrenten (Schau-
bild 25). Bei all dem ist jedoch zu berücksichtigen, 
daß im Herbst 1913. Unsicherheit darüber bestand, 
ob die D-Mark von den damaligen Preisrelationen 
her nicht zu hoch bewertet war (JG 73 Ziffer 146). 

Deutsche Exporteure haben aber 1974 noch andere 
Wettbewerbsvorteile gehabt. Sie konnten kurze 
Lieferfristen anbieten und vor allem - anders offen-
bar als viele ihrer Konkurrenten ___: auch fristgerecht 
liefern; nicht selten scheint dies für einen Auftrag 
sogar ausschlaggebend gewesen zu1sein. 

155. Ein wichtiger Grund für die anhaltenden 
Exporterfolge der deutschen Unternehmen, durch 
die sich der deutsche Anteil an den Exportmärkten 
der Welt in den letzten zehn Jahren ständig ver-
größerte, ist auch in der Struktur unseres industriel-
len Angebots Z\! sehen. Rund ein Drittel unserer 
Exporte sind Investitionsgüter. Die verhaltene In-
vestitionsneigung in den westlichen Industrielän-
dern könnte zunächst vermuten lassen, daß dies 1974 
eher von Nachteil war. Dem war aber nicht so, weil 
in wichtigen Konkurrenzländern die Kapazitäten der 
Investitionsgüterhersteller noch ausgelastet waren 
und weil die deutschen Lieferungen an Staatshan-
delsländer und nichtölfördernde Entwicklungsländer, 
bei denen Ausrüstungen eine hervorragende Rolle 
spielen, wie schon im Vorjahr überdurchschnittlich 
stark zunahmen. 

Die starke Stellung der Bundesrepublik bei Investi-
tionsgütern hat 1974 entscheidend dazu beigetragen, 
daß die Ausfuhr von der Olkrise begünstigt wurde. 
Zum einen haben die Olländer ihre Importe aus Qer 
llundesrepublik erheblich gesteigert, wobei es sich 
vornehmhdi um Güter für die industrielle Entwick-
lung dieser Länder handelte. Zum anderen wurden 
weltweit vermehrt Güter nachgefragt, die der Er-
schließung neuer Energiequellen und der Ersetzung 
des Erdöls dienen, wie beispielsweise Gasturbinen, 
Kernkraftwerke und Bergbaumaschinen. 

Uberrascht hat, daß 1974 außerdem die Exporte von 
Stahl und chemischen Erzeugnissen kräftig ausge-
weitet werden konnten. Dies ist im Kern darauf zu~ 
rück.zuführen, daß in den vorangegangenen Jahren 
die Kapazitäten weltweit nur wenig ausgebaut wor-
den waren. 

156. In den regionalen Unterschieden. der Außen-
handelsentwicklung spiegeln sich neben der unter-
schiedlichen konjunkturellen Lage auch die neuen 
Belastungen, die die Olkrise gerade für jene Länder 
mit sich brachte, die schon zuvor mit Inflations- und 
Zahlungsbilanzproblemen zu kämpfen hatten. So hat 
sich die Handelsbilanz 1974 zwar gegenüber· fast 
allen unse'fen Partnern akhv1ert, die Olförderländer 
ausgenommen; besonders ausgeprägt war die Erhö-
hung des Uberschusses aber gegenüber Frankreich 
und, trotz des Importdepots, gegenüber Italien, zwei 
Gemeinsdlaftsländern also, die wegen ihrer Pro• 
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bleme dem Floating-Block nidlt beigetreten waren 
oder ihm den Rücken gekehrt hatten (Ziffer 33). 
Ebenfalls spürbar, trotz einer insgesamt günstigen 
konjunkturellen Entwicklung aber weniger stark als 
gegenüber unseren EG-Partnern, hat s1Ch 1974 der 
Exportübersdluß gegenüber den in der EFTA ver-
bliebenen Ländern erhöht.. Näch wie vor entfällt auf 
den H.andel mit diesen Landern ein ganz erheblidler 
Teil unserer Ubersdlüsse. 
Der Handel mit den Vereinigten Staaten dürfte da-
gegen 1974, vor allem wegen der sdlledlten Absatz-
lage für Kraftfahµeuqe. keinen tiöheren Ubersdiuß 
erbringen als jm Vorjahr. 

157. Kaum überrasdlen konnte die mäßige Entwick-
lung der Wareneinfuhr; für sie war dje sdlwadle 
Binnenkonjunktur aussd:tlaqgehgprl. Da die Indu-
sWeprodUlffion nur wenig die des Vorjahres über-
stieg, ist der Bedarf an Rohstoffen und Halbwaren 
kaum größer geworden. Audi bestand kein Anlaß, 
die Vorräte aufzustocken (Ziffern 91 f.). In der mä-
ßigen Einfuhr von Fertigwaren hat sidl insbesondere 
die sdlwadle private Verbraudlsnadlfrage nieder-
gesdllagen. Die Importeure von Automobilen -
Kraftfahrzeuge madlten 1973 nodl 51/t vH unserer 
Wareneinfuhr aus - blieben von der Absatzkrise 
genausowenig versdlont wie die inländisdlen Her-
steller, in den ersten neun Monaten 1974 wurden 
15 vH weniger Kraftfahrzeuge eingeführt als im glei-
dlen Zeitraum des Vorjahres. 

158. Zu fragen bleibt, ob die konjunkturelle Reak-
tion der Einfuhr nidlt dadurdl etwas abgemildert 
wurde, daJ!""il'er Außenwert der D-Mark im Vorjahr 
kräftig gestiegen war. Importierte Güter müßten 
dann - in D-Mark geredlnet - gegenüber ver-
gleidlbaren Erzeugnissen aus heimisdler Produktion 
billiger geworden und geblieben sein. Die starke 
Verteuerung der Einfuhr - im September l974 wa-
ren Importguter rm Durdlsdlnitt um 32,4 vH teurer 
als vor Jahresfrist - widerlegt dies nodl nidlt. 
Denn bei solihen importierten Waren, die anders 
als die meisten Rohstoffe mit inländisdlen Erzeug-
nissen konkurrieren, war die Preisentwicklung ver-
gleidlsweise günstig. So waren im Durdlsdlnitt der 
ersten neun Monate 1974 importierte Investitionsgü-
ter nur um 4,1 vH, eingeführte Verbraudlsgüter 
- sieht man von den Min~ralölerzeugnissen ab -
um 8,3 vH teurer als im entspredlenden Vorjahres-
zeitraum. Die Nadlfrage hat darauf allerdings nidlt 
spürbar reagiert. Daß sidl die Importe insgesamt in 
der zweiten Jahreshälfte wieder etwas belebten, 
muß wohl audl im Zusammenhang mit der konjunk-
turellen Entspannung im Ausland gesehen werden. 

1li9. Die starke Verteuerung eingeführter Roh-
stoffe, vor allem des Erdöls und der Mineralölpro-
dukte, versdlob das Verhältnis von Ausfuhr- zu Ein-
fuhrpreisen (Terms of Tradel 1974 erheblidl zuun-
gunsten des inlands, obwohl die deutsdlen '.Eipor-
teure ihre Preise auf den Auslandsmärkten ebenfalls 
spürbar anheben konnten. An den Durdlsdmittswer-
ten der Ausfuhr und Einfuhr gemessen war das Aus-
tausdlve.rhältnis während der ersten neun Monate 

zeitraum JS<haubild 26); für eine gege ene enge 
an Impo gutem mußten also entspredlend mehr 
Exportgüter getausdlt werden. Anders ausgedrückt: 
Wären die Einfuhrpreise in diesem Jahr nur so stark 
gestiegen wie die Ausfuhrpreise, so hätten für die 
gleidle Importmenge rund 15 Mrd DM weniger auf-
gewendet werden müssen. 

Die Einkommenseinbußen·, die aufgrund der Ver-
schledlterung. der Terms of Trade hinzunehmen wa-
ren (Ziffer 141), ,!lladiten aber, so groß sie audl wa-
ren, nidlt mehr aus als die Einkommensvorteile, die 
deren Verbesserung in den Jahren 1970 bis 1972 er-
bradlt hatte. 

160. Im Dienstleistungsverkehr mit dem Ausland 
wird das Defizit zwar audl 1974 zunehmen (1973: 
5,0 Mrd DM), dodl wird dies die hohen Ubersdlüsse 

Schaubild 26 
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im Warenhandel bei weitem nicht aufwiegen 1). 

Nochmals vergrößern dürfte sich das Defizit im Rei· 
severkehr. allerdings nicht mehr in dem Maße wie 
in den letzten Jahren. Die Ausgaben für Auslands· 
reisen, die in den ersten Monaten des Jahres noch 
kräftig ausgeweitet worden waren, waren in der 
Hauptreisezeit kaum höher als im Sommer 1973. Er· 
fahrungsgemäß sind die Reiseausgaben stark ein-
kommensabhängig; die zunehmende Sorge um den 
Arbeitsplatz und damit die Unsicherheit über das 
zu erwartende Einkommen hat wohl diesmal nicht 
wenige von einer Auslandsreise abgehalten. 

Erheblich mehr als 1973 mußte dieses Jahr für Proc 
visionen und ähnliches aufgewendet werden. Bel den 
Kapitalerträgen sind zwar die Einnahmen kräftig 
gestiegen, vor allein die Zinserträge aus der Anlage 
von Devisenreserven, die Zahlungen an das Aus· 
land haben aber noch stärker zugenommen. Eine 
wichtige Rolle spielte dabei im bisherigen Verlauf 
des Jahres, daß trotz der schlechten Ertragslage im 
Inland die Gewinnüberweisungen an ausländische 
Anteilseigner erheblich höher waren 'Bis im Vorjahr. 

161. Erstmals seit 1966 dürfte in diesem Jahr das 
Defizit bei den sogenannten unentgeltlichen Leistun-
gen nicht zunehmen. Die Uberweisungen ausländi-
scher Arbeitskräfte in ihre Heimatländer stagnieren 
als Folge der konjunkturellen Entwicklung und des 
Anwerbestopps, der, wird er beibehalten, weiterhin 
die Zunahme dieser Transfers begrenzen wird. Auch 
die Zahlungen an den EG-Haushalt, die ebenfalls 
hier verbucht werden, dürften 19?4, wenigstens 
nach dem vorliegenden Haushaltsplan der Gemein-
schaft, kaum höher sein als im Vorjahr. 

182. In den ersten neun Monaten 19?4 wies die 
Leistungsbilanz, in der der Waren- und Dienstlei· 
stungsverkehr mit den unentgeltlichen Leistungen 
zusammengefaßt ist, bereits einen Uberschuß von 
16,9 Mrd DM auf, verglichen mit 7,2 Mrd DM im ent-
sprechenden Vorjahreszeitraum. 

Aufwertung durc:h Kapllalexporte gebremst 

163. Devisenangebot und Devisennachfrage zogen 
seit dem Herbst 19?3 insgesamt eine leichte Höher-
bewertung der D-Mark gegenüber den Währungen 
un~erer Handelspartner nath sich. Mitte Novem-
ber 1974 lag der (gewogene) Aufwertungssatz -
werden die Leitkurse von Ende 1972 zugrunde ge-
legt - mit 18,7 vH etwas höher als ein Jahr zuvor. 
Da sich 1973 die Höherbewertung der D-Mark über-
wiegend erst ab Mai vollzogen hatte, war der Auf-
wertungssatz aber 1974 im Durchschnitt der ersten 
zehn Monate um etwa 5 vH größer als im gleichen 
Vorjahreszeitraum. 

1) Ein erheblicher Teil des ausgewiesenen Defizits bei 
den Dienstleistungen, schätzungsweise 2 Mrd DM, 
geht allerdings darauf zurück, dail für die methodi-
schen Änderungen bei der Erfassung des Warenver-
kehrs (Ziffer 150) ein entsprechender Ausgleichsposten 
in die Dienstleistungsbilanz eingestellt wurde. 
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164. Der Wechselkurs der D-Mark unterlag seit 
dem Herbst 1973 allerdings erheblichen Schwan-
kungen. Stand er infolge der Olkrise zunächst unter 
starkem Druck - der Dollar stieg dabei vorüber· 
gehend bis auf 2,88 DM -, so begann sich die 
D-Mark Ende Januar 1974 kräftig zu erholen. Im 
Frühjahr befestigte sie sich auch gegenüber den im 
Floating-Block verbliebenen Währungen, so daß 
diese längere Zeit hindurch gestützt werden muß· 
ten; dabei erhöhten sich die deutschen Devisen-
rserven um 6 Mrd DM. Nach der Jahresmitte war 
die Lage dann umgekehrt; die D-Mark mußte gestützt 
werden. Durch die Interventionen, bei denen die 
Bundesbank flankierend auch Dollars in den Markt 
gab, sanken die Währungsreserven wieder, von 
Ende Juni bis Anfang Oktober um ? Mrd DM. Da· 
nach hat sich der Kurs der D-Mark bis Mitte No-
vember wieder deutlich verbessert 

185. Für den Außenhandel, der sich normalerweise 
verzögert an Wechselkursänderungen anpaßt, sind 
solche kurzfristigen Kursausschläge nicht so bedeut-
sam, wie es oftmals scheinen mag, solange ausrei-
chende Möglichkeiten zur Kurssicherung am Ter-
minmarkt bestehen; auch wird ein großer Tell des 
deutschen Außenhandels in D-Mark kontrahiert. 
Von größerer Bedeutung sind kurzfristige Kursaus-
schläge hingegen für den Kapitalverkehr, vor allem 
für spekulativ bedingte Transaktionen. 

1116. Daß die D-Mark bis zum Herbst 19?4 nur ge-
ringfügig höher bewertet wurde, mag angesichts der 
seit Jahresfrist besonders stark divergierenden 
Preisentwicklung zwischen Inland und Ausland Und 
unseres Exportbooms zunächst überraschen. Hieraus 
schon auf eine aktuelle Unterbewertung der Mark 
schließen zu wollen, wäre übereilt. Ein solcher 
Schluß wäre nur zulässig, wenn man ohne weiteres 
annehmen könnte, daß der Wechselkurs im Vorjahr 
in dem Sinne richtig war, daß er zu der Relation der 
Preisniveaus von Inland und Ausland gepaßt bat. 

Basisjabrprobleme verlieren aber an Bedeutung, 
wenn die Entwicklung etwas längerfristig gesehen 
wird. Vergleicht man etwa auf der Basis 1912 den 
Anstieg der Verbraucherpreise bei wichtigen Han· 
delspartnern - unter Berücksichtigung des Anteils 
unseres Außenhandels, der auf das jeweilige Land 
entfällt - mit der Höherbewertung der D-Mark seit· 
her, so ist der gegenwärtige Aufwertungssatz noch 
größer als die Differenz zwischen dem Preisniveau-
anstieg im Ausland und im Inland, die im dritten 
Vierteljahr 1974 rund 9 Prozentpunkte ausmachte. 
Allerdings hat sich der Abstand, der zwischen der 
Aufwertungsrate und dem Inflationsgefälle vom 
Ausland zum Inland noch besteht, im Vergleich zum 
Vorjahr beträchtlich zurückgebildet. Zu einem ähn· 
lichen Ergebnis kommt man auch, wenn man die 
für den Außenhandel zunächst bedeutsamere Ent· 
wicklung der Außenhandelspreise bei uns und unse-
ren Handelspartnern vergleicht. 

Eine Uberbewertung der D-Mark, die angesichts der 
raschen Aufwertung im Vor] ahr zunächst eingetre· 
ten sein mochte, hätte sich danach stark verringert. 
Ob sie indes schon beseitigt Ist oder ob gar eine 
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erneute Unterbewertung gegeben ist, muß offen-
bleiben. Denn nach wie vor fehlen eindeutige Maß-
stäbe, die ein sicheres Urteil darüber erlauben, ob 
der aktuelle Wechselkurs über oder unter einem 
mittelfristig .richtigen• Kurs liegt (JG 73 Ziffer 
141 ff.). 

Temporäre Abweichungen von einem unter mittel-
fristigen Gesichtspunkten richtigeren Kurs vermu-
ten, heißt die Frage nach den Ursachen eines sol-
chen Abweichens stellen. Die Faktoren, die hier 
zu nennen sind, erklären allerdings die Kursentwick-
lung für die D-Mark seit dem vergangenen Jahr 
nicht ohne Rest. 

Nach wie vor waren die mittelfristigen Erwartungen 
über die Kursentwicklung wenig gefestigt, so daß 
der Spielraum für sich selbstverstärkende Wechsel-
kurzbewegungen (destabilisierende Spekulation) 

noch verhältnismäßig groß blieb. Die kräftige Höher-
bewertung der D-Mark 1973 war. wohl von den er-
fahrungsbedingten Erwartungen mitbestimmt, daß es 
der Bundesrepublik besser als vielen anderen Län-
dern gelingen würde, die Inflation in ·den Griff zu 
bekommen. Soweit diese Erwartungen dann auch 
tatsächlich - und nicht zuletzt dank der Höherbe-
wertung - von der Entwicklung bestätigt wurden, 
konnten zusätzliche Impulse in Richtung Aufwertung 
1974 nicht mehr wirksam werden. 

167. In dieses Bild paßt auch, daß ·sich Ende 1913 
im Kapitalverkehr mit dem Ausland ein Wandel 
vollzogen hat, der nidtt voll den Zinsrelationen zwi-
schen 'Inland und Ausland entsprach. War es von 
1970 an aufgrund von Zinsdifferenzen und später 
vor allem wegen der anhaltenden Aufwertungser-
wartungen für die D-Mark ständig zu unerwünsdt-

Tabe II e 14 

Zur Enlwlcklung der Zahlungsbilanz 
Salden in Mio DM 

Leistungsbilanz Kapitalbilanz 'J 
Waren- und Dienst- kurzfristiger Saldo der 

leistungsverkehr Kapitalverkehr statistis<h 
nicht auf-

Zeitraum Dienstleistungs- Uber- lang-
dar-

glieder- Devisen-bilanz ') ins- fristiger baren bilanz 'l Han- tragungs- gesamt Kapital- unter Trans-
dels- 1 dar-

bilanz 8) verkehr ins- Han- aktio-
bilanz ') ins- unter gesamt dels- nen 1) 

gesamt Reise- kredite 
verkehr 

1968 +18372 + 796 - 3106 - 7312 +11856 -11201 + 5016 + 900 +1278 + 7009 
1969 +15584 + 664 - 3888 - 8750 + 7498 -23 040 + 4361 + 300 + 919 -14 361 
1970 +15 670 -2326 - 5377 - 9759 + 3585 - 934 +15953 +2000 +3308 +22650 
1971 +15892 -1279 - 6952 -11497 + 3116 + 6293 + 4229 +3400 +2720 +10989 
1972 +20278 -2892 - 8570 -14037 + 3349 +14 840 - 3654 +l 000 +1155 +15194 
1973 +32 919 -4969 -11491 -15 895 +12115 +11823 - 110 +4600 +2600 +16149 

1973 t. Vj. + 5881 - 372 - 1681 - 3723 + 1792 + 3190 +10396 +2530 +4494 +12655 
2. Vj. + 6955 + 332 - 2719 - 3980 + 3301 + 4428 - 4581 +1160 - 429 + 2725 
3. Vj. + 9931 -3539 - 5002 - 4309 + 2083 + 3355 + 1239 + 930 +l 604 + 8281 
4. Vj. +10206 -1389 - 2091 - 3883 + 4934 + 851 - 7164 - 20 -3071 - 7512 

1974 !. Vj. +13 2:15 -1687 - 2143 - 3756 + 7832 - 702 - 9763 -8852 +2124 - 509 
2. Vj. +11969 -1581 - 2101 - 3920 + 6468 - 339 - 1335 - 150 -1393 + 3401 
3. Vj. +11677 -4543 - 4485 + 2649 - 2329 - 2471•) -4281 bJ - 6432 

1) Spezialhandel nach der amtlichen Au8enhandelsstatistik 1 Einfuhr elf, Ausfuhr fob. 
1) Ohne die bereits im cJf-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fracht· und Versidlerungskosten, Jedoch eJnschlleBlidl des 

Sa~os des Transithandels sowie einschließlich sonsUger, den Warenverkehr betreffenden Erglnzungen. 
1) Eigene Leistungen: -. 
'l Kapitalexport:-. 
5) Saldo der nidlt erfaßten Posten und statistischen Ermittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr (""'" Restposten). 
'l Verlnderung der Wllhrungsreserven der Bundesbank elnschließlldl der deutsdlen Reserveposition im IWF und der Sonder-

ziehungsrechte (Zunahme: +J. 
a) Ohne Handelskredite. 
b) Elnsdllle61idl HBlldelskredite. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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ten, starken Kapitalzuflüssen in die Bundesrepublik 
gekommen, die auch durch die Kapitalverkehrskon-
trollen nicht erfolgreich abgewehrt werden konnten, 
so überwogen nun wieder die Kapitalexporte. Mit-
bestimmend für diesen Pmschwung war neben dem 
erreichten hohen Außenwert der D-Mark, daß die 
Zinsen in den Vereinigten Staaten stiegen und der 
Dollar international wieder an Ansehen gewann 
(Ziffer 62). Von Januar bis September 1974 beliefen 
sich die Kapitalexporte per Saldo auf 17 Mrd DM. 

168. Zu den stärksten Abflüssen kam es 1974 im 
kurzfristigen Kapitalverkehr. In erster Linie han-
delte es sich um Handelskredite 1), also um solche 
Kredite, die Exporteure ihren ausländischen Han-
delspartnern gewährten (Tabelle 14). Dabei haben 
sich die Zahlungsziele im Außenhandel, die Terms 
of Payment, die sich im Vorjahr spekulativ bedingt 
erheblich zu unseren Gunsten verschoben hatten, 
wieder entzerrt. Allerdings wäre es auch bei gleich-
bleibenden Zahlungsfristen allein schon durch die 
kräftige Exportausweitung zu einer verstärkten Kre-
ditgewährung von Unternehmen an das Ausland im 
Rahmen des Außenhandels gekommen. Eine Rolle 
hat zudem gespielt, daß deutsche Unternehmen, um 
Aufträge an sich zu ziehen, günstige Zahlungsbe-
dingungen anboten. Darüber hinaus hat der deutliche 
Zinsanstieg im Ausland möglicherweise ausländische 
Kunden bewogen, vermehrt Zahlungsziele in An-
spruch zu nehmen. 

169. Im langfristigen Kapitalverkehr überwogen 
1.974 ebenfalls die Exporte, in der ersten Jahres-
hälfte jedöch nur in bescheidenem Umfang. Zunächst 
war vor allem ins Gewicht gefallen, daß die private 
Darlehensgewährung an das Ausland, anders als in 
den beiden letzten Jahren, wieder größer war als die 
Tilgungen. Die Ausfuhr langfristigen Kapitals ver-
stärkte sich, als zur Jahresmitte die Renditen für 
langfristige Euro-Anleihen die der inländischen 
Wertpapiere übertrafen. War schon zuvor die Nei-
gung, Kapital in der Bundesrepublik anzulegen, nur 
noch gering, woran auch die weitgehende Lodcerung 
der Kapitalverkehrskontrollen Anfang 1974 kaum 
etwas änderte, so trennten sich Ausländer nun rasch 
von inländischen festverzinslichen Wertpapieren; 
im dritten Vierteljahr 1974 beliefen sich diese Ver-
käufe per Saldo auf 1,7 Mrd DM. 

Die geringe Anlagebereitschaft der Ausländer er-
stredcte sich allerdings nicht auf die Direktinvestitio-
nen. Ausländische Investoren haben ihre Anlagen 
in der Bundesrepublik weiter deutlich ausgeweitet, 
obwohl in den letzten Jahren die Unterbewertung 
der D-Mark als begünstigender Faktor entfallen war. 
Die Inländer haben 1974 ebenfalls mehr ·im Ausland 
investiert. Nach wie vor blieben die deutschen Di-
rektinvestitionen im Ausland hinter dem Umfang 

1) Dank neu eingeführter statistischer Meldungen ist es 
1974 erstmals möglich, die Handelskredite im einzel~ 
nen zu erfassen. Bislang liegen allerdings nur Werte 
für das erste Halbjahr vor; für die restlichen Monate 
sind die: Handelskredite vorläufig noch wie früher im 
Restposten der Zahlungsbilanz enthalten. 
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ausländischer Investitionen im Inland zurüdt. Die 
Bundesrepublik scheint als Standort kaum an Attrak-
tivität verloren zu haben. 

VI. Monetäre Politlk weiter auf Restrlktlonskurs 

170. Die monetäre Politik war 1974 nach wie vor 
gefordert, den Preisauftrieb zu bremsen. Anders als 
1973 !hußte sie dabei allerdings nicht mehr gegen 
eine überi;ordende Nachfrage ankämpfen. Die An· 
passung der Ausgabenpläne der Unternehmen und 
der Privaten an die engeren Finanzierungsspiel· 
räume war auf dem Wege. Die Inflationsgewöhnung 
trotzdem weiter abbauen, das verlangte daher einen 
Kurs, bei dem das Risiko eines unerwünscht starken 
Rüdcgangs bei Produktion und Beschäftigung in Kauf 
zu nehmen war, dies um so mehr, als die neuen in-
flatorischen Impulse vom Jahresanfang - Rohstoff-
verteuerung und Lohnabschlüsse - den durch die 
Stabilisierungsanstrengungen des vergangenen Jah-
res eingeleiteten Erfolg in Frage stellten. Das Geld- · 
angebot war so knapp zu halten, daß zumindest eine 
weitere Beschleunigung der Inflation nicht finanziert 
werden konnte. 

Entsprechend ihrer neuen Strategie, die auf eine di-
rekte Kontrolle der Zentralbankgeldmenge gerichtet 
ist, war die Bundesbank 1974 bemüht, die Zufuhr von 
Zentralbankgeld gering, jedoch gleichmäßig zu hal-
ten, indem sie dessen inländische Quellen je nach 
Bedarf offenließ oder verschloß (Ziffer 171). Dies 
konnte erstmals gelingen. Die monetäre Politik blieb 
scharf restriktiv in dem Sinne, daß die Expansion der 
Zentralbankgeldmenge unter der Rate gehalten 
wurde, die nötig gewesen wäre, hätte ein Sozialpro-
dukt finanziert werden sollen, das unter Berücksich-
tigung der kurzfristig für unvermeidlich zu halten-
den Preissteigerungen eine unveränderte Auslastung 
des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials er· 
laubt hätte. 

Als sich die Marktteilnehmer allmählich den mone-
tären Bedingungen <tnpaßten, näherte sich der Zu-
wachs der Geldmenge wie auch der gesamten Bank-
einlagen dem Pfad, den die Bundesbank durch den 
geringen Anstieg der Zentralbankgeldmenge vor-
gab (Ziffer 180). Besonders verhalten war die Kredit-
expansion (Ziffern 185 ff.). Als sich die Nachfrage 
an den monetären Märkten abschwächte, gaben die 
Zinsen nach (Ziffern 189 ff.). Am Kapitalmarkt stie' 
gen indes die Renditen noch bis zur Jahresmitte; 
dies war Ausdrudc des zeitweiligen Attentismus der 
Anleger, der mit den höheren Inflationserwartungen 
einhergegangen war (Ziffern 193 ff.). 

Zentralbankgeld knappgehalten 

171. Die Bundesbank sah sich 1974 einer veränder-
ten stabilisierungspolitischen Situation gegenüber. 
Hatten noch im vorigen Jahr die gewaltigen Devi-
senzuflüsse vom Februar und Anfang März die Auf-
gaben der monetären Politik geprägt, so hielten sich 
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1974 im ganzen gesehen die Einflüsse, die von dem 
Tausch von Devisen auf die Zentralbankgeldmenge 
ausgingen, innerhalb leicht zu handhabender . Grö-
ßen. Führten im vorigen Jahr die Schwierigkeiten 
von Kreditinstituten und Wirtschaftsunternehmen, 
sich an die strengen Bedingungen der neuen montä-
ren Politik anzupassen, zu starken Spannungen an 
den monetären Märkten, so hatten sich 1974 zumin-
dest die Banken schon daran gewöhnt, den engen 
geldpolitischen Rahmen bei ihrem Kalkül zu beach-
ten. 
Diese neuen Voraussetzungen gestatteten es der 
Bundesbank, die angestrebte geringe Rate der mone-
tären Expansion mit oft nur kleinen Eingriffen zu 
verwirklichen. Damit hat sich der Charakter des 
notenbankpolitischen Instrumenteneinsatzes deutlich 
gewandelt: Die Häufigkeit der Maßnahmen im Jahre 
1974 zeigte der Wirtschaft nicht etwa ständig wech-
selnde Orientierungsgrößen oder gar Kursänderun-
gen der monetären Politik an; sie spiegelte vielmehr 
die Sorgfalt, mit der die Bundesbank die Ausrich-
tung ihres Kurses kontrollierte (Tabelle 15). 

172. Das Urteil, die monetäre Politik habe auch 
1974 noch scharf restriktiv gewirkt, steht nicht in 
Widerspruch zu der Beobachtung, daß die meisten 
Zinssätze, insbesondere jene am Markt für Zentral-
bankgeld, gegenüber dem Vorjahr gesunken sind 
(Ziffern 189 ff.). Die Höhe der Zinsen in der Wirt-
schaft ist kein brauchbarer Maßstab für den Einfluß, 
welchen die Notenbank - für sich genommen - auf 
die wirtschaftliche Aktivität ausübt, denn die Zins-
sätze sind nur bedingt der Kontrolle der Zentralbank 
unterworfen. Nicht nur das Angebot, auch die Nach-
frage an den monetären Märkten beeinflußt die Zins-
bildung. Da in diesem Jahr auf nahezu allen Märkten 
die Nachfrage weit weniger lebhaft war als 1973 
- nidtt zuletzt als Ergebnis der lang anhaltenden 
monetären Restriktion -, konnten die Zinsen sin-
ken. Die Bundesbank war bereit, das hinzunehmen, 
ja sie hat Zinssenkungstendenzen sogar gefördert, 
soweit sie ihren Kurs durch die Auflockerung der 
monetären Märkte nicht gefährdet sah. 

173. Die monetäre Politik wird angemessen be-
schrieben durch die Expansion der Menge an Zen-
tralbankgeld, die die Notenbank als Basis für die 
monetäre Expansion zur Verfügung stellt (Zif-
fern 379 ff.). 

Das sind die Zentralbankgeldbestände im privaten Sektor 
der Wirtschaft (Bargeldumlauf utl.d Bankreserven), berei· 
nigt um Anderungen im Zentralbankgeldbedari aufgrund 
der Mindestreservepolitik, also abzüglich oder zuzüglich 
jener Beträge, die durch Veränderungen der Reserve· 
sätze in der Mindestreserve gebunden oder aus dieser 
freigegeben werden (bereinigte Zentralbankgeldmenge, 
bereinigte Geldbasis). Anders als in der Zinsbildung 
schlagen sich in der Zufuhr von Zentralbankgeld vorwie-
gend Maßnahmen der monetären Politik nieder, denn nur 
die Notenbank ist in der Lage, der Wirtschaft solches 
Geld zur Verfügung zu steJJen. Sie hat zwar die berei-
nigte Geldbasis nicht Tag für Tag vollständig im Grill; 
da eine Notenbank aber, wenn sie· ungewollt Zentralbank-
geld zur Verfügung stellen mußte, alsbald im gleichen 
Umfang, wenn auch möglicherweise an anderer Stelle, 
Zentralbankgeld wieder an sich ziehen kann, ist selbst 

über kürzere Frist gewährleistet, daß sie die Expansion 
der Zentralbankgeldmenge beherrscht (Ziffer 378). 

174. Der Zuwachs der bereinigten Zentralbankgeld-
menge gegenüber dem Vorjahr betrug im Spätsom-
mer 1974 6 vH; das ist etwa ein Drittel der Rate vom 
Frühjahr 1973 und reichlich die Hälfte jener vom 
Herbst vorigen Jahres. Die Bereitstellung von Zen-
tralbankgeld war also geringer, wenn auch gleich-
mäßiger als 1973 - einem Jahr, das als Periode der 
schärfsten monetären Restriktion seit Bestehen der 
Bundesrepublik bezeichnet wird. Ein Vergleich muß 
indes in Rechnung stellen, daß nicht eine geringe 
Veränderungsrate der bereinigten Geldbasis an sich 
die Härten beschreibt, die die monetäre Politik der 
Wirtschaft auferlegt. 

Eine vorgegebene geringe Ausweitung der bereinigten 
Geldbasis wird als um so weniger hemmend emplunden 
werden, je niedriger der gesamtwirtschaftliche Finan-
zierungsbedarf ist. Wenn die Nachfrage infolge einer 
restriktiven monetären Steuerung gedämplt ist, und 
bei schwächerer Auslastung des Produktionspotentials 
schließlich die Preissteigerungsraten in der Wirtschaft 
und mit diesen die Inflationserwartungen sinken, was im 
Zuge der Anpassung an die Notenbankpolitik zu erwarten 
ist, so wird eine unveränderte Expansion der Geldbasis 
immer weniger restriktiv. 

Im Jahre 1974 war die Nachfrage durch die konse-
quente monetäre Restriktion bereits gezügelt, die 
Auslastung des Produktionspotentials war gegen-
über dem Vorjahr geringer geworden, und der Preis-
auftrieb flachte sich ab. Die Rate der Expansion der 
bereinigten Geldbasis, die man konjunkturneutral zu 
nennen hätte, begann zu sinken. Doch selbst wenn 
man dies berücksichtigt, blieb die Spannung zwi-
schen der Geldbasis und den Ausgabenplänen, für 
die Finanzierungswünsche bestanden, beträchtlich. 

175. Die geringen Schwankungen im Zuwachs des 
Zentralbankgeldes insgesamt sind 1974 keineswegs 
Ausdruck davon, daß für die Bundesbank wenig zu 
tun war. Vielmehr flossen im Verlauf des Jahres aus 
den einzelnen Quellen für Zentralbankgeld wech-
selnde Mengen, was der monetären Politik, wie 
schon erwähnt, vielfältige Aufgaben stellte. Wenn 
die Zufuhr von Zentralbankgeld trotz aller Störun-
gen recht gleichmäßig war, so deshalb, weil die 
Bundesbank mit kompensierenden Maßnahmen den 
Ausgleich rasch und gezielt zuwege brachte (Schau-
bild 27). 

176. Zu Jahresbeginn zeidtnete sich infolge von 
Devisenverkäufen ab, daß die Zentralbankgeldbe-
stände in der Wirtschaft erheblich schrumpfen wür-
den. Um einer unerwünschten Verschärfung ihres 
Kurses unverzüglich zu begegnen, gab die Bundes-
bank 41/z Mrd DM Zentralbankgeld frei, indem sie 
die Mindestreservesätze senkte und die Zuwachs-
mindestreserve auf Auslandsverbindlichkeiten der 
Kreditinstitute aufhob. Damit wurde verhindert, daß 
die bereinigte Zentralbankgeldmenge sank. 
Zugleich lockerte die Bundesregierung einige der 
Kapitalverkehrskontrollen, die vordem - wenn 
auch nicht mit dem von ihr erhofften Erfolg 

79 



Tabe 11 e 15 

80 

Datum 

1973 

26. November 

29. November 

14. Dezember 

1974 

11. Januar 

21. Januar 

14. März 

8. April 

24. April 

2. Mai 

22. Mai 

28. Mai 

5. Juni 

24. Juni 

3. Juli 
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Maßnahmen der Deutsdlen Bundesbank 

Die Bundesbank bietet den Kriditinstltuten erstmals die Möglichkeit der Sonderlombard-
kreditnahme zu einem Sonderlombardsatz von 13 1/01 die Bereitschaft zur Gewährung 
von Sonderlombardkredit kann täglich widerrufen werden. Die Kreditinstitute können 
Wechsel außerhalb der Rediskontkontingente zu einem Zinssatz von 11 O/o an die Bundes-
bank verkaufen, mit einer Rückkaufverpflichtung des Verkäufers nach zehn Tagen. 

Die den Kreditinstituten eingeräumten Linien zur Inanspruchnahme der Rediskontkontin-
gente werden um 15 vH heraufgesetzt. 

Der Verkauf von Wechseln außerhalb der Rediskontkontingente wird eingestellt. 

Die Mindestreservesätze für Inlandsverbindlichkeiten werden mit Wirkung vom !. Januar 
um 5 vH gesenkt. Die Mindestreservesätze für den Bestand an Auslandsverbindlichkeiten 
werden um 5 Prozentpunkte herabgesetzt; die Zuwachsmlndestreserve auf Auslandsver-
bindlichkeiten wird aufgehoben. Sonderlombardkredit wird ab sofort nicht mehr gewährtr 
die noch ausstehenden Sonderlombardkredite sind am 16. Januar zur Rückzahlung fllllig. 

Die Devisenbörsen sind geschlossen; am 19. Januar scheidet Frankreich aus dem Gruppen-
Ploating aus und gibt den Kurs des Pranken frei. 

Die Bundesbank gewährt Sonderlombardkredit zu einem Zinssatz von 13 •/o. Wechsel kauft 
sie erneut außerhalb der Rediskontkontingente zu einem Zinssatz von 1 l1/a •/a an, unter 
der Bedingung des Rückkaufs nach zehn Tagen. 

Die Vergabe von Sonderlombardkredit wird eingestellt. Der Satz für Geschäfte mit Wech-
seln unter Rüd<kaufsvereinbarung wird auf 10 °/o (bisher 111/1 •/o) festgesetzt. 

Der Ankauf von Wechseln außerhalb der Rediskontkontingente wird eingestellt. Die 
Abgabesätze für Schatzwechsel und für in die Marktregulierung der Bundesbank ein-
bezogene unverzinsliche Schatzanweisungen aller Laufzeiten werden gesenkt. 

Die Bundesbank stellt ihre Interventionen am Rentenmarkt ein, nachdeln sie in den zwei 
vorangehenden Monaten öffentliche Anleihen im Werte von 0,6 Mrd DM zur Kurs-
stützung angekauft hat. 

Die Bundesbank beschließt, daß die Rediskontkontingente der Kredmnstitute mit Wir-
kung vom 31. Mai bis auf weiteres nur noch bis zu 75 vH ihres Gesamtbetrages in An-
spruch genommen werden dürfen. (Am 1. März waren die Normkontingente neu bemessen 
worden, wobei die bisherigen Ausnutzungsgrenzen entfallen konnten.) 

Sonderlombardkredit wird zu einem Zinssatz von 10 °/a gewährt. 

Die Bundesbank ordnet an, daß die Kreditinstitute in Zukunft monatlich. ihre Liefer- und 
Abnahmeverpflichtungen aus Devisentermingeschäften nach dem Stand vom jeweiligen 
Monatsende - auf Anforderung auch zu einem zusätzlichen Termin während eines 
MOnats - zu melden haben. Die neuen Meldungen sind erstmals für den Stand Ende Juli 
1974 zu erstatten. 

Die Abgabesätze für nicht in die Marktregulierung der Bundesbank einbezogene unver-
zinsliche Schatzanweisungen des Bundes einschließlich der .Bundesbank-Schätze• werden 
herabgesetzt; die Mindestlaufzeit beträgt ein halbes (vorher ein viertel) Jahr. Zu den bis-
herigen Sätzen, aber ebenfalls nur mit einer Laufzeit von mindestens einem halben Jahr, 
werden erstmals nFinanzierungspapiere" des Bundes und der Bundespost angeboten. 

Die Rediskontkontingente der Kreditinstitute können wieder voll in Anspruch genommen 
werden. Die Bundesbank gewährt Lombardkredit zum Lombardsatz von derzeit 9 °/a ohne 
betragsmäßige Begrenzung bis einschließlich 31. Juli. Die Vergabe von Sonderlombard-
kredit wird eingestellt. 



Datum 

1974 

16. Juli 

18. Juli 

16. August 

29. August 

7. September 

12. September 

26. September 

24. Oktober 

8. November 

14. November 

Monetare Polltlk weiter auf Restriktionskurs 

noch Tabelle 15 

Die Abgabesätze für nicht in die Marktregulierung der Bundesbank einbezogene unver-
zinsliche Schatzanweisungen des Bundes einschließlich der .Bundesbank-Schlitze• werden 
erneut herabgesetzt. 

Die Frist für die Gewährung von Lombardkredit zum Lombardsatz wird bis zum 31. August 
einschließlich verlängert. Die Obergrenze für die Summe der Privatdiskonten, welche die 
Bundesbank im Rahmen der Marktregulierung ankauft, wird um 0,2 Mrd DM erhöht, mit 
der Maßgabe, daß diese zusätzliche Fazilität ausschließlich Privatbankiers und kleineren 
Regionalbanken zugute kommen soll. Die Bundesbank sagt dem Uquiditätskonsortlum des 
Bundesverbandes deutscher Banken Refinanzierungshllfe zu, die Mitglieder dieses Kon-
sortiums erhalten diese Hilfe gegebenenfalls in der Regel durch entsprechende Auf„ 
stock.ung ihrer Rediskontkontingente. Die Kreditanstalt für Wiederaufbau wird durch 
Erhöhung der besonderen Rediskontfazilitä.ten bei der Bundesbank in die Lage versetzt, 
bis zu 0,5 Mrd DM Kredite, die sie kleineren und mittleren Unternehmen zur Verfügung 
stellt, zu refinanzieren. 

Die Mindestreservesätze für lnlandsverbindlicbkelten werden mit Wirkung vom 1. Sep-
tember um 10 vH gesenkt. Privatbankiers und kleinere Regionalbanken können nach Aus-
schöpfung aller anderen Refinanzierungsmöglicbkeiten zusätzliche Rediskontfazilltllten In 
Anspruch nehmen. 

Lombardkredit zum Lombardsatz soll den Kreditinstituten auch nach dem 31. August bis 
auf weiteres gewährt werden. 

Die Bundesbank gibt bekannt, daß Kreditinstitute, die unverschuldet in Llqulditlltsschwle-
rigkeiten geraten sind, ihr Mindestreservesoll verringern können; diese Härteregelung 
wurde rückwirkend ab 1. August in die Anweisung über Mindestreserven aufgenommen. 
Die Bundesbank beteiligt sich an der Gründung einer Liquiditäts~Konsortialbank, deren 
Aufgabe Bankgeschäfte mit Kreditinstituten zur Sicherung Ihrer Liquidität sein soll, und 
zwar mit der gesamtwlrtschafllichen Zielsetzung, die bankmiißlge Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs Im Inland und mit dem Ausland zu gewllhrleisten. 

Die Mindestreservesätze werden mit Wirkung vom 1. Oktober um 8 vH gesenkt. 
Mit Wirkung vom 25. Oktober wird der Diskontsatz von ? 0/t auf 6'/1°/t, der Lombardsatz 
von 9 •/o auf 81/1 •/o gesenkt; Die Redlskontkontingente der Kreditinstitute werden ab 1. No-
vember um 2,5 Mrd DM erhöht. Die Abgabesiitze für Vorratsstellenwechsel sowie für nicht 
in die Marktregulierung der Bundesbank einbezogene unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes einschließlich der .Bundesbank.„Schätze• werden herabgesetzt. 

Die Abgabesätze für Finanzierungspapiere werden herabgesetzt. 

Die Abgabesätze für Finanzierungspapiere werden erneut herabgesetzt. 

gegen einen übermäßigen Zufluß von Devisen er-
richtet worden waren. Nachdem sie bereits im 
Dezember die Importfinanzierung im Rahmen der 
Bardepotpflicht erleichtert hatte, st~llte sie im Ja-
nuar die Kreditaufnahme im Ausland sowie Direkt-
investitionen von Ausländern in der Bundesrepu-
blik, soweit diese genehmigungspflichtig waren, 
wieder freii zugleich senkte sie den Bardepotsatz 
von 50 vH auf 20 vH und verdoppelte den Depot-
freibetrag auf 100 000 DM. Die Genehmigungspflicht 
für den Kauf inländischer Wertpapiere durch Aus-
länder beschränkte sie. auf Titel, deren Restlaufzeit 
weniger als vier Jahre betr.ägt. Das Verzinsungsver-

bot für Einlagen von Ausländern hielt sie allerdings 
aufrechti auch unterliegen diese Mittel immer noch 
einer erheblich höheren Mindestreservebelastung 
als lnländereinlagen. 

177. Im Frühjahr änderte der Devisenstrom seine 
Richtung und die Bundesbank mußte erhebliche 
Beträge an Block-Währungen ankaufen (Ziffer 164), 
so daß von da her eine eher reichliche Versorgung 
der Wirtschaft mit Zentralbankgeld in Aussicht 
schien. Doch die Banken benutzten dieses Geld dazu, 
Geldmarktpapiere von der Bundesbank zu kaufen 
und offene Rediskontkontingente zu horten, indem 
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sie weniger Wechsel zur Refinanzierung einreich-
ten; anders gesehen: die Kreditinstitute vernichteten 
Zentralbankgeld. Sie sammelten dafür in den Mo-
naten April und Mai 1974 Iiqliide Mittel his zur 
Höhe von 6,5 Mrd DM an; zuvor hatten sie s.ich seit 
nahezu einem Jahr mit freien Liquiditätsreserven 
von.kaum mehr als 2 Mrd DM begnügen müssen 
und auch begnügt, um ihre Kreditvergabe trotz der 
monetären Restriktion noch ausweiten zu können. 
Der Aufbau dieses unerwünschten Liquiditätspoten-
tials der Banken mußte der Bundesbank Sorge be-
reiten; er verhinderte nicht nur eine angemessene 
Expansion der Geldbasis, sondern er paßte auch 
nicht zu dem Ziel, die Menge des potentiellen Zen-
tralbankgeldes in jedem Fall möglichst gering zu 
halten. Denn die Steuerbarkeit der Geldbasis kann 
durch zu viel potentielles Zentralbankgeld, das je-
derzeit in aktuelles umgetauscht werden kann, ge-
fährdet sein (Ziffer 386). Die Bundesbank nahm 
daher den Kreditinstituten den Spielraum für. die 
Refinanzierung von Wechselkrediten, den diese 
sich gerade geschaffen hatten, wieder weg, indem 
sie die Ausnutzung d~r Rediskontkontingente auf 
15 vH begrenzte. Außerdem senkte sie die Abgabe-
sätze von Geldmarktpapieren, um deren· Erwerb 
weniger attraktiv zu machen. Die Zentralbankgeld-
menge stieg danach wieder im angestrebten Aus-
maß. Zudem hatte der Rückgang der Renditen für 
Offenmarkttitel den Effekt, die Zinssätze für. kurz-
fristige Kredite zu drücken und damit den Banken 
eine Anlage von Kundengeldern am Kapitalmarkt, 
dessen Funktionsfähigkeit zeitweise bedroht schien, 
rentabler zu machen. 

178. ImJuni begann eine Phase, die durch besonders 
vielfältige Herausforderungen und ebenso vielfäl-
tige Gegenmaßnahmen gekennzeichnet ist. Ange-
sichts erneuter Devisenabflüsse mußte die Bundes-
bank den Kreditinstituten dringend benötigtes Zen-
tralbankgeld zuführen, denn die Banken verloren 
zur gleichen Zeit aus saisonalen Gründen erhebliche 
Beträge an Zentralbankgeld, weil Unternehmen und 
private Haushalte wegen des großen Steuertermins 
hohe Einzahlungen auf Notenbankkonten des Staa-
tes zu leisten hatten. Neue spezielle Hilfen erzwang 
zudem eine Anfälligkeit des Geldmarktes, die mit 
dem Fallissement einer großen Privatbank einher-
ging. Schließlich sollte die Ergiebigkeit des Kapital-
marktes, die noch immer unzureichend war, geför-
dert werden. 
Um zusätzliches Zentralbankgeld verfügbar zu ma-
chen und um den Geldmarkt zu entlasten, gestattete 
die Bundesbank den Kreditinstituten, die Rediskont-
kontingente wieder voll auszunutzen. Zudem ge-
währte sie erstmals seit einem Jahr wieder normalen 
Lombardkredit, diesmal sogar ohne mengenmäßige, 
vorerst aber mit zeitlicher Begrenzung - zunächst 
bis Ende Juli, dann verlängert bis zum 31. August, 
schließlich • bis auf weiteres•. Ein Bündel weiterer 
Maßnahmen zur Liquiditätserleichterung - ver-
schiedene Refinanzierungsmöglichkeiten und eine 
Härteregelung bei der Mindestreservepflicht -
wurde speziell auf die Erfordernisse kleiner Privat-
banken und Unternehmen zugeschnitten. Als sich 
herausstellte, daß die Devisenabflüsse länger an-
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hielten und größer waren als wohl anfangs erwar-
tet, senkte die Bundesbank zweimal die Mindest-
reservesätze. Die Regierung hob außerdem im Ok-
tober die Bardepotpflicht auf. Eine Erhöhung der 
Rediskontkontingente und eine leichte Verbilligung 
der Refinanzierung sollten dazu beitragen,-daß sich 
die monetären Märkte auch dann weiter auflocker-
ten, als keine Devisen mehr abflossen. 

Zur selben Zeit wurden die Abgabesätze für Offen-
markltitel dreimal herabgesetzt und damit für die 
Banken Anreize geschaffen, wieder mehr Mittel am 
Kapitalmarkt anzulegen. In die gleiche Richtung, 
Entspannung am Kapitalmarkt, wirkte das neuartige 
Angebot der Bundesbank an sogenannten Finanzie-
rungspapieren; hierbei handelt es sich um unver-
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zinsliche Schatzanweisungen des Bundes und der 
Bundespost, die höhere Renditen bringen als die 
üblichen Offenmarktpapiere und deren Verkaufs-
erlös den emittierenden Stellen zukommt und nicht, 
wie es bei Mobilisierungs- und Liquiditätspapieren 
der Fall ist, bei der Bundesbank stillgelegt wird. Auf 
diese Weise wurden Gelder der Banken, die für eine 
kurzfristige Anlage zur Verfügung standen, direkt 
in die Kassen der öffentlichen Hand geleitet. Ziel 
war wohl vor allem zu verhindern, daß der Staat 
zu stark auf den Notenbankkredit auswich und 
damit eine unerwünschte Ausweitung des Zentral-
bankgeldes verursachte, was dann wieder die Bun-
desbank zu kompensierenden Aktionen genötigt 
hätte. 

179. Audi 1974 hat die Bundesbank, wenn ihr be-
sonders starke Anspannungen am Geldmarkt dies 
angezeigt erscheinen ließen, das für die Erfüllung 
des Mindestreservesolls des jeweiligen Monats noch 
fehlende Zentralbankgeld zur Verfügung gestellt. 

Bel einer strallen Steuerung der Geldbasis ohne poten-
tielles Zentralbankgeld im Besitz der Banken kann der 
Fall eintreten, daß am Schluß einer Abrechnungsperiode 
das für die Kreditinstitute insgesamt verfügbare Zentral-
ba"nkgeld nicht ausreicht, um die Pflichtreserven Jür zu-
sätzliche Einlagen aufzubringen, obgleich jede einzelne 
Bank Jür sich genommen eine ausreichende Liquiditdts-
vorsorge betrieben zu haben glaubte. WiJI die Nolenbank 
dann verhindern, daß zahlreiche Kreditinstitute zum 
Vf.rstoß gegen gesetzliche Vorschrilten der Reservehal-
tung gezwungen werden, so wird sie dem Bankensystem 
als ganzem Zentralbankgeld zulühren. Durch die Kon-
ditionen, zu denen sie hierzu bereit ist, kann sie ent-
sprechend den Erfordernissen der monetären Politik die 
Kreditinstitute sehr rasch zur Zurückhaltung zwingen 
(Ziller 385). 

Zusätzlich zur Möglichkeit eines Wechselankaufs 
außerhalb der Rediskontkonlingente, bei dem sich 
die Banken zum Rückkauf nach zehn Tagen ver-
pflichten. mußten, . richtete sie. dafür den Sonder-
lombardkredit ein. Dieser eignet sich in besonderem 
Maße für kurzfristige Eingriffe, denn täglich kann 
die Bereitschaft zur Gewährung von solchen Kre<ji-
ten widerrufen und die Verzinsung geändert werden. 
Hatte die Bundesbank indes im vorigen Jahr das 
Zentralbankgeld, das zum Ausgleich von Engpässen 
am Monatsende notwendig war. nur zu extrem ho-
hen Zinssätzen zur Verfügung gestellt, um die Ban-
ken von einer unerwünscht starken Expansion der 

Kredite abzuschrecken und ihnen zu zeigen, daß sie 
allein die Expansion der Geldbasis bestimmt und 
sich nicht in einer Anpassungsrolle gegenüber den 
Banken befindet, so hielt sie dergleichen 1974, nach-
dem die Lektion gelernt war und sich auch von 
der Kreditnachfrage her eine Entspannung abzeich-
nete, nicht mehr für erforderlich. Sie konnte, wenn 
Zentralbankgeld vorübergehend besonders dringend 
gebraucht wurde, dieses zu vergleichsweise niedri-
gen Sätzen abgeben, ohne ihren restriktiven Kurs 
zu gefährden. 

Gezügelte monetäre Expansion 

180. Die Entwiddung der Geldmenge Mi (Bargeld-
umlauf Und Sichteinlagen) wie auch die der gesam-
ten Bankeinlagen war 1974 weniger als im vorigen 
Jahr durch Anpassungszwänge als vielmehr von 
der gleichmäßigen und knappen Zufuhr von Zentral-
bankgeld geprägt. Hatten 1973 der plötzliche Uber-
gang zu der außergewöhnlich scharfen monetären 
Restriktion und der damit einhergehende drastische 
Anstieg der Zinssätze zu erheblichen Verschiebun-
gen in der Einlagenstruktur geführt, insbesondere 
zu einer bislang nicht gekannten Abkehr von den 
Sichteinlagen, so bildete sich in diesem Jahr der 
Abstand zwischen der Zuwachsrate der Geldmenge 
und jener der bereinigten Geldbasis wieder zurück. 
Gleichwohl wurde auch 1974 die Elastizität des mo-
netären Systems noch beansprucht, denn die Expan-
sion der Zentralbankgeldmenge war noch einmal 
merklich schwächer als der Anstieg der gesamtwirt-
schaftlichen Ausgaben. Ein solches Auseinander-
klaffen ist möglich, wenn das verfügbare Zentral-
bankgeld intensiver genutzt wird. Der Vorteil für die 
Marktteilnehmer ist dabei der, daß sie das Einfü-
gen ihrer Ausgabenpläne in den von der Notenbank 
vorgezeichneten Rahmen zeitlich strecken können, 
wenngleich die Anpassung früher oder später doch 
erzwungen wird. 

181. Eine knappe Geldbasis, die die Finanzierung der 
gesamtwirtschaftlichen Ausgabenpläne erschwert, führt 
zur Rationalisierung der Kassenhallung; viele Unterneh-
men und Private bemühen sich darum, mit einer möglichst 
kleinen Kasse und geringen Liqulditätsreserven auszu-
kommen und tragen so dazu bei, daß die Zahlungsntittel 
in der Wirlschail insgesamt häullger verwendet werden. 
Dies war in den letzten Jahren in der Regel damit ver-
knüpft, daß, angeregt durch attrakUvere Konditionen, 
Unternehmen oder Haushalte den Liquidltätsgrad ihrer 
Reserven mlnderten, das heißt auf einen Teil der sonst 
üblichen Barreserve verzichteten, indem sie Sichteinlagen 
zu Einlagelormen längerer Fristigkeit hin verlagerten 
(Schaubild 28). Da tar längeriristlge Einlagen niedrigere 
Mindestreservesätze gelten als für Sichteinlagen, gewin~ 
nen die Banken dadurch Spielraum lür zusätzliche Aus~ 
leihungen. Indem sie ihn nutzen, wird ein Teil der ent~ 
behrlichen Geldbestände also dorthin geleitet, wo Geld 
zur Finanzierung von Ausgaben unmittelbar eingesetzt 
wird; er wird zu aktiver Kasse. Dies gilt deshalb nur Jür 
einen Teil, weil ja die zusätzlichen Termineinlagen eben-
Jalls Zentralbankgeld in der Mindestreserve binden. Das 
Ergebnis ist also: Verlängerung der Bankbilanzen bei un-
verändertem Mindestreservesoli. Die Sichteinlagen ins-
gesamt haben sich zwar verringert. Sie werden jetzt 
jedoch intensiver genutzt (JG 73 Zl/Jer 184). 
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Schaubild 28 

ZEMTRALBANKGELD,GELDMENGE 
vH UND BANKEINLAGEN II vll 
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UND EINLAGEMSTRUKTUR ll 

1) Veränderung gegenu1Jel dem gleichen Quatalswert des Vorjatres.-
2) Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken (um den Effekt von 
Mindestreservesatzänderungen bereinigt).-3) Bargeldumlauf (ohne Kas· 
senbestände der Kredilinstitute}+Sichleinlqen (ohne Zentralbankein· 
tagen der öffentlichen Haushalte~-4) Relation Brutlosozialprodukt zu 
Geld1Denp.- 5) Relation reservepflichtige Termin- und Spadepositen 
zu Sichtdepositen. 
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Noch ellizienter wird knappes Zentralbankgeld genutzt, 
wenn Unternehmen und Haushalte Ihre Kassenmittel 
verstärkt zur Finanzierung eigener Ausgabenpläne mobi-
lisieren, den entbehrlichen Teil ihrer Geldbestände also 
lür eigene Zahlungen akUvieren. Bei dieser Form der 
Aktivierung vorher passiver Kasse (zugunsten ejgener 
Zahlungen) entsteht - anders als" im zuvor beschriebe-
nen Fall ..,_ keine zusätzliche Verschuldung gegenüber 
Banken, die einen großen Teil des aktlvlerten Geldes in 
der Mindestreserve bindet. Das Geldvolumen kann daher 
unverändert bleiben. Es wird aber wiederum Intensiver 
gellfltzt. 
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Die gleiche Wirkung kann eine Zunahme des Anteils der 
nicht über Banken Jaulenden Verschuldung haben (so 
etwa die LJeierantenkredite, mit denen Unternehmen elne 
Verlängerung der Zahlungsziele e/nrllwnen und damit 
eine Verzögerung ihrer Einnahmen .zu LQSten der eige-
nen Kassenhaltung zulassen). Durch dle Ausdehnung der 
Direktkredite außerhalb des Bankensystems . entsteht 
keine Minde•treservepl/lcht. So wird auch In dem Maße, 
wie es dem Staat gelingt, vermehrt Mlllel der Privaten 
ohne den Weg aber Banken zu mobilisieren, Zentral· 
bankgeld ge•part (Ziffer 421). 

Schlleßlich kdnnen Unternehmen und Haushalte bei 
unveränderter Zenlralbankgeldmenge auch dadurch zu„ 
sälzllche Ausgaben finanzieren (oder venögerte Einnah-
men zulassen}, daB sie Termineinlagen au/16sen. Wegen 
der höheren Mindestreservesätze au/ Sichtdepositen ver-
mindert sich irelllch der Spielraum Jar Ausleihungen. 
Insgesamt entsteht zwar zusätzliche - aktive - Kasse, 
jedoch nicht so viel, wie an Termineinlagen au/gellJst 
wurde. 

182. Das Geldvolumen Mt expandierte 1974 ähn· 
lieh gleichmäßig wie die bereinigte Geldbasis, mit 
einer leichten Beschleunigung im Verlauf des Jah· 
res. Es war im ersten Vierteljahr nur um knapp l vH 
höher als ein Jahr zuvor - Ausdruck des zeltweili· 
gen Schrumpfens der Geldmenge 1973 -, lag im 
zweiten Dreimonatsabschnitt bereits um nahezu 
4 vH und im dritten um fast 9 vH über dem Vor-
jahresstand. 

183. Die Zuwachsrate der Geldmenge M1 (Geld· 
volumen M1 und Termingelder bis unter 4 Jahren) 
betrug im Spätsommer 1974 nur noch 5 vH. Binnen 
15 Monaten hat sich somit der Anstieg der Geld· 
und Quasigeldbestände in der Wirtschaft um drei 
Viertel gegenüber dem Höchstwert vom Mai 1973 
(21 vH) vermindert. 

Eine ausgeprägte Sonderentwidtlung bei den Ter-
mineinlagen war dafür maßgeblich, daß sich die Ex· 
pansion der Geldmenge M. 1974 mehr und mehr 
abflachte. Der zeitweise rasante Anstieg der Festgel· 
der - großenteils zu Lasten von Sichtdepositen -
war, in laufender Rate gerechnet, bereits im Spät-
herbst vorigen Jahres zum Stillstand gekommen. 
Viele Unternehmen waren nunmehr verstärkt be· 
strebt, mit weniger Reserven an Liquidität auszu· 
kommen und einen großen Anteil ihrer Ausgaben 
durch Rückgriff auf ihr Geldvermögen zu finanzie· 
ren. Termingelder, die im vorigen Jahr noch als 
hochverzinsliche Sicherheitspolster gehalten wer-
den konnten, wurden nun dringend zur Finanzie· 
rung von Ausgaben benötigt und au<h verwendet. 
Die Termineinlagen bei den Kreditinstituten nahmen 
seit dem Frühsommer 1974 nicht nur nicht mehr·.zu, 
sondern sogar deutlich ab. In einem solchen Ver-
halten ist glei<hsam eine Fortsetzung der Rationali· 
sierung der Kassenhaltung - hier der Kassenhai· 
tung im weiteren Sinne - zu sehen, die im Vorjahr 
zunä<hst zu einer Umschichtung von Sichteinlagen 
zu Termineinlagen geführt hatte. Dies war jedoch 
ni<ht überall so. Zunehmend dürfte aqch sdlon eine 
Rolle gespielt haben, daß sich mit der allmähli<h er-
zwungenen Abschwädlung der Ausgabenneigung 
der Bedarf an Finanzierungsmitteln verminderte, 
dies die Zinsen sinken ließ und den Anreiz zur An· 
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lage auf Terminkonten minderte. Daß die immer 
noch hohe Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes (die 
gesamtwirtschaftlichen Ausgaben im Verhältnis zur 
Geldmenge M1] nicht ganz auf dem 1973 erreichten 
- außerordentlidi hohen - Stand blieb, würde zu 
dieser Vermutung passen. Da, wie erwähnt, die ge-
samtwirtschaftlichen Ausgaben auch 1974 noch stär-
ker als die Geldbasis stiegen, muß der Effekt einer 
weiteren Rationalisierung der Kassenhaltung (und 
damit der Einsparung von Zentralbankgeld] jenen 
der Normalisierung der Kassenhaltung (das heißt 
der Senkung der Umlaufsgesdiwindigkeit) jedoch 
nodi überwogen haben. 

184.. Während die Termineinlagen nicht mehr an-
stiegen, gewann das traditionelle Kontensparen in 
Geldern mit gesetzlidier Kündigungsfrist wieder 
zunehmend an Beliebtheit, nadidem im vorigen 
Jahr Sparer sogar zeitweise Einlagen abgezogen 
hatten. Dies mag zum einen Ausdruck der sdirump-
fenden Zinsdifferenz zwisdien Festgeldern und Spar-
einlagen sein: Zum anderen dürften aber auch viele 
private Haushalte, die im Vorjahr nodi Rentenwerte 
gekauft hatten, wieder verstärkt zu Anlageformen 
zurückgekehrt sein, bei denen sie vor Kurseinbußen 
sidier waren (Ziffer 194). Bei kleineren Sparbeträgen 
stand ihnen dabei eine Anlage als Festgeld nidit 
offen. Selbst höhere Beträge, für welche die Kredit-
institute im vorigen Jahr nodi großzügige Zins-
offerten unterbreitet hatten, wurden 1914, als sidi 
der Geldmarkt entspannte, von den Banken als Ter-
mineinlagen nicht mehr angenommen. 

185. Die durch die anhaltende monetäre Restriktion 
bewirkte Ausgabenzurüdthaltung, namentlidi bei 
den Investitionen, und der verstärkte Rüdtgriff der 
Unternehmen auf ihre Liquiditätsreserven sdilugen 
sich auch in einer nur mäßigen Ausweitung der 
Bankkredite nieder. Bis zum Herbst 1974 wurden an 
inländisdJ.e Unternehmen und Privatpersonen bei 
lediglidJ. leimt nadJ.gebenden Zinsen um ein Drittel 
weniger Kredite vergeben als während der gleidJ.en 
Zeit des vorigen Jahres. 
Der Finanzierungsbedarf der Unternehmen war in-
des höher, als allein die Entwidtlung der Investi· 
tionen vermuten lassen könnte. Zwar wurde 1974 
weniger investiert als im Vorjahr, so daß insoweit 
audi weniger Mittel nötig waren. Währenddessen 
sind aber Lieferantenkredite an das Ausland in bis· 
lang nidit gekanntem Ausmaß gewährt worden und 
mußten refinanziert werden (Ziffer 168). Außerdem 
haben sidJ. im Inland - hier das finanzielle Spiegel· 
bild der gespaltenen Konjunktur - die Bereidie 
mit EinnahmenübersdJ.üssen und jene mit Ausgaben· 
überschüssen im Unternehmenssektor stark aufge-
fädJ.ert, so daß allein von da her der Bedarf an ge· 
liehenen Finanzierungsmitteln eher größer gewor· 
den sein müßte (JG 12 Ziffern 239 ff.). 

186. Nadi alledem ist die Stärke der Reduktion in 
der Kreditgewährung an Unternehmen und Private 
trotz der geldpolitischen Restriktion überraschend, 
zumal die Erträge fielen und der Wirtschaft von da 
her Eigenfinanzierungsmittel nur in mäßigem Um· 

fange zur Verfügung standen. Auch am Aktienmarkt 
wurden nicht mehr Mittel aufgenommen als im vorl· 
gen Jahr; bei den Anleihen überwogen sogar die 
Tilgungen. All dies und die sich häufenden Konkurse 
dürften jedoch wiederum die selbst für konjunk· 
turelle Abschwungsphasen besondere Vorsicht mit· 
bestimmt haben, die die Kreditinstitute bei der Ober-
prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse ihrer Kre· 
ditpartner walten ließen, ebenso ihre Neigung, in 
den Sollzinsen eine größere Risikoprämie zu verlan· 
gen (Ziffer 192]. So blieb, soweit nicht die Ausgaben· 
pläne reduziert wurden, vielen Unternehmen nichts 
anderes übrig, als durch sparsamere Verwendung 
von Unternehmensgewinnen für private Vorhaben 
und eine stärkere Nutzung privater Mittel für Un-
ternehmensvorhaben die Finanzierungsdecke zu 
strecken. Auch die schon erwähnte Bereitschaft, 
finanzielle Reserven der Unternehmen selbst, über· 
wiegend in Form von Terminguthaben, aufzuzehren, 
ist hier noch einmal ins Bild zu rücken, ebenso jedoch 
die Entwicklung der Zinsen für mittel· und lang· 
fristige Darlehen, die durch die Restriktionspolltik 
der Bundesbank nidit vollständig erklärt wird (Zif· 
fer 192). 

187. Auf eine gewisse Zurückhaltung von Unter· 
nehmen und Privaten, bei den derzeitigen Kosten 
für Fremdfinanzierungsmittel langfristige Zinsver-
spredien abzugeben, deutet hin, daß die verblei· 
bende Kreditausweitung mehr und mehr vom kurz· 
fristigen Geschäft getragen wurde. Hatte sich die 
Zuwachsrate der gesamten Ausleihungen der Kredit· 
Institute an inländische Unternehmen und Privatper· 
sonen von 10 vH um die Jahreswende auf knapp 
8 vH im Spätsommer verringert, so stieg jene der 
kurzfristigen Kredite in der gleichen Zeit von 8 vH 
auf 11 vH an. Die Nadifrage nach mittelfristigen Kre· 
diten war 1974 so sdJ.wa<h, daß bis zum Sommer we· 
niger neue Kredite vergeben als alte zurückgezahlt 
wurden; seit der Jahresmitte belebt sie sich ein 
wenig. Die langfristigen Kredite wurden zwar noch 
ausgedehnt, dodi waren hierfür - neben dem Woh· 
nungsbau - Bahn, Post und Landwirtschaft maß· 
geblich, Bereiche also, die konjunkturellen Sdiwan· 
kungen nidit unterliegen. 

188. Der bemerkenswerte Rückgang bei der Ver· 
gabe von Krediten an inländische Unternehmen und 
Privatpersonen ist überdies im Zusammenhang zu 
sehen mit der Kreditnachfrage des großen Konkur-
renten der Privaten, dem Staat. Mandies wäre ver-
mutlich anders gelaufen, wenn den Kreditwünschen 
der Privaten der normale Anteil am Kreditgewäh· 
rungsspielraum der Kreditinstitute gegenüber ge· 
standen hätte. Das war aber nidit so und konnte an· 
gesidits der Konjunkturlage und den daraus resul· 
tierenden Einnahmenausfällen der öffentlidien Hand 
wohl auch nidit so sein. Die gesamte Kreditauswei· 
tung des Bankensystems ist bis zum Herbst 1914 mit 
40 Mrd DM gegenüber dem Vorjahr nur um weniges 
geringer gewesen als im gleichen Zeitraum 1973. Der 
Staat hat den Spielraum, der dem Bankensystem ge· 
geben war, stark mitbeansprucht; verglichen mit 
1973 nahm er in den ersten neun Monaten dieses 
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Jahres mit 12 Mrd DM mehr als das Doppelte an 
Krediten auf. 

Nachgebende, doch Immer noch hohe Zinsen 

189. Nachgebende Zinsen und die Rückkehr zu 
einer normalen Zinsstruktur begleiteten die straffe 
geldpolitische Kontrolle im Jahre 1974 (Schaubild 
29). Hatten im vorigen Jahr der abrupte Ubergang 
zu der scharfen monetären Restriktion und die damit 
verbundenen gewaltigen Anpassungsschwierigkei-
ten der Banken die Zinssätze, insbesondere die für 

Schaubild 29 

kurzfristige Gelder, auf ein ungewöhnlich hohes 
Niveau getrieben, so sanken die Zinsen nunmehr 
allenthalben ab, weil sich die Nachfrage an den 
Märkten für Geld und Kredit allmählich in den 
engen monetären Mantel fügte. Am Wertpapier-
markt konnte sich diese Tendenz angesichts der lan-
gen Laufzeiten allerdings nur zögernd durchsetzen. 
Die Renditen ermäßigten sich dort erst, nachdem die 
Inflationserwartungen zurückgingen. und auch die 
Bundesbank deutliche Zeichen setzte, daß sie ein Ab-
sinken der Zinsen wünschte. Die kurzfristigen Zin-
sen gaben am meisten nach; sie rückten wieder zum 
unteren Ende des Zinsspektrums, als sich die Kredit-

Pr-.t AUSGEWÄHLTE ZINSSÄTZE IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Prozent 
15 .--~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~ 15 
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Konlok11rentkredile 1)2) 

l)Ab 1.4.1967 (Aufhebung der Zinsbindung} Ergebnisse der Zinserhebungen bei rund 500 ausgewilllen Kreditinstituten bzw. Fiialen von Kreditinstiluten. Die dargeslell· 
ten Zinssätze sind ourchschn'ilte aus Zinsgrößenklassen, 2usam11engewogen mit der prozentualen Verteilung nach der Häufigkeit der gemeldeten Zinssälze.-2)Konlokor· 
rentkJedile unler 1 Mio DM. Vor l.4.1967: Kosten für Gelddarlehen im Rahmen des Kreditvertrages.- 3) laufzeit 1/2 Jahr.- 4)Feslgetd&r unter 1 Mio DM mit vereinbarter 
Laufzeit von 3 baten. Vor 1.4.1967: feslgelder mit vereinbarler Laufzeit von 90 bis 179 Tagen (ab 1.7.1966 Festgelder unter 1 Mio DM). 

Quelle: Oeulsche Bundesl>enk 
SR 74143 
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institute an die neuen monetären Bedingungen ge-
wöhnten. 

190. Der Markt für Zentralbankgeld zeigte 1974, 
daß die Kreditinstitute am kurzen geldpolitischen 
Zügel gehen gelernt hatten, aber wohl auch, daß 
die Bundesbank diesen Zügel, um Hilfestellung zu 
geben, gelegentlich etwas lockerer hielt (Ziffer 179). 
Dies konnte sie ohne Bedenken tun, weil die Ban-
ken nach den Erfahrungen des letzten Jahres nun-
mehr wußten, daß die Bundesbank in der Lage war, 
ihren angestrebten Kurs konsequent durchzusetzen. 
So waren in nahezu allen Monaten die Zinssätze für 
Tagesgeld (Monatsdurchschnitte) geringer und diP. 
Spannen zwischen Höchst- und Niedrigstsätzen 
enger als 1973. Vom Zinsgipfel bei knapp 16 °/o im 
vorigen Jahr fielen die Monatsdurchschnitte der 
Tagesgeldsätze zunächst auf 101/• O/o im Frühjahr; 
im Herbst lagen sie bei 9 O/o, nachdem die Bundes-
bank Zinssenkungstendenzen . mehrfach mit offen-
markt- und refinanzierungspolitischen Maßnahmen 
gefördert hatte. Die Differenz zwischen dem höch-
sten und dem niedrigsten Zinssatz für Tagesgeld 
innerhalb eines Monats war 1974 stets kleiner als 
12 Prozentpunkte, wohingegen sie im vorigen Jahr 
gelegentlich 30 Prozentpunkte erreichte. Wenn 1974 
die Zinsausschläge am Tagesgeldmarkt immer noch 
weit stärker waren als zu jener Zeit, in der die 
Kreditinstitute noch über umfängliche freie Liquidi-
tätsreserven verfügt hatten, so ist dies vor allem 
Spiegelbild der neuen monetären Politik. Die Bun-
desbank orientiert sich nunmehr vorrangig daran, 
welche Menge an Zentralbankgeld entstehen soll, 
und weitaus weniger als früher an dessen Preis. 
Ohne den Puffer der Bankenliquidität könnten dabei 
kräftige Zinsausschläge zustande kommen, die in-
nerhalb breiter Grenzen hingenommen werden (Zif-
fern 386 f.). 

Auch Monats- und Dreimonatsgeld verbilligten sich. 
Gegenüber dem Höchststand vom September 1973 
ermäßigte sich der Satz für Monatsgeld um 4 Pro-
zentpunkte auf 91/2 O/o im September 1974. Auslei-
hungen für drei Monate kosteten im Herbst 1974 
mit 91/, O/o sogar um 5 Prozentpunkte weniger als 
ein Jahr zuvor. 

191. Die Zinssätze für Zentralbankgeld konnten 
trotz der nur geringfügigen Ausweitung der Zentral-
bankgeldmenge sinken, weil bei allmählich abneh-
menden Inflationserwartungen die Spannung zwi-
schen den Zentralbankgeldbeständen im privaten 
Sektor der Wirtschaft und den Ausgabenplänen von 
Unternehmen und privaten Haushalten, die sich im 
Bedarf der Banken an Zentralbankgeld niederschla-
gen,' mehr und mehr nachließ. Dies gestattete den 
Kreditinstituten, ihren Habenzinsfächer am oberen 
Ende um ein Drittel zu kappen. Nachdem die Banken 
im vorigen Jahr durch starken Wettbewerb um Kun-
dengelder die Zinsen für dreimonatige Terminein-
lagen bis zum Herbst auf einen Höchststand von 
11 O/o getrieben hatten, sanken diese im Zuge der 
Entspannung am Geldmarkt bis unter 8 O/o im August 
1974; gleichzeitig verringerte sich die Span'ne zwi-
schen Höchst- und Niedrigstsätzen. Offenbar waren 

die Banken angesichts der verhaltenen Kreditnach-
frage 1974 ·- anders als im Vorjahr ~ ;mf· zusätz-
liche kurzfristige Gelder aus dem Nichtbanken-
bereich weniger angewiesen; denn sie ließen die 
Zinsen abbröckeln, obwohl die Termineinlagen be-
reits seit dem Erreichen des Zinsgipfels nicht mehr 
zugenommen hatten. Die Sparzinsen blieben wäh-
renddessen unverändert. So konnten Anleger fllr 
Spargelder mit vereinbarter Kündigungsfrist von 
vier Jahren und darüber, die 8 1/o erbrachten, im 
Sommer 1974 erstmals wieder höhere Zinserträge 
erzielen als für dreimonatige Termineinlagen. Die 
Sätze für Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungs-
frist befanden sich mit 51/• O/o allerdings nach wie· 
vor am unteren Rand der ZinsskaJa. 

192. Weniger als die Habenzinsen ermäßigten die 
Banken ihre Sollzinsen. Kontokorrentkredite ver-
billigten s,ich gegenüber November 1973, als die Zin-
sen mit 14 'lo am höchsten waren, nur geringfügig 
auf 131/• 0/o im August 1974. Etwas stärker. um 2.Pro-
zentpunkte, setzten die Banken innerhalb des glei-
chen Zeitraums die Zinsen für Wechseldiskontkredite 
herab, und zwar auf gut II %. Zum Sommer hin 
begannen einzelne Institute schließlich, audt die Zin-
sen für Ratenkredite geringfügig zu senken - und 
wieder für solche Ausleihungen zu werben -, um 
die privaten Haushalte zur Aufnahme zusätzlidler 
Mittel anzureizen. Die Hypothekenzinsen erreichten 
mit 101/• O/o sogar erst im Mai 1974 ihren Höhepurikt, 
obwohl die Kreditnachfrage seit längerem rückläufig 
war; erst nad:t der Jahresmitte nahmen sie leid:tt ab. 

Daß die Sollzinsen der Banken trotz der mäßigen 
Nad:tfrage nad:t Krediten nur so geringfügig sanken, 
muß im Zusammenhang mit der Kapitalmarktent-
wicklung gesehen werden. Solange es für die Kre-
ditinstitute die Alternative gab, hoch rentierlid:te 
Anleihen zu erwerben, war der Anreiz schwad:t, die 
Kredi tzirisen zu senken und auf diese Weise für 
mehr Ausleihungen zu werben. Hinzu kommt, daß 
die Banken Anlagen am Kapitalmarkt, insbesondere 
solche mit geringen Restlaufzeiten, für sid:terer ge-
halten haben mögen als mand:te Kreditvergabe; das 
auffallende Interesse der Kreditinstitute am Kauf 
von Wertpapieren seit dem Frühjahr paßt in dieses 
Bild (Ziffer 197). Als Erklärung für die Spanne zwi-
schen den Soll- und den Habenzins~ der Banken 
kommt indes auch in Betrad:tt, daß es in diesem 
Jahr, anders als· 1973, für Unternehmen angesid:ttr; 
der hohen Zinsen im Ausland und der verbliebenen 
Kapitalverkehrskontrollen meist nicht rentabel war, 
sich Geld von dort zu besd:taffen. Die Wettbewerbs-
situation hatte sid:t für die Banken wesentlich ver-
bessert. 

Kapitalmarkt - Anpassung an AnlegarwDnsche 

193. Der Kapitalmarkt schien nad:t der Jahreswende 
nahezu funktionsunfähig. Mit 2,5 Mrd DM erreichte 
der Absatz festverzinslicher Wertpapiere im ersten 
Vierteljahr 1974 Jediglid:t ein Drittel der Summe 
vom vorigen Jahr und gar nur ein Fünftel des Ver-
kaufserfolges in den gleichen Monaten des Jahres 
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1912. Dabei war der Bedarf an Finanzierungsmitteln, 
insbesondere jener der öffentlichen Hand, drängend. 
So stieg bei überaus schwacher Nachfrage nach 
Wertpapieren die Umlaufrendite rasch und über-
schritt bereits im März mit 10,7 1/o den Stand vom 
Jahresanfang um einen Prozentpunkt; der Höchst-
satz 1973 hatte 10,:l •/o betragen. Vermutlich wären 
die Renditen noch steiler angestiegen, hätte sich 
Anfang Februar nicht die öffentliche Hand eine frei-
willige Emissionspause auferlegt. Von der Zurück-
haltung der Anleger war vor allem der Absatz von 
Pfdndbriefen und Kommunalobligationen betroffen; 
er schrumpfte gegenüber dem ersten Vierteljahr 
1973 um zwei Drittel. Selbst sonstige Bankschuldver-
schreibungen, die sich noch der größten Beliebtheit 
erfreuten, wurden nur halb so viel gekauft. 

194. Für den außerordentlich geringen Absatz am 
Kapitalmarkt in den ersten Monaten 1974 war vor 
allem die Zurückhaltung der inländischen Nichtban-
ken maßgeblich. Hatten diese im vorigen Jahr trotz 
hoher Kursverluste in beträchtlichem Umfang zu-
sätzliche Anleihen gekauft, so waren sie hierzu nun 
nicht mehr bereit (JG 1973 Ziffern 183 und 297). 
Höhere Inflationserwartungen, durch den Ausbruch 
der Olkrise und kräftige Lohnsteigerungen geschürt, 
ließen einen weiteren Kursverfall befürchten. In-
folge der damit verbundenen Unsicherheiten war 
eine Anlage in Titeln mit langer Laufzeit selbst bei 
außerordentlich attraktiver Verzinsung uninteres-
sant geworden. Hinzu kam, daß sich ausländische 
Käufer, die 1973 trotz Verbot und Kapitalverkehrs-
kontrollen reichlich Rentenwerte erworben hatten, 
in diesem Jahr vom Wertpapiermarkt fernhielten. 
Das Anlageinteresse inländischer Kreditinstitute 
blieb in den ersten Monaten 1974 so gering wie zur 
gleichen Zeit des Vorjahres. 

195. Sollte der Kapitalmarkt seine Funktion als 
Mittler zwischen Kapitalgebern und Kapitalneh-
mern nicht vollends verlieren, so mußten ·sich die 
Emittenten rasch an die Wünsche der Anleger an-
passen. Auch der Bundesbank war die Aufgabe ge-
stellt, den Kapitalmarkt soweit zu unterstützen, wie 
es ihr restriktiver Kurs zuließ. Es gelang, eine 
Wende herbeizuführen (Schaubild 30). 

196. Die Emissionsrendite, die um die Jahreswende 
9'/• •/o betragen hatte, stieg im Frühjahr 1974. auf 
101/2 •/o. Verglichen mit den Zinsen für Termin- und 
Spareinlagen erwartete die Anleger am Kapital-
markt somit ein beachtlich höherer Ertrag (Ziffer 
191). Um darüber hinaus dem Sicherheitsbedürfnis 
möglicher Wertpapierkäufer entgegenzukommen, 
wurden die Laufzeiten drastisch verkürzt; eine be-
sonders große Anpassungslast hatten dabei die 
Daueremittenten zu tragen. Zugleich war die Bun-
desbank bemüht, durch Interventionen auf eigene 
Rechnung den Markt zu stützen. Bis zum Mai kaufte 
sie öffentliche Anleihen im Werte von 600 Mio DM 
an. Hinzu kamen zins- und liquiditätspolitische 
Maßnahmen, wie etwa die mehrfache Herabsetzung 
der Abgabesätze für Offenmarktpapiere (Zif' 
fern 117 f.). 
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Schaubild 30 
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1)3.Vj.1974: Eigene Schälzung.- 2)Rendile der im Berichtszeitraierst· 
maliJ abpsetzten festverzinslichen Wertpapiere in1än:I isdler Emittenten. 

Qualle: Deutsche Bllldesllank 
SR 74859 

197. Nur zögernd stellte sich der Erfolg dieser Be-
mühungen ein. Im zweiten Vierteljahr 1974 betrug 
der Absatz an Renten 5,5 Mrd DM, im dritten er-
reichte er bereits knapp 8 Mrd DM. Die Umlauf-
rendite bliebt allerdings mit fast 11 •/o außerordent-
lich hoch. 

Als erste begannen die Kreditinstitute, wieder in 
größerem Umfang Wertpapiere zu erwerben. Zum 
Sommer hin erwachte schließlich auch das Anlage-
interesse der Privaten. Somit konnten staatliche 
Stellen Ende Mai wieder Anleihen auflegen, um 
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wenigstens einen Teil ihres aufgestauten Finanzie-
rungsbedarfs auf diesem Wege zu decken. Den auf· 
fallendsten Absatzerfolg hatten Kommunalobligatio-
nen der Girozentraleni diese Papiere diene.n über-
wiegend dazu, Bankkredite an Gemeinden zu re-
finanzieren, und daher ist dieses Mlttelaufkommeu 
ebenfalls der öffentlidlen Hand zuzurechnen. 

VII. Cffentllche Haushalte: KonlunkturstOtzend? 

198. Obwohl die Stabilisierungspolitik dUch 1974 
vornehmlidl im Zeichen einer tatkräftigen Geldpo· 
litik stand, waren die Gebietskörperschaften dodl 
nicht aus der konjunkturpolitisdlen Verantwortung 
entlassen. Ihnen fiel die Aufgabe zu; einem stärke· 
ren Beschäftigungsrüd<gang in den Wirtschaftsberei· 
dlen, die vom monetären Restriktionskurs besonders 
hart getroffen wurden, mit gezielten Hilfen entge-
genzuwirken; keineswegs erwünscht war eine in der 
Breite expansive Finanzpolitik. Der Versudl, die ge-
samtwirtschaftliche Nadlfrage mit den vertrauten 
Mitteln der Globalsteuerung kräftig anzuregen, 
hätte die Gebietskörperschaften nur in Konflikt mit 
den Stabilisierungsbemühungen der Geldpolitik ge· 
bradlt. Daher galt es audl 1974, die drohende Aus-
gabenexpansion in Schranken zu halten. Das gelang 
nicht vollständig. 

199. Als die Gebietskörpersdlaften im Herbst 1973 
ihre Haushaltspläne aufstellten, gingen sie davon 
aus, 1974 sei der mit dem Stabilitätsprogramm vom 
Mai 1973 eingesdllagene Restriktionskurs fortzu· 
setzen. Zur Dämpfung der privaten Nadlfrage sollten 
die steuerlidlen Sonderregelungen, wie vorgesehen, 
beibehalten werden. Um dem Expansionsdrang in 
den öffentlichen Haushalten Zügel anzulegen, emp-
fahl der Finanzplanungsrat, die Ausgabensteigerung 
des öffentlichen Gesamthaushalts für 1974 auf 
knapp 11 vH zu begrenzen. Dem entspradlen - be· 
zogen auf das für 1973 erwartete Haushaltsvolu· 
men - Ausgaben in Höhe von 313 Mrd DM, die 
damals als konjunkturneutral gelten konnten. 

Wie in den Vorjahren, so stand audl diesmal zu 
befürdlten, daß die Richtsdlnur für die Haushalte 
bereits in der Planung weit überschritten würde; 
denn die Gebietskörpersdlaften konnten sidl wie-
derum nicht darüber einigen, wie der gemeinsame 
Ausgabenplafonds auf die einzelnen Haushalte auf-
zuteilen sei. Es fehlte nicht an der Einsidlt, daß ihr 
Ausgabenbedarf aufgrund untersdliedlidler Aufga-
benverteilung ungleidlmäßig zunimmt; das zeigte 
sich nicht zuletzt daran, daß der Bund von 1974 an 
den Ländern einen größeren Anteil am Umsatz· 
steueraufkommen zugestand (Tabelle 16). Dodl ver· 
half diese Einsicht nidlt zu einer Verabredung dar· 
über, wie stark ·die Haushalte auf den einzelnen 
Ebenen expandieren sollten. 

200. Angesidlts dieser unkoordinierten Planung 
ließen die Haushaltsansätze die globale Rldltsdlnur 
aufs neue weit hinter sidl. Wieder sollte die Aus-

gabenexpansion dadurdl eingedämmt werden, daß 
Grenzen für die staatlidle Kreditaufnahme vorge-
sllhen wurden. Die Bundesregierung kündigte im 
November an, sie werde eine Sdluldendeckelverord-
nung erlassen, in der die Neuversdluldung von 
Bund, Ländern und Gemeinden auf insgesamt 
141/, Mrd DM festgelegt werden sollte. In ihren 
Ausgabenplänen braudlte der beabsichtigte Sdlul-
dendeckel die Gebietskörpersdlaften zunädlst nidlt 
zu drücken. In die Etatentwürfe ging nämlidl zu-
meist nodl das Ergebnis der offiziellen Steuersdlät-
zung vom August ein, die für 1974 253 Mrd DM an 
Steuereinnahmen erwarten ließ. Je mehr sidl die 
konjunkturellen Aussidlten wandelten, ·um so mehr 
schwand allerdings die Hoffnung auf eine kräftige 
Expansion des Steueraufkommens; Ausfälle bis zu 
5 Mrd DM waren am Jahresende 1973 bereits abzu-
sehen. Abstridle von den Ausgabenvorhaben in 
dieser Höhe bedeuteten, daß das Haushaltsvolumen 
auf den ursprünglidl angestrebten Umfang von 
313 Mrd DM begrenzt werden würde. 

201. Der drohende Schuldended<el veranlaßte die 
Gebietskörpersdlaften jedoch nicht, ihre Ausgaben· 
pläne zu ändern. Vielmehr. änderten sie' mit dem 
Wandel der konjunkturellen Aussiebten ihre An-
sichten darüber, welcher Umfang der Haushalte 1974 
konjurikturpolitisch angemessen sei; mehr und 
mehr näherten sie sich damit dem an, was sie ohne„ 
hin auszugeben vorhatten. 

Im Zeichen der IJ!krise wurde der Kurswechsel in 
der Finanzpolitik immer deutlidler. Die Bundesregie-
rung hob wesentliche Teile ihres Stabilitätspro-
gramms vom Mai 1973 auf; einzelnen Bereidlen 
wurde gezielte Unterstützung gegeben. Das im Fe-
bruar verabsdliedete Sonderprogramm mit einem 
Ausgabenvolumen von 900 Mio DM, das überwie· 
gend mit den 1973 bei der Bundesbank freiwillig 
stillgelegten Steuereinnahmen finanziert wurde, sah 
Hilfen für strukturschwache Gebiete vor. Für den 
sozialen Wohnungsbau waren bereits zuvor zu· 
sätzliche Mittel bereitgestellt worden. Von der Heiz-
ölverteuerung besonders betroffene Personen erhiel-
ten einen einmaligen Zusdluß. 

Stabilitätspolitisch motivierte Ausgabenkürzungen 
wurden nun endgültig für entbehrlidl gehalten. Der 
Bund verzichtete darauf, für die vorläufige Haus-
haltsführung die sonst üblldlen Ausgabensperren, 
insbesondere im Investitionsbereich, zu verfügen. 
Im März 1974 rüd<te auch der Finanzplanungsrat 
von dem zunädlst empfohlenen Ausgabenrahmen 
ab. Er erklärte, das in den Haushaltsplänen vorge-
sehene Ausgabenvolumen sei angesidlts der ver-
änderten Gegebenheiten konjunkturgeredlt. Der zu. 
sätzlidl eingeräumte Expansionsspielraum wurde 
jedoch größtenteils von dem Mehrbedarf aufgezehrt, 
der den Gebietskörperschaften aufgrund des uner-
wartet hohen Tarifabsdllusses im öffentlidlen Dienst 
entstanden war. Der Sdluldendeckel wurde zur Seite 
gelegt; der Ausgabenexpansion stand nun nidlts 
mehr im Wege. In den ersten sedls Monaten gaben 
Bund und Länder zusammen 141/t vH mehr aus als 
ein Jahr zuvor. 
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Tabe 11 e 16 

Datum 

19?3 

28. November 

30. November 

5. Dezember 

19. Dezember 

19?4 

6. Februar 

13.März 

25. März 
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PlnanzpolltisdJ. widJ.tige Ereignisse 

Die Bundesregierung beschließt, zur stabilitätsgerechten Gestaltung· der öffentlichen 
Haushalte für 1974 eine „Schuldendeck.el"-Verordnung zu erlassen. Da:rin sind als Höchst-
betrag für die Kreditaufnahme des Bundes 4,3 Mrd DM, der Länder 4,5 Mrd DM und der 
Gemeinden 5,6 Mrd DM vorgesehen. 

Bund und Länder vereinbaren, den Anteil der Länder am Umsatzsteueraufkommen von 
bisher 35 vH auf 37 vH für 1974 und auf 38 vH für die Jahre 1975 und 1976 zu erhöhen. 
Zusätzlich gewährt der Bund den finanzschwadien Ländern jährlich 1,5 vH des Umsatz-
steueraufkommens als Ergänzungszuweisungen. Im Hinblidc. auf mögliche Belastungsver-
schiebungen zwischen den Gebietskörperschaften aufgrund der für den !. Januar 1915 
geplanten Steuerreform wird eine Revisionsklausel vereinbart, derzufolge die Umsatz-
steueranteile von Bund und Ländern mit Rückwirkung ab 1. Januar 1975 so festgesetzt 
werden, daß die mit dieser Vereinbarung herbeigeführte Verteilung des Gesamtsteuer-
aufkommens zwisd:ten Bund und Ländern aufre"chterhalten bleibt. 

Die Bundesregierung beschließt, von der für 1974 vorgesehenen Streckung der Ausgaben 
für die Gemeinschaftsaufgaben „ Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur• und 
„ Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" abzusehen. Einkommens-
schwache Bevölkerungsschichten sollen einen einmaligen Heizölkostenzuschuß in Höhe 
von 100 DM bis 300 DM erhalten. 

Die Bundesregierung hebt die konjunkturpolitisdten Maßnahmen des Stabilitätspro-
gramms vom 3. Mai weitgehend auf. So wird 

- die Investitionsteuer rückwirkend zum 1. Dezember aufgehoben; 

- die degressive Abschreibung für bewegliche Güter des Anlagevermögens ab 1. Dezem-
ber wieder zugelasseni 

- die Sonderabschreibung nach § '1 b EStG für Wohngebäude wieder ermöglicht, sofern 
der Bauantrag nach dem 31. Dezember 1913 gestellt wird; 

- die für 19'13 beschlossene Streckung der Mittel des ERP-Hausha1ts in Höhe von 
230 Mio DM sofort aufgehoben; 

- die Kreditanstalt für Wiederaufbau beauftragt, ihr Mittelstandsprogramm, das ein 
Volumen von 500 Mio zinsvergünstigter Kredite umfaßt, wieder voll durdlzuführen. 

Der bis zum 30. Juni befristete Stabilitätszuschlag wird beibehalten. Am für 1974 vor-
gesehenen Schuldendeckel wird - bis auf weiteres - festgehalten. Von einer vorläufi-
gen restriktiven Haushaltsführung für den investiven Bereidt soll 19'14 abgesehen wer-
den. Für den Fall einer weitergehenden Konjunkturabschwächung soll vorsorglich ein 
KonjunktUrprogramm für zusätzlidle Investitionen vorbereitet werden. 

Die Bundesregierung legt den Jahreswirtsc:haftsbericht 1974 vor, in dem sie ein einmali· 
ges Sonderprogramm für Gebiete mit besonderen Strukturproblemen ankündigt, das 
einschließlidl der Beteiligungen der Länder 900 Mio DM umfaßt. Die Ge.samtausgaben 
des Staates (in der Abgrenzung der volkswirtschaftlkh.en Gesamtrechnungen) sollen um 
121/2 vH bis 131/21 vH steigen. 

Die Bundesregierung zieht die für 1974 besc:hlossene .Schuldendeckel"-Verordnung zu-
rück. 
Der Finanzplanungsrat erörtert die Haushaltsentwicklung 1974. Er gelangt dabei ein-
hellig zu der Auffassung, daß es zur Si~erung der Beschäftigung gerechtfertigt sei, die 
in den Haushaltsplänen veranschlagten Ausgaben - einsdiließlich der zusätzlich ent-
standenen Ausgabeverpflichtungen sowie der Sondermaßnahmen des Strukturprogramms 
- voll zu verwirklichen. Im Jahr 19'15 sollte aus gesamtwirtsdlaftlichen wie aus finanz-



Datum 

1974 

26.März 

17. April 

21./22. Mai 

21. Juni 

24. Juni 

25./26. Juli 

OtlenUidle Haushalte: Konjunktursiat.zend? 

n o c h Tabelle 16 

wirtsdJ.aftlidlen Gründen - vor al1em wegen der Auswirkungen der Steuerreform - die 
Expansion der Staatsausgaben geringer ausfallen als 1974. 

Die Bundesregierung beschließt das Investitionsprogramm des Bundes, das die Möglidl-
keiten aufzeigt, den Beginn der im Finanzplan des Bundes vorgesehenen Investitionsvor-
haben zeitlich zu variieren. 1974 könnten danach für den Fall eines konjunkturellen Ab-
schwungs über die im Etatentwurf des Bundes vorgesehenen Ansätze hinaus weitere 
5 Mrd DM für Investitionen ausgegeben werden. 

Die Gesetze zur Reform der Vermögensteuer und der Erbschaftsteuer treten rückwirkend 
zum l. Januar 1974 in Kraft. Neben Erhöhungen der Freibeträge und Steuersatzänderun-
gen werden nunmehr zur Bewertung des Grundvermögens anstelle der bisher geltendeR 
Einheitswerte aus dem Jahre 1935 die um 40 vH erhöhten Einheitswerte des Jahres 1964 
herangezogen. 

Die zur gleid:J.en Zeit verkündete Reform der Gewerbesteuer, die vor allem eine Erhöhung 
des Freibetrages vorsieht, wird am 1. Januar 1975 in Kraft treten. 

Der Bundestag verabschledet den Bundeshaushalt 1974. Die Ausgabenansätze liegen mit 
136,4 Mrd DM um 12,1 vH über dem vergleid:J.baren Hausbaltssoll des Vorjahres. Die 
Nettokreditaufnahme soll 7,6 Mrd DM betragen. 

Der Bund ordnet eine Verfügungsbesdlränkung von 10 vH der Ansätze für sächliche Ver-
waltungsausgaben, Zuweisungen und Zuschüsse an. 

Nach Auffassung des Finanzplanungsrates haben die seit der Jahreswende von Bund 
und Ländern ergriffenen finan7;politisdlen Maßnahmen dazu beigetragen, einen uner-
wünsdlt starken Rü<k.gang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage zu vermeiden. Wegen 
der für 1974 zu erwartenden Steuermindereinnahmen werden Einsparungen bei den Aus-
gaben für erforderlich gehalten. Die Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden sollen 
im kommenden Jahr insgesamt um weniger als 10 vH, die durch die Steuerreform ein· 
schließlich des Familienlastenausgleichs auf der Ausgabenseite bedingten Veränderun· 
gen nicht gerechnet, ansteigen. Dabei geht der Finanzplanungsrat davon aus, daß die 
Entlastung der Nettoeinkommen aufgrund der Steuerreform und des neuen Familien· 
lastenausgleichs insbesondere bei der Besoldung im öffentlichen Dienst Berüdt.sidltigung 
finden wird. 

Der Bundestag und der Bundesrat verabschieden nach zweimaliger Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses das Gesetz zur Reform der Einkommensteuer, des Familienlasten-
ausgleidls und der Sparförderung, das am 1. Januar 1975 in Kraft tritt. Es sieht als wich· 
tigste Neuerungen vor: 

1. Einkommensteuer, Lohnsteuer 

- Erhöhung des Grundfreibetrages auf 3 000 DM (Ledige) I 6 000 DM (Verheiratete), 
Verlängerung der Proportionalzone bis 16 000 DM / 32 000 DM, Umgestaltung der 
Tadfstruktur und Erhöhung des Spitzensteuersatzes auf 56 °Jo bei einem zu ver-
steuernden Einkommen von 130 000 DM I 260 000 DM; 

- Erhöhung der Hödlstbeträge für besdiränkt a~zugsfähige Vorsorgeaufwendungen, 
die nach wie-vor von der Bemessungsgrundlage abzusetzen sind; 

- Aufhebung des Vermögensteuerabzugs; 

- Erhöhung des Arbeitnehmerfreibetrags auf 480 DM, 

- Einführung eines Sparer-Freibetrages von-300 DM I 600 DM; 

- Fortfall der Ergänzungsabgabe. 

2. Familienlastenausgleich 

- Ersetzung der verschiedenen bisherigen Leistungen (Kinderfreibeträge, Kindergeld, 
Kinderzuschläge im öffentlichen Dienst) duitb ein einheitliches einkommensunabhä.n-
giges Kindergeld von SO DM für das erste, 70 DM für das zweite und 120 DM für 
je~es weitere Kind; Auszahlung durdl die Arbeitsverwaltung; 
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noch Tabelle 16 

Datum 

1974 

11. September 

18. September 

19. September 
23. September 

24. September 

25. September 

Dle Konjunkturlage - Die Binnenkon}unklur 1974 

- Verbesserung der Ortszuschläge Im öffentlichen Dienst zum Ausgleidl. des Fortfalls 
der Kinderzusdtläge. 

3. Sparförderung 
- Einführung einer Einkommensgrenze von 24 000 DM I 48 000 DM für die Inanspruch-

nahme der Sparprämie und der Wohnungsbauprämie; 

- Begrenzung des begünstigten Sparvolumens auf 800 DM I 1 600 DM jährlich. 

Die Bundesregierung beschließt, daß die bisher betriebene Stabilitätspolitik erfolgreich 
gewesen sei, und kündigt ein Sonderprogramm zur lokalen und regionalen· Abstützung 
der Besdl.äfligung an, mit dem die Fortiübrung der Stabilitätspolitik abgesidl.ert werden 
soll. 
Die Bundesregierung bringt den Entwurf für den Bundeshaushaltsplan 1975 ein und legt 
die mittelfristige Finanzplanung des Bundes bis 1978 vor. Für 1975 ist ein Ausgaben-
volumen von 154 Mrd DM vorgesehen; gegenüber dem Haushaltssoli 1974 bedeutet dies 
eine Zunahme um 12,9 vH; bleiben die Auswirkungen des Familienlastenausgleichs und 
der Steuerreform außer Ansatz, so ergibt sidl. für 1975 ein Haushaltssoli von 147,5 Mrd 
DM, das um 8 vH über den Etat 1974 hinausgeht. Der Finanzplan sieht eine durdl.sc:hnltt-
liche jährliche Steigerung der Bundesausgaben um 8,9 vH bis 1978 vor. Der Anteil der 
investiven Ausgaben soll dabei von 161/1 vH in diesem Jahr auf knapp 13 vH 1978 ab-
sinken. 

Die Bundesregierung erhält vom Bundestag Entlastung für das Haushaltsjahr 1970. 
Der Konjunkturrat für die öffentliche Hand begrüßt die Absicht der Bundesregierung, 
ein von Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam zu tragendes Sonderprogramm zu 
verwirklichen. Dadurch werde die bisherige Grundlinie der Stabilitätspolilik nicht ver-
lassen. -

Der Finanzplanungsrat berät über die Finanzierung des von der Bundesregierung ange-
kündigten Sonderprogramms sowie über die Beteiligung der Länder und Gemeinden an 
diesem Programm. Er empfiehlt, die erforderlichen Mittel im wesentlichen aus den Rück-
lagen zu finanzieren, die aus dem Investitionsteueraufkommen gebildet worden sind. 
An dem Programm, das einen Umfang von 950 Mio DM haben soll, werden sich der Bund 
mit 600 Mio DM und die Länder mit 350 Mio DM beteiligen. 
Die Bundesregierung beschließt endgültig das Sonderprogramm zur regionalen und loka-
len Abstützung der Beschäftigung mit einem Gesamtvolumen von 950 Mio DM. 

Seit der Jahresmitte sahen sidl die Gebietskörper-
schaften allerdings zu einem etwas zurückhalten-
deren Ausgabengebaren ve.ranlaßt. Ihre Einnahnien-
erwartungen hatten sidl weiter versdlledltert. Aus-
gabenkürzungen hielten sie nurunehr für unumgäng-
lidl, da sie die Sdlwierigkeiten für zu groß hielten, 
die in den Budgets immer weiter aufklaffenden 
Deckungslücken durdl eine verstärkte Kreditauf-
nahme am Kapitalmarkt zu sdlließen. So kündigte 
der Bund an, er werde 2 Mrd DM seines Haushalts-
solls nidlt aussdlöpfen. Einige Länder, und wohl 
auch Gemeinden, setzten ebenfalls den Rotstift an. 
Hatten die Gebietskörpersdlaften in Zeiten reichlidl 
fließender Steuereinnahmen die globalen Ausgaben-
ansätze wegen des dringenden Bedarfs an öffent-
lidlen Leistungen stets für unabweisbar erklärt, so 

hielten sie diese angesichts leerer Kassen für so un-
abweisbar nun dodl wieder nidlt. 

Im Herbst zeigte sidl jedoch mehr und mehr, daß 
die zu Jahresbeginn gegebenen Konjunkturhilfen 
nicht ausreichten, die Last der Anpassungsprozesse, 
vor allem in der Bauwirtsdlaft, zu mildern. Daher 
besdlloB die Bundesregierung zusammen mit den 
Ländern, die Nadlfrage im Bausektor durdl ein wei-
teres Sonderprogramm mit einem Auftragsvolumen 
von 950 Mio DM zu stützen. Die hierzu erforder-
lidlen Mittel, die zum größten Teil erst im kommen-
den Jahr aus den öffentlichen Kassen fließen wer-
den, sollen wiederum den bei der Bundesbank still-
gelegten Sondereinlagen der Gebietskörperschaften 
entnommen werden. 
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Ausgabenexpansion 
unter dem Druck der Personalkosten 

202. Die Ausgaben aller Gebietskörpersdiaften, 
vermindert um die Zahlungen zwisdien ihnen, be· 
tragen 1914 nadi unseren Schätzungen 319 Mrd DM. 
Gegenüber dem Vorjahr bedeutet dies eine Zu-
nahme von 121/• vH (Tabelle 17). Bei unserer Redi-
nung gehen wir davon aus, daß esBund,Ländern und 
Gemeinden nidit ganz gelungen ist, ihre Haushalte in 
angestrebtem Ausmaß zu kürzeni audi 1974 mußten 
sie außerplanmäßige und überplanmäßige Ausgaben 
leisten, wenngleidi nidit in dem Umfang wie Ende 
1973. Damals hatte allein der Bund einen unvorher· 
sehbaren und unabwelslidien Ausgabenbedarf von 
rund 41/e Mrd DM geltend gemadit; damit hatte er 
gerade soviel mehr ausgegeben, wie er das Jahr 

über im Haushaltsvollzug eingespart hatte. Ein wei-
teres Mal war es 1974 der Personalaufwand, der die 
Ausgabenexpansion in Gang hielt. Investitionen 
mußten dafür wiederum zurückstehen. 

203. Die Chance, die Personalkosten nicht erneut 
ausufern zu lassen und damit auch für die private 
Wirtsdiaft ein Beispiel zu setzen, hatten die Gebiets-
körperschaften bereits zum Beginn des Jahres ver· 
tan: Nadi kurzem Arbeitskampf gestanden sie den 
Beschäftigten im öffentlidien Dienst Tariferhöhun· 
gen zu, die ihre Haushalte insgesamt mit 11 Mrd 
DM belasteten. Ihren Personalbestand weiteten die 
Gebietskörperschaften 1974 um fast 3 vH aus. Da-
für hatten sie 3 Mrd DM mehr auszugeben. Zusam-
mengenommen bedeutet dies einen Anstieg der 
Personalausgaben um 15 vH. 

Tabelle 17 

Die Ausgaben und J!hmahmen der öHentlldlen Haushalte 1) 

1972 'I I 1973 'l 1 1914 'I 1913 'l I 1914 'l 
Art der Ausgaben bzw. Einnahmen 

Eigeofinanzierte Ausgaben {obne Sdiuldentilgung) 'l 1) •••••••••• 

Laufende Rechnung 
davon: 
Personalausgaben ......................................... . 
Sadiaufwand 1) .••..•••.....••...•••.•.•••...••••..•••••••• 

Laufende Ubertragungen ') ............................... . 
Zinszahlungen 

Kapitalredinung 
davon: 

253,2 
192,8 

81,9 
40,9 
61,2 
8,8 

60,4 

Mrd DM 

283,6 
218,7 

93,9 
45,1 
69,3 
10,4 

64,9 

Sachinvestitionen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 39,0 41,6 
Vennögensübertragungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12,7 13,7 
Gewährung von Darlehen, Beteiligungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 817 9,6 

Eigene Einnahmen (ohne Kreditmarkt· und Rücklagemittel) 1) • • • • 238,8 270,4 

Laufende Redinung ... „ ...... „ ...... „ .......... , . „ . . . . . . . 232,3 263,7 
darunter: Steuern') . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . • 196,9 224,7 

Kapitalredtnung 6,5 6,1 

Saldo der durdilaufenden Mittel . „ .... „ ........ „ . . . . . . . . . . . . . - 0,2 + 0,2 

Nettofinanzierungssaldo ............................. „ •...•• „. -14,6 -13,0 

319,2 
248,4 

108,0 
51,1 
76,6 
12,7 

70,8 

45,5 
15,8 
9,5 

289,7 

282,7 
240,5 

7,0 

-29,5 

Veränderung 
gegenüber dem 
Vorjahr in vH 

+12,0 +12,6 
+13,4 +13,6 

+14,1 +15,0 
+10,3 +13.3 
+13,2 +10,5 
+18,2 +22,1 

+ 7,5 + 9,1 

+ 6,1' + 9,4 
+ 1,9 +15,3 
+10.3 - 1,0 

+13,2 + 1,1 

+13,5 + 7,2 
+14,1 + 7.0 

+ 3,1 + 4,5 

1) Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP·Sonderverm6gen1 Offa, Europiische Gemeinschaften, Linder und Gemeinden (Gv.). 
1) Sdl.Atzung nach Teilergebnissen. 
') Eigene Sdllitzung. 
f) Gesamtausgaben bzw. Gesamteinnahmen nach Abzug der Zahlungen von Gebietskörperschaften (Zuweisungen, Darlehen, Dar· 

lehensrüdtflüsse). 
1) Einsdlließlidl militärischer Besdiaffungen und Anlagen. 
•) Einsdlließlidl gestundeter Zuschüsse an die Sozlalversidterung (1972: 1,0 Mrd DM, 1973: 2,5 Mrd DM, 1974: 0,7 Mrd DM). 
1) Ohne Konjunkturzusdtlag zur Einkommen· und Körpersch.aftsteuer, Stabilitä.tszusdalag und lnvestitionsteuer. 

Quelle: Bundesministerium. der FinanseD 
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204. Für eine Expansion der Investitionen blieb da-
mit in den Haushalten nur wenig Raum. Nad:t un-
serer Schätzung gaben die Gebietskörperschaften 
1974 für Investitionen insgesamt rund 91/2 vH mehr 
aus als im Vorjahr, für Bauten, die mehr als drei 
Viertel der öffentlid:ten Investitionen ausmad:ten, 
rund 10 vH. Im Bereid:t des Hochbaus, in dem die 
öffentlid:te Hand rund zwei Drittel ihrer Mittel für 
Baumaßnahmen verwendet und in dem 1974 ein gro-
ßer Nachfragemangel herrsd:tte, wurden die Ausga-
ben etwas stärker ausgeweitet als im Tiefbau. Sd:tal-
tet man die 1974 eingetretenen Preissteigerungen 
aus, so waren die Bauausgaben nur um 21/2 vH höher 
als 1973. 

Die laufende Inanspruchnahme der Produktions-
kapazitäten des Baugewerbes durch den Staat spie-
gelt dieses Bild allerdings nid:tt zutreffend wider: In 
der Regel werden bereits ausgeführte Bauleistun-
gen erst später bezahlt; gerade 1974 dürften sid:t 
zudem die Zahlungsziele zuungunsten der Bauwirt-
sd:taft verändert haben. Die laufende Nachfrage des 
Staates nad:t Bauleistungen - gemessen am Auf-
tragseingang in der Bauindustrie - stagniert da-
gegen seit Jahresbeginn 1974. 

205. Aud:t 1974 hielt sid:t am ehesten der Bund mit 
seinen Ausgaben zurück. Der verabsd:tiedete Haus-
haltsplan des Bundes sah Ausgaben in Höhe von 
136,4 Mrd DM vor. Gegenüber dem Haushalts-
volumen 1973 bedeutet dies eine Steigerung um 
i2 vH. 1) Allerdings ist zu berücksichtigen, daß sid:t 
der Bund diesmal von den Zuschüssen an die Sozial-
versid:terungen lediglid:t 650 Mio DM stunden ließ. 
Im Jahr zuvor waren es hingegen 2,5 Mrd DM ge-
wesen. Dem standen 1974 freilid:t Mehrausgaben 
für Zuweisungen in Höhe von 0,8 Mrd DM gegen-
über, die der Bund der Vereinbarung über die neuen 
Umsatzsteueranteile gemäß an finanzsc:hwache Län-
der gewährte, aber nid).t in seinem Etat als Ausgabe 
auswies, sondern -von seinen Steuereinnahmen ab-
setzte. Unter Berücksichtigung all dessen beträgt die 
Zuwad:tsrate des Etats 11 vH. 

Beim Haushaltsvollzug strebte der Bund an, deut-
lid:t hinter dem Ausgabensoll zurückzubleiben. Im 
Haushaltsplan war bereits eine globale Minderaus-
gabe von 0,8 Mrd DM vorgesehen; aufgrund von 
Steuerausfällen glaubte der Bund, weitere 1,9 Mrd 
:PM einsparen zu müssen, und zwar vorwiegend 
beim laufenden Sachaufwand. Ohne Abstridle an an-
deren Ausgaben, vor allem auch investiven, dürften 
so weitgehende Einsparungen wohl kaum gelungen 
sein. Zudem standen umfangreid:te Mehrausgaben 
in Aussid:tt, unter anderem höhere Zusd:tüsse an die 
Bundesbahn als im Etat veransd:tlagt. In unserer 
Rechnung sind wir davon ausgegangen, daß die 
Bundesausgaben (unter Einschluß der gestundeten 
Zusd:tüsse an die Sozialversid:terungen und der Zu-

1) Einschließlich der seit 1974 im Etat des Bundes ausge-
wiesenen Ausgaben für den Fernstraßeilbau und den 
Wasserstraßenbau im Rahmen der Deutschen Gesell-
schaft für öffentliche Arbeiten (Offa) sowie für die 
Krankenhausfinanzierung. Bei dieser Rechnung wur-
den dem Ausgabenvolumen 1973 die für diese 
Zwecke aufgewendeten Mittel hinzugefügt. 
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weisungen in finanzsd:twad:te Länder) 1361/o Mrd 
DM betrugen. Im Vergleich zum entsprechenden 
Haushaltsvolumen des Vorjahres sind das 10 vH 
mehr. 

206. An der Spitze der Ausgabenexpansion standen 
aud:t 1974 wieder die Länder. Nad:t dem Tarifab-
sd:tluß im öffentlichen Dienst konnte dies kaum an-
ders sein. Der Mehrbedarf, mit dem dieser ihre 
Haushalte zusätzlich belastete, entsprad:t etwa dem, 
was sie von der Umsatzsteuerneuverteilung insge-
samt an Mehreinnahmen erwarten konnten. Ihren 
Personalbestand haben die Länder 1974 erneut so 
stark erhöht wie in den beiden voausgegangenen 
Jahren. So stiegen ihre Personalausgaben insgesamt, 
die gut zwei Fünftel ihres Etatvolumens beanspru-
chen, nach unserer Schätzung um 16 vH. An anderer 
Stelle ihrer Haushalte haben die Länder kürzen 
müssen. Die Gesamtausgaben der Länder, so schät-
zen wir, erreichten 1974 einen Betrag von 133 Mrd 
DM. Damit waren sie um 141/2 vH höher als ein Jahr 
zuvor. 

207. Für den kommunalen Bereich ist eine Ausga-
benschätzung nach wie vor mit großen Unsid:terhei-
ten behaftet. Gewisse Anhaltspunkte könnten 1974 
zwar der erweiterten Statistik über die gesamten 
Einnahmen und Ausgaben all& Gemeinden entnom-
men werden; es fehlt jedod:t noch an entsprechenden 
Vergleichswerten für die Vorjahresquartale. So läßt 
sich beispielsweise nur schwer abschätzen, wie die 
unerwarteten Einnahmenausfälle, insbesondere bei 
der Grundsteuer, ihr Ausgabenverhalten beeinflußt 
haben. 

Kaum sd:twäd:ter als bei den Ländern dürften bei den 
Gemeinden die Personalausgaben zugenommen ha-
ben. Die im Tarifvertrag vereinbarte Mindestanhe-
bung von monatlich 170 DM je Arb.eitnehmer be-
deutete für sie eine stärkere prozentuale Erhöhung 
der Durd:tschnittsverdienste ihrer Beschäftigten als 
für die anderen Gebietskörperschaften. Auch andere 
Ausgaben im konsumtiven Bereich haben die Kom-
munen 1974 kräftig ausgeweitet, vor allem die Ren-
ten und Unterstützungen im Rahmen der Sozialhilfe, 
die um ein Fünftel aufgestockt wurden. Für Investi-
tionen hingegen konnten die Gemeinden, die rund 
zwei Drittel aller Investitionen der Gebietskörper-
sd:taften ausführen, nur etwa 10 vH mehr ausgeben 
als 1973. Insgesamt haben wir in unserer Rechnung 
das kommunale Ausgabenvolumen auf 951/2 Mrd DM 
veranschlagt. Die Vorjahresausgaben überschritt es 
damit um 13 vH. 

Einnahmenerwartungen nicht er!Ullt 

208. Den Gebietskörperschaften floß 1974 weitaus 
weniger an Steuern zu, als sie sich vorgestellt hat-
ten. Nod:t im Herbst 1973 glaubten sie, 1974 würden 
sie - das Aufkommen aus den Sondersteuern nicht 
gered:tnet - Steuereinnahmen in Höhe von 253 Mrd 
DM erhalten, 12 vH mehr als ihnen für 1973 in Aus-
sicht standen. Im März 1974, als viele Etats nod:t nid:tt 
verabsd:tiedet waren, wies die neue offizielle Sd:tät-



Ollentlldte HawihaUe: Konjun.Jtturstatzend? 

zung zwar Steuermindereinnahmen aus, jedoch nur 
21/2 Mrd DM, denn man glaubte, die verhaltenere 
Konjunkturentwidclung würde die Ergiebigkeit der 
Einnahmenquellen nur wenig beeinträchtigen. Dies 
hätte bedeutet, daß die Steuereinnahmen ein wei-
teres Mal deutlich stärker als das damals erwartete 
Bruttosozialprodukt zugenommen hätten, die volks-
wirtschaftliche Steuerquote wäre damit auf 24,7 vH 
gestiegen. Als zur Jahresmitte die Haushaltspläne 
dann verabschiedet waren, begannen die Gebiets-
körperschaften mit noch größeren Steuerausfällen 
zu rechnen. Im Juni kam die offizielle Steuerschät-
zung zu dem Ergebnis, das Aufkommen werde 1974 
nur 247 Mrd DM betragen. Dem entsprach eine 
volkswirtschaftliche Steuerquote von 24,3 vH. Nach 
unseren Schätzungen haben Bund, Länder und Ge-
mei11den 1974 2401/2 Mrd DM an Steuern eingenom-
men, 7 vH mehr als 1913 und 10 Mrd DM weniger 
als noch zu Jahresbeginn erwartet (Tabelle 18). Die 
volkswirtschaftliche Steuerquote blieb mit 24,2 vH 
gegenüber 1913 nahezu unverändert. 

209. Zu Ausfällen kam es bei allen bedeutenden 
Einzelsteuern. Daß die Lohnsteuer 1914 mit rund 
12 Mrd DM fast 2 Mrd DM weniger erbrachte, als 
noch im März geschätzt, ist vor allem auf die infolge 
des Beschäftigungsrückgangs schwächere Expan-
sion des Arbeitnehmereinkommens zurückzuführen 
(Ziffer 139). Das Lohnsteueraufkommen weist mit 
18 vH allerdings immer noch den stärksten Anstieg 
unter allen größeren Steuern auf. Die Einnahmen 
aus der Steuer auf veranlagtes Einkommen dürften 
mit knapp 261/2 Mrd DM ebenfalls um l'/2 Mrd DM 

hinter den Erwartungen zurückbleiben. Nachdem sie 
in den drei Jahren zuvor um insgesamt zwei Drit-
tel gestiegen waren, erhöhten sie sich nun nicht 
mehr. Die laufenden Veranlagungsarbeiten, die 
hauptsächlich den Steuererklärungen für 1912 gal-
ten, führten zu niedrigeren Abschluß- und Nachzah-
lungen, damals waren nämlich die Vorauszahlungen 
bereits kräftig heraufgesetzt worden und entspra-
chen weitaus besser den tatsächlichen Einkommen 
als zuvor. Angesichts ihrer verschlechterten Ertrags-
lage dürften sich 1974 viele Steuerpflichtige einer 
nochmaligen Erhöhung der Vorauszahlungen, die 
ihnen mit den Nachzahlungsbescheiden ins Haus 
stand, widersetzt haben oder geringere Vorauszah-
lungen durchgesetzt haben. Dies gilt noch mehr 
für viele Körperschaftsteuerpflichtige. Mit 101/2 Mrd 
DM war das Körperschaftsteueraufkommen 1974 
sogar niedriger als im Vorjahr, hinter dem im März 
geschätzten Betrag blieb es um eine Milliarde DM 
zurück. · 

In den Umsatzsteuereinnahmen schlug sich vor 
allem die unerwartet schwache Verbrauchskon-
junktur nieder, überdies scheint der Anteil der Aus-
gaben für Dienstleistungen, die vielfach steuerbe-
günstigt sind, nochmals zugenommen zu haben. An-
dere steuerpflichtige Umsätze, etwa im Wohnungs-
bau oder im Bereich öffentlicher Investitionen, wa-
ren niedriger, als noch zum Jahresbeginn erhofft. 
Angesichts der angespannten Liquiditätslage dürften· 
zudem erneut viele Steuerpflichtige mit ihren Zah-
lungen säumig geblieben sein. Nach unserer Schät-
zung flossen Bund und Ländern 1974 nur 51'/2 Mrd 
DM aus der Umsatzsteuer zu, gerade 4 vH mehr 

Tabe 11 e 18 

Das Aufkoinmen der wldlUgsten Elnzetsteuem 1) 

1972 1973 1 1974 ') ----
Steuerart 

Mrd DM 

Gesamtsteueraufkommen ············ 197,0 •) 224 ,8 •) b) 

Lohnsteuer . · ....................... 49,8 61 ,3 
Veranlagte Einkommensteuer ...... 23,I 26 ,5 
Körpersdtaftsteuer ················ 8,5 10 ,9 
Umsatzsteuer ···················· 34,2 34 ,9 
Einfuhrumsatzsteuer ·············· 12,8 14 ,6 
Mineralölsteuer .................. 14,2 16 ,6 

Gewerbesteuer 4) .................. 14,8 17 ,8 

:1) Kassenmäßige Einnahmen. 
2) Eigene Schätzung, 
3) Veränderung gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum. 
') Gewerbesteuer nadl. Ertrag und Kapital. 

Jahr 
240,5 b) 

72,2 
26,3 
10,4 
33,0 
18,5 
16,2 

19,0 

a) Ohne Konjunkturzuschiag (1912: - 5,1 Mrd DM1 1973: - 0,1 Mrd DM). 

. 1973 1 1974 1) 

Veränderung 
invH 3) 

+14,1 + 6,9 
+23,1 +17,9 
+14,3 - 0,6 
+28,2 - 4,5 
+ 2,3 - 5,5 
+13,5 +27,0 
+16,6 - 2,3 

+19,7 + 6,9 

1973 1 

Mrd DM 

1974 

1 

Ver-
ände-
rung 

in vH') 

Januar bis September 

42,l 49,2 +16,8 
19,3 19,4 + 0,6 
7,8 7,5 - 4,4 

26,2 24,5 - 6,2 
10,7 13,4 +25,2 
10,9 10,6 - 2,8 

Januar bis Juni 
8,2 8,9 + 9,6 

b) Ohne Stabilitätszuschlag und Investitionsteuer (1973: 1,9 Mrd DM; 1974: 2,5 Mrd DM). 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen 
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als ein Jahr zuvor. Damit fielen die Einnahmen um 
31/2 Mrd DM niedriger aus, als man zu Jahresbeginn 
angenommen hatte. 

210. Die Steuerausfälle trafen vor allem den Bund 
und die Länder. Besonders schwach stiegen die 
Steuereinnahmen des Bundes mit 41/1 vH, die damit 
nur einen Betrag von 120 Mrd DM erreichen. Zum 
Teil ist dies freilich tlarauf zurückzuführen, daß der 
Bund seit Jahresbeginn weitere 2 Prozentpunkte sei· 
nes Umsatzsteueranteils an die Länder abgetreten 
hat; 1974 entsprach dem 1 Mrd DM. Auch dadurch 
bedingt sprudelten die Steuerquellen für die Länder 
reichlicher; mit 831/1 Mrd DM nahmen sie 9 vH mehr 
an Steuern ein als 1973. Obwohl auch die Gemein· 
den Steuerausfälle hinnehmen mußten, hatten sie 
am wenigsten Anlaß, über leere Kassen zu klagen. 
Immerhin ethöhte sich ihr Aufkommen - so schät-
zen wir - um 101/1 vH auf 33 Mrd DM. Vor allem 
profitierten die Gemeinden davon, daß die Ge-
werbesteuereinnahmen - anders als die Erträge an-
derer Veranlagungsteuern - dem konjunkturellen 
Abschwung bislang nicht folgten. 

211. Die konjunkturpolitisdlen Sondersteuem er-
brachten 1974 21/1 Mrd DM. Im Aufkommen des 
Stabilitätszuschlags spiegeln sich die Ausfälle bei 
den Steuern vom Einkommen wider; mit knapp 
2 Mrd DM gingen weit weniger ein, als im Herbst 
1973 vorauszusehen war. Kaum mehr als 1/1 Mrd 
DM erreichten die Einnahmen aus der Investition-
steuer nach der vorzeitigen Aufhebung kurz vor 
Jahresbeginn 1974. Bis dahin dürften allerdings seit 
Mitte Mai 1973 in einem Betrag von etwa 40 Mrd 
DM Aufträge für Ausrüstungsgüter vergeben und 
Anträge auf Genehmigung gewerblicher Bauten ge-
stellt worden sein. Somit war eigentlich mit einem 
Investitionsteueraufkommen von 41/• Mrd DM zu 
rechnen, das zum überwiegenden Teil 1974 in die 
öffentlichen Kassen hätte fließen müssen. Insgesamt 
kam davon - zusammen mit den Einnahmen des 
Jahres 1973 - nicht einmal ein Viertel auf. Dazu 
trug bei, daß sich die Finanzbehörden offenbar in 
sehr vielen Fällen zu einer weitherzigen Interpre-
tation des steuerlichen Gestaltungsprivilegs bereit-
fanden - etwa dann, wenn frühere Aufträge stor-
niert und später neu vergeben wurden. Dabei er-
wies sich die Investitionsteuer nicht allein als eine 
Maßnahme zur Eindämmung überbordender Investi-
tionsneigung, sondern auch als ein Prüfstein für Fin-
digkeit im Umgang mit dem Steuerrecht. 

Konjunkturelle Impulse: 
Nur bedingt konjunkturstDtzend 

212. Um die konjunkturellen Impulse abschätzen zu 
können, die 1974 von den Haushalten der Gebiets-
körperschaften ausgingen, bedarf es zunächst eines 
Vergleichs des tatsächlichen mit dem konjunktur-
neutra!en Haushaltsvolumen oder, die gleiche Sache 
anders betrachtet, des tatsächlichen mit dem kon-
junkturneutralen Finanzierungssaldo. 
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Wir halten ein Haushaltsvolumen für konjunktur-
neutral, wenn es, an den Ansprüchen gemessen, die 
der Staat mit seinen Ausgaben an das Produktions-
potential erhebt, keine Abweichungen der Ausla-
stung des gesamtwirtschaftlichen Produktionspoten-
tials von dem bewirkt, was mittelfristig als normal 
anzusehen ist. Dies ist dann der Fall, wenn der Staat 
für sich genommen die gesamtwirtschaftlichen An· 
gebotsmöglichkeiten mit seinen Ausgaben in einem 
Ausmaß in Anspruch nimmt, an das die Wirtschaft 
angepaßt ist oder an das sie durch veränderte Ein' 
nahmenregelungen angepaßt wird. Weicht der Staat 
von diesem Kurs ab, indem er etwa den Umfang 
seiner Ansprüche an das Produktionspotential er-
höht, ohne zugleich die Ansprüche der Privaten ent-
sprechend zurückzudrängen, so rechnen wir ihm 
in diesem Umfang konjunkturelle Impulse zu. zu-
gleich sind die strukturellen Wirkungen stabilitäts-
politisch zu würdigen, die der Staat durch seine 
Ausgaben und seine Einnahmenregelungen hervor-
ruft (Ziffern 400 ff.). 

213. Konjunkturneutral in diesem Sinne waren 
1974 Ausgaben in Höhe von 310 Mrd DM (Tabelle 19 
Zeile 8). In diesem Betrage ist berücksichtigt, daß 
sich die volkswirtschaftliche Steuerquote geändert 
hat (Tabelle 19 Zeile 7), und weiter, daß auch eine 
konjunktumeutrale Finanzpolitik einen Anstieg des 
gesamtwirtschaftlichen Preisniveaus, der nur unter 
Inkaufnahme unzumutbarer Beschäftigungsrisiken 
zu vermeiden gewesen wäre, in Rechnung zu stellen 
hat; für diese sogenannte konjunkturneutrale Erhö-
hung des Preisniveaus, gemessen am Preisindex des 
Bruttosozialprodukts, .haben wir für 1974 eine Rate 
von 5 vH angesetzt. Gegenüber den tatsächlichen 
Staatsausgaben des Vorjahres wäre demnach eine 
Ausweitung der öffentlichen Haushalte um etwa 
gut 9 vH konjunkturneutral gewesen. Tatsächlich 
stiegen die Ausgaben der Gebietskörperschaften um 
121/1 vH auf 319 Mrd DM. Die Differenz, dem Be-
trage nach sind es 91/• Mrd DM, steht für die kon-
junkturellen Impulse, die von den öffentlichen Haus-
halten 1974 ausgingen. 

214. Auch 1974 war die Offentlidlkeit beunruhigt 
darüber, daß sich die Defizite in den öffentlichen 
Haushalten erneut kräftig ausweiteten. Nach unse-
rer Rechnung erreichte der tatsächliche Finanzie-
rungssaldo 1974 einen Betrag von 291/1 Mrd DM; 
das sind 161/1 Mrd DM mehr als 1973. Auch dieses 
Defizit ist nur vor dem Hintergrund konjunktumeu-
traler Bezugsgrößen zu beurteilen. Denn nur dem 
Teil des Finanzierungssaldos ist konjunkturelle Be-
deutung beizumessen, der über den konjunkturneu-
tralen Wert hinausgeht. 

Zunächst ist davon auszugehen, daß die Kredit-
märkte darauf eingestellt sind, daß der Staat lau-
fend einen bestimmten Teil anlagebereiter Mittel 
durch seine Kreditaufnahme beansprucht. Für die-
sen Teil der konjunkturneutralen Kreditaufnahme 
haben wir für 1974 einen Betrag von 141/2 Mrd DM 
angesetzt (Tabelle 20 Zeile a). Dabei folgen wir der 
Vorstellung, daS ein mittelfristig konstanter. Anteil 
des Produktionspotentials durch kreditfinanzierte 
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Tabe II e 19 

Die Haushalte der Gebletskörpersdudten In konjunktureller Sidlt 1) 

Mrd DM 

1966 
1 

1967 
1 

1966 
1 1969 1 1970 

1 
1971 

1 
1972 \ 1973 1) 11974 ') 

(1) Produktionspotential in jeweiligen . 
Preisen') .... · .....•..........••.... : 509,7 533,1 560,2 601,5 687,1 111,3 863,6 955,6 

(2) Pr9duktionspotential bei .konjunktur-
neutraler" Erhöhung des Preisniveaus 
des Bruttosozialprodukts im jeweili-
gen Jahr') ........................ 509,1 538,2 562,6 601,6 664,0 745,8 837,8 938,6 

(3) Staatsausgaben bei gleidter Staats-
quote wie im Basisjahr 1966 ........ 145,8 153,9 160,9 172,1 189,9 213,3 239,6 268,4 

(4) Bruttosozialprodukt bei Normalaus-
lastung des Produktionspotentials 'I .. 496,1 523,9 547,6 585,5 646,2 725,9 815,4 913,5 

(5) Vollbesdtäftigungssteuereinnahmen 
bei gleicher Steuerquote wie im Ba-
sisjahr 1966 .•...........•....•.•... 114,0 120,3 125,8 134,5 148,4 166,7 187,3 209,8 

(6) Vollbeschäftigungssteuereinnahmen 
bei gleicher Steuerquote wie im je-
weiligen Jahr 7) .................... 114,0 121,5 123,7 140,9 145,0 164,1 192,4 220,6 

(6a) nachrichtlich: Einnahmen aus konjunk-
turpolitisthen Sondersteuern ........ + 2,3 + 3,6 -5,1 + 1,8 

(7) Mehreinnahmen aufgrund erhöhter 
Steuerquote (6) ./. (5) .............. + 1,2 -2,1 + 6,4 -3,4 - 2,7 + 5,1 +10,7 

(8) Konjunk.turneutrales Haushaltsvolu-
men (3) + (7) ······················ 145,8 155,l 158,8 178,4 186,5 210,6 244,7 279,1 

(9) Tatsächliche Staatsausgaben 9) ...... 145,8 155,3 158,8 174,3 196,3 226,8 253,2 283,6 
(10) Konjunktureller Impuls 'I (9) ./. (8) .. + 0,1 - 0,1 - 4,1 + 9,8 +16,l + 8,5 + 4,5 
(!Oa) nachrichtlich: KonjunktUreller Impuls 

unter Einrechnung der konjunk.turpo-
litisdten Sondersteuern (10) ./. (6a) .• + 0,1 -0,1 - 4,1 + 7,5 +12,5 +14,1 + 2,7 

(11) Ex post: Abweichungen der realisier-
ten Staatsquote von der konjunktur-
neutralen •0) ...................... + 1,4 + 0,6 - 5,8 + 3,3 + 7,2 + 0,9 -0,6 

(12) Veränderung des konjunkturneutralen 
Impulses gegenüber dem jeweiligen 
Vorjahr .......................... + 0,1 + 0,2 - 4,0 +13,9 + 6,3 - 7,7 - 3,9 

1) Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen,. Offa, Europiilsche Gemeinschaften, Länder und Gemeinden (Gv.). 
1) Schätzung nach Teilergebnissen. 
'I Eigene Schätzung. 
'I Produktionspotential in Preisen von 1962, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts. 

1055,6 

1 040,7 

297,6 

1 012,9 

232,7 

244,8 

+ 2,5 

+12,2 

309,8 
319,2 

+ 9,4 

+ 6,9 

+ 5,0 

+ 4,9 

6) Produktionspotential in Preisen von 1962, inflationiert mit dem Preisindex des Bruttosozialprodukts im jeweiligen Vorjahr und 
der ~konjunktumeutralen• Erhöhung des Preisniveaus im jeweiligen Jahr. 

') Zur Definition siebe Anhang V. 
1) Anstelle der in früheren Gutachten verwendeten tatslidilichen Steuereinnahmen (siehe dazu JG 73 Ziffer 213). Zur Sthltzung 

dieser Größe siehe Anhang V. 
81 Eigenftnanzierte Ausgaben. 
9) Expansiv: + 1 kontraktiv: -. 

10) Gleichbedeutend mit dem konjunkturellen ünpuls auf der Basis der tatsädllichen Preissteigel'UD.gen {siebe Anhang V), 
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noch Tabelle 19 

1 1966 1 1967 1 1968 1 1969 1 1970 1 1971 1 1912 J 1973 ') / 1974 'J 

Zum Vorjahresvergleich 
Steigerungsrate 

vH 

(a) der tatsächlichen Staatsausgaben (9) 
gegenüber dem jeweiligen Vorjahr + 4,8 + 6,5 + 2,3 + 9,8 +12,6 +15,5 +11,6 +12,0 +12,6 

(b) des konjunkturneutralen Haushaltsvo-
lumens (8) gegenüber den tatsächlichen 
Staatsausgaben im jeweiligen Vorjahr 
(9) ••••••••••••••.••••••••••••••••• - + 6,4 + 2,3 + 12,4 + 1,0 + 1,3 + 1,9 + 10,2 + 9,2 

Bestimmungsfaktoren von (b) 11) 
(c) Wachstumsrate des Produktionspoten-

tials in Preisen von 1962 ........... . 
(d) .Konjunkturneutrale" Erhöhung des 

Preisniveaus des Bruttosozialprodukts . 

+ 3.5 + 3,3 + 4,8 + 5,6 + 4,9 + 4,9 + 4.5 + 3,1 

+ 2,0 + 2,0 + 2,5 + 3,5 + 3,5 + 3,0 + 4,0 +.5,0 
(e) Veränderung des Ausgabenspiel-

raums durch Abweichung der Steuer-
quote (13) von der des jeweiligen Vor-
jahres .................. · · · · · · · · · · · · - + 0,8 - 2,2 + 5,4 - 6,0 + 0,6 + 3,5 + 2,0 + 0,1 

(f) Basiskorrektur: Veränderung des Aus-
gabenspielraums durdJ. Abweichung 
der realisierten Staatsquote (1'1) von 
der konjunkturneutralen (14} im je-
weiligen Vorjahr 12) •••••••••••••••• - - 0,9 - 0,4 + 3,4 - 1,6 - 3,3 - 0,4 + 0,2 

(13) Volkswirtschaftliche Steuerquote: 
.J§L 100 23,0 23,2 22,6 24,1 22,4 22,6 23,6 24,2 24,2 (4) . 

(14) Konjunkturneutrale Staatsquote: 
(8) 

100 28,6 28,8 28,2 (2) 29,1 28,1 28,2 29,2 29,1 29,8 

(15) Beanspruchte Staatsquote: ~ 100 28,6 28,8 28,2 29,0 29,6 30,4 30,2 30,2 30,1 (2) 
(16) Konjunktureller Impuls, bezogen auf 

das Produktionspotential in (2) 
(15) ./. (14) + 0,0 + 0,0 - 0,1 + 1,5 + 2,2 + 1,0 + 0,5 + 0,9 

(17) Realisierte Staatsquote: (9) m· 100 28,6 29,1 28,3 28,1 28,6 29,2 29,3 29,1 30,2 

") (b) ergibt sieb als Zusammenfassung der Komponenten (c) bis (f). Wegen der überwiegend multiplikativen Verknüpfung der 
Komponenten ist (b) nicht genau gleidi der Summe aus (c) bis (f} (siehe hierzu Anhang V). 

1~ Dies entspricht den Komponenten (f) und [g} in Tabelle 18 des JG '11, die aus VereinfacbungsQ'ründen zusammengefaßt wor-
den sind. 

Staatsausgaben konjunkturneutral in Anspruch ge-
nommen werden kann (potentialorientierte Kredit-
ati.fnahme). 1) Schränken darüber hinaus die· Priva-

1) In früheren Gutachten hatten wir bei dieser Kompo-
nente des Finanzierungssaldos weiter unterschieden 
zwischen der sogenannten konjunkturneutralen län-
gerfristigen Kreditaufnahme Und einem Beitrag zur 
Deckung auslastungs- und inflationsbedingter Schwan-
kungen dieser Komponente. Diese Unterscheidung, mit 
der eine konjunkturneutrale Fristenstruktur der 
Staatsverschuldung aufgezeigt werden sollte, -geben 
wir, was die Darstellung des konjunkturneutralen 
Finanzierungssaldos anlangt, auf. Nach wie vor halten 
wir jedoch daran fest, daß auslastungs- und infla-
tionsbedingte Einnahmenschwankungen in der Regel 
durch eine entsprechend schwankende kurzfristige 
Staatsverschuldung auszugleichen wäre. 
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ten, etwa in einem konjunkturellen AbschWung, ihre 
Ausgaben ein und zahlen deshalb weniger Steuern, 
dann gehen von einer zusätzlichen Kreditaufna.hme 
des Staates, die nur an die Stelle konjunkturell be-
dingter Einnahmenausfälle tritt, ebenfalls keine kon-
traktiven Impulse aus (Ziffer 413). Im Jahre 1974 
hatten die .Gebietskörperschaften derartige Einnah-
menausfälle in Höhe von 71/2 Mrd DM durch Kredite 
auszugleichen (Tabelle 20 Zeile b). Umgekehrt ver-
mindert sich die konjunkturneutrale Kreditauf-
nahme um jene Steuermehreinnahmen, die den Ge-
bietskörperschaften inflationsbedingt zufließen, so-
weit der Anstieg des Preisniveaus über das kon· 
junkturneutrale Maß hinausgeht. Diesen Teil der 
inflationsbedingten Steuermehreinnahmen veran-
schlagen wir für 1974 auf 31/2 Mrd DM (Tabelle 20 
Zeile c). Einschließlich eines Korrekturpostens, der 
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dem Ausgleich von auslastungs- und inflationsbe-
dingten Schwankungen der sonstigen Einnahmen 
dient (Tabelle 20 Zeile d), konnte der Staat also 
1974 Ausgaben in Höhe von 20 Mrd DM durch Kre-
dite finanzieren, ohne daß damit konjunkturelle Im-
pulse verbunden waren. Diese Summe entspricht 
dem in Tabelle 20 Zeile a)-d) ausgewiesenen kon-
junktumeutralen Finanzierungssaldo; vom tatsäch-
lichen Defizit in den Haushalten der Gebietskörper-
schaften weicht er um 91/2 Mrd DM ab. Diese Dif· 
ferenz gibt somit den konjunkturell bedeutsamen 
Teil der staatlichen Kreditaufnahme an. Sie stimmt 
überein mit dem Unterschied zwischen tatsächli· 
ehern und konjunktumeutralem Haushaltsvolumen, 
wie er in Tabelle 19 hergeleitet ist (Zeile 10: Kon-
junktureller Impuls). 

215. Bei der Ermittlung der konjunkturellen Im· -
pulse der Haushalte der Gebietskörperschaften ist 
zu fragen, ob die konjunkturpolitischen Sondersteu· 
ern dauerhaften Steuererhöhungen vergleichbar 
sind, also dem Staat Raum für zusätzliche Ansprüche 
an das Produktionspotential schaffen. Dies kann, 
was die Investitionsteuer anlangt, nicht der Fall 
sein, da sie Ende 1973 aufgehoben wurde und so-
mit den Unternehmen keinen Anlaß mehr gab, In-
vestitionsvorhaben zu vertagen (JG 73 Ziffer 214). 
Dem Stabilitätszuschlag dürften sich die Privaten 
- anders als bei einer dauerhaften Erhöhung der 
Einkommensteuer - größtenteils weniger mit ihren 
Ausgaben, als vielmehr mit ihren Ersparnissen an· 
gepaßt haben (Ziffer 419). Dem Betrage nach geht 
es dabei um 2 Mrd DM. Je nach dem, inwieweit man 

Tabelle 20 

Flnanzieningssaldo und konjunktureller Impuls der öffenillchen Haushalte 
MrdDM 

1966 
1 

1961 
1 

1968 
1 

1969 
1 

1910 
1 

1911 
1 

1912 
1 

1913 
1 

1914 

!. Konjunkturneutrale Komponenten des 
Finanzierungssaldos 
(a) Potentialorientierte Kredit-

aufnahme 1) ······················· -1,2 - 1,1 -8,0 -8,5 -9,4 -10,6 -11,9 -13,3 -14,7 
{b) Auslastungsbedingte Steuermehrein-

nahmen bzw. -mindereinnahmen i) „ -1,2 5,6 -1,2 +3,3 +3,7 + 1,2 1,4 + 0,1 7,7 
(c) Inflationsbedingte Steuermebrein-

nahmen 3) ••••••••••••••••••••••••• 1,0 -0,5 +1,4 +5,2 + 7,0 + 5,9 + 4,0 + 3,4 
(d) Änderungen im Deckungsbeitrag der 

nSonstigen Einnahmen"') .......... + 0,6 +1,9 +2,2 +2,0 + 2,9 + 1,2 + 0,6 1,0 

1. (a) bis (d) Konjunkturneutraler Finan-
zierungssaldo s) ······················ -8,5 -13,6 -1,1 -1,6 +1,5 + 0,5 - 6,1 - 8,5 -20,I 
( = Finanzierungssaldo des konjunktur-
neutralen Haushalts) 

II. Tatsächlicher Finanzierungssaldo -8,5 -13,1 -7,8 +2,5 -8,3 -15,6 -14,6 -13,0 -29,5 

]. ;/. lL Konjunktureller Impuls der öffent-
liehen Haushalte ..................... + 0,1 -0,I -4,1 + 9,8 +16,l + 8,5 + 4,5 + 9,4 
(expansiv:+; kontraktiv:-) 

') Erredmet aus dem Finanzierungssaldo des BasiSjahres, abzüglich auslastungsbedingter Steuermindereinnahmen 1966, und mit 
dem Anstieg des Produktionspotentials zu konjunktumeutralen Preisen fortgeschrieben. Die Größe (a) stellt eine Zusammen-
fassung der in Tabelle 23 des JG 73 ausgewiesenen konjunkturneutralen längerfristigen Kreditaufnahnie und der Änderungen 
im De<kungsbeitrag dieser Komponente dar. Methodische Erläuterungen siehe Anhang V. 

!J Errechnet als der Teil der (konjunktumeutralen) Steuereinnahmen, der - bei einer gegenüber dem Basisjahr 1966 unveränder-
ten volkswirtschaftlichen Steuerquote - einer Abweichung der Jeweiligen AuslastunlJ des Produktionspotentials vom mittleren 
Auslastungsgrad (971/t vH) zuzurechnen ist. Nicht enthalten Mehr· oder Mindereinnahmen aufgrund einer auslastungsbeding-
ten Veränderung der Steuerquote. 

1J Errechnet als der Teil der (konjunkturneutralen) Steuereinnahmen, der - bei einer gegenüber dem Basisjahr 1966 unveränder-
ten volkswirtschaftlichen Steuerquote - einem Anstieg des Preisniveaus zuzuredmen ist, insoweit dieser über die .konjunktur-
neutra1e• Steigerungsrate hinausgeht (bzw. hinter ihr zurückbleibt). Nidlt enthalten Mehreinnahmen aufgrund einer inflations· 
bedingten Erhöhung der Steuerquote. 

!II) Erredinet als Abweichung der tatsächlidlen nSonstigen Einnahmen• und dem Betrag, der zur Dedc.ung eines gegenüber dem 
Basisjahr 1966 unveränderten· Anteils der konjunkturneutralen Staatsausgaben erforderlidl gewesen wäre. 

&) Abweidiung in der Summe durdl Runden der Zahlen. 
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diese Steuereinnahmen ähnlich beurteilt wie dau-
erhaft erhobene Steuern oder nicht, sind die expan-
siven Impulse der öffentlichen Haushalte um bis zu 
2 Mrd DM niedriger zu veranschlagen. 

216. Mit ihren Haushalten haben die Gebeitskör-
perschaften 1974 also in einem Ausmaß expansiv ge-
wirkt, für das ein Betrag von bis zu 91/1 Mrd DM 
steht. Auf den ersten Blick erscheint dieses Verhal-
ten angesichts des Beschäftigungsrückgangs als 
konjunkturgerecht. 

Als Bund, Länder und Gemeinden ihre Haushalte 
planten, mußten die vorgesehenen Ausgaben jedoch 
als Gefährdung des Stabilisierungsziels gelten. Von 
ihren inflatorisch angelegten Ausgabenvorhaben 
ließen die Gebietskörperschaften auch nicht ab, als 
deutlich wurde, daß die Geldpolitik die Zufuhr 
von Zentr"albankgeld weiterhin knapp halten würd~. 
Expansive Ausgabenpläne durchsetzen, hieß aber 
unter Umständen zu der ohnehin beklagten zu 
starken Abschwächung der privaten Investitionen 
beitragen. Sollten keine Abstriche vom Stabilisie-
rungsziel gemacht werden, das sich die Geldpolitik 
gesetzt hatte, mußte die monetäre Restriktion die 
Privaten um so härter treffen, je weniger sich die 
Gebietskörperschaften zu einer Revision von Aus-
gabenplänen beteiligten. Da sie sich zur Finanzie-
rung expansiver Ausgaben über ihre konjunkturneu-
trale Kreditaufnahme hinaus verschuldeten, wurden 
für Unternehmen und private Haushalte Finanzie-
rungsmittel noch knapper, so daß diese noch mehr 
Ausgaben, namentlich für Investitionen, vertagen 
oder aufgeben mußten. 

217. Von den in der Anlage im ganzen expansiven 
Haushalten der Gebietskörperschaften gingen 1974 
angesichts der monetären Restriktion auch kontrak-
tive Wirkungen auf die Beschäftigung und expan-
sive Effekte auf das Preisniveau aus, und zwar we-
gen des Tarifabschlusses im öffentlichen Dienst, der 
die Personalausgaben besonders stark steigen ließ 
und die öffentlichen Investitionen erneut ins zweite 
Glied drängte. Soweit nämlich der Staat als Arbeit-
geber bei den Tarifverhandlungen stabilitätswidri· 
gen Lohnansprüchen nachgab, hat er mit dazu beige-
tragen, daß sich das Kostenniveau auch in den übri-
gen llereichen kräftig erhöhte; denn den Arbeitneh-
mern in der privaten Wirtschaft konnte nicht mehr 
verwehrt werden, was der Staat seinen Bediensteten 
als erster gewährt hatte. Die erhebliche Verteuerung 
der Arbeitsleistung brauchte die Staatsbediensteten 
nicht zu beunruhigen; vor Beschäftigungsrisiken 
sind sie weitgehend ges!i>ützt. Da die. Gel.;lversor-
gung weiterhin knapp blieb, mußte diese Ver-
teuerung allerdings das Arbeitsplatzrisiko für die 
Beschäftigten im privaten Bereich vergrößern. 

218. Konjunkturgerecht hingegen war. jene Be-
reiche mit gezielten Hilfen zu unterstützen, die, wie 
vor allem die Bauwirtschaft, von der restriktiven 
Geldpolitik am härtesten betroffen waren. Für diese 
Zwecke gaben Bund, Länder und Gemeinden knapp 
2 Mrd DM aus. Diese Maßnahmen hielten. die Geld· 
politik von Bedenken frei; den eingeschlagenen Weg 
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weiterzugehen. Schließt man die Wirkungskette al· 
Jerdings kurz, so traten die Gebietskörperschaften 
mit ihren Sonderprogrammen zum Tell nur dem 
Beschäftigungsrückgang entgegen, den sie durch 
Ausgaben Anfang des Jahres mitverursacht hatten. 

VIII. Mlltelfrlstlge Aspekte 
des Stablllslerungsprozeeses 

219. Die Wirtschaftspolitik konnte, indem sie die 
Finanzierungsspielräume eng hielt und damit die ge-
samtwirtschaftli<he Ausgabenexpansion begrenzte, 
zwar die Voraussetzungen für mehr Preisstabilität 
schaffen; sie konnte jedoch nicht gewährleisten, daß 
sich dies sofort und allein in einer Abnahme der In-
flationsraten niederschlug. Daß sich viele noch ge-
gen ein stabilitätsgerechtes Verhalten wehrten, 
mußte mit einer Unterauslastung des Produktions-
potentials bezahlt werden. Je länger und je mehr 
die Anpassungslast vor allem auf die Gewinne der 
Unternehmen und damit auf deren Investitionsnei-
gung drückt, desto größer werden die Risiken, daß 
es außer zur Arbeitslosigkeit auch zu Wachtumsein-
bußen kommt. Wird zudem die Anpassungslast we-
gen der unterschiedlichen Reagibilität der Nachfrage 
ungleichmäßig auf die verschiedenen Branchen ver-
teilt und differenziert sich in der Folge deren Inve· 
stitionsneigung, dann ändert sich auch die künftige 
Wirtschaftsstruktur. Möglicherweise werden dabei 
Verzerrungen in der Wirtschaftsstruktur beseitigt 
und dadurch die Wachstumseinbußen gemindert; es 
kann aber auch zu Uberreaktionen der Unternehmen 
und dadurch zu zusätzlichen Wachstumseinbußen 
kommen. Zu dem Konflikt mit dem Ziel der Vollbe-
schäftigung tritt dann der Konflikt mit dem Wa<hs-
tumsziel. So zeigt sich, wie ein fortgesetztes infla· 
torisches Tun schließlich Beschäftigung und Wachs-
tum beeinflußt. 

Verlangsamtes Potentlalwachltum 

220. Für das Wachstum des Produktionspotentials 
ist, neben anderen Faktoren, vor allem der Umfang 
der Investitionen bestimmend. Soweit diese ni<ht 
dem Ers~tz von ausscheidenden Anlagen dienen, 
vergrößern sie die Ausstattung der Volkswirtschaft 
mit Sachkapital und ermöglichen so, künftig mehr 
Güter zu erstellen. Auf kurze Sicht sind dabei in 
erster Li.nie die Anlag!!investitionen der Unterneh-
men bedeutsam. 

221. Die Nettozugänge zum Kapitalstod< der Unter-
nehmen sind seit 1971 zurückgegangen (Sdlaubild 
31). Dies war zunächst nidlt verwunderlidl; nadl 
dem Investitionsboom der Jahre 1969 und 1970 war 
eine Normalisierung zu erwarten. Ungewöhnlich 
war jedodl, daß der Rückgang im Aufsdlwungsjahr 
1973 anhielt; damals wurde, um die Inflation nidlt 
nodl weiter anzuheizen, der aufkeimende Investi-
tionsboom von der Wirtsdlaftspolitik frühzeitig ge-
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kappt. Im Jahre 1914 sank die Investitionstätigkeit; 
über den Ersatz von aussdleidenden Anlagen hin-

aus dürften die Unternehmen ein Sedlstel weniger 
an Ausrüstungen und Bauten in Betrieb genommen 
haben als im Vorjahr. Gemessen am Produktions-
potential wandte die Volkswirtsdlaft nur 81/1 vH 
ihrer Ressourcen für die Erweiterung des Kapital-
stocks auf, ebenso wenig wie im Rezessionsjahr 
1961. 
Der Kapitalstock, der im Durdlscbnitt der letzten 
12 Jahre um 6 vH gewadlsen ist, war somit 1974 
nur nodl um 5 vH höher als im Vorjahr. Da die In-
vestitionen dieses Jahres zum Teil erst 1915 kapa-
zitätswirksam werden und da anders als 1967 eine 
Belebung der Investitionsneigung nodl nidlt in Sidlt 

ist, dürfte sidl das Wadlstum des Kapitalstodes 
1914 auf 41/1 vH verlangsamen. 

222. Außer dem quantitativen Wadlstum des Ka-
pitalstocks entscheiden über die möglidle Produk-
tion von Gütern und DiensUeistungen nodl eine 
Reihe anderer Faktoren, die nur dem Grade nadl zu 
beeinflussen sind, so die Zusainmensetzung des 
Kapitalstocks, der tedlnisdle Fortsdlritt, die Infra-
struktur, die Verfügbarkeit von Energie und Roh-
stoffen, vor allem aber Anzahl, Ausbildung und 
Mobilltät der vorhandenen Arbeitskräfte. Der Ein-
fluß dieser Faktoren sdllägt sidl in der Entwicklung 
der sogenannten potentiellen Kapitalproduktivität 
nieder. die darüber Auskunft gibt, weldle Produk-
tion mit dem vorhandenen Kapitalstock möglidl ist. 
Bei knappem Arbeitskräfteangebot führt ein zusätz-
Jidler Kapitaleinsatz nur insoweit zu neuen Produk-
tionskapazitäten, wie die reidllidlere Ausstattung 
mit Kapital den Arbeitseinsatz ergiebiger madlt. 
Nimmt die Ergiebigkeit der Arbeit weniger zu ala 
die Kapitalausstattung je Arbeitskraft, so bleibt die 
Zunahme der möglidlen Produktion hinter der Zu-
nahme des Kapitalstodes zurück, die Kapitalproduk-
tivität sinkt also. Dies ist seit 1960 der Fall. Aller-
dings läßt sidl die Entwicklung der potentiellen 
Kapitalproduktivität emplrisdl nidlt beobadlten, 
sondern nur als Trend aus den tatsätblidlen Wer-
ten der Kapitalproduktivität, die von Zufalls· und 
Auslastungssdlwankungen verzerrt sind, beredlnen 
(Anhang V). Die Abnahmerate dieses Trends betrug 
von 1960 bis 1968 rund 2 vH jährlidl. Danadl ver-
ringerte sidl die Kapitalproduktivität weniger stark. 
Denn mit dem Zustrom von ausländisdlen Arbeit-
nehmern minderte sidl der Zwang zu kapitalintensi-
ver Produktion. Außerdem wurde ein produktiverer 
Einsatz der Arbeitskräfte möglidl, da die Ausländer 
vorzugsweise an Orte mit hoher Produktivität ge-
langten und somit fehlende Mobilität der Inländer 
ausglidlen. Gegenwärtig dürfte die potentielle Kapi-
talproduktivität jährlidl um 1 vH bis 11/1 vH ab-
nehmen. Damit ergibt sidl für das Jahr 1914 bei 
einer Zunahme des Kapitalstocks von 5 vH ein 
Potentialwadlstum von 31/• vH. Im nädlsten Jahr 
dürfte es sidl weiter auf 3 vH absdlwädlen und be-
reits wesentlidl unter dem Durdlscbnitt von 41/• vH 
in den Jahren 1962 bis 1913 Hegen. Soll sldl das 
Wadlstum danadl nidlt nodl weiter verlangsamen, 
so müssen, bei gleidlbleibender Abnahme der Kapi-
talproduktivität. die Nettozugänge zum Kapitalstodt 
mittelfristig um 41/1 vH, die Bruttoinvestitionen so-
gar um 51/1 vH zunehmen. 

Je mehr im übrigen Verknappung von Energie und 
umweltsdlonende Produktion zusätzlidle Ressour-
cen binden und damit zum Sinken der Kapitalpro-
duktivität beitragen, um so dringender sind die 
Wadlstumsdlancen auf den tedmisdlen Fortsdlritt 
und die Mobilität der Produktionsfaktoren oder auf 
nodl größere Zugänge zum Kapitalstock angewie-
sen. 

223. Bleibt das Potentialwadlstum so niedrig oder 
sdlwädlt es sidl nodl weiter ab, so muß das, was 
künftig von Jahr zu Jahr an Einkommen zusjitzlich 
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verteilt werden kann, niedriger als bisher veran-
schlagt werden. Dies zeigt sich zwar nicht s!Don im 
nächsten Jahr, da wegen der Unterauslastung der 
Kapazitäten zunächst noch eine über das Potential-
wachstum hinausgehende Zunahme der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion und der Realeinkommen 
möglich ist; auf mittlere Sicht ist es jedoch unaus-
weichlich. 

Uberdies wäre nicht sicher, daß für das Arbeits-
kräftepotential, das sich durch das Eintreten gebur-
tenstarker Jahrgänge in das Berufsleben vergrößern 
wird, genügend Arbeitsplätze verfügbar sein wer-
den, zumal wenn die Unternehmen bei anhaltendem 
Lohnkostendruck verstärkt mit der Absicht inve-
stieren, Arbeitskräfte einzusparen. 

224- Die beginnende Rückgewinnung der Stabilität 
bringt jedoch schon Vorteile für das künftige Wirt-
schaftswachstum. Die Unternehmen, deren Rentabi-
lität bislang wegen der fortschreitenden Inflation 
noch gesichert schien, werden veranlaßt, verstärkt 
Produktivitätsreserven aufzuspüren und ihre Inve-
stitionen dorthin zu verlagern, wo eine produkti-
vere Nutzung der volkswirtschaftlichen Ressourcen 
möglich ist. Bei wirksamer außenwirtschaftlicher Ab-
sicherung könnte zudem ein Teil jener Investitio-
nen der inländischen Güterversorgung dienen, der 
früher in der Exportindustrie vorgenommen wurde, 
um die während der Unterbewertung der D-Mark 
entstandenen Wettbewerbsvorteile zu nutzen. Da-
mit der notwendige Strukturwandel in Gang kommt 
und die Unternehmen die Investitionsstruktur auf 
die künftigen Produktionsmöglichkeiten einstellen, 
mag die Investitionspause, zu der die Restriktions-
politik zwang, sogar hilfreich sein. 

225.· Fraglich ist allerdings, ob die gegenwärtige 
Nachfrage den Investoren schon die Daten für eine 
zukunftsgerechte Investitionsstruktur setzt. Da die 
monetäre Restriktion die Auslandsnachfrage nicht 
wie die Binnennachfrage dämpfen konnte, mußte sie 
hinnehmen, daß viele Unternehmen dem Druck auf 
den Inlandsmärkten durch zusätzliche Exportanstren-
gungen auszuweichen suchten (Ziffern 91 ff.). Man 
kann aber wohl darauf setzen, daß die Unternehmen 
die unterschiedliche Ertragslage auf. den Inlands-
und Auslandsmärkten nicht überall als dauerhaft 
ansehen und daß sie dies bei ihren Investitionsent-
scheidungen berücksichtigen. 

Viele der Strukturschwächen 4lllserer Volkswirt-
schaft hat die Stabilisierungspolitik dagegen offen-
kundig gemacht und die betreffenden Unternehmen 
unter Anpassungszwang gesetzt. Andererseits sind 
nicht alle Unternehmen, die auf der Schattenseite 
der Konjunktur stehen, auch auf Dauer unrentabel, 
so wenn die vorübergehende Anpassungslast der 
Stabilisierungspolitik auf wenige Bereiche fällt, die 
sich, wie etwa die Hersteller von investitionsgütern 
und langlebigen Verbrauchsgütern, einer besonders 
konjunkturreagiblen Nachfrage gegenübersehen. 
Vor allem für die Branchen, in denen sich die kon-
junkturellen Einflüsse mit Strukturschwächen bün-
deln: wird .vielfach befürchtet, daß die.Unternehmen 
ihre Kapazitäten zu stark abbauen, weil sie die An-

102 

passungslasten nicht tragen können oder ihre mit-
ielfristigen Absatzmöglichkeiten zu pessimistis<h 
einschätzen. Solche Sorgen wurden 1914 in der Auto-
mobilindustrie und in der Bauwirtschaft laut. 

Beachlftlgungeelnbruch In der Automoblllndualrle 

226. Anhaltender Auftragsmangel, gedrosselte Pro-
duktion, Kurzarbeit und Arbeitskräfteentlassungen 
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bestimmen im Herbst 1974 die Lage der Automobil-
industrie. Von Januar bis September 1974 sind im 
Durchschnitt 21 vH weniger Personenkraftwagen 
neu zugelassen worden als ein Jahr zuvor. Stärker 
noch als die Nachfrage nach Personenkraftwagen 
blieb die Nachfrage nach Nutzfahrzeugen hinter dem 
vorjährigen Umfang zurück. Die Anzahl der Neu-
zulassungen von Lastkraftwagen lag bis zum Herbst 
um mehr als 27 vH unter dem vergleichbaren Vor-
jahresstand (Sdlaubild 32). Auf den Auslandsmärk-
ten, die traditionell mehr als die Hälfte der Pro-
duktion aufnehmen, fielen die Auftragseinbußen mit 
29 vH sogar noch stärker aus .. Um zu verhindern, 
daß die Bestände unverkaufter Kraftfahrzeuge wei-
ter zunahmen, wurde die Fertigung, die zunächst 
dem Nachfragerückgang nur zögernd gefolgt war, 
mehr und mehr zurückgenommen. In den ersten 
neun Monaten 1974 wurden nur noch 2,23 Mio Per-
sonenkraftwagen hergestellt, 22 vH weniger als ein 
Jahr zuvor. 

Die hohen Lagerbestände veranlaßten die Unterneh-
men, die Produktionszeiten zu kürzen. Mitte Sep-
tember 1974 waren nahezu 20 vH d<lr im Fahrzeug-
bau Beschäftigten von Kurzarbeit betrofien. In den-
jenigen Unternehmen, die besonders starke Absatz-
einbußen hatten hinnehmen müssen, wurden Ar-
beitskräfte entlassen. Einige Automobilhersteller 
boten ihren Beschäftigten Abfindungen an, um sie 
zu bewegen, freiwillig ihren Arbeitsplatz aufzuge-
ben. 

227. · Schon in früheren Konjunkturzyklen war die 
Automobilnachfrage den Schwankungen der Ge-
samtnachfrage gefolgt. Nach einer fünfzehn Jahre 
dauernden Phase, in der die Zuwachsraten um einen 
zunädlst sehr steilen Trend sdlwankten, fielen die 
Kraftfahrzeugzulassungen in den Jahren 1966 und 
1967 erstmals weit unter den Stand der vorausge-
gangenen Jahre. Die unsicheren Einkommenserwar-
tungen hielten private wie gewerblidle Nachfrager 
davon ab, Neuanschaffungen vorzunehmen; Ersatz-
käufe wurden weitgehend zurückgestellt. Mit dem 
konjunkturellen Aufschwung im Jahre 1968 besser-
ten sich die Absatzchancen im Fahrzeugbau. Nach-
dem der Nadlholbedarf aus den Rezessionsjahren 
die Unternehmen in die Lage versetzt hatte, die Um-
satzausfälle wieder wettzumachen, setzte sich der 
trendmäßige Anstieg der Automobilproduktion bis 
zur Mitte des Jahres 1971 weiter fort. Auch 1971 
schiug sich die Abkühlung des Konjunkturklimas 
im Rückgang der Kraftfahrzeugzulassungen nieder. 
Die Absatzeinbußen erreichten jedoch nicht das Aus-
maß der Jahre 1966 und 1967. Die Zahl zurückge-
stellter Automobilkäufe blieb gering. Eine Ände-
rung des Trends machte sich bemerkbar. 

228. Ab April 1973, noch bevor eine Abkühlung 
des konjunkturellen Klimas zu erkennen war, gin-
gen die Kraftfahrzeugzulassungen zurück, nachdem 
die Anki;.ndigungen eilliger Automobilunternehmen, 
ihre Preise zu erhöhen. die Nachfrager in den ersten 
Monaten des Jahres dazu veranlaßt hatten, ge-
plante Bestellungen vorzuziehen. Mit der Olkrise 
verstärkte sich der Rückgang der Automobilnach-

frage zusätzlidl. Die Unternehmen, die zunädlst 
nodl auf Vorrat produziert hatten, gingen nun dazu 
über, die Fertigung zu drosseln und Kurzarbeit an-
zumelden. Anders als erhofft, belebte sid:t die Nadl-
frage im Frühjahr 1974 nur sdlwadl. Neben den Ab-
satzeinbußen trugen der starke Anstieg der Mate-
rialkosten und die hohen Lohnzugeständnisse zu 
einer weiteren Versdlled:tterung der Ertragslage bei. 
Die meisten Automobilproduzenten setzten trotz 
rückläufiger Nad:tfrage audl 1974 ihre Preise weiter 
herauf. Ini Herbst waren die Erzeugerpreise für 
Kraftfahrzeuge im Inland um 11 vH höher als ein 
Jahr zuvor. Dies und die stetig steigenden Kosten 
für Wartung und Reparatur dämpften die Neigung 
der Nadlfrager, neue Fahrzeuge zu kaufen. 
Auf den ausländischen Märkten verringerten. insbe-
sondere höhere Treibstoffkosten die Absatzdlancen. 
In einigen westeuropäischen Ländern wurden diese 
durd:t versdlärfte Einfuhrbestimmungen zusätzlich 
ersdlwert. 

229. Wenngleich man damit rechnen kann, daß im 
Zuge einer allgemeinen Konjunkturbelebung audt 
die Kraftfahrzeugzulassungen wieder ansteigen wer-
den, ist doch zu erwarten, daß der Nadlfragetrend 
künftig fladter als in der Vergangenhe,it sein wird. 
Der langsamere Kapazitätsausbau, der schon im 
Jahre 1971 einsetzte, deutet an, daß sich die Auto-
mobilproduzenten bereits seit längerem darauf ein-
gestellt haben, zumal die erreidtte Kraftfahrzeng-
dichte Sättigungsgrenzen voraussehe" läßt (Schau-
bild 32). 
In welchem Umfang die Automobilindustrie in Zu-
kunft die inländisdten Produktionsfaktoren bean-
spruchen wird, Ist allerdings auch bei gegebener 
Nachfrage noch nicht ausgemadtt. Der anhaltende 
Lohnanstieg läßt es teilweise für die Unternehmen 
ratsam erscheinen, Produktionsstätten im Ausland 
zu errichten. 

Bauwirtschaft unter Anpaaaungazwang 

230. Die Bauwirtschaft klagt seit dem Frühjahr 1973 
über zunehmenden Auftragsmangel, der sie dazu 
gezwungen hat, die Produktion immer mehr zu dros-
seln. Die Unternehmen des Bauhauptgewerbes ha-
ben ihren Personalbestand bis zum Sommer 1974 
um ein Achtel eingesdlränkt und ihre Bestellungen 
an Baumasdlinen um nahezu die Hälfte reduziert. 
Dies weckt mandterorts die Sorge, daß sie nicht nur 
jene Kapazitäten aufgegeben hat, die allein der über-
sdläumende Wohnungsbauboom der vergangenen 
Jahre auslasten konnte, sondern daß sie wegen 
eines konjunkturbedingten und damit vorüberge-
henden Nachfragemangels mit dem Kapazitätsabbau 
noch weiter gehen. Ist dem so, dann könnte sidt die 
Wirtschaftspolitik veranlaßt sehen, die Nachfrage 
zu stützen, um die Arbeitslosigkeit in diesem Be-
reich zu mildem und um Produktionsanlagen zu er-
halten, die später bei anziehender Nadtfrage unter 
Wachstumsverzid:tt und inflatorisd:ten Spannungen 
erst wieder aufgebaut werden müßten. Haben dage· 
gen die Unternehmen ihre Kapazitäten nodl nidtt 
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voll an das künftige Nachfrageniveau angepaßt, so 
würden staatliche Maßnahmen einen notwendigen 
Strukturwandel nur vertagen, dabei aber möglicher-
weise den Zwang zu Kostensenkungen mindern und 
die Verlagerung von Ressourcen in produktivere 
Bereiche behindern. Um die Zukunftsaussichten der 
Bauwirtschaft abschätzen zu können, bedarf es einer 
Besinnung auf jene Einflüsse, welche die Bauwirt-
schaft in ihre heutige Lage brachten. 

231. Am gesamten Bauvolumen ist der Wohnungs-
bau mit rund 40 vH beteiligt; fast 30 vH entfallen 
auf gewerbliche Bauten, und ein knappes Drittel 
beanspruchen öffentliche Auftraggeber. In den letz-
ten 15 Jahren haben sich diese Gewichte nur vor-
übergehend verschoben. Die Bauleistungen insge-
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samt sind unter starken Schwankungen um durch-
schnittlich 3 '/• vH je Jahr gestiegen (Schaubild 33). 
Diese Schwankungen lassen sich keineswegs nur 
dem privaten Sektor zurechnen, auch die öffentliche 
Nachfrage hat in diesem Zeitraum nicht immer ver-
stetigend gewirkt. So war vor allem sie für die 
überhitzte Baukonjunktur der Jahre 1964 und 1965 
maßgebend. Daß sich das Bauklima danach so stark 
abkühlte und in der Rezession 1961 so viele Kapa-
zitäten ungenutzt blieben, teilweise sogar abgebaut 
wurden, war der Zurückhaltung aller Auftraggeber 
zuzuschreiben. Der nachfolgende rasche Aufschwung 
wurde von der öffentlichen und gewerblichen Nach-
frage eingeleitet. Nachdem beide die Baukapazitäten 
schon stark ausgelastet hatten und sich wieder ab-
zuschwächen begannen, kam es von 1970 an zu 
einem anhaltenden Nachfrageboom im Wohnungs-
bau. 

232. Das Anziehen der Wohnungsbaunachfrage 
brauchte zunächst nicht zu überraschen. Mit der Ex-
pansion der Masseneinkommen, die nach der Rezes-

Schaubild 34 
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Tabelle 26 

Daten zur gesamtwtrtsdlafUldlen Entwtddung 
fllr das Jahr 1975 

Veränderung gegtmüber 1974 in vH 1) 

Bedingte Prognosen 

II III 

Entstehung des Sozial-
produkts 
Arbeitsvolumen ') .... . 
Produktivität ........ . 

Bruttoinlandsprodukt 
in Preisen vOn 1962 . 

Verwendung des Sozial-
produkts in Preisen 
von 1962 

Privater Verbrauch ... 
Staatsverbrauch 
Bruttoanlage-

investitionen ...... . 
Ausrüstungen ..... . 
Bauten ............ . 

Ausfuhr ............. . 
Einfuhr ............. . 

Bruttosozialprodukt ... 1 

2'1• 
+ 4 

+2 

+ 3 
+2 

2 
± 0 

31/1 

+ 4 
+s 

+ 2 

2 21/1 
+ 4 + 4 

+ 21/1 + 11/1 

+ 3 + 21/1 

+ 2 + 2 

+ 2 2 
+ 3 .,, 
+ 1 31/1 

+ 3 + 4 
+ 51/t + 41/1 

+ 21/1 + 111. 

Privater Verbrauch ... +s1/1 bis 6 +s bis 51/1 + Preisentwicklung 1 

71/z 
71/z Bruttosozialprodukt . . . + 6 + 5 + 

Verwendung des Sozial-
produkts in jeweili-
gen Preisen 

Privater Verbrauch . . . + 9 
Staatsverbrauch . . . . . . + 101/z 
Bruttoanlage-

investitionen ...... . 
Ausrüstungen ...... . 
Bauten ........... . 

Ausfuhr ............. . 
Einfuhr .............. . 

Bruttosozialprodukt .. . 1 

Verteilung des Volks-
einkommens 

Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger 

Arbeit (Summe) .. 
je Stunde .. „ „ „ 

aus Unternehmer-
tätigkeit und Ver-
mögen (Summe) .. 

Volkseinkommen .... . 
Nettoeinkommen s) .. . 

aus unselbständiger 

+ 3 
+ 6'/• 
+ 1 
+t3 
+131/• 

+ 8 

+ 8 
+11 

+ 8 
+ 8 

+ 81/1 

+9 

+ 6 
+ 81/z 
+ 4'/• 
+11 
+14 

+ 71/1 

+ 61/1 

+ 9 

+ 9•/1 
+ 71/z 

Arbeit (Summe) . . + 91/1 + 81/1 

aus Unternehmerein-
kommen und Ver-
mögen (Summe) . . . + 11 + 121/t 

•) Veränderungsraten gerundet. 
2 ) Einsdiließlidi Veränderung der Arbeitstage. 
') EinsdJ.ließlidl der Erhöhung des Kindergeldes. 
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+10 
+ 111/z 

+ 4 
+ 7 
+ 21/1 

+14 
+ 141/1 

+ 9 

+ 9 
+ 121/1 

+ 9 
+ 9 

+to 

+12 

lassen. Wichtiger als dies dürfte jedoch sein, daß 
die Unternehmen ihre Ertragsaussichten in günstige-
rem Licht sehen. Wir erwarten daher, daß sie nicht 
nur Projekte nachholen, die sie wegen der hohen 
Zinskosten bislang aufgesdloben haben, sondern daß 
sich ihre Investitionsneigung nachhaltig belebt. Vor 
allem diese Impulse, aber auch vermehrte Aufträge 
des Staates, bewirken, daß die gesamtwirtschaft-
liche Produktion im Verlauf des Jahres 1975 deut-
lich stärker expandiert als bei der bedingten Pro-
gnose 1 (Schaubild 36), und daß entsprechend mehr 
Arbeitslose wieder beschäftigt werden können. Das 
Ausmaß der Beschäftigungszunahme mag auf den 
ersten Blick klein erscheinen, denn die Arbeits-
losigkeit wird im ersten Halbjahr noch hoch sein; 
im zweiten Halbjahr wird sie bereits spürbar ab-
nehmen, und diese Tendenz wird sich über das Jah-
resende hinaus fortsetzen. Gegen Ende des Jahres 
1975 könnte die Anzahl der Arbeitslosen schon um 
mehrere Hunderttausend niedriger sein als um die 
Jahreswende 1974/75. 
Zu den Ergebnissen dieser Alternative gehört auch, 
daß die Produktionszunahme, im Vergleich zur be-
dingten Prognose 1 mit weniger Auslandsnachfrage 
erreicht wird, und die inländische Mehrnachfrage 
nicht allein den Produzenten im Inland, sondern 
auch denen im Ausland zugute kommt. Der Außen-
beitrag ist also geringer, wenngleich noch nicht 
viel geringer als im Jahre 1974. Da die monetäre 
Politik neue . Preiserhöhungsspielräume nicht zu-
läßt, halten die Fortschritte bei der Preisstabilisie-
rung an. Die Verbraucherpreise dürften zum Jahres-
ende 1975 um einen Prozentpunkt niedriger sein als 
bei der bedingten Prognose !. Dies bedeutet für die 
Arbeitnehmer, daß der Zuwachs ihres Realeinkom-
mens durch die größere Zurückhaltung bei den 
Lohnabschlüssen kaum geschmälert wird, ihre Ar-
beitsplätze dagegen erheblich sicherer werden. 

363. Die Ergebnisse der bedingten Prognose . III 
weisen aus, daß mit einer nachgiebigen Geldpolitik 
auch kurzfristig wenig gegen die Arbeitslosigkeit 
getan werden kann. Obwohl der Finanzierungsspiel-
raum die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nicht be-
engt, dürfte diese nicht wesentlich höher sein als 
bei den anderen Alternativen. Insbesondere bei der 
Investitionsneigung wäre trotz sinkender Zinsen 
keine Belebung zu erwarten. Die Restriktionen kom-
men hier von der Lohnpolitik, die den Kostendruck 
dann nochmals spürbar erhöht, ohne daß die Unter-
nehmen Aussicht hätten, den Kosten mit Preisen be-. 
gegnen zu können, die nicht schon in den Lohnstei-
gerungen vorweggenommen sind; ihre Ertragserwar-
tungen werden sich nicht bessern. Die- Investitions-
neigung wird gering bleiben und die Neigung, Ar-
beitskräfte zu entlassen, wird anhalten. Wo wegen 
der expansiven Impulse der Steuerreform die Nach-
frage hoch ist, wie beim privaten Verbrauch, wird 
sie durch die beschleunigte Teuerung aufgezehrt. So 
geht bei dieser Strategie, die mehr Beschäftigung 
gegen mehr Stabilität gewinnen wollte, letztlidl bei-
des verloren. Die Auslastung des Produktionspoten-
tials geht weiter zurück, der Sockel der Arbeits-
losigkeit bleibt hoch, der Außenbeitrag wird nicht 
abgebaut und der Geldwertschwund beschleunigt 
sich wieder. 
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nehmern dann an zusätzlicher Kaufkraft bleibt, ist 
auch ein zusätzlicher Stabilisierungserfolg in Rech· 
nung zu stellen. Kommt es zu einer solchen Wende 
der Lohnpolitik, so ist in dem von der Notenbank 
zu finanzierenden Ausgabenspielraum bei niedrige-
ren Inflationsraten mehr Platz für eine Zunahme 
von Produktion und Beschäftigung, als dies unter 
den lohnpolitischen Annahmen der bedingten Pro-
gnose I der Fall wäre. 

359. Vielen mag indessen der Weg, die Vollbe· 
schäftigung nicht gegen, sondern über mehr Stabili· 
tät zu erreichen, zu lang und bei der derzeitigen 
Arbeitslosigkeit auch zu gefahrvoll scheinen. Wenn 
in den kommenden Monaten die Arbeitslosenzahlen 
allein schon aus saisonalen Gründen beschleunigt 
steigen, könnte sich der Druck auf die Wirtschafts· 
politik, ihren Kurs zu ändern, mehr und mehr ver-
stärken. Angesichts der erreichten Stabilitätserfolge 
könnte die Versuchung groß sein, den Kampf gegen 
die Inflation zu unterbrechen und darauf zu setzen, 
ihn später, bei etwas höherem Geldwertschwund 
zwar, aber auch bei höherer Beschäftigung, wieder 
aufzunehmen. So könnte die Bundesbank gedrängt 
werden, die Zügel zu lockern und zu gewähren, was 
die Privaten und der Staat an Finanzierungsbedarf 
geltend machen. Die Hoffnungen, die sich mit einer 
solchen Strategie verbinden, liegen darin, daß sich 
bei sinkenden Zinsen die Investitionsneigung bele-
ben würde und daß die konjunkturellen Impulse der 
Finanzpolitik, ohne zu Restriktionen auf den Kredit· 
märkten zu führen, voll expansiv wirken könnten. 
Ob diese Erwartungen realistisch sind, ist indes 
nicht ausgemacht. Zu berücksichtigen ist, wie die 
Lohnpolitik bei einem Kurswechsel reagieren wird. 
Von dem Konflikt mit dem Beschäftigungsziel 
scheinbar befreit, werden die· Arbeitnehmer mehr 
fordern, um ihren Verteilungsvorsprung nicht zu 
verlieren, ihn womöglich sogar auszubauen, und die 
Untefnehmen werden auch mehr zugestehen, da sie 
mit genügend großen Preiserhöhungsspielräumen 
rechnen, wenn sich auch die Tarifabschlüsse des 
Jahres 1974 vielleicht nicht wiederholen. Mit der 
erneuten Beschleunigung des Preisauftriebs würde 
sich auch die Erwartung eines sinkenden Zins· 
niveaus als Illusion erweisen. 

380. Wie sich die Wirtschaftspolitik und die Tarif· 
parteien letztlich entscheiden, können wir nicht ab-
sehen. Wir haben daher die Wirkungen der drei 
skizzierten Handlungsalternativen, die sich abzeich-
nen, in drei Alternativrechnungen zusammengefaßt. 
Bei zwei dieser Alternativen strebt die Wirtschafts-
politik mittelfristig die Sicherung der Vollbeschäf-
tigung bei Stabilität an, eröffnet aber schon für 1975 
die Chance, mehr Stabilität und mehr Beschäftigung 
zu erreichen: Bei der bedingten Prognose I, die wir 
bereits vorgestellt haben, nutzt die Lohnpolitik diese 
Chance nur wenig, schafft aber auch keine neuen 
Risiken; bei der bedingten Prognose II schöpft sle 
die Chancen voll aus. Bei der bedingten Prognose III 
dagegen versucht die Wirtschaftspolitik, mehr Voll· 
beschäftigung gegen mehr Stabilität ei.nzutauschen 
und glaubt, die Risiken für die Zukunft in Kauf 
nehmen zu können. 

Für die bedingte Prognose II haben wir angenom-
men: 
- Die monetäre Politik sorgt wie bei der bedingten 

Prognose 1 für eine Ausweitung der Zentral· 
bankgeldmenge, mit der eine gesamtwirtschaft-
liche Ausgabenexpansion um 7 bis 8 vH finan-
ziert werden kann; 

- die Lohnpolitik nimmt in den Tarifabschlüssen 
nicht mehr als den unvermeidlichen Preisniveau-
anstieg vorweg und toleriert zur Sicherung der 
Arbeitsplätze 1975 eine Korrek\ur der Vertei-
lungsrelationen zugunsten der Unternehmen; 

- die Finanzpolitik vollzieht ihre Ausgaben im 
geplanten Umfang; Einsparungen bei den Per-
sonalausgaben infolge der geringeren Lohn· und 
Gehaltserhöhungen werden für beschäftigungs-
erhöhende Sonderprogramme verwendet; 

- die Währungspolitik fördert die Erwartungen 
auf eine Höherbewertung der D-Mark, um. deil 
Außenbeitrag mittelfristig zugunsten der In· 
landsverwendung einzuschränken; 

- die Agrarpolitik nimmt hin, daß bei der Höher-
bewertung der D-Mark der Grenzausgleich für 
landwirtschaftliche Produkte nicht angehoben 
wird. 

Für die bedingte Prognose III haben wir angenom-
men: 
- Die monetäre Politik beengt die gesamtwirt-

schaftliche Ausgabenexpansion nicht; 
- die Finanzpolitik vollzieht die geplanten Aus-

gaben; Mehrausgaben, die sich aus höheren Per-
sonalkosten und aus höheren Preisen für Güter 
ergeben, die der Staat nachfragt, führen indes-
sep. nicht zu Ausgabenkürzungen an anderer 
Stelle; 
in der Lohnpolitik nehmen die Tarifabschlüsse 
noch höhere Inflationsraten vorweg als bei der 
bedingten Prognose I. 

381. Um die Ergebnisse, die wir unter den Bedin· 
gungen der drei Alternativen erwarten, vergleichen 
zu können, geben wir für die wichtigsten Größen 
im volkswirtschaftlichen Kreislaufzusammenhang 
Schätzungen an (Tabelle 26). Sie sollen der Tendenz 
nach die Wirkungen aufzeigen, die sich aus den Ent-
scheidungen der Wirtschaftspolitik und der Tarif· 
parteien ergeben. 

Diese Wirkungen können sich allerdings erst im 
Verlauf des Jahres zeigen. Die wirtschaftliche Lage 
im ersten Halbjahr 1975 ist schon weitgehend durch 
die Entwicklung in diesem Jahr vorherbestimmt; 
dies gilt insbesondere für die Arbeitslosigkeit. Die 
Abweichungen zwischen den drei bedingten Pro-
gnosen, die sich im zweiten Halbjahr 1975 ergeben, 
l<:ommen infolgedessen in den Jahresdurchschnitts-
zahlen nicht voll zum Ausdruck. Was in den drei 
Alternativen für die Zukunft angelegt ist, wird sich 
in seinem vollen Ausmaß erst 1976 zeigen. 

362. Unter den Bedingungen der zweiten Alterna· 
tive wird der Druck von den Lohnkosten, aber auch 
von den Kapitalkosten, auf die Gewinnmargen nach· 
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belassen, kann man· am ehesten begegnen,_ indem 
man externen Wettbewerb simuliert zum Beispiel 
durch öffentliche Ausschreibungen, mit denen Ver-
fahren zur produktivitätssteigernden, kostensen-
kenden Lösung eines technischen oder organisato-
rischen Problems gesucht werden, das betriebsin-
tern nicht lösbar zu se~ schien. 

354. Es genügt nicht, das Wettbewerbsverhalten 
der Anbieter zu fördern, auch durch das Verhalten 
der Nachfrager wird mitbestimmt, ob Einzelpreise 
gegen restriktive Impulse der Stabilisierungspolitik 
immun sind oder ob sie unter einem Drude stehen, 
der ihre Erhöhung dämpft oder womöglich verhin-
dert. Den Nachfragern mangelt es oft an Möglich-
keiten, ihre Interessen und Bedarfsvorstellungen zur 
Geltung zu bringen. Mit den traditionellen Mitteln 
der Wettbewerbspolitik ist dieses Defizit nicht aus-
zugleichen. 
Zu den dringendsten Aufgaben des Gesetzgebers 
auf dem Gebiet des Verbraucherschutzes gehört es 
derzeit, die einseitige Nutzung des Prinzips der Ver-
tragsfreiheit zu korrigieren, die in der Form der 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen die Position 
dessen, dem nichts übrig bleibt, als diese Bedin-
gungen zu akzeptieren, teilweise bis zur Unterwer-
fung geschwächt hat. Derzeit liegt ein Referenten-
entwurf für eine gesetzliche Regelung vor, der in 
wesentlichen Punkten - Haftungsausschluß, Ein-
schränkung von Gewährleistungsrechten, Beweis-
lastklauseln, Vertragsstrafeversprechen und ande-
rem mehr - die Möglichkeit von Anbietern zur 
einseitigen Festsetzung von Vertragsbedingungen 
einschränken will. Die Mißbrauchskontrolle über 
rechtswidrige Allgemeine Geschäftsbedingungen 
könnte den Kartellbehörden übertragen werden, die 
auch andere Verbandsempfehlungen. bereits regi-
strieren und überwachen. 
Es wäre zu prüfen, inwieweit das Gesetz ge9en un-
lauteren Wettbewerb, das die Anbieter voreinander 
schützt, ergänzt werden müßte durch Regelungen, 
die die Verbraucher vor Irreführung und Täuschung 
der Anbieter besser in Schutz nehmen. Zu erwägen 
ist auch, ob Anbieter bei ihren Werbeaussagen 
nicht stärker zur Offenlegung nachteiliger und 
schädlicher Wirkungen ihrer Produkte verpflichtet 
werden sollten. 
Preiswiderstand erwächst auch aus sachgerechter, 
ausgewogener Information, die nicht vom Anbieter-
interesse dominiert ist. Die Funktionsfähigkeit vie-
ler Konsumgütermärkte könnte möglicherweise ver-
bessert werden, wenn den Verbrauchern solche In-
formation zu erschwinglichen Aufwe,;dungen an 
Geld und Zeit zugänglich gemacht wird. 

355. So wenig Anlaß besteht, sich von solcher Er-
leichterung und Bestärkung des Preiswiderstands 
stabilitätspolitisch mehr zu erhoffen als eine spür-
bare Erhöhung der Beweglichkeit der Nachfrage, so 
wenig darf man andererseits darauf verzidlten, auch 
mit den Mitteln der Verbraucherpoli.tik darauf hin-
zuwirken, daß die Einschränkungen in der Funk-
tionsfähigkeit der Märkte, die die Cha.ncen der 
Globalsteuerung verringern, soweit wie möglich 
aufgehoben werden. 
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356. Jede wirtschaftliche Strategie für das Jahr 
1975 und für die weitere Zukunft wird von der 
Offentlichkeit unter dem Eindruck steigender Ar-
beitslosigkeit nicht allein am Ehrgeiz im Stabilitäts-
ziel, sondern auch daran gemessen werden, welche 
Chancen sie aufzeigt, den Anstieg der Arbeitslosig-
keit aufzuhalten und die Arbeitsplätze wieder siche-
rer zu machen. Unstreitig ist, daß die Wirtschafts-
politik Bedingungen setzen muß, die mehr Beschäf-
tigung möglich machen, streitig könnte dagegen 
sein, ob sie dies auch auf die Gefahr hin tun· soll, 
daß der Geldwertschwund sich wieder beschleunigt 
und in der Inflationsgewöhnung ein vermeidbarer 
Rückfall eintritt. Den Streitpunkt entscheiden heißt 
mehr als nur den 'Konflikt zugunsten des einen 
oder des anderen Ziels lösen wollen; es heißt auch 
die Weichen stellen für eine Verschärfung oder eine 
Beseitigung des Konflikts in der Zukunft. 

357. Bei unserer Vorausschau (bedingte Prognose 1) 
sind wir davon ausgegangen, daß die Wirtschafts-
politik den Kampf gegen die Inflation fortführt (Zif-
fer 246). Sie setzt· Bedingungen, die eine Zunalmie 
der Kapazitätsauslastung und der Beschäftigung be-
günstigen, diese aber nur gewährleisten, wenn die 
Tarifparteien in ihrem Verteilungskampf das Be-
schäftigungsziel mit im Auge zu haben, so daß sich 
der Anstieg des Kostenniveaus und mit diesem 
auch der Anstieg des Preisniveaus deutlich verlang-
samen können. Wir haben unterstellt, daß in der 
Lohnpolitik nur die Aufrechterhaltung der erreich-
ten Verteilungsposition angestrebt wird, bei den 
Tarifabschlüssen aber etwas höhere Preissteige-
rungen einkalkuliert werden, als sich am Markt 
durchsetzen lassen, die Verteilungsposition für die 
Arbeitnehmer verbessert sich also noch. Der Druck 
auf die Gewinnmargen hält an, immerhin dürfte die 
Kurskorrektur in der Lohnpolitik die Gewinnerwar-
tungen wieder heben. Die Investitionsneigung wird 
sich daher leicht beleben, jedoch nicht genug, um 
die Produktion schon bald nachhaltig anzuregen und 
die Arbeitslosigkeit spürbar abzubauen. Die Unter-
nehmen werden nach wie vor im Export eine Stütze 
suchen, und die Importneigung wird nur wenig zu-
nehmen. Unter den angenommenen Bedingungen 
kommt es also zu einer geringeren Zunahme von 
Produktion und Beschäftigung, als wir für möglich, 
und zu einem höheren Preisanstieg sowie einem 
größeren Außenbeitrag, als wir für nötig halten. 

358- Wir nehmen für gegeben, daß die Tarifpar-
teien Risiken vermeiden wollen, wie sie bei einer 
solchen Strategie noch für die Arbeitsplätze und die 
Erträge bestehen. Es sollte daher weder ausge-
schlossen sein, daß die Unternehmen weniger bereit-
willig als bisher hohe Lohnsteigerungen hinnehmen, 
noch daß die Arbeitnehmer einen Teil des Vertei-
lungsvorsprungs, der ihnen im Ja:hr 1974 zugefal-
len ist, für die Sicherheit der Arbeitsplätze ein-
setzen. Der Abschlag zu den in unserer bedingten 
Prognose 1 angenommenen Lohnabschlüssen kann 
durchaus groß sein; denn bei dem, was den Arbeit· 
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Zwar sind durch die Novellierung des GWB ob-
jektive Tatbestände für Marktmacht sowie Auf-
greifkr.iterien eingeführt worden, die es dem 
Bundeskartellamt erleichtern sollen, Verfahren 
gegen den Mißbrauch beherrschender Marktstel-
lung einzuleiten; aber zugleich bewirkt der 
Zwang, allen substantiierten Einwänden der be-
klagten Unternehmen nachzugehen, im Verein 
mit der Problematik der Marktabgrenzung und 
der Unklarheit des Mißbrauchsbegriffs, daß das 
Amt in Beweisschwierigkeiten gerät, die viel-
fach prinzipiell unlösbar sind. 

351. Mit solchen Unvollkommenheiten kann sich 
die Wettbewerbspolitik auf die Dauer nicht abfin-
den. Sie muß vor allem versuchen, konzentrations-
fördernde Einflüsse anderer Rechtsgebiete systema-
tisch abzubauen, Ausnahmebereiche stärker in den 
Wettbewerb einzubeziehen und der Wettbewerbs-
politik zu unterwerfen, die Nutzung von Erleichte-
rungen für den Mittelstand auf Mißbrauch ständig 
zu überprüfen, den Mißbrauch der Preisempfehlung 
wirksamer zu kontrollieren, die Chancen der Fu-
sionskontrolle zu verbessern und die Möglichkeit 
einer Entflechtung zu prüfen. 

352. Werden diese Aufgaben nicht gelöst, so be-
steht die Gefahr, daß das Interesse der Offentlich-
keit sich in bleibender Resignation auf die Rückzugs-
linie konzentriert, die aus gegebener Wettbewerbs-
beschränkung resultierenden Preise und sonstigen 
Marktergebnisse zu kontrollieren, statt die Grund-
lagen des Wettbewerbs selbst zu verbessern. Die 
Mißbrauchskontrolle hat nicht nur das Argument ge-
gen sich, daß sie von der marktwirtschaftlichen Be-
handlung der Probleme weg und zu einer verwal-
tungswirtschaftlichen hinführt; sie wird auch in ihren 
Möglichkeiten derzeit noch vielfach falsch einge-
schätzt. Mißbrauch von Marktmacht zu unterbinden, 
kann nicht gelingen, wenn nur unerwünschtes Ver-
halten verboten ist. Vorschriften, die angeben wür-
den, worin das erwünschte Verhalten bestehen soll, 
würden jedoch einen weitgehenden Eingriff in die 
marktwirtschaftliche Ordnung bedeuten; hinzu 
kommt, daß dem Problem der Preisrigidität auf diese 
Weise nicht beizukommen wäre. Im Gegenteil, man 
müßte befürchten, daß die Mißbrauchskontrolle in 
vielen Fällen eher zur behördlichen Sanktionierung 
hoher Kosten führte als dazu, daß diese reduziert 
würden. 

353. Das Beispiel der administrierten Preise mag 
das veranschaulichen. Mit diesem Begriff bezeichnet 
man die Preise der dem Wettbewerb entzogenen 
Wirtschaftsbereiche, die behördlich festgesetzt oder 
genehmigt werden; Getreide und Milch, Strom und 
Gas, Leistungen von Bahn und Post sind nur einige 
Beispiele für Güter mit administrierten Preisen. Die 
Unternehmen, die diese Güter produzieren, sehen 
sidl in Abständen zu Preiserhöhungen gezwungen, 
weil ihre Kosten gestiegen sind. Subjektiv vermö-
gen die in diesen Unternehmen Tätigen keinen 
Unterschied zwischen ihrer Situation und der einer 
Wettbewerbsbranche zu erkennen, in der es eben-
falls von Zeit zu Zeit. zu kostenbedingten Preis-
steigerungen kommt. Objektiv besteht durchaus ein 

Unterschied: je offener der Markt und je intensiver 
der Wettbewerb, desto größer ist auch die Wahr-
scheinlichkeit, daß Kostenerhöhungen nicht hinge-
nommen und weitergegeben, sondern als Heraus-
forderung betrachtet und durch Rationalisierung und 
Gewinnreduktion wenigstens. teilweise aufgefangen 
werden; wo der Wettbewerb dagegen so schwach 
ist wie in den Bereichen mit administrierten Prei-
sen, können sich die Unternehmen der Herausfor-
derung zu möglich~t produktiver Verwendung der 
Ressourcen weitgehend entziehen, eben weil es 
keine Konkurrenten gibt, die ihnen vormachen, wie 
ein Produktionsproblem mit geringeren Kosten ge-
löst werden kann, und sie damit vor die Wahl 
stellen, nachzuziehen oder zurückzubleiben. 
Die Kontrolleistung, die der Wettbewerb auf diese 
Weise erbringt, ist von den Behörden nicht zu er-
warten, denen es obliegt, die Erhöhung admini-
strierter Preise zu verfügen oder zu genehmigen. 
Sie werden daher die unter Berufung auf gestiegene 
Kosten angemeldeten Preiserhöhungswünsche allen-
falls etwas dämpfen können. Wenn die Unterneh-
men dies antizipieren und ihre Anmeldungen von 
vornherein entsprechend höher ansetzen, wird· die 
Behörde lediglich vollziehend, nicht aber kontrol-
lierend wirksam. Für die Mißbrauchskontrolle gilt 
das in gleicher Weise. Freilich werden Preiserhö-
hungen dann, wenn es sich um staatliche Unter-
nehmen handelt, die politischen Einflüssen ausge-
setzt sind, oft nicht im gewünschten Umfang zuge-
standen. Die Defizite, die sich auf diese Weise an-
sammeln, werden direkt oder indirekt von der All-
gemeinheit finanziert. So erweist sich bei derarti-
gen administrierten Preisen, daß sie gemessen an 
den tatsächlichen Kosten oft zu niedrig, gemessen 
an den notwendigen Kosten oft aber zu hoch sind. 
Daraus folgt: Wenn irgend möglich muß nicht die 
Kontrolle, sondern der Wettbewerb verstärkt wer-
den. Das ist in vielen Bereichen mit administrierten 
Preisen nidtt von vornherein ausgeschlosseri; es 
muß immer wieder geprüft werden. 
Wo Wettbewerb nicht möglich ist oder vermutlich 
dauerhaft schwach bleiben wird, da wird minde-
stens eine der beiden Alternativen praktikabel sein. 
die für Wettbewerb in Betracht kommen: Wettbe-
werb kann zum einen in gewissem Sinne intemalj-
siert werden, und zum anderen ist es in vielen 
Fällen möglich, externen Wettbewerb zu simulieren. 
Internalisiert wird der Wettbewerb, wenn organi-
sationsinteme Anreizsysteme entwickelt werden, 
die produktivitätssteigernde, kostensparende, quali-
tätsverbessernde Leistungen belohnen. Die Schwie-
rigkeit liegt darin, daß Vorschriften geändert, Tra-
ditionen durchbrochen, Hierarchien in Frage gestellt, 
Gewohnheiten aufgegeben und Motivationen um-
gestellt werden müssen. Oftmals erfordert dies 
übergreifende Strukturänderungen, so wenn es um 
die Revision von Vorschriften des Dienst- und Be-
soldungsrechts geht, die in öffentlichen Unterneh-
men die leistungsgerechte Entlohnung behindern 
mögen. 
Die Widerstände, die sich aus solchen Gründen im 
Unternehmen selbst gegen die Internalisierung von 
Wettbewerb aufbauen, sind sehr ernst zu nehmen. 
Dem meist virtuosen Plädoyer, alles beim alten zu 
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ElnkommenspollUk !Ur die Landwlrtsc:helt 

349. Noch immer und mit steigenden Sätzen wird 
im Agraraußenhandel der Bundesrepublik die Aus· 
fuhr subventioniert und die Einfuhr belastet. Im Ver· 
kehr mit Ländern, die nid:tt zur Europäisd:ten Gemein-
sd:taft gehören, kommt dies gegebenenfalls zu der 
gemeinschaftlid:ten Förderung der Ausfuhr und der 
Ersd:twerung der Einfuhr nod:t hinzu. Das Ganze 
wird .Grenzausgleid:t" genannt und hat, wie es häu-
fig bei Subventionen und anderen protektionisti-
schen Eingriffen in den Markt der Fall ist, mit den 
Ursprüngen der Regelung nid:tts mehr zu tun. ·Der 
Ursprung war das Bemühen, anläßlid:t der abrupten 
Wechselkursänderungen der Jahre 1969 und 1971 
der Landwirtsd:taft einen zeitHd:ten Spielraum fjir die 
allmählid:te Anpassung an die neuen Währungsrela-
tionen innerhalb der Europäisd:ten Gemeinsd:taft zu 
gewähren. Längst hat sid:t mit den anhaltend unter-
sdliedlid:ten Inflationsraten aud:t das Kostenniveau 
der Landwirte in den Ländern der Gemeinsd:taft un-
terschiedlid:t entwickelt; für alle anderen Wirt-
sd:taftszweige haben die Wed:tselkursänderungen 
sold:te Untersd:tiede weitgehend ausgeglid:ten. Nid:tt 
so für die Landwirtsd:taft. Mit dem Grenzausgleid:t 
wird die Fiktion aufrechterhalten, als hätte ~id:t 
etwa das Kostenniveau der itali.enisd:ten Landwirte 
genauso entwickelt wie das der deutsd:ten. Obwohl 
ein allmählid:ter Abbau des Grenzausgleid:ts zum 
Sinn der Regelung gehört hatte, ist es gelungen, sid:t 
im Europäisd:ten Ministerrat jedem Ansinnen, der 
Abbau möge nun auch vorgenommen werden, zu 
widersetzen, ja die Partner mußten hinnehmen. daß 
der Abbau, den man nicht grundsätzlich verweigern 
konnte, an Bedingungen geknüpft worden ist, die 
mit der s·ache nichts zu tun haben, deren Eintreten 
dafür aber so unwahrsd:teinlid:t ist, daß die Bauern 
hoffen dürfen, der Grenzausgleich werde noch lange 
währen. Inzwisd:ten ist der Protektionssatz gegen-
über Italien auf 12 vH, gegenüber Frankreich auf 
191/1 vH angewadl.sen und wenn sidi, wie zu erwar-
ten ist, die Höherbewertung der D-Mark fortsetzt, 
so werden diese Sätze weiter wachsen. Um diese 
Prozentsätze ist der Erlös der deutsd:ten Landwirte 
aus ihren Produkten: höher als der ihrer Kollegen in 
den Partnerländern des sogenannten gemeinsamen 
Agrarmarktes. Und während die Bundesregierung 
unter Berufung auf die Römisd:ten Verträge massiv 
dagegen protestiert, daß diese Länder ihre Landwirt-
sd:taft verstärkt mit direkten Hilfen unterstützt, 
nimmt in der Bundesrepublik ein!! Verzerrung der 
Preisrelationen ihren Lauf, die sd:ton jetzt eine Auf-
gabe der Rückanpassung von ersd:treckendem Aus-
maß darstellt. 

Dem Saohverständigenrat ist kein triftiger Grund be-
kannt geworden, warum all dies so bleiben müsse. 
Bei der Sd:tätzung der für unvermeidlid:t zu halten-
den Preisniveausteigerungen im Jahre 1975 sind wir 
davon ausgegangen, daß bei einer allfälligen Erhö-
hung d~r gemeinsd:taftlich festgesetzten Agrarpreise 
in der Europäisd:ten Gemeinsd:taft die Erhöhung in 
der Bundesrepublik nid:tt voll wirksam wird, weil 
ein erster Sd:tritt in Rid:ttung Abbau des Grenzaus-
gleichs getan wird. 
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350. Wenn die Funktionsfähigkeit der Märkte 
durd:t Marktmad:tt beeinträd:ttigt wird, so ist die Sta-
bilitätspolitik gehindert, ihre Ziele ftiktionsfrei zu 
erreid:ten. Deshalb sollte die Stabilitätspolitik durd:t 
eine Förderung des Wettbewerbs unterstützt wer-
den, die die Funktionsfähigkeit von Gütermärkten 
verbessert, zumindest aber verhindert, daß sie wei-
ter abnimmt. Wer sich allein von der Erfahrung be-
stimmen läßt, wird dabei vielleid:tt von der Wettbe-
werbspolitik nid:tt viel Unterstützung erwarten: 
- Zwar sind Kartelle in der Bundesrepublik verbo-

ten; aber die wettbewerbsfördernden Vorsd:trif-
ten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbesd:trän-
kungen (GWB) gelten nur für einen Teil der Un-
ternehmen, weite Bereiche der Wirtsd:taft sind 
ausgenommen: Landwirtsd:taft, Verkehrswirt-
sd:taft, Energiewirtsd:taft, Banken und Versid:te-
rungen; nad:t dem .Mannesmann-Urteil" des Bun-
desgerichtshofes droht die binnenwirtsd:taftlid:te 
Rückwirkung von Exportkartellen der Kontrolle 
des Bundeskartellamtes zu entgleiten. 

- Zwar enthält das Gesetz gegen Wettbewerbsbe-
sd:tränkungen Instrumente wie die Fusionskon-
trolle und das Verbot von Aussd:tließlid:tkeitsver-
trägen, die verhindern sollen, daß Unternehmen 
ihre Marktmad:tt erhöhen, Konkurrenten behin-
dern und neue Wettbewerber vom Markteintritt 
abhalten; aber zugleid:t existieren in anderen Ge-
setzen - etwa des Patentred:tts, des Steuerred:tts, 
des Energiered:tts, aber aud:t anderer Bereid:te des 
privaten und des öffentlid:ten Rechts - zahlrei-
d:te Vorsd:triften, die die Konzentration fördern 
oder den Wettbewerb unmittelbar beschränken. 

- Zwar soll durd:t eine Reihe von Vorsd:triften des 
GWB die Wettbewerbsfähigkeit der mittelstän-
disd:ten Wirtsd:taft in einer Welt zunehmender 
Unternehmenskonzentration gestärkt werden; 
dod:t das gesd:tieht in einer Form, durd:t die die 
mittelständisd:ten Unternehmen tatsäd:tlid:t nid:tt 
mehr ausreid:tend gehindert sind, den Wettbe-
werb wesentlid:t zu besd:tränken: durd:t Koopera-
tion aud:t wettbewerbsbeschränkender Art, durd:t 
Aufstellung von Wettbewerbsregeln, die einen 
.nid:tt leistungsgered:tten• Wettbewerb ausschlie-
ßen, durd:t Ausarbeitung von Empfehlungen für 
konformes Marktverhalten (Mittelstandsempfeh-
lungen). 
Zwar ist durd:t die Novellierung des GWB die 
Preisbindung der Zweiten Hand aufgehoben wor-
den, aber zugleid:t fiel beim Bundeskartellamt die 
Registrierung der .unverbindlid:ten Preisempfeh-
lungen" weg, die an die Stelle der Preisbindung 
getreten sind; der Mißbraud:t dieses Vertriebs-
instrumentes kann offenbar nur stid:tprobenweise 
kontrolliert werden. 
Zwar en\hält das Gesetz nunmehr Aufgreifkrite-
rien, die es dem Bundeskartellamt ermöglichen, 
gegen übermäßige Konzentration mit einer Kon-
trolle von Zusammensd:tlüssen vorzugehen; die 
Länge des Instanzenweges jedoch läßt zumindest 
die nad:tträglid:te Fusionskontrolle als wenig er-
folgversprnd:tend erscheinen. 
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anderen größeren Bereidi der Volkswirtsdiaft. Es 
hat seine Begründung audi nidit in einem Zurück-
bleiben der Einkommen in der Zeit vor 1974. Seit 
längerem befindet sidi der öffentlidie Dienst hin-
siditlidi der Entwicklung der Verdienste (einsdiließ-
lidi aller Zahlungen außerhalb der linearen Besol-
dungserhöhungen) im Einklang mit den übrigen 
großen Bereidien der·Volkswirtsdiaft. Audi läßt das 
Drängen in die Amtsstuben des Staates nidit darauf 
sdiließen, daß der Staat bei den Löhnen und Ge-
hältern, die er anbieten kann, derzeit Sdiwierig-
keiten hätte, seinen Bedarf an Arbeitskräften zu 
decken, er also Anlaß hätte, überdurdisdinittlidie 
Lohn- und Gehaltssteigerungen zu bewilligen, um 
den Staatsdienst attraktiver zu madien. 

Hart umstritten wird sein, inwieweit die Arbeitszeit-
verkürzung vom 1. Oktober 1974 hinsiditlidi der 
Vorbelastung, die sie für das Jahr 1975 darstellt, bei 
der nädisten Einkommensverbesserung anzurechnen 
ist. 

- Es mag geltend gemadit werden, daß diese Rege-
lung Teil eines sdion vor längerer Zeit verein-
barten Tarifvertrages sei, deshalb mit den jetzt 
auszuhandelnden Verträgen nichts zu tun habe, 
und daß im übrigen mit dieser Änderung nur eine 
Entwicklung zur 40-Stunden-Wodie nadivollzo-
gen werde, die in den meisten anderen Berei-
chen der Volkswirtsdiaft schon früher abgesdilos-
sen worden ist. Wir halte.n dieses Argument des-
halb nicht für zwingend, weil jede tarifvertrag-
liche Vereinbarung wirtschaftlich der Zeit zuge-
redinet werden muß, in der sie wirksam wird, 
und weil auch je Stunde gerechnet der öffentliche 
Dienst in den vergangenen Jahren nicht hinter 
der Einkommensentwicklung in der privaten 
Wirtschaft zurückgeblieben ist. 

- Es mag geltend gemacht werden, daß die Ar-
beitszeitverkürzung bei weitem nicht überall im 
Staatsdienst durdi den Einsatz zusätzlidier 
Kräfte ausgeglidien wird, daß vielmehr der Ar-
beitsausfall zumindest teilweise von den Bedien-
steten durch eine Mehrleistung je Stunde erkauft 
werde. Wir halten dieses Argument deshalb nicht 
für zwingend, weil grundsätzlich - und dies gilt 
für die Wirtschaft im ganzen - eine Steigerung 
der Realeinkommen je Stunde nur möglich ist, 
wenn je Stunde mehr geleistet wird. Von den 
Arbeitnehmern der übrigen Bereiche der Volks-
wirtsdiaft wird es kaum als ungewöhnlich ange-
sehen werden, daß dies im Maße der dort ge-
gebenen Möglichkeiten audi vom öffentlichen 
Dienst bedadit wird. 

- Es mag geltend gemacht werden, daß es dem Sinn 
einer Neuregelung der Arbeitszeit mit vollem 
Lohnausgleich widerspreche, wenn dieser Lohn-
ausgleich dann bei einem zeitlidi benachbarten 
Lohn- und Gehaltstarifvertrag angeredinet wer-
de. Wir halten dieses Argument deshalb nidit für 
zwingend, weil ~nidlt anredmen" heißen würde, 
den gesamtwirtschaftlichen Spielraum für Ein-
kommenserhöhungen stärker zu Lasten anderer 
Bereiche in Anspruch zu nehmen. Denn gesamt-
wirtsdiaftlich gilt: Man kann entweder einen 

Produktivitätszuwadis für eine Erhöhung der 
Summe der Einkommen nutzen oder bei unverän-
dertem Einkommen die Arbeitszeit verkürzen, 
nidit beides. Durch einen Lohnausgleich bei Ar-
beitszeitverkürzung wird in Höhe dieses Aus-
gleichs ein Teil des Produktivitätszuwadises, 
der Realeinkommenssteigerungen erlaubt, • ver-
braucht"; er kann nicht noch einmal verteilt wer-
den. 

Viele werden es aus den zuvor genannten Gründen 
für ein angemessenes Ziel der zum t. Januar 1975 
festzulegenden Einkommensverbesserungen im öf-
fentlidien Dienst halten, wenn durdi diese der im 
Jahresdurchschnitt 1974 erreichte hohe Stand der 
Stundenverdienste konsolidiert wird, der Realwert 
also zwar erhalten bleibt, aber diesmal nicht steigt. 
Im Zusammenhang mit der Steuerreform bliebe dann 
netto nodi immer ein mäßiges Plus (jedenfalls dann, 
wenn für den Wegfall des Kinderzuschlags im öffent-
lichen Dienst ein Ausgleich gewährt wird). Nimmt 
man an, daß das Preisniveau im Verlauf des Jahres, 
also Dezember gegen Dezember gerechnet, um etwa 
5 vH steigt und damit im Jahresdurdischnitt 1975 um 
51/2 vH bis 6 vH höher ist als 1974, so würde diese 
Schwelle wegen der hohen Vorbelastung des Jahres 
1975 durch die Arbeitszeitverkürzung schon erreidit, 
wenn die Löhne und Gehälter im öffentlidien Dienst 
zum t. Januar im Durchsdinitt um rund 2 vH ange-
hoben werden. Das mag selbst den Regierungen, 
Parlamenten, Bürgermeistern und Stadträten, die 
allesamt im kommenden Jahr drückende Sorgen bei 
der Finanzierung ihrer Haushalte haben, wenig vor-
kommen. Audi wir schlagen es nicht vor. Unser Vor-
sdilag ist allerdings, die Lohndiskussion für den 
öffentlichen Dienst nicht bei einer Erhöhungsrate in 
der Nadibarschaft von zehn oder gar darüber zu be-
ginnen. 

Ein anderes Beispiel - auch dies kein Vorschlag -
zeigt, wo die Schwelle liegen könnte, an der die Be-
diensteten des Staates noch kein besonderes Opfer 
für den Fortgang der Stabilisierun~politik bringen, 
sondern nur akzeptieren, daß sie 1975 um so viel 
weniger Einkommenssteigerung haben, als ihnen 
1974 über die durchsdinittlidie Steigerung in der 
Gesamtwirtschaft hinaus bewilligt worden ist, wie-
derum je Stunde gerechnet. Nimmt man wie zuvor 
an, daß das Preisniveau im Verlauf des nädisten Jah-
res um etwa 5 vH steigen wird (im Jahresdurdl.-
schnitt 1975 ist das Preisniveau dann rund 51/z vH bis 
6 vH höher als 1974) und weiter, daß in den übrigen 
Bereichen der Volkswirtschaft die Tariflöhne jeweils 
um 71/2 vH erhöht werden, was zu einer Erhöhung 
des Lohnniveaus im Vergleich der Jahresdurdi-
schnitte von 91/2 vH führen würde, so würde der öf-
fentlidie Dienst diese Schwelle mit einer Lohn- und 
Gehaltserhöhung (alle möglicherweise vereinbarten 
Nebenleistungen eingerechnet) von rund 51/z vH bis 
6 vH erreichen; denn die Arbeitszeitverkürzung, die 
1915 das erste Mal ein volles Jahr über wirksam sein 
wird, bewirkt bereits, daß hier die Durchsdinittsein-
kommen je Stunde gerechnet, nächstes Jahr um 
31/2 vH bis 4 vH höher sein werden als im Jahr 1974, 
in dem die kürzere Arbeitszeit nur für die letzten 
drei Monate galt. 
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- Zur Vorbelastung des Jahres 1915 kommt hinzu, 
was an tariflichen Vereinbarungen aus früheren 
Verträgen im kommenden Jahr in Kraft tritt. 

- Die relative Veränderung der Effektivverdienste 
kann abweichen von den relativen Veränderun-
gen der Tarifverdienste (Lohndrift). 

- Zu den Einkommen aus unselbständiger Arbeit 
zählen außerdem die Beiträge der Arbeitgeber 
zur sozialen Sicherung. Auch deren Verän-
derung weicht oft von der Steigerungsrate der 
Bruttolöhne ab. 

Um für die Lohndiskussion eine Hilfe zu geben, mit 
der Mißverständnisse vermieden werden könnten, 
zeigen wir im folgenden, um wieviel Prozent 1915 
das durchschnittliche Einkommen aus unselbstän-
diger Arbeit je Stunde über dem des Jahres 1914 
liegen würde, wenn die Tariflöhne im Verlauf des 
Jahres 1975 um eine bestimmte Rate erhöht wer-
den. Bei einer Anhebung, der Tariflöhne im kom-
menden Jahr um 

O; 2; 4; 6; 8 oder 10 vH 
ergäbe sich eine Erhöhung der Bruttoeinkommen 
je Stunde im Vergleich der Jahresdurchschnitte 1975 
und 1974 von 

410; 5,7; 7,3; 9,0; 10,7 oder 12,3 vH. 
Wir haben für die Zwecke dieser Rechnung der 
Einfachheit halber angenommen, daß die Steige-
rungsrate der Tariflöhne jeweils einheitlich für alle 
Neuabschlüsse gilt und weiter, daß ein ins Gewicht 
fallender Unterschied zwischen der Entwicklung der 
Tariflöhne und der Effektivverdienste 1975 nicht 
bestehen wird. Was die erhöhten Zahlungen der 
Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Sicherung anbe-
langt, so würden sie den Spielraum für eine Stei-
gerung der auszahlbaren Löhne und Gehälter vorab 
um rund 1/2 vH vermindern (Ziffer 268). 

346. Unsere Rechnung läßt erkennen, wie stark 
Lohnerhöhungserwartungen, die heute durchaus 
noch vorkommen, den Spielraum, der durch den 
gesamtwirtschaftlichen Rahmen gegeben ist, über-
ziehen, wenn sidl an ihnen die gesamte Lohnrunde 
orientiert. Um dies zu verdeutlichen, wählen wir 
hierfür die Rate von 10 vH für die Erhöhung aller 
Tariflöhne (einschließlich tariflicher Nebenleistun-
gen) im Rhythmus der anstehenden Abschlußter-. 
mine. Wie unsere Rechnung zeigt, würde sich dar-
aus eine Entwicklung ergeben, derzufolge das Lohn-
niveau (Einkommen aus unselbständiger Arbeit je 
Stunde) 1975 mehr als 12 vH über dem des Jahres 
1974 liegen würde. Dem wäre gegenüberzustellen 
der gesamtwirtschaftliche Spielraum für eine Erhö-
hung der Realeinkommen je Stunde von rund 4 vH. 
Soll auch nur erreicht werden, daß sich die Ertrags-
lage der Unternehmen nidlt weiter versdtledltert, 
müßte diesen Abstand eine Inflationsrate überbrük-
ken, die weit über den Anstieg des Preisniveaus 
hinausgeht, der für unvermeidlich zu halten ist (Zif-
fer 309). 

347. Stärker als in früheren Jahren wird die Lohn-
entwicklung 1915 wegen der im einzelnen sehr un-

138 

terschiedlichen Lage am Arbeitsmarkt und an den 
Absatzmärkten der Unternehmen von Differenzie-
rung geprägt sein müssen. So.11 die Lohnerhöhung 
im Durchschnitt gleichwohl stabilisierungskonform 
bleiben, so bedeutet dies, daß in einzelnen Berei-
chen eine radikale Abkehr von den Steigerungs-
raten des Jahres 1974 unvermeidlich ist. 

348. Hierfür wäre ein Beispiel zu setzen. 

Trotz der Zurückhaltung, die dem Sachverständigen-
rat bei Vorschlägen für einzelne wirtschaftspolitische 
Maßnahmen und wohl auch .für einzelne Entschei-
dungen auf dem Gebiet der Tarifpolitik auferlegt 
ist, halten wir, wie auch in früheren Jahren sdlon, 
für erforderlich und auch gerechtfertigt, die anste-
henden Lohnverhandlungen für einen Tarifbereich, 
nämlich die für den öffentlichen Dienst, stärker 
als andere in die allgemeine wirtschaftspolitisdle 
Diskussion einzubeziehen. 

Der Tarifabschluß im öffentlichen Dienst hat im 
Jahre 1974 eine. Lohnrunde eingeleitet, für deren 
Ergebnisse es eine marktwirtschaftliche Rechtferti-
gung nicht gibt. Das Beispiel des öffentlichen Dien-
stes hat zudem in den anderen Bereichen den Maß-
stab für das Drängen auf Lohnsteigerungen gesetzt, 
der einen Weg zu Abschlüssen mitbestimmte, die 
dann in vielen Bereichen, freilich nidlt im öffent-
lichen Dienst selbst, beschäftigungsmindernd ge-
wirkt haben. Wir halten daher die Frage für be-
rechtigt, ob nicht im öffentlichen Dienst diesmal ein 
Beispiel umgekehrten Vorzeichens gesetzt werden 
sollte. Diese Frage bedarf der öffentlichen Diskus-
sion; denn die Legitimation der Tarifautonomie für 
den Bereich des öffentlichen Dienstes ist wegen der 
Vorgänge des Jahres 1974 in ein schiefes Licht ge-
raten. Gewiß ist das Drängen der Arbeitnehmer 
auf Einkommensverbesserungen dort so verständ-
lich wie anderswo auch. Doch die Entsdleidung dar-
über, wie die Gesellschaft die Bediensteten des 
Staates aus den Steuergeldern aller zu vergüten hat, 
sollte sicherlich nicht - wie es vielleicht nicht selten 
der Fall ist - wesentlich davon bestimmt sein, wel-
chen Widerstand Verhandlungspartner, die selbst 
von dem Kreis der Interessenten nicht unabhängig 
sind, dem Drängen eben dieser Interessenten ent-
gegensetzen können, und auch davon, daß die Durch-
setzung von Einkommensverbesserungen hier nidlt 
durch Verhaltensrisiken begrenzt wird, die an-
derswo der Markt den Tarifpartnern in der Form der 
Arbeitsplatzrisiken einerseits und der Gewinnrisi-
ken andererseits zuweist, und damit, so jedenfalls 
die Idee, die Verhandlungssituation in Balance hält 
und risikolose Verträge zu Lasten Dritter - hier 
der Steuerzahler - verhindert. 

Nicht streitig ist, daß die Einkommen im öffentlichen 
Dienst mit der allgemeinen Einkommensentwidt.-
lung Schritt halten sollen. Anfang 1974 wurden die 
Einkommen der Staatsbediensteten im Durchschnitt 
um reichlich 12 vH angehoben. Am 1. Oktober trat 
eine Verkürzung der Normalarbeitszeit um 4,8 vH 
bei vollem Lohn- und Gehaltsausgleich in Kraft. 
Je Stunde gerechnet sind damit die Einkommen 
am Ende des Jahres 1974 um rund 17 vH höher als 
ein Jahr zuvor. Das ist mehr als in irgendeinem 
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solche Absicherung Voraussetzung für einen e1n1-
germaßen stabilisierungskonformen Tarifabschluß 
wäre. Diesem Wunsch könnte, wie erwähnt, mit 
Klauseln in Tarifverträgen genügt werden, durch 
die bei Erreichen eines bestimmten Niveaus der 
Verbraucherpreise die Regelungen des Tarifvertra-
ges zur Neuverhandlung anstünden. 

Solche Klauseln bergen allerdings, so hilfreich sie 
sein können, auch Gefahren. Sie sollen einen im Ta-
rifvertrag vereinbarten Nominallohn hinsichtlich des 
mit diesem Nominallohn gemeinten Reallohns ge-
genüber unabsehbaren Geldwertrisiken absichern. 

Ob der gemeinte und durch die Absicherungsklau-
seln zu schützende Reallohn marktgerecht ist, müs-
sen die Tarifpartner sehr viel sorgfältiger prüfen, 
als sie es wohl bisher bei der Vereinbarung reiner 
Nominallöhne getan haben. Sonst drohen stärkere 
Beschäftigungsschwankungen als bisher (JG 73 Zif-
fer 340). 

Anders als eine im vorhinein vereinbarte Nachzah-
lungspflicht bringen Neu- und Nachverhandlungs-
klauseln keinen Zwang mit sich, einen Lohn, den 
der Markt schon als zu hoch ausge"!"iesen hat, noch 
zu erhöhen. Obwohl die Möglichkeit nicht auszu-
schließen ist, daß jene, denen Neu- und Nachver-
handlungsklauseln zur Verfügung stehen, gedrängt 
sein können, sie extensiv zu nutzen, halten wir da-
für, daß in einer lohnpolitischen Situation wie der 
gegenwärtigen, in der das Interesse an Arbeitsplatz-
sicherung weithin im Vordergrund steht und in der 
die Chancen einer Verminderung der Inflationsrate 
vermutlich größer sind, als die meisten schon glau-
ben wollen, die Vorteile einer „Laufzeit unter Vor-
behalt" es rechtfertigen können, die mit ihr ver-
bundenen Gefahren in Kauf zu nehmen. Der Sach-
verständigenrat hat das Für und Wider einer auto-
matisierten Anpassung der Löhne an die Preisent-
widclung in seinem letzten Jahresgutachten darge-
stellt (JG 73 Ziffern 339 ff.). 

344. Trotz des Gestaltungsspielraums, der für den 
einzelnen Tarifvertrag wegen der je unterschied-
lichen Marktbedingungen gegeben sein soll, sehen 
sich die Vertragspartner doch der Notwendigkeit 
gegenüber, den gesamtwirtschaftlichen Rahmen zu 
bedenken, von dem aus mitbestimmt ist, ob die Er-
wartungen, die sie hinsichtlich Realeinkommen und 
Beschäftigung mit dem verbinden, was sie verein-
baren, zutreffen werden oder nicht. Auf eine kom-
plexe .Weise ergibt sich aus dem Marktsystem, daß 
sich in keinem einzelnen Bereich der Volkswirtschaft 
realistische Realeinkommenserwartungen aus dem 
Zuwachs des Produktionsergebnisses je Erwerbstäti-
genstunde, der in eben diesem Bereich erzielt wird, 
ableiten lassen. Neben den von Bereich zu Bereich 
unterschiedlichen und auch wechselnden Marktbe-
dingungen, die es zu berücksichtigen gilt, ist es in 
erster Linie der Produktivitätszuwadls in der Ge-
samtwirtschaft, an dem sich die Erwartungen aus-
richten müssen. Zumal wer Tarifverträge abschließt, 
die einen Reallohn sichern sollen, muß dies beden-
ken. Niemandem kann daran gelegen sein, die Irr-
tümer zu wiederholen, denen man 1974 über das, 

was der Markt dauerhaft für alle hergibt, erlegen 
ist. 
Nach unseren Schätzungen kann das gesamtwirt-
schaftliche Produktionsergebnis je Erwerbstätigen-
stunde 1975 um gut 4 vH höher liegen als 1974. 
Nicht fortsetzen wird sich voraussichtlich die Ver-
teuerung unserer Einfuhr im Verhältnis zur Aus-
fuhr, die 1974 dazu geführt hat, daß ein ·großer Teil 
des Realeinkommenszuwachses, den die Volkswirt-
schaft erzielte, an das Ausland fiel. Unter Berück-
sichtigung dessen schlagen wir vor, die Zunahme 
des im Inland verteilbaren Realeinkommens, rech-
net man je Erwerbstätigenstunde, auf gut 4 vH zu 
veranschlagen. Dies abzüglich einer Rate, durch 
welche die Tarifpartner eine Selbstkorrektur hin-
sichtlich des Verteilungsergebnisses 1974 vorzuneh-
men hätten, ergibt den Spielraum für die im gesamt-
wirtschaftlichen Durchschnitt erzielbare reale Erhö-
hung der Arbeitnehmereinkommen je Stunde. 

Nicht zu wehren brauchten sich die Arbeitnehmer 
diesmal wegen einer Erhöhung der Abgabenlast, die 
der Staat ihnen auferlegt. Die Steuerreform bewirkt, 
daß die Nettoeinkommen der Arbeitnehmer im 
Durchschnitt um 31/2 vH stärker zunehmen werden, 
als es ohne Steuerreform der Fall sein würde. Da 
ohne Steuerreform aber die Nettoeinkommen um 
2 vH weniger stark gestiegen wären als die Brutto-
einkommen, wird per Saldo der Effekt nicht mehr 
sehr augenfällig sein. Immerhin, die Entlastungen 
der Steuerreform lassen erwarten, daß sich die 
Nettoeinkommen diesmal um !1/1 vH mehr erhöhen 
als die Bruttoeinkommen. 

345. Immer wieder gibt es große Mißverständnisse, 
wenn es um die Frage geht, was eine im Vorjahres-
vergleich gerechnete Zuwachsrate für die durch-
schnittlichen Verdienste der Arbeitnehmer aussagt, 
über die Tariflohnentwicklung, die zu ihr passen 
würde, und umgekehrt. Tatsächlich weichen die rela-
tiven Veränderungen gegenüber dem Vorjahr, d·ie 
an den im Jahresdurchschnitt gezahlten Effektiv-
löhnen je Stunde gemessen werden, und die rela-
tiven Veränderungen, die im Jahresrhythmus der 
Tarifabschlüsse an den Tariflöhnen (einschließlich 
tariflich vereinbarter Nebenleistungen, soweit sie 
regelmäßig gezahlt werden) vorgenommen werden, 
oft wesentlich voneinander ab. Dafür gibt es meh-
rere Ursachen: 

Um wieviel der Jahresdurchschnitt der Effektiv-
löhne 1975 über dem Jahresdurchschnitt 1974 
liegen wird, ist schon mitbestimmt dadurch, um 
wieviel das Lohneinkommen bereits Ende 1974 
über dem Durchschnitt des Jahres 1974 liegt 
(Lohnüberhang am Jahresende). Selbst wenn die 
Einkommen im Verlauf des Jahres 1975 über-
haupt nicht erhöht würden, läge doch der Jah-
resdurchschnitt 1975 schon um diesen Vom-Hun-
dert-Satz über dem Vorjahresstand. Diese Vor-
belastung macht sich vor allem dann unange-
nehm bemerkbar, wenn die Zuwadlsrate im 
Jahresdurchschnitt gesenkt werden soll. Die in 
neuen Tarifverträgen zu vereinbarenden Steige-
rungsraten müssen dann unverhältnismäßig stark 
zurückgenommen werden. 
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tische Werben der Regierung, wenn von Tariflohn-
steigerungen die Rede ist, die erheblich unter 10 
vH liegen. Steigerungsraten in der unmittelbaren 
Nachbarschaft von 10 vH gelten vielfach offen-
sichtlich schon als Zurückhaltung. Dies ist beunruhi-
gend. Denn hier bahnt sich möglicherweise ein 
neuer Irrtum hinsichtlich dessen an, was der Markt 
hergibt. Eine Gewöhnung an höhere Einkommens-
zuwächse scheint rasch vor sich zu gehen; zäh geht 
es zu, wenn Rückgewöhnung an das Normale auf 
dem Programm steht. Das mag verständlich sein. 
Man sollte aber die Menschen nicht für völlig unzu-
gänglich halten für die Vorstellung, daß gerade weil 
die jüngsten Lohnsteigerungen so hoch waren, jetzt 
die Aufbesserung gering sein muß. Ohne diese Ein-
sicht wird es nicht gehen. Denn ein Weniger um 
mehrere volle Prozentpunkte verglichen mit dem 
Vorjahr ist schon dann nötig, wenn sich die Situation 
der Unternehmen nur nicht weiter verschlechtern 
soll. Erst jenseits dessen begänne für die Tarif-
partner die Selbstkorrektur (Ziffer 346). 

340. Wegen des erheblichen Bedarfs an Differen-
zierung zwischen den Lohnabschlüssen der einzel-
nen Tarifbereiche mag es durchaus richtig sein, die 
öffentliche Lohndiskussion nicht im Zeichen eines 
anzustrebenden gesamtwirtschaftlichen Durch-
schnittswertes für Tariflohnsteigerungen zu führen. 
Auch der Sachverständigenrat verzichtet daher 
darauf. Wir halten jedoch für nötig, daß die Mög-
lichkeiten für einen öffentlichen Konsensus über die 
Grundlinien der Tarifpolitik 1975 ausgeschöpft und 
so die Einkommenserwartungen red:J.tzeitig an ein 
stabilisierungskonformes Maß angepaßt werden. 

Aufgrund unserer Analyse der gesamtwirtschaft-
lichen Lage und nach Anhörung der wirtschafts-
politischen Instanzen sowie der Vertreter der auto-
nomen Gruppen schlagen wir vor, folgende sechs 
Punkte der Tarifpolitik 1975 für außer Streit zu 
halten: 

- Erstens: Es gehört nicht zu den Zielen der Lohn-
politik für 1975, die Einkommensverteilung wei-
ter zugunsten der beschäftigten Arbeitnehmer 
zu verändern. 

- Zweitens: Sollte die konjunkturelle Entwicklung 
günstiger werden, als jetzt schon für wahrschein-
lich zu halten ist, und sich daraus zeitweise eine 
überproportionale Zunahme der Gewinn- und 
Kapitaleinkommen ergeben, so wäre dies zu be-
grüßen, da die Ertragschancen der Unternehmen 
verbessert werden müssen, soll die Investitions-
neigung sich nachhaltig beleben und ei11 hoher 
Beschäftigungsstand wieder sicher erscheinen. 

- Drittens: Angesichts der jüngsten Entwicklung 
in der Einkommensverteililng stellen die Arbeit-
nehmer anders als in früheren Jahren keine An-
sprüche wegen zurückliegender Preissteigerun-
gen. In den anstehende!) Tarifverträgen werden 
daher nur künftige Preissteigerungen berüdcsich-
tigt(vom jeweiligen Tarifabsd\luß an). 

- Viertens: Die Lohnpolitik geht davon aus, daß 
der Anstieg des Preisniveaus sich weiter vermin-
dern soll und daß die bisherige Stabilisierungs-
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politik einen nennenswerten Erfolg für 1975 so 
wahrscheinlich gemacht hat, daß es möglich ist, 
auf diesen Erfolg zu bauen. · 

- Fünftens: Ein größerer Erfolg in der Inflations-
bekämpfung ist möglich, aber noch unsicher. Die 
Tarifpolitik sollte auf ihn setzen, wenn die Ar-
beitnehmer durch Nach- und Neuverhandlungs-
klauseln in Tarifverträgen gegen das Risiko, daß 
er sich nicht einstellt, abgesichert werden. 

- Sechstens: Angesichts der une~artet günstigen 
Entwidtlung der Realeinkommen der Arbeitneh-
mer 1974 wird anerkannt, daß Lohnsteigerungen, 
die im Verlauf des Jahres 1974 wirksam wur-
den, namentlich Stufenerhöhungen, hinsichtlich 
der Vorbelastung, die sie für das Jahr 1975 mit 
sich bringen, den Neuabschluß für 1975 mitbe-
stimmen müssen. 

341. Uber diese Grundsätze nicht zu streiten, heißt 
nicht eine Verengung des Handlungsspielraums im 
Rahmen der Tarifautonomie hinnehmen. In jedem 
einzelnen Vertrag ist ein Kompromiß darüber zu 
finden, wie groß angesichts der jeweiligen Ertrags-
lage der Unternehmen das Zugeständnis ist, das die 
Arbeitnehmer im Hinblidc auf die Sicherung eines 
hohen Beschäftigungsstandes machen oder auch um-
gekehrt, wie groß das Zugeständnis der Arbeitgeber 
bei günstiger Gewinnsituation einer Branche aus-
fällt. Auch die Erwartung hinsichtlich der Preisent-
wicklung, die einen Abschluß mitbestimmt, steht 
unter einer Unsicherheit, die voll niemand den Tarif-
partnern abnehmen kann. 

342. Wie erwähnt halten wir für erreichbar, den 
Anstieg des Niveaus der Preise für die Lebenshal-
tung im Verlauf des Jahres 1975, also Dezembiir 
1975 gegen Dezember 1974 geretbnet, auf 4 vH zu 
senken (Ziffer 309) 1). Im Verlauf des Jahres 1974 
betrug der Anstieg rund 6 vH '). Ein Anstieg des 
Preisniveaus um etwa 51/2 vH wäre die Obergrenze 
dessen, was mit dem unter viertens in Ziffer 340 
gesagten gerade noch vereinbar wäre 1). Anderen-
falls müßte es im Verlauf des Jahres schon wieder 
zu einer Beschleunigung des Preisauftriebs kom-
men, mit vermutlich schlimmen Folgen für die lohn-
politische Situation Anfang 1976. 

343. Es läßt sich vorstellen, daß in den Tarifver-
verhandlungen der nächsten Monate der Wunsch 
der Arbeitnehmer eine gewichtige Rolle spielt, ab-
gesichert zu werden gegenüber dem Risiko einer 
merklich ungünstigeren Preisentwicklung, als · sie 
heute erreichbar erscheint, ja daß im einzelnen eine 

1) Im Jahresdurchschnitt würde dann das Preisniveau 
um 5 vH bis 51/1 vH über dem des Jahres 1974 liegen. 

1) In der Veränderungsrate des Jahresdurchschnitts 1974 
gegen 1973 - gut 7 vH - kommt die Beruhigung des 
Preisauftriebs, die es fortzusetzen gilt, noch nicht voll 
zur Geltung, weil aufgrund der besonders starken 
Preissteigerungen Ende t 973 das Preisniveau zu Be-
ginn dieses Jahres bereits um fast 4 vH über dem 
durchschnittlichen Wert des Vorjahres lag. 

') Der Anstieg im Vergleich der Jahresdurchschnitte 
1975 gegen 1974 betrüge dann etwa 6 vH. 
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lidlen Folgen ihres Handelns müßten sie gegenüber 
der Offentlidlkeit verantworten. Sie können· zwar 
die gesamtwirtsdlaftlidle Ausgabenexpansion und 
namentlidl die monetäre Expansion nidlt selbst 
bestimmen, sie können jedodl die Wirtsdlaftspoli-
tik in den Konflikt bringen, sidl kurzfristig entweder 
für eine - inflatorisdle - Finanzierung stabilitäts-
widriger Lohnsteigerungen oder für Arbeitslosig-
keit entscheiden zu müssen. 

Ein allgemeines Interesse ist hier einem partikula-
ren Interesse gleidlsam angehängt, und es madlte 
keinen Sinn, wollte man verlangen, die Offentlidl-
keit und der Staat sollten gespannt zwar, dodl 
gleidlsam spradllos das Ergebnis dieser nidltöffent-
lidlen Entsdleidungsprozesse, das alle· angeht, wie 
ein Naturereignis auf sidl zukommen lassen. Als im 
Herbst 1973, während die ersten Erfolge einer in 
hohem Maße aussidltsreidlen Stabilisierungsan-
strengung sidltbar wurden, für den Bereidl der Me-
tallindustrie Forderungen auf Lohnerhöhungen ge-
stellt wurden, die sich, alle Nebenleistungen ein-
geredlnet, teilweise auf 20 vH und mehr beliefen, 
war offensidltlidl, welch folgensdlwerer Irrtum sidl 
für die Gesamtwirtsdlaft abzeichnete. Selbst die 
gravierende Verengung des .Spielraums für reale 
Einkommenserhöhungen, die sidl aus der Olkrise 
und der Verteuerung sonstiger Rohstoffe ergab, 
machte keinen Eindruck bei den Fordernden, obwohl 
die Arbeitnehmer in den Jahren davor ganz selbst-
verständlich teilhatten an den Vorteilen, welche die 
Volkswirtschaft aus einer anhaltenden Verbesserung 
im Verhältnis der Ausfuhrpreise zu den Einfuhr-
preisen gezogen hatte. Heute ist fast allen klar, 
daß die Lohnrunde 1974 ein Irrtum gewesen ist, und 
die Wirtschaftspolitik muß nun darauf setzen, daß 
die Tarifpartner die Konsequenzen aus diesem ihrem 
Irrtum ziehen. 

Um Mißverständnissen vorzübeugen, sei betont, daß 
die Verantwortung für diesen Irrtum selbstverständ-
lich beide Tarifpartner zugleich trifft, diejenigen, die 
gefordert haben, und diejenigen, die gewährt haben. 
Wenn die Arbeitgeber Lohnsteigerungen zugeste-
hen, die so hoch sind, daß sie die Produkte ihrer 
Unternehmen nicht mehr lohnend verkaufen kön-
nen, daß sie nicht mehr erwarten können, bei Inve-
stitionen auf ihre Kosten zu kommen, daß sie auf-
grund dessen Arbeitnehmer freisetzen, Investitionen 
unterlassen und einen Teil der Produktionskapazi-
täten der Volkswirtschaft bradlliegen lassen müs-
sen, so haben sie ihre gesamtwirtschaftliche Funk-
tion in der Lohnpolit!k nicht erfüllt, die eben darin 
besteht, Bedingungen zu verteidigen. unter denen 
die Produktivkräfte der Volkswirtsdlaft erhalten, 
ausgebaut und genutzt werden können. 

Kann eine sachliche öffentliche Diskussion verhin-
dern helfen, daß sich ein lohnpolitischer Irrtum wie 
der des Jahres 1974 alsbald wiederholt? Dem Sach-
verständigenrat ist des öfteren entgegengehalten 
worden, daß Tarifpolitik eine soziale Interaktion 
komplexer Art darstelle, daß sie eine politische 
Dimension habe, nicht zuletzt auch Machtkampf sei 
und daher nidlt ohne großen Rest im Rechenwerk 
einer marktwirtschaftlichen Theorie aufgehe. Doch 
alles, was über das bloße Okonomische hinausgeht, 

setzt die ökonomischen Sachzusammenhänge nicht 
außer Kraft. Es mag erklären, warum ih der Lohn-
politik des Jahres 1974 so hohe AbsChlüsse zustande 
kamen. Dies ändert aber nichts an der Feststellung, 
daß auf allen Seiten Sdladen entstand, mißt man 
das Resultat an den gesamtwirtsdlaftlidlen Zielen, 
die der Gesetzgeber dem Sachverständigenrat für 
seine Arbeit vorgegeben hat, und daß das lohnpoli-
tisdle Handeln insoweit falsdl war. 

Die Frage ist, ob die Lohnpolitik schon auf dem 
Wege ist, für 1975 eine Einkommensel)twidclung an-
zusteuern, die sich hinsichtlich ihrer gesamtwirt-
schaftlichen Auswirkungen vertreten ließe. 

338. Unter konjunkturellen und monetären Bedin-
gungen, die den Spielraum für eine Expansion der 
gesamtwirtschaftlichen Ausgaben eng begrenzen, 
wird auch in der Lohnpolitik, wo Einkommenswün-
sdle mit dem Nachdruck großer Marktmadlt vor-
getragen werden können, verstärkt unter dem Ri-
siko gehandelt, daß man bei überzogenen Forderun-
gen unter Umständen an der Menge verliert, was 
man am Stück. gewinnt. Das war sdlon 1974 so und 
wird voraussichtlich 1975 noch deutlicher gelten. Der 
Zusammenhang zwisdlen Lohnhöhe und Beschäf-
tigung ist klarer sichtbar, das Ziel der Arbeitsplatz-
sicherung dringlicher geworden. 

Erwartungen, die auf stabilisierungskonforme Lohn-
abschlüsse gehen, stützen sidl auch darauf, daß die 
Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen in dem 
Bewußtsein eines großen Umverteilungserfolges seit 
1969 handeln können und daher keine Schwierig-
keiten haben sollten, unter den derzeitigen Umstän-
den allenfalls an eine mittelfristige Konsolidierung, 
nidlt an den Ausbau ihrer Position zu denken. 
Außerdem ist der Verteilungskampf für 1975 frei 
von der Belastung, die jahrelang aus den progres-
siv steigenden Ansprüdlen des Staates auf Teilhabe 
an den Einkommen seiner Bürger entstand. Die 
Steuerreform wird wenigstens dieses eine Jahr ein-
mal einen entgegengesetzten Effekt schaffen. Ridl-
tig ist, daß dies eigentlich eine Frage zwisdlen Bür-
ger und Staat ist, nicht eine Frage der Tarifvertrags-
parteien. Doch da in der Vergangenheit die Steuer-
progression ein Argument im Lohnstreit war, wird 
es diesmal gewiß auch die Steuerentlastung sein 
können. 

339. Wenn trotz soldler günstigen Umstände die 
stabilitätspolitischen Sorgen vor der Lohnrunde 
1975 groß bleiben, so liegt das einerseits an den un-
günstigen Erfahrungen insbesondere aus dem Vor· 
jahr, als die Tarifpartner nicht zur Kenntnis nehmen 
wollten, was der Markt dauerhaft für alle herge-
ben würde, andererseits und vor allem an dem 
Ausmaß an Veränderung in den Lohnsteigerungs-
raten, das nötig ist, um zu einem stabilisierungs· 
konformen Pfad der Einkommensentwicklung zu-
rückzukehren. Kaum mehr streitig ist, daß die Tarif-
abschlüsse für das Jahr 1975 bescheidener sein müs-
sen, als sie 1974 waren. Dom noch immer scheint 
es in der öffentlichen Lohndiskussion als unreali-
stisch zu gelten oder als das zwar verständliche, aber 
doch oicht ganz ernst zu nehmende stabilitätspoli-
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Sie würde auch Fragen der Ausgestaltung aufwer-
fen. Zunächst wäre an eine Anwendung des Stabili-
täts- und Wachstumsgesetzes zu denken, das in 
seinem § 26 die Möglichkeit vorsieht, daß bei In-
vestitionen die Einkommensteuerschuld um bis zu 
7,5 vH der Investitionsausgaben gekürzt werden 
kann. Dadurch würden allerdings Unternehmen, die 
keine Gewinne haben oder für die unmittelbare 
Zukunft keine erwarten, nicht zu Investitionen an-
geregt; denn die Möglichkeit einer Kürzung der 
Steuerschuld darf nur für den Zeitraum des Jahres, 
in das die Investition.fällt, und des darauffolgenden 
Jahres gewährt werden. Wollte man den Investi-
tionsanreiz von der Gewinnsituation unabhängig 
machen, könnte an die Gestaltungsform angeknüpft 
werden, die 1973 für die Investitionsteuer gefun· 
den worden ist, nun mit umgekehrten Vorzeidten. 
Doch die Erfahrungen, die mit den Verschiebungen 
über die Grenzen des Geltungszeitraums gemacht 
worden sind, lassen hier zurückschrecken (Ziffer 
211). 

Sollte trotz allem erwogen werden, in diese Rich-
tung zu gehen, so müßte eine Entscheidung rasch 
getroffen werden, damit es nicht zu einer Zurück-
haltung ohnehin geplanter Bestellungen von Investi-
tionsgütern kommt. Es sollte nicht einmal offen-
bleiben, ob in Kürze neu und möglicherweise an-
ders entsdtieden wird, es sei denn mit rückwirken-
der Kraft. 

335. Der bei den geltenden Steuerregelungen mit-
telfristig zu erwartende Bedarf an Staatskrediten 
wird trotz der ungünstigen konjunkturellen Situation 
die Frage im Vordergrund der konjunkturpoliti-
schen Diskussion halten, ob, inwieweit und wann 
eine Erhöhung bestimmter Steuern, namentlich der 
Mehrwertsteuer, die Einnahmenausfälle, weldte die 
Steuerreform mit sich bringt, ausgleichen solle. Eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer (und anderer widt· 
tiger Verbrauchsteuern) wäre preisniveauneutral 
mit größter Wahrscheinlidtkeit nicht möglich, und 
zwar vermutlich selbst dann nicht, wenn sie nicht 
zum Anlaß zusätzlicher Lohnforderungen genommen 
würde. Eine Gefährdung des Mindestziels der Sta-
bilitätspolitik, das darin besteht, im Jahre 1975 auf 
jeden Fall eine Senkung der Inflationsrate zu errei· 
chen, muß jedoch vermieden werden (Ziffer 311). 
Außerdem wäre eine Steuererhöhung 1975 auch nicht 
konjunkturgerecht; denn die Stützung der privaten 
Nadtfrage durch die Steuerreform ist erwünscht 
(Ziffer 330). Kurz: Eine Mehrwertsteuererhöhung 
wäre kein annehmbarer Ersatz für zurückhaltende 
Lohn- und Gehaltssteigerungen im öffentlidten 
Dienst. 

Elnkommenapolltlk 

336. Da die Chancen gut bleiben, über die Global-
steuerung, namentlich die monetäre Politik, klare 
Marktdaten zu setzen, die den geplanten Fortgang 
der Stabilisierung signalisieren, und da hinreichend 
möglich erscheint, daß das Eigeninteresse die Markt-
partner dahin führt, diese Signale zu beachten, hat 
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der Staat nach wie vor keinerlei Anlaß, in die 
Einkommensbildung an den Märkten direkt einzu-
greifen. Damit das Vernünftige - und das heißt 
durchaus: das wohlverstandene Eigeninteresse -
eine bessere Chance habe als 1974, halten wir aller-
dings für dringlich, daß die Regierung versucht, die 
Einkommenserwartungen der Bevölkerung für das 
Jahr 1975 sehr viel stärker, als dies bisher schon 
geschehen ist, von den Steigerungsraten des Jahres 
1974 zu lösen und damit besser in Ubereinstimmung 
zu bringen mit den Marktchancen, die, den Zielen 
der Wirtschaftspolitik für 1975 zufolge, die Unter, 
nehmen haben werden, die diese Einkommen zahlen 
und erwirtschaften sollen. Anfang 1974 ist dies nicht 
geglückt. 

Die Stabilisierungspolitik würde einkommenspoli-
tisch außerdem an Uberzeugungskraft gewinnen, 
wenn der Staat seine Anstrengungen verstärkte, die 
Funktionsfähigkeit der Märkte zu verbessern -
eine dauernde, vor allem auf mittelfristig erwartbare 
Erfolge ausgerichtete, aber nichts desto weniger 
dringliche Aufgabe (Ziffern 350 ff.). 

337. Die Tarifvertragsparteien wehren sich seit 
Jahren mit Nachdruck dagegen, daß von außen mit 
quantitativen Vorstellungen in ihre lohnpolitische 
Diskussion eingegriffen wi•d. Beso)lders groß ist der 
Widerstand gegen staatliche Vorstellungen dieser 
Art, wie sie in früheren· Jahren etwa im Rahmen der 
vom Stabilitäts- und Wachstumsgesetz für bestimmte 
Situationen vorgeschriebenen gesamtwirtschaftlichen 
Orientierungsdaten vorgelegt worden sind. Die Ge-
werkschaften berufen sich in ihrer Ablehnung dar-
auf, daß lohnpolitisdte Leitlinien erfahrungsgemäß 
keine Hilfe dafür seien, daß Tarifverträge marktge-
redtt abgeschlossen werden, und daß sie im übrigen 
mit der Autonomie der Tarifpartner in Konflikt 
stehen. Solche Gründe sollten respektiert werden, 
solange die Tarifpartner bereit sind, die Verantwor-
tung für das zu übernehmen, was sie im Rahmen 
ihrer Autonomierechte vereinbaren und damit ge-
samtwirtschaftlich bewirken. Der Staat kann sich 
für diesen Fall darauf beschränken, den Spielraum 
für eine stabilitätskonforme Expansion der gesamt-
wirtschaftlichen Nachfrage zu schaffen und für funk-
tionsfähige Märkte zu sorgen. Da dies im Prinzip 
eine klare Aufgaben- und Verantwortungsteilung 
darstellt, sdtlägt auch der Sachverständigenrat nicht 
vor, der Staat möge quantitativ formulierte Leit-
linien für die Lohnpolitik bekanntgeben. Dies 
schließt jedoch eine öffentliche Diskussion über "die 
gesamtwirtsdtaftlichen Folgen alternativer Ver-
haltensweisen in der Lohnpolitik nicht aus. Im 
Gegenteil.· 

Die Tarifautonomie gibt den Organisationen der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer und deren Glie-
derungen bis hinunter zu den Betrieben ein Mandat, 
Entscheidungen vorzubereiten und zu treffen, deren 
kollektive Folgen zwar in besonderem Maße sie 
selbst, aber nicht nur sie selbst angehen. Die Tarif-
partner k.önnen daher allenfalls die Folgen, die ihr 
Handeln .in ihrem jeweiligen speziellen Markt- und 
Madttbereidt hat, zu einer Angelegenheit allein 
ihrer Mitglieder erklären; die gesamtwirtschaft-
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sdiuld in Zeiten aufgelockerter Kapitalmärkte dann 
zu konsolidieren. 

Wenn erfolgreich versucht würde, verstärkt Mittel 
der Sparer audi direkt, also ohne den Weg über das 
Bankensystem, aufzunehmen, wird die Entspannung 
am Bankenkreditmarkt von der außerordentlidien 
Höhe der staatlidien Neuversdiuldung am wenigsten 
behindert. Dies wird um so leiditer sein, je mehr 
die öffentlidie Hand den Anlagewünsdien der Spa-
rer entgegenkommt. So kann sie etwa durdi an-
gemessene Stückelung der Staatssdiuld audi soldie 
Beträge an sidl ziehen, die bislang nur für eine An-
lage auf Sparkonten zur Verfügung standen. Audi 
könnten den Sparern wirksamer die lohnenden Mög-
lidikeiten nahegebradit werden, ihre Mittel in 
Staatspapieren anzulegen. 

Hilfreidi kann audi eine Inansprudinahme auslän-
disdier Kreditmärkte sein. Dabei braudite sidi keine 
starke Tendenz zur Höherbewertung der D-Mark 
zu ergeben, wenn in dem Maße, wie längerfristige 
Mittel aus dem Ausland hereingenommen, kurz-
fristige Mittel hinausgelegt werden. Dagegen wäre 
eine Veränderung des Wediselkurses unvermeidlidi, 
wenn zusätzlidie Auslandskredite zu Lasten des 
derzeitigen hohen Kapitalexports der Bundesrepu-
blik gehen sollen. In diesem Falle müßte sidi in 
entsprediendem Umfang der Ubersdiuß der Lei-
stungsbilanz vermindern, es würde also eine Dämp-
fung der Exporte und eine Anregung von Importen 
herbeigeführt. Audi dies kann zweckmäßig sein 
(Ziffer 303). Nidit zweckmäßig wäre nur, wenn der 
Staat im Ausland Geld leiht, die Devisen am De-
visenmarkt anbietet, die Bundesbank zur Erhaltung 
bestehender Wediselkursrelationen diese Devisen 
gegen Hergabe von D-Mark aus dem Markt nimmt 
und sdlließlidi ihrerseits die angekauften Devisen 
in der Form niedrig verzinslidier Währungsreserven 
anlegt. Dann könnte die Bundesbank· die D-Mark 
audi gleidi direkt dem Staat leihen. Es träte dann 
wenigstens kein Zinsverlust ein. 

333. Zu erörtern ist audi, weldie Handlungsmög-
lidikeiten. die Finanzpolitik über die sdion geplan-
ten oder besdilossenen ausgaben- und einnahmen-
politisdien Maßnahmen hinaus in Erwägung ziehen 
könnte. 

Nidit angezeigt ersdieint uns derzeit, wie erwähnt, 
expansive Sonderprogramme für Ausgaben der öf-
fentlidien Hand zu besdiließen, die über das ge-
plante Ausgabenvolumen von 361 Mrd DM nodi 
hinausführten. Durdi das, was in dem gegenwär-
tigen Kurs der Finanzpolitik sdion angelegt ist und 
was -sidi aus einer mäßigen Lockerung der mone-
tären Politik ergeben würde, wird dem entspro-
dien, was die konjunkturelle Situation erfordert. 
Eber ließe sidi darüber streiten, ob es, was die öf-
fentlidien Ausgaben anlangt, nidit sdion zu viel ist. 
Sidi unter dem Druck einer jahreszeitlidien Spitze 
in der Arbeitslosigkeit für mehr zu entsdiließen, 
hieße zusätzlidi etwas für den späteren Verlauf des 
Jahres 1975 tun, für den es wahrsdieinlidi nidit kon-
junkturgeredit ist. An der Arbeitslosigkeit im kom-
menden Winter würde es jedodi mit Sidierheit nidits 
mehr.ändern. 

Sehr wohl könnte allerdings daran gedadit werden, 
vorbereitete Sondermaßnahmen, namentlidi im Be-
reidi der investiven Ausgaben, und hier nidit nur 
für Baumaßnahmen, sdion bald zu einem Konjunk-
turprogramm zusammenzustellen und zu besdiließen, 
aber nur, wenn zugleidi anderswo Ausgabenpläne 
zurückgenommen werden, von denen man sidi keine 
oder nur eine geringe besdiäftigungserhöhende Wir-
kung verspredien kann. 
Audi gegen Besdilüsse, die auf eine zügige Haus-
haltsführung abzielten, wäre nidits . einzuwenden, 
weil die Ausgabenneigung der Privaten gerade in 
den ersten Monaten des nädisten Jahres nodi un-
erwünsdit sdiwadi sein dürfte. Diesem Zweck 
könnte möglidierweise audi dienen, wenn für 1975 
geplante Vorhaben vorgezogen und in einem beson-
deren Haushalt vorweg besdilossen werden. 
Hilfreidi sind audi Maßnahmen, die der Neigung 
der Gemeinden zu einem prozyklisdien - an der 
Höhe ihrer laufenden Einnahmen orientierten 
Ausgabenverhalten entgegenwirken können. 

334. Zu prüfen ist, ob zur Belebung der stark ab-
gesdiwäditen Investitionsneigung gezielte Maß-
nahmen der Finanzpolitik, etwa eine allgemeine 
Investitionsförderung, zweckmäßig wäre. 
Bei investitionsfördernden Maßnahmen könnte man 
den Vorteil darin sehen, daß durdi sie zusätzlidie 
private und nidit staatlidie Ausgaben veranlaßt 
würden. Allerdings muß man bei soldien Maßnah-
men in der Regel in Kauf nehmen, daß der aller-
größte Teil der zu zahlenden Subventionen auf In-
vestitionsvorhaben entfiele, die ohnedies alsbald 
realisiert würden. Gereditfertigt wären sie daher, 
wenn überhaupt, nur dadurch, daß sie dort, wo sie 
greifen, ein Vielfadies der Subventionszahlung an 
zusätzlidien Ausgaben der Investoren hervorrufen. 
Im übrigen ist audi hier zu bedenken, daß Investi-
tionsprämien weldier Form audi immer den Kre-
ditbedarf des Staates erhöhten und damit die Ge-
samtwirkung einer soldien Maßnahme nidit so hodi 
zu veranschlagen wäre, wie der Primärimpuls er-
warten lassen könnte (Ziffer 404). 
Der Sadiverständigenrat ist der Auffassung, daß die 
Sdiwädie der Investitionsneigung zunädist am Ur-
sprung behoben werden muß. Die Erträge und· Er-
tragsaussiditen der Unternehmen sind nidit nur aus 
konjunkturellen Gründen gedrückt, sondern audi 
wegen des hohen Kostenniveaus (Ziffer 299). Vor 
allem was die mittelfristigen Ertragsaussiditen an-
langt, muß die Besserung von der Lohnseite kom-
men. Sdiwädien sidi dann die Inflationserwartun-
gen weiter ab, werden audi die Zinskosten sinken 
können. Außenwirtsdiaftlidi könnte dem nadige-
holfen werden (Ziffer 321). Sdiließlidi hilft die 
Steuerreform audi in der Breite, die dauerhaften 
Absatzdiancen und damit den Bedarf an Investitio-
nen zu erhöhen. Eine unmittelbare Investitionsför-
derung, durdi die der Staat - zeitweise - einen 
Teil der Investitionskosten übernimmt, während zur 
gleidien Zeit die Privaten durdi ihre Entsdieidun-
gen andere Kosten - dauerhaft - erhöhen, sollte 
im Rahmen der gegenwärtigen Stabilisierungspoli-
tik unterbleiben können. 
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aus dem Kreditbedarf aufgrund konjunkturbeding-
ter Steuerausfälle (gegebenenfalls abzüglich infla-
tionsbedingter Steuermehreinnahmen). Einen kon-
junkturneutral angelegten Haushalt unbesdladet 
konjunkturbedingter Steuerausfälle zu vollziehen, 
ist kein expansiver Vorgang; die Kürzung der Aus-
gaben wäre vielmehr ein kontraktiver Vorgang. Im 
Jahre 1975 werden rund 11 Mrd DM weniger Steuern 
aufkommen, als bei normaler Auslastung des Pro-
duktionspotentials (Vollbesdläftigung) zu erwar-
ten wären. Audi die Finanzierung dieses Teils des 
Defizits der öffentlicilen Haushalte ist konjunktur-
neutral möglidl (Ziffer 413). 

329. Selbst wenn man all jene Teile der staatlidten 
Kreditaufnahme aus dem Bild nimmt, die ohne Be-
einträdltigung der Finanzierungswünsche der Pri-
vaten möglich ersdteinen, bleibt ein bedeutender 
Betrag übrig, der für die expansiven konjunkturel-
len Impulse der Finanzpolitik im Jahre 1975 steht. 
Er ist, bezieht man ihn auf das inzwischen gewach-
sene Produktionspotential, ebenso hoch wie er zur 
Zeit der außerordentlich expansiven Finanzpolitik 
Anfang der siebziger Jahre war. 

Angesidlts der konjunkturell stark abgesdtwädlten 
Ausgabenneigung der Privaten braudlen expansive 
Impulse auch in dieser Größenordnung nidlt von 
vornherein zu beunruhigen. Es kommt freilidl ent-
sdteidend darauf an, daß diese Impulse sidt vor 
allem in Beschäftigungswirkungen und nicilt in 
Preisniveauwirkungen niedersdtlagen. 

330. Sollen die für 1975 geplanten Ausgabenüber-
schüsse des Staates konjunkturgerecht genannt wer-
den, so muß dies heißen, daß sie bei der anzustre-
benden monetären Expansion auch finanziert wer'. 
den können, ohne daß in unerwünsdltem Maß~ pri-
vate Finanzierungswünsche verdrängt werden müs-
sen. Hier zeigen sidJ. am ehesten die Grenzen für 
zulässige expansive Impulse der öffentlicilen Haus-
halte. Soll die monetäre Expansion und damit die 
Expansion der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben· un-
ter möglichst straffer Kontrolle bleiben, damit sich 
nicht die gesamten Stabilisierungsanstrengungen 
letztlicil doch noch als vergeblich erweisen, soll aber 
zugleich dafür gesorgt werden, daß .. sich in dem für 
die Gesamtwirtschaft gesetzten Rahmen die private 
Ausgabenneigung erholt, so darf der Staat seinen 
konjunkturgerecilten Ausgabenspielraum nicht zu 
hoch einschätzen. 

Auch aus diesem Grunde ist es ein glücklidler Um-
stand, daß dauerhafte Steuersenkungen gerade An-
fang 1975 in Kraft treten, der größere Teil der vor-
gesehenen expansiven Impulse der Finanzpolitik 
also über die Einnahmenseite geht und damit die 
privaten Ausgaben anregen wird. Obwohl die Ver-
änderung der Finanzierungsstruktut bei den öffent-
lidlen Haushalten unter der Annahme einer wirk-
samen Geldpolitik sicherlich nicht im vollen Umfang 
ein expansiver Vorgang ist (Ziffer 407), wird man 
von der Steuerreform, nicht zuletzt weil es hier um 
dauerhafte Neuregelungen geht, im ganzen wohl 
kräftige expansive Wirkungen erwarten dürfen. 
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Vorsiciltiger ist zu beurteilen, was vom Volumen 
her die Ausgabenseite an expansiven Impulsen zu-
sätzlicil bringt; denn hier geht es um eine Umlen-
kung von Ausgabenspielräumen hin zum Staat. Was 
an privater Nachfrage verdrängt wird, dürfte zwar 
geringer sein, als der Staat zusätzlich geltend macht, 
so daß per Saldo expansive Wirkungen übrig blei-
ben. Doch anders als in einer Rezession ohne Infla-
tionsprobleme, in der mit der Nachfrageabscilwä-
chung die ungenutzten Finanzierungsspielräume sich 
rasch erweitern und eine expansive Ausgabenpolitik 
des Staates daher sehr wirkungsvoll sein kann (Zif-
fer 418), ist sie unter den für 1975 anzustreben-
den monetären Bedingungen vermutlich mit einer 
Im Prinzip unerwünschten Beeinträchtigung privater 
Ausgaben verbunden. Vorläufig weisen die Aus-
gabenpläne der öffentlichen Hand, diese für sidl ge-
nommen, also ohne die Auswirkungen der Steuer-
reform gerechnet, auf expansive Impulse hin, die 
nicht wesentlich über jene hinausgehen, die sdlon 
1974 von den öffentlidlen Haushalten ausstrahlten. 
Doch jede zusätzliche Erhöhung müßte diesen Kon-
flikt versdlärfen. 

331. Nicht so sehr die kurzfristige Betraciltung ist 
es, die zu stabilitätspolitischen Bedenken gegen das 
voraussichtliche Haushaltsvolumen des Staates für 
das Jahr 1975 führt; Besorgnis muß vielmehr er-
regen, was in ihnen über 1975 hinaus an expansiven 
Impulsen angelegt ist. Daß sich so hohe Haushalts-
defizite ergeben, liegt samt und sonders in den Ein-
nahmen- und Ausgabenansätzen für die normalen 
öffentlichen Etatposten, nicht etwa in konjunktur-
politisch motivierten Sonderprogrammen begründet. 
Die öffentlichen Haushalte werden also, wenn es 
nach 1975 nicht zu Einnahmenverbesserungen via 
Steuererhöhungen oder zu massiven Kürzungen der 
Ausgabenpläne kommt, möglicherweise noch in 
einer Zeit expansive Impulse enthalten, in der dies 
nicht mehr konjunkturgerecht ist. Von daher ist also 
das Bemühen der Finanzpolitik zu unterstützen, die 
Ausgabenexpansion in den normalen Haushalten 
wenn irgend möglich einzudämmen .. für das kon-
junkturgerechte Maß an antizyklisch wirkenden 
Staatsausgaben sollte in gesonderten Zusatzhaus-
halten gesorgt werden, die dann nicht in die Basis 
eingehen, von der aus man das Haushaltsvolumen 
für die künftigen Jahre-fortzuschreiben geneigt ist, 
damit· nicht das, was zunächst konjunkturpolitisch 
gemeint war, zu einer dauerhaften Erhöhung der 
Staatsquote führt. 

332. Staatskredite von über 50 Mrd DM zu beschaf-
fen, wird vermutlich selbst bei weiterhin gedämpf-
ter privater Kreditnachfrage von der staatlichen 
Sciluldenpolitik Virtuosität verlangen. Die Schulden-
politik kann insbesondere versuchen, Verklemmun-
gen an den Kreditmärkten dadurch zu vermeiden, 
daß sie die Fristigkeit der Neuverschuldung flexibel 
den Marktgegebenheiten anpaßt, und daß sie die 
Ergiebigkeit bestimmter Märkte verstärkt fördert 
und nutzt. 

Unvermeidlich wird es vermutlich sein, einen er-
heblichen Teil der benötigten Kredite zunächst kurz-
fristig aufzunehmen und diese schwebende Staats-
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Tabe) 1 e ,25 

Dle Haushalte der Gebletskllrpemhaften l975 1) 

Einheit 1 1974 1975 

Staatsausgaben bei gleicher Staatsquote wie im Basisjahr 1966 (3) ••.•••..•••••. 
Vollbesdläftigungssteuereinnahmen bei gleicher Steuerquote wie im 

Basisjahr 1966 (5) ..•..•............... „ ........ „ .... „ .... „ .......... . 

Vollbeschäftigungssteuereinnahmen bei gleicher Stirruerquote wie im 
jeweiligen Jahr (6) •••.••.•• „ ...... „ „ ... „ ........................... . 

nachrichtlich: Einnahmen konjunkturelJer Sondersteuern (6 a) .••....•..•••.. ." 
Mehreinnahmen aufgrund erhöhter Steuerquote (?) 
Konjunktumeutrales Haushaltsvolumen (8) ......•....••.....•..••....••....• 
Tatsädlliche Staatsa)ISgaben (9) ••••••.•••......•...•. „ ........ „ . „ .... „ .. . 

Konjunktureller Impuls (10) 
nachrichtlich: konjunktureller Impuls des Haushalts unter Einredmung der 

konjunkturpolitistben Sondersteuern (10 a) ...•..•.••.••....... 
Ex post: Abweichungen der realisierten Staatsquoten von der konjunktUmeu--

tralen (lt) .•.. „. „ ..... „. „. „. „ .....•.. „ ........... „ .. ,. „ „,„ ... , . 

Veränderung des konjunkturellen Impulses gegenüber dem jeweiligen Vor-
jahr (12) •. „ .. „„ ..... „ ........ „ ........ „ .......... „.„.„.„ ..... . 

Zum Vorjahresvergleich 
Steigerungsrate 
(a) der tatsädl.lichen Staatsausgaben gegenüber dem jeweiligen Vorjahr 
(b) des konjunkturneutralen Haushaltsvolumens gegenüber den tatsächlichen 

Staatsausgaben im jeweiligen Vorjahr ........•........••..•....•••....••• 

Bestimmungsfaktoren von (b) 
(c} Wachstumsrate des Produktionspotentials in Preisen von 1962 
(d) „Konjunktumeutrale" Erhöhung des Preisniveaus des Bruttosozialprodukts .. 
(e) Veränderung des Ausgabenspielraumes durch Abweichung der Steuerquote 

von der des jeweiligen Vorjahres ......•...•...........••.•.......•••.••. 
(f) Basiskorrektur: Veränderung des Ausgabenspielraumes durch Abweichung 

der realisierten Staatsquote von der konjunkturneutraleQ im jeweiligen 
Vorjahr ...........•.•••..••.......................•..•..••..•........•• 

Volkswirtstba!Uitbe Steuerquote (13) 
Konjunkturneutrale Staatsquote (14) 
Beanspruchte Staatsquote (15) .......... „ .. „ .... „ .... „ ........ „. „ .. „. 

Realisierte Staatsquote (17) 

1. Komponenten des konjunkturneutralen Finanzierungssaldos f) 
(a) Potentialorientierte Kreditaufnahme ............................. . 
(b) Auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen bzw, -mindereinnahmen •. 
(c) Inflationsbedingte S~euermehreinnahmen .......................•.. 
(d) Änderungen im Deckungsbeitrag der .Sonstigen Einnahmen• ..••.. 1. 

J. (a) bis (d} Konjunktumeutraler Finanzierungssaldo •••......••.••••••.. 
(= Finanzierungssaldo des konjunkturneuttalen Haushalts) 

II. Tatsächlicher Finanzierungssaldo 

Mrd DM 

Mrd DM 

Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 

MrdD).';[ 

Mrd DM 

Mrd DM 

vH 

vH 

vH 
vH 

vH 

vH 

vH 
vH 
vH 
vH 

Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 
Mrd DM 

Mrd DM 

Mrd DM 

!. ./.II. Konjunktureller Impuls der öllentlitben Haushalte: 
(expansiv: +•kontraktiv: -) ..•.. „ .... „ ......... „ ....... „. „. „. Mrd DM 

297,6 326,4 

232,7 255,l 

244,8 264,1 
+ 2,5 + 0,4 
+ 12,2 + 0,9 

309,8 335,4 
319,2 361,0 

+ 9,4 + 25,6 

+ 6,9 + 25,2 

+ 5,0 + 21,9 

+ 4,9 + 16,2 

+ 12,9 + 13,J 

+ 9,2 + 5,1 

+ 3,7 + 3,0 
+ 5,0 + 5.0 

+ 0,1 1,4 

+ 0,2 - 1,6 

24,2 23,8 
29,8 29,4 
30,1 31,6 
30,2 31,3 

14,7 16,2 
7,7 11,3 

+ 3,4 + 2,8 
1,0 J,1 

20,1 - 25,8 

- 29,5' -51,4 

+ 9,4 + 25,6 

1) Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP·Sondervermögen, Offa, Europäi~che Gemeinschaften, Linder, Gemeinden (Gv.), Eigene Sdlit-
zung. - Die in Klammern eingefügten Zahlen weisen auf das Berechnungsverfahren in Tabelle 19 hin. 

1) Methodische Erläuterungen siehe Tabelle 20. 
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gemeinsamen geldpolitischen Kurs und eine gemein-
same Haltung gegenüber allfälligen vom Markt be-
stimmten Änderungen der Wechselkurse nach 
außen erlaubt, vermögen wir nicht zu beurteilen. 
Würde die Interventionspflicht gegenüber den Wäh-
rungen der Partner nur im gleichen Maße akut wie 
1974, so würfe dies keine Probleme auf. 

Flnanzpollllk 

323. Wenn es auch im kommenden Jahr nicht Auf-
gabe. der monetären Politik sein soÜ, sich -i,orwie-
gend den Problemen der Beschäftigung zuzuwenden, 
so deshalb, "weil nicht zu hoffen ist, daß eine Politik 
des leichten Geldes in ihren Wirkungen auf Be-
schäftigung und Preisniveau eine günstige Kombi-
natioq aufweisen würde. Aus diesem Grunde kann 
und sollte die Finanzpolitik jetzt breitgestreut hel-
fen, den unerwünscht starken Beschäftigungsein-
bruch zu mildern, soweit dieser ein Problem des ge-
samtwirtschaftlichen konjunkturellen Nachfrage-
mangels ist. Soweit er ein Problem des überhöh-
ten Kostenniveaus ist, kann die Finanzpolitik nicht 
helfen; hierfür ist hinsichtlich der Kosten für Vor-
leistungen der Volkswirtschaft, also die Einfuhren, 
die Wechselkurspolitik (Ziffern 317 ff.}, hinsichtlich 
der Kosten für Arbeit die Lohnpolitik (Ziffern 336 ff.) 
zuständig. 

324. Die Finanzpolitik sollte Spielraum haben, so-
wohl mit den Einnahmenregelungen als auch mit 
den Ausgaben der öffentlichen Haushalte beschäf-
tigungserhöhende Impulse zu geben, auf der Aus-
gabenseite vor allem im Wege einer veränderten 
Struktur der Ausgaben. 

325. Auf der Einnahmenseite wird es ohne zusätz-
liche Maßnahmen kräftige expansive Impulse geben 
durch die Steuerreform, die zum 1. Januar 1975 
in Kraft tritt. 1) Diese kommt damit, wie schon 1968 
die Mehrwertsteuerreform, zu einem konjunkturell 
günstigen Zeitpunkt. Sie wird nach amtlichen 
Schätzungen in ihren Wirkungen auf die öffent-
lichen Haushalte einen Einnahmenausfall von 
14 Mrd DM bringen. Da es sich um eine dauerhafte 
und nicht um eine nur vorübergehende, konjunk-
turpolitisch motivierte Steuersenkung handelt, darf 
man damit rechnen, daß die auf diese Weise den 
Privaten zusätzlich belassenen Einkommen zu einem 
normalen Anteil für den privaten Verbrauch ver-
wendet werden, und daß auch die Investitionen, die 
dem privaten Verbrauch dienen, davon mitbestimmt 
sein werden. 

326. Auf der Ausgabenseite wird sich der Staat 
schwerer tun, zur Erhöhung des Beschäftigungs-
standes in stabilisierungsgerechter Form beizutra-

1) Ein Teil der Haushaltswirkungen der Steuerreform 
wird sich buchungsmäßig auf der ·Ausgabenseite nie-
derschlagen, da anstelle der Steuerbegünstigung für 
Steuerpflichtige mit Kindern künftig ein Kindergeld 
ausgezahlt wird. 
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gen. Schon wegen der in den kommenden Jahren 
ohnehin sehr stark steigenden öffentlichen Ver-
schuldung hat der Staat darauf zu achten, eine un-
geliemmte Ausgabenexpansion wenn irgend mög-
lich zu vermeiden. Die Vorbereitung konjunktur-
politisch motivierter Ausgabenprogramme ist zwar 
angezeigt; ausgeführt werden sollten solche Pro-
gramme aber nur, sofern sich zeigt, daß die Aus-
gabenneigung der Privaten sich weiter abschwächt, 
oder sofern die Ausgabenansätze an anderer Stelle 
gekürzt werden (Ziffer 246). 

Im Vordergrund des finanzpolitischen Bemühens 
sollte vielmehr eine Veränderung der Ausgaben-
struktur der öffentlichen Haushalte stehen, die es 
erlaubte, mit diesen Ausgaben mittelbar die Leistun-
gen einer möglichst großen ·Anzahl von Arbeits-
kräften in Anspruch zu nehmen. Der Weg hierzu 
führt in erster Linie über die Bemühung, die Ver-
teuerung der Staatsleistungen in möglichst engen 
Grenzen zu halten, und. dies ist vor allem eine Frage 
der Lohn- und Gehaltserhöhungen im öffentlichen 
Dienst, namentlich wenn man die Wirkungen be-
rücksichtigt, die ein Tarifabschluß im staatlichen 
Bereich auf das Lohnniveau im ganzen hat, damit 
auf das Kostenniveau und schließlich auf die Preise, 
die der Staat im Bereich seini:ir Sachausgaben und 
Investitionen zu zahlen hat. 

327. Wie erwähnt, erwarten wir für das Jahr 1975 
ohne weitere konjunkturpolitisch motivierte Son-
derprogramme Ausgaben der Gebietskörperschaf-
ten in Höhe von etwa 361 Mrd DM (Ziffer 263). 
Zugleich ist nach unseren Schätzungen mit Steuer-
einnahmen von 256 Mrd DM zu rechnen. Damit 
würde sich die volkswirtschaftliche Steuerquote, 
die Steuereinnahmen bezogen auf das Bruttosozial-
produkt, um 0,4 Prozentpunkte ermäßigen. 

Bei einer solchen Entwicklung der Steuerquote und 
einem Wachstum des Produktionspotentials um 
3 vH sowie unter Einrechnung eines kurzfristig für 
unvermeidlich zu haltenden Anstiegs des Preis-
niveaus, gemessen am Preisindex für das Brutto-
sozialprodukt, von 5 vH (Ziffer 309) wäre ein Haus-
haltsvolumen der Gebietskörperschaften von 335 
Mrd DM konjunkturneutral zu nennen. Um '.'!' Mrd 
DM würden also die von uns geschätzten Staats-
ausgaben über dieses Maß hinausgehen (Tabelle 25). 
Dieser Betrag steht für die konjunkturellen Impulse, 
die von einer Finanzpolitik, wie sie hier angenom-
men ist, zu erwarten wären. 

328. Sehr viel größer wird das Finanzierungsdefizit 
der Gebietskörperschaften ausfallen. Um 51 Mrd 
DM werden voraussichtlich die laufenden Einnah-
men des Staates, außer den Steuereinnahmen also 
die vielfältigen sonstigen Einnahmen mit Ausnahme 
der aus Krediten, hinter den Staatsausgaben zurück-
bleiben. Die Differenz zwischen diesem Betrag und 
den zuvor genannten 26 Mrd DM madit das aus, 
was wir die konjunkturneutrale Kreditaufnahme des 
Staates nennen. Sie setzt sich zusammen aus einem 
Sockel mittelfristig .normaler" öffentlidier Kredit-
aufnahme - dem entsprechen nach unseren Ansät-
zen für die Rechnungen für 1975 16 Mrd DM - und 
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ein sehr hohes Niveau der Realzinsen. Zum Teil, 
aber eben nur zum Teil, dürften die Gründe hierfür 
in den unterschiedlichen Stabilisierungsanstrengun-
gen liegen. In vielen Ländern hat die Geldpolitik 
kein Zinsniveau bewirkt, in das auch nur die hohen 
Inflationsraten voll eingegangen wären, geschweige 
denn ein Zinsniveau, das bei den gegebenen Infla-
tionsraten eine restriktive Wirkung der Geldpolitik 
anzeigte. Im Inland hingegen ist als Ergebnis der 
geldpolitischen Restriktion der Realzins derzeit 
vermutlich höher, als er auf Dauer sein kann. Auch 
solche Unterschiede können in der aktuellen Wech-
selkursbewegung ihren Niederschlag finden (da-
durch, daß zeitweise die Mark höher bewertet wird, 
als der mittelfristigen Trendbewegung entspricht), 
zumal wenn es sich um vorübergehende Unterschie-
de handelt. 

Schwieriger wird es, wenn die binnenwirtschaft-
lich orientierte Geldpolitik dauerhaft ein Realzins-
gefälle zum Ausland aufrechterhalten wollte. Diese 
Frage stellt sich besonders, weil außer den schon 
genannten Gründen für die derzeit gegebenen Un-
terschiede in den Realzinsen der Einfluß zu beden-
ken ist, der von den anlagesuchenden Olmilliarden 
auf das Zinsniveau in den Finanzzentren der Welt 
ausgeübt wird. Aus Gründen, die uns nicht be-
kannt sind, und die möglicherweise mit dem Rest 
an Kapitalverkehrskontrollen zusammenhängen, ha-
ben diese Kapitalströme bisher anscheinend nur in 
vergleichsweise geringem Umfange die Anlage in 
der D-Mark gesucht. Dies muß jedoch nicht so blei-
ben. Je mehr ein Erfolg der deutschen Stabilisie-
rungsbemühungen offenbar macht, daß die Höher-
bewertung der D-Mark sich fortsetzen muß, desto 
unwahrscheinlicher wird es, daß die Unterschiede 
in den Nominalzinsen so stark, wie es 1974 an-
scheinend der Fall gewesen ist, darüber entschei-
den, wohin sich die internationalen Kapitalströme 
wenden, und nicht auch die erwarteten Gewinne 
und Verluste, die sich mit erwarteten Wechselkurs-
änderungen verbinden (und die sich bei funktions-
fähigen Devisenterminmärkten in den Terminkursen 
für die einzelnen Währungen niederschlagen wür-
den und damit auch kalkulierbar wären). Eine Po-
litik, die im Inland einen Realzins aufrechterhält, 
der dauerhaft höher wäre als im Ausland, würde 
dann einen Daueranreiz für einen Kapitalzustrom 
setzen, der mit marktkonformen Mitteln kaum auf-
gehalten werden könnte. 

321. Die Analyse dieser komplizierten Zusammen-
hänge führt zu der Schlußfolgerung, daß in der Bun-
desrepublik derzeit den Investoren bei der Finan-
zierung ihrer Anlagen ein wesentlich höherer Real-
zins abverlangt wird, als dem Angebot an Spar-
kapita,l in der Welt entspricht, das wegen der Berei-
cherung der Olländer sehr reichlich geworden ist. 
Konkret: Im Wohnungsbau der Bundesrepublik müs-
sen derzeit hohe Realzinsen gezahlt werden, obwohl 
in der Welt die Leistung von Ressourcen zu sehr 
niedrigen Realzinsen geliehen werden kann und 
obwohl die Inanspruchnahme solcher Quellen ange-
sichts des Saldos unserer Leistungsbilanz überhaupt 
keine Sorgen zu machen brauchte. Denn die Bundes-
republik würde sich damit nicht etwa in Abhängig-

keit von ausländischen Kapitalmärkten begeben, 
sondern zunächst einmal nur den außerordentlich 
hohen Kapitalexport vermindern, der gegenwärtig 
in doppelter Hinsicht ein Problem darstellt (Zif-
fern 167 ff.). Hält man das reichliche internationale 
Angebot an Sparkapital für vorübergehend - wo-
zu allerdings wegen der Olmilliarden kein Anlaß 
besteht (Ziffer 460) - so wäre es nur konsequent, 
aus stabilisierungspolitischen Gründen eine An-
passung der Volkswirtschaft an einen sehr niedri-
gen Realzins nicht zuzulassen. Ist man jedoch nicht 
dieser Meinung, wäre nur schwer zu begründen, 
warum die Volkswirtschaft darauf verzichtet, als 
Teilausgleich für den Einkommensverlust zugun-
sten der Olländer wenigstens den Vorteil eines 
niedrigen Kapitalzinses wahrzunehmen. Diesen Vor-
teil nutzen, heißt nicht ohne weiteres in Wider-
spruch zu den Zielen der Stabilitätspolitik geraten. 
Ein solcher Widerspruch würde vermieden, we~ 
die Bundesrepublik eine Höherbewertung der Mark 
zuließe oder begünstigte (etwa durch Aufhebung 
des Verzinsungsverbots für Ausländereinlagen bei 
deutschen Banken), die über das unter Ziffer 31 t 
angesprochene Maß hinausginge. Die Chancen der 
Exportwirtschaft würden dadurch zwar beeinträch-
tigt, die Chancen der binnenwirtschaftlich orientier-
ten Bereiche jedoch verbessert. Dies würde eine 
Verminderung der Leistungsbilanzüberschüsse be-
deuten und damit auch einen Wandel, der wegen 
der entgege.ngesetzten Entwicklung in der jüngsten 
Vergangenheit nur erwünscht sein könnte. Als Vor-
teil mag auch angesehen werden, daß auf diese 
Weise das in der Bundesrepublik inzwischen er-
reichte hohe Lohnniveau für die Unternehmen er-
träglicher würde; denn die im Zuge der Stabilisie-
rung ohnehin erwartbare Entlastung auf der Seite 
der Zinskosten schlüge kräftiger und doch dauer-
haft zu Buc:he. Nachteilig wäre eine solche Stra-
tegie allerdings für die Kapitalbesitzer im Inland,. 
Sie würden sich mit einem sehr niedrigen Realzins 
begnügen müssen. 

Hier ist eine wichtige Verknüpfung von Geldpoli-
tik und Wechselkursbewegung zu beachten. Sollten 
Bundesregierung und Bundesbank aus den zuvor 
erörterten Gründen eine kräftige, wenn auch mög-
lichst stetige Höherbewertung der Mark zulassen 
wollen und kommt über den Markt eine solche Hö-
herbewertung zustande, so wird vermutlich eine 
deutliche Zinssenkung marktgerecht, das heißt ver-
einbar mit einem stetig aber begrenzt zunehmenden 
Angebot an Zentralbankgeld entsprechend einem 
geldpolitischen Kurs, wie er unter Ziffer 312 skiz-
ziert worden ist. Die Bundesbank sollte sich einer 
solchen Zinssenkungstendenz dann nicht etwa in 
den Weg stellen, sondern sie über die Beeinflussung 
der Zinserwartungen eher fördern, damit die Ab-
lösung eines Teils der Auslandsnachfrage durch 
mehr Binnennachfrage sich möglichst reibungslos 
vollziehen kann. Sorgen hinsichtlich der Wirksam-
keit ihres stabilitätspolitischen Kurses brauchte die 
Bundesbank nicht zu haben, solange sie die Ex-
pansion der Geldbasis fest im Griff hält. 

322. Ob eine Abstimmung mit den Partnern im 
Floating-Block gefunden werden kann, die· einen 
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nen. Immerhin ist der hier in Frage stehende Betrag 
deutlich größer als der Zuwachs der Geldbasis, den 
wir im kommenden Jahr für angemessen halten. 
Falls die Guthaben rasch oder vollständig aufg<ilöst 
werden, müßte es sogar zu kompensatorischen Vor-
gängen bei anderlln Quellen der Geldbasis kommen 
(Abbau der Wechsel- und Lombardkredite, Offen-
Markt-Verkäufe, Verkauf von Devisenreserven). 
Würde so verfahren, gäbe es stabilitätspolitisch 
keine Einwände. Allerdings wäre zu wünschen, daß 
es im gegebenen Falle gelingt, eine Kompensation 
möglichst reibungslos zu bewerkstelligen, die Bun-
desbank also nicht zu Maßnahmen greifen müßte, 
die in der Offentlichkeit Signalcharakter in Richtung 
.Restriktion" haben, während es allein darum ginge, 
die expansiven Wirkuogen zu beschneiden, die von 
der Auflösung der staatlichen Notenbankguthaben 
andernfalls ausgehen. 

316. Außerordentlich bedeutsam erscheint uns, daß 
der Kurs der Geldpolitik im voraus allen bekannt 
ist. Es wäre nicht gut, wenn sich Irrtümer wieder-
holten, wie sie das Jahr 1974 belastet, und zwar 
schwer belastet haben. Auch an der Jahreswende 
1973/74 hatte die Bundesbank in ihren Verlautba-
rungen zwar deutlich gemacht, daß sie nicht vor-
habe, jedwede Inflationsrate zu finanzieren, die von 
den öffentlichen Haushalten und der Lohnpolitik 
möglicherweise programmiert wird. Doch der Nach-
druck dieser Erkläruogen war offenbar nicht groß 
genug. An der Jahreswende 1974/75 wird dasselbe 
Problem bestehen. In der Wirtschaft und hier wie-
derum besonders bei den Tarifpartnern müßte es 
Verwirrung geben, wenn die Bundesbank glaubhaft 
zu machen bestrebt ist, daß sie die Chancen für eine 
sehr deutliche Dämpfung des Preisauftriebs voll zu 
nutzen gewillt sei, die Bundesregierung jedoch ge-
samtwirtschaftliche Zielwerte der Wirtschaftspolitik 
vertritt, die hinsichtlich der Inflationsbekämpfung 
sehr viel weniger ehrgeizig sind. 

Unser Wissen über die quantitativen Zusammen-
hänge zwischen den steuerbaren monetären Größen 
einerseits uod den gesamtwirtschaftlichen Ausga-
ben, der Beschäftigungs- und Preisniveauentwick-
lung andererseits ist nicht gut genug, als daß wir 
für die gegenwärtige Ausnahmesituation einer Infla-
tionsbekämpfung bei Unterbeschäftigung dazu raten 
könnten, eine exakte Zielgröße für die Expansion 
der Zentralbankgeldmenge möglichst verbindlich zu 
erklären. Klarheit sollte jedoch herrschen hinsicht-
·lich der Stärke der gesamtwirtschaftlichen Ausga-
benexpansion, für die eine ausreichende Geldver-
sorgung angestrebt werden wird - möglicherweise 
verbunden mit einem Vorbehalt hinsichtlich der 
Preisniveauentwickluog, der angibt, daß die Bun-
desbank gegenhalten werde, wenn der gewährte 
Finanzierungsspielraum fast vollständig zur Finan-
zierung der Inflation und kaum zur Finanzierung zu-
sätzlicher Produktion genutzt wird. Eine klare Ziel-
vorstellung ist für die Geldpolitik nicht weniger 
dringlich und zumutbar als etwa für die Finanz-
politik. Im Gegenteil, sie ist besonders dringlich, 
und zwar vor allem dann, wenn es zu den Spiel-
regeln gehören soll, daß alle den Kurs der Geld-
politik zu respektieren haben. 
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317. Währuogspolitik sollte es unter Bedingungen 
beweglicher Wechselkurse eigentlich nicht zu ge-
ben brauchen. Der freie Marktausgleich an den De-
visenmärkten hält der Geldpolitik den Rücken frei 
und schafft Wechselkurse, unter denen der Saldo 
bei Ausfuhr und Einfuhr gerade übereinstimmt mit 
dem Saldo bei den internationalen Kapitalströmen. 

Frei sind jedoch nicht die Wechselkurse der D-Mark 
gegenüber den Währungen des europäischen Floa-
ting-Blocks, uod sicher ist nicht, daß die Kapitalver-
kehrsströme 1975 keine Wechselkursbewegung er-
zeugen, die mit Rücksicht auf den. Außenhandel 
und dessen berechtigtes Verlangen nach einer im 
Trend einigermaßen überschaubaren Wechselkurs-
entwicklung hinnehmbar ist. 

318. Wegen der voraussichtlich anhaltenden Unter-
schiede zwischen den Inflationsraten im Ausland 
und derjenigen im Inland wird es allerdings ten-
denziell über den Markt wohl weiterhin zu einer 
Höherbewertung der D-Mark kommen. Ihr sich ent-
gegenstellen hieße eine Verbesseruog der Wett-
bewerbsposition der deutschen Exporteure uod der 
mit Importangeboten konkurrierenden inländischen 
Produzenten herbeiführen, die angesichts uoserer 
hohen Leistungsbilanzüberschüsse nicht erwünscht 
sein kann. Der Abstand zwischen den Inflations-
raten im Ausland und im Inland ist derzeit nicht ge-
ring. Auf funktionsfähigen Devisenmärkten wird 
sich eine darauf beruhende Höherbewertung der 
D-Mark auch nicht in Sprüngen vollziehen und da-
her für den Außenhandel keine unzumutbare An-
passungsaufgabe stellen. 

319. Es könnte aber sein, daß sich die internationa-
len Kapitalströme, wie es auch in der Vergangen-
heit vorgekommen ist, zeitweise nicht an den Be-
dingungen ausrichten, die auf mittlere Sicht durch 
die - allerdings nicht sicher bekannten - Wett-
bewerbsverhältnisse im Außenhandel und auf kurze 
Sicht durch die internationalen Zinsdifferenzen ge-
setzt ~ind .. Unsicherheiten über die langfristige Kurs-
entwicklung geben Erwartungen auf kurzfristige 
Wechselkursänderungen zu viel Raum, die Kapital-
ströme und über diese die tatsächliche Kursent-
wickluog zu bestimmen. In solchen Fällen können 
Interventionen hilfreich sein, die die Wechselkurs-
bewegung glätten - gelegentlich auch weitere Hil-
fen für die Erwartungsbildung am Markt hinsichtlich 
dessen, was auf mittlere Frist marktgerecht sein 
könnte und daher schon heute die Anlageentschei-
dungen im Kapitalverkehr bestimmen sollte. 

320. Aber selbst wenn all dies im Prinzip gelänge, 
bliebe doch ein Problem, das schon in der nächsten 
Zukunft eine größere Bedeutung erlangen könnte: 
Auch wenn man die Zinssätze, die im intematio• 
nalen Kapitalverkehr eine bestimmende Rolle spie-
len, von Unterschieden in den Inflationsraten des 
Auslands und des Inlands bereinigt, also gleichsam 
Realzinsen vergleicht, werden beträchtliche Dif-
ferenzen sichtbar. Die Bundesrepublik hat derzeit 
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jedoch als Zielgröße nicht in Betracht. Im. Verlauf 
des Jahres 1975 soll der Beschäftigungsstand wie-
der steigen. Andererseits darf man eine völlig un-
veränderte Neigung zur Kassenhaltung nicht unter-
stellen; bleibt Zentralbankgeld knapp, so werden 
vermutlich noch weitere Möglichkeiten gesudlt und 
audl gefunden werden, das verfügbare Zentralbank-
geld effizienter einzusetzen (Ziffer 181). Stellt man 
dies in Redlnung, so könnte die Geldpolitik stabili-
sierungsgerecht genannt werden, wenn sie anstrebt, 
die Geldbasis im Verlauf des Jahres 1975 um 8 vH 
bis 9 vH ansteigen zu Jassen. Die Jahreszuwadls-
rate 1975 gegenüber 1974 würde dann 7 vH bis 7 1/z 
vH betragen. Es sollte nur dann etwas mehr sein, 
wenn sich die Ausgabenneigung_ im privaten Sektor 
weiter absdlwächt und die Kassenhaltung sich wie-
der normalisiert, also zunimmt. 

313. Eine soldle Begrenzung für die Expansion der 
Geldbasis halten wir für notwendig, weil elne ex-
pansive Wendung der monetären Politik allenfalls 
teilweise - und nidlt einmal dies wäre sidler -
einen stärkeren Einfluß auf die Produktion hätte, 
ihre Hauptwirkung aber wohl in einer weiteren Er-
höhung des Preisniveaus läge. Daß der ausreidlende 
Spielraum dann audl genutzt wird, und wenn er 
genutzt wird, daß dies in einer Weise gesdlieht, bei 
der möglidlst viel zur Finanzierung zusätzlicher 
Produktion und möglidlst wenig zur Finanzierung 
der Inflation absorbiert wird, liegt nicht in der Hand 
der Bundesbank. 

314. Wegen der abgeschwächten Ausgabenneigung 
und wegen der inzwisdlen wieder mehr auf eine 
Abnahme _der Inflation geridlteten Erwartungen 
kann damit geredlnet werden, daß sich auch bei" 
einer weiterhin mäßigen Expansion der Geldbasis 
die Tendenz zur Senkung des Zinsniveaus fortsetzt. 
Diese Tendenz wäre dann nidlt Ausdruck einer 
Wendung hin zu expansiver monetärer Politik, son-
dern Ausdruck davon, wie sich das Marktsystem 
selbst hilft, eine ungenügende Ausgabenneigung 
zu beleben. Es bestehen audl keine Bedenken da-
gegen, daß die Bundesbank die Erwartungen, die 
sidl auf eine Senkung der Zinsen ridlten, stärkt und 
damit hilft, diese herbeizuführen. Dies gilt allerdings 
nur dann, wenn nicht neue inflatorische Impulse, 
etwa von der Lohnpolitik, die gestärkten Stabilisie-
rungshoffnungen aufs neue stören. 

315. Große Beunruhigung ruft weiterhin hervor, 
daß die öffentlichen Haushalte im Jahre 1975 ein 
Kassendefizit in spektakulärer Höhe zu decken ha-
ben und daher die Kreditmärkte mit einer großen 
Mehrnachfrage nadl Krediten belasten werden. 

Zwar ist die Frage nodl unbeantwortet, wie es auf 
mittlere Sicht mit der Staatsversdluldung weiterge-
hen soll, und diese Unsidlerheit mag die Investoren 
und die Anleger am Kapitalmarkt belasten. Im Vor-
dergrund steht jedoch die Frage, ob kurzfristig die 
monetären Märkte durdl die staatlichen Kreditwün-
sdle überfordert sein müssen. Wir meinen, daß dies 
nidtt unbedingt der Fall zu sein braudlt. Die kon-
junkturelle Bedeutung der einzelnen Komponenten 

des staatlidten Finanzierungsdefizits ist sehr unter-
sdtiedlidl. Ein Teil des Kreditbedarfs des Staates 
besteht in der, mittelfristig gesehen, .normalen• Zu-
nahme der Staatsversdmldung (Ziffer 413). Ein wei-
terer Teil dient zum Ausgleich von Steuerausfällen, 
die lediglidl Reflex der abgesdlwädlten Ausgaben-
neigung im privaten Sektor der Volkswirtsdtaft 
sind. Die Finanzierung dieser beiden Komponenten 
ist konjunkturneutral, das heißt ohne eine Beein-
trädttigung der Kreditnachfrage von Privaten mög-
lidl. Reidtt die Geldversorgung iin Hinblick auf die 
gesamtwirtsdlaftlidten Zielgrößen aus, so nimmt 
der Staat mit der konjunkturneutralen Versdiul-
dmig nidlt mehr Kredite auf, als im Angebot an 
Finanzierungsmitteln ohnehin für ihn vorgesehen 
ist. Denn die Zielvorstellung für. die Expansion 
der gesamtwirtschaftlidten Ausgaben, zu der die 
Geldversorgung passen soll, enthält ja nidtt etwa 
den Auftrag an die öffentlidlen Haushalte, ihre 
Ausgaben entsprechend der Ausgabenneigung der 
Privaten einzusdtränken, sich also kontraktiv zu 
verhalten. Eine Belastung der monetären Märkte 
durdt die Kreditnadlfrage der öffentlidten Haus-
halte entsteht also nur insoweit, als die öffentlichen 
Ausgaben über das konjunkturneutrale Haushalts-
volumen hinausgehen. In diesem Maße stellt sidl 
dann in der Tat die Frage, ob die Öffentlidlen Haus-
halte konjunkturgeredtt sind und ob bei der hier 
angenommenen mäßigen Expansion der Geldbasis 
der Kreditbedarf des Staates Verklemmungen an 
den monetären Märkten hervorrufen wird - Ver-
klemmungen, die sidl audt so zeigen könnten, daß 
es zu einer an sidt erwünsdlten Senkung des Zins-
niveaus nidtt käme. Eine quantitative Analyse des 
staatlichen Kreditbedarfs geben wir unter Ziffer 328. 

Ebenso verbreitet ist die Sorge, der Staat werde zu 
leidttfertig einen Teil seines Finanzierungsdefizits 
durdl Rückgriff auf seine Guthaben bei der Noten-
bank zu decken suchen. Die Bindung, der diese Gut-
haben unterliegen (Konjunkturausgleidtsrücklage 
im Sinne des Stabilitäts- und Wadtstumsgesetzes), 
müßte in diesem Falle dann aufgehoben werden 1). 

Für die Gebietskörpersdlaften aller Ebenen geht es 
um Guthaben von fast 11 Mrd DM. Die Auflösung 
dieser Guthaben ist Geldschöpfung bei der Noten-
bank und daher selbstverständlidt bei der Steue-
rung der Geldbasis durdt die Geldpolitik anzuredt-

1) Die obligatorischen Konjuokturausgleichsrilcklagen 
(2,9 Mrd DM) können nur durch eine Rechtsverord-
nung der Bundesregierung, die Einnahmen aus dem 
Stabilitätszuschlag (3,5 Mrd DM) nur d'!rch ein Ge-
setz aufgelöst werden, in beiden Fällen Ist die Zu-
stimmung des Bundesrates erforderlich. Die freiwilli-
gen Konjunkturausgleichsrücklagen des Bundes 
(1,0 Mrd DM) können durch einen Beschluß der Bun-
desregierung aufgelöst werden. Die Mittel aus der 
lnvestitionsteuer (0,9 Mrd DM, die dem Bund zu rund 
zwei Drittel zustehen) uod der Stabilitätsanleihe des 
Bundes (2,5 Mrd DM) unterliegen keinen Zugriffsbe-
schränkungen. Alle bei der Bundesbank als Konjunk„ 
turausgleichsrücklage angesammelten Mittel dürfen 
nur zur Vermeidung einer die Ziele des § 1 Stabilitäts-
und Wachstumsgesetz gefährdenden Abschwächung 
der allgemeinen Wirtschaftstätigkeit verwendet wer-
den. 
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Jahres 1974 liegen wird .. Der Preisindex für das 
Bruttosozialprodukt dürfte dann etwa um ebensoviel 
steigen. 
Einen geringeren Anstieg des Preisniveaus halten 
wir nimt für erreimbar, weil der Kostendrud< nam 
wie vor groß ist, weil wiederum mit einem Anheben 
administrierter Preise zu redmen ist und weil sim 
importierte Waren aum 1975, wenngleim weit weni-
ger als im Jahr zuvor, verteuern dürften. Zudem 
sind die Widerstände nidit gering zu amten, die von 
der keineswegs smon überwundenen Inflationsge-
wöhnung herrühren. Es wäre bereits ein großer 
Smritt vorwärts, wenn der Preisanstieg im Verlauf 
des Jahres 1975 um etwa 2 Prozentpunkte niedriger 
ausfallen würde, als die Verlaufsrate im Jahr 1914 
(6 vH). Die Inflationsdämpfung würde sim allmählim 
vollziehen. 
Einen größeren Anstieg des Preisniveaus halten wir 
für vermeidbar, weil die zurüd<haltende Nadifrage 
und der sim versmärfende Wettbewerb im Zusam-
menhang mit der Unterauslastung der Kapazitäten 
verhindern werden, daß die Unternehmen smon 1915 
wieder die Gewinnspannen realisieren können, die 
sie für auskömmlim halten. Der Preisanstieg ist im 
Jahresvergleim allerdings nur dann auf 5 vH bis 
51/1 vH zu begrenzen, wenn alle Möglimkeiten einer 
Dämpfung des Preisauftriebs aum genutzt werden. 

III. Was zu tun Ist 

310. Dies muß man zusammen sehen: 

- Die Notwendigkeit einer Geldpolitik, welme de1 
Wirtsmaft weiterhin die Zeimen auf .Rüd<ge-
wöhnung an Stabilität" setzt und keinen Zweifel 
daran läßt, daß jeder sein eigenes Interesse nur 
m:t Vorteil verfolgt, wenn er diese Zeimen 
beamtet, 
die Notwendigkeit, die Verkrampfung in der 
WirtsmaJt zu lösen, die derzeit verhindert, daß 
auf der· Basis der Chance auskömmlimer Ge-
winne die Investitionen gewagt werden, ohne 
die weder kurzfristig ein hoher Besmäftigungs-
stand wieder erlangt nom für die Zukunft ein 
wamsender Wohlstand gesimert werden kann, 
und 

- die Notwendigkeit, aus außenwirtsmaftlimen 
Rüd<simten und eigenem Interesse nam Kräften 
einen Abbap. der unerwünsmt hohen außen-
wirtsmaftlimen Ubersmüsse einzuleiten. 

311. Hieraus erwämst die Zuweisung der Rollen 
an die Geldpolitik, die Währungspolitik, die Finanz-
politik und an diejenigen, die wirtsmaftlime Mamt 
und damit gesamtwirtsmaftlime Verantwortung tra-
gen: 
- Die monetäre Politik ist bei ihrer radikalen Ab-

kehr von den inflatorismen Raten der Geldver-
mehrung zunämst über den Pfad hinausgegan-
gen, der zu einer längeren Phase der allmählimen 
Stabilisierung paßt, und sie mußte dies tun, um 
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den Prozeß der Inflationsgewöhnung zu stoppen 
und umzukehren. Sie kann jetzt auf diesen Pfad 
gehen. Bis zu dem Zeitpuiikt, an dem sidi die 
Erwartungen auf weiter abnehmende Inflations-
raten gefestigt haben werden, ist dies jedodi ein 
Pfad, auf dem die Geldpolitik dem Stabilisie-
rungsprozeß ständig etwas vorgreift und ihn so 
vorantreibt. 

- Währungspolitisdi ist die Grundeinstellung nö-
tig, einer marktgerediten Bewertung der D-Mark, 
die dem Fortgang der Stabilisierung im. Inland 
und der unvermindert anhaltenden Inflation im 
Ausland Redmung trägt, nidit entgegenzutreten. 
Nimt im Widersprum zu den Erfordernissen der 
monetären Politik stijnde es, wenn sim bei einer 
kräftigen Höherbewertung der D-Mark eine kräf-
tige Senkung des Zinsniveaus im Inland ergäbe. 

- Die Finanzpolitik hatte zuletzt die Aufgabe, nur 
vorsimtig dort gegenzuhalten, wo sim als Folge 
der smarfen monetären Restriktion unerwünsdite 
Oberreaktionen zei11ten. Sie kann sidi jetzt mehr 
dem Ziel widmen, dämpfende Wirkungen der 
monetären Politik auf Produktion und Besmäfti-
gung abzufangen. 

- Die autonomen Gruppen haben 1974 entsdiei-
dend dazu beigetragen, wenn aum zum Teil im 
Irrtum, das Kostenniveau auf eine Höhe zu brin-
gen, auf der es in der Konfrontation mit den von 
der Geldpolitik besmränkten Finanzierungsspiel-
räumen zu der Verkrampfung bei der Investi-
tionsneigung und zum Rüd<gang der Besmäfti-
gung kommen mußte. Ihre Aufgabe ist es jetzt, 
diese Verkrampfung zu lösen. 

Monetllre Politik 

312. Die Geldpolitik hat bis zum Herbst 1914 die 
Expansion der Geldbasis an eine Jahresrate von 
etwa 6 vH herangeführt. Sie kann dabei nimt ste· 
henbleiben. Da sidi auf mittlere Frist monetäre Ex-
pansion und Expansion der gesamtwirtsmaftlimen 
Ausgaben parallel entwid<eln, müßte ein solmer 
Kurs den Auslastungsgrad des gesamtwirtsdiaft-
lidien Produktionspotentials, das derzeit mit einer 
Jahresrate von 3 vH wächst, weiter senken; denn 
der zunämst für unvermeidlim zu haltende Anstieg 
des Preisniveaus wird nur allmählich geringer wer-
den. 
Orientierungsgröße für die Bemessung der anzu-
steuernden Expansion der Geldbasis könnte sein, 
was den Finanzierungsspielraum für einen Zuwachs 
des Sozialprodukts entspremend dem Wadistum des 
Produktionspotentials smafft, zuzüglim der Rate 
der Preisniveausteigerung, die wir 1915 für unver-
meidlim halten, das heißt einen Finanzierungsspiel-
raum, bei dem der Auslastungsgrad des Produk• 
tionspotentials unverändert bleiben könnte. Geht 
man dabei vom Jahresende 1974 aus, so erfordert 
das - bei unveränderter Neigung zur Kassenhal-
tung - eine Expansion der Geldbasis im Verlauf 
des Jahres 1915 von etwa 1 vH. Den Besmäftigungs-
stand vom Jahresende 1974 beizubehalten, käme 
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behoben werden. Die Stabilisierungspolitik muß der 
Wirtschaft einen angemessenen Raum lassen, sich in 
ihren Dispositionen von der bisherigen Inflations-
gewöhnung zu lösen und auf mehr Stabilität einzu-
stellen. Allmählichkeit in der Inflationsbekämpfung 

erlaubt es, bald die Arbeitslosigkeit abzubauen, 
wenn auch nicht in einem Ausmaß, daß wieder 
Spannungen am .Arbeitsmarkt vorherrschen, 

- bewahrt die, die langfristige Zinsversprechen zu 
hohen Sätzen abgeschlossen haben, vor einer 
plötzlichen Uberschuldung, ohne jedoch ihre In-
flationserwartungen voll zu honorieren, 

- begrenzt die Aufgabe der Finanzpolitik, uner-
wünschten Beschäftigungseinbrüchen entgegenzu-
wirken, auf ein tragfähiges Maß und 

- berücksichtigt den konjunkturellen Verbund mit 
dem Ausland, der, wenngleich gemildert, auch 
noch unter dem Regime flexibler Wechselkurse 
besteht. 

Kein Argument wäre es, die Stabilisierung deshalb 
weniger ehrgeizig zu betreiben, weil der Staat dann 
weniger Ste_uereinnahmen zu erwarten hättei denn 
mit einer Abschwächung des Preisauftriebs steigen 
auch die Preise für die Güter und Leistungen, die der 
Staat nachfragt, langsamer. 

306. Die schwierige Lage gebietet ein abgewoge-
nes, doch nicht den Verzicht auf ein energisches, 
auch risikobereites Handeln. Helfen sollte, daß der 
Olschock, die Strukturkrise am Baumarkt, die Ab-
satzeinbuße an Automobilen, vor allem aber der 
Verlust an Arbeitsplätzen gesamtwirtschaftliche Zu-
sammenhänge für viele sichtbar gemacht und so die 
Einsicht gefördert hat, daß ohne Geldwertstabilität 
Vollbeschäftigung nicht dauerhaft zu sichern und 
ohne vorübergehende Anpassungslasten Geldwert-
stabilität nicht zurückzugewinnen ist. Wie weit die 
Bereitschaft geht, derartige Lasten zu tragen, ist 
ungewiß; gewiß ist aber, daß sie überfordert -wird, 
wenn der Stabilisierungserfolg sich nicht schon im 
Verlauf des Jahres 1975 für alle deutlich zeigt. Bis 
dahin ist die stabilisierungspolitische Grundlinie 
durchzuhalten; das ist die Voraussetzung für den 
nachhaltigen Erfolg. 

307. Die gesamtwirtschaftlichen Produktionsmög-
lichkeiten sind gegenwärtig so wenig genutzt, daß 
es vorerst nicht an Spielraum für eine konjunktu-
relle Belebung fehlt. Die Unterauslastung erlaubt 
vorübergehend Wachstumsraten des realen Sozial-
produkts, die diejenigen des Produktionspotentials 
übersteigen. Ist diese jedoch wieder normal genutzt, 
so kann die Produktion nur noch im Maße des Po-
tentialwachstums zunehmen. Die Wachstumsrate des 
Produktionspotentials nimmt seit 1971 ab; im näch-
sten Jahr dürfte nur noch eine Rate von 3 vH erzielt 
werden gegenüber einem Durchschnitt der Jahre 
1962 bis 1973 von 41/2 vH (Ziffer 222). Hier wird 
deutlich, welche Konsequenzen eine rückläufige In-
vestitionstätigkeit für die künftige Güterversorgung 
hat. Bliebe es bei derart niedrigen Raten, so hätten 
alle, Private wie Staat, in ihren Ansprüchen erheb-
lich und dauerhaft zurückzustecken. Versäumnisse 

hier. wo die Weichen für die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung auf mittlere und lange Sicht gestellt 
werden, s,ind nur über Jahre korrigierbar. Deshalb 
gilt es, die Expansion der gesamtwirtschaftlichen 
Produktionsmöglichkeiten bewußt zu fördern. 

308. Nicht minder wichtig als der Umfang der In-
vestitionen ist ihre Struktur; sie entscheidet letzt-
lich über die Komponenten des volkswirtschaftlichen 
Kapitalstocks, die ihrerseits die potentielle Struktur 
der Produktion von Gütern und Leistungen festle-
gen. Die Richtmaße hat dabei der künftige Bedarf, 
nicht der von heute zu setzen. Das ist zu bedenken, 
wenn es darum geht, die jetzt in der Phase des kon-
junkturellen Abschwungs freigesetzten Produktiv-
kräfte wieder einzugliedern. 

Im allgemeinen kann man darauf vertrauen, daß der 
Markt durch seine Abstimmungsmechanismen einen 
zukunftsorientierten Strukturwandel zuwege bringt. 
Gerade in einer Abschwungsphase werden die Un-
ternehmen um Neuerungen bei Produkten und Fer-
tigungsverfahren sowie im Ansatz bemüht sein; der 
sich verschärfende Wettbewerb erzwingt eine stär-
kere Ausrichtung auf die Wünsche der Nachfrager. 
Nicht immer gibt das Marktgeschehen allerdings die 
richtigen Signale. Unter den gegenwärtigen Bedin-
gungen muß vor allem die ausgeprägte Exportorien-
tierung der deutsdlen Wirtsdlaft beunruhigen; durdl 
sie könnten die Investitionspläne der Unternehmen 
erneut zu sehr auf den ausländischen Bedarf aus-
gerichtet werden. 

Der Staat kann den Strukturwandel im privaten 
Bereich durch Ausgaben für zukunftsweisende For-
sdlungsprojekte und Infrastrukturinvestitionen, audl 
etwa dadurch fördern, daß er - wie es heute mit 
erheblidlem Einsatz geschieht - die Mobilität der 
Arbeitskräfte durdl Beihilfen der verschiedensten 
Art voranbringt. 

309. Das Jahr 1975 muß die konjunkturelle Wende 
bringen; zugleidl gilt es, der Geldwertstabilität und 
einem hohen Beschäftigungsstand wieder ein Stück 
näherzukommen. Allerdings sind Preissteigerun-
gen hinzunehmen, die als unvermeidlidl gelten müs-
sen, weil keine marktwirtsdlaftlidle Stabilisierungs-
strategie sie zu verhindern vermag, es sei denn, man 
nähme Besdläftigungsrisiken in Kauf, die· von der 
Gesellschaft als untragbar beurteilt werden. Den 
unvermeidlichen Preisanstieg, der im Verlauf des 
Jahres nur bei Hinnahme allzu 'sdlwerer Anpas-
sungslasten untersdlritten werden könnte, allerdings 
auch nicht übers<hritten zu werden braudlt, veran-
schlagen wir mit 4 vH; dieser Wert steht für den 
Anstieg des Preisniveaus im Verlauf des Jahres 
1975, also von Dezember 1975 auf Dezember 1974 
geredlnet. Das durdlschnittliche Preisniveau des 
Jahres 1975 würde sidl in diesem Falle um knapp 
21/2 vH erhöhen gegenüber dem Stand vom Anfang 
des Jahres. Wird zudem berücksidltigt, daß das 
Preisniveau am Jahresende 1974 sdlon um 3 vH 
über dem durtb.sdlnittlichen Stand des Jahres 1974 
liegen wird (Uberhang), so ist es für unvermeidlich 
zu halten, daß das Niveau der Verbraucherpreise 
des Jahres 1975 um 5 vH bis 51/• vH über dem des 
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- daß Arbeitskräfte eher und häufiger entlassen 
wurden als in früheren Abschwungsphasen und 
daß dies Ausdruck des gleichen Motivs ist. 

Wer dem zustimmt, kann sich nicht der Einsicht. ver-
schließen, daß die Kompression der Gewinnmargen 
zu weit gegangen isto wer ihm nicht voll beizupflich-
ten vermag, sollte .. immerhin zugestehen, daß eine 
Expansion der gesam.twirtschaftlichen Nachfrage al-
lein die anstehenden Probleme der realen· Entwick-
lung nicht löst, sondern den Preisauftrieb wieder 
beschleunigt. Hoher Beschäftigungsstand und ange-
messenes Wachstum bei Geldwertstabilität sind 
dauerhaft nur zurückzugewinnen, wenn die Ertrags-
lage der Unternehmen entkrampft wird. 

Die Binnennachfrage anregen 

301. Daß viele Unternehmen im Export eine Hilfe 
gefunden haben, mindert zwar die akuten Beschäf-
tigungsprobleme, löst aber die dauerhaften nicht, 
die aus dem Schrumpfen der Erträge und dem damit 
verbundenen Rückgang der Investitionsneigung re-
sultieren. 
Der Mangel an Binnenabsatz ist es, der anzeigt, wie 
weit wir derzeit vom konjunkturellen Gleichgewicht 
entfernt sind. Hätten die Exporte in den Jahren 1973 
und 1974 nur so stark zugenommen, wie es dem län-
gerfristigen Trend entspricht, so wäre das Sozial-
produkt 1974 rein rechnerisch noch um rund 10 Mrd 
DM bis 15 Mrd DM geringer ausgefallen. Der Ab-
stand zum Sozialprodukt bei mittlerer Auslastung 
des Produktionspotentials würde dann nicht 30 Mrd 
DM, wie es ohnehin der Fall ist, sondern 40 Mrd 
DM bis 45 Mrd DM betragen. Dies sind Kosten der 
Inflation, Kosten, die man zum Teil schon seit Jahren 
vor sich herschiebt, wie es besonders eindrücklich 
die schließlich unumgängliche Bereinigung der infla-
tionsgetriebenen Bautätigkeit ausweist. 

302. Klar muß man sehen, daß nur ein Teil dieser 
Produktions- und Absatzlücke ein Problem des Nach-
fragemangels darstellt, nur insoweit könnte also 
die Lücke dadurch dauerhaft wieder geschlossen wer-
den, daß man die gesamtwirtschaftliche Nachfrage-
expansion fördert. Mindestens ebenso gravierend 
ist das Problem des steigenden Kostenniveau.s. Man 
kann die Kosten in ihrer Relation zum Preisniveau 
nur senken, wenn man entweder das Preisniveau 
noch stärker erhöht oder wenn dafür gesorgt wird, 
daß die Preise, welche die Unternehmen insgesamt 
zu bezahlen haben - das sind die Einfuhrpreise, 
die Löhne und die Zinsen -, unter Berücksichtigung 
aller Produktivitätsfortschritte weniger stark stei-
gen als die Preise, die die Unternehmen erhalten. 

303. Beklagenswert ist, daß auch der Teil der bin-
nenwirtschaftlichen Absatzlücke, der sich als ein 
Problem des akuten Nachfragemangels darstellt, 
nicht bedenkenlos geschlossen werden kann, solange 
das Problem des Kostenniveaus nicht gelöst ist. 
Quantifizieren lassen sich die Anteile an der Absatz-
lücke nicht. Gering dürfte jedoch die Bedeutung auch 
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des akuten Nachfragemangels nicht sein. Das ist 
besonders an der Entwidtlung des Auslandsabsatzes 
zu erkennen. In den vergangenen zwei Jahren ist 
die Auslandsnachfrage zunächst von einer boom-
artigen Weltkonjunktur angetrieben worden, der 
.frühzeitige Beginn der Restriktionspolitik in der 
Bundesrepublik verschärfte das Konjunkturgefälle 
noch und hielt es aufrecht; als die Weltkonjunktur 
sich abzukühlen begann. Da die Abhängigkeit des 
Außenhandels von internationalen Unterschieden 
der Konjunkturlage auch bei beweglichen Wechsel-
kursen nicht aufgehoben, sondern nur gemindert ist, 
die neu gewonnene Autonomie der Geldpolitik es 
jedoch erlaubte, ein viel größeres Konjunkturgefälle 
herbeizuführen als früher, ergaben sich außenwirt-
schaftliche "1Jberschüsse in bisher nicht gekannter 
Größenordnung. Die Restriktionspolitik war, obwohl 
primär der Inflationsbekämpfung gewidmet, von An-
fang an auch Bekämpfung der Gefahr eines neuen 
exportgetriebenen Booms gewesen, und sie blieb 
es teilweise, als der Exportsog mehr und mehr ab-
gelöst wurde von einem Exportdruck. Worauf es 
ankommt: Die Restriktionsp'olitik mußte, wenn sie 
eine bestimmte Gesamtwirkung erzielen wollte, die 
Binnennachfrage so stark und so nachhaltig treffen, 
weil großen Teilbereichen der Volkswirtschaft die 
Aussicht offen stand, mehr zu exportieren oder Im-
portangebote zu verdrängen, und da sie der Art 
ihrer Wirkungsmöglichkeiten zufolge vor allem die 
privaten Investitionen trifft, gingen also - kurz-
geschlossen - die vermehrten Ausfuhrüberschüsse 
zu einem erheblichen Teil auf Kosten der Investi-
tionen. Unausweichlich war das alles freilich allein 
wegen der vorangegangenen Inflationsgewöhnung, 
deren Bekämpfung unaufschiebbar geworden war. 
Geheilt werden kann es nur durch eine Normalisie-
rung der Binnennachfrage, und diese wiederum kann 
konsequent erst angepackt werden, wenn das Ko-
stenniveau unter Kontrolle ist. 

304. Nicht nur die Uberlegung, daß heimische In-
vestitionen für die Volkswirtschaft lohnender sein 
dürften als die Kapitalexporte, die mit den Lei-
stungsbilanzüberschüssen notwendigerweise verbun-
den sind, aum außenwirtschaftliche Rücksichten 
drängen dazu, die Normalisierung der Binnennach-
frage zu betreiben. Denn während unsere Partner im 
Außenhandel schon mit dem Problem ihrer hohen 
O!rechnungen nicht fertig werden, vermehren wir 
ihre Sorgen durch unsere Uberschüsse (Ziffern 194ff.). 
Die zu erwartende Ungeduld der Partnerländer 
spricht dafür, trotz der ruhigen Hand, die in allem 
nötig ist, bei der Stabilisierung des Kostenniveaus 
und der dann wieder möglichen Expansion der Bin-
nennachfrage etwas aufs Tempo zu drücken. Ohne-
hin wird es, unseren alternativen Vorausschätzun-
gen zufolge, nicht leicht sein, 1975 die Normalisie-
rung im Außenbeitrag über erste Ansätze hinaus-
zubringen. 

Stablllslerung auf mHtlere Sicht 

305. Was sich an Fehlentwidtlungen über Jahre 
hinweg angestaut hat, kann nicht binnen kurzem 
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sen überwälzen zu können. Um so mehr sudlten 
sie den Ausweg darin, Arbeitskräfte freizusetzen, 
die ihnen nun, da die Nadlfrage die hohen· Lohn-
steigerungen nidlt vergütete, zu teuer geworden 
waren. Sinkende Erträge und steigende Arbeitslo-
sigkeit waren so das Ergebnis des Verteilungskamp-
fes, audl wenn dieser nidlt in der Sdlärfe gemeint 
gewesen sein modlte, die ihm das knapp gehaltene 
Geldangebot verlieh. 

296. Um was es in der gegenwärtigen Situation 
rüdtläufiger Inlandsausgaben und steigender Ar-
beitslosenzahlen geht, ersdlließt sidl vor allem durdl 
den Zusammenhang zwischen Gewinnentwidtlung 
und Investitionsneigung. 
Nadl unserer Diagnose nimmt die Realrendite des 
investierten Sadlvermögens unter zyklisdlen 
Sdlwankungen seit mehr als einem Jahrzehnt trend-
mäßig ab (Ziffer 144). Gleidles gilt für die durdl-
sdlnittlidle Gewinnmarge im verarbeitenden Ge-
werbe. Ungewöhnlidl ist, daß sidl die Marge im 
Aufsdlwung 1972/73 nidlt verbesserte, sondern wei-
ter rüddäufig blieb; sie erreidlte 1973 einen Wert, 
der erheblidl unter dem von 1967 lag, dem bis 
dahin ungünstigsten Jahr für die Bezieher von Ge-
winneinkommen. Im Jahr 1974, in dem selbst die 
gesamtwirtsdlaftlidle Gewinnsumme das Niveau des 
Vorjahres untersdlritt, dürfte die Gewinnmarge er-
neut fühlbar zusammengedrückt worden sein. 
Die realen Investitionen, die über die konjunkturel-
len Sdlwankungen hinweg bis 1970 einem deutlidlen 
Aufwärtstrend folgten, sind seither nur nodl wenig 
gestiegen und 1974 sogar kräftig zurückgegangen. 
Nadl dem Investitionsboom Ende der sedlziger 
Jahre ist darin zunädlst vor allem. eine konjunktu-
·relle Normalisierung zu sehen. Dem üblidlen Zy-
klenmuster entspridlt jedodl nidlt, daß die Investi-
tionstätigkeit im Aufsdlwung von 1972173 nur wenig 
zunahm, selbst wenn man in Redlnung stellt, daß 
dieser Aufsdlwung von der Stabilisierungspolitik 
frühzeitig gekappt wurde; der starke Rückgang im 
Jahre 1974 entspridlt in etwa dem Einbrudl bei den 
Investitionen im Rezessionsjahr 1967. Der Anteil 
der privaten Bruttoanlageinvestitionen am Brutto-
sozialprodukt liegt 1974 sogar unter dem bisher 
tiefsten Wert von 1967. 

'2!A7. Der Befund läßt vermuten, daß die geringere 
Bereitsdlaft zu investieren mit dem Sdlrumpfen der 
Gewinnspannen zusammenhängt. Allerdings läßt 
sidl die Zurückhaltung der Investoren möglidler-
weise nidlt ohne Rest aus der versdlledlterten Ge-
winnsituation erklären. 

298. Einzuräumen ist zunädlst, daß seit Jahren 
Kräfte des Marktes auf die Gewinnspannen drücken 
und Verhaltensänderungen den Zusammenhang 
zwisdlen Gewinnen und Investitionen zu lockern 
vermögen. So kann 
- das Verteilungsgesdlehen eine trendmäßige Ver-

sdlledlterung der Gewinnposition widerspie-
geln, die darauf beruht, daß über die Zyklen 
hinweg Arbeit im Vergleidl zum Kapital knap-
per geworden ist, 

- die gesamtwirtsdlaftlidle Gewinnmarge seit 1969 
deshalb dauerhaft unter Druck geraten sein, 
weil die außerordentlidle Höherbewertung der 
D-Mark einen lange Zeit bestehenden gewinn-
wirksamen Wettbewerbsvorteil der deutsdlen 
Exporteure beseitigt hat, 

- die Entsdleidung für Investitionen heute weni-
ger hohe Gewinne voraussetzen als früher, etwa 
weil die Risiken großer Investitionsvorhaben 
vielfadl besser verteilbar sind; bei sdlrumpfen-
den Gewinnspannen braudlt dann nidlt weniger 
investiert zu werden. 

Für diese Einräumungen mögen gute Gründe spre-
dlen; die Vermutung, daß die rüddäufige Investi-
tionstätigkeit Ausfluß rückläufiger Gewinnspannen 
ist, beseitigen sie gleidlwohl nidlt. 

299. Was gegenwärtig zu denken geben muß, ist, 
daß die Unternehmensgewinne 1974 weit mehr nodl 
als im Jahre zuvor und audl weit stärker als im 
Rezessionsjahr 1967 in die Zange steigender Kosten 
und einer nadihaltig gedämpften Expansion der ge-
samtwirtsdlaftlidlen Nadlfrage gerieten. 

Obwohl sidl die Preise für Rohstoffe und Vorpro-
dukte aus dem Ausland erheblidl stärker verteuer-
ten als die Exporte, und dadurdl das besdlnitten 
wurde, was gesamtwirtsdlaftlidl real zu verteilen 
war, wurden die Löhne so kräftig angehoben, daß 
die Versdlledlterung der Terms of Trade weitge-
hend im Unternehmensbereidl hängen blieb. Die 
Lohnvereinbarungen des Jahres 1974 ließen die 
Reallöhne mehr nodl als in den Jahren zuvor über 
das kostenniveauneutrale Maß hinaus steigen. 

Das kam hinzu: Bis in das Jahr 1973 hinein war die 
uniJünstige Entwiddung der Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit und Vermögen - im Vergleidl zu 
den Lohneinkommen - weniger zu Lasten der Eig-
ner von risikotragendem Kapital als zu Lasten der 
Geldvermögensbesitzer gegangen; von Jahr zu Jahr 
steigende Inflationsraten, die zunädlst nur verzögert 
die Nominalzinsen nadl oben drückten, ließen die 
realen Zinslasten sdlrumpfen oder verkehrten sie 
- sofern die Inflationsrate die Nominalzinsen über-
holt hatte - in reale Gewinne (Ziffern 144 f.). Seit 
die Inflationsraten weitgehend in die Nominalzinsen 
eingegangen sind, werden die Einkommen aus Geld-
vermögen jedodl nur nodl insoweit entwertet, als 
sie aus Kontrakten mit langfristiger Zinsbildung und 
aus Spareinlagen starnmen. Was den Geldvermö-
gensbesitzern mehr zufließt, geht den Beziehern von 
Gewinneinkommen aber verloren. 

300- Vieles spridlt deshalb dafür, 
- daß die Ertragslage vieler Unternehmen sidl 1974 

entsdleidend versdlledltert hat, 
- daß hier der Sdllüssel liegt für die sdlwadle In-

vestitionstätigkeit und audl dafür, daß die ver-
bleibenden Investitionen besonders stark auf 
Rationalisierung geridltet waren und dadurdl 
mehr Arbeitskräfte freigesetzt als an anderer 
Stelle für die Besetzung neuer Arbeitsplätze be-
nötigt wurden, und 
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haft gelöst oder immerhin gemildert werden; seit 
dem Frühjahr 1973 ist verhindert worden, daß diese 
Illusion die Politik bestimmte. Das ist ein in hohem 
Maße bemerkenswerter Vorgang. 

292. Nur wenn die Versorgung der Wirtschaft mit 
Geld auf ein Maß beschränkt wird, das mit stabi-
lem Geldwert vereinbar ist, und nur wenn dies 
gleichsam zu den Spielregeln für alle gehört, hat 
die Geldpolitik den Rang, der ihr ordnungspolitisch, 
das heißt für die Funktionsfähigkeit des marktwirt-
schaftlichen Systems, zukommt. Selbstverständlich 
ist eine stabititätskonforme Geldpolitik kein Heilmit-
tel gegen alle wirtschaftlichen Krankheiten. Trotz-
dem ist ein Umdenken nötig. In den Köpfen mög-
lichst vieler Menschen sollte sich festsetzen: Pro-
bleme, die eine stabilitätskonforme Geldpolitik nicht 
löst, löst eine nachgiebige Geldpolitik auch nicht, 
jedenfalls nicht dauerhaft und nicht zu erträglichen 
Kosten. Für solche Probleme müssen andere und kön-
nen andere Mittel gefunden werden (Ziffern 431 ff.). 
Aus diesem Grunde stellt der von der Bundesregie-
rung außenwirtschaftlich abgesicherte und von ihr 
auch sonst bislang unterstützte Versuch der Deut-
schen Bundesbank, der Wirtschaft eine stetige und 
stabilisierungskonforme Entwicklung der Geldbasis, 
das heißt der Menge desjenigen Geldes, das nur 
durch Mitwirkung der Notenbank entstehen kann, 
streng vorzugeben und damit alle - Unternehmen, 
private Haushalte, autonome Gruppen und selbst 
die öffentliche Hand - zu zwingen, die solcher-
maßen geschaffenen Grenzen für die monetäre Ex-
pansion als Rahmenbedingung ihres eigenen Han-
delns zu akzeptieren, ein Experiment dar, dessen 
Bedeutung weit über die gegenwärtige stabilisie-
rungspolitische Situation und auch weit über unser 
Land hinaus reicht und jedenfalls viel zu gering 
veranschlagt wird, wenn man sie vor allem an dem 
mißt, was die Zwischenergebnisse der Stabilisie-
rungsanstrengungen noch zu wünschen übriglassen. 
Der ordnungspolitische Rang dieses Experiments 
ist durchaus den ordnungspolitischen Grundent-
scheidungen der frühen Nachkriegszeit vergleichbar. 

293. Es gilt, diese neue Politik fortzusetzen. Das 
heißt nicht, sie im Drängen auf einen raschen Sta-
bilisierungserfolg zu überziehen und mit Beschäfti-
gungsfolgen zu belasten, die sie auf Dauer dis-
kreditieren könnten; es wäre ein fatales Mißver-
ständnis mit vermutlich schlimmen Folgen, käme es 
dahin, daß der stabilitätspolitische Kurs wegen der 
gegenwärtig und noch für einige Zeit ungünstigen 
Beschäftigungslage als gegen die Interessen der 
Arbeitnehmer gerichtet angesehen wird. Das konnte 
bisher vermieden werden. Selbst jene, die es am 
ehesten angeht, haben einen solchen Einwurf mas-
siv bisher nicht erhoben. Das ist nicht selbstver-
ständlich. Das Ordnungssystem in der Bundesrepu-
blik und ihre staatlichen Institutionen haben sich 
als belastbar erwiesen. Durch die gegenwärtigen 
Schwierigkeiten hindurch kann man sehen, daß die 
Wirtschaft unseres Landes in einem guten Zustand 
ist. All dies sollte ausreichen, die Belastungsprobe 
auch in ihrem Höhepunkt, der im kommenden Win-
ter zu erwarten ist, mit Erfolg zu bestehen. 
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294. Ein Erfolg wäre auch international von erheb-
licher Bedeutung. Die Einsicht, daß Stabilität und 
Funktionstüchtigkeit der marktwirtschaftlichen Ord-
n'\mg am Gelde hängen, die Menge des in der Ge-
samtwirtschaft verfügbaren Geldes deshalb nicht 
zur Disposition derer stehen darf, die danach drän-
gen, diese Einsicht wächst auch anderswo. In vielen 
Ländern lassen die politischen und sozialen Be-
dingungen jedoch derzeit nicht zu, auf solche Ein-
sicht eine konsequente Politik zu gründen. Scheitert 
die geldpolitische Stabilisierungsstrategie der Bun-
desrepublik, so darf weniger noch als bisher damit 
gerechnet werden, daß sie anderswo überhaupt ver-
sucht wird. 

Dringend benötigt die Bundesrepublik international 
mehr Verbündete auf dem Wege einer geldpoliti-
schen Stabilisierung. Noch ist nicht gesichert, wenn 
auch zu hoffen, daß in einem neuen konjunkturel-
len Aufschwung die außenwirtschaftlichen Schotten 
halten, die uns erlaubt haben, seit 19'13 .einen Ab-
stand von rund 10 vH zwischen der durchschnitt-
lichen Inflationsrate in der Welt und derjenigen im 
Inland zu schaffen. Es sollte daher das Ziel nicht 
aufgegeben werden, die Länder zusammenzuhalten, 
die aus den inflatorischen Erfahrungen der vergan-
genen - Jahre die Konsequenzen ziehen und ihre 
Geldpolitik auf die Konvention einer strengen Kon-
trolle der monetären Expansion an der Geldbasis 
zu gründen bereit sind. Die Regeln des europä-
ischen Floating-Blocks-wären daher eher zu härten 
als aufzuweichen (Ziffer 430). Man sollte den Block 
als Kern für einen künftigen Hartwährungsblock 
auch dann zusammenhalten, wenn sich zeigte, daß 
die Gruppe der Länder, die sich strengen Regeln 
der geldpolitischen Disziplin stellen wollen, nicht 
alsbald größer wird. 

Die Verkrampfung Hleen 

295. Die st<!rken Inflationsimpulse, die um die 
Jahreswende 1973/74 von der drastischen Verteue-
rung des Erdöls ausgingen, stellten den angestrebten 
Stabilisierungserfolg in Frage, kaum daß er erreich-
bar schien. Die Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft 
war zuvor schon gefordert; sollte die allmähliche 
Rüdckehr zu mehr Stabilität ohne unzumutbare 
Beschäftigungseinbußen gelingen, so war sie es 
jetzt um so mehr. Uberfordert war sie jedoch nicht, 
wenn sich alle bereitfanden, ihren Teil der zusätz-
lichen Anpassungslast zu tragen. Das sahen nicht 
alle so. Die Arbeitnehmer verlangten Lohnsteige-
rungen, die sie von jeder Anpassung freihalten soll-
ten; die Unternehmen leisteten keinen großen Wi-
derstand, darauf setzend, daß sie sich über die 
Preise zurückholen konnten, was sie zunädlst 
scheinbar aufgaben. Ein Nachgeben der Geldpolitik 
war mit im Kalkül. 

Die Bundesbank ließ sich indes nicht beirren. Statt 
den auf Abbau der Inflationsgewöhnung gerichte-
ten Kurs zu verlassen, versagte sie der Wirtschaft 
das Geld, das der Inflation ihren Lauf gelassen 
hätte. So mußten die Unternehmen in ihren Gewin-
nen auffangen, was sie gehofft hatten, in den Prei-
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würde dann auf den stabilitätspolitischen Beitrag 
verzichtet, den die Bundesrepublik wegen ihres 
wirtschaftlichen Gewichts leisten kann. Ein Nachge-
ben wäre schließlich deshalb fatal, weil die unter 
den Bedingungen des Jahres 1974 unvermeidlichen 
Kosten für die Rückgewinnung der Stabilität - we-
niger Beschäftigung und Wachstum - bereits be-
zahlt, die Erträge - hohe Beschäftigung und mehr 
Wachstum durch wiedergewonnene Stabilität - aber 
noch nicht eingebracht sind und auch nur bei einem 
Beharren auf dem eingeschlagenen Kurs eingebracht 
werden können. 

Allerdinqs "'.:Ürde. es auch nicht genügen, mit ~eur9-
päischen" Argumenten und dem Hinweis auf das 
Ei<1eninteresse bei unseren Partnern um mehr Stabi-
lität zu werben. In einigen Mitgliedsländern sind die 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten so groß, daß Stabi-
lisierungsanstrengµngen ohne erhebliche Uberbrük-
kungshilfen von · außen kaum zu erwarten sind. 
Schon aus eigenem Interesse wird die Bundesrepu-
blik mit ihreri Währungsreserven hier Beistand lei-
sten müssen. Nicht zur Disposition stehen darf die 
Stabilitätspolitik selbst; denn eine Kapitulation 
würde uns unzumutbare Kosten aufladen und Europa 
noch weiter zurückwerfen. 

287. In der Bundesrepublik hat sich 1974 erwiesen, 
daß Stabilisierungspolitik selbst unter ungünstigen 
Bedingungen erfolgversprechend ist. Zwar wird in 
diesem Jahr das Niveau der Verbraucherpreise um 
rund 1 vH über seinem Vorjahresstand liegen, der 
Zuwachs des realen Sozialprodukts nur etwa 1/2 vH 
betragen und der Außenbeitrag sich auf 38 Mrd DM, 
das sind 4 vH des Bruttoso:oialprodukts, belaufen; 
keines der vier im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
genannten Ziele ist also gegenwärtig erfüllt. Ver-
gleicht man diese Ergebnisse jedoch - wie es hier 
richtig ist - mit dem, was im Herbst 1973 nach Aus-
bruch der Olkrise und zu Beginn dieses Jahres nach 
der Lohnrunde als Zielverletzungen zu befürchten 
war, erhält man ein anderes Bild. Damals rechnete 
man mit mehr Inflation, kaum mehr mit einer Zunah-
me des realen Sozialprodukts und erwartete einen 
Außenbeitrag, der unter dem von der Bundesregie-
rung mittelfristig angestrebten Zielwert (1,5 vH bis 
2 vH des Sozialprodukts) lag; allerdings schätzte 
man wohl weniger Arbeitslosigkeit voraus, als in-
zwischen eingetreten ist. 

288. Daß die Inflation langsamer fortgeschritten ist, 
als zu Jahresbeginn allenthalben befürchtet worden 
war, gehört zu den bemerkenswertesten Entwicklun-
gen des Jahres 1974. Vermutlich hat das dazu ge-
führt, daß die Erwartung eines steigenden Inflations-
trends in der_ Bundesrepublik heute durchbrochen ist; 
denn Erwartungen werden von Erfahrungen geprägt, 
und es ist zur Erfahrung geworden, daß die außen-
wirtschaftlich abgesicherte Geldpolitik den Geld-
wertschwund bremsen kann. Eine Rolle mag auch 
spielen, daß man der Bundesbank ein Durchhalten 
des bisher verfolgten Restriktionskurses zutraut. Mit 
der. Dämpfung der Inflationserwartungen hat die 
Stabilisierungspolitik einen :iicht zu überschätzenden 
Anfangserfolg erzielt; denn die Erwartung immer hö-
herer Geldentwertungsraten ist eine der wichtigsten 

Ursachen dafür, daß sich das Inflationstempo tatsäd!.-
lich beschleunigt. 

289. Allerdings hat sich gezeigt, daß die Kosten der 
Inflation, die bei deren Bekämpfung zutage treten, 
um so höher sind, je weiter die Inflationsgewöhnung 
fortgeschritten ist. Diese Kosten zeigen sid!. beson-
ders deutlich in einer Arbeitslosenquote, die zwar 
im internationalen Vergleich nicht hoch erscheinen 
mag, die es in der Bundesrepublik aber seit Ende der 
fünfziger Jahre nicht mehr gegeben hat. Die persön-
lichen Probleme, die aus dem Verlust des Arbeits-
platzes erwachsen, sind nicht gering zu achten, wenn 
materiell für die Arbeitslosen heute auch besser als 
friiher gesorgt ist. Immerhin mindern diese Aus-
gleichsZ'llhlungen die Last von Arbeitslosigkeit ~d 
Kurzarbeit soweit, daß Stabilitätspolitik deswegen 
nicht vorzeitig aufgegeben werden muß. 

290. Das starke Drängen der Bevölkerung auf mehr 
Stabilität hat es der Wirtschaftspolitik erlaubt, in 
der Inflationsbekämpfung konsequent zu sein. Dabei 
hat die Marktwirtschaft ihre große Anpassungsfähig-
keit abermals erwiesen. Die enttäuschenden Erfah-
rungen, die einige unserer westlichen Nachbarländer 
mit dirigistischen Eingriffen gemacht haben, bestäti-
gen dieses Urteil. 
Noch ist der Erfolg nid!.t gesichert. Das Erreichte 
sollte der Wirtschaftspolitik aber Mut machen, .den 
eingeschlagenen Weg fortzusetzen. Je klarer diese 
die Bereitschaft dazu erkennen läßt, desto mehr Ist 
damit zu rechnen, daß die Inflationsgewöhnung 
sd!.windet und daß der zur Verfügung stehende Fi-
nanzierungsspielraum weniger für Preissteigerun-
gen als vielmehr für eine reale Expansion genutzt 
wird. Die Abweichungen von den Zielen der Wirt-
schaftspolitik, die für 1974 zu beklagen sind, werden 
gleichwohl nur schrittweise korrigiert werden kön-
nen. Inwieweit es gelingt, den Preisauftrieb zu 
dämpfen, Produktion und Beschäftigung wieder an-
zuregen und beide wieder mehr für das Inland statt 
für den Export zu nutzen, hängt von der Einsid!.t 
aller ab. 

II. Worauf es ankommt 

Die geldpolltlsche Grundllnle 

291. In der Bundesrepublik ist in den vergangenen 
ad!.tzehn Monaten respektiert worden, daß Infla-
tionsbekämpfung beginnt und endet mit. der .Un-
nachgiebigkeit der Notenbank. In keinem Land 
sonst ist das Geld, das für einen ungehemmten Fort-
gang der Inflation erforderlich ist, ähnlid!. konse-
quent verweigert worden. In keinem Land sonst 
war auch die Unterstützung für einen in diesem 
einfachen Sinne völlig klaren Kurs der Geldpolitik 
so bereitwillig. Mag auch die Illusion noch ver-
breitet sein, mit einer nachgiebigen Geldpolitik 
könnten Probleme der Wirtschaftspolitik, nament-
lich Probleme der Vollbeschäftigungspolitik, dauer-
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1. Wovon auszugehen Ist 

281. Inflation und ZahlungsbilanzungleidJ.gewidJ.te 
gefährden seit Jahren die internationale Arbeitstei-
lung. Infolge der Olkrise haben sich die Gefahren im 
Jahre 1974 so sehr verschärft, daß sie zu beherr-
sdJ.enden Themen in der Welt wurden. Die Frage 
nadJ. grundsätzlichen Lösungen, wie die einer Reform 
der Weltwährungsordnung, ist gleidJ.wohl in den 
Hintergrund gedrängt worden. Die flexiblen WedJ.-
selkurse erwiesen sidJ. als nützlich, mit vielen SdJ.wie-
rigkeiten fertig zu werden; dodJ. zeigte sich auch, 
daß sie kein Allheilmittel sind, wenn die Inflations-
anfälligkeit groß ist. Wo sie Zahlungsbilanzprobleme 
nicht verhindern können, wird ZufludJ.t bei Aushil-
fen mannigfadJ.er Art gesudJ.t. Immerhin wächst die 
Einsicht, daß ad-hoc-Maßnahmen keine dauerhafte 
Lösung darstellen. Bittere Erfahrungen erweisen 
audJ. mehr und mehr, daß das Beschäftigungsproblem 
mit Hilfe einer expansiven Geldpolitik nidJ.t zu lösen 
ist; gleidJ.wohl ist die WirtsdJ.aftspolitik in den mei-
sten Ländern der westlichen Welt nur zaghaft und 
zögernd auf Antiinflationskurs gegangen. 

282. Die Instabilität in der westlichen Welt birgt 
erheblidJ.e Gefahren für Länder, die so eng in die 
WeltwirtsdJ.aft verflochten sind, wie die Bundesrepu-
blik. Nicht nur ihre außenwirtschaftliche, sondern 
audJ. ihre binnenwirtschaftliche Stabilität wird be-
droht, weil der GeldwertsdJ.wund, wenn er sich drau-
ßen fortwährend beschleunigt, selbst bei flexiblen 
Wechselkursen nicht gänzlidJ. vom Inland fernzuhal-
ten ist. Der internationale Waren- und Kapitalver-
kehr, der nadJ. dem zweiten Weltkrieg mit viel Mühe 
von zahlreidJ.en SdJ.ranken befreit worden ist, wird 
in seiner Entwicklung gefährdet, weil Zahlungs-
bilanzprobleme Kräfte •auf den Plan rufen, die sidJ. 
Heil von einer Renationalisierung erhoffen. Desinte-
grationstendenzen in der WeltwirtsdJ.aft würden 
aber, kämen sie zum Durchbruch, die wohlstandsför-
dernde Wirkung der internationalen Arbeitsteilung 
beeinträchtigen. Es ist also das eigene Interesse, das 
die Bundesrepublik dazu drängt, in den Problemen 
der anderen auch ihre eigenen zu sehen. 

283. Dies kann jedoch nicht heißen, daß internatio-
nale RücksidJ.ten Vorrang vor allem anderen haben 
sollten. Inflationäre Entwicklungen hinzunehmen, um 
die Zahlungsbilanzprobleme des Auslands zu ent-
schärfen, hieße nidJ.t nur, daß die Wirtschaftspolitik 
in der Bundesrepublik das Ziel der Preisniveaustabi-
lität und mit ihm audJ. die langfristige SidJ.erung von 
Vollbeschäftigung und Wirtschaftswachstum aufge-
ben würde; eine solche NadJ.giebigkeit wäre audJ. 
deshalb töricht, weil wir dann unsere Wirtschafts-
politik an einem beklagenswerten Zustand der Welt-
wirtsdJ.aft ausrichten würden - und dies ohne jede 
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Chance, dadurdJ. die gegenwärtigen SdJ.wierigkei-
ten beheben oder dauerhaft audJ. nur mindern zu 
können. Das müssen wir unseren westlidJ.en Han-
delspartnern deutlich zu madJ.en versudJ.en, und im 
übrigen müssen wir auf die EinsidJ.t hoffen, daß eine 
Renationalisierung dem längerfristigen Interesse 
aller widerspricht. Das Beispiel stabilitätspolitisdJ.er 
Erfolge im Inland könnte dabei von Nutzen sein; 
hilfreidJ. wären audJ. Stützungsmaßnahmen für Län-
der, die eine Stabilisierung bei freiem Außenwirt-
sdJ.aftsverkehr zwar ernsthaft wollen, den Kurs ihrer 
WirtsdJ.aftspolitik aber ohne Uberbrüdrnngshilfen 
nidJ.t zu ändern vermögen. Multilaterale Lösungen 
sind allerdings bilateralen vorzuziehen, namentlidJ. 
weil sie an bestimmte stabilitätspolitisdJ.e Vorausset-
zungen in den Empfängerländern geknüpft sein soll-
ten. 

284. ZahlungsbilanzungleidJ.gewidJ.te und Inflation 
kennzeichnen auch die Lage und die absehbare Ent-
wicklung in der EuropäisdJ.en Gemeinschaft; es 
kommt hinzu, daß die reale Expansion abnimmt und 
die Arbeitslosigkeit steigt. Die Situation ist in den 
einzelnen Mitgliedsstaaten allerdings sehr unter-
schiedlich (Ziffern 51 ff.). Auch integrationspolitisdJ. 
bietet die Gemeinschaft ein beklagenswertes Bild: 
Der Kern des Floating-Blocks ist bis auf die Benelux-
länder, Dänemark und die Bundesrepublik zusam-
mengeschmolzen; von den gemeinsamen Institutio-
nen gerät der Agrarmarkt mehr und mehr in Verruf, 
der Währungsfonds ist funktionslos, unddergeplante 
Regionalfonds kommt nidJ.t voran; nationale Allein-
gänge gefährden gelegentlidJ. SOQ'ar die Zollunion; 
für die angestrebte WirtsdJ.afts- und Währungs-
union, die eine StabilitätsgemeinsdJ.aft werden sollte, 
haben sich die AussidJ.ten versdJ.lechtert1 und über 
die lange umstrittene GemeinsdJ.aftsanleihe hinaus 
finden sidJ. nur wenig Anzeichen europäisdJ.er Soli-
darität. 

285. Von den Problemen ihrer europäisdJ.en Part-
nerstaaten wird die Bundesrepublik in besonderem 
Maße berührt, weil die weitgehende Integration der 
Märkte die Mengen- und Preisbewegungen in den 
Mitgliedslä:ndern eng verknüpft - und zwar auch 
dann noch, wenn flexible WedJ.selkurse den gegen-
seitigen Verbund lockern. Eigenes Interesse gebietet 
deshalb hier stärker als anderswo, weitere Ungleich-
gewidJ.te in den GemeinsdJ.aftsländern vermeiden 
zu helfen, solange Unterstützung die ErfolgsdJ.ancen 
einer ernsthaften Stabilisierungsanstrengung verbes-
sert. 

286. FreilidJ. fordern - gerade wegen des engen 
Marktverbundes - nicht wenige von der Bundes-
republik sidJ. dem Preisauftrieb der anderen anzupas-
sen. Abgesehen von den grundsätz!idJ.en Bedenken 
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279. Unter der Annahme, daß die monetäre Politik 
die Uberwälzungsmöglichkeiten begrenzt, wird man 
mit weiteren Fortschritten bef der Stabilisierung des 
Preisniveaus rechnen können, zumal da, der niedri-
gen Kapazitätsauslastung wegen, der Preiswettbe-
werb rege bleiben wird. Hinzu_ kommt, daß sich die 
starke Verteuerung von Mineralöl und Rohstoffen, 
die das gesamtwirtschaftliche Kostenniveau 1974 
kräftig in die Höhe getrieben hatte, nicht wieder-
holen wird. Die hiervon ausgehenden preisdämpfen-
den Effekte werden sich zunächst nur auf den kon-
sumfernen Produktionsstufen, im späteren Verlauf 
aber auch auf den konsumnahen Märkten bemerk-
bar·machen. 

280. Bei den Verbraucherpreisen, gemessen am 
Preisindex für die Lebenshaltung, rechnen wir mit 
einer weiteren Verlangsamung im Anstieg. Dabei 
gehen wir davon aus, daß auch der Preisauftrieb bei 
industriell erzeugten Gütern abklingt, der bislang 
noch ungebrochen war. 

Für 1975 veranschlagen wir die laufende Rate des 
Preisanstiegs (Jahresende 1975 gegenüber Jahres-
ende 1974 gerechnet) auf etwa 5 vH. Da Ende des 
Jahres 1974 das Preisniveau schon um 3 vH höher 
liegen wird als im Jahresdurchschnitt (Oberhang), 
ergibt sich daraus für das ganze Jahr 1975- mit 
51/1 vH bis 6 vH eine etwas höhere Steigerungsrate. 
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- Aus unserer Einschätzung der Weltkonjunktur 
(Ziffern 250 ff.) folgt, daß sich die Expansion d<!s 
Welthandels 1975 spürbar verlangsamen wird. 
Hinzu kommt, daß sich viele unserer Handels-
partner weiterhin vor erhebliche Zahlungs-
bilanzprobleme gestellt sehen, und nicht zu er-
kennen ist, wie sie gelöst werden. 

- Was die Bundesrepublik bei den Defizitländern 
möglicherweise an Exporten einbüßt, könnte sie 
bei Exporten in die ölproduzierenden Länder 
vielleicht nicht voll, aber doch zu einem Teil 
wieder wettmachen. Relativ optimistisch sind 
wohl auch die Absatzchancen in den Staatshan-
delsländern zu beurteilen, aus denen die west-
deutschen Exporteure in den letzten Monaten 
größere Aufträge erhalten haben. 

- Uberdies kann man ~rwarten, daß angesichts 
der geringen Kapazitätsauslastung die deutschen 
Unternehmen ihre Verkaufsanstrengungen auf 
den Exportmärkten noch verstärken. Unter den 
von uns gemachten währungspolitischen Bedin-
gungen (unveränderte reale Wechselkurse) kön-
nen sie zwar nicht mehr von den höheren Infla-
tionsraten im Ausland profitieren; ihre Wettbe-
werbssituation wird sich aber auch nicht ver-
schlechtern. 

Wägt man alle Argumente gegeneinander ab, so 
spricht mehr für die Annahme, daß sich der An-
stieg der Auslandsnachfrage fortsetzen wird. Doch 
selbst wenn sich diese Einschätzung als unzutref-
fend erweisen sollte, wird wegen der großen Auf-
tragsbestände die Warenausfuhr real weiterhin zu-
nehmen. Allerdings wird die hohe Zuwachsrate des 
Jahres 1974 bei weitem nicht wieder erreicht wer-
den; für den Jahresdurchschnitt 1975 rechnen wir, 
Waren und Dienstleistungen zusammengenommen, 
sogar nur mit der bescheidenen Steigerung von 
4vH. 

275. Hoffnungen auf eine konjunkturelle Tendenz-
wende finden ihre Stütze vor allem in der Erwartung 
einer deutlichen Belebung der Verbrauchskonjunk-
tur: Infolge der Steuer- und Kindergeldreform wer-
den die Nettoeinkommen der Arbeitnehmer erst-
mals seit langer Zeit wieder merklich stärker zu-
nehmen als die Bruttoeinkommen; auch bei unserer 
Annahme deutlich niedrigerer Lohnabschlüsse er-
gibt sich hieraus für die Nettoeinkommen ein kräf-
tiger Anstieg. Dabei werden vor allem Haushalte 
mit geringerem Einkommen begünstigt, die eine ver-
gleichsweise hohe Verbr<!uchsquote aufweisen 
(Ziffer 261). 
Ausschlaggebend für die Entwicklung des privaten 
Verbrauchs ist freilich nicht allein die Kaufkraft, 
sondern auch die KaufbereitschafL Solange die Ar-
beitsplätze und damit die Einkommenserwartungen 
als unsidier ersdleinen, halten sidi die privaten 
Haushalte erfahrungsgemäß bei ihren Käufen zu-
rück. In unserer Rechnung hahen wir deshalb für 
das Jahr 1975 eine gleichhohe Sparquote eingesetzt 
wie für das Jahr 1974; dennodl dürften sich die Ver-
braudlsausgaben der privaten Haushalte um etwa 
9 vH erhöhen; unter der Annahme einer anhalten-
den Abschwächung des Preisanstiegs bedeutet dies 
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auch eine spürbare Zunahme des realen Verbraudis 
(J.vH). 

276. Bei der von uns zugrunde gelegten Nachfrage-
entwicklung wird das reale Sozialprodukt - nadl 
einer Stagnation im Winterhalbjahr - wieder ex-
pandieren, im späteren J ahresvedauf sogar stärker 
als das Produktionspotential, dessen Wachstumsrate 
wir auf 3 vH veransdllagen. Im Vorjahresvergleich 
(Jahresdurchschnitt 1975 gegen Jahresdurchschnitt 
1974) ergibt dies eine Zuwadlsrate von etwa 2 vH, 
nach nur 1/2 vH im Jahre 1974. 

2n. Bei einer Belebung von Nachfrage und Pro-
duktion wird auch die Wareneinfuhr im Jahresver-
lauf wieder etwas stärker zunehmen: Die Industrie 
dürfte die Lagerbestände bei Rohstoffen und Vor-
produkten 1iufstocken, allerdings in Erwartung wei-
ter sinkender Weltmarktpreise zunädlst nur zö-
gernd. Vor allem aber wird sich die Einfuhr von Fer-
tigwaren verstärken, wenn sich die Verbrauchskon-
junktur belebt und bei sich absdlwächender Kon-
junktur im Ausland der Konkurrenzdruck von seiten 
ausländischer Anbieter zunimmt. 
Trotzdem wird sich das Importdefizit nicht verrin-
gern. Bei unseren.Annahmen über die Entwicklung 
von Ausfuhr und Einfuhr bleibt der Anteil des 
Außenbeitrags am nominalen Sozialprodukt mit fast 
4 vH unangemessen hodl. 

278. Bis zur konjunkturellen Tendenzwende, mit 
der wir im Verlauf des Jahres 1975 rechnen, sdleint 
uns ein weiterer Rückgang der Beschäftigung und 
damit eine Zunahme der Arbeitslosigkeit vorgezeich-
net: Wo die Unternehmen dem Kostendruck nicht 
durch Preiserhöhungen auszuweichen vermögen 
- und hierfür sehen wir unter den Annahmen un-
serer Prognose nur begrenzten Spielraum -, werden 
sie nicht umhin können, ihren ·Personalbestand wei-
ter abzubauen; die Möglichkeiten, die steigenden 
Kosten mit einer nochmaligen Reduktion der Ge-
winnspannen aufzufangen, sind nur gering. Je deut-
licher die Wende bei der Lohnpolitik gelingt, desto 
mehr dürften die Unternehmen in Erwartung eines 
neuen Aufschwungs versudlen, die Arbeitskräfte mit 
Hilfe von Kurzarbeit durchzuhalten; je weniger die 
Wende gelingt, desto mehr werden sie Arbeitskräfte 
entlassen. 
In den nädlsten Monaten wird freilich die Situation 
auf dem Arbeitsmarkt zusätzlich dadurch belastet, 
daß die Anzahl der Arbeitslosen aus saisonalen 
Gründen, vor allem in den witterungsabhängigen 
Außenberufen, rasch ansteigen wird. Soweit es sich 
um den üblichen jahreszeitlichen Einfluß handelt, 
der je nachdem, wie streng der Winter ausfallen 
wird, mehr oder weniger groß sein kann, wird ihre 
Zahl im Frühjahr rasdl wieder sinken. Was den kon-
junkturellen und strukturellen Kern der Arbeits-
losigkeit anlangt, sind wir allerdings weniger opti-
mistisch. Hier dürfte es erst im späteren Jahresver-
lauf und dann auch nur allmählich zu einem Rück-
gang kommen. Aufs ganze Jahr bezogen ist jeden-
falls mit einer merklidl höheren Zahl von Arbeits-
losen als 1974 zu redlnen. 



Zur voraussidltlJdaen Entwidclung der Binnenkon}Wlklur 

sduütlldlen Gesamtredlnungen 
und Voraussdlau auf das Jahr 1975 

Tabelle 24 

Veränderung gegenüber dem entspredJ.enden Vorjahreszeitraum in vH 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbrauch ......•..•... 
Staatsverbrauch •....•.•.•••.... 
Bruttoanlageinvestitionen .••....• 

Ausrüstungen ....•.........•.• 
Bauten .......•......• „ ••••.•• 

Vorratsveränderungen .•........• 
Außenbeitrag ...•..•.........••. 

Ausfuhr •.• „.„.„„„ .... „. 
Einfuhr „.„ „. „„„„„„.„ 

Bruttosozialprodukt .•.........••• 
in Preisen von 1962 

Privater Verbrauch .•......•.••. 
Staatsverbrauch ...••••...•••.•.. 
Bruttoanlageinvestitionen ••..... 

Ausrüstungen ..•... „ •••••.... 

Bauten ..............•••.•.... 
Ausfuhr .„ ....... „.„„ ...... . 

Einfuhr ........•.........••..... 

Bruttosozialprodukt ............. . 

Preisentwicklung 

1973 

+10,2 
+15,1 
+ 5,8 
+ 4,3 
+ 6,9 

+18,9 
+14,9 

+11,5 

+ 2,9 
+ 4,0 
+ 1,1 
+ 2,0 
+ 0,3 
+16,2 
+ 9,8 

+ 5,3 

Privater Verbrauch . . . . . . . . . • • . . . + 7,0 
Bruttosozialprodukt . . . . . . . • . • . . . + 5,9 

Entstebung des Sozialprodukts 
Erwerbstätige Z) , , ••••••••••••••• 

Arbeitszeit 'l „ . „ . „ „ „ „ „ „ „ 

~:::~::::~:ei:.::::::: :: :::::::: 1 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 
von 1962 •.•.... „ ..... „ .. „. 

Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit -.... 
aus Untemehmertätigkelt und 

Vermögen •••...•.........•. 

Nettosozialprodukt zu Faktor-
kosten ........••...........••. 

Nettoeinkommen') 
aus unselbständiger Arbeit •..•. 
aus Unternehmertätigkeit und 

Vermögen ..•..•......•..••. 
Verfügbares Einkommen der pri-

vaten Haushalte •.........••• „ 

+ 0,3 
- 0,6 

- 0,3 
+ 5,6 

+ 5,3 

+13,5 

. + 9,0 

+12,1 

+ 8,9 

+ 4,9 

+ 9,1 

1) Einschließlich Verinderung der Arbeitstage. 
') Für 19'15 einschließlich der Erhöhung des Kindergeldes. 

1974 1975 1 ~~~1_9_7_4~~-1~~~1_9_75~~~ 1. Hj. 1 2. Hj. !. Hj. 1 2. HJ. 

+1 
+15 
- 1 
- 2'/• 
+ 0 

+32 
+30 

+ 1 

- 1/1 

+ 31/t 
- 71/1 

- 81/1 

-6 
+141/1 

+ 61/t 
+ ,,, 

+•9 
+101/1 
+ 3 
+ 61/1 

+ 1 

+13 
+131/1 

+8 

+ 3 
+2 
- 2 
± 0 
- 3'/1 
+ 4 
+5 

+ 2 

+ 6,6 
+15,5 
- <l;8 
- 3,6 
+ 1,3 

+32,5 
+27,1 

+ 1,0 

- 1,1 
+ 4,0 
- 7,2 
- 9,0 
- 5,4 
+17,6 
+ 3,6 

+ 1,3 

+ 71/t +51/1 bis 6 + 1,1 
+ 61/1 + 6 + 5,1 

- 2 
- 1'/1 

-3 
+ 31/1 

+ .,, 

+ 91/t 

- '/1 

+ 6'-/1 

+ 71/1 

- 1 

+ 71/1 

- 1'/1 
- 1 

- 2'/1 
+ 4 

+ 2 

+ 8 

+ 8 

+ 8 

+ 9'/• 

+11 

+ 9 

- 1,2 
- l,3 

- 2,5 
+ 4,0 

+ 1,4 

+10,1 

- 0,4 

+ 6,9 

+ 8,7 

- 3,3 

+ 7,2 

+1 
+15 
- 1 
- 11/1 

- 1 

+32 
+33 

+1 

± 0 
+3 
- 71/1 

-8 
-7 
+12 
+ 9 

- 1/1 

+ 7 
+ '11/1 

..., 21/1 

- 1 

- 31/1 

+3 

- •/1 

+ 91/1 

- .,, 
+ 61/1 

+ 61/1 

+ l 

+ 71/1 

+ 9 
+10'/1 
+ '/1 
+ 61/t 
- 3'/1 

+15 
+111/1 

+ 1 

+ 2'/1 
+ 1•/1 
- 41/1 

- l'/1 
- 8 
+ 2'/1 
+ 51/1 

± 0 

+ 61/1 
+1 

-2 
- 1'/1 

- 3'/1 
+ 3'/• 

± 0 

+ 7 

+ 5'/1 

+ 6'-/1 

+ 8'/1 

+ 8'/1 

+ 9 

+ 9 
+l0'/1 
+ 51/t 
+ 61/t 
+ 4'/1 

+11 
+10'/1 

+9 

+ 31/1 

+2 
+ l 
+ 1•/1 
+ 1/1 

+ 5t/1 
+4 

+ 31/1 

+ 51/1 

+ 5 

- 1/1 
- l/1 

- l 
+ 41/1 

+ 31/1 

+9 

+10'/1 

+ 91/1 

+10'/1 

+13 

+9 
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Tabelle 24 

1 

Verwendung des Sozialprodukts 
in jeweiligen Preisen 

Privater Verbi'auch - .......... 
Staats><erbraudl .............. 
Bruttoanlageinvestitionen 1) .. 

Ausrüstungen ·············· 
Bauten .................... 

Vorratsveränderungen ...... 
Außenbeitrag_ ................ 

Ausfuhr ·················· 
Einfuhr .................... 

Bruttosozialprodukt ·········· in Preisen von t 962 
Privater Verbraudi. .......... 
Staatsverbrauch .............. 
Bruttoanlageinvestitionen .... 

Ausrüstungen .............. 
Bauten ••••••••••••.•••••• „ 

Ausfuhr .................... 
Einfuhr ······················ 
Bruttosozialprodukt ·········· 

Preisentwidtlung 
Privater Verbrauch .......... 
Bruttosozialprodukt .......... 

Entstehung des Sozialprodukts 
Erwerbstätige 'I .............. 
Arbeitszeit ·················· 
Arbeits1rolumen .•.•.•••.•••. · I 
Produkli1riliit •....••.•••••••• 

Bruttoinlandsprodukt in Preisen 
1rOn 1962 .................. 

Verteilung des Volkseinkommens 
Bruttoeinkommen 

aus unselbständiger Arbeit .. 
aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen ·········· 
Nettosozialprodukt zu Faktor-

kosten ···················· 
Nettoeinkommen') 

aus unselbständiger Arbeit .. 
aus Unternehmertätigkeit 

und Vermögen ·········· 
Verfügbares Einkommen der 

privaten Haushalte ........ 

1) Einstblleßlich Investltionsteuer. 
1) Ab 1974 eigene Schätzung, 
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zw voraussehbaren EntwJddung 

Absolute Werte 

Einheit 
1 

1973 
1 

1974 
1 

1975 

Mrd DM 496,8 530,9 578,7 
Mrd DM 168,6 194,2 214,6 
Mrd DM 230,0 227,7 234,9 
Mrd DM 96,5 93,9 100,0 
Mrd DM 133,6 133,8 134,9 
Mrd DM + 9,6 + 4,4 + 6,2 
Mrd DM +25,3 +37,9 +40,6 
Mrd DM 226,2 299,1 337,7 
Mrd DM 200,8 261,2 297,1 

MrdDM 930,3 995,1 1075,0 

Mrd DM 337.S 336,1 346,3 
Mrd DM 79,9 82,8 84,3 
Mrd DM 152,1 140,8 138,3 
Mrd DM 75,3 68,9 68,9 
Mrd DM 76,8 72,0 69,4 
Mrd DM 196,8 225,7 234,9 
Mrd DM 180,8 192,1 201.3 

Mrd DM 593,8 596,4 607,6 

1962 = 100 147,0 158,0 167,1 
1962 = 100 156,7 166,9 176,9 

1 000 26659 26190 25825 
Stunden 

Mrd Std. 

1 DM je Std. 

Mrd DM 594,1 596,7 607,9 

Mrd DM 498,5 546,9 590,5 

Mrd DM 218,7 217,9 235,3 

Mrd DM 717,3 764,8 825,8 

Mrd DM 317,7 341,7 373,8 

Mrd DM 169,0 167,2 185,4 

Mrd DM 574,7 616,8 672,0 

Die wJdlUgsten Daten der Volkswirt 
SdJ.ätzung für das 2. Halbjahr 1974 

1 

1974 

1 

1975 

1 !. Hj •. 1 1.Hj. 2.Hj. ;l.Hj. 

253,0 211,9 275,4 303,3 
89,0 105,2 98,5 116,1 

108,5 119,2 109,3 125,6 
45,4 48,5 48,3 51,7 
63,1 70,7 61,0 73,9 

+ 7,4 - 3,0 + 8,2 - 2,0 
+20,7 +17,2 +20,5 +20,1 
142,7 156,4 163,9 173,8 
122,0 139,2 143,4 153,7 

478,6 516,5 511,9 563,1 

162,I 174,0 166,0 180,3 
39,5 43,3 40,1 44,2 
68,3 72,5 65,2 73,1 
34,1 34,8 33,6 :ß,3 
34,3 37,7 31,6 37,8 

112,5 113,2 115,2 119,7 
93,3 98,8 98,5 102,8 

294,4 302,0 294,4 313,2 

156,1 159,7 165,9 168,2 
162,6 171,0 173,9 179,8 

26265 26115 25665 25985 

294,9 301,8 294,9 313,0 

261,0 285,9 279,1 311,4 

105,4 112,5 111,2 124,1 

366,4 398,4 390,3 435,5 

167,5 174,2 181,4 192,4 

80,6 86,7 87,5 91,9 

294,2 322,6 320,6 351,4 



Zur voraunlcbtllchen Bntwlddung der Blnnenkon}unktur 

Entscheidende Bedeutung für den weiteren Kon-
junkturverlauf messen wir unter den genannten 
konjunkturpolitischen Bedingungen (Ziffer 246) dem 
Ergebnis der kommenden Lohnverhandlungen zu. 
Bei unserer Vorausschau sind wir von der Erwar-
tung ausgegangen, daß der Lohnpolitik ein Schritt 
in Richtung auf stabilisierungsgerechte Tarifab-
schlüsse gelingt. Entsprechend dieser Erwartung und 
aufgrund der Tatsache, daß 1975 von den öffent-
lichen Haushalten stark expansive Wirkungen aus-
gehen werden, halten wir es für wahrscheinlich, 
daß der Konjunkturabschwung im Laufe des Jahres 
zum Stillstand kommen und in einen Aufschwung 
münden wird. 

268. In unsere Rechnung haben wir eine Anhebung 
der effektiven Stundenverdienste (einschließlich 
aller Nebenleistungen, wie verlängerter Urlaub, 
Gewährung eines Urlaubsgeldes, Ausgleich für Ar-
beitszeitverkürzung etc.) von rund 81/2 vH einge-
stellt. Diese Rate entspricht der mittleren von drei 
Varianten, die wir in unseren Alternativrechnungen 
zugrunde gelegt haben; sie ist keineswegs eine 
Orientierungszahl für künftige Lohnverhandlungen. 
Mit ihr darf nicht jene Rate verwechselt werden, die 
sich daraus für den Jahresdurchschnitt 1975 errech-
net. Wegen der Vorbelastung aus dem Jahre 1974 -
am Jahresende dürfte das Effektivlohnniveau je 
Stunde schon um 3 vH über dem Jahresdurchschnitt 
1974 liegen (Uberhang) - ergibt sich hier eine deut-
lich höhere Steigerungsrate (101/2 vH bis 11 vH). Der 
Lohnkosteneffekt ist wegen der Anhebung der Ar-
beitgeberbeiträge zur Sozialversicherung noch um 
einen halben Prozentpunkt höher zu veranschlagen. 

269. Erweist sich unsere Lohnsetzung als zutref-
fend, so läuft das aller Voraussicht nach nicht auf 
eine Erhöhung der Gewinnspannen hinaus. Die Ver-
teilungsposition der Arbeitnehmer verbessert sich 
noch. Ob es unter diesen Umständen zu einer Ten-
denzwende bei den Investitionen kommt, ist nicht 
sicher. Es ist zwar nach aller Erfahrung nicht so, daß 
erst die Gewinne steigen müssen, damit die Investi-
tionsbereitschaft zunimmt; in der Regel reicht es 
schon aus, daß sich die Gewinnerwartungen verbes-
sern, und hierfür könnte die Abkehr von den hohen 
Lohnsteigerungsraten ein Indiz sein. Nach der star-
ken Kompression der Gewinnraten in den vergan-
genen fünf Jahren bedarf es aber vermutlich deut-
licherer lohnpolitischer Signale, damit sich ein 
nachhaltiger Investitionsaufschwung einstellt. 

270. Nach den Ergebnissen des Ifo-Investitionstests 
plant die Industrie, ihre realen Investitionen nur 
wenig zu steigern. Das gleiche gilt für den Bereich 
der öffentlichen Versorgungsunternehmen. Die mei-
sten anderen Wirtschaftszweige, allen voran das 
Baugewerbe, aber auch der Handel und die Land-
wirtschaft, wollen ihre Investitionen sogar merk-
lich einschränken. Selbst wenn man in Rechnung 
stellt, daß die Unternehmen ihre künftigen Investi-
tionen im Abschwung erfahrungsgemäß unterschät-
zen, lassen die Planungen für 1975 allenfalls eine 
Stagnation der realen Ausrüstungsinvestitionen er-
warten. 

271. In unserer Vorausschau haben wir angenom-
men, daß der Nachfragerückgang bei Investitions-
gütern nach der Jahreswende zum Stillstand kommt 
und im weiteren Verlauf in einen leichten Anstieg 
übergeht. Den ·steigenden Bestellungen dürften die 
Liefernngen rasch folgen, da die Investitionsgüter-
hersteller vielfach über hohe unausgenutzte Kapa-
zitäten verfügen. Selbst bei dieser Annahme würde 
allerdings 1975 das.Investitionsvolumen des Jahres 
1974 gerade nur erreicht. Die Investitionsquote, das 
heißt der Anteil der Ausrüstungsinvestitionen an 
der Gesamtnachfrage, der seit 1970 ständig gesun-
ken ist, wäre abermals niedriger und damit der 
niedrigste seit Anfang der sechziger Jahre über-
haupt. 

272. Auch bei den Bauinvestitionen erwarten wir 
allenfalls im späteren Jahresverlauf eine leichte 
Zunahme; im Jahresdurchschnitt ergibt sich dabei 
nochmals ein Rückgang (-31/2 vH). 
- Im Wohnungsbau dürfte sich die Nachfrage wei-

ter stabilisieren, zumal viele Bauwillige bei sin-
kenden Hypothekenzinsen aufgeschobene Bau-
vorhaben in Angriff nehmen könnten. Da die An-
passung der Produktion an das deutlich niedri-
gere Nachfrageniveau noch nicht abgeschlossen 
ist - zahlreiche auf dem Höhepunkt des Booms 
begonnene Wohnungen befinden sich noch im 
Innenausbau-, ist vor allem im Ausbaugewerbe 
mit einem weiteren kräftigen Rückgang zu 
rechnen. 

- Bei gewerblichen Bauten ist im Einklang mit dem 
Verlauf bei den Ausrüstungsinvestitionen zwar 
nicht mit einem weiteren Rückgang zu rechnen, 
aber auch nicht mit einem nennenswerten An-
stieg, da die Bereitschaft zu Kapizitätserweite-
rungen vorerst gering bleiben wird. 

- Die öffentlichen Bauinvestitionen hingegen dürf-
ten weiter zunehmen, nach dem kräftigen An-
stieg in diesem Jahr allerdings merklich verlang-
samt. 

273. Von den Lagerinvestitionen werden nur ge-
ringe Impulse ausgehen. Industrie und Handel ha-
ben in letzter Zeit die Vorratshaltung zwar merk-
lich eingeschränkt, doch besteht angesichts der un-
sicheren Absatzerwartungen vorerst wenig Neigung, 
die Läger wieder aufzustocken; die Mehrheit der 
Unternehmen beurteilt diese jedenfalls nach wie 
wie vor als zu groß. Dabei mag die Uberlegung eine 
Rolle spielen, daß die Lieferfristen derzeit recht kurz 
und Engpässe selbst dann nicht zu be!Ürchten sind, 
wenn der Absatz die Erwartungen deutlich über-
treffen sollte. Unter diesen Voraussetzungen bilden 
selbst niedrigere Zinssätze erfahrungsgemäß nur 
einen geringen Anreiz zu verstärkter Vorratshal-
tung. 

274. Unsicher sind wir nicht nur hinsichtlich der In-
vestitionen, sondern auch in bezug auf die Export-
schätzung. Der Anstieg der Auslandsnachfrage hat 
sich in den letzten Monaten merklich abgeschwächt; 
dies mag eine vorübergehende Entwicklung sein, 
sicher ist das jedoch nicht: 
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Schaubild 35 

Zur voraussehbaren Entwicklung 

ENTWICKLUNG WICHTIGER KOMPONENTEN DES SOZIALPRODUKTS 
SCHÄTZUNG FÜR DAS 2.HALBJAHR 1974 UND BEDINGTE PROGNOSE 1 FÜR DAS JAHR 1975 

Saisonbereinigler Verlauf 

--- in jeweilieen Preisen --- in Preisen von 1962 

Log.Maßstab 
Mrd DM Lot,~aJ~lab log. '=-°'L': 

600 ~~~~~~~~~~~~~~~~~500 120~~~~~~~~~~~~~~~~~ 120 
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Die öifentlldlen Finanzen Jm Jahr 1975 

genüber. In der Zuwachsrate der Einnahmen 
(101/2 vH) schlägt sich auch nieder, daß die Beitrags-
sätze für die Arbeitslosenversicherung und · der 
Krankenversicherung um fast einen Prozentpunkt 
angehoben werden. 

266. Die Struktur der Staatsausgaben wird sich 
1975 wesentlich ändern (Tabelle 23). Bedingt durch 
die kräftige Aufstockung des Kindergeldes, der Ren-
ten sowie der Ausbildungsförderung für Schüler und 
Studenten und infolge einer verstärkten Inanspruch-
nahme von Arbeitslosengeld steigen die Einkom-
mensübertragungen an private Haushalte sprung-
haft an. Dagegen wird der Staat nicht wesentlich 
mehr an zusätzlichen Investitionsvorhaben in An-
griff nehmen als im Jahr 1974; auch die Sachkäufe 
des Staates, die mit den Personalaufwendungen in 
den Verbrauchsausgaben enthalten sind, werden 

nur wenig steigen. Der Spielraum für Investitionen 
und Sachausgaben hängt indessen vor allem von 
der Entwicklung der Personalausgaben ab. 

III. Zur vorausslchtllchen Entwicklung 
der Binnenkonjunktur 

2fn. Die westdeutsche Wirtschaft b_efindet sich seit 
der zweiten Jahreshälfte 1913 in einem konjunktu-
rellen Abschwung, der sich aller Voraussicht nach 
bis ins Jahr 1975 fortsetzen wird: Der Auslastungs-
grad des Produktionspotentia.ls wird weiter zurück-
gehen und die Arbeitslosigkeit zunächst noch zu-
nehmen, die Stabilisierung von Preisen und Kosten 
wird indes deutliche Fortschritte machen. 

Tabelle 23 

Einnahmen und Ausgaben des Staates 'I 
Schätzung für das Jahr 1974 und Prognose für das Jahr 1975 ') 

Einnahmen insgesamt ........•.••........•......•....• 
Steuern •.••••••••.•. „ .. „.„ ........... „.„ .... „ 

Sozialversicherungsbeiträge .....•••.•.......•....••• 
Sonstige laufende Einnahmen • „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ „ . 

Vermögensübertragungen und Abschreibungen ....••• 

Ausgaben insgesamt . „ .. „ ....... „ . „ „ „ . „ ... „ „ . 

Staatsverbrauch ..••••.••......••••••••..•....••....• 
Einkommensübertragungen . „. „ „ ... „ .... „. „. „. 

Private Haushalte ••......••.•.•••.......•.•......• 
Unternehmen und übrige Welt .................... . 

Zinsen •.......••.•....... · ••· ·· ···· ·••• · · · •·· ·· · ·· • 
Vermögensübertragungen .. „. „ „ .. „ ...... „ „ . „ • 

In.vestitlonen .•...••........••.••..•......•...•.•••. 

Finanzierungssaldo 1) • „ •.••• „ ... „ ........ „ . „ . „ • „ 

Sozialversicherung ........••...••••.....••.••....... 
Gebietskörperschaften ..... „ ... „ .. „ .... „ .... „ . „ 

nachrichtlich: In der Abgrenzung der Finanzstatistik • 

Mrd DM 

390,7 
232,4 
128,7 
20,l 
9,4 

376,7 
168,6 
146,6 
123,2 
23,4 

9,6 
19,6 
32,4 

+14,0 
+13,7 
+ 0,2 
-13,0 

1973 

Anteil 
invH 

100,0 
59,5 
32,9 
5,1 
2,4 

100,0 
44,8 
38,9 
32,7 

6,2 
2,6 
5,2 
8,6 

1974 1975 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in vH 

+ 81/• 

+ 7 
+II 
+ 6 
+ 9'/1 

+15 
+15 
+14 
+ 151/• 

+ 511• 
+22 
+ 1111. 
+11 

+1 
+5 
+1011. 
+ 111. 
+8 

+13 
+10111 
+18 
+ 191/1 

+ 8 
+24 
+.6 
+ 71/1 

Mrd DM 
8 

+1 
-15 
-29 

-35 
+5 
-41 
-51 

· 1) In der Abgrenzung der Volkswirtsdiaftlidien Gesam.tredmungen einsdiUeßlidi Sozialversidi.enmg. Die hier ausgewiesenen Grö~ 
ßen sind mit den entspredlenden Angaben der Flnanzstatistik in der Tabelle 17 und In der Tabelle 25 nicht voll vergleichbar. So 
werden beispielsweise die Investitionen In den Volkswirtsdiaf'Uichen Gesamtrechnungen Im Zeitraum der Produktion, in der Fi-
nanzstatistik bei Bezahlung der Redmung verbudit. 

1) Veränderungsraten gerundet. 
') UbersdiuB: +,Defizit:-. 
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Zw voraussehbaren Entwidclung 

Grenzsteuersatz ist die neue Regelung dagegen 
von Vorteil. 1) 

- Sdtließlid:i sparen die privaten Haushalte 5 Mrd 
DM an Steuern, weil ihnen zusätzlid:ie Steuerver-
günstigungen einger~umt werdeni sie können 
von ihren Aufwendungen für die Alters- und 
Krankenversid:ierung 60 vH mehr als bisher 
steuermindernd von ihrem Einkommen abset-
zen; .Arbeitnehmer erhalten zudem einen höhe-
ren Freibetrag. Dagegen verlieren die Privaten 
21/2 Mrd DM an Vergünstigungen, da die Spar-
prämien künftig nur nod:i bis zu einer bestimm-
ten Einkommensgrenze gewährt werden und da 
die Vermögensteuer nid:it mehr steuermindernd 
vom Einkommen abgezogen werden kann. 
Durd:i sonstige Steuerrechtsänderungen werden 
allerdings insbesondere die Unternehmen um 
1 Mrd DM mehr belastet. Ein höherer Freibetrag 
bei der Gewerbesteuer für kleinere Unterneh· 
men und ein höherer Vorsteuerabzug bei der 
Umsatzsteuer für die Landwirtsd:iaft bringen 
zwar Steuervorteile, dod:i stehen dem Mehrbe· 
lastungen bei der Vermögensteuer und bei der 
Grundsteuer gegenül)er. 

Alles in allem erhöht sid:i das Einkommen der Pri· 
vaten aufgrund der neuen Einnahmenregelungen und 
der Erhöhung des Kindergeldes um 14 Mrd DM. 
Dadurd:i können die meisten privaten Haushalte, 
vor allem sold:ie mit Kindern und niedrigem Ein-
kommen mehr Ansprüd:ie an das Produktionspoten-
tial geltend mad:ien; die Bezieher von sehr hohen 
Einkommen sowie viele Unternehmen werden da-
gegen höher besteuert. Die Nettoeinkommen der 
Arbeitnehmer werden infolge der Steuerreform um 
11/2 Prozentpunkte stärker als die Bruttoeinkommen 
zunehmen; ohne Steuerreform würden sie dagegen 
um 2 Prozentpunkte weniger als die Bruttoeinkom-
men steigen. 

262. Mit der Absid:it, die expansiven Impulse der 
Steuerreform nid:it noch zu verstärken, empfahl der 
Finanzplanungsrat im Juni 1974 den Gebietskörper-
sd:iaften, die Ausgabenexpansion zu zügeln und, ab-
gesehen von den durd:i die Kindergeldreform be-
dingten Mehrausgaben, den Zuwad:is des Haushalts-
volumens auf 10 vH zu begrenzen. Anders als in 
den vergangenen Jahren dürfte die Empfehlung 
diesmal Wirklid:ikeit werden. Unter dem Eindruck, 
daß wegen der Steuerreform und wegen der ge-
dämpften Konjunktur die Steuereinnahmen spärli-
d:ier fließen ·und die Haushaltsdefizite rasd:i an-
schwellen, werden sich viele Gebietskörpersd:iaften 
gezwungen sehen, neue Ausgabenwünsche abzuwei-

1) Im öffentlichen Dienst ersetzt das neue· Kindergeld 
die Kinderzuschläge, die den Bediensteten im Rahmen 
ihres Gehalts anstelle des gesetzlichen Kindergeldes 
gewährt wurden. Da diese Zuschläge, anders als das 
gesetzliche Kindergeld, bisher schon für das erste 
und das zweite Kind gezahlt wurden, würde der öffent-
liche Dienst dadurch einen besonderen Einkommens-
vorteil verlieren. Wir haben bei unseren Vorausschät-
zungen unterstellt, daß dieser Vorteil durch einen 
entsprechenden B~soldungsausgleich wiederherge-
stellt wird. 
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sen und geplante Ausgabenvorhaben zu vertagen. 
Wir nehmen aber nid:it an - die bisher vorliegen· 
den Haushaltsentwürfe des Bundes und einiger Län· 
der bestärken uns darin -, daß in einem Wettlauf 
zwisd:ien Einnahmenausfällen und Ausgabenkürzun· 
gen die vom Finanzplanungsrat gesetzte Obergrenze 
nenneswert untersd:iritten wird; zu groß sind be· 
reits die eingegangenen Ausgabenverpßid:itungen 
und zu sehr sehen sld:i inzwisd:ien selbst die Ge-
bietskörpersd:iaften der unteren Ebenen für die Be· 
sd:iäftigung verantwortlid:i 1). 

263. Bei unserer Vorausstbau gehen wir davon aus, 
daß 1975 die Ausgaben der Gebietskörperschaften 
- in der Abgrenzung der Finanzstatistik - um 
91/2 vH auf 350 Mrd DM ansteigen. Einschließlich 
der 11 Mrd DM Mehrausgaben für das Kindergeld 
wird das Haushaltsvolumen 361 Mrd DM betragen. 
Konjunkturneutral ist dagegen ein Ausgabenvolu· 
men von 335 Mrd DM. Für die expansiven Impulse, 
die von den Haushalten der Gebietski;irperschaften· 
ausgehen, steht somit ein Betrag von 26 Mrd DM. 
Der konjunkturelle Impuls der Steuerreform wird 
also nod:i beträd:itlid:i verstärkt (Ziffer 330). 

264. Die Einnahmen werden 197 5 um '1 vH steigen. 
Die Gebietskörperschaften dürfen 310 Mrd DM ein-
nehmen, darunter 256 Mrd DM an Steuern, so daß 
das Finanzierungsdefizit 51 Mrd DM betragen wird. 
Alllerdings führt nicht das gesamte Haushaltsdefizit 
auch zu einer Belastung der Kreditmärkte. Ein Teil 
der Kreditaufnahme entspricht nur dem, was dem 
Staat nach der Konzeption des konjunkturneutralen 
Haushalts als normale Verschuldung offensteht, 
weil sich die Privaten daran gewöhnt haben, daß 
der Staat in diesem Ausmaß ihre Ersparnisse in An-
spruch nimmt. 
Darüber hinaus kann er in Höhe der konjunktur-
bedingten Steuerausfälle auf Kreditmittel zurück-
greifen, welche die Privaten wegen ihrer geringen 
Ausgabenneigung nicht nutzen. Die verbleibende 
Hälfte seines Kreditbedarfs also, so viel wie der 
konjunkturelle Impuls, wird der Staat indes mög-
licherweise zu Lasten privater Kreditwünsche dek· 
ken müssen (Ziffer 328). 

265. Die Ausgaben der Sozialversid:ierung werden 
19'15 um 121/• vH auf 192 Mrd DM zunehmen. Dem 
stehen Einnahmen in Höhe von 19'1 Mrd DM ge-

1) Der Entwurf des Bundeshaushalts sieht zwar - ohne 
die Mehrausgaben für das Kindergeld, aber einschließ-
lidl 2,5 Mrd DM gestundeter Zuschüsse an die Sozial-
versicherung - nur einen Anstieg der Ausgaben um 
7 vH vor, dabei Ist jedoch zu berücksichtigen, daß er 
keinen Zuschuß an den Haushalt der Europäischen 
Gemeinschaft mehr enthält, da die Europäische Ge-
meinschaft statt dessen direkt am Steueraufkommen 
beteiligt werden soll. Die geplanten Bundesausgaben 
und der an die Europäische Gemeinschaft zu über· 
tragende Teil der Steuereinnahmen zusammengenom-
men steigen um 91/1 vH. Außerdem ist im Haushalts-
volumen nicht das Konjunkturprogramm vom Sep· 
tember 1974 enthalten, das großenteils erst 1975 kas-
senwirksaµi wird. 



Die Wellkon/unkrur Im Jahre 1915 

hoch bleiben; entsprechend stark wird der Lohn-
kostendrudc sein. 
Nur wenigen Ländern dürfte es gelingen, den An-
stieg der Verbraucherpreise unter 10 vH zu halten. 
In den meisten Ländern werden die Steigerungs-
raten zwischen 10 vH und 15 vH liegen und damit 
nicht sehr weit unter denen des Jahres 1974. Sicher-
lich wird unter diesen Umständen die Neigung wie-
der zunehmen, durch direkte Eingriffe in die Preis-
und Lohnbildung die Inflation zu bremsen - trotz 
der enttäuschenden Erfahrungen, die damit in der 
Vergangenheit gemacht wurden. 

258. Die Zahlungsbilanzungleichgewichte, die sich 
als Folge der Olpreisexplosion herausgebildet ha-
ben, stellen ein erhebliches Risiko für die weltwirt-
schaftliche Entwidclung im kommenden Jahr dar. 
Zwar werden sich diese Ungleichgewichte aller Vor-
aussicht nach 1975 nicht mehr verschärfen, sie wer-
den sich aber auch nicht merklich verringern. Die 
Entwidclung der Weltkonjunktur würde anders ver-
laufen als zuvor skizziert, wenn sich eine Reihe be-
deutender Defizitländer - vor allem Großbritan-
nien und Italien, möglicherweise aber auch Frank-
reich - gezwungen sehen würde, zur Vermeidung 
der außenwirtschaftlichen Zahlungsunfähigkeit dra-
stische Maßnahmen zu ergreifen. Angesichts der be-
reits verschlechterten Beschäftigungslage in diesen 
Ländern ist dabei jedoch nicht an eine Verschärfung 
der Nachfragerestriktion zu denken, mit deren Hilfe 
versucht werden könnte, die Einfuhr zu drosseln 
und die Ausfuhr zu stimulieren. Diese Erwartung 
würde sich ohnehin nur dann erfüllen können, wenn 
die Nachfrage in anderen Ländern entsprechend ex-
pandierte. Auch Währungsabwertungen oder das 
.Herunterfloaten" flexibler Wechselkurse werden 
nach den jüngeren Erfahrungen wohl nicht ohne 
weiteres die außenwirtschaftlichen Positionen ver-
bessern (Ziffer 7). Im übrigen hat die Erfahrung 
gezeigt, daß die Preiselastizitäten im Außenhandel 
kurzfristig gering sind, Abwertungen also die Im-
portnachfrage nicht rasch im erwünschten Umfang 
zurüdcdrängen und die Ausfuhr nicht steigern. Aus 
all diesen Gründen sind daher dirigistisdle Eingriffe 
in den Handel und in den Kapitalverkehr zu befürdl-
ten. 

259. Um dies zu verhindern, muß das sidl ver-
sdlärfende Problem des Recycling der Olgelder 
umgehend gelöst werden (Ziffern 13 ff.). Als beson-
ders problematisch wird sidl die mangelnde Bonität 
einiger Defizitländer erweisen: ohne die Bürgsdlaft 
Dritter haben sie sdlon heute Sdlwierigkeiten, Aus-
landskredite zu erhalten, um ihre Olredmungen zu 
begleichen. Die Auseinandersetzungen um die erste 
Gemeinschaftsanleihe der Europäisdlen Gemein-
sdlaft haben gezeigt, wie begrenzt die Bereitsdlaft 
ist, soldle Bürgschaften zu übernehmen. Ohne 
strenge Auflagen, die zu eioer restriktiven Wirt-
schaftspolitik zwingen, wird es allerdings nicht ab-
gehen. 

260. Die Aussichten für die Entwidclung des Welt-
handels im kommenden Jahr hängen in hohem Maße 
davon ab, daß es nidlt zu Störungen infolge unüber-

wiqdlicher Zahlungsbilanzschwierigkeiten kommt. 
Da aber auch unter dieser Voraussetzung die Welt-
konjunktur recht sdlwadl sein wird - fortdauern-
der Abschwung im ersten Teil des Jahres, allmäh-
lidle Belebung im späteren Verlauf - kann für den 
Welthandel dem Volumen nach nur eine geringe 
Expansion erwartet werden. Der .Export der Indu-
strieländer wird 1975 erheblich weniger zunehmen 
als 1974, nämlich in der Größenordnung von 4 vH 
(1974: 9 vH). Dabei wird die Ausfuhr in die Olför-
derländer und in die Staatshandelsländer wesentlich 
zur Ausweitung beitragen. Der Export der Olförder-
länder wird, im Gegensatz zur vorjährigen Entwidc-
lung, wieder ansteigen; die vorwiegend Rohstoffe 
exportierenden Länder ·werden ihre Ausfuhr ange-
sichts der Konjunkturschwädte in den Industrielän-
dern nur wenig ausweiten können. Insgesamt dürfte 
sich der Welthandel dem Volumen nach nur noch 
um 3 vH bis 4 vH (1974: 6 vH) erhöhen. 

Die Aufblähung der Welthandelswerte durch Preis-
steigerungen und Wechselkursveränderungen, die 
1974 besonders groß war (wertmäßig betrug der An-
stieg, in US-Dollar geredmet, rund 45 vH), wird 1975 
erheblich geringer sein. Bei den Terms of Trade, die 
sich 1974 einschneidend zu Lasten der Industrielän-
der verschoben haben, ist im Verlauf des Jahres 
1975 wieder eine Verbesserung zu erwarten, mehr 
gegenüber den Rohstoffländern, weniger gegenüber 
den Olförderländern. 

II. Die öffentlichen Finanzen Im Jahre 1975 

261. In der Bundesrepublik werden von den Haus-
halten der Gebietskörperschaften 1975 starke expan-
sive Impulse ausgehen, da der Staat mit der Reform 
der Lohn- und Einkommensteuer die Privaten entla-
stet und für den Familienlastenausgleich erheblich 
mehr als bisher aufwendet (Tabelle 16): 
- Durch die Änderung des Steuertarifs wird die 

Steuerlast der Privaten, legt man die Schätzung 
des Bundesfinanzministeriums zugrunde, um 
7 Mrd DM vermindert, in erster Linie, weil der 
steuerfreie Grundbetrag, der allen Einkommens-
beziehern zugute kommt, erhöht wird. Mit zu-
nehmendem Einkommen wird dieser Steuervor-
teil indessen immer kleiner, da die Steuerpro-
gression trotz des Wegfalls der Ergänzungsab-
gabe verschärft wird. Ledige, die ein Einkommen 
über 80 000 DM, und Verheiratete, die ein Ein-
kommen über 160 000 DM zu versteuern haben, 
zahlen künftig mehr Steuern als bisher. 
Durch die Neuregelung des Familienlastenaus-
gleichs erhalten die privaten Haushalte 51/2 Mrd 
DM mehr. Bei der Berechnung der Lohn- und 
Einkommensteuer können sie zwar keinen Kin-
dergeldfreibetrag mehr geltend machen, doch er-
halten sie statt dessen für jedes Kill51 ein Kinder-
geld. Bei Haushalten mit einem Grenzsteuersatz 
von 50 vH gleicht dieses Kindergeld die bishe-
rige Steuerersparnis und das bisherige Kinder-
geld nahezu aus; für Haushalte mit niedrigerem 
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Zur voraus11ehbaren Enfwiddung 

Tabe 11 e 22 

Zur lntematlonalen Konjunkturentwlddung 

Anteil am 

Brutto- Export sozial- der Bruttosozialprodukt Verbraucherpreise 8) 
Wareneinfuhr 

produkt Bundes- (real)') (Volumen) 3) 

Land der repu-OECD-
Länder 1} 

blik ') 

1973 1974 1975 1974 1975 1974 1975 

vH Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

Bundesrepublik 
Deutschland .......... +10,9 + '1' +2') + 7 + 6') + 5 +5•) 

Frankreich .............. + 8,0 -t-13,0 +4 +3'/• +14 +13 + 8 +6 
Italien ................ + 4,3 + 8,4 -1-4'/• +o +19 +20 2 +1 
Niederlande ............ + 1,9 +10,2 +2'/• +2 + 10'/2 +10 + 21/2 +4 
Belgien ................ + 1,4 + 8,2 -1-4'/• -t-3 + 1211. +12 + 8 +5 
Großbritannien .......... + 5,4 + 4,7 ±o +I +15 +16 + 3 -t-2 
Irland . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 + 0,3 -t-3 +2 +17 +14 + 6 -t-4 
Dänemark .............. + 0,9 + 2,3 +1''2 +111. -l-141/• +15 +3 

EG der Neun 4) ••••.•••.• j +32,9 -t-47,1 -t-2 +2 +1211. +12 + 4'/• +4 

Vereinigte Staaten ...... +40,0 + 8,5 -!1/2 -1 +11'/o +11 1 -2 
Japan . . . . . . . . . . . . . . . . . . +12,9 + 1,5 -3 -t-5 -t-25 +16 3 -t-5 
Schweden . . . . . . . . . . . . . . + 1,6 + 3,3 +31/2 +3 +10 +10 +10 +7 
Schweiz . . . . . . . . . . . . . . . . + 1,3 + 5,6 +1 +1 +10 + 8 + 3 +3 
Osterreich .............. + 0,8 + 4,7 +5 +4 +10 +II + 8'1• +1 

Insgesamt 4) . . . . . . . . . . . . 1 +89,5 +70,7 - 1.12 +1 + 131/2 +12 + 1 +11/1 

1) Anteil am nominalen Bruttosozialprodukt in Preisen und Wechselkursen von 1973; Quelle: OECD. 
2) Anteil an der nominalen Warenausfuhr. 
S) Eigene Schätzung. 
4) Zusammengewogen mit den Anteilen am nominalen Bruttosozialprodukt 1973 der OECD-Länder. 
a) Bedingte Prognose I. 

tumsrate des Jahres 1974 nidtt erreidtt werden. In 
Italien ist es angesidtts der wieder härter werden-
den. sozialen Auseinandersetzungen sogar zweifel-
haft, ob eine Belebung der Wirtsdtaft gelingen wird; 
dort dürfte 1975 das Sozialprodukt stagnieren (1974: 
41/z vH). Am anderen Ende der Skala dürfte Frank-
reidt mit 3 vH bis 4 vH Anstieg des realen Brutto-
sozialprodukts liegen, während die übrigen Länder 
eine Zunahme in der Größenordnung von l vH bis 
3 vH erwarten können. 

257. Für eine Bremsung des Preisanstiegs bestehen 
1975 nidtt nur in der Gemeinsdtaft und in den Ver-
einigten Staaten, sondern in fast allen industriali-
sierten Ländern der Welt mir geringe Chancen. 
Eine nennenswerte Entlastung ist allein von den 
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Preisen für 01 und Rohstoffe zu erwarten; die einen 
werden nidtt mehr steigen, die anderen zunädtst 
weiter sinken, wenigstens bis bei einer Belebung 
der Weltkonjunktur die Rohstofflager wieder aufge-
füllt werden. Die Verbraudterpreise für Nahrungs-
mittel werden dagegen mit großer Wahrsdteinlidt-
keit bald wieder stärker steigen, als sie es 1974 
unter dem Einfluß eines reidtlidten Angebots taten. 
Zudem sdteinen in vielen Ländern die Kostenerhö-
hungen für industrielle Produkte nodt nidtt voll auf 
die Verbraudterpreise überwälzt worden zu sein. 
Wird der monetäre Rahmen, wie zu erwarten ist, 
künftig wieder etwas weiter sein als bisher, dann 
werden die Anbieter wohl nidtt ·ohne Erfolg versu-
dten, dies nadtzuholen. Die Aussidtt auf anhaltende 
Preissteigerungen dürfte allein schon dafür sorgen, 
daß die Nominallohnforderungen im allgemeinen 



1. Die Weltkonjunktur Im Jahre 1975 

250. Die meisten Industrieländer der westlichen 
Welt stehen am Ende des Jahres 1974 in einer Phase 
ausgeprägter Konjunkturschwäche bei anhaltend 
starkem Preisauftrieb und großen Ungleichgewichten 
in ihren Zahlungsbilanzen. Die Wirtschaftspolitik 
versucht allenthalben, einen restriktiven Kurs zu 
verfolgen, hie und da hat die zunehmende Arbeits-
losigkeit jedoch bereits zu Lockerungen geführt. Es 
ist zu vermuten, daß sich diese Telidenz während 
des Winters verstärken wird. Trotzdem wird sich 
der Abschwung 1975 fortsetzen, die Auslastung der 
Sachkapazitäten wird also abnehmen und die Ar-
beitslosigkeit erheblidl ansteigen. Dabei wird es 
zwisdien den Industrieländern keine großen Unter-
schiede geben. 

251. Damit stellt sidl die Frage nadt den Reaktio-
nen der Wirtschaftspolitik. In allen Ländern werden 
Konjunkturhilfen diskutiert, in mandlen Fällen 
wurden sie schon eingeleitet, in anderen zumindest 
angekündigt. Zwar erscheint ein deutlidler Beschäf-
tigungseffekt expansiver Politik um so weniger ge-
sichert, je weiter die Inflationsgewöhnung fortschrei-
tet. Einige Länder haben die Erfahrung gemadlt, daß 
expansive Maßnahmen mehr die Preis- und Kosten-
entwi<klung anheizen und nicht so sehr Produktion 
und Beschäftigung anregen. Doch ist dies eine Ein-
sidlt, die angesichts hoher Arbeitslosenquoten oft 
verdrängt wird. So ist damit zu rechnen, daß die 
meisten Länder ihre Wirtschaftspolitik sdlon bald, 
soweit sie es aus außenwirtsdlaftlidlen Gründen 
können, expansiver ausrichten werden. 

252. Namentlidl die monetäre Politik, die bisher 
die Hauptlast der Inflationsbekämpfung getragen 
hat, stößt zunehmend auf Widerstand: Es wird be-
fürchtet, daß· es bei der erreichten Enge des mone-
tären Rahmens rasdl zu weiteren Besdläftigungs-
einbußen kommen wird, da die hohen Lohnkosten 
nicht mehr erfolgreidl überwälzt werden können. 
Damit wädlst der Druck, die restriktive monetäre 
Politik - kaum daß sie zu wirken begonnen hatte -
zu lockern. Dies ist wohl sdlon im Herbst 1974 ge-
schehen, so etwa in Japan, in den Vereinigten 
Staaten, in Großbritannien und in den Niederlan-
den. In den Ländern mit besonders großen Leistungs-
bilanzdefiziten dürfte eine solche Politik allerdings 
die außertwirtsdlaftlichen Probleme versdlärfen, 
soweit sie nicht Aussicht auf entspredlende Kapital-
importe haben. 

253. Für die Finanzpolitik stellt sich das Problem 
eines Kurswechsels weniger ausgeprägt, da sie in 
den meisten Ländern sdton bisher nicht restriktiv 
wirkte. Wie so oft, fiel es audl 1974 schwer, die 
öffentlichen Haushalte als Mittel der Restriktions-
politik einzusetzen. Im Jahre 1975 dürfte die Finanz-
politik verstärkt auf Expansionskurs gehen. Sie wird 
versudlen, die sozialen Härten der Arbeitslosigkeit 
zu mindern, die private Investitionstätigkeit zu be-
günstigen und Sparbeschiüsse bei den Ausgaben-
ansätzen zu revidieren. 

254. Audi wenn man für die besdlriebene Ände-
rung der Wirtschaftspolitik einen hohen Grad an 
Wahrscheinlichkeit unterstellt, bleiben die Aussich-
ten auf eine grundlegende konjunkturelle Tendenz-
änderung im Verlauf des Jahres 1975 unsidler.· Die 
Lockerung könnte über die direkten Nadlfrageef-
fekte - vor allem bei den öffentlichen Ausgaben -
die Dispositionen der Unternehmen positiv beein-
flussen. Expansive Finanzpolitik und gelockerte 
Geldpolitik würden sowohl bei den Anlageinvesti-
tionen von Staat und Unternehmen als audl im 
Wohnungsbau die Nachfragesituation verbessern 
helfen. Sdlließlich könnten audl die Konsumenten 
ihre bisher geübte Kaufzurückhaltung, insbesondere 
bei langlebigen Gebrauchsgütern, revidieren. All 
das mag für den Augenblick ausreidlen, den Kon-
junkturabschwung abzufangen;· die Stabilisierung 
wäre damit aber erneut vertagt und dann nur um so 
sdlwerer zu erreidlen. Auf den Arbeitsmarkt würde 
sich das nach aller Erfahrung erst mit Verzögerung 
auswirken. Immerhin dürfte erreidlt werden, daß 
der Beschäftigungsrückgang im Verlauf des Jahres 
1975 zum Stillstand kommt. Das reale Bruttosozial-
produkt der Industrieländer wird auch unter diesen 
Voraussetzungen im Durchschnitt des Jahres 1975 
den Vorjahresstand nur wenig überschreiten (1 vH), 
nachdem es 1974 stagniert hatte (Tabelle 22). 

255. Besonders ungünstig ist die Ausgangslage für 
1975 in den Vereinigten Staaten, deren Wirtsdiaft 
sidl seit Jahresbeginn 1974 in einer Rezession bei 
gleichzeitig starkem Preisauftrieb befindet. Der an-
haltende Produktionsrückgang hat dort die Arbeits-
losenquote auf 6 vH ansteigen lassen; damit scheint 
ein Punkt erreicht, an dem die vorrangig auf Infla-
tionsbekämpfung gerichtete Wirtschaftspolitik, vor 
allem die restriktive Geldpolitik, nicht mehr auf-
rechterhalten wird. Von einer Lockerung der Geld-
politik sowie expansiv wirkenden Maßnahmen der 
Finanzpolitik ist eine Milderung der Rezessionsten-
denzen zu erwarten, vor allem durch eine Wieder-
belebung der Investitionsneigung, nicht zuletzt im 
Wohnungsbau. Ein Anstieg der Arbeitslosenquote 
auf mehr als 1 vH gegen Ende des kommenden 
Jahres dürfte allerdings kaum vermieden werden. 
Wegen des niedrigen Produktionsstandes um die 
Jahreswende 1974n 5 und der Wirkungsverzöge-
rung von Belebungsmaßnahmen wird das reale Brut-
tosozialprodukt im Durchschnitt des Jahres 1975 
etwas niedriger sein als 1974 (- 1 vH). 

258. In der Europäischen Gemeinschaft ist die Aus-
gangslage Ende 1974, was Auslastungsgrad und Auf-
tragspolster betrifft, uneinheitlich. Die für die Ent-
wicklung im kommenden Jahr bestimmenden Fak-
toren sind dagegen bemerkenswert ähnlich; in allen 
Ländern ist die Investitionsneigung sdlwach. Die Ar-
beitslosigkeit wird weiter kräftig ansteigen. Auch 
wenn es einigermaßen rasch gelingen sollte, die 
Erwartungen und Dispositionen der Unternehmen 
und wohl auch der Konsumenten - mit Wirkung vor 
allem auf die Käufe von dauerhaften Gebrauchs-
gütern - durch eine Lockerung der Restriktionen 
auf monetärem Ge biet zu beeinflussen, wird dodl in 
den meisten Gemeinsdlaftsländern 197 5 die Wachs-
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DRITTES KAPITEL 

Zur voraussehbaren Entwicklung 

244. Seinem gesetzlichen Auftrag entsprechend hat 
der Sadlverständigenrat die absehbare wirtsdlaft· 
liehe Entwicklung aufzuzeigen. Eine solche Voraus-
schau ist - darauf haben wir wiederholt hingewie· 
sen - stets mit Unsidlerheiten behaftet. Die Un· 
sidlerheit vergrößert sidl, wenn - wie es gegen-
wärtig der Fall ist - die konjunkturelle Lage labil 
ist. Nicht einmal auf kurze Sicht sdleint die wirt· 
schaftliche Entwicklung schon programmiert; mehr 
denn je hängt sie ab von den Entsdleidungen der 
staatlichen Instanzen und der Privaten, von denen 
wir nicht wissen, wie sie ausfallen werden. Beson-
ders ungewiß ist diesmal auch die weitere Wirt· 
schaftsentwicklung im Ausland. Dort, wo Informa· 
tionen fehlen, müssen wir Hypothesen setzen; es 
handelt sich also um eine bedingte Prognose. 

245. Hinsichtlich des Verhaltens der wirtsdlafts· 
politischen Instanzen haben wir eine Fortsetzung 
der bisherigen Stabilisierungspolitik angenommen; 
für einen Kurswedlsel liegen bislang keine binden-
den Absidltserklärungen vor. 

Konjunkturpolitisdl ist es dabei von Vorteil, daß die 
Bundesbank bei flexiblen Wechselkursen außen· 
wirtsdlaftlidl weitgehend autonom ist, sie kann 
nun die Expansionsrate der Zentralbankgeldmenge 
und damit den Spielraum für die gesamtwirtschaft· 
liehe Ausgabenexpansion bestimmen. Es paßt ins 
Bild von der veränderten Rollenverteilung in der 
Konjunkturpolitik, wenn wir bei unserer Vo.raus-
schau den Rahmenbedingungen, die sie setzt, grö-
ßeres Gewicht einräumen, als das früher der Fall 
war. 

248. Im einzelnen haben wir angenommen: 

- Die Geldpolitik hält an ihrem Stabilisierungskurs 
fest. Die Bundesbank weitet die Geldbasis zwar 
etwas stärker aus als in den letzten Monaten, 
begrenzt die Ausweitung jedodl auf eine Rate, 
die bei deutlich abnehmendem Geldwertschwund 
eine merkliche Zunahme der Auslastung des 
Produktionspotentials im Verlauf des Jahres zu-
läßt. Dabei werden die Zinsen um so stärker 
sinken, je mehr sidl die Erwartungen auf einen 
Rückgang der Inflationsraten verstärken. 

- Die Finanzpolitik trägt weiterhin zur Stützung 
der Beschäftigung bei. Die Haushalte werden 
entspredlend den Planungen vollzogen; trotz der 
im wesentlidlen durdl die Steuer- und Kinder-
geldreform bedingten Zunahme der Defizite 
kommt es weder zu Steuererhöhungen noch zu 
Abstrichen an dem geplanten Ausgabenvolumen. 
Konjunkturpolitische Sondermaßnahmen werden 
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nur dann in Kraft gesetzt, wenn an anderer 
Stelle Ausgabenpläne gekürzt werden. 

- Die Währungspolitik überläßt die Bewertung des 
Wechselkurses der D-Mark gegenüber den Wäh· 
rungen außerhalb des Floating-Blocks grundsätz· 
lieh dem Markt. Das bedeutet nach aller Voraus-
sidlt eine spürbare Höherbewertung der D-Mark; 
wir unterstellen, daß diese etwa dem Ausmaß 
der untersdliedlichen Kosten- und Preisentwick· 
Jung im Inland und Ausland entspridlt (unver-
änderte reale Wechselkurse). 

247. Bei diesen Annahmen besteht Spielraum für 
eine Expansion der gesamtwirtschaftlichen Ausga-
ben von 7 vH bis 8 vH. Inwieweit der Spielraum 
zur Finanzierung von mehr Produktion und inwie· 
weit zur Finanzierung der Inflation genutzt wird, 
hängt nidlt zuleizt ab vom Verhalten der auto· 
nomen -Gruppen. Hinsichtlidl der Einkommenspoli· 
tik sind wir davon ausgegangen, daß Unternehmen 
und Gewerksdlaften die Risiken in Redmung stel· 
len, die überzogene Preis· und Lohnforderungen 
unter den Bedingungen einer konsequenten Stabili· 
sierungspolitik für Absatz und Beschäftigung be· 
deuten. Es wurde unterstem, daß beide Seiten 1975 
nicht mehr als eine Konsolidierung ihrer Vertei· 
lungsposition anstreben, was allerdings nicht heißt, 
daß sich Im konjunkturellen Verlauf ein solches 
Ergebnis auch einstelit. 

248. Unsere Vorausschau beschreibt eine Entwick· 
lung, die wir beim augenblicklichen Stand unseres 
Wissens und unter den angegebenen Bediligungen 
für die wahrscheinlidlste halten. Sie enthält somit 
auch solche Tendenzen, die wir als Fehlentwick· 
iungen werten müssen und die es nadl Möglidl· 
keit zu vermeiden gilt. Die In Form einer volks-
wirtsdlaftlidlen Gesamtredlnung vorgelegten Grö· 
ßen sind daher nicht als Ziele aufzufassen. 

Uberdies braudlen weder die Annahmen noch die 
Ergebnisse unserer Vorausschau Wirklidlkeit zu 
werden. Was wir darüber hinaus für erreichbar 
halten, aber audl das, was wir nicht ausschließen 
können, haben wir in Alternati vredlnungen unter 
abgewandelten Bedingungen aufzuzeigen versucht 
[Ziffern 356 ff.). 

249. Bevor wir uns der Binnenkonjunktur zuwen-
den, gehen wir auf den Verlauf der Weltkonjunk· 
tur ein. Sodann behandeln wir die Haushaltsgestal· 
tung des Staates, die im Rahmen der von der Geld· 
politik gesetzten Daten neben der Lohnpolitik den 
Konjunkturverlauf in besonderem Maße prägt. 
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überhitzte Baukonjunktur der vorangegangenen 
Jahre hat die Marktbedingungen für eine Belebung 
der Nachfrage nach Wohnbauten spürbar verschlech-
tert. Die Explosion der Baukosten - auch 1974 sind 
die Baupreise noch um 71/z vH gestiegen - hat_ das 
Wohnen in Neubauten für viele unerschwinglich 
gemacht. Die am Markt erzielbaren Mieten decken 
vielfach nicht einmal im sozialen Wohnungsbau 
mehr die Kosten. Freifinanzierte Wohnunge~ lassen 
sich bei den gegenwärtigen Baukosten in der Regel 
nur mit Verlust vermieten. Es bedürfte eines kräf-
tigen Mietanstiegs, sollte die Rentabilitätsschwelle 
dennoch erreicht werden. 

Die künftige Nachfrage dürfte zudem nicht voll aus 
der Produktion, sondern zum Teil auch aus dem 
hohen Bestand an unverkauften Wohnungen ge-
deckt werden1 den der Wohnungsbauboom hinter-
lassen hat. Zur Zeit dürften 150 000 bis 300 000 Woh-
nungen leer stehen; da immer noch viele Wohnun-
gen fertig werden, die in den ·vergangenen Jahren 
in Auftrag gegeben wurden, werden es zum Jahres-
ende noch beträchtlich mehr sein. Zwar bleiben viele 
dieser Wohnungen zu den geforderten Preisen wei-
terhin unverkäuflich oder unvermietbar, doch unter 
dem Druck der hohen Finanzierungslast wird der 
Markt früher oder später Preiszugeständnisse er-
zwingen, selbst wenn dabei Verluste in Kauf ge-
nommen werden müssen. 

242- Berücksichtigt man all dies, so scheint die ge-
genwärtige Wohnungsbaunachfrage von rund 400000 
Wohnungen ihr künftiges Niveau nur wenig zu un-
terschreiten. Auf mittlere Sicht dürfte die Bauwirt-
schaft ein kaum höheres Wohnungsbauvolumen zu 
erwarten haben als heute. An der Anzahl der Woh-
nungen gemessen, wäre das weniger als vor Beginn 
des Wohnungsbaubooms, allerdings werden inzwi-
schen größere und besser ausgestattete Wohnungen 
nachgefragt. 

Die Unternehmen des Rohbaugewerbes werden, um 
ihre Anlagen wieder befriedigend auslasten zu kön-
nen, vermutlich noch weitere Kapazitäten aufgeben 
müssen. Eine Wirtschaftspolitik, die sie mit mas-
siven Aufträgen davon abhalten wollte, ginge Ver-
sprechungen ein, die sie in Zukunft nicht einlösen 
könnte. Das Ausbaugewerbe dürfte, obwohl es den 
Produktionseinbruch in seiner vollen Höhe erst im 
nächsten Jahr vor sich hat, seine derzeitigen Kapa-
zitäten auf längere Sicht eher nutzen können, da 
für Altbauten ein erheblicher Sanierungs- und Mo-
dernisierungsbedarf besteht. Hinderlich sind dabei 
die hohen Kosten, mit denen es seine Leistungen 
anbietet; da die Mieter von Altbauwohnungen häu-
fig zu der Gruppe mit niedrigem Einkommen zählen, 
lassen sich die Modernisierungskosten nur sdiwer 
durch höhere Mieten finanzieren. Abhilfe könnten 
Zins- und Investitionszusdiüsse s$haffen, wie sie 
in dem zweiten Sonderprogramm enthalten sind. 

Sofern solche Subventionen im Rahmen der Städte-
sanierung ohnehin vorgesehen sind, könnten sie zur 
Sicherung von Anschlußaufträgen bereits jetzt ge-
währt werden. 
Derartige Auswege werden auch für die Bauwirt-
sd1aft insgesamt erwogen, wenn etwa eine dauer-
hafte Aufstockung der Mittel für den sozialen Woh-
nungsbau gefordert wird, die über das hinausgeht, 
was schon zu Beginn des Jahres zur Stützung der 
Baunachfrage beschlossen wurde. Am Bedarf an 
Wohnungen, so wird argumentiert, fehle es nicht, 
wenn diese nur preisgünstig· angeboten oder billig 
vermietet werden. Die Gewährung von öffentlichen 
Mitteln, wie Zinszuschüssen, mindert jedoch nur 
die Finanzierungskosten, sie verbilligt nicht die Bau-
produktion und damit. die Verw'endung volkswirt-
schaftlicher Ressourcen. Dies kann allein die Bau-
wirtschaft selbst leisten, wobei der Rationalisie-
rungszwang, der während des Nachfragesogs ge-
ring war, hilfreich. sein sollte, da mit Kostens"enkun-
gen auch die Absatzaussichten günstiger werden. 

Allerdings hat die Hoffnung, daß die Bauwirtschaft 
sich unter dem Druck weichender Nachfrage zu 
grundlegenden Rationalisierungsmaßnahmen aufraf-
fen würde, in den Jahren 1966/67 getrogen. Bleibt 
es bei den kostspieligen Produktionsverfahren, so 
werden viele Bauwillige zum Verzicht gezwungen 
sein, und die Kapazitäten müßten noch weiter 
schrumpfen. 

243. Die Anpassungsfähigkeit der Bauwirtschaft 
könnte jedoch überfordert werden, wenn auch bei 
gewerblichen Bauten der Auftragsmangel weiter 
anhält. Da bei nachlassender Investitionsneigung am 
meisten an kapazitätserweiternden Anlagen, die 
neue Bauten erfordern, gespart wird und diese nach 
einer Belebung der Investitionsneigung meist nicht 
zuerst geschaffen werden, besteht die Gefahr, daß 
die Bauunternehmen, durch den Anpassungszwang 
im Wohnungsbau ohnehin stark belastet, ihre Kapa-
zitäten bis dahin nicht aufrecht erhalten. Der Staat 
könnte in diesem Falle, ohne den Kurs der Stabi-
litätspolitik zu durchkreuzen, init vermehrten eige-
nen Bauaufträgen die vorübergehenden Lücken 
schließen. Dazu mag im kommenden Jahr mehr An-
laß bestehen als im Jahr 1974. 
Keinen Erfolg verspricht dagegen der Versuch, mit 
einem neuerlichen Inflationsschub die Baunachfrage 
wieder in Gang zu setzen. Zwar würden dann man-
che der Bauherren, die am Markt vorbeigebaut ha-
ben, doch noch auf ihre Kosten kommen, aber der 
Anreiz für neue Bauprojekte dürfte angesichts der 
jüngsten Erfahrungen nur gering sein, zumal auch 
die Besitzer ·von Geldvermögen, wie die Entwick-
lung auf dem Kapitalmarkt in diesem Jahr gezeigt 
hat, kaum noch bereit sind, sich infolge niedriger 
Zinsen um ihr Erspartes bringen zu lassen (Zif-
fern 193 ff.). 
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Risikö einzugehen, diese bei einem Abebben der 
Nachfrage nicht mehr auslasten zu können. Eine 
solche Gefahr mußte jedoch gering erscheinen, da 
die Nachfrage selbst bei drastischen Preissteige-
rungen noch zunahm. Zunächst kam den Unterneh-
men noch entgegen, daß wegen eines Rückgangs bei 
öffentlichen Bauten Arbeitskräfte und Kapazitäten 
frei wurden. •In großem Umfang wurden jedoch 
auch neue Arbeitskräfte eingestellt und die Pro-
duktionsanlagen mit beträchtlichem Investitionsauf-
wand erweitert und modernisiert. 

Die Bauleistungen schnellten binnen zwei Jahren 
um 20 vH hoch; im Jahre 1972 wurden 660 000 Woh-
nungen - mehr als je zuvor - fertig; 1973 waren 
es sogar über 700 000. 

236. Das massive Angebot an neuen Wohnungen 
führte auf dem Wohnungsmarkt zu einer deutlichen 
Entspannung und veränderte damit eine der Bedin-
gungen, auf denen die Nachfrage bislang fußte. Da 
es an ausreichender Nachfrage für die teuren Woh-
nungen fehlte, ließen sich immer weniger fertigge-
stellte Wohnungen gewinnbringend oder auch nur 
kostendeckend absetzen oder vermieten. Zugleich 
stiegen die Mieten ni<:ht mehr schneller, sondern 
wesentlich langsamer als die übrigen Verbraucher-
preise, so daß auch die Erwartungen auf künftige 
Erträge gedämpft wurden. Ernüchtert wurden da-
durch nicht nur jene, die sich im Wohnungsbau 
Gewinnchancen ausgerechnet hatten; auch wer sein 
Vermögen durch Flucht in die Sachwerte vor Infla-
tionsverlust zu retten gesucht hatte, mußte feststel-
len, daß ihm der Markt die aufgewandten Bau-
kosten vielfach nicht mehr vergütete und daß der 
erwartete Wertzuwachs wegen des reichlichen Woh-
nungsangebots hinter dem Geldwertsd!.wund zurück-
zubleiben drohte. Bereits zu Jahresbeginn 1973 nahm 
die Nachfrage, insbesondere die nach Eigentums-
und Mietwohnungen ab. 

237. Als im Frühjahr 1973 die Bundesbank die Kon-
trolle über die Geldversorgung zurückgewann und 
die monetäre Expansion dämpfte, verlor die Bau-
nachfrage eine weitere Stütze. Da das Zinsniveau 
nun kräftig anzog und die Inflationserwartungen 
sich nicht weiter verstärkten, stieg die Realverzin-
sung an und verteuerte damit die Kreditaufnahme; 
Geldvermögen zu bilden, wurde wieder lohnend. 
Hinzu kam, daß steuerliche Vergünstigungen für den 
Wohnungsbau teils aufgehoben, teils ausgesetzt 
wurden, so daß sich manche Bauwilligen veranlaßt 
sahen, den Baubeginn nidlt mehr wie bisher vorzu-
ziehen, sondern zu vertagen. Mit zunehmender Ab-
kühlung der Konjunktur wurden schließlich noch 
weitere Bauprojekte und mancher Entschluß zum 
Kauf einer Eigentumswohnung aufgegeben. 

238. Noch schneller als die Nachfrage angestiegen 
war, sackte sie nun ab. Auf ihrem Tiefpunkt, Anfang 
1974, war die Anzahl der genehmigten Wohnungen 
um 45 vH niedriger als ein Jahr zuvor; danadl 
stabilisierte sie sich auf dem niedrigen Niveau. Im 
Jahre 1974 dürften insgesamt rund 400 000 Woh-
nungen zum Bau genehmigt worden sein. 
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Während das Ausbaugewerbe noch bis 1974 mit der 
Fe~tigstellung von bereits früher begonnenen Bau-
ten beschäftigt blieb, mußten die Unternehmen des 
Bauhauptgewerbes schon in der zweiten Jahreshälfte 
1973 ihre Produktion zunehmend drosseln. Im Som-
mer 1974 wurden für Wohnbaaten über ein Viertel 
weniger Arbeitsstunden geleistet als ein Jahr zuvor; 
der Auftragsbestand war niedriger denn je. 

Mit der Dämpfung der Investitionsneigung schwäch-
te sich zudem die Nachfrage nach gewerblichen Ge-
bäuden ab. Obwohl die Bauunternehmen hier eben-
falls ihre Auftragsbestände weitgehend abbauten, 
mußten sie ihre Produktion kaum weniger als im 
Wohnungsbau kürzen; für gewerbliche Bauten wur-
den im Sommer rund 20 vH weniger an Arbeits-
stunden geleistet als im Vorjahr. 

239. Nachdem sich abgezeichnet hatte, daß in der 
Bauwirtschaft ein konjunkturbedingter Auftrags-
mangel den strukturellen Nachfragerückgang im 
Wohnungsbau noch verstärkte, kam es für den 
Staat, den dritten großen Auftraggeber des Bauge-
werbes, darauf an, die vorübergehenden Nachfrage-
ausfälle bei den Privaten so weit auszugleichen, daß 
ein übermäßiger Beschäftigungseinbruch vermieden, 
der notwendige Anpassungsprozeß aber nicht auf-
gehalten wurde. Zunächst stützte der Staat die Nach-
frage, indem er geplante Bauaufträge vorzog. Im 
Februar 1974 wurde ein Sonderprogramm in Höhe 
von 900 Mio DM beschlossen, mit dem die hohe 
Arbeitslosigkeit in einzelnen Regionen gemildert. 
werden sollte und das vor allem der Bauwirtschaft 
zugute kam; im Herbst folgte ein weiteres Sonder-
programm in Höhe von 950 Mio DM. Im übrigen 
bemühten sich die Gebietskörperschaften, wenn auch 
nicht immer mit Erfolg, ihre Investitionsvorhaben 
so weit wie möglich bei den Ausgabenkürzungen 
auszusparen, zu denen sie sich angesichts der Ein-
nahmenausfälle und der hohen Personalausgaben 
gezwungen sahen. 

240. Vielfach wird jedoch befürchtet, die staatlid!.en 
Maßnahmen reichten nicht aus, einen unerwünschten 
Kapazitätsabbau zu verhindern, da die beiden Son-
derprogramme nur einen geringen Teil jener Lücke 
ausfüllten, die zwischen dem aktuellen Niveau der 
Nachfrage und deren mittelfristigem Trend bestehe. 
Dem ist nachzugehen. 

241. Für den Wohnungsbau wurde in der vom 
Sachverständigenrat angeregten Bauenquete (JG 70 
Ziffern 75 ff.) für den Zeitraum von 1975 bis 1980 
ein Bedarf von jährlich 500000 Wohnungen voraus-
geschätzt. Dabei rechnete man noch damit, daß die 
Anzahl der inländischen Privathaushalte jährlich um 
100 000 steigen würde. Diese Zahl muß wohl in-
zwischen aufgrund amtlicher Schätzungen auf etwa 
40 000 zurückgenommen werden; außerdem werden 
nach dem Anwerbestopp für ausländische Arbeits-
kräfte weniger Ausländer zuwandern. Der Bedarf 
dürfte deshalb eher bei 450 000 Wohnungen im Jahr 
liegen. 

Unsicher bleibt indes, inwieweit der vorausge-
schätzte Bedarf auch nachfragewirksam wird. Die 
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sion zwar verzögert einsetzte, dann aber um so 
nachhaltiger ausfiel, gewann das Streben nach eige-
nen Wohnungen, sei es um diese selbst zu nutzen 
und steigenden Mieten zu entgehen, sei es um die 
wachsenden Ersparnisse wertgesichert anzulegen, 
wieder mehr Gewicht. War die. zunehmende Bau-
nachfrage insoweit Ausdruck eines wachsenden 
Wohnungsbedarfs, so trieb der nachfolgende inflato-
rische Prozeß die Nachfrage bald über den Bedarf 
hinaus. Da die Nachfrage zunächst auf ein unzurei-
chendes Angebot stieß, kam es zu spektakulären 
Baupreissteigerungen, welche die allgemeine Teue-
rung um ein Vielfaches übertrafen. Im Jahre 1970 
verteuerten sich Wohnbauten um 16 vH, im Jahr 
darauf nochmals um 10 vH; die Verbraucherpreise 
stiegen um 31/• vH und um 51/t vH (Schaubild 34). 

233. Die hohen Baupreissteigerungen vermochten 
jedoch nicht abzuschrecken, da die Bauherren bei der 
sich ausbreitenden Inflationsmentalität in ihnen of-
fensichtlich weniger die Folge eines vorübergehen-
den Marktungleichgewichts, sondern mehr Vorboten 
künftiger Teuerungsraten sahen. Daß sich diese 
Inflationserwartungen nicht in einem entsprechen-
den Anstieg der Zinsen niederschlugen, mußte den 
Anreiz zum Bauen eher noch verstärken. Das Zins-
niveau stieg, da sich die Geldversorgung als ela-
stisch genug erwies und da wohl noch nicht alle 
Geldvermögensbesitzer das Vertrauen in den Geld-
wert verloren hatten, im Jahre 1970 nur um 11/• Pro-
1<entpunkte und ging ·1971 sogar wieder leicht zurück. 

Der Zinsanstieg glich nicht einmal die Zunahme 
des allgemeinen Geldwertschwundes aus. Eine noch 
geringere Rea!Zinslast rechneten sich diejenigen 
Bauherren aus, die ihre Inflationserwartungen an 
den Baupreissteigerungen orientierten. So lohnte es 
sich für sie, Ersparnisse aufzulösen, die keinen Er-
trag mehr brachten, darüber hinaus Baudarlehen auf-
zunehmen, deren Zins- und Tilgungslast in Zukunft 
immer leichter zu werden versprach, und mit dem 
Bauen unverzüglich zu beginnen, bevor es sich noch 
weiter verteuerte. Einen weiteren Rentabilitätsvor-
teil versprachen die steuerlichen Sonderabschrei-
bungen, die infolge der progressiven Besteuerung 
der inflatorisch aufgeblähten Einkommen immer 
vorteilhafter wurden. 

Daß sich die Bauvorhaben zunächst nicht auszahlten, 
weil die Mieten mit dem Anstieg der Baukosten 
nicht Schritt hielten, brauchte den Drang nach Woh-
nungseigentum nicht zu schwächen. Früher oder 
später mußten - so war die Rechnung - die Miet-
erträge angesichts der noch vorhandenen Knappheit 
an Wohnungen die einmal aufgewandten Baukosten 
überholen, zumal in der Vergangenheit die Mieten 
stets schneller als die übrigen Verbraucherpreise 
gestiegen waren. Zudem wurde mit der Inflatfon 
auch der Anspruch auf angemessene Rendite gerin-
ger, da die Erträge aus anderen Anlageformen, wie 
Spareinlagen und festverzinslichen Wertpapieren, 
nicht einmal mehr den Geldwertschwund deckten, 
besonders wenn die Zinsen versteuert werden muß-
ten. Viele Bauherren waren erst einmal bestrebt, ihr 
Vermögen vor weiterem Inflationsverlust zu sichern. 

234. Diese vom Markt und von der Wirtschafts-
politik gesetzten Bedingungen veranlaßten nicht nur 
die Bauherren, die bereits zum Bauen entschlossen 
waren, möglichst schnell damit zu beginnen, sie 
zogen auch immer mehr Bauwillige an. Wie gering 
die Risiken dabei eingeschätzt wurden, zeigte sich 
daran, daß sich das Schwergewicht der Nachfrage auf 
solche Bauvorhaben verlagerte, die nicht für den 
eigenen Bedarf genutzt, sondern vermietet oder 
weiterveräußert werden sollten. 

So gaben die privaten Haushalte, mit einem Anteil 
von über 50 vH nach wie vor die wichtigste Gruppe 
unter den Bauherren, erheblich mehr Eigenheim-
wohnungen in Auftrag, noch stärker aber engagier-
ten sie sich im Mietwohnungsbau (Tabelle 21). Am 
meisten wurde der Wohnungsbauboom jedoch von 
Unternehmen, insbesondere von Wohnungsbauge-
sellschaften angeheizt, die immer mehr Wohnungen 
auf Vorrat herstellten und darauf setzten, daß eine 
Vielzahl von Käufern, von der Inflationsangst ge-
triebe!l, in diese Wohnungen drängen würde, zumal 
wenn ihnen billige, weil rechtzeitig beschaffte Kre-
dite angeboten werden konnten. 

235. Auf dem Höhepunkt d~s Baubooms, 1972, 
wurde über eine dreiviertel Million Wohnungen zum 
Bau genehmigt, 40 vH mehr als drei Jahre zuvor. 
Ungewiß blieb zunächst, wie weit die Nachfrage die 
Bauwirtschaft dazu veranlassen würde, ihre Kapa-
zitäten entsprechend zu erweitern und dabei das 

Tabe 11 e 21 

Fertlggestellte Wohnungen nadl Bauherren 

Ver-
ände-
rung 

1970 1973 1913 
Bauherren gegen· 

über 
1910 ---

1000 vH 

Private Haushalte 
Wohnungen in Ein· und 
Zweifamilienhäusern .. 163,9 218,9 + 33,6 
Wohnungen In Mehr-
famlllenbäusem ••••••• 95,7 142,2 + 48,6 

Gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen . 88,3 119,3 + 35,I 

Ubrige Unternehmen •••• 88,2 182,5 +106,9 

Offentlicbe Bauherren ... 8,8 11,4 + 29,6 

Wohnungen in neuerrlch-
teten Gebäuden ........ 444,9 674,3 + 51,5 

Sonstige Wohnungen „ . 33,2 40,0 + 20,5 

Wohnungen insgesamt .. 1 478,I 714,2 + 49A 
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Schaubild 36 

ZU .1.LTERHJ.TIVEN DER KONJUNKTURPOLITIK 

Bedingte Prognosen : II -----III 
Saisonbereinigter Verlauf 
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FON"ES KAPITEL 
Zur stabllltätspolltlschen Konzeption 

1. Slablllllll lsl VollbelChlfllgung für morgen 

364. Die Erfahrung zeigt, wie wenig die Menschen 
auch in wirtschaftlichen Fragen davor gesebützt sind, 
gegen ihre eigenen Interessen zu handeln. Das kann 
aus Irrtum, aus Kurzsiebtigkeit und auch deshalb 
geschehen, weil sie sich in ihrem täglichen Handeln 
- einzeln oder gemeinsam, miteinander oder ge-
geneinander - nach unzureichenden Spielregeln 
richten. 

Es gehört zu den folgensebwersten Mißverständnis-
sen der Wirtschaftspolitik, daß die Frage eines Kon-
flikts zwischen den Zielen der Vollbeschäftigung, 
des Wirtschaftswaebstums und einer gerechteren 
Einkommensverteilung einerseits und dem Ziel der 
Geldwertstabilität andererseits vordergründig, ver-
kürzt und deshalb falseb gesehen wird. Ein stabiles 
Preisniveau ist kein Wert an sich; der hohe Rang 
dieses Zieles ergibt sich vielmehr aus der Wirkungs-
weise der Marktwirtschaft. In dieser Ordnung ist 
es nämlich nicht möglieb 
- Vollbesebäftigung auch morgen, 
- angemessenes Wachstum auf die Dauer und 
- Redliebkeit im Streit um das verteilbare Ein-

kommen 

zu haben, wenn man fortwährend hohe oder gar zu-
nehmende Inflationsraten zuläßt. So gesehen steht 
das Ziel der Geldwertstabilität für eben diese Ziele. 
Wird die zeitliche Dimension nicht vergessen, so be-
sagt die These vom Konflikt zwiseben den Haupt-
zielen der Wirtschaftspolitik nichts anderes, als daß 
- bei Inflation - Vollbeschäftigung, Wachstum und 
gerechtere Einkommensverteilung zeitlich mit sich 
selbst in Konflikt stehen. Bei Stabilität verspriebt 
das gleiebzeitige Bemühen um diese drei Ziele da-
gegen zumindest in dem Sinne Erfolg, daß Aktionen, 
die Konflikte mit sieb bringen könnten, in ihren 
Wirkungen deutlicher als bisher und vor allem früh-
zeitiger erkennbar werden. Konflikte sind also niebt 
ausgeschlossen, aber sie erscheinen eher lösbar, weil 
Fehlverhalten leichter zureebeiibar und deshalb we-
niger wahrsebeinlieb ist. 

365. Im Grunde ist das nicht verwunde.rlich. Es ist 
das Miteinander und Gegeneinancter wirtschaftlieber 
und sozialer Interessen, das die Gesellschaft be-
herrscht. Das Ergebnis sind tägliche Kompromisse, 
ohne die eine Gesellschaft niebt auskommen kann. 
Diese Kompromisse werden den Vorstellungen und 
Forderungen der Beteiligten nur teilweise entspre-
eben. Unbefriedigend können sie auch deshalb sein, 
weil bei den Handelnden Unklarheiten und Irrtümer 
über die Wirkung~ dessen beslehen, was sie ange-

146 

strebt haben. So kommt es nicht selten vor, daß 
selbst machtvolle· Gruppen gegen ihre eigenen 
Interessen handeln. 
Bei den großen wirtschaftspolitischen Zielen ist 
dieser Fall etwa dann gegeben, wenn die Lohnpo-
litik eine Kosteninflation in Gang bringt und diese 
auch finanziert wird. Die Interessen der autonomen 
Gruppen sind Verbesserung der Lohneinkommen 
und Sicherung der Arbeitsplätze auf der einen 
Seite, Gewinnerzielung und Gewinnsicherung auf 
der anderen Seite. Beide Parteien verstoßen immer 
wieder gegen ihre eigenen Interessen von morgen, 
wenn sie mit dem Ausweg in die Inflation rechnen 
könneni sie setzen dann auf Lohn- und Preiserhö-
hungen und hoffen, auf diese Weise ihre Vertei-
lungsposition verbessern oder wenigstens halten zu 
können. Weil jede.r sich in dem gemeinsam veran-
stalteten inflatorischen Prozeß aber betrogen sieht 
oder jedenfalls Angst hat, die inflationsbedingte, der 
Höhe nach im voraus jedoch unbekannte Entwer-
tung des eigenen Einkommens nicht rechtzeitig und 
nicht vollständig genug abwehren zu können, ent-
steht ein Teufelskreis, in dem sich Inflationserwar-
tungen und tatsächlicher Geldwertschwund wechsel-
seitig treiben. Je weiter dieser Prozeß fortsebreitet, 
desto gravierender werden die negativen Wirkun-
gen auf Produktion, Wachstum, Beschäftigung und 
auf das geldwirtschaftliche Rechensystem. Früher 
oder später muß es daher zur Inflationsbekämpfung 
kommen, und die Folgen für Besebäftigung und 
Wachstum sind dann um so verheerender. je später 
mit der Therapie begonnen wird. 

366. In das Miteinander und Gegeneinander der 
Interessen ist aueb der Staat einbezogen. Denn sehr 
viele Interessenbeziehungen laufen über fän und 
in zahlreichen Fällen ist der Staat gleiebsam als 
Agent von Interessen tätig oder als deren Clearing-
stelle anzusehen. Die Bereitsteliung staatlieber Lei-
stungen und ihre Finanzierung sowie die über ihn 
bewirkte Umverteilung der Einkommen muß unter 
diesem Aspekt gesehen und beurteilt werden -
auch im Hinblick auf Irrtümer und Kurzsiebtigkeit. 
Denn es wird auch bei Politikern nicht selten sein, 
daß sie die Wirkungen ihrer Aktionen naeb Breite 
und zeitlicher Tiefe nicht überschauen. 

367. Außerdem sind die Handlungsmöglichkeiten 
niebt gleiebmäßig verteilt. Besonders problematiseb 
sind daher die Wirkungen der Inflation auf die Ein-
kommensverteilung; sie treffen einseitig diejenigen, 
die zu schwaeb sind, sich im Marktgesebehen erfolg-
reich zur Wehr zu setzen. Aueb wer die Verteilungs-
wirkungen selbst billigen sollte, wird nicht legitim 
finden können, daß sie, wie es bei Inflation ge-
schieht, illL Wege der Täuschung erreiebt werden. 



Stabllltdl ist Vollbesdliilflgung tar morgen 

368. Ob die Gruppen verleitet werden, ihre Interes-
sen in einer Weise zu verfolgen, durch die sie sich 
- bezieht man die Zukunft ein - zu ihnen in 
Widerspruch setzen, hängt nicht zuletzt von den 
Spielregeln ab, unter denen sich das Miteinander 
und Gegeneinander von Interessen vollziehen. Viele 
Interessengegensätze sind zwar unaufhebbar, doch 
sollten diejenigen Spielregeln gefunden werden, die 
erwarten lassen, daß jedem möglichst rasch die 
Folgen seines Tuns deutlich gemacht werden; nur 
dann kann er vernünftig entscheiden. 

369. Die Spielregeln des Konzepts der Global-
steuerung herkömmlicher Art wiesen dem Staat 
mehr Verantwortung für die Ziele Vollbeschäfti-
gung und stetiges Wachstum zu, als er tragen 
konnte. Das Konzept förderte die Irrtümer, 
- daß es möglich sei, jederzeit allein durch die 

Wirtschaftspolitik eine gesamtwirtschaftliche 
Nachfrage zu schaffen, die Vollbeschäftigung und 
stetiges Wirtschaftswachstum sichert, 
daß der Staat in Erfüllung seiner konjunkturpo-
litischen Aufgaben die gegenwärtige Dimension 
seiner Ziele gegenüber der zukünftigen nicht be-
vorzugen werde1 

daß die autonomen Gruppen und auch der Staat 
durch freiwillige Zurüd<.haltung aus gesamtwirt-
schaftlicher Verantwortung im täglichen Streit 
den Interessenausgleich heute mit ausreichender 
Rüd<.sicht auf morgen suchen würden. 

Der gefährlichste dieser Irrtümer ist die Illusion, 
der Staat könne gleichsam eine "Vollbeschäftigungs-
garantie" abgeben und einhalten. Er kann dies nicht. 
Er kann wirksam nur Vollbeschäftigungsrisiken ab-
wehren, die ihre Ursadle nicht in einem stabilitäts-
w;drigen Verhalten der Privaten (und der staat-
lichen Instanzen selbst) haben. Solange dieser Irr-
tum besteht, wird die Aufgabe, die Stabilität zurüd<.-
zugewinnen, immer wieder vertagt und damit die 
Situation verschlimmert. 

Das Reden vom Zielkonflikt zwischen Vollbeschäf-
tigung und Wachstum einerseits und Stabilität ande-
rerseits hat ·die Illusion gewed<.t, hier könne es mehr 
als kurzfristig um die Entscheidung über eine Prio-
rität gehen. Die Sachzusammenhänge. die hier ver-
schleiert werden, zeigen indessen, daß - denkt man 
nur weit genug - Vollbeschäftigung und Wachstum 
keine konkurrierenden Ziele zur Stabilität sind, son-
dern daß der Kampf gegen die Dauerinflation nichts 
anderes ist als der Versuch, Vollbeschäftigung und 
Wachstum in der Zukunft zu sichern. 

370. Aus diesem Grund ist das starke Drängen in 
der Bevölkerung auf mehr Stabilität und die Bereit-
schaft, für deren Wiedergewinnung notfalls Opfer 
zu bringen, das größte wirtschaftspolitische Poten-
tial der Bundesrepublik. Es ist das Drängen, den 
völlig legitimen und auch unvermeidlichen Kampf 
der Interessen unter Bedingungen zu führen, die 
ständig dazu zwingen, bei dem, was man heute tut, 
die Zukunft zu bedenken - es also nicht dahin 
kommen zu lassen, daß man sich beim Durchsetzen 
seiner Interessen in Widerspruch zu ihnen bringt. 

Diesen Willen zu stärken und der beschriebenen 
Verschleierung entgegenzutreten, ist eine elemen-
tare Aufgabe für alle, welche die zugleich freiheit-
liche und wohlstandsfördernde Ordnung unserer 
Wirtschaft erhalten wollen. Das gilt insbesondere 
für die Politiker. Denn diese verlieren den Spiel-
raum für Entscheidungen, die nicht nur kurzfristig 
ridltig sind, wenn bei den Mens.chen, für die sie han-
deln sollen, die Zukunft hinter dem Schleier über-
steigerter Tagesinteressen verschwindet. Der Auf-
trag des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes, gleich-
zeitig einen hohen Beschäftigungsst;md, Stabilität 
des Preisniveaus und außenwirtschaftliches Gleich-
gewicht bei stetigem und angemessenem wirtschaft-
lichen Wachstum zu sichern, ist nicht Ausdrud<. einer 
Illusion des Gesetzgebers, sondern ein Auftrag an 
alle, ihre Interessen illusionsfrei zu verfolgen. 

371. Dies mag ein sehr hoher Anspruch sein. Er ist 
jedoch nicht mehr als eine konkrete Utopie, auf die 
hin die Spielregeln angelegt sein sollten, Regeln 
also, die alle zu beachten haben und deren Anwen-. 
dung oder Nichtanwendung nicht unter ein Plebiszit 
des Tages gestellt ist - ganz so wie auch Verfas-
sungsnormen, anders als einfache Gesetze, nicht von 
pragmatischen, an der jeweiligen Situation orien-
tierten Entscheidungen berührt werden dürfen. 
Solche Regeln haben zum Ziel, das Ergebnis des in 
der Gesellschaft herrschenden Interessenstreites im 
ganzen zu verbessern und die Verteilung aus-
sichtsreicher Handlungsmöglichkeiten gleichmäßiger 
zu machen; keineswegs sollen sie jedod:t Interessen 
unterdrüd<.en. 

372. Das Substrat der wirtschaftlichen Interessen in 
einer arbeitsteiligen Wirtschaft ist das Gekl. Die 
Menge und damit auf die Dauer der Wert des Gel-
des sollten daher nicht zur Disposition derer stehen, 
die es begehren - auch nicht zur Disposition des 
Staates, insoweit er selbst Träger wirtschaftlicher 
Interessen ist. Die um das Geld Streitenden sollten 
sich die Menge des insgesamt verfügbaren Geldes 
also von außen vorgeben lassen. Zur Zeit der Gold-
währung und später unter den Bedingungen des 
Weltwährungssystems von Bretton Woods sollte 
eine solche .Objektivierung" der Geldversorgung 
und des Geldwerts durch den Respekt vor weltwirt-
schaftlichen Bedingungen, die eine einzelne~ Volks-
wirtschaft nicht nennenswert beeinflussen kann, ge-
währleistet werden. Das ist nur für eine gewisse 
Zeit und nur unvollkommen gelungen. Es muß viel-
leicht einmal neu versucht werden. Unter den gegen-
wärtigen Bedingungen des Weltwährungssystems 
muß sich die einzelne Volkswirtschaft indessen auf 
eigene Weise helfen. 

Im Sinne der zuvor angestellten Oberlegungen ist 
es die Idee der Unabhängigkeit der Notenbank, die 
hier allein weiterhilft. Die Notenbank soll durch 
Objektivierung der Geldversorgung dazu beitragen, 
daß die vielfältigen wirtschaftlichen Interessen, die 
sich mit dem Geld verbinden, von allen Interes-
senten unter Bedingungen verfolgt werden, unter 
denen diese nicht in Widerspruch zu ihren eigenen 
Zwed<.en geraten. Stabilität des Geldwerts ist dann 
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kein Ziel mehr, sondern eine Spielregel. Rechtzeitig 
kann sichtbar werden, wann ein wirtschaftliches 
Ziel, höhere Löhne etwa, in Widerspruch zu einem 
anderen, Vollbeschäftigung etwa, verfolgt wird. 
Und es wird dann nicht mehr möglich sein, einen 
unredlichen Vorteil aus der Verkürzung eines Maß-
stabs zu ziehen, mit dem zu messen alle überein-
gekommen sind. 

Welchen Rang ein solcher .contrat social' hat, wird 
deutlich, wenn man für einen Augenblick unter-
stellt, eine Notenbank wäre bereit, die Geldwert· 
stabilität dem Beschäftigungsziel zu opfern. Rasch 
würden dann die Tarifparteien und auch die öffent· 
liche Hand erkennen, daß derjenige am besten ab-
schneidet, der das Blatt seiner nominalen Ansprüche 
am weitesten ausreizt. Langfristig würde das frei· 
lich niemandem Gewinn, aber allen Inflation und 
später nur um so größere Beschäftigungsprobleme 
eintragen. 
Gerade nach den jüngsten Erfahrungen erscheinen 
bei uns die Chancen nicht gering, daß die Noten-
bank ihre konsequente Geldpolitik fortzuführen ver-
mag; denn die I!Iusion, Arbeitslosigkeit könne stets 
aufs neue durch zusätzliche Preissteigerungen über· 
spielt werden, ist im Schwinden begriffen. 

373. Die Geldversorgung zu objektivieren, ist zwar 
notwendig, aber noch nicht ausreichend für eine 
konfliktfreie Stabilitätspolitik. Der Staat, Einflüsse 
aus dem Ausland sowie all diejenigen, die im pri-
vaten Bereich wirtschaftliche Macht haben, können 
es auch unter Bedingungen einer objektivierten 
Geldversorgung dahin bringen, daß immer wieder 
neu die Kraftprobe .heute gegen morgen• entsteht 
und bestanden werden muß. 

Wie der Staat Belastungen der Stabilitätspolitik 
bewirkt, wie er sie vermeiden kann und wie er hel· 
fen kann, unzumutbare Beschäftigungsrisiken von 
den Privaten abzuwenden, muß für den Fall einer 
wirksamen Geldpolitik neu durchdacht werden. Der 
Sachverständigenrat plädiert für eine Finanzpolitik, 
die stärker als bisher auf eine kontinuierliche Er· 
füllung der öffentlichen Aufgaben angelegt ist. 

Außenwirtschaftliche Störungen sind auch unter den 
gegenwärtigen Bedingungen beweglicher Wechsel· 
kurse, die eine entscheidende Voraussetzung für die 
hier vorgetragene wirtschaftspolitische Konzeption 
erst geschaffen halien, nicht ausgeschlossen. Störun· 
gen von der Geldpolitik fernzuhalten, darf jedoch 
als erreichbar angesehen werden. 

Die private Wirtschaft ist mit Marktmacht durch-
setzt, am Arbeitsmarkt sogar von ihr beherrscht. 
Man darf zwar damit rechnen, daß eine Objekti-
vierung der Geldversorgung zu illusionsfreiem Han-
deln zwingen und insoweit die Marktmacht ein-
schränken würde. Aber es gibt keinen Zweifel, daß. 
die starke Beschleunigung der Inflation in den ver· 
gangenen Jahren nicht mit Mangel an Wettbewerb 
erklärt werden kann, weswegen man in bezug auf 
die Stabilisierung auch ehrgeizig sein darf. Doch 
stellen aggressives Marktverhalten und geminderte 
Flexibilität der Preise und Einkommen sicherlich 
eine Belastung der Stabilitätspolitik dar. Obwohl 
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Erfolge hier nicht kurzfristig ·erwartet werden kön-
nen, darf das Bemühen nicht aufhören, auf den Gü-
termärkten den Preiswettbewerb zwischen den An-
bietern zu intensivieren sowie den Preiswiderstand 
der Nachfrager zu stärken und auch auf dem Ar-
beitsmarkt Ursachen für einen Mißbrauch der Macht 
abzubauen. 

Das Geschehen auf dem Arbeitsmarkt, wo die Markt-
macht durch das Privileg der Tarifautonomie sank-
tioniert ist, wird nicht allein durch das Streben be-
stimmt, in Tarifverhandlungen· das herauszufinden, 
was der Markt dauerhaft für alle hergibt; die Arbeit-
ne)lmer versuchen außerdem über eine Steigerung 
der Nominallöhne eine gerechtere Einkommensver-
teilung zu erlangen. Daß es hier Grenzen gibt, würde 
unter den Bedingungen einer wirksamen Geldpolitik 
nicht erst in der Sackgasse der Inflation sichtbar. 
Je mehr die Illusion entfällt, daß man mit hohen 
Nominallohnsteigerungen einen nachhaltigen ver-
teilungspolitischen Erfolg erzielen könnte, desto 
dringender stellt sich allerdings die Frage, wie dem 
Drängen nach einer gerechteren Einkommensvertei-
lung auf eine weniger selbsttäuschende Weise Raum 
gegeben werden kann. Es führt nach wie vor kein 
Weg an der Einsicht vorbei, daß eine nachhaltige 
Entschärfung des Verteilungskampfes, soweit das in 
einer Marktwirtschaft überhaupt möglich ist, nur 
durch die Umverteilungspolitik des Staates und 
darüber hinaus nur in einer Weise zu erreichen ist, 
bei der sich die Bedingungen ändern, unter denen 
die Einkommen am Markt verteilt werden. Das Mit-
tel dazu ist in erster Linie die Vermögenspolitik. 

11. Geldpolltlk 

374. Die außenwirtschaftliche Absicherung durch 
flexible Wechselkurse hat die Geldpolitik von der 
Fessel befreit, bei ihren auf Geldwertstabilität ge-
richteten Aktionen stets auf das außenwirtschaft-
liche Gleichgewicht Rücksicht nehmen und schließ-
lich diesem Ziel sogar Vorrang geben zu müssen, 
sofern nicht durch eine Änderung des Wechselkur-
ses vorübergehend neuer Handlungsspielraum ge-
schaffen wurde. Das Instrumentarium der Geldpoli-
tik kann nun konsequent für die Ziele der Stabi-
lisierung eingesetzt werden. Wie groß die Rolle ist, 
die der Geldpolitik zugewiesen werden kann, hängt 
davon ab, in welcher Weise die durch geldpolitische 
Maßnahmen verursachten monetären Impulse auf 
das Preisniveau und auf realwirtschaftliche Vor-
gänge einzuwirken vermögen. Je weniger gesichert 
die Kenntnisse über das Durchwirken monetärer 
Impulse sind, desto größere Vorsicht ist bei der Zu-
weisung von Aufgaben an die Geldpolitik geboten. 
Es wäre freilich falsch, der Geldpolitik eine be-
stimmte Rolle nur dann zu übertragen, wenn man 
Sicherheit über das Ergebnis gewonnen zu· haben 
glaubt. Eine Entscheidung für eine bestimmte Rol-
lenzuweisung ist zweckmäßig, wenn das Ergebnis 
besser auszufallen verspricht, als bei alternativen 
Rollenverteilungen einschließlich der bereits er-
probten. 
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Unsere Kenntnis der kurzfristigen Zusammenhänge 
zwischen Änderungen der Geldmenge und nachfol-
genden Änderungen der Beschäftigung und des 
Preisniveaus ist unvollkommen. Was die monetäre 
Politik auf mittlere Sicht zu erreichen vermag, ist 
uns genauer bekannt als die kurzfristigen Wirkun-
gen. Von daher ist es sinnvoll zu verlangen, daß 
die monetäre Politik mittelfristig orientiert ist. Dies 
bedeutet keinesfalls, ihr ein bescheidenes Ziel zu 
setzen. Denn bei einer mittelfristigen, tendenziell 
auf Verstetigung der Geldversorgung angelegten 
Politik sind die monetären Bedinyungen in den 
Plänen von Banken, Unternehmen und priv~ten 

Haushalten. besser antizipierbar, der Bedarf an Re-
vision der Pläne ist geringer, Irrtümer mit der Folge 
einer Fehlleitung von Ressourcen treten weniger 
auf. Selbstverständlich sind mit einer verstetigten 
Geldversorgung nicht alle Störungen des Wirt-
schaftsprozesses beseitigt. Aber es besteht die be-
gründete Hoffnung, daß eine mittelfristig orientierte 
Geldpolitik gesamtwirtschaftlich bessere Ergebnisse 
erzielt als eine kurzfristig, nach den mut111aßlichen 
Erfordernissen des Augenblicks handelnde. 

Preisniveau- und Beschäftigungswirkungen 
der Geldpolitik 

375. Unbestritten ist, daß ein Zusammenhang zwi-
schen Geldmenge und Inflation besteht. Die für die 
Entstehung des nominalen Sozialprodukts notwendi-
gen Umsätze müssen finanziert werden. Steigt das 
nominale Sozialprodukt schneller als das reale, so 
bedeutet dies, daß auch die gesamtwirtschaftlichen 
Ausgaben stärker zunehmen als im Falle eines 
gleichbleibenden Preisniveaus. Zwar können wach-
sende Ausgaben auch durch di.e häufigere Verwen-
dung eines konstanten Geldbestandes getätigt wer-
den. Die Umlaufsgeschwindigkeit des Geldes kann 
jedoch nicht beliebig zunehmen oder, anders ausge-
drückt, die durchschnittliche Kassenhaltung der Wirt-
schaftssubjekte im Verhältnis zu den Ausgaben 
kann in einer arbeitsteiligen Wirtschaft nicht belie-
big vermindert werden, so daß schließlich zusätz-
liches Geld in den Wirtschaftskreislauf gelangen 
muß, wenn der Anstieg der Ausgaben möglich sein 
soll. Die Ausweitung der Geldmenge über die Zu-
nahme derjenigen gesamtwirtschaftlichen Ausgaben 
hinaus, die für die normale Auslastung eines wach-
senden Produktionspotentials bei gleichbleibendem 
Preisniveau benötigt wird1 ist eine notwendige, 
wenn auch nicht eine hinreichende Bedingung des 
Auftretens inflatorischer Prozesse. 

Zwischen einer Ausweitung der Geldmenge und zu-
sätzlichen Preissteigerungen steht eine ganze Kette 
von Anpassungsvorgängen auf den Finanz- und Gü-
termärkten; diese mögen nicht durchgängig über-
schaubar sein, der fundamentale Zusammenhang ist 
dennoch hinreichend bekannt. Angenommen, die 
Notenbank bewirkt eine Ausdehnung der Geld-
menge. Sie kann dies zum Beispiel erreichen, wenn 
sie von Nichtbanken Wertpapiere erwirbt. Sie kann 
aber auch den Banken-gleich auf welchem Wege-
zusätzliches Zentralbankgeld zuführen, denn diese 

werden bestrebt sein, das zinslose Zentralbankgeld 
gegen ertragbringende Aktiva, zum Beispiel auch 
Wertpapiere, auszutauschen. Beide Vorgänge führen 
zu Gutsmriften auf Sichtkonten bei Banken oder zur 
Erhöhung des Bargeldumlaufs. Es werden also zu-
nächst die Kassen voller. Bei gleichbleibendem Preis-
niveau steigt deren realer Wert, ohne daß dadurch 
ein entsprechender zusätzlicher Nutzen gestiftet 
würde. Es besteht deshalb ein Anreiz, das zusätz-
liche Geld besser verzinslich anzulegen, aber auch 
mehr' Güter zu kaufen. Zusätzliches Geldangebot 
drückt auf den Zins. Investitionen werden angeregt 
und weitere Güter nachgefragt. Reichen die realen 
Angebotsmöglichkeiten nicht aus, die gestiegene 
Nachfrage zu befriedigen, so steigen die Preise, da-
mit aber auch die Nachfrage nach Geld und somit der 
Zins, bis schließlich das Gleichgewicht der relativen 
Preise bei einem höheren Preisniveau wiederherge-
stellt ist. Man kann sich diesen Transinissionspro-
zeß komplizierter oder einfacher ausmalen, stets 
läßt sich mit einiger Plausibilität ableiten, daß eine 
Geldmengenexpansion über den Anstieg der realen 
Angebotsmöglichkeiten hinaus schließlich auch zu 
einem Anstieg des Preisniveaus führen wird. Was 
wir über diesen Transmissionsmechanismus wissen, 
reicht allerdings nicht aus, jeweils voraussagen zu 
können, wann und in welchem Ausmaß sich be-
stimmte monetäre Impulse auf die Höhe des Preis-
niveaus auswirken. 
Freilich muß der Anstoß zu Preissteigerungen nicht 
v-0n einer Geldmengenexpansion kommen. Steigen 
die Kosten, etwa weil Importgüter teurer werden 
oder weil das Kapital relativ knapper wird oder weil 
über den Produktivitätsfortschritt hinausgehende 
Lohnforderungen durchgesetzt werden, so versuchen 
die Unternehmen, die gestiegimen Kosten in den 
Preis weiterzuwälzen. Dies kann ihnen mittelfristig 
jedoch nur gelingen, wenn zusätzliches Geld zur 
Verfügung gestellt wird. Andernfalls müssen die 
Preise der jeweils anderen Faktoren oder die Ge-
winne entsprechend sinken, oder es geht die Be-
schäftigung zurück. 
Wir können also konstatieren: Auf mittlere Sicht 
gibt es in einer Volkswirtschaft, deren Produktions-
potential im Durchschnitt normal ausgelastet ist, 
keine Inflation ohne eine monetäre Expansion, die 
das Wachstum des Produktionspotentials übersteigt. 
Es kann darüber hinaus unterstellt werden, daß in 
der Regel eine derartige monetäre Expansion eine 
entsprechende Inflation zur Folge hat. 

376. Weitaus vorsichtiger muß nach dem gegen-
wärtigen Stand des Wissens ein Urteil über den Zu-
sammenhang zwischen Geldmenge und Konjunktur 
ausfallen. Gewiß kann sich ein Aufschwung beschleu-
nigen und, begleitet von inflationären Entwicklun-
gen, womöglich zur Uberhitzung steigern, wenn der 
drängenden Geldnachfrage vom Angebot her bereit-
willig nachgegeben wird. Auch kann ein Boom im 
Prinzip dadurch gebremst werden, daß das Angebot 
zusätzlichen Geldes gedrosselt wird. Schwer abzu-
schätzen ist dann jedoch, wann und in welchem Aus-
maß das Geldangebot eingeschränkt werden soll. 
Man weiß nicht genug über die Dauer der Verzöge-
rung und den Grad der Wirkung, die derartige mo-
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netäre Impulse sdlließlidl auf die realwirtsdlaftli-
chen Vorgänge haben werden. Eine zu spät einset-
zende und zu kräftige Restriktion mag einen sidl 
ohnehin anbahnenden Absdlwung derart verstär-
ken, daß er nur sdlwer und möglidlerweise zu spät 
wieder aufgefangen werden kann. 

Nodl sdlwieriger ist die Prognose für eine Rezes-
sion. Gewiß ist, daß audl im konjunkturellen Ab-
sdlwung, selbst wenn die Geldversorgung reidllidl 
ist, die weitere Vermehrung der Geldmenge irgend-
wann über einen audl- noch so lockeren Transmis-
sionsriemen die reale Produktion wieder ankurbeln 
würde. Möglidlerweise liegt dieser Zeitpunkt aber 
viel zu spät oder, falls der Absdlwung in einem 
früheren Stadium abgefangen wird, tritt die volle 
expansive Wirkung erst dann ein, wenn .der Auf-
sdlwung bereits fortgesdlritten ist und sdlon der 
Dämpfung bedarf. Aus diesen Gründen können mo-
netäre Maßnahmen selbst zur Verursadlung und 
Verstärkung konjunktureller Bewegungen beitra-
gen. Dies mag in der Vergangenheit durdlaus der 
Fall gewesen sein. In der monetären Politik die 
alleinige Ursadle für Ko'njunkturschwankungen zu 
sehen, ginge freilich angesidlts der mannigfachen, 
durchaus auch abrupten, und deshalb wohl audl Zyk-
len auslösenden Veränderungen im realen Bereich 
sidler zu weit. 

Wir können also konstatieren: Eine Variation der 
Geldmenge kann Konjunktursdlwankungen auslö-
sen, verstärken und dämpfen. Wovon Ausmaß und 
zeitliche Verzögerung der Wirkung monetärer Im-
pulse auf den Konjunkturverlauf jeweils abhän-
gen, ist nicht hinreichend bekannt. Die kurzfristigen 
Wirkungen von Geldmengenvariationen auf die Be-
schäftigung sind in jedem Falle weniger verläßlich 
als die mittelfristigen Wirkungen auf das Preis-
niveau. Eine antizyklisdle, auf die Beschäftigung ge-
richtete Geldpolitik braudlt gleichwohl nicht unter 
allen Umständen fehlindiziert zu sein (Ziffer 390). 
Aber schon eine mittelfristig orientierte Geldpolitik 
dient, wenn sie für ein stabiles Preisniveau sorgt, 
auch der Beschäftigung. 

377. Vieles spridlt dafür, daß die Geldpolitik vor-
rangig am Ziel der Geldwertstabilität anknüpft. In 
einer Zeit, die, wie die gegenwärtige, durdl einen 
Hang zur Ubernachfrage geprägt ist, folgt das Preis-
niveau kaum nodl dem konjunkturellen Auf und Ab, 
sondern eher einem mittelfristig auszuziehenden 
Pfad. Das Ziel der Geldwertstabilität ist deshalb bei 
der Geldpolitik allemal in guten Händen, sind doch 
deren verläßliche und imtzbare Wirkungen in erster 
Linie die mittelfristigen Wirkungen auf das Preis-
niveau. Die Geldpolitik hätte danach die monetäre 
Expansion so zu steuern, daß ein monetärer Spiel-
raum für einen gesamtwirtsdlaftlichen Ausgabenzu-
wadls erreidlt wird, der zu einem mittelfristig ge-
setzten Stabilisierungsziel paßt. Sie würde in diesem 
Fall auch die kurzfristigen Schwankungen in der 
Beschäftigung glätten, weil sidl die Konditionen, zu 
denen man Geld erhält, automatisch verschlechtern 
oder verbessern, je nadldem ob die Ausgabennei-
gung in der Wirtschaft zunimmt oder abnimmt. 
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Wieweit ein von der Geldpolitik gewährter Spiel-
raum der monetären Expansion für einen Zuwachs· 
des realen Sozialprodukts, wieweit für Preissteige-
rungen genutzt wird; hängt gewiß von mandlerlei 
Faktoren ab, wie etwa der Höhe der nominalen Ta-
riflohnvereinbarungen oder dem Investitionsverhal-
ten der Unternehmen. Es können ungünstige Kom-
binationen von Änderungen des Preisniveaus und 
der Besdläftigung eintreten. Für die Lösung solcher 
Probleme ist die monetäre Politik nidlt sehr hilf-
reich. Will die Geldpolitik vorrangig Beschäftigungs-
schwankungen gezielt entgegenwirken, so besteht 
nicht nur die Gefahr, daß die erwünschten realwirt-
schaftlichen Effekte nidlt oder zum falsdlen Zeit-
punkt eintreten. Darüber hinaus kann über kurzfri-
stigem Handeln auch das mittelfristige Ziel aus dem 
Visier geraten; frühzeitig könnten etwa die real-
wirtschaftlidlen Effekte von Wirkungen auf das 
Preisniveau abgelöst werden. 

378. Soll der Geldpolitik die Rolle der Stabilisie-
rung des Preisniveaus zugewiesen werden, so setzt 
das voraus, daß die monetäre Expansion mit Hilfe 
des Instrumentariums der Bundesbank auch be-
herrscht werden kann. Geld entsteht jedoch auf viel-
fältige Weise durdl Handlungen von Banken, Nicht-
banken, Staat und Ausland - etwa dadurch, daß 
eine Bank freie Liquiditätsreserven auflöst, um Kre-
dite zu gewähren, was sich in zusätzlichen Sidltein-
lagen oder Bargeld der Zahlungsempfänger nieder-
sdllägt, oder dadurdl, daß der Staat aus einem bei 
der Bundesbank unterhaltenen Konto oder durdl 
Inanspruchnahme eines Kassenkredits die Ausfüh-
rung öffentlidler Aufträge bezahlt, oder auch da-
durch, daß Ausländer mit Währungen von Ländern 
des Floating-Blod<s bei Banken Sichtdepositen er-
werben und die Banken diese Währungen, weil der 
festgesetzte Interventionspunkt erreicht ist, gegen 
Guthaben bei der Zentralbank eintausdlen. Direkt 
kann die Bundesbank also nicht auf die Expansion 
der Geldmenge Einfluß nehmen. In allen angeführten 
Fällen ging die Geldschaffung jedoch mit einer Zu-
nahme an Zentralbankgeld einher. Die vielfältigen 
Arten der Geldentstehung haben gemeinsam, daß 
dafür Zentralbankgeld zur Verfügung gestellt wer-
den muß. Zentralbankgeld kann aber nur die Bun-
desbank schaffen. Hierauf beruht ihre Fähigkeit, 
Einfluß auf die Höhe der Geldmenge auszuüben. 
Es gibt zwar Möglidlkeiten für die Entstehung von 
Zentralbankgeld, auf die die Bundesbank keinen 
Einfluß hat. Zum Beispiel kann der Bund bei der 
Bundesbank Kassenkredite aufnehmen oder dort un-
terhaltene Konten, wie etwa die Konjunkturaus-
gleichsrüd<lage, in Ansprudl nehmen. Audi gibt es 
einige weitere Plafonds bei der Bundesbank, deren 
Nutzung sie selbst nidlt in der Hand hat. Diese 
Möglidlkeiten, Zentralbankgeld zu sdlaffen, sind 
jedodl auf Beträge besdlränkt, die ·abzusdlöpfen die 
Bundesbank angesidlts der ihr zur Verfügung ste-
henden Kompensationsmöglidlkeiten nidlt in Verle-
genheit bringt, will sie tatsädllich das Entstehen von 
Zentralbankgeld steuern. Sdlließlidl ist das größte 
Hemmnis einer autonomen Kontrolle der Zentralw 
bankgeldmenge, nämlidl die außenwirtschaftlidl er-
zwungene Bereitstellung von Zentralbankgeld, seit 
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dem Ubergang zu beweglidlen Wedlselkursen ge-
genüber den meisten widltigen Währungen prak-
tisdl beseitigt. 
Die Bundesbank ist demnadl in der Lage, die Expan-
sion der Menge an Zentralbankgeld mit den ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln zu steuern (Ziffer 384). 
Allenfalls könnte sie bei ihrer kompensatorisdlen 
Zentralbankgeldsteuerung dann in Sdlwierigkeiten 
geraten, wenn die Banken zu große freie Liquiditäts-
reserven i~ Form von jederzeit in Zentralbankgeld 
eintauschbaren Wertpapieren, in Form von offenen 
Rediskontkontingenten und in Form von Lombardzu-
sagen aufgebaut haben (Ziffer 386). Die zu neutrali-
sierenden Beträge könnten dann nämlidl kurzfristig 
das Kompensationspotential der Bundesbank über-
steigen. Die Bundesbank hat es jedoch bei der gege-
benen Absidlerung nach außen in der Hand, die 
freien Liquiditätsreserven der Kreditinstitute niedrig 
zu halten. 

Zentralbankgeldmenge und monetlre Expansion 

379. Eine Zunahme der Zentralbankgeldmenge ist, 
wie gesagt, unabdingbare Voraussetzung für jed-
wede monetäre Expansion. Wegen der Pflidlt der 
Banken, Mindestreserven zu halten, und überhaupt 
wegen der Notwendigkeit, gewisse Reserven zu 
haben, kann eine Expansion der Einlagen und des 
Bargeldumlaufs nur vonstatten gehen, wenn das 
dafür erforderliche Zentralbankgeld zur Verfügung 
gestellt wird. Die Höhe der Mindestreservesätze und 
die redit stabile Neigung zur Bargeldhaltung be-
stimmen - allerdings zusammen mit den Entschei-
dungen des Publikums über die Aufteilung der 
Bankeinlagen auf Sichtdepositen einerseits, Termin-
und Spardepositen andererseits - darüber, wie-
viele Einheiten Geld im monetären System auf der 
Basis einer Einheit Zentralbankgeld (Geldbasis) ge-
schaffen werden können. Wenn also die Bundes-
bank auch die Entwicklung des Geldvolumens nidit 
unmittelbar steuern kann, so dominiert sie doch 
über die Steuerung der Zentralbankgeldmenge die 
monetäre Expansion. 

380. Damit ist die Frage aufgeworfen, wieviel Zen-
tralbankgeld die Bundesbank bereitstellen soll, 
wenn es gilt, den monetären Spielraum für die an-
gestrebte Rate der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben-
expansion zu schaffen. Die Summe der Zentralbank-
geldbestände bei den Banken und beim Publikum 
(Bargeldumlauf, Bankreserven), erfüllt nidit das Kri-
terium, alle Maßnahmen der Notenbankpolitik, die 
hierauf Einfluß haben, auszuweisen. Die für die 
monetäre Expansion relevante Zentralbankgeld-
menge kann nicht nur über eine Kontrolle der Ent-
stehung von Zentralbankgeld, sondern auch über 
administrativ verfügte Bindungen und Freisetzungen 
von Zentralbankgeld auf dem Wege der Mindest-
reservepolitik gesteuert werden. Durch Änderungen 
der Reservesätze kann auf der Seite der Verwen-
dung von Zentralbankgeld derjenige Betrag weg-
genommen oder zugefügt werden, welcher - ge-
messen an den Zielen der monetären Politik - zu-

viel oder zuwenig entstanden ist. Durch eine An-
hebung der Mindestreservesätze erhöht die Bun-
desbank den Bedarf an Zentralbankgeld bei ge-
gebenen mindestreservepflichtigen · Bankeinlagen; 
sie zwingt also die Banken, entweder einen Teil 
ihrer freien Liquiditätsreserven in Zentralbankgeld 
umzuwandeln, dieses jedodl nicht als Basis weiterer 
Ausleihungen zu verwenden; sondern es als Einlage 
bei der Bundesbank zu halten - oder aber, falls sie 
das nicht wollen oder mangels freier Reserven nicht 
können, ihre Kredite absolut einzusd!ränken, so daß 
der Bedarf an Zentralbankgeld im Bankensystem auf 
die Höhe des vorhandenen Zentralbankgeldes zu-
rückgeführt wild (JG 73 Ziffer 171). Die Effekte der 
Mindestreservepolitik müssen durch •ein Bereini-
gungsverfahren erfaßt werden, das die Steuergröße 
stets dann, wenn Mindestreservesatzänderungen 
vorgenommen werden, entsprechend korrigiert 
Steigt bei konstanter Zentralbankgeldmenge auf-
grund mindestreservepolitischer Maßnahmen das 
Reserve-Soll, welches die Kreditinstitute bei der No-
tenbank zu halten haben, so muß die bereinigte 
Zentralbankgeldmenge um diesen Betrag geringer 
sein, werden die Reservesätze herabgesetzt, so muß 
die bereinigte Zentralbankgeldmenge um die frei-
gesetzten Reserven höher sein. 

381. Um die Zenlralbankgeldmenge von dem Effekt min-
destreservepolHischer Maßnahmen zu bereinigen, kommt 
ein Verfahren in Betracht, bej welchem Perjode für 
Periode die Anderung des Reserve-Solls unter der An-
nahme unveränderter Bankeinlagen ermittelt wird; dle 
so errechneten Beträge entsprechen den durch Anderun-
gen der Reservesätze eingeschlossenen beziehungsweise 
freigegebenen ZentralbankgeldbesU:inden, sie werden Jau-
lend addiert, die Summe wird dann von der unbereinlgten 
Zentralbankgeldmenge als Korrekturposten abgesetzt. Soll 
die bereinigte Zentralbankgeldmenge als Steuergröße 
möglichst nur die unmittelbaren Wirkungen des Noten-
bankverhaltens abbilden, so muß die Berechnung nach 
einzelnen Einlagearten getrennt vorgenommen werden, 
solange lür unterschiedliche Einlagearten verschledene 
Reservesätze gelten und daher Anderungen der Einlagen-
struktur, auf die die Notenbank direkt nicht einwirken 
kann, das Mindestreserve-Soll mitbestimmen (Methodi-
scher Anhang V). Wir haben uns für dieses Verfahren 
entschieden. Es liegt dei Berechnung der jn Schaubild 27 
dargestel1ten Zentralbankgeldmenge zugrunde. 

Würde man ein einiacheres Bereinigungsverfahren wäh-
len, bei welchem die Korrektur der Zenlralbankgeld-
menge lediglich mit einem durchschnittlichen Reservesatz 
vorgenommen würde, so würde die Zentralbanhgeld-
menge nicht nur um den reinen Elfekt mindestreserve-
polltischer Maßnahmen korrigiert, sondern auch um den 
Einfluß der von Banken und Nichtbanken bewirkten Ver-
schiebungen zwischen Sicht-, Termin- und Spareinlagen, 
also um Anderungen des durchschnittlichen Reservesat-
zes; die eintreten können, ohne daß mindestreservepolitJ-
sche Maßnahmen ergriJlen worden sind. Ande.rungen in 
der Einlagenstruktur haben zwar über längere Fristen 
hinweg keinen nennenswerten Einfluß aul die mlt einem 
durchschnittlichen Reservesatz bereinigte Zentralbank-
geldmenge. Im vorigen Jahr sind sie allerdings lns Ge-
wicht gefallen (JG 73 Ziller 184). 

382. Eine andere Abgrenzung und Korrektur der Zentral-
bankgeldmeng"e verwendet die Bundesbank. Sie errechnet 
eine „Zentralbankgeldmenge bei konstanten Reservesät-
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zen•. Bei dem Verfahren der Bundesbank -werden zum 
Bargeldumlaul die mit aktuellen Reservesätzen multi-
plizierten Bestände an inländischen Sicht-, Termin- und 
Spa.reinlqgen des jeweiligen Monats addiert (Methodi-
scher Anhang V). Die von der Bundesbank verwendete 
korrigierte Zentralbankgeldmenge hat ebenlalls die 
Eigenschaft, dafl sie auf Veränderungen des Mindest-
reserve-Solls, die Nichtbanken und Banken über eine 
Änderung der Einlagenstruktur bewirken, nicht reagiert. 
Indes verzichtet die Bundesbank daraul, von Periode zu 
Periode El/ekte von Mindestreservesatzänderungen zu 
berechnen und expl1zit in die Korrektur der Zentralbank-
geldmenge einzubeziehen. Die Bundesbankreihe ist also 
nicht um die Eliekte vergangener Reservesatzänderunge~ 
bereinigt; sie zeigt, wie groß die Zentralbankgeldmenge in 
den vergangenen Perioden gewesen wäre, wenn stets 
die aktuellen Reservesätze gegolten hätten. Werden 
durch Maßnahmen der Mindestreservepolitik die Reserve-
sätze geändert, so muß die Reihe für alle Perioden neu 
berechnet werden. Dies muß kein Nachteil sein. Unter 
geldpolitischen GesichtspUnkten kommt es darauf an, die 
monetäre Expansion künltiger Perioden zu steuern und 
dafür Zentralbankgeldvorgaben zu bestimmen. Das ist 
auch mit der nach dem Bundesbankverlahren korr}gier-
ten Zentralbankgeldmenge möglich. Dabei muß allerdings 
auf die Auswertung von Erlahrungen der Vergangenheit 
weitgehend verzichtet werden: eine systematische Ver-
knüpfung der mit dem Verfahren der Bundesbank korri-
gierten Zentralbankgeldmenge etwa mit der Geldmenge 
M 1 ist Jür alle Perioden, in denen andere Reservesätze 
als dje gegenwärtigen gegolten haben, analytisch nicht 
befriedigend. Was sjch als empirischer Befund darstellt, 
sagt dann über den tatsächlichen Zusammenhang zwi-
schen den beiden Größen in der Vergangenheit nichts 
aus, da er nicht nur von der geldpolitischen Konstellation 
der Vergangenheit, sondern auch von den gegenwärtig 
ergriffenen mindestreservepolitischen Maßnahmen be-
stimmt ist; er kann deswegen nicht als Ergebnis von Ent-
scheidungen der Banken und Nichtbanken in der Ver-
gangenheit interpretiert werden. 

Die Zentralbankgeldmenge in der Abgrenzung der Bun-
desbank unterscheidet sich außerdem von der von uns 
berechneten dadurch, daß sie nicht alle Bestände an 
aktuell vorhandenem Zentralbankgeld enthält, sondern 
nur jene, die bereits für die inländische monetäre Expan-
sion verwendet worden sind. Die Uberschußguthaben der 
Kreditinstitute und die Mindestreserven auf Ausländer-
einlagen bleiben - im Gegensatz zu der von uns ver-
wendeten Abgrenzung der Zentralbankgeldmenge -
außer Ansatz. Unter den gegenwärtigen geldpolitischen 
Bedingungen sind die Uberschußguthaben quantitativ 
sjcherlich nicht von großer Bedeutung. Solange die Ban-
ken die Möglichkeit haben, ihre lreien Liquiditätsreser-
ven ·durch den Ankauf von Geldmarktpapieren, für eile 
die Bundesbank eine Rückkaufsverpflichtung eingegan-
gen ist, zu vergrößern oder auch durch den Aufbau ofle-
ner Rediskontkontingente, indem sie die Relinanzierung 
von Handelswechseln vermindern, Verfügen sie stets über 
eine profitable Alternative zur Haltung „überschüssiger• 
Guthaben auf Zentralbankkonten. Uberschußguthaben 
werden dann in ~ei Regel nur eine DurchgangsstaHon 
sein; sie gewinnen jedoch Bedeutung, sobald diese Mög-
lichkeiten ausgeschöpft sind, wqs wiederum von der 
Bundesbank mitbestimmt wird, weil diese die Rediskonl-
kontingente verändern und den Verkauf liquider Geld-
marktpapiere verweigern kann. 

Problematisch scheint es uns awch, dle Ausländereinla-
gen als nicht bedeutsam für die inländische monetäre 
Expansion anzusehen. Die Einbeziehung von Mindest-
reserven auf Ausländereinlagen in die Zentralbankgeld-
menge wäre zum Beispiel dann nicht sinnvoll, wenn aus-
ländische D-Mark-Guthaben bei deutschen Banken nur 
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angesammelt würden, um Transaktionen unter Auslitn-
dern in D-Mark zu ermöglichen. Eine solche Tendenz, daß 
die. D-Mark als internationales Zahlungsmittel andere 
Währungen verdrängt, sehen wir aber nicht. Es läßt sich 
vielmehr, gerade in Zeiten monetärer Restriktion, beob-
achten, daß Ausländereinlagen bereits bald nachdem sie 
deutschen Banken zugeflossen sind, auf lnländerkonten 
durchsickern. Dadurch erhöht sich das Reserve-Soll für 
inländische Einlagen, die Zentralbankgeldmenge in der 
Abgrenzung der Bundesbank steigt. Damit haben aber 
En,scheidungen des Publikums und der Banken - und 
njcht der Notenbank selbst - dje Veränderung der Zen-
tralbankgeldmenge bewirkt. Ein expaIZsiver EJJekt wird 
zwar ausgewiesen, aber erst wenn die dadurch ermög-
lJchte inländische monetäre Expansion bereits stattgefun-
den hat. 

Zur AusgeataHung 
der mengenorlentlerten Geldpolltlk 

383. Seit dem Ubergang zu flexiblen Wedtselkur-
sen braudtt die Geldpolitik, um das Volumen des 
entstehenden Zentralbankgeldes zu kontrollieren, 
bloß nodt vergleidtsweise geringe Mengen zu be-
wegen. Dies zeigt Tabelle 27, aus der die widttig-
sten Quellen von Zentralbankgeld und deren quan-
titativer Beitrag zur Menge des entstandenen Zen-
tralbankgeldes in den letzten Jahren zu entnehmen 
sind. Wir haben für die Entstehungskomponenten 
eine institutionelle Gliederung gewählt, weldle aus-
weist, wieviel Zentralbankgeld jeweils durdl Trans-
aktionen der Bundesbank mit dem Ausland, der öf-
fentlidten Hand und den Kreditinstituten entsteht. 
Offenmarkt-Transaktionen der Bundesbank mit 
Nidttbanken, die neuerdings an Gewidtt gewinnen, 
werden von der Bundesbank nidtt gesondert ausge-
wiesen; sie sind in der Position nsonstige Bestim-
mungsgründe" erfaßt. 
Tabelle 27 weist aus, weldt entsdteidende Bedeu-
tung der Veränderung der Währungsreserven in 
früheren Jahren zukam. Allein durdl das Auslands-
gesdläft der Bundesbank ist von Anfang 1971 bis 
zum 1. Vierteljahr 1973 ungefähr zweieinhalbmal 
so viel Zentralbankgeld gesdlaffen worden, wie 
- gemessen an der bereinigten Zentralbankgeld-
menge - für die (nidtt einmal stabilitätskonforme) 
inländisdle monetäre Expansion benötigt worden 
ist. Erst die Befreiung der Bundesbank von der 
Interventionspflidlt gegenüber dem Dollar bradlte 
die aus dieser nidtt regulierbaren Quelle fließen-
den Beträge in Größenordnungen, die einer kom-
pensatorisdten Mengensteuerung Chancen gaben. 

384. Im Konzept der Zentralbankgeldsteuerung 
wäre eine über die Märkte operierende Zentralbank-
politik durdtaus in der Lage, den gewünsdttiln Et-
folg zu erzielen. Administrativ verfügter Bindun-
gen oder Freisetzungen von Zentralbankgeld be-
dürfte es nidlt. Die angestrebte Rate der monetären 
Expansion an der Geldbasis könnte dadurdl ver-
wirklidt t werden, daß eine mit den Mengen operie-
rende Offenmarkt-Politik und eine darauf abge-
stimmte Refinanzietungspolitik, die den Diskont-
satz flexibel den Marktbedingungen anpaßt, dem 
monetären System soviel Zentralbankgeld zuführt, 
wie es zur Erfüllung der Bargeldabzüge und des für 
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Tabelle 27 

Bestlmmungsgrilnde der Zentralbankgeldmenge 'I 

Entstehung(+) bzw. Vernichtung(-) 
von Zentralbankgeld Nam-

1 1 

Zentralbank- richtlidt: 
sonstige Bereinigte 

Ausland t) öffentliche Kredit- Bestim- geldmenge Zentralbank-
Hand institute ~ mungs- geldmenge ') 

gründe') 

Vierteljahr 

Mrd DM 

1911 1. Vj. + 6,3 -4,6 -2,0 -0,9 1,2 -t,3 
2. Vj. + 8,2 -1,1 +2,2 +o,5 + 9,2 +2,6 
3. Vj. 2,5 -0,3 +4,0 -0,9 + 0,3 +1,5 
4. Vj. + 2,5 +2,0 -3,I -0,4 + 1,0 +4,1 

1912 !. Vj. + 4,5 -5,2 -2,3 -0,6 3,6 -0,5 
2. Vj. + 4,1 +1,2 -0,6 -1,0 + 3,1 +4,0 
3. Vj. +10,1 +2,6 +3,3 -2,l +14,5 +2,1 
4. Vj. - 2,4 +4,4 +0,1 +t,5 + 4,2 +4,6 

1973 !. Vj. +20,4 -4,4 -3,5 -1,6 +10,9 +3,2 
2. Vj. + 0,1 +0,1 -4,6 +o,8 3,6 -0,5 
3. Vj. + 1,1 -3,3 +0.1 -2,8 + 1,1 +o,4 
4. Vj. 0,5 +6,4 +o,9 -1,6 + 5,2 +4.0 

1974 !. Vj. 2,8 -4,7 -0,3 -0,6 8,4 -3,9 
2. Vj. + 5,4 -0,4 -3,1 +1,1 + 3,0 +3,0 
3. Vj. 6,5 -3,1 +9,3 -3,1 4,0 +1.0 

1) Bargeldumlauf und Zentralbankguthaben der Banken. 
2) V~ränderung der Auslandsforderungen der Bundesbank unter Berücksichtigung des Ausgleidlspostens zu anderen als transaktiong. 

bedingten Veränderungen der Währungsreserven (hauptsächlich Zuteilung von IWF-Sonderziebungsrechten und Änderungen des 
DM-Wertes der Währungsreserven aufgrund von Paritätsänderungen). 

8) Refinanzierung saldiert mit dem Bestand an Mibilisierungs- und Liquiditätspapieren im Besitz der Banken. 
') U. a. Änderungen im Bardepot und Offenmarkt-Transaktionen der Bundesbank mit Nichtbanken. 
51 Bereinigt um den Effekt von Mindestreservesatzä.nderungen. 

vertretbar eraditeten Reservezuwachses bei unver-
änderten Mindestreservesätzen benötigt. Die Min-
destreservepolitik, die den Nachteil hat, daß sie 
diskriminierend wirkt - Erträge der über die Ban-
ken laufenden Geldvermögensbildung sind durch 
die Reservepflicht, soweit diese höher ist als eine 
o,lmehin notwendige Reservehaltung der Kredit-
institute, gleichsam mit einer Sondersteuer belegt, 
verglichen mit den Erträgen aus anderen Formen 
des Geldkapitals und des Sachvermögens (JG 72 
Ziffern 398 f.) - wäre nicht nötig, vorausgesetzt, die 
Entstehung von Zentralbankgeld könnte durch eine 
mengenorientierte Offenmarkt- und Refinanzie-
rungspolitik vollständig beherrscht werden. 
Es spricht kein überzeugender Grund dagegen, die 
Offenmarkt-Politik als Instrument der Mengenpoli-

Quelle für Grundzahlen: Deuts<he Bundesbank 

tik auszubauen. Sie könnte zwar der Zentralbank 
bei kontraktiver Offenmarkt-Politik', also bei einem 
Verkauf von Offenrnarkt-Papieren, hohe Zinskosten 
verursadien, im Gegensatz zur Mindestreservepoli-
tik, die ihre Wirkung durch administrative Verfü-
gung erzielt Eine Notenbank ist indes keine Insti-
tution, für die ein einzelwirtsd:laftliches Gewinn-
kalkül angemessen wäre. Daher kann es keinesfalls 
Aufgabe der Bundesbank sein, betriebswirtschaft-
liche Verluste um den Preis volkswirtsd:laftlicher 
Kosten, die bei administrativen Eingriffen unabseh-
bar sind, zu vermeiden. Aber selbst wenn man eine 
einzelwirtschaftliche Betrachtung wählt, so ist zu 
bedenken, daß es sid:I bei dem Zentralbankgeld, 
das die Bundesbank durch Verkauf von Offenmarkt-
Papieren an sich zieht, um Geld handelt, das Ban-
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ken und Nichtbanken früher gegen Hergabe ver-
zinslicher Aktiva von der Bundesbank erworben 
haben. Schließlich verliert seit dem Ubergang ·zum 
Blodt,Floating auch das Argument an Gewicht, die 
aus der mengenorientierten Offenmarkt-Politik re-
sultierenden Ausschläge im Zinsniveau könnten 
wegen der Zinsreagibilität internationaler Kapital-
ströme die außenwirtschaftliche Absicherung der 
Politik erschweren. Gewiß ist die Masse an reinen 
Offenmarkt-Papieren in der Bundesrepublik noch 
verhältnismäßig klein, die Funktionsfähigkeit und 
Belastbarkeit des Kapitalmarktes als .offener 
Markt" ist von seiten der Bundesbank noch nicht 
ausgelotet. Dies ließe sich ändern - wenn auch nicht 
von heute auf morgen. Derweil müßte jedoch die 
Mindestreservepolitik ihre Funktion bei der Steue-
rung der monetären Expansion noch behalten. 

385. Abgesehen von Änderungen der Mindest-
reservesätze können alle Instrumente der Bundes-
bankpolitik so eingesetzt werden, daß sie zusam-
men eine Offenmarkt-Politik aus einem Guß bilden. 
Ja, nur dann, wenn sie auf solche Weise eingesetzt 
werden, steuert die Bundesbank die Geldbasis kon-
sequent, denn sämtliche Konditionen, zu denen Zen-
tralbankgeld bereitgestellt wird, bilden dann eine 
Einheit. Das bedeutet, die Kosten der Refinanzie-
rung der Kreditinstitute bei der Bundesbank müssen 
mit den Sätzen für Offenmarkt-Titel abgestimmt 
sein. Will die Bundesbank Zentralbankgeld an sich 
ziehen, so muß sie die Konditionen, zu welchen die 
Kreditinstitute Offenmarkt-Titel erwerben können, 
attraktiv machen. Sie muß zu diesem Zwedt jeweils 
diejenigen Marktzinssätze schätzen, bei denen ge-
rade die gewünschte Menge an Zentralbankgeld 
abgeschöpft wird. 

Irrtümer bei der Schätzung der Zinsen könnten vermie-
den werden, wenn nicht die Zinsen, sondern die Menge 
der_ zu· emittierenden 01/enmarkt-Titel iestgelegl wird, 
und diejenigen Käu/er zum Zuge kommen, die die höch-
sten Zinsgebote abgeben (Tenderverlahren). Wenn 
der Satz Jür Ollenmarkt-Tltel als Orientierung für die 
Konditionen gilt, zu welchen die Notenbank auf dem 
Wege der Relinanzierung Zentralbankgeld abgibt, ist 
gewährleistet, daß der Mengeneffekt der Offenmarkt-
Polllik auch· eintritt, und nicht durch einen Rückgrill 
der Banken auf ihre Refinanzierungsmöglichkeifen bei 
der Zentralbank unterlaufen wird. 

Wenn die Notenbank durch Verkäufe von Offen-
markt-Titeln die Zentralbankgeldmenge reduziert 
und der Diskontsatz unmittelbar den (in diesem Fall 
steigenden) Marktzinsen folgt, dann ist es für die 
Banken nicht lohnend, durch Refinanzierung das 
abgi>flossene Zentralbankgeld (oder auch nur einen 
Teil davon) zurüdtzuholen. Allgemein ausgedrüdtt: 
Die Unterschiede zwischen den einzelnen Möglich-
keiten der Zentralbankgeldbeschaffung verschwin-
den, wenn für alle ein einheitlicher Preis gilt. Die 
Notenbank hat es in der Hand, durch Operationen 
auf dem offenen Markt die Höhe der Zentralbank-
geldmenge zu bestimmen, auch ohne daß Plafonds 
(Kontingente) für einzelne Arten der Entstehung 
von Zentralbankgeld eingerichtet werden müßten. 
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388. Dienen die Rediskontkontingente nur dem 
Zwedt, daß bei Irrtum über die richtige Höhe des 
Diskontsatzes keinesfalls mehr Wechsel eingereicht 
werden können, als die Mengenbeschränkung zu-
läßt, dann wirken sie wie ein Sicherheitsnetz und 
sind durchaus mit einem Konzept der Mengen-
steuerung vereinbar. Offene Rediskontkontingente 
(ebenso wie offene Lombardmöglichkeiten) stellen 
allerdings eine potentielle Reserve an Zentralbank-
geld dar, deren Aktualisierung allein bei den Ban-
ken liegt. Genauso verhält es sich. mit den Geld-
marktpapieren, die in die Marktregulierung ein-
bezogen sind. Auch sie können von den Banken 
jederzeit in aktuelles Zentralbankgel'd umgewandelt 
werden. Solange die Bundesbank die offenen Re-
diskontkontingente und die Abgabesätze für Geld-
marktpapiere mit Marktregulierung ständig so 
niedrig hält, daß die freien Liquiditätsreserven nur 
einen Betrag ausmachen, der andernfalls aus Grün-
den der Vorsicht (wegen der Pflicht zur Erfüllung 
des Mindestreservesolls und wegen der Bargeldab-
züge der Nichtbanken) von den Banken in Form von 
Uberschußreserven gehalten würde, bestehen auch 
in dieser Hinsicht keine Bedenken. Den Banken 
bleibt es dann nur erspart, die notwendige und des-
halb zur Kreditexpansion nicht verwendbare Re-
serve in Form von unverzinslichen Uberschußgut-
haben bei der Bundesbank halten zu müssen. Das 
erklärt auch, warum diese Uberschußguthaben im 
Verhältnis zu den freien Liquiditätsreserven eine 
so untergeordnete Rolle spielen. In das Konzept 
paßt auch noch, wenn den Banken bei der Bildung 
freier Liquiditätsreserven ein etwas größerer Spiel-
raum gelassen wird, damit die Bundesbank nicht 
eine zu große Last der Feinsteuerung der Zentral-
bankgeldmenge zu tragen hat. Worauf es ankommt: 
Die freien LiquiditätsreserVen müssen stets auf eine 
Größenordnung beschränkt bleiben, die es der Bun-
desbank erlaubt, im Falle einer Umwandlung in 
Zentralbankgeld diesen Zuwachs durch andere Maß-
nahmen zu kompensieren. Andernfalls würde die 
Bundesbank die Expansion der Zentralbankgeld-
menge und damit die monetäre Expansion nicht 
mehr dominieren. 

387. Obwohl die Wahl der richtigen Höhe .der von 
der Bundesbank vorzugebenden Zinssätze von er-
heblicher Bedeutung ist, weil damit bei gegebener 
Nachfrage die Zentralbankgeldmenge bestimmt 
wird, die tatsächlich entsteht oder verschwindet, ist 
es nicht Ziel der Geldpolitik, bestimmte Zinssätze 
am Markt zu erreichen oder zu halten. Soll die 
Bundesbank die Zentralbankgeldmenge steuern, 
kann und darf sie nicht gleichzeitig über die Höhe 
der Zinssätze in der Wirtschaft befinden wollen. 
Niveau und Struktur der Zinsen ergeben sich viel-
mehr aus dem Zusammenwirken des Angebots an 
Zentralbankgeld und der Nachfrage von Banken und 
Nichtbanken an allen monetären Märkten (JG 73 
Ziffer 171); Die Zinssätze sind also Resultante aus 
dem von der Bundesbank beeinflußten Angebot von 
Geld Jlnd aus den autonomen Entscheidungen der 
Banken und Nichtbanken über die Nachfrage nach 
Geld. Ein Sinken wie ein Steigen des Zinses wegen 
rüdtläufiger oder zunehmender Nachfrage nach Geld 
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muß hingenommen. werden. Für sich betrachtet zeigt 
ein sinkender Zins ebensowenig eine Lockerung der 
Geldpolitik an wie ein steigender Zins eine Ver' 
schärfung des Restriktionskurses bedeutet. Das alles 
schließt nicht aus, daß die Notenbank bei un-
erwünschten Ausschlägen einzelner Zinssätze die 
Zinsstruktur durch gegenläufige Geschäfte mit Pa-
pieren unterschiedlicher Fristigkeit zu beeinflussen 
sucht. Das Zinsniveau ist jedenfalls keine Größe, an 
der Stärke und Wirkungsrichtung der Geldpolitik 
abgelesen werden könnten; es kann deshalb auch 
als sinnvolle Steuergröße nicht in Betracht kommen. 

Stablllslerungspolltlsche Grenzen 
der mengenorlentlerten Geldpolltlk 

388. Das angestrebte Ergebnis einer mengenorien-
tierten Geldpolitik kann auf verschiedene Weise 
beeinträchtigt werden. Eine Steuerung der Geld-
basis garantiert noch nicht, daß auch die Höhe der 
gesamtwirtschaftlichen Ausgaben vollständig be-
herrscht wird. Änderungen des Geldangebots wer-
den über eine ganze Kette von Preis- und Mengen-
reaktionen auf Finanz- und Gütermärkten in Ände-
rungen der gesamtwirtschaftlichen Ausgaben trans-
formiert. Die Substitionsbeziehungen der einzelnen 
Märkte untereinander sind nicht konstant. Dies 
schlägt sich in Änderungen der Relation von Ge-
samtausgaben zu Geldbasis nieder. Eine systema-
tische Bewegung scheint von daher zu kommen, 
daß die Wirtschaftseinheiten sich den Konsequen-
zen einer mengenorientierten Geldpolitik dadurch 
zu entziehen versuchen, daß sie ihre Kassenbaltung 
mehr oder weniger stark rationalisieren, also die 
Nutzung ihres Geldvermögens ändern (Ziffer 181). 

389. Selbstverständlich darf nicht erwartet werden, 
daß eine mittelfristig ausgerichtete Zentralbank-
geldsteuerung alle Flexibilität in denjenigen Rela-
tionen beseitigt, welche für das Durchwirken mone-
tärer Impulse sorgen. Aber würden Ausschläge im 
Zuwachs der Zentralbankgeldmenge weitgehend un-
terbunden, so wäre die Hoffnung begründet, ge-
samtwirtschatflich bessere Ergebnisse zu erzielen. 
Hat sich die Wirtschaft an eine verstetigte Geld-
versorgung gewöhnt, so befindet sie sich, in bezug 
auf die monetären Bedingungen, im Gleichgewicht 
Der private Sektor hat dann das zur Geldversor-
gung passende System relativer Preise und die 
zugehörige Höhe der Gesamtausgaben gefunden. 
Konjunkturell bedeutsam ist dann nur ein Abwei-
chen der tatsächlichen Geldversorgung vom mittel-
fristigen Pfad. Schwankungen im Zuwachs der Ge-
samtausgaben und im Auslastungsgrad des Produk-
tionspotentials, welche durch das Abweichen der 
tatsädilichen von der gleichsam konjunkturneutra-
len Geldversorgung hervorgerufen werden, hat 
dann die Geldpolitik zu verantworten. 

390. Auch wenn die monetäre Politik eine gleich-
mäßige Geldversorgung gewährleisten würde, könn-
ten einmalige oder wiederkehrende Schwankungen 
in der Zunahme der Gesamtausgaben oder im Preis-

niveau, mit der Folge ungünstiger Preis-Mengen-
Kombinationen, nicht mit Sicherheit ausgeschlossen 
werden. Die Geldpolitik sollte dem Grundsatz nad!. 
solchen Schwankungen gegenüber gleichmütig sein. 
In jedem Fall kann sie dies, wenn stabilitätswidriges 
Verhalten des Staates oder der autonomen Gruppen 
dafür verantwortlich ist (Ziffer 391). Ein etwas mo-
difiziertes Urteil gilt, wenn Störungen von seilen 
des Auslandes auftreten (Ziffer 393). Allerdings 
könnten auch von keinem Politikbereich zu ver-
antwortende Veränderungen im Ausgabenverhalten 
der Unternehmen und PrlVaten, die sich in der Nei-
gung zur Kassenhaltung niederschlagen, zu einmali-
gen oder zyklischen Veränderungen in der Be-
schäftigung und im Auslastungsgrad des Produk-
tionspotentials führen. Um solchen Problemen Rech-
nung zu tragen, kann es angebracht sein, im Rah-
men einer Marge die Geldpolitik mäßig antizy-
klisch zu gestalten. Wie groß diese Marge sein 
darf, muß die Erfahrung lehren. Zurückhaltung ist 
in jedem Falle geboten, denn stets besteht die Ge-
fahr, daß Veränderungen im Zuwachs der Geld· 
basis unerwünschte Preis- oder Mengenreaktionen 
erzeugen können. 

391. Störungen können durch stabilitätswidriges 
Verhalten des Staates auftreten. Dabei ist wohl-
gemerkt nid!.t an die Wirkungen von Aktionen des 
Staates gedacht, wie sie etwa durch die Bildung 
oder Auflösung von Guthaben oder Konjunktur-
ausgleichsrücklagen bei der Bundesbank oder durch 
die Inanspruchnahme oder Rückzahlung von Kas-
senkrediten entstehen; eine mit derartigen Hand-
lungen des Staates verbundene Geldbasisverände-
rung kann von der Bundesbank, soweit sie nicht 
ohnehin erwünsd!.t ist, durch Einsatz ihres Instru-
mentariums kompensiert werden (Ziffer 399). Wo-
rum es hier geht, sind insbesondere solche Ver-
änderungen der dem finanzpolitischen Einfluß un-
terliegenden Größen, die - auch bei Kompensa-
tion eventuell damit verbundener Veränderungen 
der Geldbasis durch die Notenbank - inflatorische 
Wirkungen haben, wie eine erhebliche unrj plötz-
liche Anhebung des Niveaus der Ansprüche des 
Staates an das Produktionspotential. Sold!.e Stö-
rungen von seiten des Staates geben keinen An-
laß, von der miltelfristigen Orientierung der Zen~ 
tralbankgeldsteuerung abzuweid!.en 1). 

1) Anders zu beurteilen sind Veränderungen von Steuern 
auf den Verbrauch oder in der Wirkung ähnliche 
Maßnahmen. Mit ihnen wird insbesondere das reale 
Austauschverhältnis zwischen Gütern und den Produk-
tionsfaktoren einschließlid:t Ubernahme von Risiko 
beeinflußt. Damit verändert sich auch die RelatiQn 
von Güterpreisen einerseits und Löhnen und Ge-
winnen andererseits. Wallte man etwa die Uberwäl-
zung der Mehrwertsteuer auf die Preise nicht zulas-
sen, so müßten Löhne und Gewinne kompensatorisch 
sinken. Dies ist in der Regel ohne Druck auf die Be-
schäftigung schwer möglich. Es ist deshalb auch schon 
in der Vergangenheit die unmittelbare Wirkung der 
Mehrwertsteuer auf das Preisniveau hingenommen 
worden (JG 66 Ziffern 303 ff.). Will man dies auch 
in Zukunft, so muß die Notenbank den durch eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuersätze hervorgerufenen 
Einmaieffekt des Anstiegs des gesamtwirtschaftlichen 
Ausgabenniveaus auch finanzieren. 
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Die Frage, wie eine konjunkturgerechte Finanzpoli-
tik auszusehen habe, wenn der Geldpolitik die Auf-
gabe der Konjullktursteuerung nicht oder nid:it allein 
überlassen werden kann, bleibt hiervon unberührt 

392. Ähnliche Probleme wirft für die Geldpolitik 
ein stabilitätswidriges Verhalten der autonomen 
Gruppen auf (Ziffern 431 ff.). Fordern die Arbeitneh-
mer Einkommenssteigerungen, die mit Vollbeschäfti-
gung bei Preisniveaustabilität nicht erreichbar sind, 
und gestehen ihnen die Arbeitgeber solche Einkom-
menssteigerungen zu, so entsteht auf kurze Sicht 
ein Zielkonflikt. Beschäftigungswirkungen treten 
zwar nicht sofort ein, sie mögen deshalb bei Tarifab-
schlüssen nicht antizipiert werden. Bei konsequenter 
Geldpolitik wird aber der Ko'nflikt auf jeden Fall zu 
Lasten der Beschäftigung gehen. 

393. Schließlich gibt es auch Einflüsse vom Aus-
land, die die Ergebnisse einer mengenorientierten 
Geldpolitik beeinträchtigen können. Es ist hier we-
niger an mögliche Devisenzuflüsse aus dem Floating-
Block bei Erreichen des oberen Interventionspunktes 
gedacht, die, für sich genommen, die Geldbasis ver-
größern, und auch nicht an außenwirtschaftliche Stö-
rungen, die sich aus dem internationalen Konjunk-
turverbund ergeben mögen. Gedacht ist vielmehr an 
eine Inflationsübertragung, die sich aus einer star-
ken Verschlechterung der Terms of Trade ergeben 
mag, wie jetzt durch die Preissteigerungen für Roh-
öl und andere Rohstoffe, oder weil eine Beschleuni-
gung der Inflation im Ausland grobe Verzerrungen 
in der Preisstruktur mit sich bringt. Zwar braucht 
das Preisniveau in solchen Fällen nicht unbedingt zu 
steigen. Es müßte dann an anderer Stelle zu kom-
pensierenden Preissenkungen kommen. Möglicher-
weise würde j.edoch eine konsequente mengenorien-
tierte Geldpolitik, die im Falle größerer Verände-
rungen der Preisrelationen ein Ansteigen des Preis-
niveaus nicht finanziert, dazu führen, daß Unterbe-
schäftigung entsteht. Soweit die ausländische Wirt-
schaftspolitik ein vom Inland her unbeeinflußbares 
Datum ist, hat die Geldpolitik dann nur die Wahl, 
.1>ntweder die geschilderten Nachteile in Kauf zu neh-
men oder den inflatorischen Impulsen aus dem Aus-
land durch Bereitstellung zusätzlichen Zentralbank-
geldes gerade soweit nachzugeben, daß diese Nach-
teile nicht entstehen. · 

Konjunkturneutrale 11nd 
konjunkturgerechte Geldpolltlk 

394. Gälte es, ein bereits stabiles Preisniveau auf-
recht zu erhalten, so hätte die Rate der monetären 
Expansion dem mittelfristigen Wachstum des Pro-
duktionspotenti.als zu entsprechen (möglicherweise 
korrigiert um trendmäßige Veränderungen in der 
Relation von Gesamtausgaben zu Geldbasis). Hält 
man einen ständigen geringen Anstieg des Preis-
niveaus für unvermeidlich, so käme diese Anstiegs-
rate hinzu. Wir nennen eine Geldpolitik konjunktur-
neutral, wenn sie bewirkt, daß die Geldbasis mit 
einer Rate ansteigt, die dem Wachstum des Produk-
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tionspotentials zuzüglich der dauerhaft als unver-
meidlich anzubahnenden Inflationsrate entspricht. 
Die · Steu·erung der Geldbasis wäre konjunkturge-
recht, wenn die Rate der Geldbasisexpansion lnnet-
halb einer engen Marge mäßig antizyklisch von der 
konjunkturneutralen Rate abwiche. 

Befindet sich die Wirtschaft in dem Sinne über län-
gere Zeit im Gleichgewicht, daß bei konjunkturge-
rechter Geldpolitik und Finanzpolitik die Auslastung 
des Produktionspotentials nur wenig um ihr Opti-
mum schwankt, so sind die Ziele .der Preisniveau-
stabilität und Vollbeschäftigung gleichzeitig und 
dauerhaft erreicht. 

395. Gilt es aber, erst von einer noch hohen Infla-
tionsrate auf eine Rate herunterzukommen, mit der 
man sich langfristig abzufinden bereit ist, dann reicht 
die für Preisniveaustabilität aufgestellte Regel einer 
konjunkturneutralen Geldpolitik nicht aus. Im Vor-
dergrund steht jetzt das Ziel der Rückgewinnung von 
Preisniveaustabilität. Das Hauptziel der Geldpolitik 
besteht also darin, die Inflationsrate Jahr für Jahr 
um einen spürbaren Betrag herabzudrüdten. Dies 
kann schneller, aber auch langsamer geschehen. Kon-
junkturgerecht, genauer stabilisierungsgerecht wäre 
die Zulassung derjenigen Ausgabenexpansion, bei 
der unter der Annahme einer stabilfsierungskonfor-
men Lohnpolitik und eines konjunkturgerechten 
Verhaltens des Staates unter der Nebenbedingung 
einer sinkenden Inflationsrate, der Beschäftigungs-· 
stand am höchsten ist. 

Zusammenfassung 

396. Die von flexiblen Wechselkursen flankierte 
Geldpolitik ist ein äußerst kraftvolles Instrument. 
Da die Bundesbank die Zentralbankgeldmenge steu-
ern kann und die Entwicklung der ZentralbaRkgeld-
menge die monetäre Expansion dominiert und da 
Inflation ohne eine über das Wachstum des Produk-
tionspotentials hinausgehende monetäre Expansion 
dauerhaft unmöglich ist, kann die Geldpolitik einen 
angestrebten oder für zulässig erachteten Anstieg 
des Preisniveaus durchsetzen, wenn auch ein hinrei-
chend gesicherter Zusammenhang zwischen Geld-
menge und Inflation nur auf mittlere Sicht besteht. 
Es liegt deshalb auf der Hand, daß die Geldpolitik 
das geeignete Instrument zur Stabilisierung des 
Preisniveaus ist. Zwar haben Veränderungen in der 
Zuwachsrate der Zentralbankgeldmenge auch Aus-
wirkungen auf die Produktionsmengen. Da aber Aus-
maß und Verzögerung der Wirkung von Veränderun-
gen der Geldbasis nicht nur von deren Dosierung 
sondern vermutlich auch davon abhängen, in wel-
chem Zeitpunkt eines konjunkturellen Aufschwungs 
oder Abschwungs diese vorgenommen werden und 
auch davon, welches die Ursachen der konjunktu-
rellen Bewegung sind, ist antizyklische Geldpolitik 
zumindest so lange noch mit erheblichen Gefahren 
der Fehlsteuerung behaftet, wie man die kurzfristi-
gen Wirkungen monetärer Impulse auf das Verhal-
ten der realen und monetären Größen im konkreten 
Fall nicht genauer vorherzusagen vermag. 
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Allenfalls läßt sich eine gemäßigt antizyklische 
Steuerung der Geldbasis vertreten, welche auf 
Schwankungen in der Ausgabenneigung der Wirt-
schaft zu reagieren hätte, die von keinem PolitiJche-
reich zu verantworten sind. Die Zuwachsraten der 
Zentralbankgeldmenge dürfen dann im Rahmen 
einer Marge etwas größer oder etwas geringer sein 
als die des Trends. Im Übrigen spricht alles dafür, daß 
die Geldpolitik ihr vielfältiges Instrumentarium ganz 
überwiegend dazu verwendet, die Geldbasis stetig 
ansteigen zu lassen. 

Eine einmalige Niveauverschiebung an der Geldw 
basis wäre nur in bestimmten Ausnahmefällen ge-
rechtfertigt. Stabilitätswidriges Verhalten des Staa-
tes oder der autonomen Gruppen darf nicht zum An-
laß genommen werden, mehr Zentralbankgeld zur 
Verfügung zu stellen, als es die Regel für eine kon-
junkturneutrale Geldpolitik erlaubt. Ließe sich die 
Bundesbank darauf ein, so gäbe sie die Herrschaft 
über das Geld, die sie durch die Freigabe der Wech-
selkurse gewonnen hat, weitgehend an die Tarifver. 
tragsparteien und an die öffentlichen Haushalte ab. 

III. Flnanzpolltlk 

397. Die stabilitätspolitische Rolle der Finanzpolitik 
muß in ihrem Spannungsverhältnis zu den anderen 
Aufgaben der öffentlichen Finanzwirtschaft gesehen 
werden: nämlich der Bereitstellung von Leistungen, 
die über den Markt nicht oder nur in unzureichen· 
der Weise angeboten werden können, sowie einer 
Korrektur der sich aus dem Marktprozeß ergeben-
den Einkommensverteilung. Der stabilitätspolitische 
Auftrag, der aus der nationalökonomischen Aus· 
wertung der großen Wirtschaftskrisen früherer 
Jahrzehnte entstanden ist und im Mittelpunkt des 
herkömmlichen Konzepts der Globalsteuerung steht, 
verlangt eine dem zyklischen Konjunkturverlauf 
entgegengesetzte und insoweit antizyklische Varia-
tion der Staatstätigkeit. 

Es gehört nicht nur in der Bundesrepublik zu den 
enttäuschenden Erfahrungen der beiden vergange-
nen Jahrzehnte, daß sich - angesichts des starken 
politischen Drängens, das hinter den Staatsauf-
gaben steht - dieser Auftrag nur schwer verwirk-
lichen läßt. Wenn sich die Finanzpolitik so häufig 
als überfordert erwies, so lag das außer an der 
hohen Ausgabenneigung des Staates selbst vor 
allem daran, daß seit langem die konjunkturelle 
Entwicklung eher zur Ubernachfrage als zur Unter-
beschäftigung tendiert. Galt die Sorge der frühen 
Nachkriegsjahre vor allem einer zu geringen Nach-
frage, so sieht sich der Staat seither häufiger auf-
gefordert, durch Zurückhaltung bei den eigenen 
Aufgaben einen Ausgleich für überschäumende 
private Nachfrage zu schaffen, als eine private 
Ausgabenlücke zu füllen; er kommt daher verhält-
nismäßig selten in die Lage, die Erfüllung drängen-
der öffentlicher Aufgaben auch einmal beschleunigt 
voranzutreiben. Außerdem hat sich zumindest de 

facto erwiesen, daß der Spielraum für eine anti-
zyklische Variation sowohl bei den Ausgaben als 
auch bei den Steuereinnahmen so stark auf Teil-
bereiche des Haushalts begrenzt ist, daß das Kon-
zept der Globalsteuerung auch von da her in Frage 
gestellt war. 

398. Der Sachverständigenrat ist seit langem der 
Auffassung, daß schon aus Gründen dieses Ziel-
konflikts, dem die öffentlichen Haushalte in der 
Vergangenheit selten gewachsen waren, aber auch 
um der Möglichkeit einer stetigen Erfüllung der an-
deren öffentlichen Aufgaben willen, die Rolle der 
Finanzpolitik im Konzept der Globalsteuerung we-
niger anspruchsvoll formuliert werden sollte, diese 
Rolle dann aber auch konsequenter als bisher aus" 
zufüllen wäre. Die Herstellung von außenwirt-
schaftlichen Bedingungen, die eine wirksame Geld-
politik erlauben, lassen es jetzt als realistisch er-
scheinen, eine solche Beschränkung und zugleich 
Härtung der stabilitätspolitischen Ansprüche an 
die Finanzpolitik vorzunehmen. Es erweist sich, daß 
in der Hochkonjunktur die Finanzpolitik von der 
Aufgabe, antizyklisch zu handeln, weitgehend ent-
lastet werden kann, ja daß es unter Bedingungen 
eines unelastischen Geldangebots sogar unzweck-
mäßig sein kann, ihr diese Aufgabe zu stellen. 

Die Abgrenzung von der monetlren PollUk 

399. Eine Besinnung auf die stabilitätspolitischen 
Möglichkeiten der Finanzpolitik muß von den ge-
samtwirtschaftlichen Wirkungen finanzpolitischer 
Impulse ausgehen. Zuvor sollte jedoch deren Ab-
grenzung von den Impulsen der monetären Politik 
klar sein. Wir schlagen vor, 

- Geldpolitik im Hinblick auf ihre Verantwortung 
für die Versorgung der Wirtschaft mit Geld, na-
mentlich die Verantwortung für die Expansion 
der Geldbasis, 

- Fina11zpolitik im Hinblick auf ihre Verantwor-
tung für das Volumen und die Struktur der 
öffentlichen Ausgaben sowie die öffentlichen 
Einnahmenregelungen 

zu definieren. 

Wer die Geldpolitik nicht nur als Tun, sondern 
auch· als Unterlassen der für sie zuständigen In-
stanzen definiert hat, muß diesem Vorschlag folgen. 
Wer dem folgt, muß von der verbreiteten Ubung 
ablassen, die vielfältigen monetären Teilimpulse, 
die mit finanzpolitischen Maßnahmen verbunden 
sein können, zur Finanzpolitik zu zählen. Monetäre 
Teilimpulse der Finanzpolitik, etwa die Stillegung 
öffentlicher Einnahmen bei der Zentralbank, sind 
für eine Geldpolitik, die die Geldbasis zu steuern 
hat, als Marktfaktoren anzusehen wie andere Markt-
faktoren auch, etwa die Refinanzierung von Han-
delswechseln bei gegebenen Konditionen; sie hat 
sie zu kompensieren, zuzulassen oder auch zu ver-
stärken - je nachdem, was die konjunkturelle Si-
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tuation gerade verlangt 1). Jede dieser Entschei-
dungen - Kompensieren, Zulassen, Verstärken -
läßt also die Verantwortung der Finanzpolitik für 
den Teilimpuls in der Verantwortung der Geld-
politik für die monetäre Gesamtgröße aufgehen, 
deren Veränderung allein wirkungs-analytische Be-
deutung hat. 
Um ein Beispiel zu ge!>en: Die selbstauferlegte 
Pflicht des Staates, einen Teil der Steuereinnahmen 
bei der Notenbank stillzulegen, kann durchaus die 
Bedeutung haben, den Spielraum für öffentliche 
Ausgaben einzuengen. Allein in der Ausgaben-
senkung wäre dann der- finanzpolitische Impuls zu 
sehen, nicht auch in der Vernichtung von Zentral-
bankgeld. Diese stünde vielmehr unter dem Vor-
behalt einer allfälligen Koaektur durch entgegen-
gesetzt wirkende Maßnahmen der monetären Politik 
und wäre daher dieser zuzurechnen. 

Zur Wirkungsanalyse konlunktureller Impulse 
der Flnanzpolltlk 

400. Die stabilitätspolitische Bedeutung der öffent-
lichen Haushalte liegt in ihren unmittelbaren und 
mittelbaren Wirkungen auf die Auslastung des ge-
samtwirtschaftlichen Produktionspotentials und auf 
das Preisniveau. Sie kann ausnahmsweise auch im 
Abfangen unerwünschter struktureller Wirkungen 
liegen, die mit der monetären Politik unter Umstän-
den verbunden sind - so wenn diese aus Gründen 
der Inflationsbekämpfung stärker. als es gemeinhin 
(im Rahmen einer engen Marge) der Fall sein soll, 
von einer am Produktionspotential orientierten Ex-
pansion der Geldbasis abweichen muß (Ziffer 422). 

Auf die Auslastung des gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionspotentials und das Preisniveau hat die Fi-
nanzpolitik Einfluß durch 
- Einwirkungen auf das Niveau der gesamtwirt-

schaftlich geltend gemachten Ansprüche an das 
Produktionspotential sowie 

- Einwirkungen auf die Struktur der Ansprüche an 
das Produktionspotential, indem sie 
- den Anteil des Staates an der Inanspruch-

nahme des Produktionspotentials zu Lasten 
oder zugunsten der privaten Ansprüche ver.,. 
ändert, 

- die Struktur der öffentlichen Ansprüche an 
das Produktionspotential verändert oder 
auf die Struktur der privaten Ansprüche an 
das Produktionspotential einwirkt. 

401. Eine Änderung des Niveaus der gesamtwirt-
schaftlich geltend gemachten Ansprüche an das 
Produktionspotential, zum Beispiel eine Erhöhung, 
bewirkt der Staat unmittelbar oder mittelbar durch 

1) Eine solche Abgrenzung der Geldpolitik und Finanz· 
politik schließt nicht aus, daß sich die Verantwor· 
tungsbereiche der einzelnen Institutionen überschnei· 
den, so etwa beim Bundesfinanzminister; sie schließt 
jedoch Konfusion in der Wirkungsanlayse aus. 
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seine Ausgaben, wenn er selbst mehr Güter kauft 
als bisher oder mehr Faktorleistungen beansprucht, 
etwa von Arbeitskräften, oder wenn er durch Ein-
kommens- oder Vermögensübertragungen andere in 
den Stand setzt oder anregt, ihrerseits höhere An-
sprüche geltend zu machen. Die Einwirkung auf das 
Niveau der gesamtwirtschaftlich geltend gemach-
ten Ansprüche kann auch von Änderungen in den 
Einnahmenregelungen des Staates, ·namentlich von 
Änderungen der Steuergesetze, ausgehen, durch die 
der Staat das • Vermögen" der Privaten beeinflußt, 
Einkommen zu erzielen und zu behalten oder in be-
stimmter Weise zu verwenden. 
Änderungen im Niveau der Ansprüche an das Pro-
duktionspotential dürften regelmäßig auch mit einer 
- geplanten oder . ungeplanten, oft auch unmerk-
lichen - Änderung in der Struktur der Ansprüche 
verbunden sein. Denn die unter Ziffer 400 genann-
ten Einwirkungen auf die Struktur von privaten und 
staatlichen Ansprüchen .sowie auf den Anteil der 
staatlichen verglichen mit den privaten Ansprüchen 
können im Prinzip von jeder finanzpolitischen Maß-
nahme ausgehen. Die folgenden Uberlegungen knÜP· 
fen jedoch durchweg an der primären Einwirkung 
auf das Niveau der gesamtwirtschaftlich geltend 
gemachten Ansprüche an. Sie nennen wir den kon-
junkturellen Impuls der Maßnahme. 1) Die Primär-
wirkung, der Impuls, besteht also bei der staat-
lichen Nachfrage von Gütern oder Faktorleistungen 
in einem unmittelbaren Anspruch an das Produk-
tionspotential. bei den Einkommens- und Vermö-
gensübertragungen sowie den Steuern zunächst un-
mittelbar in der oben bezeichneten • Vermögens"-
Wirkung, erst mittelbar in einer Einwirkung auf die 
Ansprüche an das Produktionspotential. 
Die Bedeutung fiskalischer Maßnahmen sowohl im 
Hinblick auf das Niveau wie auch auf die Struktur 
der Ansprüche an das Produktionspotential bleibt 
nicht auf die Primärwirkungen beschränkt. Aus den 
Primärwirkungen ergeben sich. Änderungen in der 
wirtschaftlichen Situation Dritter, die nun ihrerseits 
ihre Ausgabenpläne ändern - und so fort. Dabei 
ist nicht sicher, daß die Fernwirkungen im einzelnen 
oder auch in ihrer Gesamtheit in die gleiche Rich-
tung gehen wie die Wirkungen der fiskalischen Im-
pulse, die am Anfang der Wirkungskette standen 
(Ziffer 414). 

402. Wenn der Staat erhöhte Ansprüche an das 
Produktionspotential stellt, ohne zugleich durch ver-
schärfte steuerliche Einnahmenregelungen private 
Ansprüche zuiüdczudrängen, ist noch nicht ausge-
macht, daß diese Ansprüdte auch real durchgesetzt 
werden. Es kann vielmehr auch zu einer Erhöhung 
des Preisniveaus kommen, so daß die erhöhien 
Ansprüdte ganz oder teilweise inflatorisch verpuf-
fen. Die Art und die Aufteilung der Wirkungen 
hängtab 
- von der konjunkturellen Situation (Ziffern 403 f.), 
- von der Elastizität des monetären Systems, das 

heißt von der Strenge oder der Nachgiebigkeit 

1) Um Mißverständnisse zu vermeiden, sprechen wir 
nicht mehr vom ,,.konjunkturellen Effeke. 
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der Geldpolitik gegenüber der Geldnachfrage 
und von den Möglichkeiten und der Neigung in 
der Wirtschaft, zeitweise mit einer verminderten 
Kassenhaltung auszukommen (Ziffer 404), sowie 

- von der Anpassungsfähigkeit der Märkte (Zif-
fer 405). 

Aber auch wenn zusätzliche steuerliche Einnahmen-
regelungen getroffen werden, die private Ansprüche 
an das Produktionspotential zurückdrängen sollen, 
bleibt zu prüfen, in welchem Umfang dies tatsächlich 
erhöhte staatliche Ansprüche kompensiert (Ziffer 
406). 

403. Sind allenthalben Teile des Produktionspoten-
tials ungenutzt, das heißt, werden in einer Situation 
der Unterbeschäftigung Güter und Dienste bei ge-
gebenen Preisen reichlich ,angeboten, so kann es 
sein, daß die Wirkung erhöhter kreditfinanzierter 
Ausgaben allein in einer höheren Auslastung des 
Produktionspotentials besteht. Treffen allerdings die 
erhöhten Ansprüche, die der Staat geltend macht 
oder bei anderen bewirkt, in einer Situation der 
Vollbeschäftigung auf ein unelastisches Angebot, so 
werden zunächst in denjenigen Bereichen, auf die 
die zusätzliche Nachfrage trifft, die Preise steigen; 
die Preise auf anderen Märkten werden folgen. 

Selbst wenn eine Umlenkung des Angebots in Gang 
kommen sollte, und selbst wenn an einzelnen Märk-
ten die Preise sogar sinken, weil die anderswo ge-
stiegenen Preise soviel Kaufkraft absorbieren, daß 
diese nun hier fehlt - eine Erhöhung des Niveaus 
der Preise wird unvermeidlich sein, es sei denn, we-
gen der Kreditnachfrage des Staates wird eine Re-
duktion privater Ausgabenentscheidungen bewirkt, 
die mindestens dem Mehr au staatlidl bestimmter 
Nachfrage entspricht. 

404. Eine solche kompensatorische Reduktion pri-
vater Ausgaben kann sich ergeben, wenn zu den 
Gütern, die bei vermehrter Nachfrage nicht ver-
mehrt angeboten werden, das Geld gehört. Macht 
der Staat durch erhöhte Ausgaben zusätzliche An-
sprüche an das Produktionspotential unmittelbar 
oder mittelbar geltend und finanziert er diese Aus-
gaben nicht durch zusätzliche Steuereinnahmen -
derart, daß andere Ansprüche der Privaten an das 
Produktionspotential entsprechend der Mehrbean-
spruchung durch den Staat zurückgedrängt wer-
den -, so muß er sich an den Kreditmärkten ver-
schulden. Wegen der vermehrten Kreditnachfrage 
des Staates könnten bei ausreichend unelastischem 
Geldangebot die Zinssätze so stark steigen, daß ge-
nügend andere Geldnachfrager zurückzustehen be-
reit sind und in dem erforderlichen Umfang - zu-
mindest vorläufig - von ihren Ausgabeplänen ab-
lassen. Was zunächst auf eine Erhöhung des Ni-
veaus der Ansprüche an das Produktionspotential 
hinauszulaufen scheint (Primärwirkung), würde auf 
diese Weise lediglich zu einer Änderung der Struk-
tur der Ansprüche führen. Das Preisniveau brauchte 
trotz Vollbeschäftigung und trotz erhöhter staat-
licher Ansprüche nicht zu steigen (Gesamtwirkung). 

405. Die Elastizität des monetären Systems könnte 
allerdings auch in der Anpassungsfähigl,<eit bei der 
Kas~enhaltung liegen (Ziffer 181). Doch selbst wenn 
auch dies nicht ·der Fall ist, muß sich der beschrie-
bene Prozeß nicht reibungslos vollziehen, und zwar 
selbst dann nicht, wenn es tatsächlich zu der kom-
pensatorischen, zinsbedingten Mindernachfrage der 
Privaten kommt. Aus den expansiven Impulsen der 
Finanzpolitik kann nämlich auch eine Wirkungs-
kombination entstehen, in der steigendes Preisni-
veau mit sinkendem Beschäftigungsstand verbunden 
ist. Dies muß zum Beispiel dann erwartet werden, 
wenn die erhöhten staatlichen und die verminderten 
privaten Ansprüche an das Produktionspotential zu-
sammen zu einer Änderung der Struktur der An-
sprüche an das Produktionspotential führen, an die 
sich die Struktur des. gesamtwirtschaftlichen Ange-
bots nicht ohne einigen Zeitbedarf anpassen kann. 
Zumindest vorübergehend würden in diesem Falle 
die Preiserhöhungen in den nachfragebegünstigten 
Bereichen die Preissenkungen in den benachteiligten 
Bereichen überwiegen,- während sich zugleich -. 
friktionsbedingt - ein Teil der Ressourcen der 
Volkswirtschaft im Zustand der Reorganisation be-
fände und damit unbeschäftigt bliebe. In einer wach-
senden Wirtschaft ist dies ein· Ausnahmefall. Män-
gel in der Preisflexibilität, etwa aufgrund vermach-
teter Märkte, könnten diesen Schwierigkeiten je-
doch schon bei geringerE;n Herausforderungen Ge-
wicht geben. 

Eine Geldpolitik, die das Geldangebot festhält, kann 
zwar verhindern, daß die gesamtwirtschaftliche Aus-
gabenexpansion, also der Zuwachs des nominalen 
Bruttosozialprodukts, erheblich und dauerhaft über 
ein angestrebtes Maß hinausgeht. Sie kann jedoch -
vor allem kurzfristig - nicht sicherstellen, daß der 
finanzielle Spielraum vor allem für zusätzliche Pro-
duktion und kaum für eine Erhöhung des Preisni-
veaus genutzt wird. Die Aufteilung der Wirkungen 
wird ungünstig sein, wenn die Funktionsfähigkeit 
der Märkte (einschließlich des Arbeitsmarktes) ge-
stört ist oder wenn die Anpassungsfähigkeit des 
Marktsystems durch abrupte Änderungen der Nach-
fragestruktur überfordert wird. 

Im Prinzip sind es solche Schwierigkeiten, die jede 
merkliche Strukturänderung in der Volkswirtschaft 
zu einer Belastung der Stabilitätspolitik werden las-
sen können, wenn sich daraus vorübergehend güter-
wirtschaftliche Friktionen bei erheblichen Änderun-
gen der relativen Preise ergeben. 

406.. Dies gilt nicht zuletzt für größere finanzpoli-
tische Reformprogramme, und zwar selbst dann, 
wenn sie von vornherein nidit auf eine Änderung 
des Niveaus der Ansprüche an das Produktionspo-
tential, sondern ausschließlich auf eine Änderung 
der Struktur dieser Ansprüche angelegt sind. Im 
Verhältnis von Staat zu Privaten ist ein solcher Fall 
dann gegeben, wenn der Staat wegen neuer öffent-
licher Aufgaben seinen Anteil an der Inanspruch-
nahme des Produktionspotentials erhöhen will und 
zugleich seinen Bürgern - verbunden mit Hinwei-
sen auf die Verwendung - in entsprechendem Um-
fange zusätzliche Steuern abverlangt, also im 
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Grundsatz eine stabilitätskonforme Finanzierung 
der zusätzlidien Ausgaben vorsieht. 

Es ist nämlich nidit gewährleistet, daß die Bürger 
eine erhöhte Steuerbelastung und die damit ihnen 
angesonnene Einsdiränkung im privaten Verbraudi 
ohne weiteres akzeptieren. Abgesehen davon, daß 
sie kurzfristig mit vermindertem Sparen reagieren 
können, werden sie, namentlich wenn sie Markt-
madit haben, versudien, die erhöhte Steuerbela-
stung in ihren Preisen zu überwälzen. Das kann sich 
auf den Gütermärkten abspielen; es kann audi der 
Arbeitsmarkt sein. Stabilitätspolitisch besonders be-
deutsam ist es etwa, wenn der größte Teil der Bür-
ger so verfährt, diese also als Arbeitnehmer ihre 
organisierte Marktmacht nutzen, um den für sie 
zentralen Preis, den Nettolohn, zu verteidigen 
(Ziffer 344). 
Die wirtsdiaftliche Entwicklung in der Bundesrepu-
blik seit dem Jahre 1969 muß man nidit zuletzt von 
da her sehen. In dieser'Zeit haben der Staat und die 
Arbeitnehmer zugleich ihren Anteil an der Inan-
sptudinahme des Produktionspotentials zu erhöhen 
versucht - der Staat im Zeidien der inneren Re-
formen, die Arbeitnehmer im Zeidien des Kampfes 
um eine verbesserte Einkommensverteilung. Der 
Staat war in der strategisch ungünstigeren Position, 
da er gleidizeitig die Verantwortung für die gesamt-
wirtsdiaftlidie Stabilität zu tragen hatte; so unter-
lag er in dieser Konkurrenz. Die volkswirtsdiaftlidie 
Steuerquote konnte er zwar erhöhen, dodi die gro-
ßen Mehreinnahmen reichten zu nicht viel mehr, als 
notwendig war, die Einkommenswünsche desjeni-
gen Teils der im Verteilungskampf mobilisierten 
Arbeitnehmer zu befriedigen, den er selbst be-
schäftigt. 

407. Einer erhöhten Besteuerung redinen wir ent-
sprediend der unter Ziffer 399 vorgenommenen Ab-
grenzung primäre Wirkungen auf die gesamtwirt-
schaftlich geltend gemachten Ansprüdie an das Pro-
duktionspotential zu, nidit audi einer erhöhten Kre-
ditaufnahme. (Die Wirkungen einer Kreditaufnahme 
zählen also zu den Sekundärwirkungen der Aus-
gabenerhöhung, zu deren Finanzierung sie dienen.) 
Warum steuerlidi finanzierte Staatsausgaben anders 
zu behandeln sind als kreditfinanzierte, ist zu be-
gründen. Unter den Bedingungen einer. wirksamen 
Geldpolitik sind die Untersdiiede sidierlidi gerin-
ger, als gemeinhin angenommen wird. Unzutreffend 
wäre es jedodi, wollte man die nachfrageeindäm-
menden - und damit volkswirtsdiaftlidie Ressour-
cen freisetzenden - Wirkungen einer vermehrten 
Kreditnadifrage des Staates denen einer Steuererhö-
hung von entsprechender Größe gleichsetzen. 
a) Steuern sind in der Regel auf Dauer angelegt und 

beeinträchtigen das • Vermögen" der Privaten, 
Einkommen zu erzielen, zu behalten oder in be-
stimmter Weise zu verwenden. Die Volkswirt-
schaft ist an sie angepaßt oder muß sidi - mög-
licherweise verzögert - an sie anpassen. Anders 
beim Staatskredit: Tritt an die Stelle von Steuer-
erhöhungen eine Erweiterung der . staatlidien 
Verschuldung, dann wird zwar ebenfalls Kauf-
kraft absorbiert und insoweit private Nadifrage 
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eingedämmt. Aber wegen der geringeren Wir-
kungsbreite (siehe b) und audi wegen besserer 
Ausweidimöglidikeiten der Privaten (siehe c) 
ist hier ein geringerer Verdrängungseffekt zu 
vermuten als bei einer Finanzierung über Steu-
ern - zumindest hat man mit einem längeren 
Zeitbedarf für die Anpassung zu redinen. Der 
Untersdiied zwisdien staatlidier Versdiuldung 
und Steuern wird noch deutlidier, wenn man 
Veränderungen in der staatlidien Kreditauf-
nahme aufgrund einer unstetigen Ausgabener-
höhung des Staates unterstellt. Die damit ein-
hergehenden Sdiwankungen in den Zinssätzen 
beeinflussen nur die Ausgabenentscheidungen 
derjenigen, bei denen der Zinsvorteil ins Gewidit 
fällt, der mit einer zeitlichen Versdiiebung von 
Ausgaben verbunden ist. Konjunkturpolitisdi 
motivierte Steueränderungen, die nur auf be-
stimmte Zeit gelten, ähneln hierin einer vorüber-
gehenden Kreditaufnahme des Staates. 

b) Die allgemeinen Steuern auf das Einkommen 
und den privaten Verbraudi und audi die fis-
kalisdi ergiebigen Spezialakzisen haben eine 
große Wirkungsbreite; sie sidiern daher breit-
gestreute Verdrängungswirkungen. Audi Ände-
rungen werfen hier zumeist keine gravierenden 
Probleme der Strukturanpassung auf - jeden-
falls dann nidit, wenn sie sidi in kleinen Schrit-
ten vollziehen, die Anpassungsfähigkeit des 
Marktsystems also nidit überfordern. Anders 
beim Staatskredit: Hier gilt die Vermutung ei-
ner zunädist geringeren Wirkungsbreite; denn 
die Zinswirkung trifft vor allem die zinsabhän-
gigen Ausgaben, und das sind in erster Linie 
Investitionen. Je geringer aber die Wirkungs-
breite ist, desto größer sind im Normalfall die 
Friktionen, die eine Maßnahme mit sich bringt; 
so wird sie zu einer Belastung der Stabilitäts-
politik 1). Eine Ausnahme davon dürfte sein, 
wenn der Staat seine Bauinvestitionen ausdeh-
nen und die dazu erforderlidien Ausgaben durdi 
Kredite finanzieren mödite. In diesem Falle kann 
die Wirkungsenge der Kreditnadifrage (verbun-
den mit der Ausgabenerhöhung für einen be-
stimmten Zweck) von Vorteil sein, denn die 
Zinssatzerhöhung, die mit der Versdiuldung 
einhergeht, drängt die zinsempfindlidie private 
Baunadifrage zurück, setzt also gerade soldie 
Ressourcen frei, die der Staat in Anspruch neh-
men mödite. 

c) Die Besteuerung ist ein Eingriff in die wirtsdiaft-
lichen Verhältnisse der Privaten, dem diese in 
ihrer Gesamtheit nicht ausweidien können. Die 
Besteuerten können zwaf auf eine Steuerände-
rung kurzfristig mit einer veränderten Ausga-
benneigung reagieren, die privaten Haushalte 
also das Sparen als Puffer nutzen; dodi die Er-
fahrung lehrt, daß ;bei dauerhaft gemeinten 

1) Unberührt davon bleibt, daß Zinsänderungen als Re-
flex konjunktureller Schwankungen in den privaten 
Ausgaben hilfreich sind; sie stellen ein Moment der 
Selbstregulierung des Marktes dar und bewirken eine 
Dämpfung eben dieser Schwankungen. 
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Steueränderungen das Ausgabenverhalten sich 
bald anpaßt. Anders beim Staatskredit: Da· hier 
die unmittelbare . Wirkung über die monetären 
Märkte geht, ist der Anreiz groß, zunächst Aus-
weichmöglichkeiten in einer Veränderung der 
Kassenhaltung oder der Geldkapitalbildung zu 
suchen. Selbst dann, wenn die Geldpolitik die 
Zentralbankgeldmenge konsequent steuert, ist 
das monetäre System ja nicht vollkommen un-
elastisch (Ziffern 388 f.). Zusätzliche Kreditnach-
frage des Staates muß also keineswegs via 
Zinswirkungen privater Nachfrage in entspre-
chendem Umfang zurfükdrängen. Das gilt insbe-
sondere wiederum für eine Kreditaufnahme 
wechselnder Höhe; an sie sind die Privaten 
nicht· angepaßt und werden daher kurzfristig ihre 
Ausweichmöglichkeiten nutzen. Bei Staatskredi-
ten, die dauernd für eine entspredtende Erhö-
hung der Ausgaben aufgenommen werden, dürfte 
sidt mit der Zeit ein Anpassungsprozeß vollzie-
hen - ähnlich wie bei den allgemeinen Steuern, 
wenn audt vermutlidt nidit so rasdt. 

d) Wir gehen im allgemeinen von der Hypothese 
aus, daß dauerhafte Steuererhöhungen, indem 
sie den privaten Verbraudi (einsdtließlidt der 
ihm gewidmeten Investitionen) eindämmen, so 
viel an Produktivkräften freisetzen, daß der 
Staat seine Ausgaben im Umfang der unter 
Vollbesdtäftigungsbedingungen zu erwartenden 
Steuermehreinnahmen erhöhen kann, ohne kon-
junkturelle Impulse au,szulösen. Dasselbe gilt 
umgekehrt für den Fall einer Steuersenkung. 
Zumindest mittelfristig gesehen halten wir diese 
Hypothesen für wohlbegründet 1). Dabei sehen 
wir die nadtfrageeindämmende Wirkung daran 
geknüpft, da_ß ein Steuergesetz eine Bedrohung 
bestimmter wirtsdtaftlicher Vorgänge mit einer 
Steuerpflidtt ausspridit, nidtt daran, daß die 
Steuerpflidtt selbst eintritt beziehungsweise die 
Steuerzahlung geleistet wird. Die Steuerwir-
kung ist demnadi beispielsweise audt dann un-
verändert gegeben, wenn wie etwa in einer Re-
zession, Unternehmen und private Haushalte 
bei. gegebenen Steuerregelungen ihre Gesamt-
ausgaben einsdiränken und im Zusammenhang 
damit ihre Steuerzahlungen kleiner werden. An-
ders beim Staatskredit: Hier hängt das Ausmaß, 
in dem private Nadtfrage durdt staatlidte Ver-
sdtuldung besdiränkt wird, von der Konjunk-
turlage ab. So ist es in einer Rezession audt 
unter den Bedingungen einer wirksamen Geld-
politik möglidt, ja wahrsdteinlidt, daß vom 
Staat zusätzlidte Kredite aufgenommen werden 
können, ohne eine nennenswerte Zinssteigerung 
zu bewirken - und das heißt zugleidi, ohne in 
kompensierendem Umfang private Nadtfrage zu-
rückzudrängen. Nidtt so ist es vermutlidt in der 
Hodtkonjunktur, wenn der Staat in sdtarfer 
Konkurrenz mit den Unternehmen um die Er-
sparnisse der privaten Haushalte steht. 

1) In der kurzfristigen Analyse erscheinen bei größeren 
Änderungen der volkswirtschaftlichen Steuerquote 
Vorbehalte angebracht (Ziffer 406). 

408. Zusammenfassend ist festzuhalten: .Die Wir-
kung fiskalisdter Impulse, die auf ·eine Erhöhung im 
Niveau der Ansprüdte an das Produktionspotential 
hinausläuft, besteht in einer Veränderung der Aus-
lastung des Produktionspotentials oder in einer Ver-
änderung des Preisniveaus, häufig in einer Kombi-
nation aus beidem. Die„ Kombination kann audt 
derart sein, daß eine Erhöhung des Preisniveaus 
mit einer Senkung des Besdtäftigungsstandes ein-
hergeht. 
Diese ungünstige Wirkungskombination ist zu er-
warten, wenn trotz unelastisdien ·celdangebots in 
einer Situation der Vollbesdtäftigung erhöhte staat-
lidte Ansprüdte geltend gemadtt werden, weldie 
die kurzfristige Anpassungsfähigkeit des Markt-
systems mit seinem Spiel von Veränderungen. der 
relativen Preise und Einkommen und den dadurdi 
hervorgerufenen güterwirtsdiaftlidten Reaktionen 
überfordern. Im Prinzip bergen alle größeren Ände-
rungen in der Struktur der Ansprüdte an das Pro-
duktionspotential diese Gefahr. 

Die Chance, .mit der Besdiaffung der staatlidten 
Einnahmen (einsdiließlidi Kredite) zugleidi in dem 
Maße private Ansprüdie an das Produktionspoten-
tial zurückzudrängen, wie durch die Einnahmen zu-
sätzlidte staatlidte Ansprüdie finanziert werden 
sollen, ist am größten bei dauerhaften Steuerrege-
lungen, am geringsten bei wedtselnder staatlidter 
Kreditaufnahme. Unter der Bedingung eines unela-
stisdten monetären Systems können die nadtfrage-
zurückdrängenden Wirkungen einer Kreditaufnahme 
allerdings denen einer Steuererhöhung nahe kom-
men. 

Dauelbe für eine wachsende Wirtschaft: 
Der konjunkturneutrale Haushalt 

409. Nidtt jede Änderung im Niveau der An-
sprüdte an das Produktionspotential, welche der 
Staat stellt oder bei Privaten bewirkt, ist konjunk-
tur- und stabilitätspolitisdl bemerkenswert. Das Pro-
duktionspotential wädist, und in diesem Maße kön-
nen audt die Ansprüdie an das Produktionspoten-
tial wadtsen, ohne daß es zu einer Uberbeanspru-
chung kommt, ja die Ansprüche müssen sogar in 
diesem Maße wachsen, soll es nicht zu einer Unter-
auslastung kommen. Es sind vielmehr die Abwei-
dtungen vom Wadtstum des Produktionspotentials, 
und zwar erstens die Abweidtungen in der Zunahme 
der Ansprüche im ganzen und zweitens gravierende 
Änderungen in der Struktur der Ansprüdte, denen 
konjunktur- und stabilitätspolitisdie Bedeutung zu-
kommt. Dabei ist zu berücksidttigen, daß nidtt allein 
die Änderung von Ansprüdten betradttet werden 
darf, sondern drittens audt das Niveau, von dem 
aus die Änderung stattfindet; eine Abweidtung vom 
Potentialwadtstum kann im Hinblick auf das Niveau 
von Ansprüchen Normalisierung bedeuten, wie um-
gekehrt eine potentialorientierte Entwicklung mög-
licherweise ein anomales Niveau beibehält. Dies 
sind die drei Grundgedanken, aus denen heraus der 
Sadtverständigenrat seit 1967 das Konzept des kon-
junkturneutralen Haushalts entwickelt hat. 
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410. Niveau- und Strukturprobleme staatlicher oder 
staatlich bewirkter Ansprüche an das Produktions-
potential haben gemeinsam, daß sie aus Abweichun-
geh von dem erwachsen, an was die Wirtschaft ge-
wöhnt ist, an was sie sich angepaßt hat. Gewöh-
nungsprozesse brauchen Zeit; um dem Red:tnung zu 
tragen, liegen dem Konzept des konjunkturneutralen 
Haushalts mittelfristige Bezugsgrößen zugrunde. 
Darf angenommen werden, daß die Wirtschaft an 
das Niveau und die Struktur staatlicher Ansprüche 
sowie an die Art der staatlichen Einnahmenregelun-
gen, insbesondere die Steuergesetze angepaßt ist, 
so befindet sie sich insoweit im Gleichgewicht. Die 
Unternehmen und privaten Haushalte haben die 
Struktur der Preise und Einkommen sowie die Pro-
duktionsstruktur gefunden, die zu diesen Ansprü-
chen an das Produktionspotential und zu diesen Ein-
nahmenregelungen passen. Maßnahmen des Staates, 
die Abweichungen von diesem Gleichgewicht mit 
sich bringen und daher neue Anpassungsprozesse 
erforderlich machen, bewirken eine· Änderung der 
Produktionsstruktur. Das geschieht im Marktsystem 
über Änderungen der relativen Preise und der Ein-
kommen; allerdings läuft dieser Prozeß nicht ohne 
weiteres friktionslos ab. 

411. Freilich ist zu bedenken, daß die Volkswirt-
schaft sowohl im privaten als auch im öffentlichen 
Bereich einem dauernden Strukturwandel unter-
worfen ist. Das System der Marktwirtschaft bewäl-
tigt solchen ständigen Wandel in der Regel, ohne 
daß es seine Stabilität verliert - jedenfalls dann, 
wenn der Wandel sich in kleinen Schritten vollzieht. 
Sie hat sich im Lauf der Jahrzehnte an eine außer-
ordentliche Erhöhung der Staatsquote (Anteil, zu 
dem der Staat mittelbar oder unmittelbar das Pro-
duktionspotential in Anspruch nimmt) sowie an 
eine entsprechende Erhöhung der volkswirtschaft-
lichen Steuerquote gewöhnt, ohne daß wir ernste 
Zweifel haben müßten, es wäre heute etwa schon 
aus diesem Grunde besonders sdiwer, die gesamt· 
wirtschaftlichen Ziele der Vollbeschäftigung und der 
Stabilität des Preisniveaus zu erreichen. 
Ein Konzept mittelfristiger Bezugsgrößen zur quan-
titativen Würdigung der konjunkturellen Impulse 
der öffentlichen Haushalte muß diesem stetigen 
Strukturwandel Rechnung tragen, also wenn nötig, 
eine Änderung der mittelfristigen Bezugsgrößen 
vorsehen. 

Der Sachverständigenrat hat sich zunächst für ein festes 
Basisjahr seiner Rechnungen zum konjunkturneutralen 
Haushalt entschieden. Aus den Gründen, die im Jahres-
gutachten 1970 dargelegt sind (JG 70 Ziller 329) und 
unter dem Zugeständnis, daß ein voluntaristisches Mo-
ment hierbei unvermeidlich ist, wählten wir das Jahr 
1966 und damit dessen Strukturquoten im öl/entliehen 
Sektor (Staatsquote, volkswirtschaltliche Steuerquote 
und - davon abhängig - konjunkturbereinigte Kredit-
linanzierungsquote) als Basis. Eine bewegliche Basis hat 
den Nachteil, daß es nur sehr schwer möglich ist, in 
einer einigermaßen einwandfreien Weise trendbestimmte 
Bewegungen aus den jährlichen Schwankungen der 
Strukturquoten herauszulös~n und zugleich so zeitnah 
zu bleiben, daß den jeweiligen Gewöhnungsprozessen 
Rechnung getragen wäre. Wiederholt haben wir geprüft, 
ob sich. Trendbewegungen zeigen, die in der Summe auf 
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eine Verlälschung der Analyse hinauslielen und daher 
eine Revision der Basisjahrentscheidung nötig machten. 
Das ist bisher nicht der Fall gewesen. Die kumulierten 
Anderungen in der volkswirtschaftlichen Steuerquote 
und in der realisierten Staatsquote kompensierten sich 
weitgehend. Die für die Jahre seit 1P66 ermittelten kon-
junkturellen Impulse weisen zwar erhebliche Schwan-
kungen auf, jedoch keinen überzeugenden Trend. 

Gleichwohl ist unter denen, die sich mit dem Konzept 
des konjunkturneutralen Haushalts belassen, das Unbeha-
gen hinsichtlich des festen und nunmelu schon recht lan-
ge zurückliegenden Basisjahres immer größer geworden. 
Auch ist zu bedenken, daß mit der Steuerreform 1915 eine 
strukturelle Anderung eintritt, die aul Jahre hinaus 
die (kenjunkturbereinigte) staatliche Kredltlinanzierungs-
quote gegenüber dem Durchsc}tnitt der vergangenen 
Jahre merklich erhöhen wird, wenn nicht Steuererhöhun-
gen beschlossen werden, die die Auslälle bei den Steuern 
auf das Einkommen ganz oder teilweise ausgleichen. Eine 
allmiihliche Gewöhnung Iiinde statt, die es nötig machte, 
sie zum Anlaß einer entsprechenden Korrektur der mittel-
lristigen Bezugsgrößen Qes Konzepts zu nehmen. Wir 
erwägen daher, den Rechnungen zum konjunkturneutra-
len Haushalt künftig doch eine bewegliche Basis zu-
grunde zu legen. 

412. Das Konzept des konjunktlirneutralen Haus-
halts zielt darauf ab, Änderungen im Niveau der 
durch staatliche Ausgaben bestimmten Ansprüche 
an das Produktionspotential (Änderungen der be-
anspruchten Staatsquote) sowie steuerpolitisch be-
wirkte Änderungen der privat bestimmten An-
sprüche (Änderungen der volkswirtschaftlichen 
Steuerquote) quantitativ zu erfassen, und zwar in 
beiden Fällen nur die Primärwirkungen der staat-
lichen Aktionen (Ziffer 401). 
Nicht verkannt wird, wie erwähnt, daß auch Än-
derungen in der Struktur der staatlichen Ansprüche 
sowie finanzpolitische Einflüsse auf die Struktur 
der privaten Ansprüche von erheblicher konjunk-
tur- und stabilitätspolitischer Bedeutung sein kön-
nen. Was wir hierüber wissen, reicht jedoch nicht 
aus, dieser Bedeutung quantitativ Ausdruck zu ver-
leihen. Die Wirkungszusammenhänge im Markt-
system sind so komplex, daß es nur ausnahmsweise 
möglich ist, mehr als die Wirkungsrichtung (expan-
siv, kontraktiv, inflatorisch, stabilisierend) von 
St!Ukturänderungen dieser Art zu kennzeichnen. 

413. Die monetäre Seite der Analyse der konjunk-
turellen Impulse der Finanzpolitik ist die Aufteilung 
des Finanzierungssaldos des Staates in eine kon-
junkturneutrale und eine konjunkturbedeutsame 
Komponente. Letztere ist größengleich mit dem kon-
junkturellen Impuls der öffentlichen Haushalte, der 
sich als Differenz von tatsächlichen und konjunk-
turneutralen Staatsausgaben - unter Berücksich-
tigung einer etwaigen Änderung der volkswirt-
schaftlichen Steuerquote - ergibt. Bei konjunktur-
neutralem Haushaltsgebaren nimmt der Staat nicht 
mehr Kredite auf, als im Angebot an Finanzie-
rungsmitteln gleichsam ohnehin für ihn vorgesehen 
ist. Dies gilt zunächst für dasjenige Kreditvolumen, 
das es dem Staat erlaubt, einen bestimmten Anteil 
des Produktionspotentials kreditfinanziert in An-
spruch zu nehmen. Es gilt aber auch, wenn im kon-
junkturellen Abschwung Steuerausfälle entstehen, 
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die den öffentlichen Kreditbedarf erhöhen. Diese 
zusätzliche Kreditnachfrage kann konjunkturneutral 
befriedigt werden; denn was Unternehmen oder pri-
vate Haushalte bei anderer Konjunkturlage dem 
Staat mehr an Steuern hätten zahlen müssen, ist an 
Finanzierungsmitteln verfügbar - ja, es ist sogar 
mehr vorhanden, denn bei höheren privaten Aus-
gaben hätten nicht nur höhere Steuern, sondern auch 
diese Ausgaben selbst finanziert werden müssen. 

414. Ist bestimmt, wie stark die staatlichen An-
sprüche an das Prnduktionspotential vom konjunk-
turneutralen . Maß abweichen, und damit auch das 
Ausmaß der staatlichen Kreditaufnahme, dem kon-
junktur- und stabilitätspolitisch Bedeutung zu-
kommt - beide Seiten der Sache sollten im Bild 
sein -, so stellt sich die Frage nach den Wirkun-
gen (einschließlich Fernwirkungen) der solcherma-
ßen bestimmten Impulse wiederum als eine Frage 
nach der Kombination von Wirkungen auf den Be-
schäftigungsstand und das Preisnive~u, und zwar 
so, daß sie - wenn überhaupt - nur im Zusam-
menhang mit der jeweiligen Konjunkturlage und 
der jeweiligen Elastizität des monetären Systems 
beantwortet werden kann (Ziffern 402 ff.). Nichtkon-
junkturneutrale Staatsausgaben wirken, wie er-
wähnt, im günstigsten Fall ausschließlich beschäf-
tigungserhöhend (zum Beispiel bei allgemeiner Un-
terbeschäftigung), im weniger günstigen Fall teils 
beschäftigungserhöhend, teils inflatorisch, im un-
günstigsten Fall zugleich inflatorisch und beschäf-
tigungssenkend (zum Beispiel bei Vollbeschäftigung 
und unelastischer Geldversorgung). Wichtig ist, daß 
in jedem Falle die Abweichung des tatsädilichen 
vom konjunkturneutralen Haushaltsvolumen für die 
Größe der finanzpolitisdien Impulse steht. Die Ana-
lyse der jeweiligen konjunkturellen und monetären 
Situation muß dann helfen, Art und Stärke der Ein-
zelwirkungen zu bestimmen. Daher ist das Etikett 
„expansiv" und „kontraktiv" für das Ergebnis un-
serer Rechnungen zum konjunkturneutralen Haus-
halt (der konjunkturelle Impuls) stets allein auf die 
Primärwirkungen der jeweiligen finanzpolitischen 
Maßnahmen bezogen. Ob beispielsweise aufgrund 
·einer staatlichen Ausgabenerhöhung, die vom Im-
puls her beschäftigungserhöhend wirkt, auch bei 
Beachtung der Fernwirkungen insgesamt dieser Ef-
fekt eintritt, läßt sich nicht situationsneutral bestim-
men. Erst das Urteil darüber, ob der öffentlidie 
Haushalt im Hinblick auf die aktuelle wirtschaftliche 
Situation .konjunkturgerecht" ist, verlangt Wir-
kungsvorstellungen, die über die Ermittlung der 
finanzpolitischen Primärimpulse hinausgehen. 

415. Wie jedes wirkungsanalytisdie Konzept ent-
hält auch das Konzept des konjunkturneutralen 
Haushalts normative Elemente; denn im sozialen 
Bereich ist Wirkungsanalyse auch Zurechnung von 
Verantwortung. Wird beispielsweis!! eine Erhö-
hung von Staatsausgaben durdi Steuererhöhungen 
(im Sinne des Konzepts) stabilitätskonform finan-
ziert, wehren sidi jedodi die Besteuerten gegen den 
Willen des Gesetzgebers, indem sie - und hierauf 
kommt es an - mit Marktmadit eine Uberwälzung 
in den Löhnen und Preisen durchsetzen (Ziffer 406), 

und kommt es deshalb zu einer Erhöhung des Preis-
niveaus, oder, wenn dies nicht zugelassen wird, zu 
einer Einsdiränkung der Besdiäftigung, so weist das 
Konzept die Verantwortung für die Folgen (streng 
genommen: die Verursadiung) nidit_der Finanzpoli-
tik sondern denjenigen zu, die sidi mit Marktmadit 
wehren (gegebenenfalls audi der Wettbewerbspoli-
tik, insoweit diese für die Beseitigung oder die Miß-
braudiskontrolle von Marktmadit zuständig ist) 1). 

Nur für Abweidiungen vom konjunkturneutralen 
Haushalt trifft die stabilitätspolitisdie Verantwor-
tung die. Finanzpolitik, wobei allerdings, das sei 
ausdrücklidi wiederholt, nidit konjunkturgeredit 
sein muß, was konjunkturneutral ist. 

Widitig ist auch die wirkungsanalytische Trennung 
des Verantwortungsbereichs der Finanzpolitik von 
dem der monetären..Politik - ein Problem, das nicht 
nur ausnahmsweise Bedeutung haben dürfte. Es tritt 
vor allem auf, wenn man die zuvor erörterte staat-
lidle Kreditaufnahme (oder audi Sdiuldentilgung) 
im Zusammenhang mit Differenzen zwisdien tat-
sädilidien und konjunkturneutralen Staatsausgaben 
konjunkturell würdigen möchte (Ziffer 413). Hin-
siditlidi der Wirkungen staatlidier ~reditnadifrage 
müßte zur klaren Trennung der Verantwortungs-
bereiche von einer normalen Situation - einer 
konjunkturneutralen Geldversorgung also (Ziffer 
394) - ausgegangen werden: Oft werden jedodi 
monetäre Politik und Finanzpolitik zugleidi von dem 
abweidien, was man konjunktumeutral zu nennen 
hat. Es wäre dann gewiß nicht richtig, beispielsweise 
einen Staatshaushalt, der bei Vollbesdiäftigung ex-
pansiv angelegt ist, etwa deshalb konjunktumeutral 
zu nennen, weil zugleidi die monetäre Politik so 
restriktiv ist, daß der expansive Effekt der Finanz-
politik auf das Preisniveau gerade ausgeglichen 
wird. 

Wie erwähnt, kann in diesem Falle .die Wirkungs-
kombination durchaus ungünstig sein, etwa in Ar-
beitslosigkeit und Preisniveaustabilität bestehen. 
Nadi dem derzeitigen Stand unseres Wissens kann 
jedodi über empirische Wirkungsanalysen leider 
keine weitere Zuredinung von Ursadie und Verant-
wortung gewonnen werden; denn über die Wirkun-
gen zusätzlidier Kreditnadlfrage bei konjunkturneu-
traler Geldversorgung ist zu wenig bekannt. Wir 
müssen vorläufig an der Stelle stehen bleiben, wo 
es heißt: Jeder verantwortet seine Abweidiung vom 
konjunkturneutralen Pfad. Dom das ist nidit wenig, 
wenn wir wenigstens den konjunkturn~utralen Pfad 
bestimmen können. Eine nichtkonjunktumeutrale 
Finanzpolitik mag wegen der besonderen Umstände 
der Situation zugleidi konjunkturgeredit sein; ist 
sie es nidit, so bürdet sie der Volkswirtsdiaft An-
passungslasten bei Produktion, Verwendung und 
Verteilung des Sozialprodukts auf, die sie zu ver-
antworten hat. Die Finanzpolitik bringt dann die 

') Bei der Schätzung des sogenannten konjunkturneutra-
len Preisniveauanstiegs, der in die Rechnungen zum 
konjunktumeutralen Haushalt eingeht, wird nur be-
rücksichtigt, was an Preisniveausteigerung als Folge 
der Steuererhöhungen (etwa einer Mehrwertsteuer-
erhöhung) unvermeidlich erscheint. 
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übrigen Bereiche der Stabilitätspolitik, namentlich 
die monetäre Politik, in die gleiche Art von Zielkon-
flikten, wie sie von einem nicht marktgerechten und 
nicht stabilitätskonformen Verhalten derjenigen ge-
schaffen werden, die im privaten Sektor der Wirt-
schaft, auf den Gütermärkten und dem Arbeitsmarkt, 
ihre Ansprüche mit Marktmacht vortragen. 

Beschränkung der stabllllätspolltischen Aufgaben 

416. Die eingangs erörterten Argumente zugunsten 
einer Beschränkung, aber zugleich Härtung der sta-
bilitätspolitischen Aufgaben der Finanzpolitik wer-
den durch Einsichten in die Wirkungsweise finanz-
politischer Maßnahmen unter den Bedingungen einer 
wirksamen Geldpoljtik ergänzt. Wird das Geld-
angebot streng begrenzt, so ist es nicht mehr nötig 
von den öffentlichen Haushalten eine generell anti-
zyklische Finanzpolitik zu verlangen. 
Ist beispielsweise die konjunkturelle Situation durch 
eine allgemeine Ubernachfrage gekennzeichnet, so 
würde eine staatliche Ausgabenzurückhaltung im 
Zeichen antizyklischer Finanzpolitik eben nicht ohne 
weiteres eine Reduktion der gesamtwirtschaftlichen 
Ausgaben bedeuten. Vielmehr wäre zu erwarten, 
daß die Verminderung der Kreditnachfrage des Staa-
tes, die sich daraus ergeben und eine Zinssenkungs-
tendenz auslösen müßte, sehr rasch andere Nach-
frager anlockt; da sie mit dem Staat um die Erspar-
nisse der Privaten konkurrieren, würde die Lücke 
bald geschlossen sein. 
Die gleiche Skepsis hätte eine generell antizyklische 
Einnahmenpolitik gegen sich. Steuererhöhungen in 
der Hochkonjunktur bedeuten eine Verminderung 
der öffentlichen Kreditnachfrage. Bei Steuererhö-
hungen, die nur vorübergehend gelten sollen, spricht 
- gerade in der Hochkonjunktur - wenig dafür, 
daß ihre nachfrageeindämmenden Wirkungen viel 
größer sind als diejenigen einer Kreditaufnahme 
entsprechenden Umfangs. 

417. Der Sachverständigenrat plädiert für eine Fi-
nanzpolitik, die mehr als bisher auf Verstetigung 
angelegt ist. Eine rationelle Erfüllung der öffent-
lichen Aufgaben erfordert Kontinuität. Die mittel-
fristig vorgegebenen oder zu planenden Staatsauf-
gaben können sich daher in den Haushalten der ein-
zelnen Jahre nur dann stabilitätskonform nieder-
schlagen, wenn nicht, wie es der Fall ist, nahezu 
gegenüber jedem Haushaltsentwurf von der Sta-
bilitätspolitik antizyklische Forderungen erhoben 
werden. Der Preis wäre allerdings: Respektierung 
der Da,ten, welche die Geldpolitik setzt. Dann läge 
stabilisierungskonformes Verhalten von selbst stär-
ker im Interesse des Staates. Die gesamtwirtschaft-
liche Verantwortung der Finanzpolitik wäre dann 
erträglicher. Schon der Verzicht des Staates auf pro-
zyklisches Verhalten, das es in der Vergangenheit 
oft genug gegeben hat, wäre angesichts des großen 
Gewichts der öffentlichen Haushalte ein wichtiger 
stabilitätspolitischer Beitrag. Je mehr dieses Ziel 
erreicht würde, um so geringer wäre dann die sta-
bilitätspolitische Bedeutung der Frage, ob die öffent-
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liehe Ausgabenexpansion ausschließlich durch Steu-
ern od!'r auch durch verstärkte Kreditaufnahmen 
finanziert wird (solange abrupte Änderungen der 
Finanzierungsstruktur vermieden werden). 

418. Die politische und die wirkungsanalystische 
Skepsis im Hinblick auf die Möglichkeit und Zweck-
mäßigkeit einer antizyklischen Ausgabenpolitik gilt, 
auch unter dem Regime einer wirksamen G~ldpoli
tik, nicht für den Fall eines unerwünscht starken 
konjunkturellen Abschwungs und einer ·Rezession. 
In solchen Konjunkturphasen sind antizyklische, 
weil hier expansive Ausgabenprograll)me leicht 
durchsetzbar. Zwar ist in einer solchen Situation 
mit zusätzlichen Ausgaben eine entsprechende zu-
sätzliche Kreditnachfrage des Staates verbunden 
- und dies hemmt die Zinssenkungstendenzen, die 
in solchen Konjunkturphasen die Selbstheilungs-
kräfte im privaten Sektor der Wirtschaft anregen; 
doch wenn private Ausgaben in erheblichem Umfang 
ausfallen, darf die anregende Wirkung zusätzlicher 
Staatsausgaben beträchtlich höher eingeschätzt wer-
den als die dämpfende Wirkung der zusätzlichen 
Ansprüche des Staates an die Kreditmärkte (Zif-
fer 403). Selbstverständlich wäre dabei auch auf 
eine konjunkturgerechte Struktur der zusätzlichen 
Ausgaben des Staates zu sehen. Von erhöhten Löh-
nen und Gehältern im öffentlichen Dienst würde 
zwar der private Verbrauch gewinnen, zugleich aber 
möglicherweise der relative Preis für Arbeit, also 
der Lohn, allgemein nach oben getrieben und damit 
ein kontraktiver Effekt für die Beschäftigung her-
vorgerufen werden. 

Sehr wichtig wäre es auch, die mittelfristige Grund-
orientierung der Finanzpolitik wirksam gegenüber 
der Gefahr abzuschirmen, daß konjunkturpolitisch 
motivierte Ausgabenprogramme in die Normalhaus-
halte Eingang finden und so zur Basis einer stabi-
litätswidrigen Fortschreibung mit .normalen" Zu-
wachsraten werden. Hier helfen eine Finanzpolitik 
auf der Grundlage des Konzepts des konjunktur-
neutralen Haushalts und das Prinzip, konjunktur-
politisch motivierte Ausgabenprogramme in Zusatz-
haushalten auszubringen. 

419. Bei den Einnahmenregelungen des Staates Läßt 
sich nicht einmal für Phasen starker Konjunktur-
abschwächung ohne Einschränkung sagen, daß eine 
antizyklische. Variation keine Bedenken gegen sich 
hätte. 
Vorübergehende Änderungen in den Steuern auf 
das Einkommen werden erfahrungsgemäß zu einem 
erheblichen Teil im , Spatverhalten aufgefangen. 
Außerdem ist im konjunkturellen Abschwung in der 
Regel vor allem die abgeschwächte Investitionsnei-
gung, weniger der private Verbrauch das Problem 
der Konjunkturpolitik. Bei einer Senkung der Ein-
kommensteuer läge aber gerade beim Konsum die 
anregende Wirkung, während gleichzeitig die hö-
heren staatlichen Ansprüche an die Kreditmärkte 
die Selbstheilungskräfte hinsichtlich der Investi-
tionsneigung behindern würden. Nur wenn es tat-
sächlich einmal in erster Linie der private Ver-
brauch ist, der einer Stützung bedarf, sollte zu 
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steuerlichen Maßnahmen dieser Art gegriffen wer-
den; denn ihn erreicht die monetäre Politik nur mit-
telbar. Dies würde auch - allerdings mit umgekehr-
tem Vorzeichen - für den Fall der Hochkonjunktur 
gelten. 

420. Günstiger ist das Urteil über die konjunktur-
politisch motivierte Variation spezieller Einnahmen-
regelungen; denn mit ihnen kann die monetäre 
Politik wirksam unterstützt werden. Wenn jn der 
Hochkonjunktur eine Iiivestitionsteuer einert Teil' 
der Aufgabe .übernimmt, die Investitionsneigung zu 
dämpfen, braucht die Geldpolitik nicht so restriktiv 
zu sein und nicht so hohe Zinssteigerungen zu be-
wirken. Eine solche Steuer knüpft an der Verwen-
dung von Mitteln und nicht an deren Beschaffung 
an, ist aber im übrigen in der Wirkung auf die Be-
steuerten einer Kreditverteuerung ähnlich. Das hat 
Vorteile, wenn ein sehr hohes Zinsniveau - sei 
es aus außenwirtschaftlichen, sei es aus binnenwirt-
schaftlichen Gründen - unerwünscht ist (JG 73 Zif-
fer 214), oder wenn der Splelräum der monetären 
Politik ausgeschöpft ist, der durch den Grundsatz 
.mittelfristige Orientierung, allenfalls mäßig anti-
zyklisch" (Ziffer 390) umschrieben wird. 

421. Die Schuldenpolitik des Staates erhält unter 
den Bedingungen einer wirksamen Geldpolitik 
einen erhöhten Stellenwert. Schuldenpolitik besteht 
vor allem darin, die Fälligkeitsstruktur der Staats-
schuld zu verändern. Sie kann die monetäre Politik 
stören, jedoch auch helfen, unerwünschte Engpässe 
auf monetären Teilmärkten zu vermeiden. 
Hilfreich ist die Schuldenpolitik, wenn sie dazu bei-
trägt, eine als konjunkturgerecht erkannte Zunahme 
der Staatsverschuldung ohne Verzerrungen der 
Zinsstruktur an den Kreditmärkten unterzubringen. 
Bei großen konjunkturbedingten Steuerausfällen 
mag es vorkommen, daß die Geldkapitalbildung des 
Publikums im Hinblick auf den Zeithorizont ihrer 
Anlagebereitschaft nicht zu den herkömmlichen 
Fristen einer dauerhaften Staatsverschuldung paßt. 
Dann kann es unbedenklich sein, die durchschnitt-
lichen Fristen der öffentlichen Neuverschuldung 
wesentlich zu verkürzen und eine Konsolidierung 
für später vorzusehen. 
Störend ist die Schuldenpolitik, wenn sie die Elasti-
zität des monetären Systems erhöht oder senkt 
und damit die Verbindung zwischen der Steuergröße 
der monetären Politik, nämlich der Zentralbankgeld-
menge, einerseits sowie den Ausgabenentscheidun-
gen der Unternehmen und privaten Haushalte an-
dererseits unerwünscht lockert. Solche Wirkungen 
kann die Schuldenpolitik dann haben, wenn gene-
rell in großem Umfang kurzfristige statt langfristige 
Staatsschuldtitel ausgegeben werden. Diese erfül-
len für viele . Unternehmen und auch für private 
Haushalte die Funktion einer Liquiditätsreserve 
- eine Funktion, die sonst vor ·allem die Termin-
einlagen bei Banken haben. Der Wechsel von den 
Termineinlagen zu kurzfristigen Schuldtiteln des 
Staates ist zentralbankgeldsparend, weil nur bei 
Schuldbeziehungen, die über Banken laufen, eine 
Mindestreservepflicht entsteht. Die gleiche Wirkung 

haben daher Maßnahmen, die dazu führen, daß ganz 
allgeinein der Anteil an Staatsschuldtiteln abnimmt, 
der von Banken gehalten wird, der Anteil der von 
Unternehmen und privaten Haushalten gehalten 
wird, hingegen steigt. 
Selbstverständlich kann das. was- in der einen Si-
tuation störend ist, in einer anderen hilfreich sein. 
Die konjunkturpolitisch motivierte Schuldenpolitik 
ist so gesehen ein Teil der monetären Politik, aller-
dings in der Verantwortung der Regierung, eine 
Aufgabenteilung, bei der sich das Problem des ab-
gestimmten Verhaltens stellt. 

422. Wenn es gilt, die monetäre Politik gezielt zu 
unterstützen und zu ergänzen, kann auch eine Fi-
nanzpolitik, die, für sich genommen, der monetären 
Politik entge~nzuwirken scheint, gelegentlich kon-
junkturgerecht sein. Ist ausnahmsweise eine sehr 
scharfe monetäre Restriktion erforderlich, etwa zur 
Bekämpfung einer Inflationsgewöhnung, so besteht 
die Gefahr von Uberreaktionen in Teilbereichen der 
Volkswirtschaft. In solchen Fällen hilft die Finanz-
politik, wenn sie - etwa in Form von sogenannten 
Strukturhilfen - der monetären Politik teilweise 
entgegenwirkt. Sie setzt auf diese Weise die mone-
täre Politik in den Stand, an ihrer globalen Restrik-
tion festzuhalten. 

IV. Flankenalcherung 

AuBenwlrtac:haftllche Absicherung 

423. Die Stabilitätspolitik sollte außenwirtschaftlich 
abgesichert sein. Flexible Wechselkurse machen es 
grundsätzlich möglich, auf Dauer aus dem inter-
nationalen Preisverbund auszuscheren. 
Sie verhindern, daß eine konsequente Steuerung 
der Geldbasis durch außenwirtschaftliche Einflüsse 
unterlaufen wird. (Devisenzuflüsse aus Ländern, mit 
denen die Bundesrepublik feste Wechselkurse ver-
einbart hat, bilden zwar eine Gefahrenquelle, doch 
eine kontrollierbare.) 
Sie unterbrechen den internationalen Preiszusam-
menhang. Steigen im Ausland die Preise stärker als 
im Inland, so wird bei flexiblen Wechselkursen eine 
Höherbewertung der D-Mark im Prinzip verhindern, 
daß der Preisanstieg auf den Außenhandelsmärkten 
auf das Preisniveau im Inland durchwirken kann, 
anders als im Falle fester Wechselkurse, bei denen 
die Preisentwicklung im Inland eng mit der im Aus-
land verknüpft ist. 

424. Betonen, daß der wirtschaftspolitische Hand-
lungsspielraum durch flexible Wechselkurse be-
trächtlich erweitert wird, heißt nicht annehmen, daß 
die inländische Wirtschaft von allen störenden Ein-
flüssen aus dem Ausland automatisch abgeschirmt 
ist. Es bleibt nämlich zum einen das Problem, ob 
und inwieweit inflatorische Impulse aus dem Aus-
land rechtzeitig abgefangen werden können, zum 
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anderen das Problem, inwieweit eine Lockerung des 
Konjunkturverbunds mit dem Ausland möglich ist. 
Beides ist ohne Zweifel miteinander verwoben. 

425. Für die Situation, mit der wir es gegenwärtig 
in der Bundesrepublik zu tun haben, ist bedeutsam, 
- daß der Wechselkurs der D-Mark gegenüber den 

Ländern des Floating-Blocks nicht flexibel ist, 
insoweit also nochjnflationäre Impulse über den 
Preiszusammenhang auf den Märkten wirksam 
werden könnten, 

- daß einige Länder durch Interventionen an den 
Devisenmärkten Wechselkurse bewirken kön-
nen, die den Unterschieden in den Inflations-
raten nicht Rechnung tragen, und 

- daß gegenwärtig in der Bundesrepublik der 
Agrarsektor mit Hilfe des Grenzausgleichs 
- also quasi durch einen gespaltenen Wechsel-
kurs - von Aufwertungseinflüssen weitgehend 
freigehalten wird (Ziffer 349). 

426. Diese Sonderfaktoren werden also die Mög-
lichkeit beeinträchtigen, daß sich die Bundesrepu-
blik ganz von der internationalen Preisentwicklung 
loslösen kann. Grundsätzliche Uberlegungen lassen 
den Schluß zu, daß der internationale Konjunktur-
verbund angesichts starker internationaler Handels-
und Kapitalverflechtungen auch bei flexiblen 
Wechselkursen nur gelockert, nicht aufgehoben ist. 

427. Konjunklure/le Impulse, die vom Ausland auf das 
Inland einwirken (und umgekehrt), gibt es im Prinzip bei 
flexiblen Wechselkwsen ebenso wie bei festen. Sie be-
stehen darin, daß die Anreize lür den internationalen 
Handel und zugleich die Anreize für den internationalea 
Kapitalverkehr verdndert werden, etwa wenn ein auslän-
discher Nachlragestoß bei einer konjunkturellen Ab-
schwächung im lnland unsere Exporteure veranlaßte, 
gleichzeitig mit den höheren Exporten über günstigere 
Zahlungs- und Kreditbedingungen iür ihre ausländischen 
Kunden auch für einen erhöhten Kapitalexport zu sor-
gen. 

Die Wirkung dieser Impulse zeigt sich in veränderten 
Salden der Leistungsbilanz und der Kapitalbilanz oder in 
einer Angleichung des Konjunkturverlaufs zwischen In-
land und Ausland. Je rascher die ausländischen Impulse 
auf weite Bereiche der inländJschen Wirtschaft durch-
wirken, um so geringer werden die beobachtbaren Ver-
änderungen in der Zahlungsbilanz sein. Dies macht es 
so schwierig, Veränderungen des Lelstungsbilanzsaldos 
im Hinblick auf die Frage nach dem internationalen Kon-
junkturverbund zu interpretieren; indizieren sle doch 
zum einen die Stärke der internationalen konjunkturel-
len Impulse wie zum anderen die Unvollkommenheit ihrer 
Wirkungsbreite. (Das gleiche gilt Im Hinblick auf die 
Frage nach dem internationalen Preisverbund, wenn sich 
Impulse für den internationalen Handel und für den 
internationalen Kapitalverkehr aus temporären inter-
nationalen Unterschieden in den Bewegungen der Preis-
niveaus ergeben.) 

428. Flexible Wechselkurse werden solche Impulse 
- anders als feste - teilweise abfangen. Ganz abfan-
gen können sie diese jedoch nur1 wenn die Geldpolitik 
den verdnderten Anreizen lür den Außenhandel und 
den Kapitalverkehr entgegenwirkt, also etwa aus solchen 
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Gründen von Ihrem Kurs einer stetigen Erhöhung der 
Geldbasis abweicht. 

Die Fähigkeit det Geldpolillk, der gesamtwlrtschalllichen 
Expansion Grenzen zu setzen, bleibt jedoch _davon unbe-
einträchtigt. Nutzt sie diese Fähigkeit, so würde sich die 
Wirkung von Impulsen, die auf elne erhöhte (vermin-
derte) Inanspruchnahme unseres Produktionspotentials 
durch das Ausland hinauslaufen, im Grenzfall allein in 
einer veränderten Struktur der realisierten Ansprüche 
an das Produktionspotential zeigen (nicht auch in einem 
veränderten· Niveau der realisierten Ansprüche). Die 
Belastung der Stabilisierungspoli(ik durch cUe Impulse 
vom Ausland sind also von der gleichen Art Wie die-
jenigen, cüe sich aus einer nichtkonjunkturneutralen 
l;laushaltspolitik des Staates ergeben. Die Uberlegungen, 
die wir dazu unter Zillern 400 fl. angestellt haben, gelten 
daher auch hier 1). 

Unberührt hiervon bleibt vor allem die Frage, wie stark 
sich ein Land unter Bedingungen llexibler Wechselkurse 
auf mittlere Sicht von einer JnilationlJren Entwicklung 
im Ausland abhdngen kann; hier ist der Unterschied zu 
einem System lester Wechselkurse wesenUich größer. Im 
Prinzip ist das möglich. 

429. Die Möglichkeiten eines vollständigen Aus-
scherens aus dem internationalen Preiszusammen· 
hang auf mittlere Sicht werden unter Umständen 
beeinträchtigt, wenn viele Länder die stabilisie-
rungspolitischen Chancen flexibler Wechselkurse 
nicht nutzen. 

So wie ein Land bei flexiblen Wechselkursen die 
Chance nutzen kann, eine wirksame Stabilitäts-
politik zu treiben, so hat es auch eine größere Mög-
lichkeit, inflatorischen Kräften im Innern nachzu-
geben, denn die außenwirtschaftliche Schranke 
fehlt, die bei festen Wechselkursen besteht und 
durch den Verlust von Devisenreserven anzeigt, 
wann die binnenwirtschaftlichen Anspiüche über· 
zogen sind. Mißbrauchen viele Länder diese Mög-
lichkeit, so kommt es, wie gegenwärtig, zu einem 
Inflationsprozeß in der Welt, der sich möglicher-
weise selbst beschleunigt (Ziffer 22). 

In diesem Falle ist es auch bei flexiblen Wechsel-
kursen einem einzelnen Land nur begrenzt mög-
lich, Stabilität zu wahren. Von einer beliebig hohen 
und sich gar noch beschleunigenden Inflationsrate 
in der Welt bei freiem Waren- und Kapitalverkehr 
kann sich ein einzelnes Land wie die Bundesrepu-
blik auch mit einem flexiblen Wechselkurs auf 
Dauer nur unvollkommen absichern. Trotzdem gilt 
auch dann noch, daß flexible Wechselkurse die 
unter diesen Umständen bestmögliche außenwirt-
schaftliche Absicherung gewähren. 

1) Die wirkungsanalytische Aussagekraft des Saldos der 
Leistungsbilanz beziehungsweise - was das gleiche 
ist - des Finanzierungssaldos gegenüber dem Aus-
land ist also auch nicht größer als die Aussagekraft 
des Finanzierungssaldos der öffentlichen Haushalte. 
Hier wie dort stellt sich die schwierige Aufgabe, das 
zu isolieren, was als „konjunktureller Impuls• von 
außen auf die Wirtschaft eingewirkt hat (im Falle 
der öffentlichen Haushalte als von der Finanzpolitik 
zu verantworten, im Falle des Auslandes als markt-
bestimmter Störfaktor). 
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430. Audi wenn Unvollkommenheiten der ·außen-
wirtschaftlichen Absicherung bestehen, so gibt. es. 
derzeit doch keine praktikable Alternative zu fle-
xiblen Wechselkursen. Das heißt nicht, Bestre-
bungen für unnötig zu halten, ein neues interna-
tionales Regelsystem zu finden, das mehr stabili-
tätspolitisdie Dis~iplin von allen verlangt und ge-
währleistet. Wo die Bedingungen für einen Fest-
kursblock - wie ihn der Floating-Block im Ansatz 
darstellt -, günstig erscheinen, spricht alles dafür, 
daß sie weiter in Richtung auf einen Hartwährungs-
block, dessen Mitglieder strenge geldpolitische Re-
geln einzuhalten bereit sind, ausgebaut werden. 
Jede Aufweichung der Bedingungen hingegen 
würde aus dem Floating-Block letztlich einen 
Weichwährungsblock 11 Ja Bretton Woods machen 
und damit wieder Keime des Zerfalls legen. 

Stabllltltsgerachte Einkommens- und Marktpolltlk 

431. Gehört es zu den Spielregeln der Marktwirt-
sdiaft, daß den Marktteilnehmern nidit freigestellt 
sein darf zu entsdieiden, wie groß die monetäre Ex-
pansion ist, so kommt es für den Stabilisierungser-
folg, soll er ohne Besdiäftigungseinbußen bleiben, 
entsdieidend auf das Handeln der beteiligten Grup-
pen und auf die Bedingungen an, unter denen es sidi 
am Markt vollzieht. Denn eine Geldpolitik, die das 
Geldangebot festhält, kann zwar verhindern, daß 
die gesamtwirtsdiaftlidie Ausgabenexpansion erheb-
lidi und auf Dauer über das von ihr gewollte Maß 
hinausgehti sie hat es jedoch nicht in der Hand, vor 
allem nidit kurzfristig, wie sidi die Ausgaben, die sie 
zuläßt, auf Mengen und Preise aufteilen. Das hängt 
voni Handeln der Gruppen und von der Funktions-
fähigkeit der Märkte ab. 

432. Die auf Stabilität des Preisniveaus geriditete 
Geldpolitik braudite keinen Konflikt mit dem Be-
sdiäftigungsziel zu fürditen, wenn die Preise auf den 
Güter- und Faktormärkten, wie im Idealmodell 
marktwirtsdiaftlidier Koordination, allein Ausdrud< 
der relativen Knappheit der Güter und der zu ihrer 
Produktion erforderlidien Faktoren wären. Steigen-
den Preisen hier stünden dann sinkende Preise dort 
gegenüber, je nadidem, wie sidi die relative Knapp-
heit ändert - sei es weil sidi die Nadifrage ver-
sdiiebt, sei es weil sidi die Angebotsbedingungen 
wandeln. Das tatsädilidie Gesdiehen auf den Märk-
ten ist jedodi nur ein unvollkommenes Abbild die-
ses Modells. 

Ein Grund hierfür sind Friktionen im Anpassungs-
prozeß, die sidi daraus ergeben können, daß Verän-
derungen der Nadifragestruktur oder Veränderun-
gen der Angebotsbedingungen, wie sie etwa der 
tedinisdie Fortsdiritt sdiafft, von den Marktteilneh-
mern nicht sogleich erkannt werden, oder, sind sie 
erkannt, nidit sogleidi für dauerhaft gehalten wer-
den. Dies kann die notwendigen Anpassungen ver-
zögern. Friktionen treten audi dann auf, wenn die 
Produktionsfaktoren nidit mobil ge!mg sind, um 
sdion bei mäßigen Versdiiebungen in den Preisrela-
tionen von einem Bereidi zum andern zu wandern. 

In Bereidien, zu denen sidi die Nadrlrage hin verla-
gert, müssen die Preise dann stärker .als mittelfristig. 
notwendig steigen, um Kapital und Arbeitskräfte 
anzuziehen, und das heißt zugleidi, daß - bei be-
grenztem Geldangebot - anderen Bereidien mehr 
kaufkräftige Nadifrage entzogen wird und - bei 
gegebenen Preisen - mehr Besdiäftigungseinbußen 
auferlegt werden, als dauerhaft erforderlidi ist. 
Vor allem aber kann Marktmadit ein Grund dafür 
sein, daß die Stabilisierungspolitik in Konflikt mit 
dem Besdiäftigungsziel gerät. Marktmadit kann sidi 
sowohl darin äußern, daß einer dauerhaft' notwendi-
gen, Versdiiebung der Preisstruktur Widerstand 
entgegengesetzt wird, als audi darin, daß aktiv ver-
sudit wird, die Preisrelationen gegen die Markt-
kräfte zu ändern. Madit haben Unternehmen auf 
Gütermärkten, wenn sie der Wettbewerb nidit 
zwingt, ihr Angebot so günstig wie möglidi zu ge-
stalten, um Nadrlrage auf sidi zu ziehen1 Madit ist 
aber audi auf Faktormärkten im Spiel, insbesondere 
auf dem Arbeitsmarkt, wenn die Arbeitnehmer, ge-
werksdiaftlidi zusammengesdilossen, in den Lohn-
verhandlungen den Verbänden der Arbeitgeber ge-
genübertreten. 

433. Gerade die jüngste Erfahrung zeigt, daß der 
mit Marktmadit ausgetragene Verteilungskampf, Ist 
die monetäre Politik außenwirtsdiaftlidi abgesidiert 
und die Finanzpolitik konjunkturgeredit, den Stabi-
litätskurs erheblidi belastet, wenn die Marktmadit 
stabilitätswidrig genutzt wird. Sie kann so von den 
beteiligten Gruppen genutzt werden, und die Versu-
chung dazu ist groß, 
- aus Irrtum über das Verteilbare (Ziffer 434), 
- aus Sorge, die Gegenseite könne sidi bei eigener 

Zurüd<haltung einen Vorsprung versdiaffen 
(Ziffern 435 ff.), 

- aus dem Bestreben, die eigene Verteilungsposi-
tion dauerhaft auszubauen (Ziffer 440). 

Die Marktmadit als Quelle stabilitätswidrigen Ver-
haltens der Tarifpartner zu beseitigen, steht nidit 
zur Diskussion. Die Tarifautonomie ist aus guten 
Gründen gewollt. Audi wäre es keine Lösung, sie 
durdi staatlidie Lohn- und Preiskontrollen außer 
Kraft zu setzen, da damit zugleidi der marktwirt-
sdiaftlidie Abstimmungsprozeß im ganzen aufgeho-
ben würde. Im übrigen lehren die ausländisdien 
Beispiele, daß soldie Eingriffe keine Hilfe In einem 
auf Dauer angelegten Zielkonflikt sind. Worauf es 
ankommt, ist also, der Neigung entgegenzuwirken, 
Marktmadit stabilitätswidrig zu nutzen. 

434. Ein gut Teil der Irrtümer, die verhindern, 
daß die Tarifpartner in der Auseinandersetzung uni 
das verteilbare Einkommen jene Löhne und Preise 
finden, die der Markt mittelfristig ohne Besdiäfti-
gungseinbußen hergibt, weil ihnen zyklisdie Aus-
sdiläge im Wirtsdiaftsablauf einen verzerrten Ein-
drud< des Erreidibaren vermitteln, läßt sidi durdi 
konsequente Globalsteuerung ausräumen. Dazu ge-
hört vor allem, daß die monetäre Politik keinen 
Zweifel über den Ausgabenspielraum läßt, den sie 
zu finanzieren gewillt ist, und daß die Finanzpolitik 
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eindeutig erkennen läßt, einen wie großen Teil des 
Produktionspotentials sie dem Staat freihalten will 
und mit welchen Mitteln. Wie sich dies im volkswirt-
sdlaftlichen Kreislauf zusammenfügt, können Orien-
tierungsdaten zeigen; sie decken den Verteilungs-
spielraum auf, müssen dessen Nutzung aber nicht 
präjudizieren. Orientierungsdaten, wie sie die Bun-
desregierung nach dem Stabilitäts- und Wachstums-
gesetz vorzulegen hat, sollten daher von den Tarif-
partnern nicht in die Nähe verbindlicher Leitlinien 
gerückt oder als solche mißverstanden und als Ein-
griff in ihre Autonomierechte zurückgewiesen wer-
den. 

435. Die Nutzung der gewerksdlaftlichen Markt-
macht aus Sorge, die Gegenseite könne sich sonst im 
Verteilungskampf einen Vorsprung verschaffen, hat 
ihre Wurzel nidlt zuletzt in einem Mangel an Wett-
bewerb auf den Gütermärkten. Der Versudl, stabili-
tätswidrig hohe Lohnsteigerungen durchzusetzen, 
kann ganz allgemein dazu dienen, die Arbeitnehmer 
an den Gewinnen zu. bet~iligen, die die Unterneh-
men aus der Beschränkung des Wettbewerbs ziehen; 
er kann insbesondere aber auch darauf gerichtet 
sein, den Arbeitnehmern einen Ausgleich dafür zu 
schaffen, daß diese als Nadlfrager auf den Güter-
märkten oft der schwächere Marktpartner sind. 

436. Gelänge es, den Wettbewerb auf den Güter-
märkten zu erhöhen, so könnte dies ein wesentlidler 
Beitrag sein, den Verteilungskampf zu entschärfen. 
Die wichtigste Handhabe gegen das Entstehen von 
Anbietermacht auf den Gütermärkten und, wo sich 
dies nicht verhindern läßt, gegen die mißbräudlliche 
Nutzung einer marktbeherrschenden Stellung bietet 
das im Jahre 1973 novellierte Gesetz gegen Wett-
bewerbsbeschränkungen. Es verbietet den Unter-
nehmen, sich zum Zwecke der Besdlränkung des 
Wettbewerbs zusammenzuschließen, unterwirft die 
kapitalmäßige Verflechtung von Unternehmen ab 
einer bestimmten Umsatzgröße einer Kontrolle, 
einer vorbeugenden jedoch nur bei sehr großen Zu-
sammenschlüssen, und gibt dem Bundeskartellamt 
die Möglidlkeit der Mißbrauchsaufsicht über markt-
beherrschende Unternehmen. 

Das Kartellamt hat das durdl die Novellierung des 
Gesetzes geschärfte Instrument der Mißbraudlsauf-
sicht in verschiedenen, zum Teil weithin beachteten 
Fällen erprobt. Dabei zeigte sich, daß damit - trotz 
mancher Erfolge im einzelnen - Breitenwirkung 
kaum erzielt werden kann, weil eine Behörde in al-
ler Regel nicht in der Lage ist, jene Preise oder Ko-
sten herauszufinden, die sidl bei Wettbewerb einge-
stellt hätten. Nach wie vor muß daher das Streben 
der Wettbewerbspolitik darauf gerichtet sein, Rege-
lungen duidlzusetzen, die das Entstehen von Markt-
macht verhindern. Hier kommt der vorbeugenden 
Fusionskontrolle erhebliche Bedeutung zu; doch ob-
wohl der ·Gesetzgeber mit qer Novellierung einen 
wichtigen Schritt nach vorn getan hat, bietet auch 
sie noch längst keine Handhabe, Anbietermadlt im 
Keim zu ersticken (JG 72 Ziffern 394 ff.). Von den 
Kriterien her, an die die Kontrolle anknüpft, läßt 
sie Zusammenschlüssen, die Marktmacht begründen, 
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nodl immer viel Raum. Das Erlaubnisrecht, das 'im 
Gesetz dem Bundeswirtschaftsminister eingeräumt 
ist, macht selbst den Zusammenschluß sehr großer 
Unternehmen möglidl, wenn sich dieser mit gesamt-
wirtschaftlichen Vorteilen oder mit einem überra-
genden Interesse der Allgemeinheit begründen läßt. 
Bis eine Fusion rechtskräftig als nicht zulässig er-
klärt ist, können, wenn der Rechtsweg von den Be-
troffenen ausgeschöpft wird, viele Jahre ins Land 
gehen. Schon vorgenommene Zusammenschlüsse las-
sen sidl dann nidlt mehr leicht rückgängig machen. 
Auch hat sich der Gesetzgeber bislang gescheut, den 
eingeschlagenen Weg konsequent weiterzugehen 
bis hin zur Entflechtung von Monopolen, auch wenn 
diese ohne Fusionen zustande· gekommen sind. 

Vom allgemeinen Kartellverbot sind überdies widl-
tige Bereiche ausgenommen, so die Agrarwirtschaft, 
die Verkehrswirtschaft, die Energiewirtschaft, auch 
Banken und Ve.rsicherungen. Zu begrüßen wäre, 
wenn in diesen Bereichen ebenfalls dem Wettbe-
werbsprinzip in höherem Maße Geltung verschafft 
würde, als es bislang der Fall ist. Mit dem Argument 
daß sich Wettbewerb hier nur schwer herstellen 
lasse, darf man sich jedenfalls nicht zufriedengeben. 
Wo sich Wettbewerb tatsächlich nicht herstelle11 
läßt, sind zumeist doch Möglichkeiten denkbar. ihn 
in .seinen Wirkungen wenigstens teilweise zu er-
setzen, so etwa durch interne Anreizsysteme, die 
produktivitätssteigernde und kostensparende Lei-
stungen belohnen. 

437. Es muß auch nicht dabei bleiben, daß sich die 
Gewerkschaften zu Lohnforderungen, die stabilitäts-
widrig hoch sind, gedrängt fühlen, um ein Gegenge-
wicht gegen Anbietermacht auf den Konsumgüter-
märkten zu schaffen, das auf diesen Märkten selbst 
nicht besteht. Hier kann die Verbraucherpolitik Hil-
festellung leisten. 

Auf vielen Märkten erwachsen den Anbietern Vor-
teile daraus, daß die Verbraucher nur über unzu-
reidtende Informationen verfügen, sei es weil die 
Kosten der Informationsbeschaffung für den einzel-
nen Verbraucher zu hoch sind, sei es weil ihm die 
notwendigen Informationen von den Anbietern vor-
enthalten werden. Zu den hier in Frage stehenden 
Informationen gehören nicht nur solche über Preis-
unterschiede der einzelnen Anbieter von Gütern 
gleicher oder vergleichbarer Qualität; Informationen 
über die Qualität, die Leistung und sonstige Eigen-
schaften der verschiedenen Produkte, die zur Dek-
kung eines bestimmten Bedarfs in Betracht kommen, 
sind hier ebenso bedeutsam, ferner alle jene Infor-
mationen, die der Verbraucher haben muß, um seine 
Bedarfe überprüfen oder audi Möglichkeiten für Ein-
sparung und Verzicht erkennen zu können. Feh-
lende oder fehlerhafte Information ist gleichbedeu-
tend mit unzureichender Markttransparenz. Dies 
macht den Wettbewerb unvollkommen; der einzelne 
Anbieter ist dann nicht gezwungen, seine Produkte 
möglichst preiswert auf den Markt zu bringen, um 
Nachfrage auf sich zu ziehen oder die vorhandene 
nicht an andere Anbieter zu verlieren. Die Markt-
transparenz zu erhöhen, können Preisvergleiche 
helfen, wie sie die Bundesregierung bisher auf etwa 
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sechzig regionalen Märkten finanziert hat. Außer-
dem unterstützt die Bundesregierung erste Vorar-
beiten zu einem Verbraudter-Informations-System1 

das, auf breiter Basis ·errichtet, zu einem wirksamen 
Instrument gegen Anbietermacht auf den Konsum-
gütermärkten werden könnte. Ein solches System 
darf allerdings nicht konzentrationsfördernd wirken, 
muß also auch über regional beschränkte Angebote 
informieren, was neben aqderem eine Regionalisie-
rung der vergleichenden Warentests erfordert. 

438. Die Verbraucher benötigen aber nicht nur 
mehr Information, sollen sie den Anbietern besser 
Wklerpart leisten können, sondern sie benötigen 
auch mehr Schutz als Vertragspartner auf den Märk-
ten. Schutzwürdig ist das Interesse der Verbraucher, 
von den Anbietern nicht übervorteilt zu werden, sei 
es durch Täuschung über die Folgen einer Kaufent-
scheidung, die Eigenschaften oder Wirkungen der 
angebotenen Güter, sei es durch Ausschluß oder Be-
schränkung der Haftung für zugefügte Schäden. 
Obenan steht hier die Forderung, den Rechtsvor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches, das die 
Rechte und Pflichten aus Kaufverträgen unpartei-
isch regelt, gegenüber den von Anbietern diktierten 
allgemeinen Geschäftsbedingungen wieder mehr 
Geltung zu verschaffen. Schutzwürdig ist auch das 
Interesse der Verbraucher, daß ihre Wahlmöglich-. 
keiten durch die Anbieter nient beschränkt und un-
bewußte Verhaltensdispositionen von diesen nicht 
ausgenutzt werden, daß sie Kritik an den angebote-
nen Gütern und Leistungen öffentlich äußern und 
daß sie selbst, einzeln oder als Gruppe, rechtlich 
Klage erheben können, wenn sie den Wettbewerb 
unter den Anbietern beschränkt oder Anbietermacht 
mißbräuchlich genutzt finden. Vieles davon ist in der 
Rechtsordnung zwar nicht gänzlich ungeregelt; die 
bestehenden Normen sind jedoch häufig noch unzu-
reichend. 

439. So hilfreich die Wettbewerbspolitik und die 
Verbraucherpolitik sein können, wenn es die Nei-
gung zu mindern gilt, Marktmacht in der Einkom-
menspolitik zu nutzen, so bleibt doch die Gefahr, 
daß der Verteilungskampf, soweit er um eine dau-
erhafte Vergrößerung des jeweiligen Anteils am 
Volkseinkommen geführt wird, stabilitätswidrig 
oder, wenn die Notenbank die inflatorischen Folgen 
nicht finanziert, beschäftigungsgefährdend ausgetra-
gen wird. 
Den Verteilungskampf stabilitätsgerecht austragen, 
heißt indes nicht ihn aufheben müssen, sondern nur 
ihn mit anderen Waffen führen. 

440. · Den Ansatzpunkt für eine d11Uerhafte· Ver-
änderung der Einkommensverteilung, die nicht stän-
dig den Konflikt zwischen Stabilität und Beschäfti-
gung heraufbeschwören soll, sehen wir bei der Ver-
mögensbildung und nicht bei überhöhten Nominal-
lohnsteigerungen. Ein zusätzlicher Einkommensan-
teil der Arbeitnehmer schmälert notwendigerweise 
den Gewinnanteil der Unternehmen. Die Gewinne 
haben nur, aber auch die Funktion, die Unterneh-
men für das Verlustrisiko zu entschädigen, das diese 
tragen: Soll eine Minderung der Gewinne daher 
nicht zu dem Versuch führen, diese durch entspre-
chende Preiserhöhungen zu verteidigen, oder, weil 
das bei konsequenter monetärer Politik fehlschlägt, 
einen Rü,ckgang der Investitionsneigung und dam(t 
Beschäftigungseinbußen verursachen, so muß die 
Veränderung der Einkommensverteilung bei der 
komplementären Beziehung zwisdten Gewinn, Ri-
siko und Haftung ansetzen. 

Mit den damit aufgeworfenen Fragen haben wir uns 
in unserem Jahresgutachten 1972 auseinandergesetzt 
und eine Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer bei 
begrenzter Haftung zur Diskussion gestellt (JG 72 
Ziffern 501 ff.). Worauf es ankommt ist, daß sich 
die Arbeitnehmer mit der Beteiligung am Gewinn 
audl am Risiko der Unternehmen beteiligen, indem 
sie in begrenztem Umfang Haftung übernehmen. Da-
zu bedarf es keiner Kapitaleinlage; vielmehr reicht 
es aus, daß die Arbeitnehmer nicht die gesamte Lohn-
steigerung, die sie erzielen könnten, fest kontrahie-
ren, sondern daß die Auszahlung eines Teilbetrags 
zuzüglich eines Gewinnanteils von der Höhe des 
Gewinns abhängig gemacht wird. Im Normalfall ist 
ihr Einkommen dann höher als bei voller Kontrahie-
rung der möglichen Lohnsteigerung. Die begrenzte 
Haftung, die Risikominderung der Unternehmen, be-
steht darin, daß der Gewinnanteil entfällt und der 
nicht fest kontrahierte Teil der möglichen Lohn-
steigerung geschmälert wird, wenn Verluste eintre-
ten. Wie .eine solche Gewinnbeteiligung im einzel-
nen ausgestaltet werden soll, ob auf betrieblich.er 
oder überbetrieblicher Ebene, ob mit oder ohne Auf-
bringungsfonds, die angesichts der unterschiedlichen 
Ertragslage einzelner Unternehmen und Brandien 
eine gleichmäßigere Gewinnbeteiligung aller Arbeit-
nehmer gewährleisten, vor allem aber die indivi-
duellen Verlustrisiken mindern könnten, diese und 
ähnliche Fragen sind, so bedeutsam sie sein mögen, 
letztlich nicht ausschlaggebend. Bei e1ner gesetz-
lichen Rahmenregelung sollte es den Tarifpartnern 
selbst überlassen bleiben, die Modalitäten auszu-
handeln. Entscheidend ist die Verbindung von Ge-
winnbeteiligung und Haftung. 
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Längerfristige Folgen der Erdölkrlse 

441. Die Vervierfadmng des Preises für Rohöl ge-
genüber dem Stand von Mitte 1973 war möglidJ., 
weil sidJ. das .OPEC-Kartell seiner wirtsdJ.aftlidJ.en 
MadJ.t seit dem Teheraner Abkommen von 1971 
mehr und mehr bewÜßt geworden war, einer Anbie-
termadJ.t, die sidJ. auf den hohen Grad an Abhängig-
keit der meisten Industrieländer von importiertem 
Rohöl gründet (SdJ.aubild 37) und die das Kartell 
nun rücksidJ.tslos ausnutzte. · 

Die Aktion der Olländer traf die VerbraudJ.erländer 
unvorbereitet, so daß diese kurzfristig nidJ.t im-
stande waren, GegenmadJ.t zu formieren und der 
Preiserhöhung wirkungsvoll Widerstand entgegen-
zusetzen. 

Wenig Hoffnung besteht, daß der Olpreis von selbst 
in die Nähe des Preises zurückfällt, der vor der 
Olkrise gegolten hatte. Audi wird überwiegend die 
AussidJ.t für gering gehalten, daß es den Verbrau-
dJ.erländern gelingen könnte, ihn durdJ. strategisdJ.e 
Maßnahmen rasdJ. und kräftig herabzudrücken. So-
lange die Olproduzenten jedodJ. den erzwungenen 
Vorteil des Olpreises gegenüber den Preisen der 
Produkte aus den Industrieländern ganz oder teil-
weise aufredJ.tzuerhalten vermögen, ergeben sidJ. 
für die Abnehmer von 01 erheblidJ.e kurzfristige so-
wie mittel- und langfristige Folgen, mit denen sie 
fertig zu werden haben. 

442. Die unmittelbare Konsequenz der Olpreisver-
teuerung für die VerbraudJ.erländer zusammenge-

Schaubild 37 
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nommen ist ein stärkerer Anstieg ihrer Importpreise 
als ihrer Exportpreise, also eine VersdJ.ledJ.terung 
der Terms of Trade (SdJ.aubild 38). Ein Teil des 
sonst Inländern zur Verfügung stehenden Einkorn-

Schaubild 38 
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mens wird auf diese Weise an die ölexportierenden 
Staaten abgetreten. Bleibt es bei den verschlechter-
ten Terms of Trade, so wird Jahr für Jahr ein Teil 
des jeweils hinzukommenden Reichtums der Ver-
braucherländer auf die ölproduzierenden Länder 
entweder direkt oder in Form von monetären An-
sprüchen an das zukünftige Sozialprodukt übertra-
gen. Von diesem Umverteilungsprozeß am schwer-
sten betroffen sind freilich die robstoffarmen und 
zum Teil auch übervölkerten Entwicklungsländer, 
denen es ohnehin an Wachstumschancen gebricht. 
Die teurer gewordenen Olimporte müssen, soweit 
01 nicht eingespart werden kann, bezahlt werden, 
sei es mit zusätzlichen Exporten, sei es durch Uber-
tragung von Sachvermögen, sei es durch die Abgabe 
von Schuldversprechen. Die ölproduzierenden Län-
der können ihre Mehreinnahmen, die für 1974 auf 
Beträge zwischen 40 Mrd $ und 60 Mrd $ geschätzt 
Werden, zunächst nur zum geringeren Teil für zu-
sätzliche Importe von Konsumgütern und Investi-
tionsgütern verbrauchen. Es bleiben also erhebliche 
Mittel übrig, die nur in den Industrieländern selbst 
angelegt werden können. Soweit mit ihnen nicht 
Beteiligungen und anderes Sachvermögen. erworben 
wird, müssen sich die Industrieländer gegenüber den 
ölproduzierenden Ländern verschulden, und zwar 
von Jahr zu Jahr zusätzlich in dem Umfang, wie die 
Olproduzenten nicht oder noch nicht in der Lage 
sind, ihre Geldforderungen zur Bezahlung von Im-
porten für Investitionen zu Hause oder in dritten 
Ländern zu verwenden. Gleichgültig, wo die ölpro-
duzierenden Länder ihre Einnahmenüberschüsse an-
legen, stets handelt es sich um Geld, das schließlich 
Erträge abwerfen soll. Aus den Eink.ommen1 die nun 
auf die Ollieferanten übertragen werden, wäre in 
den Industrieländern freilich ein viel geringerer Teil 
gespart worden als derjenige, der jetzt zur Anlage 
drängt Mit der Umverteilung der Einkommen zu-
gunsten der ölproduzierenden Länder ist also eine 
Erhöhung der Weltsparquote verbunden, die eine 
erhebliche Umschichtung der Nachfrage von Kon-
sumgütern auf Investitionsgüter mit sich bringen 
kann. 
Man braucht nicht viel Phantasie zu haben, um sich 
vorstellen zu können, daß all diese Umschichtungen 
und die aus ihnen und aus der Olpreisverteuerung 
selbst resultierenden Änderungen des Preisgefüges 
ni~t reibungslos vor sich gehen. Weltweit ist des-
halb der Wirtschaftspolitik die schwierige Aufgabe 
ges.tellt, die Folgen der sprunghaften Veränderung 
dei relativen Preise, soweit sich diese nidit durch 
Gegenstrategien rückgängig machen läßt, in kleine 
Schritte der Anpassung umzusetzen, damit die un-
günstigen Einflüsse auf Preisniveau, Beschäftigung 
und Wachstum in der Welt in erträglichen Grenzen 
gehalten werden können. Ein besonderes Erschwer-
nis hierbei ist die unterschiedliche Ausgangslage 
der ölverbrauchenden Länder. 

1. Zur Frage des „richtigen" Ölprelses 

443. Wo der .richtige" Preis für Rohöl zu liegen 
hätte, ist schwer zu bestimmen. Herrschte reger 

Wettbewerb unter den Anbietern und wären die 
Vorkommen praktisch unbegrenzt, so müßte der 
Preis den langfristigen Grenzkosten entsprechen, 
also jenen Kosten (einschließlich der für Anlagen), 
die die Förderung des letzten noch benötigten Fas-
ses 01 pro Tag gerade verursacht. Das wären nur 
Bruchteile eines Dollars. Sind die bekannten Vor-
kommen jedoch unbegrenzt und die Ergebnisse 
neuer Explorationen ungewiß, so werden sich audl 
bei Wettbewerb Olproduzenten finden, die darauf 
spekulieren, daß zukünftig 01 knapper sein wird 
und deshalb ihre Gewinne, abgezinst auf die Ge-
genwart, höher sein werden als die gegenwärtigen 
Gewinne, wenn sie etwas mehr 01 im Boden lasseni 
damit würde dann auch in der Gegenwart 01 knap-
per und teurer. Keinesfalls würde sich jedoch für 
die Gegenwart ein Preis ergeben, der höher ist als 
der auf die Gegenwart diskontierte Kostenpreis der 
nächstteuren Substitutionsmenge, und. zwar abge-
zinst über den Zeitnuim, für den die billigen Vor-
kommen reichen 1). Da der Kostenpreis von 01, das 
aus Olschiefern oder Teersänden gewonnen würde, 
heute in einer Größenordnung von sechs bis acht 
Dollar je Faß läge, und da auch die herkömmlichen 
Olvorkommen bei hohem Verbrauch noch etliche 
Jahre reichten, müßte ein so bestimmter Wettbe-
werbspreis für 01 jedenfalls ganz erl)eblich unter 
diesen sechs bis acht Dollar liegen. 
Ganz anders ist die Lage, wenn ein Angebotsmono-
pol für Erdöl besteht. Ein Monopolist mag es vor-
teilhaft finden, zumindest nicht über den Preis hin-
auszugehen, zu dem erhebliche Mengen eines auf 
andere Weise gewonnenen Ols auf den Markt drän-
gen könnten. Er mag freilich einen höheren Preis als 
den der potentiellen Anbieter wählen und darauf 
vertrauen, daß ·die Investitionen, die für den Markt-
eintritt nötig wären, um das zusätzliche Angebot auf 
den Markt zu bringen, unterbleiben, weil er stets 
einen Preis, der die Kosten der in den Markt eintre-
tenden Konkurrenten deckt, unterbieten könnte. 
Schließlich kann sich der Monopolist auch dann, 
wenn er annimmt, daß die Investitionen iür die Pro-
duktion von Substitutionsenergien vorgenommen 
werden, einen Vorteil davon verspredlen, seine Ab-
nehmer durch weit über den Preis für das potentielle 
Angebot liegende Preisforderungen auszubeuten, so-
fern die Zeit bis zur Ausreifung der konkurrieren-

1) Genaugenommen ist der Zeitraum, .für den die her-
kömmlichen Vorräte reichen, seinerseits abhängig von 
der Entwicklung des Olpreises bis zu dem Zeitpunkt, 
von dem ab das nächstteure Substitulionsöl zum Ver-
brauch herangezogen wird und damit auch von dem 
Preis, der für das Substitutionsöl gezahlt werden muß. 
Von dem Augenblick, von dem ab es lohnt, mehr 01 
im Boden zu lassen, bis hin· zu dem Zeitpunkt, von 
dem ab Substitute auf den· Markt kommen, muß der 
Preis kontinuierlich steigen, weil die Zeitspanne, über 
die der Preis der nächstteuren Substitutionsmenge ab-
zuzinsen ist, immer kürzer wird, je näher der Zeit-
punkt heranrückt, von dem ab das Substitutionsöl ge-
braucht wird. Da die Nachfrage um so geringer ist, 
je höher der Preis steigt, wird bei kontinuierlich stei-
gendem Preis für das 01 aus den billigen Vorkommen 
dieses 01 also länger reichen als - wie oben verein-
facht angenommen - bei einem Preis, der vor Beginn 
des Preisanstiegs galt. 
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den Investitionen nur lang genug und währenddes-
sen die Preiselastizität der Nachfrage nach seinem 
Ol gering genug ist. 

Für die zuletzt genannte Strategie hatten sich die 
OPEC-Länder offenbar e11tschieden. Diese Entschei· 
dung ist nicht nur unter dem Aspekt der ungerecht-
fertigten, weil auf Madit beruhenden Umverteilung 
von Einkommen zu beklagen, sondern vor allem 
auch deshalb, weil sie die Verbraucherländer zwingt, 
knappe Ressourcen für die Gewinnung von Substi-
tutionsenergien einzusetzen, obwol)l ·ein herkömm-
licher Energieträger, das Rohöl, noch in ausreichen-
dem Maße mit einem weit geringeren Faktorein-
satz erzeugt werden kann. Produktionsfaktoren wer-
den also fehlgeleitet, weil die sinnvolle Reihenfolge 
in der Ausschöpfung der unterschiedlichen Energie-
quellen in der Welt wegen des ·Mißbrauchs wirt-
schaftlicher Macht seitens der Olländer nicht einge-
halten werden kann. 

444. Eine solche Preisstrategie konnten die OPEC-
Länder freilich nur deshalb einsdilagen, weil sie sich 
zu einem Karten zusammengeschlossen hatten. Die 
Erfahrung lehrt, daß die Mitglieder eines Kartens, 
also eines Konektivmonopols - solange sie weit-
gehend selbständig sind, und das ist hier der Fall-, 
weder den gleichen Willen noch die gleiche Fähig-
keit zur (gemeinsamen) Gewinnmaximierung haben 
wie ein Einzelmonopol. Es erhebt sich deshalb die 
Frage, wie wahrscheinlich es ist, daß die erzwun-
gene Verschiebung der Relation zwischen dem Roh-
ölpreis und den Preisen anderer Güter von den 01-
anbietern aufrechterhalten werden kann. 

Der Olpreis ·mag schon deshalb ins Wanken geraten 
oder das OPEC-Kartell gat zusammenbrechen, weil 
die einzelnen Mitglieder stark divergierende Inter· 
essen haben. Sieht man einmal ab von jenen armen 
und bevölkerungsreichen Ländern mit recht begrenz-
ter Olproduktion wie Indonesien und Nigeria, die 
jeden Dollar für Käufe im Ausland gebrauchen kön-
nen, so sind im wesentlichen zwei Gruppen von öl-
produzierenden Ländern zu unterscheiden. Die eine 
Gruppe umfaßt Länder mit hoher Bevölkerungsdichte 
und guten Industrialisierungsaussichten, wie Iran 
und Algerien; diese sind daran interessiert, rasch viel 
einzunehmen, um dann das eingenommene Geld, 
wenn auch nicht in vonem Umfang, in Projekte zu 
stecken, die später, wenn die Olvorräte zur Neige 
gehen, das wirtschaftliche Wachstum in diesen Län-
dern zu tragen und ausreichende Einkommen abzu-
werfen vermögen. Die andere Gruppe umfaßt Län-
der mit niedriger Bevölkerungsdichte und geringen 
heimisdien Investitionsmöglic:h.keiten, wie Saudi-
Arabien, Kuwait und die kleineren Olscheid:ttümer, 
deren vornehmliches Interesse der lukrativen An-
lage ihrer Gelder im Ausland gilt, um später von 
den Renten aus diesen Anlagen leben zu können. 
Die Länder der zweiten Gruppe könnten gewillt sein, 
weitaus mehr 01 im Boden zu lassen als jetzt, wenn 
sich nicht genügend günstige Anlagemöglichkeiten 
bieten. Sie berücksichtigen daher stärker als dfe an-
deren Länder die Rückwirkungen ihrer Entscheidun-
gen auf die Entwicklung ihrer Renditechancen bei 
der Anlage von Geldvermögen. Aber sie wollen die 
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Last der Produktionsdrosselung nicht allein tragen, 
nur damit der Preis für alle hoch gehalten werden 
kann. Eventuell würden sie mehr 01 zu einem nied-
rigeren Preis anbieten, wenn ihnen dann für ihre 
Devisenüberschüsse gute Anlagemöglichkeiten ge-
boten werden. Der ersten Gruppe kommt es mehr 
auf den hohen Preis für die nähere Zukunft als auf 
die Anlagemöglichkeiten .an, da sie ihr Kapital im 
Laufe weniger Jahre ertragbringend im eigenen 
Lande investieren zu können meinen· 

445. Die Interessengegensätze, die sich hier zeigen, 
lassen erwarten, daß das Kartell den Preis nicht auf 
der jetzigen Höhe wird halten können. Die Sympto-
me, die auf eine Schwlichung oder gar den Zerfall 
des Kartells hindeuten, wie zu starke Mengenexpan-
sion, Diskussionen über die Preise, unterschwellige 
Meinungsverschiedenheiten darüber, wie die Last 
einer Begrenzung der Angebotsexpansion verteilt 
werden soll, sind schon zu beobachten. Selbst wenn 
darüber das Karten deutliche Risse bekommen sollte, 
wird der Preis wohl kaum wieder in die Nähe des 
Preises vom Sommer 1973 zurückfanen. Dafür sind 
sich die Onänder zu sehr der Macht bewußt gewor-
den, die sich aus ihrer oligopolistischen Angebots-
struktur ergibt. 

446. Die Verbraucherländer können das ihre dazu 
beizutragen versuchen, daß der Kartellpreis rasch 
gebrochen wird. Die wirksamste Strategie ist ohne 
Frage die der äußersten Sparsamkeit beim Ver-
brauch von Energie und der Substitution von 01, wo 
immer es geht. Eine solche Strategie wird von den 
Vereinigten Staaten favorisiert. Diese versprechen 
sich von ihr dann einen Erfolg, wenn sie von den 
wichtigsten Verbraucherländern gemeinsam ange-
wandt wird. Sie könnte noch von Maßnahmen flan-
kiert werden, die den ölproduzierenden Ländern 
günstige Anlagemöglichkeiten für ihre Oleinnahmen 
weitgehend versperren. Eine solche Zangenstrategie, 
Verminderung der Nachfrage einerseits und Ver-
wehren der Kapitalanlage andererseits, könnte, das 
sei nicht bestritten, die Preisforderungen der Olpro-
duzenten erheblich hinabdrücken. Sie ist jedoch mit 
dem Risiko verknüpft, daß die Produzenten eben-
fans eine Kampfstrategie wählen und den Olhahn 
wieder zudrehen. Davon würden die Verbraucher-
länder dann jedoch, je nach ihrer Abhängigkeit von 
importiertem 01, unterschiedlich betroffen. Es 
müßten schon recht weitgehende Abmachungen über 
gegenseitige Hilfe im Ernstfan getroffen werden, 
wenn sich die stärker vom Importöl abhängigen Län-
der, wie die EG-Mitgliedsstaaten oder gar Japan, 
auf eine derartig riskante Strategie einlassen sollten. 
Im übrigen ist in marktwirtschaftlichen Systemen al-
lein schon Sparsamkeit im Verbrauch und kurzfri-
stige Substitution, soweit sie über das vom höheren 
Rohölpreis erzwungene Maß hinausgeht, schwer 
durchzusetzen, es sei denn der Olverbrauch wfrd 
durch zusätzliche Steuern noch zusätzlich verteuert. 

447. Längerfristig ist die Situation freilich anders 
zu beurteilen. Je entschlossener die Verbraucher-
länder darangehen, neue Olquellen und auch andere 
Energiequenen zu erschließen, desto größer ist die 
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Aussicht, daß die Position des Olpreises im System 
der relativen Preise schließlich wieder zurückgenom-
men werden muß. Je deutlicher die Verbraucher--
länder machen, daß sie trotz der Kostennachteile 
später vornehmlich die eigenen Energiequellen nut-
zen werden, desto größer ist zudem auch die Aus-
sicht, daß sich die Olländer, schon bevor alle mög-
lichen Maßnahmen zur längerfristigen Substitution 
des Kartellöls ergriffen worden sind, von dieser Ent-
schlossenheit bei ihrer kurzfristigen Preispolitik be-
eindrucken lassen. 

II. Veränderte Prelsrelatlonen 

448. Wer sich nicht auf allzu riskante Spekulatio-
nen einlassen will, muß wohl damit rechnen, daß 
der Olpreis noch für längere Zeit relativ hoch blei-
ben wird. Man wird deshalb nach Wegen suchen 
müssen, wie die schädlichen Wirkungen der abrup-
ten Änderung im System der relativen Preise mög-
lichst weitgehend vermieden, das heißt vornehm-
lich, wie die unvermeidlichen Anpassungspro-
zesse über einen längeren Zeitraum gestreckt wer-
den können. 

449. Die unmittelbare Wirkung der abrupten und 
sprunghaften Verteuerung eines für die Produktion 
so wichtigen Rohstoffes wie das Erdöl, die wohl 
kaum verhindert werden kann, ist das Durchwirken 
dieser Verteuerung auf die Preise all jener Pro-
dukte, zu deren Herstellung unmittelbar oder mittel-
bar Erdöl benötigt wird. Ebensowenig kann der 
Preisanstieg jener Produkte vermieden werden, die, 
wie die Kohle oder das Erdgas, das Rohöl in einigen 
Produktionsprozessen zu ersetzen vermögen. Damit 
steigen freilich auch die Preise solcher Produkte, 
die direkt oder indirekt mit den das 01 substituie-
renden Energieträgern erzeugt werden. Dies alles 
hat - noch allein von der Angebotsseite her ge-
sehen - die Tendenz, die Preisstruktur erheblich 
zu verändern. Damit aber wird sich auch die Struk-
tur der Nachfrage verschieben. Die Preise der Gü-
ter, die nun mehr als vorher gefragt sind, steigen bei 
zunächst gegebener Angebotsstruktur, wähl-end es 
dort, wo die Nachfrage zurückgeht, zu geringeren 
Preissteigerungen oder gar zu Preissenkungen 
kommt. Unter diesen Umständen wäre es schon als 
Erfolg zu verbuchen, wenn es gelänge, die Erhöhung 
des Preisniveauanstiegs auf ein Maß zu beschrän-
ken, das der gesamtwirtschaftlichen Kostenerhö-
hung durch die Verteuerung des Ols und seiner 
Substitutionsprodukte bei gegebener Angebots-
struktur entspricht. Eine Geldpolitik, die versuchte, 
auch diesen Anstieg des Preisniveaus zu unterbin-
den (das heißt, das Durchwirken des negativen 
Terms-of-Trade-Effekts auf das Preisniveau zu ver-
hindern), liefe Gefahr, statt dessen zusätzliche Ar-
beitslosigkeit zu erzeugen. Auch ohne diesen Kraft-
akt ist die Aufgabe schon schwer genug, wenn man 
bedenkt, daß sich die Produktionsstruktur nur über 
längere Zeiträume hinweg an geänderte Kosten-
und Nachfragestrukturen anpassen kann, in der 
Zwischenzeit aber eine erhebliche Zahl von Einzel-

preisen weit über das kostenbedingte Maß hinaus 
steigen wird, so daß kompensierende Preissenkun-
gen ohnehin notwendig sind. 

450. Man kann die Gefahren, die aus der abrupten 
Veränderung der relativen Preise entstehen, noch 
von einer anderen Seite beleuchte_n. Die ölpreis-
bedingten Kostensteigerungen führen zu einem An-
stieg des Preisniveaus, ohne daß es in den Ver-
braucherländern deshalb nominal mehr an Einkom-
men zu verteilen gäbe, als es bei Ausbleiben der 
Olpreiserhöhungen der !'all gewesen wäre. Die Ein-
kommmen würden also bei gleicher Produktion 
nicht ausreichen, diese zu kaufen. Soweit die 01-
produzenten nicht mit ihren Einnahmenüberschüssen 
zusätzliche Güter kaufen, und das ist vorläufig nur 
in begrenztem Ausmaß der Fall, entsteht in den 
Verbraucherländern eine Nachfragelücke, die für 
sich genomilJ.en zu Unterbeschäftigung führt, wenn 
sie nicht über die Märkte oder durch wirtschafts-
politische Maßnahmen geschlossen wird. Vorausset-
zung für das Schließen der Lücke ist, daß sich. Teil-
nehmer am Wirtschaftsprozeß verschulden, seien 
es die Konsumenten, die Investoren, der Staat oder 
das Ausland. Für die Olimpoctländer als Gruppe 
scheidet das Ausland als Schuldner aus, da als Aus-
land nur die Olproduzenten übrig bleiben, die ja 
gerade die Uberschüsse in der Handelsbilanz erzie-
len. Sie können nur die Gläubiger derer sein, die 
sich in den Verbraucherländern verschulden müs-
sen. Für ein einzelnes Verbraucherland kanii frei-
lich auch das Ausland, hier also der Rest der eige-
nen Gruppe, der Schuldner sein, nämlich dann, 
wenn, wie im Falle der Bundesrepublik, die anderen 
Länder verstärkt jene Güter nachfragen, die das 
betreffende Land anzubieten hat. Von den Konsu-
menten könnte ein Beitrag zum Schließen der Lücke 
insoweit kommen, als sie weniger sparen (oder sich 
stärker verschulden). Die Investitionsneigung wird, 
soweit es per Saldo zu einem Nachfrageausfall 
kommt, zurückgehen. Es darf aber nicht vergessen 
werden, daß sich infolge der Olpreiserhöhung zu-
sätzliche Investitionsanreize ergeben. Denn zum 
einen entsteht aus der Erhöhung der Weltspar-
quote eine Tendenz zum Sinken des Realzins, zum 
anderen werden zahlreiche Projekte attraktiv, die 
direkt oder indirekt der Substitution von Rohöl 
und anderen teurer· gewordenen Produkten dienen. 
Auch spielt die konjunkturelle Situation eine Rolle. 
So kann es sein, daß die außenwirtschaftlich be-
stimmte Nachfragelücke in einem Land gerade 
wünschenswert erscheint, in einem anderen dage-
gen zusätzliche Probleme schafft. Es wird aber ver-
mutlich auch Länder geben, bei denen eine uner-
wünschte Nachfragelücke bleibt, die dann nur 
durch Verschuldung des Staates geschlossen wer-
den könnte. 
Wer auch immer sich verschuldet - daß die Schuld-
ner gerade diejenigen Güter nachfragen, bei denen 
die Nachfrage infolge der Olpreiserhöhung zurück-
gegangen ist, dürfte zumeist nur teilweise der Fall 
sein. Soweit es jedoch andere Güter sind, steht zu 
befürchten, daß zunächst deren Preise steigen, 
während die Auslastung der Produktionskapazitäten 
für andere Güter möglicherweise zurückgeht. 
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Da die Anpassungsaufgabe allen ölimportierenden 
Ländern gestellt war, wenn auch nicht für eylle glei-
chermaßen, könnte man einen Teil des diesjährigen 
zusätzlichen Inflationsschubs und der zusätzlichen 
Arbeitslosigkeit in der Welt so erklären. 
Je größer die Anpassungsfähigkeit des Markt-
systems ist, desto weniger braucht das Problem der 
Nachfragelücke'zu beunruhigen. Immerhin könnten 
sich manche Länder genötigt sehen, für einige Zeit 
eine expansive Finanzpolitik zur Stützung der priva-
ten Ausgabenneigung zu betreiben. Wenn es sich 
jedoch mehr um ein Problem der Verschiebung in 
der Nachfragestruktur und weniger um eine Lücke 
in der Gesamtnachfrage handelt, würde eine expan-
sive Finanzpolitik vor allem die Inflation verstär-
ken und den Anpassungsprozeß womöglich verzö-
gern; soll das vermieden werden, müssen vorüber-
gehende Friktionen in Kauf genommen werden. 

451. Wie schon erwähnt, sind die Öllieferländer 
vorläufig nicht in der Lage, die gewaltigen Mehr-
einnahmen an Devisen, die sie erzielen, ganz oder 
auch nur zum großen Teil für den Kauf von Gütern 
in den ölimportierenden Ländern zu verwenden. 
Deren mangelnde Fähigkeit zu absorbieren ist das 
Spiegelbild der schon erörterten Nachfragelücke 
in den Verbraucherländern. Es wäre wohl vor-
schnell, daraus zu folgern, daß es keine Probleme 
gäbe, könnten die ölländer ihre zusätzlichen Ein-
nahmen nur rasch genug für Importe aus den Ver-
braucherländern ausgeben. Denn wären sie dazu 
tatsächlich in der Lage, würden sie, wie schon er-
wähnt, nicht nur Güter jener Unternehmen kaufen 
wollen, bei denen inländische Nachfrage ausgefal-
len ist. Stieße ihre Nachfrage aber auf ein unelasti-
sches Angebot, würden auch die Preise der von 
ihnen gekauften Güter steigen. Ihre Terms-of-Trade-
Gewinne schmölzen dahin. Das aber könnte zu 
erneut höheren ölpreisforderungen führen. Gäbe 
keine Seite nach, wären die Folgen für Preisniveau 
und Beschäftigung in der Welt unabsehbar. 
Der Mangel an Absorptionsfähigkeit der ölländer 
hat den Ausbruch eines solchen akuten Verteilungs-
kampfes verhindert, ohne daß damit das letzte 
Wort über den Ausgang der zunächst erfolgreichen 
ölpreisaggression gesprochen wäre. Weil die Öl-
länder nicht so schnell absorbieren können, sind sie 
gezwungen, ihr überschüssiges Geld zunächst in den 
Verbraucherländern anzulegen. Das macht es diesen 
möglich, den Anpassungsprozeß in kleinen Schritten 
vorzunehmen und in dieser Zeit vielleicht Terrain 
zurückzugewinnen. Diese Chance gilt es zu nutzen. 
Daß dabei die Ausgangslage und die Möglichkeit 
einzelner Länder, die freien Mittel an sich zu zie-
hen, recht unterschiedlich sind, wirft freilich - wie 
bereits erwähnt - das )licht minder schwierige 
Recycling-Problem auf (Z\ffern 14 ff.). 

III. Hin zum neuen Glelchgewlcht 

452. Längerfristig wird die infolge .der ölverteue-
rung aus der Balance geratene Weltwirtschaft einem 
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neuen Gleichgewicht zustreben. Dies wird .jedoch 
nicht, wie manche fürchten und andere hoffen, 
allein dadurch geschehen, daß sich die Strukturen 
von Produktion und Nachfrage allmählich der ab-
rupt geänderten Preisstruktur anpassen. Vielmehr 
wird dieser Anpassungsprozeß in seinem Verlauf 
auch Rückwirkungen auf die Struktur der Preise 
von Gütern und Faktoren haben. 

Auf ein neues Gleichgewicht hin wirkt, daß die 
Ölländer im Laufe der Zeit verstärkt 
- ihre Mehreinnahmen aus dem Ölexport für Güter 

ausgeben werden, die sie in den . Industrielän-
dern kaufen und zu Hause verwenden, 

- in anderen Entwicklungsländern - allein oder 
gemeinsam mit Industrieländern - direkt inve-
stieren werden, was ebenfalls zu Käufen in den 
Industrieländern führt, 

- den anderen Entwicklungsländern Kredite zur 
Finanzierung von Projekten und Programmen, 
entweder direkt oder über eigene Fonds oder 
über bestehende internationale Institutionen, ge-
währen werden, was die gleiche Folge hat, 

- in den Industrieländern direkt investieren wer-
den, indem sie neue Projekte finanzieren, sich an 
deren Finanzierung beteiligen, Anteile an beste-
henden Unternehmen oder ganze Unternehmen 
erwerben oder Immobilien erstehen, und 

- den Industrieländern direkt oder über internatio-
nale Institutionen längerfristige Kredite einräu-
men werden, sei es in Form von Darlehen, sei es 
durch den Kauf von festverzinslichen Wert-
papieren. 

Je mehr dies geschieht, desto weniger wird die kurz-
fristige Anlage der Ölgelder eine Rolle spielen. 
Das zukünftige Gleichgewicht hängt aber auch da-
von ab, 
- inwieweit und zu welchen Konditionen die In-

dustrieländer den ölländern Anlagemöglichkei-
ten für ihr überschüssiges Kapital eröffnen, 

- inwieweit es den Industrieländern gelingt, zu-
nehmend öl durch andere Produktionsfaktoren 
(nicht nur andere Energieträger) zu ersetzen, 
und 
ob und mit welchen Mitteln die Industrieländer 
die Erschließung eigener Olvorkommen und an-
derer Energiequellen, sowie die Erforsdlung 
neuer Verfahren zur Energiegewinnung voran-
treiben. 

453. Allgemein hat überrascht, wieviel die Ollän-· 
der insgesamt im ersten Jahr nach der drastischen 
Ölpreissteigerung bereits absorbiert haben. Schät-
zungen gehen dahin, daß es sich bei den zusätz-
lichen Importen um fast ein Fünftel ihrer Mehrein-
nahmen gehandelt hat. Zwar ist durchaus denkbar, 
daß zunächst neben zusätzlichen Konsumwünschen 
auch Projekte vorhanden waren, die nur der Ver-
wirklichung harrten. Selbst wenn der Anteil an den 
Mehreinnahmen, die für Importe verwendet wer-
den, zunächst noch einmal zurüd<.gehen sollte, mit-
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telfristig wird er steigen, weil em1ge Olproduzen-
ten willens und in der Lage sind, ihre Länder 
forciert zu industrialisieren, zumal wenn Geld keine 
große Rolle spielt. Andere Olländer werden hin-
gegen auf Dauer Anlagemöglichkeiten für ihr Geld 
im Ausland suchen. 

454. Ein Teil der überschüssigen Mittel wird in die 
Entwicklungshilfe für jene Länder gehen, die selbst 
über keine Quellen des Reichtums, Wie knappe Roh-
stoffe, verfügen. Hier ist smon manmes gesme-
hen. Die Weltbank hat bis August Mittel in Höhe 
von 1,2 Mrd $ erhalten. Audi gibt es Fonds und 
bilaterale Abkommen der Olländer, die aus den 
Ubersmüssen dotiert und mit denen Projekte und 
Programme in Entwicklungsländern finanziert wer-
den; so haben etwa Algerien und die arabismen 
Staaten des Persisdien Golfs einen Sonderfonds 
für afrikanisdie Länder eingerimtet, um deren Be-
lastung durdi den gestiegenen Olpreis zu mildern. 
Der Iran vereinbarte mit Ägypten eine Kredithilfe 
in Höhe von 850 Mio $. Außerdem ist eine Reihe 
von Absiditserklärungen abgegeben worden. Selbst 
wenn angenommen wird, daß die Hilfsbereitschaft 
groß wäre, könnten dodi die Bäume nidit in 
den Himmel wadisen, da die Fähigkeit der betref-
fenden Entwicklungsländer, Kapital zu absorbieren, 
nur langsam gesteigert werden kann; denn bald 
werden nidit mehr das Kapital, sondern das Know-
how und qualifizierte Arbeit die limitierenden Fak-
toren sein. Hier würden, woran audi bereits gedadit 
ist, von Olländern und Industrieländern gemein-
smaftlidi betriebene Fonds weiterhelfen, wobei von 
den Industrieländern Know-how und Fachkräfte zur 
Verfügung gestellt werden müßten. Soweit die In-
vestitionsbereitsmaft der Olländer geht und soweit 
die begünstigten EntWicklungsländer Kapital absor-
bieren können, wird dies zu zusätzlichen Importen 
aus den Industrieländern führen. 

455. Auch wenn man die eigene Absorption der 
Olländer und deren Investitionen in den Entwidc-
lungsländern großzügig bemißt, bleibt ein bedeu-
tender, wenn audi abnehmender Teil der Mehrein-
nahmen aus Olverkäufen übrig, der nur in den 
Industrieländern angelegt werden kann. Die 01-
länder sind also darauf angewiesen, nach geeigne-
ten Anlagemöglidikeiten zu sumen. Ihr Interesse 
geht freilich dahin, möglidist wertgesidierte und 
gut rentierliche Anlagen zu finden. Ihr Problem ist, 
daß Anlagen in den Ländern, die das Geld am nö-
tigsten braudien, oft am wenigsten sidier ersdiei-
nen. Erwerben die Olländer Immobilien. und Betei-
ligungen an angesehenen Unternehmen, so treiben 
sie deren Preise in die Höhe. Leihen sie ihr Geld 
langtfistig an Banken aus oder kaufen sie festver-
zinslime Wertpapiere, so drüdcen sie auf den Zins, 
und das bei den Beträgen, um die es sim handelt, 
möglidierweise nimt wenig. 

456. Die Industrieländer wären allerdings nidit gut 
beraten, wenn sie den Olländern nam Kräften lang-
fristige Anlagemöglichkeiten verwehrten. Denn so-
lange sie in hohem Maße vom Olimport abhängig 
sind, müssen sie schon aus Gründen der Versor-

gungssicherheit daran interessiert sein, daß auch 
die Olländer auf ihren Wohlstand und ihr Wirt-
sdiaftlidies Wadistum bedadit sind. Freilidi scha-
deten sich die Industrieländer nur selbst, wenn sie 
aus Angst, sie könnten leer ausgehen, sidi um die 
Olgelder rangelten und dabei gegenseitig in den 
Konditionen überböten, obwohl auf längere Sidit 
immer weitere Olmilliarden bei ihnen Anlage su-
dien werden. Da das Geld nimr von selbst in die 
krisen- und inflationsanfälligen Länder fließt, ist es 
notwendig und zwedcmäßig, daß die fudustrielän-
der gemeinschaftlidi Anleihen zugunsten solcher 
Länder aufnehmen, wie es· etwa bei der EG-An-
leihe der Fall war (Ziffer 34). Ebenso gut, viel-
leidit besser sogar, eignen sidi internationale Orga-
nisationen, an denen audi die Olländer beteiligt 
sind, für die Kanalisierung der Zahlungsströme. 
Auf keinen Fall sollte die momentane Sorge, die 
Sdiuldner, wer sie audi sein mögen, dazu verleiten, 
Konditionen zuzugestehen, die zu der reidilidien 
Verfügbarkeit von Kapital nidit passen. Kommt man 
beispielsweise dem Begehren der Olländer nadi 
Sidierheit bei der Anlage ihres Geldes entgegen, in-
dem man entweder in Sonderziehungsrediten (Ziffer 
25) oder in einer verhältnismäßig harten Währung 
kontrahiert oder indem man gar die Sdiuld an einen 
Preisindex von Industriegütern bindet, so müßte die 
vereinbarte Nominalverzinsung gering, sogar sehr 
gering ausfallen. Denn man darf nidit übersehen, 
daß 01, das bei den gegenwärtigen Preisen im Boden 
bleibt, vermutlidi künftig zu niedrigeren Preisen als 
gegenwärtig, die Inflation nicht geremnet, verkauft 
werden muß. 

457. Ein Druck auf den Olpreis kann dadurdi ent-
stehen, daß die Verbraudierländer 01 einsparen, sei 
es indem sie das 01 durdi andere Energieträger Wie 
Kohle oder Erdgas ersetzen, sei es, daß sie mehr 
und mehr energiesparend produzieren. Was ein ho-
her Olpreis in dieser Hinsidit zu bewirken vermag, 
hat das Jahr 1974 bereits gezeigt. Zwar nahm das 
reale Sozialprodukt der Industrieländer im ersten 
Halbjahr um 11/2 vH ab; die Oleinfuhr aus den 
OPEC-Ländern sank jedodi in den ersten sedis Mo-
naten dieses Jahres um rund 5 vH gegenüber der 
gleidien Vorjahresperiode. Zum alten Olpreis hin-
gegen wäre vermutlidi sogar etwas mehr 01 als da-
mals eingeführt worden. Der Einsparungseffekt 
dürfte sich freilidi nidit beliebig fortsetzen lassen; ·er 
sollte aber auch nicht durch administrative Verbilli-
gung gemindert werden. So gut es zu wissen ist, daß 
Sonntagsfahrverbot, Gesmwindigkeitsbegrenzung 
und ähnlime administrative Maßnahmen im Ernstfall 
weitere Einsparungen möglich madlen, so sind diese 
dodi für zumindest jene Länder entbehrlidi, die nidit 
unter besonderen Zahlungsbilanzsdiwierigkeiten 
leiden. 

458. Hervorragende Bedeutung dafür, wie das lang-
fristige Gleichgewidit schließlich aussehen wird, ha-
ben alle jene Maßnahmen und Handlungen, die dar-
auf gerichtet sind, langfristig das Angebot an 01 
und anderen Energien zu erhöhen und si~ dadurdi 
vom 01 der OPEC-Länder mehr und mehr unabhän-
gig zu madien. Wie smon erwähnt, liegen die Ko-
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sten für die Gewinnung von 01 aus Olschiefern und 
Teersänden weit über den Produktionskosten des 
OPEC-O!s. Gewaltige Investitionen sind nötig, will 
man aus diesen Quellen neues Olangebot schaffen. 
Große Risiken bergen ~uch Investitionen für die Er-
zeugung von Kernenergie. 

So bedeutsam es ist, daß mit derartigen Investitio-
nen möglichst bald in größerem Umfang begonnen 
wird, will man sich aus der Abhängigkeit von den 
jetzigen Ollieferländern befreien, so kann man sich 
doch nicht alleine darauf verlassen, daß die notwen-
digen Investitionsentscheidungen alsbald v:on priva-
ten Unternehmen angesichts der gegenwärtigen ho-
hen Preise für Rohöl getroffen werden; denn die 
Höhe des zukünftigen Preises ist ungewiß. Die 01-
länder könnten stets den kostendeckenden Preis· für 
das neu gewonnene 01 oder für äquivalente neue 
Energien unterbieten. !ierrschte beim Olangebot 
Wettbewerb, dann wäre die Erschließung dieser 
Energiequellen vorläufig auch noch nicht an der 
Reihe. Da aber Anbietermacht und nicht Wettbewerb 
den gegenwärtigen Olpreis bestimmt, ist es gleich-
wohl aus Gründen der Versorgungssicherheit sinn-
voll, solche Investitionen eiriZuleiten. Will man we-
gen der schlechten Erfahrungen mit Produktionen in 
staatlicher Regie lieber private Investoren auf den 
Plan rufen, so muß man ihnen gewisse Garantien da-
für bieten, daß sie später ihre Erzeugnisse auch zu 
angemessenen Preisen werden absetzen können. Das 
geht auch jene Länder an, auf deren Gebiet sich 
keine oder wenig oder nur weniger gute Vorkom-
men befinden, die erschlossen werden könnten. Hier 
eröffnet sich ein Feld für die Kooperation unter den 
Industrieländern. Denn es sollten diejenigen Mög-
lichkeiten zuerst ausgesChöpft werden, die am we· 
nigsten kostspielig sind. Es wäre verhängnisvoll, 
wollte nun jedes Land eigene Energiequellen er-
schließen, gleichgültig wieviel Ressourcen es dafür 
aufzuwenden hätte. Es ist schon genug, daß über-
haupt Produktionsfaktoren bei der Energieerzeu-
gung fehlgelenkt werden müssen, damit der Macht 
der Olländer Paroli geboten werden kann. Autarkie-
streben der einzelnen Industrieländer wäre weit we· 
niger erfolgreich und würde die Kosten dieser Stra-
tegie nur unnötig erhöhen. 

459. Auf einem anderen Blatt steht, ob man es 
weitgehend den großen internationalen Olkonzer-
nen überlassen, ja ihnen vielleicht sogar steuerlidle 
oder sonstige· Anreize geben sollte, Investitionen zur 
Erschließung von Energiequellen, auch anderer Art 
als 01, vorzunehmen. Zwar mögen die Olkonzerne 
besondere Erfahrungen mitbringen, die bei solchen 
Investitionen genutzt werden könnten. Die Konzerne 
verfügen als oligopolistische Anbieter über so viel 
Macht, daß man diese nicht ohne besondere Not 
noch vergrößern sollte. Eine nationale Kontrolle 
ihrer Macht ist wegen der internationalen Verflech-
tung nicht recht möglich. Wegen der Undurchsichtig-
keit der Unternehmensgebilde ist ein Urteil darüber, 
ob die Konzerne ihre Maclrt mißbrauchen, noch 
schwerer, als das allgemein schon der Fall ist. Ohne 
Zweifel haben die Olgesellschaften während der Zeit 
des von den Olländem gegenüber einigen Abneh-
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merländem verfügten Lieferboykotts und der Men-
genbeschränkungen für die übrige Welt viel zum 
Ausgleich der unterschiedlichen Versorgungsschwie-
rigkeiten auf lautlose Weise beigetragen. Wer aber 
den Standpunkt vertritt, daß wirtschaftliche Macht 
von Ubel ist, muß darauf drängen, daß auch diese 
Gesellschaften, wenn ein ausreichender Grad von 
Wettbewerb und von Transpar'lnz nicht hergestellt 
werden kann, einer Kontrolle unterworfen werden. 

460. Wie das zukünftige Gleichgewicht aussehen 
wird, kann niemand genau voraussagen. Deshalb 
sind die Schätzungen der Kapitalbeträge, die die 
Olländer exportieren, so unterschiedlich. Sie be-
wegen sich für die Zeit bis 1980 zwischen 300 Mrd $ 
und 800 Mrd $. Eines muß jedenfalls deutlich gese-
hen werden: Die Entwicklung des Olpreises und der 
Realverzinsung der Olgelder, Einsparungen im Ver-
brauch und Begrenzung der Angebotsexpansion sind 
voneinander abhängig. Ein hoher Olpreis drückt 
nicht nur die Nachfrage; die aus ihm resultierenden 
Einnahmenüberschüsse der Olländer drücken auch 
die Realverzinsung des Kapitals in der Welt. Der 
hohe Olpreis fördert aber auch Investitionen zur 
Einsparung von Energie und zur Verbesserung des 
Energieangebots. Das mag wegen der vermehrten 
Kapitalnachfrage die Realverzinsung wieder auf-
bessern, den Olpreis der Zukunft aber rascher hin-
abdrücken. Hohe Einnahmenüberschüsse beschleu-
nigen die eigene AbsOiption der Olländer; das wie-
derum dürfte den Terms-of-Trade-Gewinn der 01-
länder schmälern. 

Wie man das ganze auch wendet, sicher ist, daß die 
Olländer nicht alles gleichzeitig haben können, einen 
im Verhältnis zum Preis ihrer Importgüter hohen 
Exportpreis für 01, und den noch von langer Dauer, 
und eine gute, möglichst noch wertgesicherte Ver-
zinsung ihres überschüssigen Kapitals. Mittel- und 
langfristig gesehen können die Verbraucherländer 
die Entwicklung also einigermaßen gelassen betrach-
ten, wenn sie sich nicht durdi die Anfangswirkun-
gen der Olpreiserhöhung zu sehr irritieren lassen 
und deshalb vorschnell Dinge tun, die sie langfristig 
binden. Hochrechnungen aus den ölbedingten Defi-
ziten des ersten Jahres führen zu unrealistischen 
Ergebnissen über die zu erwartende Umverteilung 
des Reichtums in der Welt, Gewiß sind die Olländer 
vorläufig die Gewinner, und das um so mehr, je 
stärker die Verbraucherländer sich bei ihren Ent· 
scheidungen von den augenblicklichen Sorgen fehl-
leiten· lassen. Wieviel die Olländer langfristig er-
reichen, ist jedenfalls nicht ausgemacht. 

So paradox es auch klingen mag, weit beunruhigen-
der als die langfristige Entwicklung ist die Frage, 
ob und wie die Industrieländer mit den unmittel-
baren Folgen der Olj')reiserhöhung fettig werden, die 
für viele von ihnen schon bestehende Probleme, ins-
besondere die Inflation und außenwirtschaftliche 
Ungleichgewichte, noch verschärft haben. Wenn man 
dieser Probleme nicht Herr wird, drohen ernste Ge-
fahren, nicht nur für die unmittelbar betroffenen 
Länder, sondern für die Gesamtheit der Industrie-
länder der westlichen Welt. 
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1. 

Gesetz über die Bildung eines Sachverständlgenrates 
zur Begutachtung der gesamtwlrtschaftllchen Entwicklung 

Vom 14. August 1963 (Bundes!J'!?setzbl. 1 S. 685] 

in der Fassung des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Bildung eine:; Sadlverständigenrates zur Begutad:t,„ 
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, vom 8. N.ovember 1966 (Bundesgesetzbl. J S. 633) - § 6 Abs. 1 -, und 
des Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des Wachstnms der Wirtschaft, vom 8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. J 

S. 582) - § 6 Abs. 2 

Der Bundestag >hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

§ 1 

(1) Ziur periodi"Schen Begutaditu.n.g der gesamt-
wirtschaftlichen Entwiddung ön der Bundesrepubl.ik 
Deutsdiland und zur Erleichterung der Urteilsbi1l-
dung bei allen wdrtisc:haftspoli&di "\'erantwortlidten 
Instanzen •sowfo in der Offentll<hkeit wiro ein Rat 
von 1UDabhängigen Sachvemtändigen gebildet. 

(2) Der Sadtverständi961lrat !besteht aus fünf Mit-
ghiieclern. dde iü!ber besondere wirtsdiillftsw.i.Sisen~ 
sdlattlidle Kenntnisse und voHu;wirachaftliche Er-
fatl.rungen verfügen müssen. 

(3) Die Mitgliieder des Sachverstäncligenra-tes dür-
fen weder der Reg:iellll'D!J oder einer gesetzgebenden 
Körpersc:baft des Bundes oder eillles Landes noch 
dem ötfentldcben Dienst des Bundes, eines Landes 
oder einer '5onsbigen jullistischen ~rson des öffent-
lichen Rechts, es ·sei denn als Hochschullehrer oder 
al•s Mitaiibeit.er eines wirtschafts- oder '50Zialwissen-
sdiaftlid:len lns\'itutes, angehören. Siie dürfen ferner 
nicht Repräsentant 'eines Wirtsaftsverbandes oder 
einer Orgalllisation der Arbeitgeber oder Arbeit-
nehmer sein oder zu diesen in einem ständigen 
Dienst- oder Geschäftsbesorgungsverbältnis ,stehen. 
Sledü!Tfen &Uich nicht während des let'Lten Jahres vor 
der Beru~ung zum Mitglied des Sachverständigen-
rates eine derartige Stellung innegelhabt 'ha'ben. 

§ .2 

Der Sachveratändigenmt soll än seinen Gutamten 
die jeweilige gesamtwirtschaftliche Lage und deren 
absehbare Bntwiddung daratellen. Dabei soll er un-
tersuchen, wie im Rahmen der marktwirtschaffiichen 
Ordnung gleichzeitig Staibilität des Pnelsnlveaus, 
h<1her Besdiäftigungsstaml und außenwii.rtschaft-
lidies Gleidigewidit bei stetigem und angemesse-
nem Wachstum gewiilhrlei•stet werden können. In 
die UnteDsudtung sollen auch diie Bildung und di.e 
Verteilung von Einkommen und Vermögen einbe-
zogen weiden. Insbesondere soll der Sachverstän-

<tigenrat d:ilil Ursachen von aktuellen und möglddlen 
Spanmmgen o:wischen der gesamtwii.r1lschafitlkben 
Nachl\rage und dem gesamtwirtschaftlidten Angebot 
.auheigen, welche die ön Satz 2 geoo.nnten Ziele ge-
fährden. Bei der Untl!l\9\lchung sollen jeweils ver-
sdi>edene Annahmen zugrunde gelegt und deren un-
tersdtiiedbkhe \W„lmngen dargestellt und beurteilt 
werden. Der Sadtverständigermtt soll Fehlentwjdc-
lungen und Möglichkeiten zu deren Vermeidung 
oder deren Besel tigung aufzeigen, jedoch keine 
Empfehlungen für ·bes~immte wirtscha!ts- und sozial-
politische Maßnalhmen a'll'9Sprechen. 

§ 3 

(1) Uer Sachve!!SoläDdigenrat öst nur an den duorm 
dieses Gesetz !begründeten Auftrag gebunden 'U'Jld 
in •seiner Tätigkeit unalbhängig. 

(2) V:ertritt eine Minde11heit bei der Abfassung 
der Gutachten zu ein-relnen Fragen eine aibwei<hende 
Auffassung, so bat siJe die Mögldmkeit, diese in den 
Gul!achten zum Ausdruck zu bringen. 

Der Sachverständigenrat kann vor A'bliassung sei-
ner Gutachten ihm geeignet ersdteinendlen Personen, 
önsbesonclere Vertretern von Organisationen dies 
wirtsdiaftlidien und wzialen Lebens, Geleqenheit 
g.eben, zu wesentlidlen ,s[ch aUJS seinem Auftrag er-
gebell!den füagen Stell!wng 21U nehmen. 

§ 5 

( 1) Der Sadtveratändigoenrat kann, soweit er es 
zur Durchlilh1lung seines Auftrages für erforde<rlidi 
hält, die fachlich zustän<Mgen Bundesmituister <llDd 
den Präsidenten der Den>tsd>en Bundesbank hören. 

(2) Die fachlidi ZUJStändiqen Bundesminister UDid 
der Präsident der Deu:tschen BundeSl>a;nk smd auf 
;hr V er langen zu hören. 

(3) rne Behöroe.n des Bundes und der Länder lei-
sten dem Sadtverständigenrat Amtshilfe. 
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§ 6 

(!) Der Sachv;erständi'!J'enret erstattet jährlich ein 
Gutachten (Jahresgu~amten) und leitet es der Bun-
desregierung bis zum 15. November zu. Das Jahres-
gutachten wi'fd den gese°l'lgebenden Körperschaften 
von der Bundesregierung unverzüglich vorgelegt 
und -rum gleichen Zei.tpunkt vom Samverständigen-
rat veröffentlimt. Spätestens acht Wochen nach der 
Vorlage nimmt diie BU!lldesr.egierung gegenüber doo 
gesetzgebenden Köl'Jl"rsdi.aften zu dem Jahresgut-
achten Stellung. In der Stellungnabme sind dJn,;be-
sondere die wirtschafbspo1füschen Schlußfolgerun-
gen, clie die Bundesregierung aJUS dem Gutachten 
zieht, dacrzulegen. 

(2) IDer Sach<verständi'genrat hat ein zusätzliches 
Gutachten ru erstatten, wenn auf einzelnen Ge-
bieten EntwJdr1ungen •erl<ennbar werden, welche 
die in § 2 Satz 2 genannten Ziele gefährd·en. Die 
Bundesregierung kann den Sachvell&täncHgemat m!1t 
der Erstattung weiterer Gutachten beaJUftragen. Der 
Sach'Verständigienrat ledfüet Gutachten nach Satz 1 
und 2 der Bund.esregier.ung zu und veröffentHcht sie; 
hlnsichtlich des ZeitpU!llktes der Veröffentlidmng 
führt ·er das Eimvernehmen mit dem Bundesminiister 
für Wm.schad't ~erbeli. 

§ 7 

(1) Oie MitgHeder des Sadlverständigenrates wer-
den awf Vorschlag der Bundesregierung dmch den 
Bundespräsidenten berufon. Zum !. März ·eines jeden 
Jahres - erstmals nach Alblauf des dritten Jahres 
nach Erstattll!ng des ersten Gutacht„ns gemäß § 6 
Abs. 1 Satz 1 - scheidet ein Mitglied au\'!. Die Rei-
henfolge des AusschieWclens w.i.rd in der ersten Sit1mng 
des Sachverständigenrates dmch das Los bestimmt. 

(2) Der Bundespräsident ·beruft awf Vorschlag der 
Bundesregierung j..wei1s ein neues Mitglited iür di·l 
Dauer von fünf Jahren. Wiedevberufungen .sind 2lU· 

lässig. Die Bunidesregilerung ·hört dile MitgLieder des 
SadJ.verständigenrates an, ,bevor sie ein neues Mit-
glied vorschlägt. 

(3) Die MitgHeder si:nd <ber.echtigt, ihr Amt durch 
Brklärung gegenüber dem Bundespräsidenten nie-
derzulegen. 

(4) Scheildet ein Mitglied vorrzeitig au\'!, so wird 
ein neues Mitglied für die Dauer der Amtszeit des 
ausgeschiedenen Mitgl>eds berufen; Ab•atz 2 gilt 
entsprechend. 
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§ 8 

(1) Die Beschlüsse des Sachverständigenrates l>e-
dü!fun der Zustimmung von mindest.!lllS drei Mit-
gliedern. 

(2) Der ,Sachverständigenrat wiihlt aus 6ei:ner 
Mitt.e ·einen Vorsibemden für die Dauer von drei 
Jahren. 

(3) Der Sachv<>rstäm:IJi'!J'enfat gibt Sii'ch eime Ge-
schäftsordnung. 

§ 9 

Das Sllati.sti\SChe Bundesamt nlillnmt die Aufg1'ben 
eimer GeschäJitsstelle des Sachverständigienrates 
walhr. me Tätigkeit der Geschäftsstelle besteht 
·in der Vermittlung und Zusammenstellung VOlll 

Quellenmaterial, der techinlschen Vorberei~ung der 
Sitzungen des Sachverständ'9enrates, dem Druck 
und der Veröffenfüchu.ng der Gutachten sowie der 
Erledigung der sonst anfu.llenden Verwialtungsauf-
·gaben. 

§ 10 

-Die Mitglieder des Sachverständigenrates und die 
Angehörogen der Geschäftsstelle sitnd zm Ver-
schwJegeniireit über die B"ratunyen und die vom 
Sachverständigenrat als vertr.aul1ch bezekhneten Be-
ratungsunterl"gen v<>rpfli<htet. Die Pflicht rur Ver-
schwiegelllheit bezieht sich auch auf Informationen, 
die dem Sach"erständög"n"at gegeben und als ver-
traulidl bezeidlnet werden. 

§ LI 

(!) Diie Mi'tglieder des Sachveirständigenrates er-
halten eine pa111Schale Entschädigung sowiie Ersatz 
ihTer Reisekosten. Diese werden vom Bundes-
minister für Wirtschaft am Eimvernehmen mit dem 
Bunde911JiJni'ster des Innern ·festgesetzt. 

(2) Die Kosten des Sachverständigienrates trägt 
der Bund. 

§ 12 

Dieses Gesek gHt nach Maßgabe des~ 13 Abs. 1. 
des Dritten <Oberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. !) ·auch im Land Berlin. 

§ 13 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkiün-
dung jn Kr.aft. 



II. 
Auszug aus Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1967, Teil 1 S. 582 

Gesetz zur Förderung der Stabilität 
und des Wachstums der Wirtschaft 

Vom 8. Juni 1967 

Der Bundestag hat mit Zusfilrnmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz besdtlossen: 

§ 1 

Bund und Länder haben bei ihren wirtsdtafts- und 
finanzpoliHsdten Maßnahmen d·ie Erfordernisse des 
gesamtwirtsdtaftlidten Gleidtgewidtts .zu beadtten. 
Die Maßnahmen sind so ru tr0eHen, daß sie •im Rah-
men der marktwirtsdtaltlidten Ordnung gl~ichzeHJig 
zur Stabilität des Preiisniveaus, zu einem hohen 
Besdtäftigungsstand und außenwirtsdtaftlidtem 
Gleidtgewidtt ·bei steti9em und angemessenem Wi-rt-
sdtaftswachstum beitragen. 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung legt im Januar eines 
jeden Ja•hres dem Bundestag und dem Bundesrat 
einen J.ah-reswii·rtschaftsberidlt vor. Der Jahreswtrt-
schaftsbericht enthält: 

1. die Stellun9nahme zu dem Jahresgutadtten des 
.SadtVoerständi.genmtes auf Grund des § 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes ilber die Bildung eines Sadt-
ve11ständigenrates Zlllr Begutachtung der Qesamt-
w;rtsdtaftlidten Entwicklung vom 14. August 
1963 (Bundesgesetzbl. I •S. 685) in der Fassung des 
Gesetzes vom 8. November 1966 (Bundesge-
setzbl. I S. 633); 

2. eine Darlegung der für das laufende Jahr von der 
Bundesregierung angestrebten wirtsdtafts- und 
finanzpolitisdten Zi;ele (Jahresprojektion); die 
Jahr.esprojektion bedient sidt der Mittel und der 

Form der volkswirtschaftlidten Gesamtredtnung, 
gegebenenfalls mlit Alternativrechnungen; 

3. eine Darlegung der für das laufende Jahr geplan-
ten Woirtschafts- und Finanzpolitik. 

(2) Maßnahmen nach § 6 Abs. 2 und 3 und noach 
den §§ 15 und 1'9 diieses Geset-zes sowie nadt § 51 
A!bs. 3 des Einikommensteuergesetzes und nadi § 19 c 
des Körpersdtaftsteuergeset7les dür>fen nur getrof-
fen werden, wenn die Bundesregi1erung gleidtzefüg 
gegenüber dem Bundestag und dem Bundesrat be-
gründet, daß di•ese Maßnahmen erforderlidt srund, 
um eine Gefährdung der Ziele des § 1 zu vem1ndern. 

§ 3 

(1) Im Falle der Gefährdung eines der Ziele des 
§ 1 stellt die Bundesr·egierung Orii•entierungsdaten 
für ein gleichz.eilliq·es aufeinander abgestim·mtes Ver-
halten (konzertierte Aktion) der Gebietskörper-
sdtaften, Gewerkschaften und Unternehmensver-
bände ·zur Erreidtung der Ziele des § 1 zur Verfü-
gung. Diese Or.ientierungsdaten enthalten on&be-
.sondere eine Darstellung der gesamtwirtschaftlidten 
Ziusammenhänge im Hinblick auif die gegebene 
SituaHon. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft hat die 
011i1entierungsdaten auf Verlangen .e.ines der Betei-
ligten 'ZIU erläutern. 

§ 4 
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III. 

Verzeichnis ·der Gutachten des Sachverständlgenrates 

Als Veröffentlichungen des Sachverständigenrates sind bisher erschienen: 

Jahresgutachten )964/65: ._Stabiles Geld - Stetiges Wachstum• (am 1 !. Januar 
1965) 
Jahresgutachten 1965/66: .Stabilisierung ohne Stagnation" (am 13. Dezember 1965) 

Jahresgutachten 1966/67: .Expansion und Stabilität" (am 30. November 1966) 

Jahresgutachten 1967/68: .Stabilität im Wachstum• (am 6. Dezember 1967); darin 
enthalten: Sondergutachten vom März 1967: .Zur Konjunkturlage im Frühjahr 
1967" 
Jahresgutachten 1968/69: .Alternativen außenwirtschaftlicher Anpassung" (am 
4. Dezember 1968) 

Jahresgutachten 1969/70: .Im Sog des Booms" (am 3. Dezember 1969); darin 
enthalten: SondergutadJ.ten vom 30. Juni 1969 und 3. Juli 1968: .Binnenwirt-
sdJ.aftlidJ.e Stabilität und außenwirtsdJ.aftlidJ.es GleidJ.gewidJ.t"; SondergutadJ.ten 
vom 25. September 1969: .Zur lohn- und preispolitischen Situation Ende Septem-
ber 1969"; Sondergutachten vom 4. Oktober 1969: .Zur währungspolitischen 
Situation Anfang Oktober 1969" 

Jahresgutachten 1970/71: .Konjunktur im Umbruch - Risiken und Chancen -• 
(am 3. Dezember 1970); darin enthalten: Sondergutachten vom 9. Mai 1970: .zur 
Konjunkturlage im Frühjahr 1970" 

Jahresgutachten 1971/72: • Währung, Geldwert, Wettbewerb - Entscheidungen 
für morgen-• (am 22. November 1971); darin enthalten: Sondergutachten vom 
24. Mai 1971: .Zur konjunktur- und währungspolitischen Lage im Mai 1971" 

JahresgutadJ.ten 1972/73: .Gleicher Rang für den Geldwert" (am 6. Dezember 
1972); darin enthalten: Sondergutachten vom 3. Juli 1972: .Zur währungspoliti-
sdJ.en Lage im Juli 1972 • 

Jahresgutachten 1973/74: .Mut zur Stabilisierung" (am 22. November 1973); 
darin enthalten: SondergutadJ.ten vom 4. Mai 1973: .Zur konjunkturpolitischen 
Lage im Mai 1973 • 

Das Sondergutachten vom 17. Dezember 1973: .zu den gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen der Olkrise" ist im Anhang dieses Jahresgutachtens enthalten. 

Alle Veröffentlichungen sind im W. Kohlhammer-Verlag Stuttgart-Mainz 
ersdiienen. 



IV. 
SACHVERSTÄNDIGENRAT 

zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

Sondergutachten vom 17. Dezember 1973 

Zu den gesamtwlrtschaftllchen Auswirkungen der· Ölkrise 

1. Elnlellung 

1. Als der Sachverständigenrat Mitte November mit 
den abschließenden Arbeiten an seinem Jahresgut-
achten befaßt war, wurde von Tag zu Tag klarer er-
kennbar, daß der Bundesrepublik wie anderen Indu-
strieländern der westlichen Welt Einschränkungen 
in der Versorgung mit Erdöl drohten, die die Wirt-
schaftspolitik vor bisher unbekannte Aufgaben stel-
len würden. Dem gesetzlidien Auftrag gemäß und 
entsprechend den Erfordernissen der Monate und 
Wochen, in denen das Jahresgutaditen geplant, ent-
worfen und niedergeschrieben worden war, widmete 
es sich den Fragen, welche Wege die Stabilisierungs-
politik in einer Phase der Konjunkturabsdiwädiung 
bei so gut wie ungebrochenem inflatorisdlen Preis-
anstieg zu gehen habe, sollte dabei das Risiko eines 
Beschäftigungsrückgangs so klein wie möglidi gehal-
ten werden. Es lag nahe, nun auch die Fragen ein-
zubeziehen, die die Erdölkrise aufwarf. Nadi reif-
lidier Uberlegung kam der Rat jedoch zu dem Sdiluß, 
von einer Uberarbeitung und Erweiterung des Gut-
achtens abzusehen. Noch lagen zu wenig konkrete 
Informationen über die Vorgänge auf dem Mineral-
ölmarkt vor, um mehr als Allgemeines und Speku-
latives über die auftauchenden Probleme der Ener-
gieversorgung auszusagen. 
Der Sachverständigenrat legt nunmehr gemäß § 5 
Abs. 2 des Sachverständigenratsgesetzes der Bundes-
regierung ein Sondergutachten vor, das den Auswir-
kungen der Erdölkrise auf die gesamtwirtschaftlidie 
Entwicklung gewidmet ist. 

2. Seit den fünfziger Jahren hat sich die Struktur 
der Energiewirtsdiaft in außergewöhnlidi raschem 
Tempo gewandelt: Die Steinkohle, bis dahin die 
klassische Energiequelle der modernen lndustrie-
wirtsdiaften, wurde in der Industrie, im Verkehrs-
wesen und in den privaten Haushalten mehr und 
mehr durch Mineralölprodukte ersetzt. Erheblidie 
Preisdifferenzen, aber auch techniscbe Vorzüge, Be-
quemlidikeit und Sauberkeit spradien fÜr die Substi-
tution. Der energiepolitische Verzicht auf billige Im-
portkohle beschleunigte diesen Prozeß. Hinzu kam, 
daß der Bedarf an Benzin und Dieselöl in dem Maße 
wuchs, in dem die Motorisierung in allen Bereidlen 
zunahm. Dies alles führte dazu, daß das Erdöl inner-
halb verhältnismäßig kurzer Zeit zur wichtigsten 
Energiequelle wurde. Nidit weniger als 55 vH des 
Verbrauchs an Primärenergie werden heute durch 
das Mineralöl gedeckt. 

3. Für die Versorgung mit Mineralöl spielt die hei-
misdie Erzeugung nur eine untergeordnete Rolle. 

Der Bedarf muß so gut wie ganz durch Einfuhren 
gedeckt werden. Dabei stammen etwa zwei Drittel 
der Einfuhren aus den Ländern des Nahen Ostens. 
Mehr und niehr bridit sich bei den Regierungen die-
ser Länder die Uberzeugung Bahn, daß es für sie 
zweckmäßig sei, ihre Olvorkommen zu schonen und 
deshalb die Ausfuhr zu drosseln. Um den Einnah-
menausfall wettzumadien, gingen sie gleidizeitig 
dazu über, die Preise drastisch zu erhöhen. DerKrieg 
mit Israel ließ schließlich das Erdöl zur Waffe wer-
den, die es den arabischen Ländern erlaubte, durch 
vollkommenes Embargo oder durch Reduktion der 
Belieferung politischen Druck auf die Länder der 
westlichen Welt auszuüben. 

4. Die Einschränkung in der Versorgung mit Mine-
ralölprodukten trifft unmittelbar oder mittelbar so 
gut wie alle Wirtsdiaftsbereidie und verändert die 
gesamtwirtschaftlidien Größen. Diese Wirkungen 
abzusdiätzen und zu fragen, welche Möglidikeiten 
sich anbieten, mit einem Minimum an Eingriffen in 
die marktwirtschaftlidie Ordnung der Probleme Herr 
zu werden, ist Gegenstand des vorliegenden Sonder-
gutaditens. bafür hatten wir eine Annahme hinsicht-
lidi des Ausmaßes und der Dauer der Erdölkrise zu 
treffen. Wir haben angenommen, daß die arabisdien 
Staaten ihre Restriktion der Erdölförderung gegen-
über dem, was für Januar 1974 geplant ist, weder 
versdiärfen nodi lockern und daß das ganze Jahr 
1974 im Zeichen der sich daraus für den Erdölmarkt 
ergebenden Bedingungen stehen wird. Bei der An-
nahme über die Dauer haben wir uns audi von der 
Vorstellung leiten lassen, daß wie erwähnt die Frage 
der Lieferbereitsdiaft der arabisdien Länder nicht 
allein vom politisdien Anlaß der Krise her zu sehen 
ist. Kaum nötig ist der Hinweis, daß es sidl hier um 
Annahmen handelt, die von der Wirklidikeit sowohl 
nach dem Guten wie nach dem Schlediten hin über-
holt werden können. 

5. Unerhört vielfältig und miteinander verfloditen 
sind die Fragen, die die Menschen im Zusammen-
hang mit der Erdölkrise besdiäftigen: 
Wie knapp oWird Erdöl 1974 sein? Wie groß sind die 
Substitutionsmöglichkeiten im Ernergiebereidi, und 
wie kann man es dahin bringen, daß sie genutzt wer-
den? Wie sollen die knapp gewordenen Energieträ-
ger zugeteilt werden, damit der Ausfall bei Produk-
tion und Besdiäftigung, der zusätzliche Preisauftrieb 
sowie soziale Härten möglichst gering bleiben? Uber 
den Preis? Durch Rationierung? Uber den Preis, kom-
biniert mit Verwendungsbesdiränkungen? Uber den 
Preis, kombiniert mit sozialen Hilfen? Wird es nodi 
einmal einen Schub an Preissteigerungen geben? 
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Sollen und können Ubergewinne der Mineralölwirt-
schaft verhindert werden? Sollen und können Knapp-
heitsgewinne in anderen Bereichen verhindert wer-
den? Können soziale Härten einer engpaßbedingten 
Verteuerung bestimmter Waren gemildert werden? 
Wie stark werden die Produktionsmöglichkeiten be-
schränkt sein? Wird die Nachfrage ohne Anderung 
des Stabilisierungskurses der Wirtschaftspolitik die 
reduzierten Produktionsmöglidikeiten immerhin aus-
schöpfen? Wie viele Menschen werden arbeitslos 
werden'? Wieviel davon ist unvermeidlich? Wird es 
schwere Beschäftigungseinbrüche in Teilbereichen 
der Volkswirtschaft geben? Aufgrund von Angebots-
engpässen, etwa in chemieabhängigen Wirtschafts-
zweigen? Aufgrund ölkrisenbedingter Nachfrageaus-
fälle, etwa im Automobilsektor? Wie groß ist die an-
zustrebende gesamtwirtschaftliche Ausgabenexpan-
sion? Ist es die Globalsteuerung, die helfen kann? 
Die Strukturpolitik? Wie groß ist das verteilbare 
Einkommen der Volkswirtschaft, wenn die Preisstei-
gerungen auf das unvermeidliche Maß beschränkt 
bleiben sollen? Welche Lohnerhöhungen sind ange-
messen? Wie sollen die ölkrisenbedingten Preisstei-
gerungen in der Lohnpolitik behandelt werden? Was 
soll die Wirtschaftspolitik anders zusätzlich machen, 
wenn sich die Olkrise gegenüber dem gegenwärtig 
allenthalben angenommenen Krisentyp wesentlich 
verschärft? Und wenn sie sich überraschend rasch 
abschwächt? Was muß die Bundesrepublik auf euro-
päischer Ebene tun? Müssen sofort Maßnahmen er-
griffen werden, die für die Zukunft die Volkswirt-
schaft gegenüber Gefahren wie den gegenwärtigen 
besser absichern? Ist eine solche Absicherung über-
haupt möglich? Wie kann und muß sich die Volks-
wirtsdlaft an eine wahrscheinlich dauerhaft teurere 
Energieversorgung anpassen? Wie weit kann eine 
soldle Verteuerung gehen? Ist möglidlerweise für 
längere Zeit wirtschaftliches Wachstum unmöglich 
geworden? 
Wir können nicht sagen, daß wir auf alle diese Fra-
gen eine Antwort wüßten, die wir ausreidlend fän-
den. Man muß aber auch nicht alle Antworten haben, 
um vernünftige Entscheidungen treffen zu können. 
Mehr denn je besteht Anlaß zu der Einsicht, daß es 
nicht die Machbarkeit der gesamtwirtschaftlichen 
Größen ist, die der Wirtschaftspolitik Führung gibt, 
sondern die Einsicht in die Zusammenhänge, wobei 
Quanten nur das Gerüst sind, die das relative Ge-
widlt von Problemen zu erkennen erlauben. 

II. Zur Lage 

6. Nachdem die Belieferung der Bundesrepublik mit 
Rohöl und Mineralölerzeugnissen bis Ende Novem-
ber 1973 noch kaum beeinträchtigt war, sind inzwi-
schen die ersten Auswirkungen der Lieferbeschrän-
kungen, die die arabisdlen Staaten verfügt haben, 
spürbar. Im Dezember dürften die Gesamteinfuhren 
um etwa 6 vH hinter den bei normaler Entwicklung 
erwarteten Mengen zurückbleiben. Voll werden die 
bisherigen Förderkürzungen wegen der mehrwödli-
gen Transportdauer des Ols aus den Ländern um den 
Persischen Golf erst im Januar 1974 sichtbar sein. Es 
werden dann voraussichtlich 15 vH weniger Rohöl 
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und Olprodukte importiert werden können als im 
Januar 1973 (11,8 Millionen t); gemessen an dem in-
zwischen noch gewachsenen Bedarf werden sogar 
20 vH der Einfuhrmenge fehlen. 

Bei einzelnen Produkten sind die Verknappungen 
noch größer. Spürbare Engpässe bestehen bei der 
Versorgung mit Rohbenzin (Naphta), das Grundlage 
für eine Vielzahl von chemischen Erzeugnissen ist. 
Auch bei schwerem Heizöl ist der Mangel ausge-
prägt. Zum Teil ist dies damit zu erklären, daß die 
Raffinerien jetzt relativ mehr leichteres Rohöl erhal-
ten. Stark wirken sich audl die besonderen Versor-
gungssdlwierigkeiten der holländisdlen Raffinerien 
aus, die sonst annähernd die Hälfte der deutschen 
Einfuhr an Mineralölprodukten liefern. 

Von der Einschränkung der Erdölförderung durch die 
arabischen Staaten werden die einzelnen Länder un-
terschiedlidl betroffen. Um eine möglidlst gleichmä-
ßige Versorgung der Abnehmerländer sicherzustel-
len, verlangt das von den Erdölgesellschaften, die 
Zuordnung von Empfängerländern und Förderlän-
dern zu verändern; das bedingt Umstellungen im 
Erdöltransport und in den Raffinerien. Dadurch kön-
nen zeitweilig Engpässe in der Belieferung der Ver-
braucher auftreten. So wird das Angebot nicht nur 
durch die Kürzung der Erdölförderung verringert, 
sondern kurzfristig möglidlerweise auch durch Frik-
tionen in der Verteilung und Verarbeitung von 
Erdöl. 

7_ Für den Januar 1974 haben die arabisdlen Staa-
ten eine W·eitere KürZ'ung i1hrer Förderungen um 
5 vH besdllossen; diese wären dann um 30 vH 
niedr,iger als dm September 1973. Nodl ist nidlt 
sii·cher, ob aHe Länder dies waihrmachen werden; un-
grewiß i•sl auch, wie lange es 1bei einer solchen Kür-
zung bleibt, und in welchem Um~ang zum Au~g!eidl 
die Bezüge aus anderen Ländern gesteigert werden 
können. 

Der Sachverstän<Hgenrat hat dazu Experten gehört. 
Er hat den Eindruck gewonnen, daß die Anna•hme 
realistisch evsmeint, d•ie westdeutsche Wirtschaft 
werde 1974 mit 25 vH bis 30 vH weniger arnbisdlem 
01 auskommen müssen. Da dieses bisher rund zwei 
Drittel unseres Rohö!beda<rls deckte, entspricht das 
einer \'erningerung der Ve"5orgung um etwa 15 vH 
bi•s 20 vH. Bei der Blnfuhr von Mineralölprodukten 
dürfte der Ausfall eher an der Obergreme dieses 
Bandes liegen. W:ür sind daher in unser,en Uberlegun-
gen davon ausgegangen, daß die Versorgungslage 
1974 durdl ein Mind·eraufkommen ,an Mineralöl und 
Olprodukten um annähernd 20 vH gekennzeidlnet 
sein wird; das sind rund 30 Millionen t, gemessen an 
dem, was vor der Krise 1bei einer dem Wachstum des 
Produktionspotentials entspredlenden Zunahme des 
Sozialprodukts im kommenden Jahr benötigt worden 
wäre. 

8- Vom Gesamtaufkommen an Mineralölerzeugnis-
sen (nach Umwandlung) verbrauchen die Haushalte 
und Kleinverbraucher einschließlich militärisdler 
Dienststellen knapp 40 vH, die !ndustri·e reidllich 
20 vH als Energie und weitere 15 vH für nidltener-
getische Zweck·e, der Verkehr etwa 25 vH. 



Sondergutachten vom 17. Dezember 1973. 

Die 1974 auftretende Angebotslücke läßt sich zum 
Teil durch ·sparsameren Umgang mit der Energie 
schließen; g0anz 1besei.tigen läßt :sie sich damit jedoch 
nicht. Will man den Rückg,r:iff auf die freiwilligen 
oder gar auf die gesetzlidlen Reserven der Minerel-
ölwirtscha'R "ermeiden-zusammen beliefen •sie 'Sich 
Anfang De'l!ember 1973 •auf mehr als 23 Millio-
nen t-,so bleibt neben einer-stärkeren Nutzung der 
hohen Lagerbestände der Haushalte, die derzeit auf 
20 bis 25 Millionen t leichtes Hei~öl geschätzt wer-
den, vor allem d,i,e Möglichkeit, Mineralöl durch an-
delie Energi'eträ:ger zu ers·etzen. 

9. Für die Substitution von Mineralöl kommt im 
wesentlichen nur Steinkohle in Betracht, da der Be-
:mg von fadgas und die Förderung von Breunk<>hle 
im J<>hre 1974 über die Planansätze hinaus kaum 
weiter ,gesteigert werden können. N adl Auffassung 
der Energi,eexperten der Regierung, der Wirtschafts-
forscDungsinstitute und der lnduistrie ersc:he-int e.S 
bechnlsch möglich, .innerhalb von 12 Monaten 7,7 Ibis 
8,7 Mifüonen t sdlweres und 6, 1 Ibis 9,2 Millionen t 
lfilchbes Heirzöl durch Kohle -zu ersetzen, sofern die 
Substitution unv·el'Ziiglich eingeleitet wird: Der 
Mehrnbedarf an Sternkohle könnte durch einen Ab-
b1>u der vorhandenen Haldenbe'Stände, die dei:zeit 
rund 17 Millionen t betragen und durch eine er·höhte 
Förderung ·gedeckt werden. Audi die Transportmög-
lichkeiten ließen ·eine 'Soldie Umstellung zu. Eine 
andere Ffüge i•st, ob die vorhandenen SubstitutioDJS-
mögllch!keiten audi genutzt werden. 

10. Durch die Verringerung der Rohölimporte wird 
die W\rtsdiaft der Bundesrepublik vor da's Rroblem 
g·estellt, -daß infol9e eines ROlhstoffengpa·sses die vor-
handenen Produktionsmöglichkeiten nicht ausge-
schöpft werden können; der Mangel an Erdöl setzt 
der Ausweitung des Angebots Grenzen. Das 'ist eine 
neue Situation. Bisher bestimmten der Kapital,be-
stand -sowi,e die zu erw1a:rtenden Investitionen und 
das verfügbare A"beitsvolumen dlie Hölhe der Wachs-
tumsr,ate des Rroduktionspotentials. Rohstoffeng-
pässe tmten nidit auf oder konnten ohne Störungen 
des W.a·chstumsprozesses ~asch überwunden werden, 
das heißt, die Rohstoffversorgung paßte sidl dem 
WachsllumsprD'Zeß elastisdi an. Nunmehr werden die 
Produktionsmöglichkeiten von der Erdölwf'Sorgung 
limi·Mert. 

11. Aber nidit nur das Angebot, sondern audi die 
Nad:rllrag,e. Wli•rd direkt von der Erdölkr,ise •betroffen. 
Weniger RQlhö1'iru~uhren ·bedeuten für private Haus-
halte u. a. weniger Bemin. Eine soldie Einsdlrän-
kung der BenzinVoevsorgung aber zwingt, weniger 
als biSher mit dem eigenen Auto zu fahren. Augen-
blicklich wlrd da:s durdi Sonntagsfahrverbot U<Ild Ge-
schwindigkei·tsbegrenmmg ,erreidlt. Wellllqer weit 
!ahren und weniger sdinell fahren heißt •aber .audl, 
weniger oft und weniger große Wagen kaufen . .Oie 
Drosselung der Rohölzufuhr führt also zu ,einem Alb-
sinken der Nachfrage nadi Automobilen uoo triifft 
damit •einen Wd.rtschil'ftszweig, der seinerseits wieder 
eng mit anderen w,;,tsmaftso:weigen •als A•bnehmer 
von VorprodUJkten verbunden lst. Wqrd das Aiutofaih-
ren ei""!fesdiränkt, dann fallen di·e nidlt so wichtigen 

fülhrten fort. Auch da,s ist mit einem Nachfrageaus-
fall V'erbunden, der hier vor alJ.em die Gastronomie 
triMt. So treten mlt der Erdölkrise partiell Nachf•age-
rückgänge 1'Uf, von denen einlge Wirtschaftso:weige 
besonders hart getroffen werden. 

12. Die Vollbesdiäftigung wird durch die Erdölkrise 
von 'Zwei Seiten gefährdet: Durch die Ednsdiränkung 
der Produktiom;möglidrkeiten und durdi den partiel-
len Nachfragerückg,ang. Wa,s si,di von beiden stär'ker 
auswirkt, bestimmt die tatsädi~iche Produktion und 
Beschäfügung. Reicht die , Erdölversorgung nicht 
mehr aus, die vorhandenen Kapazitäten optimal aus-
:oulasten und muß die Produkllion gedrosselt oder 
eingesdiränkt werden, dann wi"d A"beit freigesetzt. 
Das kann zu Kurzarbeit füh"en, a'ber auch zu Arbeits-
losigkeit. Ein Nachfragerüd<gang dm einzelnen Be-
reichen hat dort- Prroduktionseinschrän'kungen zur 
Folge und damit Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit. 
Stehen den Nadifragerückgäng,en in einiligen Berel-
dien Nadi!ragesteigerungen in anderen Bereidren 
gegenüber, dann braucht es insgesamt nicht zu einer 
Freisetrung von ArbeitSkräften zu kommen, voraus-
gesetzt, Ausbildung und Mdbilität der freigesetzten 
Arbeitskräfte ermöglidien einen Arbeitsplatzwed!-
sel. W•enn dagegen den Minderausgaben in einig"en 
Berl'lld>en keine Mehrausg<>ben ,in anderen Bereichen 
gegenilberstehen, der partielle Nadifragerückgang 
also :m einer Erhöhung der privaten Ersparnis führt, 
dann besteht die Cefahr, daß die Nachfrage nd<ht 
ausmidit, selbst die durdi die Olkrise verringerten 
ProdukbionsmöglidJkeiten auszufüllen, und daß da-
durdi Kumarbeit und A"beltslosigkeit entstehen. 

Di>e Wirtschaft ·•iieht sidi durdi die VeNingerung der 
Rohölzu~uhren also mit neuen Schwierigkeiten kon-
frontiert, Sdiwierigkeiten, denen nidit mit den her-
kömmJi.chen Mitteln konjunktureller Steuerung Herr 
zu werden 'ist. Zwar •ind ausre;chend Arbeitsplätze 
vo"handen, um jedem AlllbeitswiUigen Arbeit zu ge-
ben, und das um~angreidle ll!lld weiter Z>unehmende 
Anlagevermögen würde ,einen realen Zuwachs an 
Gütern und Leistungen ermöglidien, jedoch mangelt 
es an einem w,idiHgen Rohstoff, um die Masdiinen 
voll laufen zu lassen und alle Arbeitsplätze besetzen 
zu können. Der Eroölengpaß verringert das Wadis-
tum, ja führt möglimer:weise rur Stagnation, und 
Arbeitskräfte werden freigesetzt. 

13. Das Erdöl wird teurer; die Förderländer ver-
langen einen höheren Pr,eis. Am Markt vorhandene 
„frei~ SpitzenH ·mü•ssen 'ZU Prei•sen erworben werden, 
die oft filn Vie!fadies der Preise vor der Erdölkrise 
betragen. Die Kosten für importiertes Rohöl ,steigen. 
Im Inland ,i,st Erdöl knapp: Die verfügbaren Mengen 
sind geringer als dl,e Mengen, d;e dqe Erdölverbrau-
cher zu erwerben hoffben. Der Preis für das knappe 
Gut Erdöl geht hinauf. Aber höhere Preise für Erdöl 
bedeuten "'udi 'höhere Preise fiür Erdölprodukte. Teu-
"er weroen dann -z. B. Synthe•e-Fasern für die Textil-
produktion, Kunststoffe für die Elektroindustrie, 
Synthese-Kautsdiuk für die Automobilindustrie, 
~unsth<llr.ze für die Farbenindustrie, Verpackungen 
im Bi'nZ>elhandel, Düngemittel für die Landwirtsdiaft 
und Kosmetika. Erdöl und ErdölprodUJkte stehen in 
Konkurrem m ande•en Waren: das Erdöl zur Kohle, 
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clie Kunstfaser zur Wolle, der Kunststoff zu Holz 
oder Gummi. Der Mangel an Erdöl und Erdölproduk-
ten und die steigenden Prei,se für di.ese Waren füh-
ren 'ZU ,einer Verlagerung der Nachfrage auf die Sub-
stitubionsgüter, deren Pre>oe dadurch ebenfalls ange-
hoben werden. Und schließlich treten kurzfristige 
Fri,ktionen ,in der Belieferung mit Erdölproduikten 
auf, sei es, daß zeitweise die Belieferung mit RO!höl 
stockt oder es zeitweise an bestimmten Erdölderi-
vaten mangelt. Auch diese Friktionen führen zu 
Pre>serhöhungen. Von den Preissteiyerungen be<im 
Erdöl wird die ganze Wirtschaft berührt. Zwar ist dfü 
Anteil der Kosten für Erdöl an den Gesamtkosten ge-
ming, stärkere Preissteigerungen für dieses Produkt 
aber können durchaus zu einer merkbaren Verteue-
rung befüagen und die von der Wirtschaftspolifü<. 
angestrebte Verringerung des Preisauftriebs behin-
dern. In Teilbereichen fällt Nachfrage als Folge der 
Er-dölkri•s.e aus. Hier kann es zu ein-er Preisbe11uhi-
gung kommen. Dem können Preissteigerungen ,iJfl 
'anderen Bereichen gegeniiberst<>hen, wenn die Nach-
frage sich dorthin verlagert. 

14. Die erdölbedingte Beeinträchtigung der Produk-
fümsmöglicbkeiten bedeutet, daß 1974 weniger RJeal-
einkommen als im Vorjalhr zusätzlich verteilt wer-
den kann, möglicherweise 'insgesamt nid1t mehr als 
1973. Schon bisher gingen die Ansprüche über das 
hinaus, was real -befriedigt werden konnte. Nun 
kommen neue Ansprüche hinzu, die von allen Grup-
pen geltend gemacht werden, vom St<>at, der Wirt-
schaft und den privaten Haushalten. Sie können 
nticht alle befri,edlgt werden. Aber wer wm und soll 
zurückstehen? Man wiro wohl kaum ·einem Bereich 
di'e ganze Last der Anpassung an die verringerten 
Produktionsmöglichkeiten aufbürden können. Zu-
rückhaltung ,jo allen· Bereichen ist unumgänglich, bei 
den privaten und öffentlichen Investitionen aller-
ding·s weniger .als bei·m privaten Verbrauch. 

Verteilungsprobleme entst<>hen nicht nur durch die 
Verringerung der Produkb;onsmöglichkeiten insge-
samt, ,soooern audl durch partieHe Mangelerschei-
nungen an Erdöl und Erdölprodukten und den daraus 
resulbi·erenden Preissteigerungen. Es entstehen 
Knappheitsrenten, das heißt zusä>zliche Gewinne. 
Diese gehen entweder zu Lasten von Gewinnen an· 
derer Unternehmen, die von A•bsatz·minderungen ge· 
troUen werden oder zu Lasten der privaten Haus-
halte, wenn si,e die Knappheitspreise ·zahlen. Soiche 
Umverteilungsgewinne können dazu beitragen, daß 
das Angebot an Erdöl und Erdölprodukten erhöht 
und Subsbitutionsprozesse in Gang gesetzt werden; 
eine stärkerie Umv1erteilung kann aber •auch zu einer 
unzumutbaren Belastung einzelner Wi.rtsdlaftsberei· 
ehe und des sozialen Friedens führen und würde da-
mit zu einem Problem der W:ir.\schaftspolitik. 

15. Die Auswirkungen (!er Erdölkrise haben die 
Probleme der Stabilisierungspolitik nicht ve!'drängt, 
sondern verschärft. V·iel .kommt jetzt darauf an, 
Wege ·zu finden, auf denen Inan sidi mit den Ant· 
worten auf die Erdölkri,se nicht zugleich die Mög-
lichkeit nimmt, am Stabilisierungsziel unbeint fest-
zuhalten. Ob dies geHngt, wird nicht zuletzt davon 
abhängen, mit welchem Geschick die Aufgabe ge-
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löst wird, den 'o'erknappten Rohstoff auf <lie ver-
schi•edenen Verwendungszwecke und Verbraucher 
aufruteilen. 

III. Das Zutellungsproblem 

16. Im Rahmen einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung wird das Zuteilungsproblem über die Verände-
rung der relativen Preise gelöst. Die sidl. gletich-
zeitig verändernden Bedmgungen für Produktion, 
Beschäftigung und Gewinnerzielung sorgen dafür, 
claß sich allmählich auch die ProdUJk.tJi,onsstruktur 
den veränderten KnappheHsverhältnissen anpaßt. 
Das Warnsturm, da,s zunächst durch den verknappten 
Faktor begrenzt ist, braucht deshabb langfri•stig nicht 
beeinträchtigt zu werden. 

17. Wird ein Gut knapp, so steigt sein Preis. Um wieviel 
der Preis steigt, hängt davon ab, wie stark die Nachfrage 
nach dem Gut bei steigendem Preis zurückgeht und wie-
viel an zusätzlichem Angebot durch das Anziehen des 
Preises hervorgelockt werden kann. Je preiselastischer 
die Nach/rage und das Angebot sind, desto geringer wird 
der Preisanstieg sein, der nötig ist, damit sich Angebot 
und Nachfrage wieder decken. Handelt es sich um ein 
nid!t in beliebigen Mengen produzierbares Gut, dessen 
Angebot, wie jetzt beim Erdöl, künstlich beschränkt wird, 
dann ist das Angebot unelastisch, im Grenzfall sogar 
starr. Ist dieses Gut außerdem noch ein wichtiger Pro-
duktionsfaktor, der in manchen Produktionen aus tedl-
nischen Gründen in einem relativ testen Einsatzverhältnis 
zu anderen Produktionsfaktoren steht, so ist auch die 
Nachfrage unelasli_sch. Bei unelastischem Angebot und 
unelastischer Nachlrage ist ein im Verhältnis zu der Ent-
wicklung der übrigen Preise sehr großer Preisanstieg 
nötig, um die Nachfrage soweit zurückzudrängen, daß sie 
dem verknappten Angebot und damil auch der vermin-
derten Produktion und Beschäftigung entspricht. Der 
Preisanstieg kann jedoch geringer ausiallen, wenn es 
technisch möglich ist und bei allmählich steigendenl Preis 
auch immer lohnender wird, das fragliche Gut durch ein 
anderes oder mehrere andere zu ersetzen. Handelt es sich. 
wie beim Erdöl um einen Produktionslaktor, so vollzieht 
sich diese SubstituHon auf zweierlei Weise. Zum einen 
werden Erdöl und Olprodukte in den Produktionspro-
zessen durch andere Energieträger und Rohstoffe ersetzt, 
und zwar um so mehr, je höher ihr Preis in Relation zu 
den Preisen der Substitutionsgüter steigt Uf!d je länger 
der Zeitraum ist, Jür den die Verknappung erwartet wird. 
Zum anderen ändern sich die nachgefragten Mengen der 
Güter des privaten Verbrauchs, weil sich die Preise der 
Güter unterschiedlich entwickeln. Dadurch entstehen· Pro-
duktions- und Beschältigungsprebleme in Teilbereichen 
der Wirtschaft. Der durch die Veränderung der relativen 
Preise ausgelöste Wandel in den Verbrauchsgewohnheiten 
braucht Zeit; noch mehr Zeit mag vergehen, bis der Wan-
del in der Nachfragestruktur eine entsprechende Anpas-
sung in der Produktionsstruktur bewirkt hat. 

18. Würde das Rohöl ganz alJmählich knapper und teurer, 
so vollzögen sich die beschriebenen Anpassungsprozesse 
ebenfalls langsam und ohne gravierende Störungen. Steht 
hingegen plötzlich und unerwartet eine nennenswert ge-
ringere Menge an Rohöl zur Verfügung, so können die 
unmittelbaren Auswirkungen auf Produktion und Be-
schäftigung, Preisniveau und Einkommensverteilung Aus-
maße erreichen, die im Verhältnis zu den gewünschten 
längerfristigen Wirkungen unangemessen groß ersdlei-
nen. Verfehlt wäre es freilich, Wegen solcher Beiürchtun-
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gen den Preismechanismus außer Funktion zu setzen und 
die Probleme über rasch ersonnene Zuteilungssysteme 
lösen zu wollen,· denn dann würde man die Produktiv-
kraft der Volkswirtschaft mil Sicherheit weit mehr als 
nOtwendig schmälern. Man verlöre völlig den Boden 
unter den Füßen, wenn das Problem der Zuteilung der 
knappen Produkte auf die verschiedenen Verwendungs-
zwecke nicht so weit wie möglich über die Preise gelöst 
würde. Wichtig kann es allerdings sein, den Anpassungs-
prozeß zu entlasten, um die unerwünschten Nebenwirkun-
gen hinsichtlich Einkommensverteilung und Beschäftigung 
gering zu halten. 

19. Im konkreten Fall, den wir angenommen haben, 
wtlrd die "\ilersorgung mtt Mineralöl und Olproduk-
ten für -clas ganze J·ahr 1974 um 30 Milli<men t ge-
ringer ausfollen, ·als vor der Krise erwartet wurde. 
Will man einersetts den Lenkung·smechanismus der 
Preise sei'Iler großen Vorzüge wegen aufrechterhal-
ten, andererseirt:s aber trotzdem unerwünsdlt große 
Auswirkungen auf Produktion, Beschäftigung und 
VerteillllnQ verhindern, ·so muß nach Wegen gesucht 
werden, wde die Nachfrag•e vorweg durch möglichst 
emfadle Eingmffe (einschließlich der Einflußnahme 
auf Verhaltensweisen). beschnitten werden kann, 
deren Folyen für dte von ihnen Betroffenen rumut-
bar smd unid die !<eine oder nur geninge Auswir-
kungen auf Produkllion und Beschäftigung haben. 
Anzustreben wäre, die Nadlfrage auf diese Weise 
dem vermind·erten Angebot so weit anzupassen, daß 
im übrigen, und das heißt im ·größten Teil der Volks-
wirtschaft, der Ausgleich von Angebot und Nach· 
frage dem Markt 0und d<imit grundsätzlich audl dem 
freien Spiel der Preise überlassen bleiben kann, 
ohne daß dabei noch Beschäftigungseinbrüche und 
Änderungen der Einkommensverteilung befürchtet 
we"den müßten, die weit über das hmausgehen, was 
auch •konjunkturelle :Schwankungen mit lilich bringen. 
Zu beachten ist, daß schon leichte, erst recht freilich 
·schwere Eingriffe in den. marktwirtschaftlichen Pro-
zeß eine möglicherweise längerfristig gewünschte 
Anpa&SUll'!J verzögern können. Dies wiegt um so 
schwerer, }e··mehr man dami1t redlnen muß, dia.ß eine 
unterstellte V:e"knappung von Erdöl länge.r als edn 
Jahr anhält und ·si'ch ;m Zeit~blauf womöglidi noch 
v·erschärft. Um dtese Vierzögerung der langfristigen 
Anpassung möglichst gering zu halten, mü„sen früh-
7leitig Entwicklungen in die Wege geleitet w<>rden, 
di•e ·allmählich einer aus der Olverknappung ·resul-
tierenden zunehmenden Energieknappheit ·entgegen-
wi·!iken (Ziffer 63). · 

Einsparung von Heizöl 

20. Keine negativen Nebenwirkungen auf Produk-
tion und Beschäftigung dürften die vorgeselhenen fän-
spaiungen von leichtem Heizöl in privaten Haus-
halten und bei gewerblidien Kleiinverbrauch<!m ha-
ben. Bin Appell, dOO Raumtemperatur um ein i>is 
zw.ei Grad zu senk·en und ni·cht oder ·wentig ge· 
nutzte Räum•e nicht 'Z'll beheizen, könnte bei nor· 
malern Winterwetter ·eine Verbrauchsminderung von 
mehreren Mimonen Tonnen leimten Heizöls erbrin-
gen. Wir 1h<>ben in unsere Rechnung eline Einspa-
rung von 4 Millionen t eingesetzt. Auch durch eine 

Verminderung ·der durchsdmfülidlen Füllung der 
Oltanl<s, ei.ne bei Fortdooer der Olbise ·über 1974 
l>inaus freilich oor 1begrenzt wiede!iholbare Aktion, 
würd<> den Olbedarf nennensw<>rt senken. Sorgte 
man dafür, daß die Füllung der Oltianks im Jahres-
mittel l1J1lll 20 vH gesenkt würde, so ergäbe sidl bei 
der angenommenen Tanklage"kapazHät von knapp 
30 Millionen t eine Einspllll'llng um 6 MHJ.ionen t. 
Htlnzu käme dann noch die schwer abzuschätzende 
Substitullion von Heizöl durch Kohle ·bei Haushalten 
und Kleinverbraudlem. Von der technisch möglichen 
Substitution wird um so mehr in di<> Tat .umgesetrzt 
w.erden, joe mehr sich das Verhältnis der Preise von 
Heizöl und Kohle 7Juungunsten des Hefaöls ver-
sd>iebt. Wir h~ben -angenommen, daß die Haushalte 
und Kleinv.erbre.ucher, nimmt man alles zusammen, 
mit ·insgesamt 12112 Millionen t leichtem Heizöl 
weniger beltefe:rt werden könnten. Dami1 soziiale 
Härten vennieden werden, die durch den Anstieg 
der Heizölpreise entstehen, sdnd bereits globale 
Zusdiüss·e an Wohngeldempfänger besdtloosen wor-
den. Die Zusdiüsse ·sind im allgemeinen nicht an die 
verbraudlten Mengen gebunden, so daß der Anreiz 
zur Ei'llsparung von Heio:öl 1bestehen bleibt. Unter-
schiedlidie Belastungen der Haushalte, dde '1'llS er' 
heblichen UnteI'Schi<l'den :in den Heizölpreisen ent-
stehen, muß •man hinnehmen, will man nicht das 
gesamte Hei'.Zöl verteuern oder komplizierte Zutei-
lungssysteme praktizieren. 
Auch •in der Indu„tr.te gibt es BinsparungsmögMdl· 
keiten, die keine Mlhderung der Produkt.i<>n mi Ge· 
folge haiben. w;r haben darur 0,5 Miilbionen t Heizöl 
angesetzt, obwohl nldit auszuschldeßen iist, daß kCJ'll· 
sequentes Aufspüren unnötigen Energieverbrauchs 
noch größere Einsparungen mögMdi machte. 

Substllutlon von Heizöl 

21. An nächster Stelle wäre die Substitution von 
schwerem H<>izöl durch Kohle ru nennen. w;r sind 
davon •ausgegangen, daß das •schwere Heizöl im Preti·s 
w•eiter ansteigt, so daß für immer mehr Verbraucher, 
iür die .eine Substitutlion technisch möglich i•st, diese 
auch ökonomisch sinovoll wird. Für die Umstellung 
auf Kohle spielt jedoch nicht nur der jewei:lige Preis, 
sondern auch der zukünftig er-wartete Preis eine 
Ro11e, da die Um.tellung mit Investitionskosten ver-
bunden ist, die sich erst über längere Zeit amorti-
sieren. Im Bereich der nicht industrieeigenen Kraft-
werke kano der Staat unmittellbar darauf Einflnß 
nehmen, daß rasch umgestellt wiird. Die Bereitschaft 
zur Umstellung in der Industrie ließe sddi dadurch 
verbessern, daß der Staat seine Haltung zum Import 
von Kohle rev·idiert und damit kundtut, daß er auch 
<>uf längeve Sicht dte Vorteile des Kohleeinsatzes zu 
gewährleisten 1bereit •st. Will man nicht allan auf 
den steigenden Preis von schwerem Heizöl und die 
Ankündigung eines verstä~kten Kohleimports set· 
2en, so könnt!e man auch daran den·ken, die für die 
Umstellung notwendigen Investitionen anzuregen, 
indem man sie, etwa durch Absdlreibungserlei.dlte-
rungen, subventionierte. 

Wiir ·sind davon ausgegangen, daß bei allen noid1t 
indll'striellen Kraftwerken, bei denen es technisch 
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mögHdi ist, di'e Umstellung auch ·!JatsächJ;d1 voll-
zogen wiird. Man 'muß hi·er f.rieilich mit ·einer Uber-
wäl'lJU!Il·g .der Kosten auf die Sbrompreise redJ.nen. 
Durch diese Umstellung können etwa 4 Millionen t 
schw·eres Heizöl eingespart werden. Ftür d-ie Indu-
strice 1haben wir angenommen, daß - mögMc:herwe1ise 
mit den 'erwäihnten Nachhfüen - ·etwa zwei Drittel 
der technischen SwbsHtutionsmöglichkeiten für 
schwer,es, zum TeH auch für leidites Heizöl genutzt 
und damit knapp 3 Mill!ionen t eingespart werden. 

Knappes Naphta 

22. Kurzfristig so gut wie keine Substitutionsmög-
lichkeiten gfüt .es für Mineralölprodukte als Basis 
eines großen Teils der chemischen Industrie. Zur 
ohnehin 'Schon bestehenden internationalen Knapp-
he;t an Benzol 'ist durch d•ie Olkrise jetzt die Ver-
knappung des quantitativ bedeutendsten Rohstoffs 
der Petrochemi'e, des Rohben~ins (Naphta), hinzu-
gekommen. Es erschefat nicht möglich, aufgrund der 
für die übrigen Nachfragebe•eidie schon verfügt<!n 
oder erwarteten Einsparungen von Rohöl e'ine voUe 
v e„Ol'!)Ung der chemischen Industrie sicherzustellen. 
Folgen >ür di•e Produktionsmöglichkeiten zeigen 
sich 1bereits. Weniger noc:h 1als anderswo lassen sie 
sich anhand der Pri1märwi·rkungen quia.ntitatiiv ab-
schäflren. Denn die Produkte der chemischen Indu-
stri„ 'Sind iltl.rerseüs auf der Ebene der nachfolgen-
den Produktionsstufen grofaenrteHs nicht substituier-
bar, was dazu führen kann, daß sich beträchtliche 
Produiktiions-ausfälle e1'!}1eben, sofern es an bestimm-
ten Stoffen ,fehlt, und zwar unter Umständen selbst 
dann, wenn d•iese an Quantum und Wert sonst 
völlig unbedeu1end sind. Keine der jetzt allentnal-
ben angestellten gesamtwirtschaftlichen Input-Out-
put-Analysen kann dies sichtbar machen. Wegen 
der außerordentlichen Vi·elfült petrochemi,scher Er-
z.eugni1sse halten wilr dii1e Ri·S1iken, diie sieb aus einer 
unzureichenden Rohstoffversorgung der Chemie-
industriie ergeben können, für besonders gravierend. 

Einsparung von Benzin 

23. Nicht eind·eutig ist das Urteil über die Einspa-
rung von Benzin ibeim Kraftverkehr. Ohne grö-
ßere Bedenken können wohl di,e verordneten Ge-
sch,windi1gkeitsibeschränkungen, die eine Einspa-
rung von schätzungsweise 1 Million t erbringen, bej-
bebalten werden. Die Verschiebungen in der Nach-
frage nach Automobilen von solchen mit haher zu 
solchen ;mit ger-ing,er Leistung muß man freHüll in 
]{jauf nehmen. 
Problematischer sind die Auswirkungen des prak-
hzi•erten Sonntagsfahr;v·erbots. Behielte man es bei, 
würde es, auf$ Jahr gerechnet, Einsparungen von 
2 Millionen t Ben~in möglich machen. Mit de< Einfüh-
rung des Sonntagsfa1hrverbots i·st jedoch die -Nach-
frage nach Automobilen über das Maß hinaus zu-
r:ückgegangen, das konjunkturell zu erwarten war. 
Hält diese Kaufzurückhal!Jtmg an, droht der Auto-
mobilindustrie und ,;hren 2iulieforern für die Dauer 
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der Krise eine erheblidie Unte11beschäfügung und 
dam;t strukturelle Avbeitslosigkeit, für deren Be-
hebung es keine Patentrezepte gibt. Auch diejeni-
gen Wirtschaftszweige, die an Sonntagen den Auto-
fahvem Lebtungen anbieten wie Hotel·s und Gast-
stätten, werden von dem Sonn1agsfalhrverbot betrof-
fen. Schließlich ist der Wider.~tand der Bevölke-
1rung ni•drt gering ru werten, die sidl weitgehend 
in der Fre>heit begr,enzt si•eb.t, das Auto für die 
Nutzung der Frei~eit zu verwenden. Deshalb wer-
den Uberlegungen angestellt, wie die Freude am 
Auto ,erhalten, so der Rückgang der Automobilnach-
frage gemildevt und trol"Zdem die gleidle oder gar 
eine .größere Menge Benzin eingespairt werden kiann. 

Beschränkte man das Sonntagsfahrverbot auf jeden 
zweiten Sonntag, würde die Einsparung wahrsdlein-
lidi auf erheblich weniger als die Hälfte zurück-
gehen, von der Sch.,.,ierigkeit der Uberwachung 
gawz abgesehen, wenn für jeden Scmntag je.weHs die 
Hälfte der Autos eine - wenn audi von außen 
sichtbare - F"hrerlaubnis erhält. 
Auch eine Regelung, die es jedem Autohalter er-
laubt, einen Tag der Woche frei zu wählen, oder dOe 
ihm nach einem Zufallsmechanismus einen b<!-
stimmten Tag z.uwe~·st, an d·em er stets auf sein 
Auto ver,zichten muß, dürfte nidit dieselbe Ein-
sparung wie das Sonntagsfahrverbot erbringen, da 
jeweils Fahrten auf andere Wodientage verlagert 
würden; 1im wesentlichen .entfi1ele }e ein-e Fahrt zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte pro Woche, so-
fern das Auto sonst r0egelmäß>ig für diiesen Zwedc 
genutzt Wlird. 

24. Alternativ zum Fahrverbot könnte die Menge 
an Benzin durch Zulassung oder gar Stimulierung 
hoher Prei,se begrenzt werden. Damit werden jedoch 
einig·e Plrobleme auf-geworfen. 

Soll Bevölkerungskreisen mit niedrigen Einkom-
men der hohe Benzinpreis nicht zugemutet werden, 
müßten sie bestimmte Grundmengen verbilligt er-
halten. Die subventionierte Grundmenge könnte 
auch allen Autohaltern zugeteilt werden, Für und 
gegen jedes dieser Systeme und viele mögliche 
Modifizierungen gibt es mehr oder weniger gute 
Gründe. 

Wenn rasch eine Entscheidung gefällt werden muß, 
empfiehlt es sich, mit einem möglichst einfadien Ra-
tionierungssystem zu beginnen, also etwa jedem 
Autohalter eine Grundmenge an Benzin zu verbilli-
gen, indem ihm (unentgeltlich) Marken zugeteilt 
werden, die ihm beim Benzinkauf mit einem be-
stimmten Wert angerechnet werden, die er aber 
audl frei verkaufen kann. Die Benzinmarken sind 
von den Lieferanten der Tankstellen entsprechend 
ihrem Wert an Zahlungsstatt anzunehmen: die Lie-
feranten tragen die Last der Verbilligungsaktion. 
Jeder darf zum Marktpreis beliebige Mengen von 
Benzin kaufen. Der Preis würde sich frei bilden 
und gegebenenfalls stark steigen. Die Menge und 
der Wert der Marken würde für einen bestimmten 
Zeitraum1 etwa einen Monat, festgelegt. und zwar 
aufgrund des in der Mineralölwirtsc:haft erwarteten 
freien Benzinpreises, den mittleren Einstandskosten 
der Gesellsdiaften sowie der mindestens für den 
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Autoverkehr zur Verfügung zu stellenden Benzin-
menge. Anders als bei einem Höchstpreissystem 
bliebe ein Anreiz zum Import zusätzlichen Benzins 
wegen der Möglichkeit des Verkaufs zum freien 
Preis erhalten. Allerdings sind die durchschnitt-
lichen Einkaufspreise der Lieferanten unterschied-
lich und schwanken zudem im Zeitablauf. Impor-
teure, die auf freie Spitzenmengen am Weltmarkt 
angewiesen sind, haben zur Zeit weit höhere Ein-, 
standspreise als die großen Mineralölgesellschaften. 
Hier kann sich ein ·Problem der Differenzierung hin-
sichtlich der Ubernahme der Lasten der Verbilli-
gungsaktion stellen, das aber nicht von vornher-
ein als unlösbar anzusehen ist. 

25. Als weitere Möglichkeit, die Einsparung von 
Benzin über den Preis zu steuern und gleiehzeitig 
eine Grundmenge ohne Belastung der Staatskasse zu 
verbilligen, böte sich die Einführung einer Andie-
nungspflicht für das gesamte Tankstellenbenzin ge-
genüber einer staatlichen Stelle an. Das Benzin 
würde zu kostennahen Preisen von dieser Stelle 
aufgenommen und zu einem einheitlichen Knapp-
heitspreis den Andienenden wieder abgegeben. 
Durch die Entscheidung darüber, welche Mengen 
sie aufnimmt und zu weldlen Preisen sie diese wie-
der abgibt, kann die Andienungsstelle dafür sorgen, 
daß genügend Benzin eingespart wird und daß aus 
den Nettoabschöpfungen die Kosten der Benzin-
scheine getragen werden. Dieses System schlösse 
nicht aus, daß Spitzenmengen zu einem sehr hohen 
(kostennahen) Preis aufgenommen werden, wenn 
anders die gewünsdlte Gesamtbenzinmenge nicht 
erhältlich ist. 

26. Eine andere Lösung des Rationierungsproblems 
bestünde darin, für die gesamte Benzinmenge Ben-
zinmarken auszugeben, diese jedodl nicht mit einem 
Wert auszustatten. Die Mineralölgesellschaften hät-
ten diese Menge zu einem kostennahen Preis anzu-
bieten. Uber den freien Handel der Benzinmarken 
würden sich dann Verteilungswirkungen zugunsten 
derer ergeben, die auf das zugeteilte Benzin ganz 
oder teilweise verzichten. 

27. Bei allen Rationierungssystemen erweist es sich. 
als schwierig, gleichzeitig Einsparungen zu erzielen 
und unerwünschte Wirkungen bei der Einkommens-
verteilung zu vermeiden. Trotz aller genannten Vor-
behalte sei unterstellt, daß ein Rationierungs- oder 
Subventionierungssystem gefunden wird, das die 
gleichen Einsparungen wie das Sonntagsfahrverbot 
erbringt und gleichzeitig die durch das Sonntags-
fahrverbot bewirkte Zurüd<haltung beim Kauf von 
Automobilen wieder zu einem guten Teil rückgän-
gig macht. 

Die Lücke 

28. Zählt man alle Einsparungen und die Ausnut-
zung von Substitutionsmöglic:hkeiten zusammen und 
berüd<siehtigt schließlich noch, daß der Eigenver-
brauch der Raffinerien wegen des verminderten 
Durchsatzes um etwa 11/2 Millionen t 01 zurüd<-

geht und der militärische Verbrauch geringfügig ge-
senkt werden kann, so vermindert sich die Versor-
gungslüd<e von rund 30 Millionen t auf 5 bis 6 
Millionen t. Sollen die gesetzlichen und freiwilligen 
Vorräte nicht angetastet werden und will man die 
Vorwegbeschränkungen bei der Versorgung der pri-
vaten Haushalte nicht noch weiter .treiben, so müs-
sen diese Mengen über den Markt eingespart wer-
den. Ohne nennenswerte Einschränkungen der ge-
samtwirtschaftlichen Produktion wird das kaum 
möglich sein. Wo diese Einschränkungen vorgenom-
men werden sollen, muß dem Grundsatz nach über 
den Markt entschieden werden. Dabei e"rgibt sich 
im Zweifel die rationellste Verwendung der Güter. 
die unmittelbar oder mittelbar aufgrund der Olkrise 
knapp geworden sind, das heißt die geringstmög-
liche Produktionsminderung. Immer wieder hat das 
marktwirtschaftliche System gerade auch unter 
starken Belastungen eine erstaunliche Elastizität be-
wiesen. Diese gilt es zu nutzen, die Findigkeit und 
Organisationskraft all der vielen, die in der Um-
stellung und Anpassung ihre wirtschaftliche Auf-
gabe, ihre Chance sehen. Es gibt schwerlich einen 
Ersatz dafür. · 

Die Folge ist natürlich auch, daß die Nachfrager, 
indem sie um die knappen Güt.er konkurrieren, de-
ren Preise in die Höhe treiben. Es entstehen Knapp-
heitsgewinne. Das hat freilich auch eine gute Seite. 
Infolge der hohen Preise werden bestehende Sub-
stitutionsmöglichkeiten genutzt und eventuell neue 
aufgespürt, so daß der Preisanstieg bald gemildert 
wird. Größere Beschäftigungsrüd<gänge sind nur 
dort zu erwarten, wo etwa Produkte verarbeitet 
werden, die nidit substituiert werden können, die 
bei mäßigen Preissteigerungen aber nicht ausrei-
chend zur Verfügung stehen und in den Mengen, 
in denen sie zu den hohen Preisen angeboten wür-
den, nicht gekauft werden könnten, weil die hohe 
Elastizität der Nachfrage nach den Enderzeugnissen 
eine Uberwälzung der Kosten in den Preisen kaum 
erlaubt. 

Knappheltsgewlnne 

29. Insbesondere wenn und soweit die Knappheits-
gewinne bei den Olgesellschaften entstehen, wer-
den sie als Stein des Anstoßes empfunden. Zum Teil 
könnten sie zwar abgeschöpft werden, etwa indem 
man den Olgesellschaften auferlegt. die Lasten der 
Benzinsubventionierung im Zusammenhang mit der 
Rationierung zu übernehmen. Das wäre aber mög-
licherweise nicht genug. Eine spezielle Besteuerung 
der Olgesellschaften ließe unsere Rechtsordnung 
nicht zu. 

30. Als umfassende Lösung dieses Problems böte 
sich die Einführung einer allgemeinen Andienungs-
pflicht für alle Mineralölprodukte an, wie sie für 
Benzin allein bereits im Zusammenhang mit der 
Benzinrationierung erörtert wurde. Die Knappheits-
gewinne könnten dann vom Staat abgeschöpft wer-
den. Fraglich ist freilich, ob die Olgesellschaften in 
der gegenwärtigen Situation unter diesen Umstän-
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den die gleidle Menge an 01 ins Land brädlten wie 
ohne Andienungspflidlt, selbst wenn man ihnen 
einen ansehnlidlen Gewinn beließe. 

31. Wir haben keine Andienungspflidlt unterstellt, 
sondern sind davon ausgegangen1 daß zunächst so 
verfahren wird, wie von der Regierung mit den Erd-
ölgesellsdlaften abgesprodlen. Die Gesellsdlaften 
legen ihre Kalkulationen offen und gestalten die 
Preise so, daß sie nidlt mehr als einen angemessenen 
Gewinn erzielen. Zwar sind die Gewinne nicht genau 
zu· kontrollieren, allein schon wegen der internatio-
nalen Verfledltungen der meisten dieser Konzerne 
nidlt. Da es aber audl nationale Gesellsdlaften gibt 
und die Entwid<lung der Rohölpreise beobadltet 
werden kann, dürfte es gelingen, das Entstehen der 
Renten bei den Mineralölgesellsdlaften zu einem 
guten Teil zu vermeiden. 

32. Dies wird allgemein als Erfolg gebudlt. Man 
sollte jedodl nidlt verhehlen, daß audl eine Still-
halteaktion der Mineralölgesellsdlaften, mit der dem 
Drängen auf ein Hödlstpreissystem begegnet wird, 
die mehr oder weniger unvermeidlic:hen Einkom-
mensverteilungswirkungen einer Knappheitssitua· 
tion nidlt verhindert. Die Knappheitsgewinne sind 
nidlt sdlon deshalb vollständig aus der Volkswirt-
schaft versdlwunden, weil sie nicht mehr bei den 
Mineralölkonzernen entstehen können. Denn da-
durdl, daß die Preise unter den Knappheitspreisen 
bleiben, erhalten diejenigen, die beliefert werden, 
weniger als sie zu diesen Preisen haben möchten, 
können jedoch für ihre eigenen Produkte jene Preise 
fordern, die sie erzh~len würden, wenn sie selbst 
zum Knappheitspreis kaufen müßten. In einigen 
Brandlen, die ohne Knappheitsrenten Verluste auf-
weisen würden, können so vielleidlt Besdläftigungs-
rückgänge vermieden werden; in anderen dürften je-
doch Zusatzgewinne entstehen. Diese Zusatzgewinne 
könnten auch nidlt durdl allgemein höhere Löhne 
auf die Arbeitnehmer übertragen werden, da höhere 
Löhne gut wie sd:ilecht verdienende Unternehmen 
träfen und somit trotz der Zusatzgewinne in Teil-
bereidlen Besdläftigungsrisiken entstünden. 
Es bleibt also ein redlt geringer Vorteil für die Ein-
kommensverteilung, der den Nadlteilen gegenüber· 
steht, die sidl daraus ergeben können, daß der Preis 
als Lenkungsinstrument ausgesdlaltet, die Zuteilung 
der knappen Mineralölprodukte also dem Ermessen 
der Anbieter anvertraut wird; Es wird deren Einsidlt 
überlassen zu entsdleiden, wo ihre Produkte am 
nötigsten gebraucht werden. Weil sie sidl vorläufig 
an Referenzmengen orientieren können, mag das Er-
gebnis, was die Beschäftigungswirkungen der Krise 
anbelangt, im ganzen nidlt gar so sdlledlt sein. Doch 
schon bald würden ergänzende Vermittlungsstellen 
nötig, um in Härtefällen die Versorgung außerhalb 
der traditionellen Lieferbeziehungen sidlerzustellen. 

33. Ein Sonderproblem des gespaltenen Mineralöl-
marktes bildet die Frage nach den Uberlebensdlan-
cen der freien Importeure. Dadurch, daß die Mineral-
ölgesellsdlaften in der Lage sind, kostennahe Preise 
zu nehmen, die sich auf einer Mischung der Kosten 
des eigenen Rohöls und den Einstandspreisen des 
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zugekauften Ols aufbauen, können mandle Impor· 
teure, die den Mineralölgesellsdlaften lange durdl 
niedrigere Preise zu sdlaffen gemadlt haben, nidlt 
mehr konkurrieren und müssen aus dem Markt aus· 
sdleiden. Ihren Abnehmern, den Heizölhändlern und 
:fankstellen, kann möglicherweise mit Hilfe des wett-
bewerbsredltlidlen Diskriminierungsverbots gehol· 
fen werden. Sonst müßte man audl hier Zuflucht 
nehmen zu dem grundsätzlidl problematisdlen frei-
willigen Zusammenspiel zwisdlen dem Staat und 
den Mädltigen der Privatwirtschaft, in diesem Fall 
den Mineralölgesellschaften, in dem diese sich ver-
pflichten, die lästigen Wettbewerber vorläufig nidlt 
aus dem Markt zu drängen, sondern ihrerseits zu 
gleidlen Bedingungen zu beliefern. 

Notbehelfe nur vorübergehend 

34. Man wird wohl abwarten müssen, wie sidl, falls 
die Olkrise vorläufig anhält, die bisherigen und 
weiteren Versuche, den Marktmechanismus durch 
Eingriffe in die Nadlfrage, durdl Einkommenshilfen 
sowie durdl spontane'und unverbindlidl organisierte 
Zuteilungshilfen unter Vermeidung edlter Knapp-
heitspreise zu entlasten, im weiteren Verlauf der 
Entwid<lung bewähren. Eine Zeitlang können Preis-
niveau, Produktion und Besdläftigungsstand davon 
profitieren, daß die Energieverknappung nidlt sofort 
und mit voller Wucht auf das System der relativen 
Preise durchsdllägt. Audi die Einkommensvertei-
lung wird, da das Entstehen von Knappheitsgewin-
nen immerhin eingeschränkt ist, vorläufig wohl nicht 
allzusehr belastet werden. All dies sind aber, das 
sei mit Nachdruck betont, Vorteile, die abnehmen 
werden. Bald kann sogar das Gegenteil eintreten. 
Die marktwirtsdlaftlidle Steuerung zum Teil außer 
Kraft zu setzen, ist aber nur dann sinnvoll, wenn 
die veränderten Bedingungen im Energiebereich 
nidlt dauerhaft sind und es vor allem darauf an· 
kommt, die Probleme der Sdlod<wirkung zu mildern 
und eine möglicherweise unnötige Anpassung an 
zeitweise extrem veränderte Daten zu vermeiden. 
Entfallen diese Gründe, müssen die erwähnten Maß· 
nahmen und Verhaltensweisen möglidlst bald zu-
gunsten einer verstärkten Lenkung über den Preis· 
medlanismus abgebaut werden, damit die langfristi-
gen Wachstumsdlancen der Volkswirtsdlaft genutzt 
werden können. Andernfalls würde man sich bei zu· 
nehmender Verzerrung der Produktionsstruktur nur 
immer weiter in ein Dickidlt von Dirigismen bege· 
ben, was schließlich keinem der gesamtwirtsdlaft-
lichen Ziele dienlidl sein könnte. Für ein System der 
umfassenden Kontingentierung gar spricht nichts als 
ein trügerisches Vorurteil. 

Europäische Aspekte 

35. Das Zuteilungsproblem stellt sich audl auf inter· 
nationaler Ebene. In der Europäisdlen Gemeinsdlaft 
sind dfe Partnerländer in untersdliedlidlem Ausmaß 
vom arabisdlen Lieferboykott betroffen. Die Förder-
länder des vorderen Orients verfügten gegenüber 
England und Frankreidl keinerlei Kürzungen der 
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Rohölzufuhr, die Niederlande hingegen belegten sie 
mit einem totalen Lieferstopp. Für die übrigen Part-
nerstaaten gelten dieselben Beschränkungen wie für 
die Bundesrepublik. Auf diese LieferpoliÜk der 
arabischen Förderländer haben die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft bisher nicht die Antwort gefunden, 
die Last verminderter Energieversorgung gemein-
sam zu tragen. Dieser Mangel an solidarischem Ver-
halten setzt sich urn in tiefgreifenden Zweifel an den 
Chancen für den Fortgang der europäischen Inte-
gration. 
Die Unterschiede in der Olversorgung können nicht 
im Interesse eines einzelnen Partnerlandes liegen, 
auch dann nicht, wenn diesem selbst die volle Be-
lieferung zugesichert worden ist. Dort ergäben sich 
zwar keine krisenbedingten Beschränkungen der 
Angebotsmöglichkeiten. Zum einen beschnitte jedoch 
die enge güterwirtschaftliche Verflechtung innerhalb 
der EWG diesem Land beträchtlich die Absatzmög-
lichkeiten für seine Exportgüter in den Partner-
staaten, wo Produktion und Realeinkommen sta-
gnieren. Zum anderen könnten diejenigen der zur 
Produktion benötigten Rohstoffe und Vorerzeug-
nisse, die aus den Partnerländern eingeführt wer-
den, nicht mehr in ausreichendem Maße bezogen 
werden. Ein Land, das sich einmal dazu entschlossen 
hat, mit anderen die Vorteile der internationalen 
Arbeitsteilung zu nutzen, wird hinnehmen müssen, 
daß diese Vorteile untrennbar verbunden sind mit 
dem Risiko, von den wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten seiner Handelspartner mit betroffen zu werden. 
Die Bereitsdtaft zum Verzicht auf einen kurzfristigen 
Vorteil in der Olversorgung genügt nicht. Es bedarf 
darüber hinaus der Koordination der einzelstaat-
lichen Maßnahmen, wobei insbesondere die Rolle 
der internationalen Erdölkonzerne als de facto wich-
tigste Verteiler des Ols zwischen den Förder- und 
Verbraucherländern zu berücksichtigen ist. Bemüh-
ten sich nämlich die einen, mittels Rationierung und 
Hödistpreisvorschriften den Mineralölverbraudt auf 
das knappe Angebot zu begrenzen, während die 
anderen ganz auf die freie Preisbildung als Zutei-
lungsmechanismus vertrauten, würden die ersten 
relativ stärkere Lieferkürzungen hinzunehmen haben 
als die letzten. Wenn sich bei unseren Partnerlän-
dern die Neigung zu direkten Eingriffen in die Preis-
bildung verstärken sollte, hätte die Bundesregierung 
dafür einzutre.ten, unerwünschte W"irkungen steigen-
der Mineralölpreise nicht sogleich zum Anlaß zu 
nehmen, bei der Uberwindung der Olkrise auf die 
Zuteilungsfunktion des Marktes zu verzichten. 

IV. Zur Revision der Prognose 

36. In der Status-quo-Prognose unseres jüngsten 
Jahresgutachtens (JG 73 Ziffern 244 ff.) sind wir zu 
dem Ergebnis gelangt, daß sich der konjunkturelle 
Abschwung in der westdeutschen Wirtschaft 1974 
aller Voraussicht nach fortsetzen wird. Nicht die An-
gebotsmöglichkeiten, sondern die Nachfrage, so war 
zu erwarten, setzte der gesamtwirtschaftlichen Ex-
pansion 1974 Grenzen. Nunmehr ist davon auszuge-
hen, daß die konjunkturellen Einflüsse von den Aus-
wirkungen der Olkrise überlagert werden. Die Kauf-

zurückhaltung, die diese in einzelnen Wirtschaftsbe-
reichen mit sich bringt, wird sich auf andere Bereiche 
übertragen. Obwohl sich damit die Gesamtnachfrage 
weiter abschwächen dürfte, ist nicht von vornherein 
ausgemacht, ob die verfügbare Energie aud:t nur jene 
Produktion zulassen wird, die ausreicht, selbst diese 
verminderte Nachfrage zu befriedigen. Entscheidend 
dafür, wie stark die Drosselung der Rohölzufuhr das 
mögliche Wirtschaftswachstum begrenzt, ist vor 
allem, welche Maßnahmen zur Substitution und zur 
Einsparung von Mineralölerzeugnissen ergriffen und 
wie schnell sie wirksam werden. 

Angebot 

37. Bei der Uberprüfung unserer Status-qua-Pro-
gnose sind wir davon ausgegangen, daß durch Sub-
stitution und Einsparung die für 1974 zu erwartende 
Fehlmenge an Mineralölerzeugnissen von 30 Millio-
nen t auf 51/1 Millionen t herabgedrückt werden 
kann. 

Im einzelnen haben wir dabei unterstellt, daß die ge-
gebenen technischen Möglichkeiten zum Ersatz von 
Heizöl durch Kohle 
- bei Kraftwerken mit etwa 4 Millionen t nahezu 

vollständig, 
- bei Industrieunternehmen mit etwa 3 Millionen t 

zu zwei Dritteln und 
,...... bei privaten Haushalten mit etwa 21/z Millionen t 

kaum zur Hälfte 
genutzt werden. Die Unsicherheit über die Dauer der 
Olverknappung und über das künftige Preisverhält-
nis zwisdien den einzelnen Energieträgern dürfte 
zunächst einem höheren Einsatz von Kohle entge-
genstehen.· 

Zu diesem Minderverbrauch von knapp 91/2 Millio-
nen t an Mineralöl und Olprodukten kommt eine 
weitgehende Ausschöpfung ·aller Einsparungsmög-
lichkeiten. Hierfür haben wir insgesamt einen Be-
trag von 151/, Millionen t Mineralöl angesetzt. Da-
von entfallen auf den Bereich 
- der Industrie und der Raffinerien knapp 2 Millio-

nen t, 
der privaten Haushalte etwa 10 Millionen t, 
des Verkehrs etwa 31/2 Millionen t. 

38. Inwieweit der Fehlbetrag von 51/2 Million~n t 
Einschränkungen der Produktion erzwingt, ist nur 
schwer zu bestimmen. Dies zum einen, weil nicht von 
vornherein feststeht, welcher Bereich in welchem 
Ausmaß die erforderlichen Kürzungen zusätzlich hin-
zunehmen hat, zum anderen weil weithin unbekannt 
ist, wie rasch und flexibel die Industrie ihre Produk-
tionsverfahren und ihre Produktionsstruktur an sol-
che Störungen anzupassen weiß 1) .. Wird die fehlende 
1) Uber diese Unsidlerheit helfen auch Rechnungen mit 

lnput·Output-Tabellen nicht hinweg, selbst wenn sie 
jüngeren Datums als die derzeit verfügbaren wären, 
da sie von einem festen Verhältnis 'von Materialein-
satz und Produktionsausstoß ausgehen. 
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Menge nicht aus den gesetzlichen oder freiwilligen 
Vorräten der Mineralölwirtschaft entnommen und 
wird unterstellt, daß alle Verbrauchergruppen -
Industrie, Verkehr, private Haushalte - entspre-
chend ihrem Anteil am Mineralölverbrauch einspa-
ren, so ist 1974 ein Zuwachs der gesamtwirtschaft-
lichen Produktion von etwa 1 vH gegenüber 1973 
möglich. Geht indessen das Minderaufkommen allein 
zu Lasten der Industrie, so könnte nur noch ein 
Bruttoinlandsprodukt erstellt werden, das um 'I• vH 
geringer ist als im Vorjahr. Diese Spanne von +t vH 
bis - 1/, vH bildet demnach den Bereich für die 
1974 vom Angebotspotential her mögliche Verände-
rungsrate des Bruttoinlandsprodukts. Dabei wurde 
ein gewisser Abschlag für Produktionsausfälle in-
folge von Anpassungsschwierigkeiten unterstellt. 

Nachfrage 

39. Vor Ausbruch der Energiekrise rechneten wir 
damit, daß die Nachfrage aus Inland und Ausland im 
kommenden Jahr um 21/2 vH mehr an heimischer 
Produktion beanspruchen würde als 1973. Unter den 
gewandelten Bedingungen der Olkrise werden aller-
dings nicht mehr alle vorgesehenen Ausgaben ver-
wirklicht; andere Ausgaben treten neu hinzu. Bei 
der Revision unserer Prognose sind wir davon aus-
gegangen, daß 

die Geldpolitik weiterhin restriktiv bleibt, 

die Investitionsteuer für den Energiebereich, wie 
bereits angekündigt, aufgehoben wird, im übri-
gen aber die Maßnahmen des Stabilitätspro-
gramms vom Mai gültig bleiben, 

durch den Verzicht auf die Streckung der Ge-
meinschaftsaufgaben von Bund und Ländern und 
durch die Gewährung der Heizölsubventionen 
dem Staat Mehrausgaben von 1 Mrd. DM ent-
stehen, 

- die Lohnpolitik sich noch nicht auf das, was 
marktgerecht ist, einstellt, sondern sich zunächst 
noch an den Abschlüssen der letzten Monate 
orientiert. 

Obwohl diese Bedingungen eine gewisse Lockerung 
der Restriktionspolitik bedeuten, rechnen wir mit 
einer geringeren Nachfrage für 1974 als bei Abgabe 
unseres Jahresgutaditens. Die Investoren werden 
sic:h wegen der Unsicherheit darüber, ob ihr Produk-
tionsprogramm noch den künftigen Absatzmöglich-
keiten entspricht, mehr zurückhalten; zwar wird es 
auch zu zusätzlichen Investitionsanstrengungen kom-
men, die darauf zielen, Mineralöl als Energieträger 
und RohstoM zu er>etzen, doch dürften die realen 
Anlageinvestitionen insgesamt im kommenden Jahr 
niedriger sein als 1973. Die privaten Haushalte kön-
nen infolge zusätzlicher Preissteigerungen nicht 
mehr so viele Güter kaufen, wie es ohne Olkrise 
möglich gewesen wäre. Vom Ausland werden ge-
ringere Impulse ausgehen, als zunächst erwartet 
wurde, denn auch dort werden sich Produktion und 
Nachfrage und mithin auch der Importbedarf vermin-
dern. 
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40. Dem Ausfall an gesamtwirtschaftlicher Nach-
trage steht jedoch nicht in gleichem Ausmaß ein 
ltückgang der Ansprüche ,an die heimische Produ•k-
tion gegenüber, da infolge des Erdölboykotts und 
der beschränkten Liclerfähigkeiten widitigeir Han-
delspartner ausländisches Angebot fehlt und teil-
weise durdJ. inländisdle Erzeugnisse zu ersetzen ist. 
Die von uns geschätzte Nachfrage erfordert eine ge-
samtwirtschaftliche Produktion, die um 1 vH höher 
ist als die des Vorjahres, um soviel also, wie wir 
bei günstiger Nutzung der knappen Energie 1974 
für erreichbar halten. 

41. Mit diesem Produktionsniveau ist eine stärkere 
Abnahme des Arbeitsvolumens verbunden, als noch 
vor kurzem zu erwarten stand. Konnten wir in unse-
rem Jahresgutachten bei einem Zuwachs der gesamt-
wirtschaftlichen Produktion um 21/• vH und einem 
Anstieg der Arbeitsproduktivität um 41/2 vH noch 
mit einem Rückgang des Arbeitsvolumens um 2 vH 
rechnen, so dürfte dieser nun, da die Energieknapp-
heit den möglichen Produktionszuwachs auf 1 vH be-
grenzt, größer ausfallen. Um wieviel, hängt von der 
Entwicklung der Arbeitsproduktivität ab. Die Erhö-
hung des Beschäftigungsrisikos durch die Energie-
krise könnte dafür sprechen, daß sie mehr als vor-
dem erwartet steigt. Andererseits werden die Frik-
tionen, die durch die Umstellung auf andere Ener-
gieträger oder durch unzureichende Belieferung mit 
erdölintenvisen Vorprodukten im Produktionsprozeß 
ents>ehen dürften, hemmend wkken. Wfr nehmen 
an, daß diese Wirkungen überwiegen we_rden, und 
schätzen deshalb die Zunahme der Arbeitsproduk-
tivität nur noch auf 4 vH. Ist dies richtig, so wird das 
Arbeitsvolumen um 3 vH zurückgehen. Ungewiß ist 
jedodi, ob die Unternehmen die notwendige Anpas-
sung des Arbeitsvolumens an die verlangsamte Pro-
duktionstätigkeit stärker über die Reduzierung der 
Arbeitszeit vornehmen oder stärker über die Verrin-
gerung der Beschäftigtenzahl. Die Lohnpolitik hat 
dies mit in der Hand. Die rasche Zunahme der An-
zahl von Kurzarbeitern macht deutlich, daß die Un-
ternehmen bislang nodJ. bestrebt sind, ihren Perso-
nalbestand nach Möglichkeit zu halten, nicht zuletzt 
wohl, weil sie mit einer kurzen Dauer der Krise rech-
nen mögen. Je länger diese anhält und je höher die 
Lohnsteigerungen ausfallen, um so mehr ist dann 
allerdings auch mit einem Abbau der Beschäftigten-
zahl zu redinen. Unter der Annahme, daß das ganze 
Jahr 1974 im Zeichen der Krise stehen wird, daß 
diese zunächst aber noch keinen Einfluß auf die 
Lohnforderungen hat, dürfte die durchschnittlich ge-

leistete Arbeitszeit um reichlich 1 vH, die Beschäf-
tigtenzahl um fast 2 vH zurückgehen. Zum Teil wird 
sich dies nur darin äußern, daß die Arbeitsplätze 
freiwillig ausscheidender Mitarbeiter - ältere etwa, 
die in den Ruhestand treten, oder ausländische Ar-
beitskräfte, die in ihre Heimatländer zurück.keh-
ren - nicht ersetzt werden. Der restliche Teil schlägt 
sich in einem Anstieg der Arbeitslosigkeit nieder. 
Wir rechnen damit, daß 1974 im Jahresdurchschnitt 
etwa 400 000 Personen arbeitslos sein werden. 

42. Nicht bekannt ist, wie hoch der Preis sein wird, 
zu dem im nächsten Jahr Erdöl bezogen wird. Geht 
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man davon aus, daß der Einfuhrpreis für Erdöl dop-
pelt so hoch wie vor Ausbruch der Krise sein wird, 
so dürfte der Preisanstieg für die im Inland herge-
stellten Güter im Durchschnitt um 1 bis !1/2 vH höher 
sein als wir in unserem Jahresgutachten angenom-
men haben. Daß der zusätzliche Preisauftrieb nicht 
wesentlich über jenes Maß hinausgeht, das durch die 
Verteuerung der Einfuhr vorgegeben wird, ist zum 
einen das Ergebnis des von uns unterstellten Zutei-
lungssystems für Mineralölprodukte, zum anderen 
die Wirkung der Restriktionspolitik. 
Gelingt es jedoch nicht, die fehlende Menge von 
51/2 Millionen t an Mineralölprodukten durch an-
teilsmäßige Kürzung bei allen Verbrauchergruppen 
einzusparen, muß also der Fehlbetrag ganz oder 
auch nur überwiegend von der Industrie getragen 
werden, so übersteigt die von uns vorausgeschätzte 
Nachfrage die Angebotsmöglichkeiten. Der Markt 
wird dann mit Pre'issteigerungen die überhöhten An-
sprüche zurückdrängen. Zugleich führt die Produk-
tionseinschränkung zu einem weiteren Abbau der 
Beschäftigung. 

Daten zur gesamtwirtschaftlichen Entwld<lung 
fllr das Jahr 1974 

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH 

1 

Revidierte 1 Mögliche 
Prognose Zielgrößen 

Bruttosozialprodukt 
.. 1 in jeweiligen Preisen +s•/, +1 

Bruttosozialprodukt „1 in Preisen von 1962 +1 +1 

Erwerbstätige .......... --2 

Arbeitszeit ............ -! 

Produktivität .......... +4 

Preisindex des Brutto-
sozialprodukts 

einschließlich 
Investitionsteuer +1'1• +6 
ohne Investitionsteuer . +6'/• +s•;, 

Preisindex des Privaten 
Verbrauchs .......... +a +1 

V. Was stabllltätspolitisch zu tun Ist 

43. Die Wirtschaftspolitik und alle; deren Verhal-
ten gesamtwirtschaftliche Be_deutung hat, sehen 
sich einer komplizierten, jedoch nicht prinzipiell 
1>nlösbaren Aru.fga'be gegenüber. Zu Panik und all-
gemeiner Krisenstimmung besteht kein Anlaß; in 
jedem Falle wäre beides kaum hilfreich. Es geht 
nicht um die Gefahr von Hungern und Frieren. Es 
geht darum, eine überraschend aufgetretene Heraus· 
forderung zu meistern, ohne doch sogleich die Ziele 

zu vergessen, zu denen die Wirtschaftspolitik im 
Jahre 1973 aufgebrochen war. 
Anzustreben ist, 

daß die inlandswirksamen Gesamtausgaben nicht 
stärker über das durch die Olkrise reduzierte 
Angebotspotential hinausgehen, als den unver-
meidlichen Preissteigerungen entspricht; 
daß die real wirksame Nachfrage das verkürzte 
Angebot auch ausschöpft; 
daß die von den eingeschränkten Produktions-
möglichkeiten he~. unvermeidliche Minderung 
des Beschäftigungsstandes nicht räumlich oder 
branchenmäßig allzu konzentriert auftritt; 

- daß Investitionen angeregt werden, welche die 
Engpaßprobleme aufgrund des veränderten Ener-
gieangebots lösen helfen. 

Nur wenn dies gelingt, lassen sich Inflation und Ar-
beitslosigkeit auf ein Mindestmaß beschränken, blei-
ben die Anpassungslasten für die Betroffenen zu-
mutbar und die Gefahren einer kumulativen Selbst-
verstärkung des konjunkturellen Abschwungs ge-
ring, kann die nötige Umstellung der Wirtschaft 
auf eine vermutlich dauerhaft veränderte Situation 
im Energiebereich rasch begonnen werden. 

Unserer reV'idlerten Vorausschau auf das Jahr 1974 
zufolge erscheinen diese Ziele unter den Bedingun-
gen des wirtschaftspolitischen Status quo nicht ge-
währleistet: Der Preisauftrieb würde über das als 
unvermeidlich anzusehende Maß hinausgehen. Die 
Nachfrage dürfte das reduzierte Angebotspotential 
zwar fast vollständig ausschöpfen, was bedeutete, 
daß die Arbeitsl'osigkeit nicht größer wäre, als un-
vermeidlich scheint; bedenklich starke Produktions-
einschränkungen drohen jedoch Teilbereichen der 
Volkswirtschaft; die Möglichkeiten der Wirtschaft, 
sich durch Umstellungsinvestitionen an die Olkrise 
anzupassen, sind behindert. 

44. Dies erfordert eine Politik, die auf den ersten 
Blick so widersprüchlich ersc:heinen mag, als wenn 
jemand auf der einen Schiene eines Gleises vor-
wärts, auf der anderen rückwärts fahren wollte: 
Die Olkrise hat zwar die konjunkturell bedingte 
Abschwächung der Nachfrageexpansion so ver-
stärkt, daß die real wirksamen Ansprüche an das 
Produktionspotential nunmehr weit weniger zuneh-
men, als es dessen normalem Wachstum entspric:ht. 
Zugleich hat jedoch das verminderte Energieange-
bot die gesamtwirtschaftlichen Produktionsmöglich-
keiten noch stärker als die gesamtwirtschaft!idie 
Nachfrage schrumpfen Jassen. Sollen also Maßnah-
men ergriffen werden, welche die Gefahr einer kri-
tischen Zuspitzung der Lage in bestimmten Teil-
bereichen der Volkswirtschaft abwehren, und wei-
tere, die die erwähnten Anpassungsinvestitionen in 
Gang bringen, so müßten zugleich - da das Ener-
gieangebot eine verstärkte Gesamtexpansion der 
Produktion nicht zuläßt - die übrigen Ansprüche 
an das Produktionspotential noch weiter zurück-
genommen werden. 

Da man die Politik der Globalsteuerung nicht zu-
gleich lockern und verschärfen kann, sehen wir 
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keine andere Möglichkeit, als daß die Ansprüche 
der privaten Haushalte im Rahmen des privaten 
Verbraudis eingeschränkt werden. Die reale, a]so 
von Preissteigerungen bereinigte Veränderung des 
privaten Verbraums müßte dann gegenüber 1973 
sogar leicht negativ werden. 
Der Versuch, dieser Zwangslage zu entweichen, 
würde lediglich Preissteigerungen erzeugen, ver-
bunden mit den bekannten Verschiebungen in der 
Einkommensverteilung zu Lasten derer, die sich 
nicht oder nicht rasch genug anpassen können; 
einige zusätzliche Einfuhren würden bewirkt, wegen 
der Energieverknappung jedoch keine zusätzliche 
inländische Produktion und keine Verminderung 
der Arbeitslosigkeit, bei ungebrochener Lohnexpan-
sion sogar das Gegenteil. 

45. Audi wenn eine Vorausschau auf die gesamt-
wirtschaftliche Entwiddung des Jahres 1974 mit 
besonders großen Unsicherheiten behaftet ist, müs-
sen sich die wirtschaftspolitischen Instanzen ent-
schließen, ihr Verhalten auf einen Satz gesamt-
wirtschaftlicher Zielgrößen hin zu koordinieren. Wir 
regen hierzu folgendes an: 

Solange sich Ausmaß und Dauer der Versor-
gungsschwierigkeiten im Energiebereich n;cht 
besser übersehen Jassen, stellt sich die Wirt-
schaftspolitik, was den Produktionsspielraum 
anbelangt, auf einen möglichen Zuwachs des 
realen Bruttozosialprodukts vom 1 vH ein. 

- Ein Anstieg der Verbraucherpreise von 7 vH 
im Jahresdurchschnitt 1974 gegenüber 1973 wird 
für unvermeidlich gehalten. Beim Preisindex des 
Bruttosozialprodukts beträgt die entsprechende 
Veränderungsrate 6 vH. 

- Als Zielgröße für die Expansion der inlandswirk-
sanien gesamtwirtschaftlichen Ausgaben wäre 
demnach ein Satz von 7 vH anzustreben. 
Angesichts der reduzierten Produktionsmöglich-
keiten wird eine Verminderung des Arbeitsvo-
lumens, also der Beschäftigtenzahl und der 
durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit zusam-
mengenommen, wie sie unter Status-qua-Bedin-
gungen zu erwarten ist, also eine Verminderung 
um 3 vH, als unvermeidlich angesehen (Ziffer 41). 
Aus struktm·eHen Grünrum Ist eine mäßige, aber 
rasche, allerdings nicht globale Ausweitung 
öffentlicher und privater Investitionen zu Lasten 
des privaten Verbrauchs wünschenswert. 

46. Die unvermeidlichen Preissteigerungen sind zu 
erläutern: 
In unserem Jahresgutachten hatten wir bei einer 
Zielgröße für den Zuwachs des realen Bruttosozial-
produktes von 3 vH einen Anstieg des Niveaus der 
Verbraucherpreise von 5,5 vH (Jahresdurchschnitt 
1974 gegen den Jahresdurchschnitt 1973) für unver-
meidlich gehalten. Aus der Verteuerung des Erdöls 
ergäbe sich bei kostenorientierter Preisbildung eine 
Verteuerung der Güter und Dienstleistungen des 
privaten Verbrauchs von etwa Pf• vH. Knapp-
heitsbedingte Preiserhöhungen kämen hinzu. In An-
betracht der ungünstigen Beschäftigungslage werden 
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sich allerdings nicht alle diese Preissteigerungen ge-
genüber dem Verbrauch durchsetzen lassen, falls 
die Geldmengenexpansion stabilisierungskonform 
bleibt und die Einkommensexpansion stabilisie-
rungskonform wird. An vielen Stellen werden aus 
Mangel an Nachfrage Preissteigerungen unterblei-
b1>n oder geringer ausfallen, an anderen wird die 
Knappheilssituation ölabhängiger Produkte starke 
Preissteigerungen erlauben. So ergeben sich aus 
dem Zusammenspiel von Konjunkturlage und 01-
krise auch Verschiebungen in der Gewinnsituation 
innerhalb des Unternehmensbereichs, nicht nur eine 
Teuerung für den Endverbraucher. Unter den ge. 
gebenen Umständen schätzen wir das Maß an un-
vermeidlichen Preissteigerungen für das Jahr 1974 
auf 7 vH. Der Preisindex des Bruttosozialprodukts 
wird demgegenüber nennenswert weniger anstei-
gen, weil sich die Verteuerung der Importe, nament-
lich des Rohöls, hier nicht niederschlägt, sondern 
lediglich die Verteuerung der Wertschöpfung. 

47. Den unter Ziffer 45 dargelegten Zielgrößen wür-
den eine eingeschränkte Lockerung der steuerlichen 
Restriktion, gezielte Mehrausgaben der öffentlichen 
Hand, eine starke Dämpfung des Lohnauftriebs so-
wie ein Festhallen an der monetären Restriktion ent-
sprechen. 1) Unberührt bleibt die Notwendigkeit von 
administrativen Maßnahmen, die dazu beitragen, daß 
die Beschränkung der Produktionsmöglichkeiten, die 
sich aus der Olkrise ergibt, möglichst gering ausfällt 
(Ziffern 20 ff.). An der Zielsetzung, möglichst bald zu 
einer Eindämmung der Inflation zu kommen, würde 
sich trotz der noch einmal besonders widrig gewor-
denen Umstände nichts ändern. 

48. Was die FlnanzpollUk angeht, so wird erwogen, 
ab sofort die konjunkturpolitische Sonderbesteue-
rung der Investitionen aufzuheben. 

Erwünscht wäre, wenn dadwrch 
- Investitionen zur Anpassung an die veränderte 

Energiesituation rasch in Gang kämen. Hierbei 
geht es nicht nur um Investitionen im Energiebe-
reich und in der Substitution von Erdöl durch 
Kohle bei den Energieverbrauchern. Dringlich 
sind auch Investitionen, die etwa eiller Ersetzung 
erdölabhängiger Vorprodukte durch andere Ma-
terialien oder einer Anpassung des Produktions-

1) Ein Mitglied des Sadiverständigenrates, Clans Köhler, 
ist der Auffassung, daß der weiter fortschreitende 
Prozeß der Nachfragedämpfung restriktive Eingriffe 
nicht mehr rechtfertigt. Ein Beibehalten der restriktiven 
Maßnahmen würde den Nachfrageanslieg - der gegen-
wärtig gerade noch ausreicht den durch die Erdölkrise 
eingeschränkten Kapazitätsspielraum auszulasten (Zu-
wachsrate der Auftragseingänge in der Industrie im 
Oktober 1973: +7,3 vH) - weiter drosseln und neben 
der durch die Erdölkrise bedingten strukturellen 
Arbeitslosigkeit auch noch zu konjunktureller Arbeits-
losigkeit führen. Einer zu starken Dämpfung des Nach-
frageanstlegs könnte, neben der Aufhebung der In-
vestitionsteuer und gezielten Mehrausgaben der öffent-
lidien Hand, durdi Wiedereinsetzung des f 1 b sowie 
durch eine dosierte Erhöhung liquider Mittel der Ban-
ken und Zinssenkungen begegnet werden. 
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programms dienen. Eine selektive Aussetzung 
der Investitionsteuer wäre daher nicht begründet. 

- die Nachfrage nach Kraftfahrzeugen belebt 
würde. Ein erheblicher Teil der Kra!Uahrzeuge 
dient gewerblichen Zwecken und unterliegt daher 
der InvesMionsteuer. Die Lage der Automobil-
industrie legt es nahe, potentielle Käufer, die eine 
Aufhebung der Investitionsteuer abwarten wol· 
Jen, nicht länger vom Kauf abzuhalten. 
die Nachfrage im Bereich des gewerblichen Hoch-
baus belebt würde. Auch hier ist es der sektoral 
besonders starke Nachfrageausfall, verbunden 
mit der Möglichkeit einer massierten Unterbe-
schäftigung, der die Aufhebung der Investition-
·steuer unbedenklich erscheimm läßt. 

Unerwünscht wäre, wenn dadurch 

- in der Wirtschaft allgemein eine Welle von Nach-
holinvestitionen in Gang gesetzt würde, die sich 
mit der Investitionsteuer aufgestaut haben dürfte. 
Dies käme verfrüht. Zwar sind die Investitions-
pläne der Unternehmen weit geringer, als mittel-
fristig gesehen .normal" genannt werden müßte. 
Doch dieser Maßstab muß beiseite gelegt werden, 
solange die gesamtwirtschaftlichen Produktions-
möglichkeiten von der Energieseite her begrenzt 
sind. 

der Eindruck vermittelt würde, die Bundesregie-
rung gebe ihren Stabilisierungskurs auf, sie kapi-
tuliere also vor der Aufgabe, die Probleme der 
Erdölkrise zu bewältigen, ohne dabei das Stabili-
tätsziel aus den Augen zu verlieren. 

Angesichts der Konjunkturlage und der absehbaren 
konjunkturellen Tendenzen halten wir für möglich, 
daß die unerwünsditen Wirkungen weniger stark ins 
Gewicht fallen als die erwünschten, wenn es nicht zu 
einer allgemeinen Kehrtwendung in der Stabilitäts-
politik kommt. 

49. Der Plan. wegen der voraussichtlich ungünsti-
gen Lage der BauwirtschaJft die steuerlidJ.en Rege-
lungen gemäß § 7 b Einkommensteuergesetz vorzei-
tig wieder in Kraft zu setzen, stößt auf die gleichen 
Bedenken wie die Aufhebung der Investitionsteuer. 
Außerdem gibt es hier für den Plan, die private 
Nachfrage zu stützen, keine Gründe, die sich aus den 
speziellen Problemen der Energieversorgung herlei-
ten. Ja, die Bauwirtschaft gehört sogar, zieht man 
ihre Zulieferer mit in Betracht, zu den Wirtschafts-
zweigen, deren Angebotsmöglichkeiten durch den 
Mangel an Erdöl besonders beeinträchtigt sind. Die 
gezielten Maßnahmen im Bereich der öffentlichen 
und der öffentlich beeinflußten· Bautätigkeit sollten 
ausreichen, der Abschwächung der Baukonjunktur 
dort, wo sich diese regional zu einem konjunkturel-
len Einbruch steigert, angemessen entgegen,zutreten. 

50. Was die Ausgaben des Staates anbelangt, so 
halten wir für konjunkturgerecht, wenn die Gebiets-
körperschaften das Haushaltsvolumen, das wir in 
unserem Jahresgutachten für die Alternative 1 mit 
einem Betrag von 313 Mrd. DM angegeben haben 

(JG 73 Ziffer 347), zuzüglich unabwendbarer Mehr-
ausgaben für die Eindämmung schwerwiegender re-
gionaler und sektoraler Fehlentwicklungen auch 
dann aufrechterhalten, wenn dabei clif! geplante 
Steuerdeckungsquote aufgrund konjunkturbedingter 
Einnahmeausfälle sinkt. Sollte man dabei auf Noten-
bankguthaben zurückgreifen, so hätte die Bundes-
bank allerdings die Vermehrung an Zentralbankgeld, 
die sidJ. aus einem solchen Vorgang ergäbe, mit 
Maßnahmen, die auf andere Komponenten der Ent-
stehung von Zentralbankgeld einwirken, zu kom-
pensieren, soweit die Erfordernisse der monetären 
Politik nichts anderes geböten. 

51. Maßnahmen der Finanzpolitik, die expansiven 
Charakter haben, also zusätzliche Ansprüche an das 
Produktionspotential darsteUen oder bewirken, er-
weitern nidlt etwa, sondern verkürzen den Spiel-
raum für eine Zunahme des realen Konsums der 
privaten Haushalte. Denn das Gesamtangebot von 
Gütern und Diensten ist wegen des beschränkten 
Energieangebots begrenzt und kann auch durch ver-
mehrte Importe kurzfri:sNg nidlt be1iebig ausgewei-
tet werden. Dem hat auch die Lohnpolitik Rech-
nung zu tragen. Durch sie wird der größte Teil der 
privaten Verbrauchsausgaben ebenso vorbestimmt 
wie die mit Abstand bedeutendste Komponente des 
volkswirtschaftlichen Kostenniveaus. Zwar läßt sich 
eine quantitative Orientierungshilfe für marktge-
rechte Lohnerhöhungen im Jahre 1974 vom Konsum-
spielraum her kaum gewinnen; man kann sich je-
doch anhand des vermutlich streng limitierten An-
gebots an Gütern und Diensten vergegenwärtigen. 
wie wenig aussichtsreich ein scharfer Kampf um 
hohe Nominallohnsteigerungen derzeit ist. Chancen 
für eine kräftige Einkommensumverteilung zugun-
sten der Arbeitnehmer sehen wir nicht, hingegen die 
Gefahr, daß den Stabilisierungsbemühungen des Jah-
res 1973 jede Aussicht auf Erfolg genommen wird. 

52. Obwohl die Lohnerhöhungswünsche der Arbeit-
nehmer und ihrer Organisationen, gemessen dQ dem, 
was für die anstehende Tarifrunde gefordert wird, 
noch keinen Einfluß von seilen der veränderten 
gesamtwirtschaftlichen Situation erkennen lassen, 
halten wir es für möglich, daß sich das Bewußtsein 
hinsichtlich dessen, was real möglich ist, allmählich 
wandelt. Vielleicht könnte die Olkrise sogar helfen, 
den Teufelskreis der Preis-Lohnspirale zu durch-
brechen. 

Die veränderte Arbeitsmarktlage und die weiteren 
Aussichten für die Beschäftigungsentwicklung las-
sen bescheidene Lohnerhöhungen marktgerecht er-
scheinen. Wir regen erneut an, bei den anstehenden 
Lohnabschlüssen als Verhandlungsgrundlage von 
den Regeln der kostenniveauneutralen Lohnpolitik 
unter Berücksichtigung der für unvermeidlich zu 
haltenden Preissteigerungen auszugehen. Die daraus 
sich ergebende Orientierungshilfe für stabilisie-
r:ungskonforme Lohnerhöhungen mag zwar nicht ön 
jedem Einzelfall zum marktgerechten Lohn führen. 
Es geht jedoch gegenwärtig beim Streit um den 
richtigen Lohn nicht um die Genauigkeit von zehntel 
Prozenten, sondern um mehrere volle Prozentpunkte. 
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53. Da derzeit von einem Nachholanspruch der 
Arbeitnehmer hinsichtlich ihrer effektiven Verdien-
ste kaum die Rede sein kann (JG 73 Ziffer 326), 
sollte für die Arbeitnehmer-Organisationen das 
Lohnniveau des J.ahres 1973 als Basis unstreit-ig 
sein. Wir nehmen jedenfalls an1 daß hierüber am 
ehesten Einvernehmen hergestellt werden kann. Zu-
meist wenig umstritten ist auch der gesamtwirt-
schaftlich erzielbare Produktionszuwachs je Er-
werbstätigenstunde. Wir haben ihn für das Jahr 
1974 auf 4 vH geschätzt. Sehr schwer ist hingegen 
die Klärung der Frage, wie hodl die als unvermeid-
lich anzusehenden Preissteigerungen anzusetzen 
sind. Wie erwähnt schlagen wir vor, die Wirtschafts-
politik möge einen durchschnittlichen Anstieg der 
Verbraucherpreise von 7 vH trotz der Olkrise als 
erreichbar ansehen und anstreben. Ein Teil dieser 
Preissteigerungen ist allerdings allein der Nieder-
schlag der verteuerten Einfuhr, namentlidi beim 01. 
Insoweit stehen hinter den Preissteigerungen keine 
Einkommen von Inländern, di-e etwa verteilt werden 
könnten. Zusätzliche Erlöse aus Preissteigerungen 
bei der Ausfuhr wiegen diese Mehrausgaben an aus-
ländische Lieferanten diesmal bei weitem nicht auf. 
Um 11/2 vH wird das verteilbare Realeinkommen der 
Volkswirtschaft 1974 aus diesen Gründen schon 
dann geringer sein, wenn sich, wie wir in unserer 
Vorausschau angenommen haben, die Steigerung 
der Rohölpreise auf eine Verdoppelung des Standes 
vor der Krise !September 1973) beschränkt. Wollte 
jeder einen Einkommensausgleic:h für die ölbedingte 
Verteuerung seiner Einkäufe, so hieße das im Zwei-
fel, den inflatorischen Effekt oder den Beschäfti-
gungseffekt der Krise vervielfältigen, da niemand 
sich den Nachteil ohne Gegenwehr wird zuschieben 
lassen. Auch dies sollte eigentlich für alle einsehbar 
sein und eine stabilisierungskonforme Einigung der 
Tarifpartner nicht entscheidend behindern. 

Nimmt man die drei genannten Komponenten zu-
sammen und berücksichtigt zudem einen geringen 
Anstieg der Arbeitgeberbeiträge zur sozialen Siche-
rung, so ergibt sich, daß im Vergleich der Jahres-
durchschnitte 1973 und 1974 ein Anstieg der effekti-
ven Stundenverdienste von 91/2 vH vertretbar er-
scheint. Dieser würde erreicht, wenn die Effektiv-
löhne im Jahresrhythmus der Tarifverträge um je-
weils rund 81/2 vH erhöht würden. Selbstverständlich 
macht es dabei keinen Unterschied, in welcher Form 
die Einkommenssteigerungen gewährt werden, ob 
als Stundenlohnerhöhungen, als zusätzliches Ur-
laubsg·eld oder zusätzliches Weihnachtsgeld ode. in 
irgendeiner anderen Form. Ebenso spielt es keine 
Rolle, ob normale Tarifverträge, Rahmentarifver-
träge, Betriebsvereinbarungen oder sonstige· Abma-
chungen die Anspruchsgrundlage abgeben. 

54. Gemessen an den angemeldeten Forderungen 
mag ein Steigerungssatz von 81/2 vH gering erschei-
nen. Gemessen an dem möglichen Produktionszu-
wachs der Volkswirtschaft (1 vH) ist er aber hoch 
zu nennen. Auch der Einwand, die Nettoeinkommen 
würden nennenswert weniger zunehmen als die 
Bruttoeinkommen, erscheint nicht stichhaltig. Denn 
es gibt ja in außerordentlich hohem Maße Ansprüche 
an das Sozialprodukt, die ebenfalls unabweisbar 
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sind und die nicht aus Leistungseinkommen geltend 
gemacht werden, so etwa die Ansprüche des Staa-
tes und die Ansprüche der Bezieher von Transfer-
einkommen. Diese Ansprüche nehmen gerade in 
einer Situation wie der gegenwärtigen notwendiger-
weise überdurchschnittlich zu. Es ist auch keines-
wegs sicher, ob Lohnsteigerungen um jew.eils 81/2 vH 
mit dem Ziel einer Begrenzung des Preisauftriebs auf 
7 vH voll vereinbar sind, wenn zugleich der restrik-
tive Kurs der Wirtschaftspolitik gelockert wird und 
dadurch nennenswerte zusätzliche Ansprüche an 
das Produktionspotential bewirkt werden. Diese 
Lockerung muß deshalb sehr eng begrenzt sein. An-
dernfalls müßte der reale private Verbrauch weiter 
eingesdiränkt werden, entweder durch stärkere 
Preissteigerungen (ohne Lohnausgleich) oder durch 
eine entsprechend stärkere Reduktion der Lohnstei-
gerungen. Dabei ist einkalkuliert, daß die Sparnei-
gung der privaten Haushalte trotz der hohen Preis-
steigerungen und stagnierender Realeinkommen 
hoch bleibt, was nicht selbstverständlich ist. 

Optimistisch zugunsten des Spielraums für Reallohn-
erhöhungen ist außerdem die Annahme, daß sich 
wegen der Konjunkturlage die Erdölkrise aufs ganze 
gesehen nicht in einer unvermeidlichen Extrastei-
gerung der durchschnittlichen Gewinne auswirkt. 
Spielraum für zusätzliche Gewinne im einzelnen 
muß gewährt sein, soll das Marktsystem seine Lei-
stungsfähigkeit in der Bewältigung unvorherseh-
barer Anpassungsaufgaben erweisen. Wir erwarten 
jedoch, daß es 1974 wegen der ungünstigen Kon-
junkturlage neben den Unternehmen mit knapp-
heitsbedingten Sondereinkommen genügend andere 
gibt, die sidt mit geringen Gewinnen begnügen 
müssen, ohne daß sie deshalb gleich ihre Investitio-
nen übermäßig einschränken. 

55. Es heißt, daß es sehr schwierig sein werde, 
Lohnverträge abzuschließen, die eine Lohnsteige-
rung unter 10 vH bringen. Das mag so sein. Wir ha-
ben dies so wenig zu beurteilen wie den Wirklich-
keitssinn derjenigen, die Tarifforderungen für be-
gründbar halten, welche bei einer angenommenen 
Inflationsrate von 7 vH auf eine Lohnsteigerung 
(einschließlich aller Nebenforderungen) von mehr 
als 20 vH hinauslaufen. Falls sich der spektakuläre 
Abstand zwischen dem, was gefordert wird, und 
dem, was mit den gesamtwirtschaftlichen Bedingun-
gen noch vereinbar erscheint, vorläufig nicht ver-
ringern lassen sollte, wäre es möglicherweise 
ratsam, die anstehenden Lohnabschlüsse zunächst 
einmal auf unbestimmte Zeit zu vertagen. Dies 
könnte hilfreich auch deshalb sein, weil sich weder 
die weitere konjunkturelle Entwicklung noch das 
Ausmaß und die voraussichtliche Dauer der Energie-
krise mit der wünschenswerten Klarheit schon über-
blicken lassen. Ein laufender Abschlag auf die in 
den späteren Abschlüssen zu vereinbarenden Lohn-
erhöhungen könnte immerhin sogleich abgespro-
chen und gezahlt werden. Fatal hingegen wäre es, 
sollten sich die Tarifpartner unter Zeitdruck auf 
Verträge verständigen, für die sich, wie schon 
bei den Forderungen, sachliche Gründe kaum finden 
lassen, sondern mit denen man in der Furcht, den 
Beifall und die Gefolgschaft der Arbeitnehmer zu 
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verlieren, die Tarifautonomie in der Weise zu 
retten versud!.t, daß man sie als System zur Austra-
gung von Konflikten nid!.t wirklid!. nutzt und damit 
letztlid!. gegenstandslos werden läßt. 

56. Die monetäre Politik kann die Probleme ener-
giebedingter Angebotsengpässe nid!.t lösen helfen. 
Eine kon junkturpolitisdle Aufgabe, durdl ver-
stärkte monetäre Expansion zusätzlid!.e Nad!.frage 
nadl den Leistungen · andernfalls ungenutzter Pro-
duktivkräfte hervorzulocken, gibt es daher trotz 
der ungünstigen Besd!.äftigungsentwicklung derzeit 
nid!.t. Zu lösen ist die Aufgabe einer Umsd!.id!.tung 
von Ansprüd!.en an das Produktionspotential, nid!.t 
die Aufgabe, diese Ansprüd!.e im ganzen zu erhö-
hen. 

So braud!.t die monetäre Politik von ihrem auf all-
mählid!.e Stabilisierung des Preisniveaus ausgerid!.-
teten Kurs nidlt abzulassen. Was bedeutet dies 
konkret? Wegen der Energieengpässe war die Ziel-
größe für den Zuwad!.s des realen Bruttosozialpro-
dukts von etwa 3 vH auf etwa 1 vH zu korrigieren. 
Unter Berücksidltigung der unvermeidlid!.en Preis-
steigerungen - hier gemessen an der Verteuerung 
der Wertsdlöpfüng, also nidlt an den Ve•breudter-
preisen - ist daher nur nodl eine inlandswirksame 
gesamtwirtsd!.aftlid!.e Ausgabenexpansion von 7 vH 
zu finanzieren. So gesehen wäre die Zielgröße für 
die monetäre Expansion sogar nadl unten zu kor-
rigieren. Allerdings braud!.te die Bundesbank, so-
bald das Lohnproblem auf eine einigermaßen sta-
bilisierungskonforme Weise gelöst ist, weniger als 
bisher Sorge zu haben. daß eine stärkere monetäre 
Expansion alsbald in entspred!.endem Umfange für 
neue Ausgabenwünsdle genutzt wird. Vermutlid!. 
würde zunäd!.st vor allem eine Normalisierung in 
der Kassenhaltung und in der Umlaufsgesdlwindig-
keit des Geldes ein'breten. Keinesfal1s besteht jedod!. 
Anlaß, gegenwärtig sd!.on ein Signal zu setzen, das 
einen Kurswed!.sel der monetären Politik anzeigte. 

Nid!.t als Kurswed!.sel zu interpretieren wäre es 
indes, wenn die Bundesbank in den kommenden Mo-
naten darauf verzidttete, einer Tendenz zur weite-
ren Senkung des Zinsniveaus entgegenzutreten. 
Diese Tendenz wird sidl von der Veränderung der 
Nadlfrage nadl ·Geld her vermutlid!. bald stärker 
durd!.setzen. Der Kurs der monetären Politik ist 
unverändert, solange die Bundesbank dieser Ten-
denz nidlt durd!. verstärkte Expansion der (berei-
nigten) Zentralbankgeldmenge nad!.hilft. 

57. Die Strukturpolitik sieht sid!. gegenwärtig be-
sonders. hohen Erwartungen gegenüber; die kriti-
sd!.e Entwicklung einiger Teilbereidle der Wirt-
sd!.aft legt das durd!.aus nahe. Dod!. entsprid!.t die 
Art der Probleme, die zur Lösung anstehen, nur be-
dingt den Möglid!.keiten der Strukturpolitik; zudem 
dürfte das, was ihr aus aktuellen Gründen abver-
langt wird, vielfadt nidlt auf Dauer zu red!.tfer-
tigen sein. Nid!.t zuletzt wegen der Grenzen, die 
dem struktmpoliti:sdlen Handeln gesewt sind, läßt 
sid!. eine Aufhebung der global wirkenden Investi-
tionsteuer vertreten. Was hat gleid!.wohl struktur-
politisd!. zu gesd!.ehen? 

58. Im Energiebereid!. ist die Substitution von sd!.we-
rem Heiri:öl durd!. Kohle V'Droringikh {Zdlfer 21) 1 
anders als bei den Kraftwerken läßt sie sid!. bei 
der Erzeugung industrieller Produkte nur sdüep-
pend an. Hier gilt es, die Umstellung sd!.neller auf 
den Weg zu bringen, zumal unter anderem wegen 
im Bau befindlid!.er Kraftwerke auf Olbasis ein 
hoher zusätzlid!.er Bedarf an sd!.werem Heizöl für 
die näd!.sten Jahre zu erwarten ist. 

59. Durd!. eine jeweils spezifisd!.e Verknüpfung von 
U""'cben sind einige Wrnsd!.aftsbereidle mehr als 
andere m Bedränigrri<1 geraten: dö.e Ba.uwi~IJsdlaft, 
die Kraftf<lh.1'll01llgjgidustr.iie samt vielen Zulieferer-
bereid>en 'llaJod die T ex1lilindus1Jrie. 
llie NOttwendiqkei.t, den Abschwung in der Bauwtrt-
sd!.aft gezielt 7JU mildem, ist umtriJbt.iq (Zitter 48). In 
der Krafllfaihrzeugiindu:stnie sind Produktionsumstel-
lungen i>llf neue, marl<tgiinstigere und weniger 'lllll· 
mitteJbar oder nli1Jte1bar ölabhängige Produkte lw;ni;-
'1ri"1lig niid!.t mögli<il, eher sdlon ·iln dar Textil-
OO>dustrie. Das mag den Gedanken nahelegen, dort 
wo die 1heimisd!.en Produkte ·miit Importen konkur-
•ie•en, Hanldelissdlraoken !ZUQUDSten des Inlandes 
zu errid!.ten. Einem sold!.en Ansinnen sollte wider-
standen werden. Konkrete Hmen können allenfalls 
im Rahmen der regionalpolitisdlen Programme ge-
währt weroen, <IO!fer-n die dort jeweils festgeleglen 
Bedingungen erfüllt silod. 

80. Vor besonders sd!.wierige Aufgaben dürfte sich 
die A1'beitsmuktpollii!k gestellt sehen. Im Gnmd-
satz sollten die Besdläftigtingsrisiken, die sich aus 
der Lage am Energiemallkt ergeben, mögLicbst van 
allen in gleidter Weise getragen weroen; tatsä<il-
lich werden aber die Folgen unglei<il vePteHt sein, 
zumal sie in der Regel ni·dlt von dem Ein.fluß der 
konjunkturell difofe.en"llierten Absalrzlage auf di:e 
Besd!.äftigung zu trennen sind. Von uns eingeholte 
Austkünfte lassen immerhin erwarten, daß die Un-
ternehmen über die beschäfbigung<1pol«tisdle Nut-
zung des A•beitsplatizwed!.sels und des Abbaues 
von Uberstunden hinaus :runäd>st mög·lddlst wenig 
Arbeitskrä1te entlassen, sondern irur Kurzarbeit 
übel'g0hen werden. Soweit ein sta•ker Rückgang 
in der Besd!.äftigung 'll'll'VermeiJdM<il ist, könnten 
vor allem die Möglichkeiten der Vennind0l'llllg der 
Alterserweilbstämgl<eit genutzt werden. Im übrigen 
könnte helfen, wenn ülber eine verstä•kte iBeteili.~ 
gung der Arbeitnehmer an den Bildung<1möglid!.ltet-
ten A•beitskräfte für eine bestimmte Zeitspanne 
aus dem Arbensmall1ltt genommen würden. 
Nid!.t auszusdlließen dst - e>nzelne Meldungen 
sdtetnen eine soldle Vermutung zu belegen -, daß 
das V·erlangen drängender willd, Al'beitskTäfte aus 
Ländern, <lie Did!.t der Europäisdlen Gemeinschaft 
angehören, zugunsten eillheimis<iler Arbeitskräfte 
7JU irepatriieren. Audi wenn dem vertraglidle Pflidl.-
ten nidlt ·entgegenstehen, -ist ei.ne soldte Lösung 
wegen der möglid!.en Folgen für bestimmte Tätig-
keiten und Berufsbereidle, etwa bei• öffentli<ilen 
Versor9ung®etroieben oder in der BauW'irtschaft 
rrimt ohne weiteres rru red!.tfertigen. Außerdem ste-
ihen allgemeine Bedenken einem .Export von Ar-
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beitslosiglreit• entgegen: Selbst das 2'.ii<!l, auf mittlere 
Simt di<e Anzahl der a111Släodisdien Arbeitskräfte 
zu vmmimern, bietet angesidits der weltweüen 
Ollotise wohl keinen ihillnreidlenden Grund, dies ge-
·fad'E! jetzt :ru flun. 

VI. Wenn es anders kommt 
61. Nur für wenöqe Wod:len läßt sWch die voraus-
sidltliche Versorgunq mit Erdöl einigermaßen zu-
V'l!rsidltliidi uberi>lidten. F.s ioann aud!. schllmm.er 
kommen, als in diesem Gutacbllen angenommen wor-
den dst. Die Probleme werden dann nid!.t ei!llfild!. 
propoJ.!tional mit der Fehlmenge beim Rohöl wach-
sen. Die Binspamungsmögli.dJikeiten, die kedare oder 
nur germge Itiidtwti·~lrungen auf ProdUiktion uml 
Besd!.äftigung haben, wben schon weillgeihend ver-
bMUcht. Man müßte sidl dimer in diesem Fall auf 
eine graVli>Em!ode Reduktion der gesamten wirt-
schaftldkhen Alobivität einstellen. ~'E!llbei dOe Lasten 
einigermaßen gleichmäßig m V'E!Illeilen, ohne zu-
glei.dl 'llDSere Wrinsdlaftsor.dnung außer Kril'ft :ru 
sef:Q:en, wäl'e die Aufgabe. Wir haJ.len es jedoqi 
nidlt für a.ngemiqt, in dEesem Sondergutadlten Lö-
•sungsmögMdlkeLten zu erörtem. 

62. Möglich ist auch, daß es weniger schlimm 
kommt. Dies !ist Si!~bst dann Dk:ht unwahrscbeinlidl, 
wenn die arabischen Länder offiziell für unabseh-
bare Zeit 1bei ihlrer restniiktiven Föroerpolitilt blei-
ben. Auch ·bisher schon ga!b es Ollieferungen ab-
seits der abgestillDmten Lill!ie der OAPEC-&aaten. 
Nicht zuletzt dal'f :man vielleidit erwarten. daß 
ön nidlt zu foemer Zukunlt ein Erdölpreis gefunden 
wind, wenn auch oo recht hc>her, zu dem man am 
Weltmaldot unbeschränkt - nidlt IrUT Spotmengen 
- einloaufen 'kann. 
Unter diesen Umständen würoe das gesamtw91rt-
·schl>ftlkhe Angebotspoten1"'al sehr rasd!. größer 
weroen. Bs wäre dann '"11nächst die Nachfrage, 
w.eJcbe die tatsächliche Zunahme von Produktion 
und Beschäftigung besbimmte. Nicht s;dler wäre, 
daß ·sie sich umgehend von selibst so stark belebte, 
wie es m einer optimalen Ausla11tung des gesamt-
wwchaftDchen Produktionsp<>tentials paßte. Eine 
PolitiJk der Konjtlflkturemegung wäre im Porinzip 
mögliid!. geworoen. Es wäl'e allerldings angezeigt, 
nur 'Seihr maßvoll Gas zu geben, da zu gewärtigen 
ist, daß eine Welle von Nachholdnvestiti<>nen und 
solchen Investitionen, mit denen sidl die Wirt-
schaft an erwaTtet.e l'ilngfri6114ge Änderungen im 
EnerW.ean9"bot anpass<!D wm, in Gang kommt, so-
bald das Vertrauen in eine wiTtschaftliche Aufwärts-
entwiddung wieder a.Jlgemei.n geworoen Ist. Audi 
die Kaufzurudtll.altung der priwtien Haushalte 
könnte rasch d<er Neigung weid!.en, aufgeschobene 
Anschaffungen nachzuholen. 

VII. MHtel· und langfrlatlge Aspekte der Krise 

63. Audi wenn die Krise vorübergeht, also die 
Lieferungen von 01 nicht mehr auf dem demei11ig 
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Diedl'iyen Sliaud belassen oder gar weiter gekiürzt 
werden, kann man nkht e11W1arten, daß dann wieder 
die Mengen mit der Rate '"11nehmen, mit der men 
vor der Krise gerechnet hat. Zu bedenl<e:n ii.st auch, 
daß die Verfügungsmacht über dJais Eroöl dort 
bleilbt, .wo sie ist, die Olhiihroe also audi wieder zu-
ged~t werlden können. Schließlid!. ist damit zu 
rechnen, daß dtor Preis des Rohöls weiiler steigen 
wiro, !llUDä<bst mögll.cberweise stärl<er al'5 der an-
de~ BneI'!Jie1Iräger. 
Die Nöte uDd Anqste, di:e daraus vWelfach abgelei4Jet 
wenden, könnten :ru Kurzschlußhandlungen verfüh-
ren, die später die ganze Volkswirt:s<haft auf liangl! 
Zeit 1be2stien würlden. Davor ist zu warnen. Es 
gibt zu vielie - schon bekannte - Arten der Ener-
g.iegew.tninung, als daß man sich leisten könnte, ein-
fadl solche voranzutreiiben, die tedmisch, aiber nicht 
Ok.onomiisch Dalbe liegen. Vieles wtiro döe plliviate 
Wirtsd!.afl, ·chmh die KI'i..e aufgerutfllllt, von selbst 
foroi<ert betreiben. Mandl.es kann auch der Staat 
•auf den Weg bringen, a•ber n.iicht wahllos und sdton 
morgen, weil er nun den Vorwurl des Nichtstuns 
fürchtet, •sondem nach sorgfälbiger Pruiung der 
Möglichkeiten, döe dann zu e!nem Konzept führen 
·sollte, das 8lJ1S9"ewogen ist zw!sdten Sidlerheiit und 
Wirtsc:h!aftlidtkeid:. Blinde Protektion für die ·heimi-
sche Kohle aus GDünden der SLcherheit wäre genau 
so ralsch Wlk! die Föroerung von Projekten, die 
wenig Aussidit für eine wirtschaftlidle Energie-
gewiD<Dung ·bieten. Kohle g>bt es nicht nm in _ 
Deutschl<md und 01 nidit oor in arabischen Län-
dern. Die Erwartung steigender Preise läßt die Alll'S-
•beuhmg von Olquellen wirllschaffüd!. werden, die 
bisher .nid!.t in Angili.ff g1!nommen wurlde, weil die 
Quellen schwerer zugäng}lch simd. Aus Ols<hieter 
und aus Olsänden kann ebenfalls 01 gewonnen wer-
den. Dies alles ·setzt auch dem Anstleg der Preise für 
01 aus den tradiltioniellen Lieferländern· Grenzen. 
Mag d<!r Weg :OUT billigen Kernenergie noch weit 
sein, auch vor Erreichen dieses Zieles wiro man 
·lllidlt <JU1S Energi<emangel auf wirtschaftliches Wachs-
tum verzichten müssen. EI'St einmal herausgefordert, 
·h<rben Mensdlen immer wieder vollbracht, was m-
nädlst umnögJ.!di sd!.ien. 1So :ist gar nicht unwam-
·sd!.einlich, daß innema~b weniger Jahre Energie 
wieder .als rekh1idi vorbanden gilt und genügend 
01 als Rohstolif der Chemie zur Verfügung steiht. 
Dies soll kein Plädoyer für Sorglosigkeit sein. Es 
soll nur die mrs dem Lot geratene Argumentation 
wieder gerade rudten. Dringlidi eI'Sdleint, daß man 
sich, mit oder ohne Hilfe des Staates, durch lang-
frlJStiqe Verträge oder Beteiligungen Rohstoffquell<!n 
sichert uod, damit auch Söcberheit ·besteht, vor 
allem ·in solchen Ländern, deren Wirtsd!.atits- und 
Gesellschaftssyst<!m dem llll5eren ähnlidl ist. Wich-
tig ißt femer, "1dl an Forsd!:ungsprojekt<!D zur Ver-
billigung der Energiegewinnung und zur ErschLie-
ßung neuer IUDd neuartiger Enmyiequellen zu betei-
ligen.So können die Rimken fürdie Zukunfterheblidi 
gemindert weroen, olhne d'ilß man 9i.ch langfrisüg 
Lasten aufbüroet, die möglicherweise die gegen-
wämgen Lll'Sten der Olkrise weiit überßl:eigen. 



V. 
Methodische Erläuterungen 

Zur Bestimmung 
des geeamtwlrtsc:haftllchen Produktionspotentiale 
(Sachkapazltllten) 

1. Verwendete Symbole für die Jahre t, t + 1, ... , 
t + n: 

K, Bruttoanlagevermögen am Jah-
resanfang 

~ (K, + K, + 1) jahresdurchschnittliches Brutto-
anlagevermögen 

Y, reales Bruttoinlandsprodukt 
Yt gesamtwirtschaftliches Produk-

tionspotential 
Pt Produktionspotential des Sektors 

Unternehmen 
Je, statistisch gemessene Kapitalpro-

duktivität 
li, trendmäßige Kapitalproduktivität 
kT trendmäßige Kapitalproduktivi-

tät, bei Vollauslastung der Sach-
kapazitäten 

u, Zufallsvariable 
Auslastungsgrad des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotentials 

2. Das gesamtwirtschaftliche Produktionspotential 
setzt sich additiv zusammen aus dem potentiellen 
Produktionsvolumen des Sektors Unternehmen 
(ohne Wohnungsvermietung) und den Beiträgen 
des Staates, der Wohnungsvermietung und der 
privaten Haushalte und Organisationen ohne 
Erwerbscharakter zum realen Bruttoinlandspro-
dukt. Beim Staat und den übrigen Bereichen 
außerhalb des Sektors Unternehmen (ohne Wo-
nungsvermietung) wird dabei angenommen, daß 
deren Produktionspotential stets voll ausgelastet 
und damit mit ihren Beiträgen zum Brutto-
inlandsprodukt identisch ist. 
Der Auslastungsgrad des gesamtwirtschaftlichen 
Produktionspotentials errechnet sich nach der. 
Relation: 

At= Y, 
Yt 

3. Das Produktionspotential des Sektors Unterneh-
men (ohne Wohnungsvermietung) ist das Produkt 
des jahresdurchschnittlichen Bruttoanlagevermö-
gens und der von Auslastungsschwankungen be-
reinigten trendmäßigen Kapitalproduktivität bei 
Vollauslastung der Sachkapazitäten. 

kt 
pt = 2(K, + Kt+tl 

4. Die Berechnung der in die Potentialschätzung 
eingehenden Kapitc>lproduktivitäten erfolgt in 
zwei Schritten. Zunä<hst werden trendmäßige 
Kapitalproduktivitäten mit Hilfe einer logarith-
misch-linearen Trendfunktion errechnet: 

logli, ~Joga+ tlogb + u1 

Darauf erhält man die Kapitalproduktivität für 
die Potentialberechnung dadurch, daß der Trend 
parallel durch denjenigen Wert der empirisch 
gemessenen Kapitalproduktivität im jeweiligen 
Stützbereich verschoben wird, der von seinem 
Trendwert am weitesten nach oben abweicht. 

log kf = a0 + log li1, 

wobei a0 = max [log k1 - log liJ ist. 

Als Stützbereich für die Trendberechnung wird 
eine Periode von konstanter Länge angenommen, 
die die Dauer von etwa zwei Konjunkturzyklen 
umfaßt und die jeweils um das abgelaufene Jahr 
aktualisiert wird, um den Trendverlauf möglichst 
gegenwartsnah zu bestimmen. Det so berechnete 
Trend geht ausschließlich in die Potentialschät-
zung des Berichtszeitraumes ein. 

5. Das Produktionspotential bei jahresdurchschnitt-
Jicher Auslastung der Sachkapazitäten des Sek-
tors Unternehmen (ohne Wohnungsvermietung) 
wurde ermittelt als Produkt des durchsdmitt-
Jichen Bruttoanlagevermögens und der von Aus-
Jastungsschwankungen bereinigten trendmäßigen 
Kapitalproduktivität bei einer Auslastung der 
Sachanlagen wie im Durchschnitt des Zeitraums 
1963 bis 1973 (knapp 971/1 vH). Hinzugefügt wur-
den, um das Produktionspotential bei durch-
schnittlicher Auslastung der gesamtwirtschaft-
wirtschaftlichen Sachkapazitäten zu bestimmen, 
die Beiträge des Staates, der Wohnungsvermie-
tung und der privaten Haushalte und Organisa-
tionen ohne Erwerbscharakter zum realen Brutto-
inlandsprodukt. Für diese Bereiche wurde folg-
lich angenommen, daß ihre Sachkapazitäten stets 
voll ausgelastet waren. · 

6. Uber die Entwidtlung der einzelnen Komponen-
ten des Potentialwa<hstums wurden folgende An-
nahmen gemacht: 

- Bei der Fortschreibung des vom Statistischen 
Bundesamt geschätzten Bruttoanlagevermö-
gens bis zum Jahresende 1975 wurde davon 
ausgegangen, daß die. realen Bruttoanlage· 
investitionen der Unternehmen 1974 um 
71/1 vH und 1975 um 1'/1 vH abnehmen. 
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Anhang V 

- Die rechnerischen Abgänge wurden nach 
einem Verfahren geschätzt, das einer quasi· 
logistischen. Verteilungsfunktion ähnelt. 

- Für die Berechnung .der trendmäßigen Ka-
pitalproduktivität in den Jahren 1974 und 
1975 wurde als Stützbereich die Periode 1964 
bis 1973 zugrunde gelegt. Der Trend wurde 
durch die empirisch gemessene Kapitalpro· 
duktivität des Jahres 1970 verschoben. 

Zur Beredmung 
der bereinigten Zentralbankgeldmenge 

1. Die Zentralbankgeldmenge ist in der von uns 
verwendeten Abgrenzung definiert als 
(!) z, = BG, + MR, + UR, 

Die Symbole haben folgende Bedeutung: 
Z Zentralbankgeldmenge 
BG Bargeldumlauf 
MR Mindestreserven 
UR Uberschußreserven 

Zeitindex 
Die Bereinigung der Mindestreserven um 
den Effekt von Reservesatzänderungen er· 
folgt mit Hilfe eines Korrekturpostens 

(2) MRt = MR, + K, 

Dabei bedeuten: 
MR• Bereinigte Mindestreserven 
K Korrekturposten 

Es ist 

' (3) K, = 2: l'>.K, 
't-t„ 

mit 

(4) L'.K, = - (<t - r,_ ,) E1 .. 1 

Dabei bedeuten 
r Reservesatz 
E Reservepflichtige Bankeinlagen 
't Zeitindex für die Kumulation des Kor-

rekturpostens 

3. 

und von den Banken bewirkte Verschiebun-
gen in der Einlagenstruktur reagiert. Soll die 
Zentralbankgeldmenge nur um die reinen 
Effekte mindestreservepolitischer Maßnah· 
men bereinigt werden, so muß die Bereini-
gung nach einzelnen Einlagearten getrennt 
vorgenommen werden. für die Mindest-
reserven gilt 

Dabei ist 
Index der Einlagearten, für die unter· 
schiedliche Reservesätze gelten 

Die Bereinigung erfolgt getrennt für jede 
Einlagenart nach den Formeln (2) bis (4). Die 
nach einzelnen Einlagearten bereinigte Zen· 
tralbankgeldmenge ist dann 

~ 
(7) zt = BG, + 1=1 (ritE;, + Kn) + UR, 

Nach Ausdruck (7) wird die Zentralbankgeld· 
menge nur um den reinen Effekt mindestre· 
servepoli tisch bewirkter Reservesatzänderun-
gen bereinigt, denn für den Korrekturposten 
gilt 

Dieser Ausdruck ist nur dann ungleich Null, 
wenn die Bundesbank wenigstens einen der 
Reservesätze zwischen zwei Zeitpunkten 
ändert. 

Die .Zentralbankgeldmenge bei konstanten 
Reservesätzen•, wie sie die Bundesbank be-
rechnet, ist zu jedem Zeitpunkt t wie folgt 
definiert: 

7KRBG ~ 1 
L4 = t+i=t riT Ea 

Dabei ist 
E!, Reservepflichtige Verbindlichkeiten ge-
genüber Inländern 

Der Zeitindex t läuft von t 0 bis T; to ist der 
Zeitpunkt, zu welchem die Berechnung der 
Reihe begonnen wird. 

t„ Zeitpunkt, zu welchem die Kumulation Zum Konzept des konjunkturneutralen Haushaltes 
des Korrekturpostens begonnen wird 

2. 
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Die bereinigte Zentralbankgeldmenge zb er· 
gibt sich dann als 

(5) Zi' = BG, + (MR, + K1) + UR, 

Gelten für unterschiedliche Einlagearten ver-
sd:tiedene Reservesätze, so ist r ein durch-
schnittlicher Reservesatz (Reserve-Soll in vH 
der reservepflichtigen Einlagen), welcher 
nicht nur auf mindestreservepolitische Maß-
nahmen, sondern auch auf vom Publikum 

A. Die verwendeten Symbole haben folgende Be· 
deutung: 
P[ Produktionspotential in Preisen von 1962 im 

Jahr t · 

P, .konjunkturneutrale" Erhöhung des Preis-
niveaus (Deflator des Bruttosozialproduk-
tes) im Jahr t (in vH) 

P:.' Produktionspotential, inflationiert mit dem 
Deflator des Bruttosozialproduktes im Vor· 
jahr (t - 1) und der .konjunkturneutralen" 
Erhöhung des Preisniveaus (p1) im Jahr t 



Methodische Erläuterungen 

Pl Produktionspotential in jeweiligen Preisen 
(Deflator des Bruttosozialproduktes) im 
Jahr t 

lv Normalauslastungsgrad des Produktionspo-
tentials (in vH) 

G\ tatsächliche Staatsausgaben im Jahr t 
g0 Anteil der Staatsausgaben am Produktions-

potentials (Staatsquote) im Basisjahr (in vH) 
Gf Staatsausgaben im Jahr t bei gleichem 

Staatsanteil am Produktionspotential wie im 
Basisjahr· (g. ' P\'l 

. 100 

Yl Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen 
im Jahr t 

Y; Bruttosozialprodukt bei Normalauslastung 
des Produktionspotentials (P\'l im Jahr t 

Yr Bruttosozialprodukt bei .konjunkturneu-
tralem" Preisniveau im Jahr t 

t., volkswirtschaftliche Steuerquote (Anteil der 
tatsächlichen Steuereinnahmen am Brutto-
sozialprodukt) im Basisjahr (in vH) 

t, volkswirtschaftliche Steuerquote im Jahr t 
(in vH) 

T'( Vollbeschäftigungssteuereinnahmen imJahr 
t bei gleicher Steuerquote wie im jeweiligen 
Jahr 

T\' Vollbeschäftigungssteuereinnahmen imJahr 
t bei gleicher Steuerquote wie im Basisjahr: 
(t0 - Yy) 

100 
Hf konjunkturneutrales Haushaltsvolumen im 

Jahr t 
n1 konjunkturneutrale Staatsquote im Jahr t 

(in vH) 
b, beanspruchte Staatsquote im Jahr t (in vH) 
i1 realisierte Staatsquote im Jahr t (in vH) 
s, 11onstige Einnahmen im Jahr t 
K'j potentialorientierte Kreditaufnahme im 

Jahr t 
Fi tatsächlicher Finanzierungssaldo im Basis-

jahr 

B. Definitionen 
lv ·Pf 

Y; = 1iiO 

.('! = Y' !'.J'. 
~ t Pi 

Tf= t.·Y; 
100 

HI- = g •. ~ + (t, - t.) Y; 
t 100 100 

Die Differenz der Steuerquoten des laufenden 
(tJ und des Basisjahres (t.,) - als Maß für Verän-
derungen in den Entzugseffekten des Steuersy-
stems - gewichten wir, anders als bei den Rech-
nungen in früheren Gutachten, nidlt mehr mit dem 
Bruttosozialprodukt in jeweiligen Preisen (YI) 
sondern mit dem Bruttosozialprodukt bei Normal-
auslastung des Produktionspotentials zu konjunk-
turneutr alen Preisen (Yl). Hierdurch sollen kon-
junkturbedingte und inflationsbedingte Schwan-
kungen im Steueraufkommen besser als bisher 
bei der Ermittlung des konjunktumeutralen 
Haushaltsvolumens ausgeschaltet werden. Kon-
junkturbedingte und inflationsbedingte Schwan-
kungen in den Steuerquoten vermögen wir aller-
dings nach wie vor nicht hinreidlend genau zu 
erfassen (siehe JG 70 Ziffer 341). 

Konjunktureller Impuls: 

Hf> Gl : kontraktiv 

Hf = Gi : konjunkturneutral 

Hr< Gi : expansiv 

konjunktumeutrale Staatsquote: n1 = Hf · 100 Pf 
G' 

beansprudlte Staatsquote: b, = ~ · 100 
Pf 

realisierte Staatsquote: i1 = G: · 100 P, 
potentialorientierte Kreditaufnahme im Basis-
jahr: 

K!! = F1 + ~. (Yv - Y') 
0 0 100 0 0 

C. Zur Berechnung der Steigerungsrate für eine kon-
junktumeutrale Ausweitung der Staatsausgaben 
(bezogen auf die Ist-Ausgaben des Vorjahres) 

-·-- . -- ·(100+ p 1l [(
Hf PI) (Pl+i) 

(
Hf + l _ 1) . l OO = G[ Pf Pl 1 

• + (t, + 1 - 41 Y'f + 1 
GI 100 G\ · 100 

[(
Pl + 1 • (100 + Pt + 1) 
P[ 100 

it 
nt 

+ (t, + 1 - 4) Y'i + 1 - 1 J . 100 
G\ · 100 
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Anhang V 

ZwisdJ.en den Werten der konjunkturneutralen Steigerungsrate in Zeile (b) der Tabelle 22 und den 
Werten in den Zeilen (c), (d), (e) und (1) besteht folgender Zusammenhang: 

[ 

[100 + (c)] • [100 + (d)] J 
b= 100 100 +..kL-1 ·100 

100 - (1) 100 
100 

Die Größe (1) ist eine Zusammenfassung der in Tabelle 18 des JahresgutadJ.tens 1971 ausgewiesenen 
Größen (1) und (g). 

D. Zur BeredJ.nung des konjunkturneutralen Finan· 
zierungssaldos 

(a) potentialorientierte Kreditaufnahme: 
pn 

Jq=JQ!·-' 
0 p~ 

Diese Größe tritt an die Stelle der früher 
ausgewiesenen ,konjunkturneutralen län· 
gerfristigen Kreditaufnahme" zuzüglidJ. der 
auslastungs- und inflationsbedingten Ände-
rung im Deckungsbeitrag dieser Größe [frü-
her zusammen mit [d)). 

(b) auslastungsbedingte Steuermehreinnahmen 
beziehungsweise Mindereinnahmen: 
t, Wo · (Yr - yt) 

[c) inflationsbedingte Steuermehreinnahmen: 
t, 

100 . (Yl - Yj') 

(d) Änderung im Deckungsbeitrag der ,Sonsti· 
gen Einnahmen• : 

(s - s ....!!..) 
t o Pi 

Der konjunkturneutrale Finanzierungssaldo 
ergibt sidJ. als Summe der Komponenten (a) 
bis (d). 
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Anhang VI 

Erläuterung von Begriffen der Volkswlrtschaftllchen Gesamtrechnungen 
für die Bundesrepublik Deutschland 

1. Sektoren der Volkswirtschaft 

D;e inländischen wL!tschaftlichen Institutionen sind 
in den Volks·wirtsc.ha-ftlichen ·Gesamtr·edl.nungen zu 
Sektoren zusammengefaßt. In der Grunde·lnteilung 
wel"den drei Sektoren u-ntersdl.·i·eden1 nämlich Un-
ternehmen, Staat und private Haushalte einschließ-
lich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Zu den Unternehmen rechnen alle Institutionen, d4e 
vorwiegend Waren und Di•enstleisitungen produ-
zieren bzw. erbringen und diese gegen spezielles 
Entgelt verkaufen, das in der Reg.el Uberschüsse 
abwirft oder mindestens die Kosten deckt. Hierzu 
gehören unter anderem .auch landwirtschaftlkhe Be-
tr,}ebe, Handw·erksbet:r1iebe und Freie Berufe, feriier 
Bundesbahn, Bundespost und sonstige öffentliche 
Unternehmen, un<>bhängi·g von ihrer Rechtsform. 
Ei'ßlbezog,en in den Unternehmenssektor ist auch 
die Wohnungsvermietung einschließlidl der Nut~ 

zung von Eigentümerwohnungen. 

Der Staat umfaßt folgende öffentliche Körpersch<>f-
ten: Bund einschl. Lastenausgleichsfonds und ERP-
Sondervermögen, Länder einschließlich Stadtstaaten, 
Gemeinden und Gemeindeverbände, und zwar Ho-
heits- und Kämmereiverwaltungen (also nicht ihre 
Unternehmen}, ferner ZweCkverbände, soweit sie 
Aufgaben erfüllen, die denen der Gebietskörper-
schaften entsprechen, und die Sozialversicherung 
einschließlich der Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst. In die Sozialversicherung einbezogen ist ein 
fiktiver Pensionsfonds für Beamte, der unterstellt 
werden muß, damit das Einkommen der Beamten 
mit dem anderer Arbeitnehmergruppen vergleidlbar 
dargestellt werden kann. 

In den Sektor der privaten Haushalte sind die pri-
vaten Org.anisaitionen ohne Erwerbscharakterr ein-
g·eschlossen, wie Kiirdl·en, reH.göse und weltanschau· 
liehe Organisationen, ka,itative, kulturelle und 
wissenschafüiche Organisationen, poliUsche Par-
tei•en, Gewerk'Schaften, Sportvereine, gesellige Ver-
eine usw., die wie der Staat i,hre Leistungen über-
wiegend ohne Entgelt • verkaufen•. 

2. Das Sozialprodukt und seine Entstehung 

D<>s Sozialprodukt gibt in zusammengefaßter Form 
eful Bild der wirtschaftlichen Lei•stung der Volks-
wirtschaft. 

Von seiner Entstehung her gesehen wlrd das So-
zialprodukt über das Inlandsprodukt herechnet. Aus-
gangsgröße für die Ermit\lung •des Inlandsprodukts 
sind in der Regel die Produktionswerte (Umsatz, 
Bestandsveränderung an Halb- und Fertigfa·brika-
ten, •se}bsterstellte Anlagen) der Wirtscha.ftsbereiche. 
Zieht man h1ervon dte ·sogenannten Vorleistungen 
(Materialeinsatz usw.) ab, evhält man den Beitrag 
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der Bereiche rum Bruttoinlandsprodukt zu Markl· 
preisen. 
Erhöht man das Bruttmnlandsprodukt um die Er-
werbs- und Vermögenseinkommen, die inländische 
lnsbtutionen von der übr.;gen Welt bezogen haben, 
und zieht man die Erwerbs- und Vermögensein-
kommen ab, die an die übrige Welt gezahlt worden 
slnd, ergibt sidJ. da•s Bruttosozialprodukt zu Markt-
preisen. 
Das Bru1tosozvalprodukt ru Marktpr.eisen ist, von 
seiner Verwendung her gesehen, gleich der Summe 
aus dem (Privaten und Staats-) Verbrauch, den 
Investitionen und den Au&fuhren von W·aren und 
Dienstleistungen (einschließlich der Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen aus der übrigen Welt) nach 
Abzug der Einfuhren von Wa~e.n und Dienstlei•stun-
gen (einschließlich der Erwerbs- und Vermögensein-
kommen für die übrige Welt). 

Zieht man vom Bruttosozi.alprodwkt zu Marktprei-
sen die verbrauchsbedingten, zu Wiederbeschaf-
fun95pTei•sen 1bew.e11teten Abschreiibungen ab, er-
hält man das Nettosozialprodukt zu Marktpreisen. 
Hieraus leitet sidJ. durch Kürzung um die indirekten 
fbei der Gewinnermittlung abzugsfähigen) Steuern 
und durch A<ddition der für die laufende Produk-
tion gezahlten staatlichen Subventionen das Netto-
sozialprodukt zu Faktorkosten ab. Es ist identisch 
mit dem Volkseinkommen. 
Die einzelnen Begriffe hängen, sch·ematisch darge-
stellt1 wie folgt zusammen: 

Bruttoinlandsprodukt 
+ Saldo der Erwmbs- und Vermög.enseinkommen 

zwischen Inländern und der übrigen Welt 

Bruttoso~ialprodukt 

- P,bschreiibungen 

Nettosooialprodukt zu Ma~ktpreisen 
Indirekte Steuern 

+ Subventionen 

NeUosozi'alprodukt zu Faktorkosten 
Volksei'lllkommen 

3. Vertellung des Volkseinkommens 

Das Volkseinkommen lst die ~Summe aller Er-welflbs-
und V-ermögenseinkommen, die Inländern ZJUge-
flossen sind. 

In der Verteilungsrechnung des Volkseinkommens 
werden zwei wichtige Einkommensarten unterschle-
den, nämlich Einkommen aus unseH:~ständiger, Ar-
beit und Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen. 



Sadueglater 

Wettbewerbspolitik 350 ff., 436 

WettbewerbsposlUon gegenllber dem Ausland 
154 ff. 

Zahlungsbilanz 149 ff. 
s„ auch außenwirtschaftliche Ungleichgewichte 

Zentralbankgeldmenge 
- • bei konstanten Reservesätzen• 382 

- bereinigte 173, 380 f. 

- Bestimmungsgründe 175, 383 

- Expansion 174, 180 f„ 312 f. 

- inderEG 66 

- konjunkturneutrale Expansion 174, 394 f. 

- Steuerung 171 ff„ 315, 379 ff. 

Zinsen 172, 189 ff„ 314, 320 f„ 387 
- in der EG 67 

Dieses Gutachten ist auch als Bundestags-Drucksache 7/2848 und Bundesrats-Drudtsadle 7Btn4 
erschienen. Bezug durch den Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethesttale 56 
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Sadueglater 

Uffenlllche Finanzen 198 ff., 261 ff., 323 ff., 397 ff. 
- Ausgaben 202 ff. 
- Finanzierungssaldo 214, 328, 413 
- in der EG 68 ff. 
- Investitionen 204 
- konjunkturelle Wirkungen 212 ff., 330 f„ 400 ff. 
- konjunkturneutrales Haushaltsvolumen 213 
- Kreditaufnahme 188, 214, 315, 328 ff., 404, 407 
- Personalausgaben 203, 217 
- Schuldenpolitik 332 
- Sondereinlagen bei der Bundesbank 315 
- Steuereinnahmen 208 ff. 
- Steuerquote 208 
- Struktur der öffentlichen Ausgaben 202 ff., 326 
- voraussehbare Entwicklung 261 ff. 

Ulkrlse 1 f„ 28 ff., 78, 441 ff. 
- Preise 2, 117, 441 ff. 

Osterreich 43 

OHen-Markt-PollUk 384 f. 

Preisentwicklung 116 ff. 

- Ausfuhrpreise 119, 152 

ReallohnposlUon 141 

Realrendite 144 

Realzins 145, 299, 320 f„ 450, 460 

Recycling 13, 16 ff„ 259, ~ff. 

ReflnanzlerongspollUk 384 f. 

Schweden 43 

Schweiz 43 

Sonderprogramme, konjunkturpollUsche 218, 239, 
326,333 

Sparquote 94 f„ 275 

StablllsierungspollUk 291 ff„ 364 ff. 

Steuerreform 261, 325 

Tarifautonomie 337, 433 

Terms of Trade 141, 159 
- derEG 32 

- Bauten 122 - der wichtigsten Industrieländer 9, 442 

- Dienstleistungen 127 

- Einfuhrpreise 117, 158 

- Grundstoffe und Produktionsgüter 120 

- in den wichtigsten Industrieländern 3 ff„ 257 

- inderEG 50 

- Industrieerzeugnisse 119 

- industriell erzeugte Verbrauchsgüter 226 

- Investitionsgüter 121 
- landwirtschaftliche Produkte 123 

- Nahrungsmittel 129 

- 01 und Mineralöl 2, 117, 126 

- unvermeidliche Preissteigerungen 309 

- Verbraucherpreise 124 ff. 

- voraussehbare Entwicklung 279 f. 

- Wohnungsmieten 128 

ProdukUonspotenUal 

- Auslastung 100 

- Wachstum 220 ff„ 307 

Umlaufsgesdlwlndlgkelt des Geldes 181, 183 

VerbraucherpoUUk 344, 431 

Verbrauchskonjunktur 93.ff„ 275 

Vereinigte Staaten 
- konjunkturelle Entwicklung 40 
- voraussehbare Entwicklung 255 

VermögenspoUUk 440 

WährungspoUUk 317 ff. 
- Reform des Weltwährungssystems 21 ff. 

WechselkurspoUUk 21 ff„ 61 f„ 317 ff. 
- Block-Floating 62, 294, 430 
- flexible Wechselkurse 21 ff„ 423 ff. 

Welthandel 39, 260 
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SadaregJaier 

Finanzpolitik 198 ff., 261 ff., 323 ff., 397 ff. 
- in der EG 68 ff. 

s. auch öffentliche Finanzen 

Frankreich 33, 52 ff., 61, 70 

Geld 
- Expansion der Geldmenge 180 ff., 315 ff. 
- Geld und Inflation 291 ff., 315 ff. 
- Geld und Konjunktur 376 
- Objektivierung der Geldversorgung 312 f. 

Geldbasis 
s. Zentralbankgeldmenge 

Geldpolitik 111 ff., 291 ff., 312 ff., 374 ff. 
- in der EG 59 ff. 
- mengenorientierte 383 ff. 

Geldwertstabllltät und Vollbeschäftigung 7, 76 ff., 
291 ff., 356 ff., 364 ff. 

Gewinne 143 ff., 296 
- Gewinne und Investitionsneigung 296 ff. 

Großbritannien 33, 52 ff., 61, 70 

HandelsbUanz 150 ff., 

Industrieproduktion 101 
- inderEG 45 

Inflation 3 ff. 

- Bekämpfung der Inflation 170, 291 ff. 

- Geld und Inflation 291 ff., 375 ff. 
- Kosten der Inflation 219 ff., 289, 301, 365 ff. 

Inflatlonsgewllhnung 289 f., 365 

lnvesUtlonsförderung 334 

Investitionsneigung 85 ff., 269 ff., 296 ff. 

lnvestltlonsteuer 215 

Irland 52 f., 70 

Italien 33, 52 ff., 70 

Japan 41 f. 
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Kapitalmarkt 193 ff. 

Kapitalverkehr 151, 163 ff. 
- in derEG 60 

Kapitalverkehrskontrollen 176 
- inderEG 60 

Kassenhaltung 
- Rationalisierung 181, 183, 312, 388 

Konjunkturverbund 55 ff., 426 ff. 

Kreditgewährung der Banken 185 ff. 
- in der EG 63 ff. 
- Konsumentenkredite 95 

Lagerdispositionen 91 f., 213 . 

Uquldltätsreserven der Banken 117, 386 

Lllhne 
- Effektivverdienste 137 
- in der EG 47 f. 
- kostenniveauneutrale 141 
- Lohndrift 138 
- Lohnstückkosten 142 
- Reallöhne 140 
- Tariflöhne 132 ff. 
- voraussichtliche Entwicklung 267 f. 

Lohnpolitik 131 ff., 267, 336 ff. 
- Gleitklauseln 343 

- Nachverhandlungsklauseln 343 
- Tarifabschluß im öffentlichen Dienst 134, 217, 

348 

Lohnquote 146 

Marktpolitik 350 ff., 431 ff. 

Mindestreservepolitik 380 ff. 

Monetäre Politik 
s. Geldpolitik 

Nachfragelücke 13, 450 ff. 

Niederlande 52 ff., 11 

No.Wegen 43 



SACHREGISTER 

(Die Zahlenangaben beziehen sidi auf die Textziffern) 

Agrarpolitill; 349 
- in der EG ?3 ff. 

Arbeltskrlfte 115, 278 
- ausländische 114 

Arbeitslostgkeit 107 ff„ 278 
- Differenzierung nach Branchen und Personen-

gruppen 110 ff. 
- inderEG 46 
- Vergleich mit dem Jahr 1967 108 ff. 

Arbeitsmarkt 106 ff. 
- inderEG 46 

ArbeltsprodukUvitlt 102, 344 

Auftragseingang 
- aus dem Ausland 98 f. 
- bei den Investitionsgüterindustrien 85 

Aufwertung der D-Mark 163 ff., 318 ff. 

Ausfuhr 150 ff., 274 
- derEG 44 
- regionale Unterschiede 156 

- Struktur 155 

Ausfuhrpreise 119, 152, 154 

Ausgabenexpansion, gesamtwirtschaftliche 
180, 247, 312 ff. 

Auslandsnachfrage 97 ff., 303 

Auslastungsgrad des ProdukUonspotenuaJs 100 

AusrllstungslnvesUUonen 90, 269 ff. 

Aullenbeltrag 149 ff., zn, 357 ff. 

Außenhandel 149 ff. 
- in der EG 33 ff. 

Außenwlrtschaftllche Absicherung 423 ff. 

Aullenwlrt1chaftllche Ungleichgewichte 9 ff„ 32 ff., 
258 f. 

Automobutndusttte 226 ff. 

Bauwirtschaft 230 ff. 
- inderEG 44 
- Nachfrage 89, 272 

Beigten 52 ff., 63, 71 

Beschlftlgung 115, 278 
- inderEG 46 
- von Ausländern 114 

Binnennachfrage 85 ff., 301 ff. 

Bruttoinlandsprodukt, Bruttosozialprodukt 45, 100, 
276 

Dänemark 33, 52 ff. 

Devisenzußtlsse 171, 177, 383 

Einfuhr 104 f., 157 f., 2T1 

Einfuhrpreise 117' 158 
- inderEG 35 

Einkommen 
- aus unselbständiger Tätigkeit 139 
- aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 145 
- inderEG 49 
- Sozialeinkommen 147 f. 

ElukommenspollUk 336 ff., 431 ff. 

Einlagenstruktur 181 

Euro-Markl 13 ff. 

Europllische Gemeinschaft 27 ff. 
- Gemeinschaftshaushalt 72 
- konjunkturelle Entwicklung 44 ff. 
- voraussehbare Entwicklung 256 
- Wirtschaftspolitik 29 f., 56 ff. 
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Tabelle 59' 

Anhang VI 

Löhne und Gehälter 
1970 = 100 

.Brutto- Tarillidle 

Zeitraum 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1911 
1912 
1973 

1971 Jan 
Apr 
Jul 
Okt 

1912 Jan 
Apr 
Jul 
Okt ') 

1973 Jan 
Apr 
Jul 
Okt 

1974 Jan 
Apr 
Jul 

Brutto-
lohn- und 
-gehalts-
summe je 
besdläf-

stun-
den-

wo- 1 monats-
then-

verdienste 

ligten 
Abhän-
gigen 

in der 
Industrie 1) 

in 
Indu-

strie 1) 
und 
Han-
del 'J 

44,6 
49,2 
53,1 
51,0 
62,I 
61,8 
12,1 
15,1 
19,8 
81,I 

100 
111,8 
121,8 
136,4 

44,3 
48,8 
54,4 
58,5 
63,4 
69,6 
14,2 
16,6 
80,0 
81,1 

100 
111,0 
120,9 
133,5 

} { 
101,5 

107,2•1 
109,2 

} { 
113,! 

116,3•1 
114,0 

} 
} 
} 
} 
} 

{ 
117,I 

116,941 
119,1 

{ 
122,9 

126,5<1 
123,7 

{ 
128,2 

130,2•1 
131,9 

{ 
136,6 

142,4<1 137,3 

f 138,7 
144,S<I 

45,3 
49,9 
55,0 
58,1 
63,4 
69,8 
13,8 
73,4 
78,4 
86,9 

100 
108,8 
117,4 
129,7 

104,6 
106,9 
111,4 
112,4 

111,3 
116,9 
120,0 
121,2 

123,5 
128,7 
133,1 
133,6 

131,I 

48,7 
52,9 
57,4 
61,2 
65,2 
10,6 
15,1 
18,1 
82,4 
88,9 

100 
110,2 
119,9 
132,1 

106,9 
109,0 
112,0 
112,9 

116,3 
118,8 
121,7 
122,7 

126,7 
130,8 
134,6 
136,I 

131,1 

1) Einsdlließlidi Hodl- und Tiefbau. 
1) Einsdtließlich Kreditinstitute und Versi<herungsgewerbe. 

Stunden- Wadien-

löhne 

in der 

gewerb-
Jidlen 
Wirt-

lndu- sdiaft Indu-
strie 1) und bei strie 1) 

Gebiets-

50,2 
54,2 
59,8 
63,1 
68,I 
73,2 
78,4 
82,I 
85,6 
91,2 

100 
113,0 
122,8 
134,5 

109,8 
110,1 
115,3 
116,I 

119,7 
121,5 
124,6 
125,5 

130,2 
132,6 
136,9 
138,2 

144,5 
148,I 
153,8 

körper-
sdtaften 

49,9 
54,0 
59,3 
63,3 
61,5 
12,1 
78,0 
81,4 
84,8 
90,6 

100 
113,7 
124,5 
136,9 

110,3 
111,5 
115,8 
117,I 

121,0 
123,1 
126,3 
127,6 

132,6 
135,3 
139,3 
140,5 

147,2 
151,0 
156,4 

54,8 
59,0 
63,9 
61,5 
10,9 
15,1 
80,1 
83,2 
86,5 
91,8 

100 
112,8 
122,5 
134,0 

109,6 
110,5 
115,I 
115,9 

119,5 
121,1 
124,2 
125,1 

129,8 
132,1 
136,4 
137,6 

143,9 
147,5 
153,0 

gewerb-
lidlen 
Wirt· 
sdlaft 

und bei 
Gebiets-
körper-
schatten 

54,2 
58,4 
63,3 
61,0 
10,3 
75,2 
80,2 
82,6 
85,8 
91,4 

100 
113,2 
123,6 
135,7 

109,9 
III,! 
115,2 
116,4 

120,2 
122,2 
125,4 
126,7 

131,5 
134,2 
138,0 
139,1 

145,7 
149,5 
154,7 

1) Für Bruttolohn- und -gehaltssumme je besdlifUgten Abhängigen: Halbjahre. 
a) Vorllufige Ergebnisse. 
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Monatsgehälter 

gewerb-
lldlen 
Wirt-

lndu- sdlaft 
strie 1) und bei 

Gebiets-
körper-
sdlaften 

55,9 
60,6 
65,1 
69,2 
12,5 
17,4 
82,2 
84,4 
81,2 
92,8 

100 
111,7 
120,9 
132,4 

109,5 
110,3 
113,2 
113,8 

118,0 
120,I 
122,6 
123,0 

128,4 
131,4 
134,3 
135;4 

142,5 
146,4 
150,I 

55,9 
60,3 
64,7 
68,5 
11,1 
16,3 
81,0 
83,6 
86,3 
91,5 

100 
111,3 
121,0 
132,9 

108,9 
110,6 
112,6 
113,1 

111,6 
120,6 
122,6 
123,0 

128,6 
132,8 
134,7 
135,3 

142,5 
1'1,5 
150,1 



Tabellen lür d.Je Bundesrepublik Deutschland 

Tabelle 58' 

Zeitraum 

Preisindex Hlr die Lebenshaltung 
Alte Systematik, Zusatzdarstellung 

1970 = 100 

Gesamt-1 Nah- 1 Woh-1 Dienst-1 
Son-

Gesamt-1 Nah- 1 Woh-1 Dienst-1 lebens- rungs- n:f_s- 1eistun- stige 1ebens- rungs- nungs- leistun-Wa- haltung mittel 1) ,:;;:~-') . g,en ') haltung mittel 1) zung ') gen') ren 4) 

Son-
stlge 
Wa-
ren ') 

alle privaten Haushalte 4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte ') , 

1962 81,6 86,9 62,2 71,1 90,0 81,9 81,0 61,0 73,2 88,7 
1963 84,0 89,11 65,6 74,7 91,2 84,4 89,9 64,4 76,8 89,9 
1964 85,9 91,7 69,3 77,6 92,0 86,4 91,9 68,3 79,5 90,9 
1965 88,1 95,6 73,2 80,1 93,2 89,3 96,~ 72,2 82,2 92,6 
1966 91,9 98,I 79,0 85,9 95,0 92,4 98,3 79,0 86,1 94,7 
1967 93,4 91,2 84,2 88,9 96,0 93,8 91,5 84,I 89,2 96,0 
1968 94,9 95,0 90,3 93,6 96,8 95,0 95,2 89,8 93,9 96,9 
1969 96,1 98,I 95,8 95,6 96,8 96,9 97,9 96,2 95,1 91,0 
1910 100 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1911 105,3 104,0 106,0 107,6 104,6 105,1 104,2 105,7 108,1 104,4 
1972 111,1 110,2 112,4 115,0 109,3 110,7 110,1 111,8 115,3 109,2 
1913 118,8 119,0 118,9 123,I 116,3 118,2 118,3 119,0 123,3 116,2 

1970 1. Vj. 99,0 100,0 98,3 98,4 99,0 99,2 100,2 98,4 98,6 99,1 
2.Vj. 99,9 101,2 99,5 99,5 99,5 99,8 100,8 99,5 99,5 99,6 
3. Vj. 100,1 99,8 100,4 100,6 99,9 100,l 99,1 100,5 100,5 99,9 
4. Vj. 101,0 98,9 101,8 101,5 101,5 101,0 99,3 101,8 101,4 101,4 

1911 1. Vj. 103,5 102,2 103,5 104,7 103,6 103,4 102,6 103,4 105,2 103,3 
2. Vj. 105,0 104,7 105,4 106,3 104,4 104,8 104,5 105,2 106,8 104,2 
3.Vj. 105,7 104,6 106,8 108,9 104,6 105,6 104,1 106,5 109,5 104,5 
4. Vj. 106,8 104,6 108,4 110,4 105,1 106,1 105,1 101,9 111,I 105,1 

1972 1. Vj. 109,0 107,4 110,2 112,2 101,9 108,7 101,1 109,5 112,9 101,1 
2. Vj. 110,2 109,5 111,6 113,4 108,6 109,8 109,1 110,8 113,9 108,4 
3. Vj. 111,6 111,2 113,0 116,6 109,2 111,2 110,8 112,4 116,6 109,2 
4. Vj. 113,4 112,6 114,6 111,8 111,6 113,2 112,6 114,6 117,8 111,6 

1973 1. Vj. 116,0 116,2 116,8 120,I 113,8 115,6 115,6 116,1 120,1 113,6 
2. Vj. 118,2 120,7 118,4 121,8 115,4 117,7 119,3 118,3 121,9 115,2 
3.Vj. 119,3 119,1 119,6 124,5 117,2 118,8 118,4 119,1 124,9 116,7 
4.Vj. 121,1 l19,9 120,9 126,1 120,1 120,9 120,1 121,3 126,3 119,4 

1914 1. Vj. 124,6 123,7 122,9 128,9 123,6 123,7 123,5 123,6 129,1 121,9 
2. Vj. 126,6 12,6,6 124,3 131,2 125,1 125,8 125,9 125,2 131,4 124,0 
3. Vj. 121,8 125,I 125,5 134,2 126,9 126,9 124,7 126,3 134,2 125,8 Li-~---~ 

l) Ohne Gaststättenleistungen: 
'J Einschlie8Uch Garagennutzung. 
•) Einschliefilich Reparaturen, Gaststätten· und Beherbergungsleistungen. 
•) Ohne Gaststätten- und Beherbergungsleistungen. 
1) Haushalte mit mittlerem Einkominen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes. 
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Tabelle 57' 

Zeitraum 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 

1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1!173 

1970 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1971 !. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1972 !. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1973 !. Vj, 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1974 1. Vj. 
2.Vj. 
3,Vj. 

Gesamt-
lebenshaltung 

einschl. J ohne 

Nahrungs- und 
Genußmittel 1) 

81,6 
84,0 
85,9 
88,7 
91,9 
93,4 
94,9 
96,7 

100 
105,3 
111,I 
118,8 

99,0 
99,9 

100,I 
101,0 

103,5 
105,0 
105,7 
106,8 

109,0 
110,2 
111,6 
113,4 

116,0 
118,2 
119,3 
121,7 

124,6 
126,6 
127,8 

79,1 
81,5 
83,5 
85,9 
89,3 
91,9 
94,6 
96,2 

100 
106,0 
111,7 
119,2 

98,7 
99,4 

100,1 
101,7 

104,2 
105,4 
106,4 
107,9 

109,9 
110,9 
112,2 
113,9 

116,2 
117,9 
119,9 
122,9 

125,9 
127,8 
129,9 

Nah-
rungs-

und 
Genuß:. 
mittel 1) 

86,0 
88,4 
90,3 
93,6 
96,4 
96,4 
95,5 
97,7 

100 
103,8 
109,7 

118.0 

99,6 
100,8 
100,0 
99,5 

102,I 
104,2 
104,3 
104,5 

107,1 
108,7 
110,5 
112,7 

115,6 
119,0 
118,3 
119,0 

121,8 
124,2 
123,6 

lJ Einschließlid! Verzehr in Gaststätten. 
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Anhang VI 

Preisindex ftlr die Lebenshaltung 
Neue Systematik 

Alle privaten Haushalte 
1970 = 100 

Klei-
dung, 

Schuhe 

86,5 
88,4 
89,6 
91,6 
94,0 
95,2 
95,2 
96,2 

100 
105,9 
112,3 
120,7 

98,4 
99,5 

100,1 
102,0 

103,6 
105,2 
106,3 
108,4 

110,I 
111,5 
112,6 
115,0 

117,3 
119,9 
121,5 
124,I 

126,3 
128,9 
130,5 

Woh-
nungs-
miete 

61,9 
65,3 
69,0 
72,9 
18,1 
84,0 
90,1 
95,8 

100 
106,1 
112,5 
119,2 

98,3 
99,4 

100,4 
101,B 

103,5 
105,5 
106,9 
108,5 

110,3 
111,8 
113,2 
114,8 

117,0 
118,6 
119,8 
121,2 

123,2 
124,6 
125,8 

Elektri-
zität, 
Gas, 

Brenn-
stoffe 

82,4 
85,0 
86,5 
88,2 
89,3 
90,5 
95,8 
95,7 

100 
105,4 
110,1 
128,2 

98,1 
97,6 

100,0 
103,7 

106,8 
105,I 
104,2 
105,5 

109,4 
108,7 
109,I 
113,I 

118,I 
119,8 
126,7 
148,3 

153,2 
144,4 
148,6 

Ubrige 
Haus-
halts-

führung 

88,9 
90,6 
91,5 
93,2 
95,2 
95,2 
95,5 
96,0 

100 
105,3 
109,7 

114,J 

99,4 
99,8 
99,4 

101,4 

104,4 
105,0 
104,9 
106,8 

109,3 
109,4 
109,I 
111,I 

113,5 
114,I 
113,6 
116,2 

119,8 
122,I 
123,3 

Ver-
kehr, 
Nadl-

ridlten-
über-
mitt-
Jung 

84.1 
86,9 
87,8 
88,5 
92,1 
95,0 
97,7 
97,1 

100 
106,7 
114,0 
122,6 

98,6 
99,2 

100,4 
101,7 

104,4 
106,0 
107,8 
108,5 

110,8 
112,8 
115,9 
116,4 

119,0 
121,4 
124,5 
125,3 

129,I 
134,5 
138,0 

Körper-
undGe-

sund-
heits-
pflege 

71,0 
73,2 
75,9 
79,7 
84,8 
87,7 
92,5 
94,7 

100 
106,9 
113,8 
121,6 

98,I 
99,5 

100,5 
101,9 

'104,6 

106,5 
107,'1 
108,8 

110.S 
113,0 
114,9 
116,3 

118,6 
120,8 
122,7 
124,4 

127,2 
130,5 
133,5 

Bildung 
und 

Unter-
haltung 

78,1 
80,3 
83,2 
86,1 
89,0 
92,0 
94,4 
95,4 

100 
104,5 
108,I 
113,7 

98,9 
99,8 

100,I 
101,2 

102,9 

104.2 
105,0 
105,9 

106,9 
107,7 
108,4 
109,5 

111,7 
113,I 
114,2 
115,7 

119,8 
122,5 
12~,4 

Persön-
liehe 
Aus-

stattung 
u;I. 

114,2 
85,9 
87,3 
89,3 
91,6 
93,8 
96,5 
98,1 

100 
107,3 
111,9 
117,8 

99,3 
99,7 

100,4 
100,6 

105,3 
105,7 
108,3 
109,7 

110,5 
110,8 
112,6 
113,6 

114,7 
115,6 
119,8 
121,0 

122,4 
123,5 
125,3 



Zeitraum 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1961 
1968 
1969 
1970 
1971 
1912 
1913 

1970 1.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1971 1.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1912 1.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

19731.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

19741.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 

1 

Gesamt-
lebenshaltung 

einschl. 1 ohne 

Nahrungs- und 
Genußmittel ') 

81,9 
84,4 
86,4 
89,3 
92,4 
93,8 
95,0 
96,9 

100 
105,1 
110,1 
118,2 

99,2 
99,8 

100,I 
101,0 

103,4 
104,8 
105,6 
106,7 

108,7 
109,8 
111,2 
113,2 

115,6 
111,1 
118,8 
120,9 

123,7 
125,8 
126,9 

78,9 
81,4 
83,4 
86,0 
89,5 
91,8 
94,6 
96,5 

100 
105,8 
111,3 
118,6 

98,8 
99,4 

100,I 
101,6 

104,0 
105,2 
106,3 
101,1 

109,6 
110,6 
111,7 
113,4 

115,1 
117,3 
119,3 
1'21,9 

124,7 
126,8 
128,9 

Nah-

Tabellen lilr die Bundesrepublik Deutadüand 

l'reJslndex l8r die Lebenshaltung 
Neue Systematik 

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte 1) 

1910 = 100 

Elektri- Ubrige rungs- Klei- Woh- zität, Haus--und 
Genuß-

1 mittel') 

86,4 
88,9 
90,1 
94,2 
96,8 
96,8 
95,7 
91,6 

100 
103,8 
109,1 
111,1 

99,8 
100,5 

99,9 
99,8 

102,2 
104,0 
104,3 
104,8 

107,2 
108,4 
110,3 
112,8 

115,4 
118,3 
111,9 
119,3 

121,8 
123,9 
123,4 

dung, 
Schuhe 

85,0 
86,9 
88,6 
91,0 
93,9 
95,3 
95,I 
96,1 

100 
106,1 
112,5 
120,9 

98,4 
99,4 

100,I 
102,0 

103,7 
105,3 
106,5 
108,1 

110,4 
111,7 
112,8 
115,2 

117,6 
120,0 
121,7 
124,3 

126,4 
129,0 
130,6 

nungs-
miete 1) 

60,7 
64,1 
68,0 
11,9 
78,6 
83,9 
89,5 
96,2 

100 
105,8 
112,0 
119,4 

98,4 
99,4 

100,4 
101,8 

103,4 
105,3 
106,6 
108,0 

109,6 
111,0 
112,7 
114,8 

111,0 
118,6 
120,I 
121,7 

124,1 
125,6 
126,8 

Gas, 
Brenn-
stalle 

83,3 
85,5 
86,8 
88,4 
89,6 
90,4 
96,9 
97,1 

100 
103,4 
107,3 
120,4 

99,I 
98,4 

100,0 
102.5 

104,2 
103,0 
102,5 
103,6 

106,7 
106,2 
106,1 
109,1 

113,4 
114,7 
119,4 
133,8 

137,9 
132,9 
137,3 

halts-
führung 

89,4 
91,1 
92,4 
94,9 
96,8 
96,8· 

96,4 
96,6 

100 
104,6 
108,6 
112,6 

99,6 
99,9 
99,3 

101,2 

104,0 
104,4 
104,I 
106,0 

108,3 
108,4 
107,9 
109,8 

112.0 
112,5 
111,9 
114,I 

117,6 
119,8 
120,9 

1) Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes. 
•) Einsdüie8lich Verzehr in Gaststitten. 
1) Bei Neubau-Wohnungen nur sozialer Wohnungsbau. 

Ver-
kehr, 
Nach-

richten-
über-
mitt-
Jung 

84,I 
87,9 
88,9 
89,8 
93,5 
96,1 
98,0 
97,3 

100 
106,3 
112,9 
120,6 

98,9 
99,3 

100,2 
101,5 

104,I 
105,8 
107,3 
101,9 

110,5 
112,2 
114,2 
114,8 

117,I 
119,4 
122,5 
123,2 

126,8 
132) 
135,5 

Körper· 
und Ge-

sund-
· heits-
pflege 

15,1 
11,9 
80,0 
82,7 
81,2 
89,1 
94,8 
96,2 

100 
105,6 
111,0 
117,5 

98,6 
99,5 

100,3 
101,5 

103,8 
105,3 
106,2 

. 107,0 

108,9 
110,5 
111,8 
113,0 

115,0 
116,8 
118,3 
119,8 

121,9 
124,8 
121,6 

Ta b'e 11 e 56' 

Bildung 
und 

Unter-
haltung 

82,0 
83,2 
84,8 
81,I 
89,5 
91,5 
94,3 
95,3 

100 
104,7 
108,5 
114,3 

98,1 
99,8 

100,2 
101,3 

102,9 
104,4 
105,2 
106,2 

101,3 
108,1 
108,8 
110,0 

112,2 
113,7 
114,9 
116,3 

120,4 
123,3 
125,5 

Persön-
liehe 
Aus-

stattung 
u.ä. 

78,4 
81,0 
83,1 
86,I 
88,9 
92,4 
96,3 
98,0 

100 
110,6 
115,8 
122,3 

99,2 
99,6 

100,5 
100,7 

108,0 
108,4 
112,0 
113,9 

114,5 
114,8 
116,5 
117,5 

118,6 
119,I 
124,9 
126,2 

127,3 
128,2 
129,4 
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Tabelle 55' 

Zeitraum 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 

'l 

1960 } 'l 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1911 
1912 
1913 

19731.Vj. 
2.VJ. 
3.Vj. 
4-.Vj. 

1974 l.Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 

Gesamt-
lebenshaltung 

einschl. 1 ohne 

Ernährung 

64.S 
69,6 
11,0 
69,8 
69,9 
71,0 
72,8 
74,4 
15,9 
16,1 
11,8 
79,6 
81,9 
84,4 
86,4 
89,3 
92,4 
93,8 
95,0 
96,9 

100 
105,1 
110,7 
118,2 

115,6 
117,7 
118,8 
120,9 

123,7 
125,8 
126,9 

65,7 
70,2 
70,I 
68,8 
68,2 
69,1 
70,7 
12,3 
73,9 
·74,2 
75,7 
78,1 
80,1 
82,3 
8.4,2 
86,5 
90,I 
92,4 
95,0 
96.6 

100 
105,4 
110,9 
118,I 

115,5 
117,I 
118,9 
121.l 

123,7 
125,7 
127,5 

Anhang VI 

Preisindex fllr die Lebenshaltung 
Alte Systematik 

4-Personen-Arbeitnehmerhaushalte 1) 

19i'O = 100 

Ernäb-
rung 

64,6 
70,6 
73,7 
72.S 
73,4 
14,9 
77,l 
78,4 
80,0 
81,4 
81,9 
82,8 

86.1 
88,9 
91,0. 

95,2 
97,5 
96,9 
95,0 
91,1 

100 
104,3 
110,3 
118,5 

115,8 
119,3 
118,6 
120,3 

123,6 
126,0 
125,I 

Ge-
tränke 

und 
Tabak-
waren 

103,5 
101,5 
103,1 
96,6 
89,6 
88,8 

.88.6 
88,5 
88,3 
87,4 
81,3 
87,3 
88,1 
88,9 
89,5 
89,7 
93,3 
95,9 
97,5 
97,4 

100 
102,5 
108,0 
115,4 

114,1 
115,3 
116,0 
116,3 

116,9 
117,8 
118,6 

Woh-
nung') 

41,4 
42,I 
42,8 
44,3 
44,3 
45,6 

48,6 
49,2 
50,0 
51,3 
54,4 
59,1 

61,1 
64,6 
68,6 
72,6 
79,2 
84,I 
89,5 
96,1 

100 
105,9 
112,1 
119,4 

117,I 
118,1 
120,1 
121,8 

124,2 
125,7 
126,9 

Heizung 
und Be-
leudl-
tung 

56,0 
60,6 
65.1 
67,2 
70,9 
12,6 
74,0 
15,9 
79,1 
79,8 
80,7 
82,1 
83,6 
85,8 
87,0 
88,6 
89,7 
90,6 
96,9 
97,l 

100 
103,4 
101,3 
120,I 

113,2 
114,6 
119,2 
133,2 

137,3 
132,4 
136,9 

Haus-
rat 

84.2 
93,1 
92,3 
87,6 
86,I 
86,7 
88,5 
91,8 
92,3 
91,l 
91,0 
92,9 
94,4 
94,8 
95,5 
97,2 
98,4 
97,8 
96,6 
96,7 

100 
104,I 
101,8 
111.1 

111,0 
111,6 
111,2 
113,2 

116;6 
118,7 
119,6 

1) Haushalte mit mittlerem Einkommen des alleinverdienenden Haushaltsvorstandes. 
1) Bei Neubau-Wohnungen nur sozialer Wohnungsbau. 
•) Ohne Saarland und Berlin. 
') Ohne Berlin. 
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Beklei-
dung 

16,4 
84.,1 
78,9 
74,8 
73,8 
73,8 
74,5 
17,3 
19,6 
79,3 
80,8 
82,6 
84,8 
86,8 
88,5 
90,9 
93,8 
95,I 
95,I 
96.0 

100 
106,0 
112,5 
121,1 

117,7 
120,3 
121,9 
124,4 

126,6 
129,2 
130,8 

Reini-
gung 
und 

Körper-
pflege 

65,2 
70,l 
69,6 
67,7 
42,1 
43,2 

44,0 
11,6 
73,2 
74,0 
15,I 
11,1 
19,9 
81,8 
83,3 
85,9 
89,1 
91,I 
95,7 
96,9 

100 
105,0 
109,7 
115,0 

112,9 
114,4 
115,6 
117,0 

118,9 
121,5 
124,I 

Bildung, 
Unter-

haltung 
und Er-
bolung 

55,2 
59,8 
61,4 
60,6 
59,6 
60,9 
62,5 
64,5 
66,2 
67,3 
69,1 
11,6 
14,8 
17,6 
80,2 
83,3 
86,6 
89,6 
93,9 
95,5 

100 
104,4 
108,9 
115,6 

113,0 
114,5 
116,5 
118,2 

122,1 
124,6 
127,8 

Ver-
kehr, 

61,2 
68,6 
11,6 
12,2 
72,7 
73,1 
12,4 
73,0 
78,5 
79,7 
80,9 
83,2 
M,2 
81,8 
88,7 
89,6 
93,1 
96,0 
97,9 
97,5 

100 
109,2 
115,9 
123,2 

119,6 
121,6 
125,6 
126,2 

129,4 
133,9 
136.3 



Zeitraum Insgesamt 

1962 94,6 
1963 96,4 
1964 98,1 
1965 100,6 
1966 102,3 
1961 100,1 
1968 99,4 
1969 101,0 
1910 100 
1911 100,4 
1912 99,8 
1913 112,6 

1910 L Vj. 100,6 
2.Vj, 100,3 
3, Vj, 99,2 
4. Vj, 99,8 

1911 !. Vj. 101,9 
2,Vj, 102,2 
3. Vj, 99,5 
4, Vj. 98,1 

1972 !. VJ. 98,5 
2. Vj, 98,8 
3, Vj. 99,2 
4. Vj, 102,1 

1913 L Vj. 108,2 
2. Vj. 111,2 
3.Vj. 110,6 
4, VJ. 120,6 

1914 t. Vj. 144,1 
2.VJ. 144,0 
3. Vj. 145,2 

Tabellen lü.r die Bunde.srepublJk Deutsdtland 

Index der Einfuhrpreise 
1970 = 100 

Tabe 11 e 54' 

Gilter Güter der gewerblichen Wirtschaft 
derEmäh-

zusammen 1 1 Halbwaren 1 
1 

Jnvesti-

1 

Ver-rungswirt- Rohstoffe Fertig- tions- braudls-sdlaft waren güter 1) güter 1) 

94,4 94,s· 104,1 84,5 95,8 94,1 91,1 
98,6 95,3 105,2 85,1 96,9 96,4 99,8 

100,0 91,2 106,2 88,2 98,4 91,9 96,4 
104,6 98,6 105,6 92,2 99,4 99,1 94,8 
104,6 101,1 101,3 96,2 101,5 102,6 96,8 
101,I 99,6 104,4 94,7, 100,6 101,3 99,6 
91,4 99,9 104,1 96,5 99,6 102,0 101,3 

100,6 101,1 102,8 100,1 101,0 102,3 100,3 
100 100 100 100 100 100 100 
98,4 100,9 109,5 93,9 100,8 102,2 103,1 

101,1 99,5 106,4 89,6 100,9 102,0 104,3 
121,1 110,4 125,0 114,5 104,1 102,4 119,1 

102,6 100,1 98,1 102,6 99,8 99,2 91,5 
101,4 100,0 99,5 100,8 100,0 99,8 91,9 
91,4 99,1 99,6 98,8 100,0 100,1 100,9 
98,6 100,I 102,9 91,6 100,2 101,0 103,6 

102,1 101,1 101,1 98,4 101,3 102,9 105,6 
101,I 102,5 112,4 97,3 101,3 102,1 104,1 
94,1 100,6 111,I 91,8 100,6 101,8 102,5 
95,2 98,8 101,4 88,1 99,9 101,4 101,8 

99,3 98,3 105,2 81,8 99,9 101,4 102,1 
98,9 98,8 105,5 88,I 100,6 101,5 103,1 
98,4 99,4 105,0 89,5 101,2 102,2 104,3 

101,1 101,5 109,1 93,0 101,9 102,9 101,1 

118,0 105,8 116,0 100,1 104,6 104,1 112,6 
125,1 101,1 116,8 108,0 105,0 103,1 115,8 
120,0 108,2 118,6 112,0 103,8 100,4 116,0 
123,8 119,9 148,5 137,2 105,5 102,I 134,3 

137,0 145,9 236,6 164,3 113,I 105,1 140,3 
128,4 147,9 233,l 166,0 116,9 105,1 135,0 
129,l 149,2 235,1 160,3 120,3 109,4 136,6 

•) Hauptsldilich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert (entsprechend der Warengliederung d~s Ind.ex d.er 
industriellen Bruttoproduktion). 
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Tabelle 53' 

Güter 
Zeitraum Insgesamt der Ernäh· 

rungswirt-
schalt 

1962 88,2 88,3 
1963 88,3 96,7 
1964 90,4 97,4 
1965 92,4 98,l 
1966 94,4 100,5 
1967 94,3 98,9 
1968 93,3 96,9 
1969 97,0 98,8 
1970 100 100 
1971 103,4 102,5 
1972 105,5 107,4 
1973 112,3 119,5 

1970 1. Vj. 99,3 98,I 
2. Vj. 99,6 98,9 
3. Vj. 100,1 100,6 
4. Vj. 100,9 102,4 

1971 1. Vj. 103,0 102,8 
2. Vj. 103,5 102,6 
3. Vj. 103,6 101,9 
4. Vj. 103,4 102,6 

1!'72 1. Vj. 104,5 103,2 
2. Vj. 105,1 105,I 
3. Vj. 105,8 108,3 
4. Vj. 106,8 112,8 

1973 1. Vj. 109,6 116,4 
2. Vj. 111,6 119,3 
3. Vj. 112,6 119,9 
4. Vj. 115,5 122,6 

1974 1. Vj. 125,6 132,6 
2. Vj. 130,7 125,3 
3. Vj. 134,1 131,2 

Anhang VI 

Index der Ausfuhrpreise 
1970 = 100 

Güter der gewerblichen Wirtschaft 

zusammen 1 1 Halbwaren 1 

1 

lnvesti-
Rohstoffe Fertig- tions-waren güter 1) 

88,I 98,2 88,1 87,8 81,9 
88,1 99,1 87,0 87,8 82,8 
90,1 103,0 90,4 89,7 84,6 
92,2 102,8 92,7 91,9 87,3 
94,1 102,9 95,2 93,8 89,8 
94,I 99,3 95,2 93,9 90,8 
93,2 97,7 94,6 92,9 90,3 
97,0 98,6 97,1 96,9 95,I 

100 100 100 100 100 
103,4 107,3 99,8 103,6 106,8 
105,5 112,7 96,3 106,I 111,3 
112,I 118,3 113,0 111,8 116,8 

99,4 99,6 100,9 99,3 98,4 
99,6 99,2 99,8 99,6 98,8 

100,1 100,8 100,4 100,0 100,2 
100,9 100,3 98,9 101,I 102,6 

103,0 104,6 100,7 103,2 105,7 
103,5 107,2 102,1 103,6 106,1 
103,7 108,2 99,9 103,9 107,3 
103,4 109,1 96,3 103,9 108,3 

104,5 110,3 95,5 105,2 110,4 
105,I 110,5 95,2 105,8 111,2 
105,7 112,5 96,4 106,4 111,6 
106,6 117,6 98,0 107,0 112,2 

109,4 119,2 103,7 109,6 115,1 
111,3 116,8 109,3 111,3 116,6 
112,3 111,5 113,4 112,0 117,4 
115,3 119,7 125,5 114,2 118,2 

125,4 125,6 160,5 122,1 122,7 
130,9 133,9 169,9 127,2 126,3 
134,2 144,3 171,4 130,4 128,6 

1 

Ver-
brauchs· 
güter') 

88,1 
88,6 
90,1 
92,3 
95,5 
96,9 

96,5 
98,2 

100 
104,7 . 

108,0 
113,8 

99,0 99„ 
100,3 
101,3 

103,4 
104,4 
105,4 
105,6 

106,8 
107,5 
108,4 
ro9,4 

111,8 
113,3 
113,6 
116,3 

124,9 
127,7 
129,I 

lJ Hauptsächlich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert (entsprechend der Warengliederung des Index der 
industriellen Bruttoproduktion). 
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TabeIJen l'iJr d.Je Bunde11epubUk Deulachland 

Preisindizes fl1r Neubau und Instandhaltung, Baulandpreise 11 
1962 = 100 

Preisindizes für Bauwerke !) 

gewerb· l Jandwirt- gemisd:tt Zeitraum Wohn- Büro· liehe schaftliche 
gebäude gebäude genutzte 

Gebäude 
Betriebsgebäude 

1960 

]' 
85,8 86,8 81,4 86,1 86,5 

1961 92,3 92,7 93,0 92,1 92,5 
1962 100 100 100 100 100 
1963 105,2 105,0 104.5 105,1 105,1 
1964 110,0 109,5 108,6 109.5 109,1 
1965 114,6 113,6 112,8 113,5 114,3 
1966 118,5 117,4 115,9 111,2 118,2 
1961 115,9 114,5 110,3 114,1 115,2 
1968 120,8 119,0 116,1 119,3 120,2 
1969 121,2 126,3 126,I 125,8 126,9 
1910 147,4 147,7 149,2 146,9 141,4 
1911 162,1 162,4 165,2 162,3 162,8 
1912 174,3 172,8 173,3 173,4 113,7 
1913 181,l 185,l 183.6 185,5 186,3 

1970 Feb 140,8 141,2 142,9 139,1 140,8 
Mai 141,4 141,8 149,2 147,3 141,2 

Aug 149,6 149,9 150,9 149,5 149,5 
Nov 151,8 151,8 153,8 151,2 152,0 

1911 Feb 155,8 155,1 159,5 154,9 156,2 
Mai 163,6 163.4 166,6 163,5 163,1 
Aug 165,3 164,8 167,3 164,9 165,2 
Nov 166,2 165,5 167,5 165,1 166,2 

1912 Feb 169,4 168,3 169,5 168,4 169,l 
Mai 174,6 113,2 173,9 174,0 174,l 
Aug 175,9 114,4 174,8 175,2 175,3 
Nov 111,,1 115,3 115,0 176,0 176,4 

1913 Feb 180,3 178,8 111,1 178,5 119,7 

Mai 188,5 186,6 185,4 187,0 181,6 
Aug 189,9 181,7 186,l 188,5 188,9 
Nov 189,8 181,3 185,0 181,9 188,8 

1974 Feb 193,9 191,l 181,5 191,7 192,9 

Mai 202,2 199,4 191,I 200,0 201.3 

Aug. 203,6 200,1 197,1 201,l 202,5 

1) Einsdlließlidl Umsatzsteuer. 
lt) Gebäude: Bauleistungen am Gebäude; Straßenbau: Bauleistungen insgesamt. 
S) Einsdiließlidl Schönheitsreparaturen. 
•) Ab Februar 19?0: Vierteljahre. 
5) Ohne Berlin. 

Straßen· 
bau 

89,2 
93,7 

100 
103,8 
102,9 
97,5 
96.3 
91,8 
96,2 

100,5 
115,6 
124,8 
126,1 
130,9 

110,3 
116,2 
111,6 
118,1 

120,3 
126.6 
126,5 
125,1 

125,2 
126,9 
127.l 
121,5 

121,7 
132,0 
132,I 
131,6 

139,2 
144,6 
145.5 

Tabelle 52' 

Instand-
haltung Baureifes von Mehr-

Land~) familien-
gebliuden ') 

100 100 
104,4 114,1 
109 •. 2 124.5 
114,6 141,6 
119,0 159,2 
117,6 173,4 
122.1 191.3 
128,0 201,3 
143,3 201,3 
158,l 226,3 
168,l 269,7 
180,0 271,3 

138,l 198,6 
142,9 205,1 
144,8 214.2 
141,3 214,4 

153,0 221,3 
158,6 223.8 
159,9 227,0 
160,9 236,9 

164,2 265,3 
168,l 261,6 
169,6 269,5 
170,4 282,5 

113,5 214,5 
180,5 286,9 
182,4 253,0 
183,5 251,1 

188,8 255,6 
198,5 ... 
200,9 „. 
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Tabelle 51' 

lndu-
strie-

Zeitraum erzeug-
nisse 
ins-

gesamt 

1962 89,9 
1963 90,3 
1964 91,3 
1965 93,5 
1966 95,1 
1967 94,3 
1968 93,6 
1969 95,3 
1970 100 
1971 104,3 
1972 107,0 
1973 114,1 

1970 1. Vj. 99,I 
2. Vj. 99,6 
3. Vj. 100,I 
4. Vj. 1()1,2 

1971 1. Vj. 103.S 
2. Vj. 104,3 
3. Vj. 104,7 
4. Vj. 104,7 

1972 1. Vj. 105,8 
2. Vj. 106,6 
3. Vj. W7,2 
4. Vj. 108,5 

1973 1. Vj. 111,I 
2. Vj. 113,1 
3. Vj. 115,1 
4. Vj. 117,2 

1974 1. Vj. 124,5 
2. Vj. 128,8 
3. Vj. 131,3 

1) Ohne Umsatzsteuer. 

Anhang VI 

Index der Erzeugerpreise Industrieller Produkte 
(Inlandsabsatz) ') 

1970 = 100 

Erzeugnisse der Verarbeitenden Industrie 

Elektri- Grund- Nah-Berg- scher Stoff- Investi- Ver- rungs-bauliche Strom, und tions- braudls- und Erzeug- zu- Produk-
nisse Gas, sammen tions- güter- güter- Genuß-

Wasser güter- mittel-

Industrien 

81,2 95,2 89,8 95,0 85,1 87,8 92,I 
82,7 95,1 90,2 94,3 85,4 89,2 93,I 
82,4 95,9 91,2 95,1 86,4 91,0 93,8 
85,9 98,5 93,4 97,0 89,0 93,1 95,2 
85,6 99,7 95,1 98,I 90,8 95.S 97,2 
85,6 100,7 94,l 95,6 89,8 94,9 98,l 
85,6 101,0 93,2 94,5 89,8 94,6 96,8 
88,2 99,7 95,2 95,8 92,7 96,4 97,8 

100 100 100 100 100 100 100 
110,7 1()3,3 104,2 102,5 106,2 103,9 103,6 
117,0 110,3 106,6 102,5 109,I 107,5 107,7 
123,1 115,1 113,9 111,5 113,7 115,5 116,6 

95.S 99,4 99,1 99,7 98,5 99,3 99,4 
97,7 100,0 99,6 99,8 99,3 99,8 99,7 

103,4 100,2 100,0 99,9 100,0 100,3 100,1 
103,4 100,4 101,2 100,6 102,2 100,7 100,8 

106,5 101,4 103,6 102,9 105,4 102,7 102,2 
108,2 102,2 104,3 103,5 106,0 103,6 103,4 
113,3 103,2 104,6 102,5 106,5 104,7 104,3 
114,9 106,3 104,3 101,l 106;8 104,8 104,6 

115,7 108,8 105,4 101.2 108,6 106,0 105,3 
113,7 110,0 106,2 102,7 109,l 107,0 105,7 
118,6 110,5 106,8 102,6 109,3 107,9 107,7 
119,8 111,6 108,0 103,7 109,3 109,1 112,2 

121,4 114,l 110,7 106,4 111,7 112,3 114,5 
119,7 114,5 112,9 109,3 113,5 114,7 116,3 
123,6 115,0 114,9 112,6 114,4 116,7 117,7 
127,8 116,7 117,0 117,8 115,2 118,3 118,0 

134,5 118,4 124,7 132,5 119,9 124,3 121,1 
146,4 121,2 128,9 138,7 124,0 128,0 122,1 
171,0 125,0 130,9 139,7 126,I 131,5 123,6 

Investi- Ver-
tions- braudis-

güter ') güter•) 

81,3 90,2 
82,1 91,2 
83,6 91,9 
86,1 94,2 
88,3 96,3 
88,1 96,8 
88,2 95,9 
91,7 96,8 

100 100 
107,9 104,7 
111,9 108,4 
117,0 116,7 

97,9 98,6 
98,7 99,2 

100,I 100,6 
103,3 101,7 

107,0 104,5 
107,7 104,9 
108,2 104,7 
108,9 104,9 

111,2 106,9 
111,8 108,1 
112,2 108,7 
112,3 109,9 

115,0 113,0 
116,9 IH,9 
117,7 117,7 
118,5 121,0 

122,9 127.S 
127,0 128,8 
129,4 131,8 

1) Hauptsä.chlidl Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert (entsprechend der Warengliederung des Index der 
industriellen Bruttoproduktion). 
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Ins-Zeitraum gesamt 

1964 102,5 
1965 104,9 
1966 106,2 
1967 103,2 

1968 98,8 
1969 101,2 
1970 105,4 
1911 106,9 
1912 108,4 
1973 120,0 

1969 1. Vj. 99,3 
2. Vj. 100,I 
3. Vj. 101,6 
4. Vj. 103,7 

1970 1. Vj. 105,6 
2. Vj. 105,7 
3.Vj. 105,3 
4.Vj. 105,0 

1971 1. Vj. 106,3 
2. Vj. 107,6 
3. Vj. 107,4 
4. Vj. 106,5 

1912 1. Vj. 106,9 
2. Vj. 107,8 
3. Vj. 108,8 
4. Vj. 110,3 

1973 1. Vj. 114,0 

2. Vj. 117,4 
3. Vj. 120,6 

4. Vj. 128,1 

1974 1. Vj. 144,7 
2. Vj. 151,4 
3. Vj. 151,9 

Tabellen lilr die BundearepubJik Deutschland 

Berg-
baulid:le 
Erzeug-
nisse, 

Erzeug-
nisse 
der 

Energie· 
Wirt· 

sdlaft. 
Wasser 

98,6 
99,4 
99,6 

101,8 

98,6 
96,8 

103,7 
113,0 
114,2 
124,5 

97,3 
95,9 
95,6 
98,4 

99,7 
101,6 
105,6 
108,0 

110,9 
113,8 
114,2 
113,0 

112,9 
113,4 
114,4 
115,9 

118,I 
119,6 
122,6 
131,5 

113,0 
181,1 
189,0 

Index der Grundstoffpreise 'I 
1962 = 100 

. Grundstoffe des Verarbeitenden Gewerbes 

darunter 

Eisen, Holz-Stahl, sd:lliff, NE- dlemi· zu- Steine bear- Zell-Metalle sd:le sammen und beitetes stoff, 
Erden und Erzeug- Holz Papier Metall- nisse 

halb- und 
Pappe zeug 

103,l 105,3 105,3 96,2 102,5 101,3 
105,1 106,5 111,3 96,5 105,1 103,3 
107,4 107,4 116,0 95,0 104,2 102,6 
103,1 106,3 108,3 94,0 98,2 101,5 

98,6 99,2 106,0 88,2 92,2 93,5 
102,0 99,7 113,3 88,I 98,5 95,0 
105,8 106,5 119,0 88,5 104,9 99,2 
105,1 116,8 112,7 89,I 106,2 100,1 
106,3 121,9 111,8 88,5 105,8 95,8 
118,I 126,0 126,6 93,5 125,9 99,3 

99,3 98,5 101,1 111,1 95,1 93,4 
101,0 99,1 111,I 87,9 97,5 94,2 
103,1 99,9 115,5 88,3 99,8 95,1 
104,7 101,2 118,8 88,5 101,8 96,4 

107,2 103,7 123,8 88,4 103,2 98,1 
106,9 105,5 122,3 88,3 105,0 98,8 
105,2 107,7 116,9 88,3 105,7 99,1 
103,9 109,2 112,8 88,9 105,7 100,4 

104,9 114,0 113,6 89,1 106,5 101,1 
105,8 116,6 114,8 89,2 106,7 100,7 
105,2 118,0 112,4 89,2 106,2 99,9 
104,4 118,6 110,2 88,8 105,5 98,8 

104,9 119,8 110,8 88,4 104,8 96,0 
105,8 122,1 111,6 88,3 105,1 95,4 
106,6 122,7 112,3 88,3 105,6 95,5 
108,0 122,9 112,5 89,1 101,1 96,3 

112,1 124,0 118,5 90,0 113,0 98,0 
116,0 125,9 124,0 91,2 123,1 98,5 
119,3 126,8 121,7 94,0 131,4 98,9 
125,0 127,2 136,3 98,8 136,0 102,0 

136,8 131,4 153,4 113,8 144,5 113,7 
144,0 136,8 165,l 121,7 148,9 126,5 
142,0 139,7 154,6 126,I 146,6 146,0 

1) Grundstoffe industrieller Herkunft; bis 1967 einsdlliel\licb, ab 1968 ohne Umsatzsteuer. 

Grund-
stoffe 

des 
Nah-

rungs-
und 

Texti- Genuß-
lien mittel-

gew.e.r„ 
bes 

106,4 108,3 
105,5 112,8 
104,9 114,9 
101,4 108,1 

98,I 101,2 
99,0 1011.0 
99,5 106,1 
99,4 106,0 

104,9 110,8 
125,4 124,2 

98,4 104,4 
99,0 103,4 
99,3 106,2 
99,4 110,l 

99,9 109,0 -
99,7 106,9 
99,5 105,9 
99,0 105,1 

98,5 104,8 
99,0 105,3 
99,8 107,1 

100,2 106,8 

102,2 107,0 
103,5 109,6 
105,1 111,8 
108,9 114,9 

115,9 118,9 
122,6 123,0 
127,8 126,3 
135,3 128,7 

141,I 134,9 
139,4 132,8 
136,4 134,5 
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Tabelle 49' 

Anhang VI 

Prelsentwiddung nadl den VolkswlrtsdlafUl<hen Gesamtredmungen 
1962 = 100 

Letzte 
Letzte inländisdle Verwendung 

Brutto- Ein- Ver- Aus- Staats- , Bruttoanl!lgeinvestitionen Zeitraum. sozial- fuhr 1) fuhr') ins- 1 Privater 1 produkt wen- gesamt Ver- ver- zu„ 1 Ausrü-1 dung brauch brauch sammen stungen Bauten 
. 

1950 68,3 109,1 71,3 72,0 
1951 15,1 133,1 19,8 88,0 
1952 19,3 122,I 82,8 92,0 
1953 19,0 109,I 81,7 91,0 
1954 19,0 105,9 81,9 89,2 
1955 'l 80,1 101,1 83,8 90,9 
1956 83,1 109,0 86,3 94,8 
1951 85,1 110,3 89,0 91,3 
1958. 88,6 102,6 90,6 95,7 
1959 89,8 100,6 91,5 95,1 
1960. 92,0 102,I 93,1 91,1 

1960 92,I 102,8 93,6 97,8 
1961 96,l 100,8 96,7 98,8 
1962 100 100 100 100 
1963 103,l 100,l 102,6 100,1 
1964 105,9 100,8 105,1 101,3 
1965 109,7 103,5 108,7 103,3 
1966 113,1 105,8 112,3 105,1 
1967 115,0 105,4 113,4 104,6 
1968 116,8 103,1 114,4 103,7 
1969 120,9 106,l 118,I 105,5 
1910 129,5 106,2 124,7 108,2 

1911 } 139,7 106,4 132,5 111,0 
1972 1) 148,0 106,2 138,5 112,3 
1913 156,7 111,I 146,0 114,9 

1967 1. Hj. 115,l 104,9 113,3 104,3 
2.Hj. 115,0 105,9 113,4 104,9 

1968 1. Hj. 115,7 104,1 113,6 104,0 
2.Hj. 117,8 103,3 115,1 103,5 

1969 l. Hj. 118,9 106,0 116,4 104,8 
2.Hj. 122,8 106,1 119,5 106,I 

1970 l. Hj. 126,8 106,0 122,5 107,0 
2.Hj. 132,0 106,3 126,1 109,4 

1971 l. Hj." 136,8 106,9 130,3 110,I 
2.Hj. 142,5 106,0 134,5 111,8 

1972 l.Hj. 145,5 104,6 136,2 111,5 
2.Hj. 'l 150,3 107,6 140,1 113,l 

1973 1. Hj. 153,9 106,6 142,1 112,1 
2.Hj. 159,3 115,5 149,2 111,0 

1974 1. HJ .• 162,6 .130,7 154,9 126,9 

1) Waren- und Dienstleistungsverk.ehr mit der übrigen Welt. 
S) Ohne Saarland und Berlin. 
1) Vorliufige Ergebnisse. 
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11,3 18,0 51,5 61,9 11,6 55,5 
78,6 84,l 64,9 11,9 83,l 63,9 
81,5 85,5 69,8 11,5 90,5 68,5 
80,2 84,2 11,8 75,I 88,6 66,7 
80,6 84,1 72,9 14,1 86,4 66,8 
82,5 86,0 15,5 11,3 87,3 70,2 
84,6 87,9 19,9 19,1 89,5 72,1 
87,I 90,1 82,6 81,5 92,0 74,7 
89,4 92,3 85,6 84,l 93,3 71,8 
90,5 93,3 86,1 86,2 92,5 82,0 
92,1 94,2 90,1 89,8 93,1 86,9 

92,1 94,l 90,9 89,8 93,7 86,9 
96,4 97,l 96,4 94,6 96,6 92,9 

100 100 100 100 100 100 
103,0 102,7 104,1 103,1 100,1 105,1 
105,9 105,1 109,6 105,1 101,7 108,8 
109,8 108,5 111,6 108,8 105,2 111,7 
114,0 112,3 125,8 111.4 101,4 114,5 
115,6 114,3 129,4 110,2 101,1 112,1 
111,3 116,5 134,6 111,3 101,2 114,5 
121,5 119,4 144,6 116,3 110,1 121,5 
129,3 123,6 158,I 129,2 111,5 141,l 
138,1 130,3 116,6 138,1 123,3 154.4 
146,5 137,4 190,6 144,5 125,2 163,l 
156,6 147,0 210,9 151,2 128,0 173,9 

115,6 114,4 128,l 111,1 108,l 113,5 
115,6 114,3 130,5 109,4 101,3 110,9 

116,2 116,3 131,7 110,5 106,6 113,7 
118,3 116,1 137,l 111,9 101,8 lt5,2 

119,6 118,9 140,6 113,3 108,5 lt7,9 
123,3 lt9,8 148,2 118,8 112,5 124,4 

126,8 123,0 154,l 126,l 115,4 138.0 
131,6 124,3 161,7 131,8 ll9,4 143,4 

136,4 129,2 171,5 136,3 122,2 152,1 
141,0 131,3 181,2 140,8 124,3 156,3 

143,6 135,7 184,7 142,5 124,0 161,5 
149,2 138,9 196,0 146,4 126,4 164,6 

152,8 144,9 203,0 148,6 125,9 172,0 
160,3 149,0 218,I 153,1 130,2 175,6 

166,3 156,I 225,4 158,8 133,4 184,l 



') 
') 
') 
'> 
'l 
') 
') 
'> 

Tabellen lü.r die Bunde11epubUlc Deutschland 

Warenelnlubr nadl Llndergruppen 
Herstellungsländer 

Mio DM 

Tabelle 48' 

Ubrige Staats-
Außereuropäisdle 

Zeitraum Ins- EG- EFTA- euro- handels-
lndustrieläruler Ubrige 

gesamt 1) Länder 'J Länder') 'l päisdle länder 1) zusam- 1· Vereinigte Länder') 
Länder') men 1) Staaten 

1950 11 374 3031 2390 537 352 2372 1811 2671 
1951 14 726 2986 2644 1 012 429 3636 2122 4019 
1952 16203 3 686 3121 1340 313 3667 2501 4076 
1953 16010 4 027 3205 1148 419 2931 1658 4259 
1954 'l 19337 4 724 3903 1 212 511 3444 2237 5522 
1955 24472 6317 4687 1 418 129 4683 3209 6613. 

1956 27964 6590 5550 1519 1117 5798 3997 7351 
1957 31697 1404 6 019 l 584 1226 7789 5671 7642 
1958 31133 7969 6487 1 597 1445 6191 4 219 1413 
1959 35 823 10334 7420 l 771 1647 6 421 4595 8193 
1960 42 723 12708 8392 1989 1998 8034 5977 9500 
1961 44 363 13778 8592 2249 2042 8 241 6100 9367 
1962 49498 15966 9396 2277 2159 9379 7033 10235 
1963 52211 17 342 9646 2285 2155 10206 7 941 10565 
1964 58839 20393 10686 2 612 2412 10609 8066 12043 
1965 70448 26648 12133 2905 2917 12296 9196 13 451 
1966 72670 27774 11955 2993 3150 12 576 9177 14124 
1967 10183 27636 10993 2694 3015 12055 8556 13702 
1968 81179 33453 12666 3186 3 410 12 790 8850 15582 
1969 97972 42 431 15= 4139 3973 15115 10253 16995 
1970 109 606 48437 16634 4422 4394 17 934 12066 17684 
1911 120 119 56 017 16987 4707 4767 18363 12 420 19151 
1912 128 744 62598 17669 5837 5323 17569 10765 19635 

1973 145417 75 539 12748 6657 6 617 19801 12223 23939 

1973 l. Vj. 35854 18843 3082 1 724 1345 5028 3 213 5808 
2.Vj. 36673 19634 3291 1546 1563 4999 3039 5612 
3. Vj. 33 511 17 145 2994 l 502 1607 4598 2744 5628 
4. Vj. 39379 19 916 3381 1885 2102 5176 3227 6891 

1974 l. Vj. 41390 19850 3366 1670 1719 5 331 3 510 9361 
2. Vj. 45.173 22265 3663 1692 2145 5432 3449 9936 
3. Vj. 45754 21620 3811 1760 2164 5 721 3396 10643 

EinsdllieJUich Sdtiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und .Nicht ermittelte Länder•. 
Ab 1973 neuer Gebietsstand. 
Ab März 1970 einsdiließlicb. Island. 
Ohne Staatshandelsländer. 
Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, B!llgarien, Albanien, Nord-Vietnam, Mongolische Volksrepublik, 
Volksrepublik China, Nord-Korea. 
Australisdter Bund, JapilD, Kanada, Neuseeland, Republik. Südafrika und Vereinigte Staaten. 
Außereuropäisf$e Entwidtlungslinder. 
Bis 5. 7. 1959 ohne Saarland. 
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Tabe 11 e 47' 

Ins- EG-Zeitraum gesamt 1) Länder 1) 

1950 8362 3 102 
1951 14577 4 326 
1952 16 900 4782 
1953 18 526 5528 
1954 

'J 
22035 6 432 

1955 25117 1409 
1956 30861 9095 
1957 35968 10502 
1958 36998 10102 
1959 41184 11 463 
1960 47946 14148 
1961 50978 16180 
1962 52 975 18012 
1963 58 310 21 754 
1964 64920 23630 
1965 71651 25220 
1966 80628 29 281 
1967 87045 32 007 
1968 99 551 37368 
1969 113 557 45177 
1970 125 276 50259 
1911 136 011 54530 
1972 149 023 59 441 

1973 178 396 84 066 

1973 1. Vj. 41 741 20105 
2. Vj. 43628 20633 
3. Vj. 43442 20007 
4. Vj. 49585 23322 

1974 1. Vj. 54665 25753 
2. Vj. 57 142 26301 
3. Vj. 57 432 25664 

Anhang VI 

Warenausfuhr nach Lindergruppen 
Verbrauchsländer 

Mio DM 

Ubrige Staats-EFTA- euro- handels-Länder')') päisdte länder') Länder') 

2 213 703 361 
4109 l lpo 284 
5046 1 797 223 
5187 1449 330 
6 381 1 439 430 
7 419 1829 623 
8656 1930 1081 
9803 1954 1192 

10 162 2145 1847 
11107 2477 1868 
13 436 2873 2 255 
14 422 3178 ·2 072 
14112 3367 2143 
15 795 3 518 1813 
17 686 3998 2 317 
19 342 4779 2676 
20303 5494 3309 
20623 5922 4377 
22587 6154 4512 
25602 7 201 5 081 
28344 8364 5400 
30428 8988 5825 
34333 10 045 7660 

28062 11392 10814 

6411 2666 2342 
6980 2 771 2448 
6695 2832 2748 
7 916 3124 3275 

8158 3 479 3 191 
8484 3 811 3 679 
8661 3933 4127 

1) EinschlieBlich Schiffs- und Luftfahrzeugbedarf, Polargebiete und .Nicht ermittelte Linder•. 
') Ab 1973 neuer Gebietsstand. 
'J Ab März 1910 einsdlließlich Island. 
'J Ohne Staatshandelsländer. 

Außereuropäische 
Industrieländer Ubrlge 

zusam- 1 Vereinigte Länder') 
men') Staaten 

114 433 12« 
1611 992 3027 
1609 1 048 3415 
2028 1249 3928 
2167 1237 5053 
2723 1625 5531 
3446 2089 6422 
4332 2 521 79« 
4603 2699 7937 
5914 3835 8119 
6 III 3 767 8979 
5875 3 497 9 103 
6334 3 858 8 241 
6862 4195 8 383 
7873 4 785 9194 
9 070 5 741 10331 

107« 7178 11245 
12 191 7859 11670 
15 759 10835 12900 
16201 10633 14 037 
17747 11437 14 904 
19 578 13140 16347 
20222 13798 17004 

23174 15089 20532 

5506 3828 4572 
5838 3 918 4872 
5863 3754 5205 
5967 3590 5883 

7 192 4506 6747 
7 183 4499 7 517 
6702 3868 8147 

'I Sowjetunion, Polen, Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Albanien, Nord-Vietnam, Mongolisdle Volksrepublik. 
Volksrepublik China, Nord-Korea. 

'I Australischer Bund, Japan, Kanada, Neuseeland, Republik Südafrika und Vereinigte Staaten. 
') Au.Bereuropäisdte Entwiddungsländer. 
'J Bis 5. 1. 1959 ohne Saarland. 
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TabeJ/en für die Bundesrepublik Deulschland 

Tabelle 46' 

Einfuhr nach Warengruppen der Außenhandelsstatistik 
Mio DM 

Gewerbliche Wirtschaft 

Ins- Emäh- Fertigwaren 
Zeitraum gesamt 1) 

rungs-
wirtschaft zusammen Rohstoffe Halbwaren 

zusammen/ 
Vor- End-

erzeugnisse 

1950 11314 5013 6360 3368 1564 1429 714 714 

1951 14 726 5816 8850 5249 2012 1588 848 740 

1952 16203 6065 10138 5635 2351 2146 1115 910 

1953 16010 5852 10158 5224 2438 2491 1450 l 046 

1954 >') 19337 7151 12186 5502 3416 3208 1 894 1314 

1955 24472 1635 16837 1281 4 916 4640 2164 1816 

1956 21964 9162 18651 8225 5236 5196 2910 2286 

1951 31691 9915 21569 9376 5141 6452 3338 3114 

1958 31133 9408 21438 1685 5252 8500 3845 4655 
1959 35823 10731 24155 7 749 5977 11030 4119 6311 

1960 42723 11246 31076 9 269 8061 13 746 5773 7973 

1961 44 363 11677 32186 9095 7 542 15550 6028 9522 

1962 49498 13684 35371 8 821 7 863 18 688 6689 11 99!! 

1963 52277 12779 38981 9362 8049 21515 7142 14 433 

1964 58839 14 035 44 214 10916 9779 23 519 8548 14 911 

1965 70448 16852 52917 11431 10801 30679 10 424 20256 

1966 72670 17 451 54425 11819 10 814 31792 10556 21236 

1967 70183 16599 52648 11828 10961 29859 9454 20406 

1968 81 179 17083 63035 13645 13 630 3!i 761 12 649 23111 

1969 97972 19 331 77 404 14 487 16 720 46196 15767 30429 

1910 109 606 20924 87233 14 809 11660 54763 16999 37764 

1971 120 119 22829 95636 15868 163X1 63442 18686 44155 

1972 128144 24959 102 162 15 851 16439 69865 20726 49139 

1973 145 411 28029 115702 18 754 21518 15310 22873 52498 

1973 l. Vj. 35854 6978 28486 4542 4723 19 221 5774 13447 

2. Vj. 36673 6926 29303 4524 5180 19 599 6086 13 513 

3. Vj. 33 511 6416 26732 4207 5018 11441 5351 12096 

4. Vj. 39379 1110 31181 5481 6598 19103 5662 13 441 

1974 1. Vj. 41390 6844 34129 8134 7 005 18990 6006 12984 

2. Vj. 45173 7 541 37 129 8616 1683 20770 6620 14149 

3. Vj. 45754 6 851 38387 8931 8256 21194 6 581 14 612 

') Einschließlich Rüdtwaren und Ersatzlieferungen. . , Bis 5. 7. 1959 ohne Saarland . 
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Tabelle 45• 

Zeitraum Ins-
gesamt 1) 

Anhang VI 

Ausfuhr nadl Warengruppen der AuBenhandelsstatlsUk 
Mio DM 

Ernäh-
rungs-

Wirtschaft zusammen Rohstoffe 

Gewerbliche Wirtschaft 

Halbwaren 

Fertigwaren 

1 

Vor- End-
zusammen ---------

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 

. 

') 

8362 
14 511 
16 909 
18 526 
22 035 
25717 
30861 
35968 
36998 
41184 
47 946 
50978 
52975 
58310 

1964 64 920 
1965 71 651 
1966 80628 
1961 87 045 
1968 99 551 
1969 113 551 
1910 125 216 
1971 136 Oll 
1972 149 023 
1973 178396 

1913 J. Vj. 41141 
2. Vj: 43 628 
3. Vj. 43442 
4. Vj. 49 585 

1974 1. Vj. 54 665 

2. Vj. 51142 
3. Vj. 51432 

196 
489 
379 
376 
515 
683 
834 
829 
882 

1 005 
1091 
1 075 
1143 
1317 
1614 
1981 
1 968 
2 476 
2985 
3657 
4380 
5097 
5946 

8016 

1816 
1852 
2041 
2 301 

2485 
2351 
2458 

8166 
14 088 
16529 
18 050 

21521 
25034 
29945 
35044 
35998 
40051 
46696 
49705 
51616 
56742 
63039 
69 361 
78 301 
84166 
96098 

109 308 
120 194 
130 145 
142 184 
169 392 

39692 
41550 
41163 
46 988 

51924 
54 484 
54648 

1J Einschließlidl. Rückwaren und Ersatzlieferungen. 
1) Bis 5. '1. 1959 ohne Saarland. 

214 

1168 
1318 
1281 
1488 
1694 
1568 
1115 
1939 
J 710 
1968 
2 182 
2 115 
2362 
2 489 
2 518 
2 555 
2835 
2880 
JJ63 
3080 
3188 
3258 
3388 
4011 

962 
995 
918 

1134 

1354 
1401 
1438 

J 576 
2 110 
2544 
2 724 
2883 
3268 
3 819 
4153 
3 890 
4 309 
5 007 
5282 
4982 
5446 
5733 
6254 
7152 
7 573 
8563 
8900 
9517 

10480 
10 445 
13 244 

3 128 
3159 
3 195 
3762 

4859 
5235 
5376 

5 422 
10660 
12 704 
13 839 
16943 
20198 
24 412 
28951 
30398 
33780 
39506 
42248 
44273 
48807 
54788 
60 552 
68 314 
73713 
84373 
97 328 

107 430 
116 407 
128 351 
152 078 

35 601 
37396 
36990 
42 091 

45710 
41841 
41834 

erzeugnisse 

1862 
3678 
3488 
3384 
4 109 
4769 
5945 
7 135 
6769 
7970 
9672 
9 731 
9876 

10 450 
11847 
13 312 
14 727 
16 570 
18264 
21141 
23034 
23874 
25861 
33334 

7 817 
7 954 
8 213 
9 352 

II 608 
12 890 
13609 

3560 
6982 
9 216 

10455 
12834 
15 429 
18461 
21816 
23630 
25810 
29834 
32 511 
34391 
38351 
42941 
41240 
53 581 
51143 
66109 
16187 
84395 
92533 

102 490 
118144 

27785 
29442 
28178 
32139 

34103 
34951 
34225 
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Zeitraum 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1961 
1968 
1969 
1910 
1911 
1912 
1913 

1973 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1974 !. Vj. 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1961 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1913 

2. Vj. 
3. Vj. 

1973 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1914 !. Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 

Tabellen für die Bunde11epubUk Deulldüand 

Aus- und Einfuhr nach Warengruppen der ProduktlonsstaUsUk 
Mio DM 

Ins-
gesamt 1) 

52975 
58310 
64920 
71651 
80628 
87045 
99 551 

113 557 
125276 
136 011 
149 023 
178396 

41 741 
43 628 
43 442 
49585 

54 665 
51142 
57 432 

49498 
52217 
58839 
70448 
72670 
70 183 
81 179 
97972 

109 606 
120119 
128 744 
145 417. 

35854 
36673 
33 511 
39379 

41390 
45173 
45754 

Bergbau-
liebe 

Erzeug-
nisse 

2520 
2715 
2551 
2464 
2 361 
2282 
2536 
2416 
2849 
3 019 
2971 
3 313 

778 
784 
803 
948 

.1150 
1230 
1 424 

4 744 
5109 
6205 
6602 
6 891 
7432 
8832 
9 424 

10 249 
11554 
11432 
1'3 919 

3145 
3190 
3157 
4427 

6902 
7297 
7783 

Grund-
stoff- und 
Produk-

tions-
güter-

14 225 
15167 
17 082 
19 272 
22138 
24 813 
27 840 
31 040 
33778 
35 016 
36953 
46984 

11 136 
11 143 
11607 
13098 

16 691 
18301 
19 448 

12 733 
13 422 
16 518 
18905 
19 343 
19 406 
24503 
30346 
32793 
32 281 
33669 
40825 

9 441 
10 325 
9699 

11 360 

12125 
13 546 
14128 

Erzeugnisse der 

Investi-
tions-
güter-

Ver-
brauchs-

güter-

industrien 

28901 
32118 
35576 
38883 
43853 
46 434 
53525 
61 620 
68534 
75448 
83 764 
97 408 

22488 
24 331 
23 393 
27 195 

27 547 
28460 
27359 

7006 
7161 
8453 

11 089 
12284 
12047 
14090 
18 526 
24 651 
28181 
30197 
32096 

8138 
8562 
7 167 
8230 

7 417 
8495 
8158 

Ausfuhr 
5262 
5969 
6872 
7 618 
8589 
9248 

10 736 
12 753 
13 220 
14 715 
16416 
19592 

4188 
4807 
4 818 
5119 

5 881 
5784 
5740 

Einfuhr 
5143 
6326 
1251 
9118 
9 891 
8 461 

10 613 
13293 
14 458 
11466 
21213 
23250 

6144 
5180 
5560 
5166 

5956 
6180 
6694· 

Nah-
rungs-

und 
Genuß-
mittel-

909 

981 
1 212 
1504 
1556 
1974 
2385 
2792 
3083 
3995 
4475 
6192 

1294 
1417 
1 649 
1 831 

2041 
2078 
2168 

4662 
4763 
5023 
6245 
6603 
6328 
7015 
7968 
9115 

10250 
11589 
13065 

3257 
3025 
3 016 
3768 

3252 
3117 
3290 

Erzeug-
nisse der 

Land-und 
Forstwirt-

schaft, 
Tierhal-
tung und 
Fisdterei 

476 
596 
682 
179 
183 
874 
989 

1 257 
1 698 
1535 
1991 
2 519 

676 
598 
567 
678 

695 
519 
492 

11992 
11042 
12275 
13932 
14186 
13134 
13 281 
14 788 
14 873 
15 575 
16 579 
18 481 

4 790 
4 815 
4100 
4776 

4630 
5411 
4440 

1) Einschließlich Waren, die nicht zugeordnet werden konnten. 

Tabe 11 e 44• 

Investi-
tions-

güter 'l 

15021 
16 242 
17942 
19863 
22907 
24 714 
28338 
32531 
36218 
40893 
46355 
52132 

11978 
13400 
12448 
14 307 

14505 
14 727 
13813 

3341 
3 293 
3611 
4 820 
5168 
5333 
5809 
7 614 

10 650 
12 714 
12998 
12 453 

3 241 
3398 
2749 
3064 

2542 
3001 
2 961 

Ver-
brauchs-
güter 1) 

7556 
8930 
9989 

10185 
10 801 
11039 
13504 
14312 
13682 
14252 
15751 
18790 

4491 
4455 
4680 
5163 

5225 
5129 
5127 

3123 
3 431 
4271 
5892 
6992 
6433 
7879 

10250 
12 251 
15117 
18267 
19791 

5153 
4867 
4794 
4978 

4 821 
5330 
5786 

2) Hauptsädllidl Enderzeugnisse, nadl.•ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert (entspredlend der Warengliederung des Index der 
industriellen Bruttoproduktion). 
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Anhang VI 

Tabelle 43' 

AuJlenhandel (Spezialhandel) 
Tatsächliche Werte, Volumen und Durchschnittswerte 

Tatsäch1iche Werte Volumen 1) 1) 
Index der 

Durdlsdlnittswerte 1) Termsof 
Zeitraum Trade ') 

Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr Einfuhr 

Mio DM 1962 = 100 

1950. 8362 II 374 
1951 14517 14 726 
1952 16 909 16 203 17 588 12 781 96,3 126,8 75,9 
1953 18 526 16010 19 643 14 077 94,3 113,7 82,9 
1954 

'l 
22035 19 337 23 712 17 399 92,9 111,1 83,6 

1955 25717 24 472 27 525 21681 93,4 112,9 82,1 
1956 30861 27964 31896 24 213 96,8 115,5 83,8 
1957 35968 31697 36258 26970 99,2 117,5 IW,4 
1958 J 36998 31133 38065 29 215 97,2 106,6 91,2 
1959 41184 35823 42352 34609 97,2 103,5 93,9 
1960 47946 42 723 48449 40 401 99,0 105,7 93,7 
1961 50978 44363 51351 43 421 99,3 102,2 91,2 
1962 52975 45498 52 975 49 498 100 100 100 
1963 58 310 52217 58285 52719 100,0 99,2 100,8 
1964 64 920 58839 64848 59261 100,I 99,3 100,8 
1965 71 651 70448 70407 69186 101,8 101,8 100,0 
1966 80628 72670 78365 70278 .102,9 103,4 99,5 
1967 87 045 70 183 85 379 68657 102,0 102,2 99,8 
1968 99 551 81179 99 033 81244 100,5 99,9 100,6 
1969 113 557 97972 111041 95850 102,3 102,2 100,1 
1970 125 276 109 606 120 389 109 343 104,I 100,2 103,9 
1971 136 Oll 120 119 128 503 121 221 105,8 99,I 106,8 
1972 149 023 128 744 139 538 132 399 106,8 97,2 109,9 
1973 178 396 145 417 164 396 142 553 108,5 102,0 106,4 

1973 1. Vj. 41 741 35854 39192 35885 106,5 99,9 106,6 
2. Vj. 43628 36673 40603 36 228 107,4 101,2 106,I 
3. Vj. 43 442 33 511 40 069 33 618 108,4 99,7 108,7 
4.Vj. 49 585 39 379 44533 36822 111,3 106,9 104,1 

. 1974 1. Vj . 54665 41 390 46384 33771 117,9 122,6 96,2 
2. Vj. 57 142 45173 46121 35404 123,9 127,6 97,1 
3. Vj. 57 432 45754 43974 34408 130,6 133,0 98,2 

'l Mengen bewertet mit den Durchschnittswerten des Jahres 1962. ., Werte 1952 bis 195'1 von Originalbasis 1954, Werte von 1958 bis 1961 von Originalbasis 1960 um.basiert., 
'l Index der Durdtschnittswerte der Ausfuhr in vH des lndex der Durchschnittswerte der Einfuhr: ., Bis 5. 1. 1959 ohne Saarland. 
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mit dem Ausland 'I 
DM 

kehr 1 

öffentlich insgesamt 
(Kapital- (Kapital-

export: -) export: -) 

-1311 + 1353 
-5088 956 
-1290 414 
-1447 1186 
-1315 431 
-1 291 + 1 005 
-2531 257 
-1490 - 8918 
-1329 + 5076 
-1837 + 4361 
-2388 +15 953 
-2166 + 4229 
-1489 - 3654 
-2216 110 

266 6820 
328 + 2426 
141 + 4038 
753 - 3298 

509 +10396 
682 - 4581 
504 + 1239 
521 - 7164 

204 9763 
284 1 335 

31 2 471 

Tabellen lür die Bundesrepublik Deutschland 

Tabe 11 e 42' 

Kurzfristiger Kapitalverkehr 

privat 

öffentlich Zeitraum 
zusammen Kredit- Wirtschafts- (Kapital-
(Kapital- institute unternehmen export: -) 

export: -J und Private 

+ 2359 +2369 10 -1006 1960 
735 380 355 221 1961 
254 259 + 5 160 1962 

1177 + 684 -1861 9 1963 
+ 610 + 85 + 525 -1041 1964 

47 478 + 43i +1052 1965 
594 574 20 + 337 1966 

- 8557 -4823 -3734 - 361 1967 
+ 3891 +2455 +1436 +1185 1968 
+ 4390 +4325 + 65 29 1969 
+16381 +7927 +8454 - 428 1970 
+ 3191 +1174 +2017 +1038 1971 
- 3981 - 420 -3561 + 327 1972 
+ 30 -5149 +5179 - 140 1973 

- 7895 -7011 - 884 +1057 1972 1. Vj. 
+ 2366 +2242 + 124 + 60 2. Vj. 
+ 3598 +1120 +2478 + 440 3. Vj. 
- 2050 +3229 -5279 -1248 4. Vj. 

+ 9388 +5580 +3808 +l 008 1973 1. Vj. 
4399 -5930 +1531 - 182 2.Vj. 

+ 1162 + 682 + 480 + 77 3. Vj. 
6121 -5481 - 640 -1043 4.Vj. 

-10047 - 523 -9524 + 284 1974 1. Vj. 
1 396 -1353 43 + 61 2. Vj. 

- 2601 -3580 + 979 + 130 3. Vj. 

Quelle: Deutsdle Bundesbank 
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Anhang VI 

Tabe 11 e 42" 

privat 

deutsche Nettokapitalanlagen 
ins- im Ausland (Zunahme:-) 

Zeitraum gesamt 2) zusam-
(Kapital- men 2) Direkt- Kredite 

ex- (Kapital- investi- und Dar-
port: -) ex- zusam- tionen leben, port: -) und me"n 2) privater Portfolio-

investi-Grund- tionen besitz 

1960 81 + 1 230 1 494 - 133 183 
1961 - 4053 + 1035 1 268 -1002 268 
1962 183 + 1 107 1140 -1335 374 
1963 + 1 806 + 3253 - 1663 -1033 633 
1964 894 + 421 - 2377 -1372 1022 
1965 + 1131 + 2428 2 199 -1 448 741 
1966 342 + 2189 2 815 -1 616 1187 
1961 2930 - 1440 3663 -1502 2150 
1968 -11201 - 9812 -12223 -2185 -10020 
1969 -23040 -21203 -22706 -3142 -19541 
1970 934 + 1454 8648 -3580 - 5048 
1911 + 6293 + 8459 4026 -4230 + 219 
1972 +14 840 +16 329 + 315 -5160 + 6116 
1973 +11 823 +14039 710 -5186 + 4470 

1912 1. Vj. + 5195 + 5461 841 -2167 + 1325 
2. Vj. + 6471 + 6799 + 403 - 801 + 1206 
3. Vj. + 2181 + 2922 + 1022 -1279 + 2307 
4. Vj. + 393 + 1146 263 -1513 + 1271 

1973 1. Vj. + 3190 + 3699 + 139 -1255 + 1382 
2. Vj. + 4428 + 5110 + 1301 - 984 + 2291 
3.Vj. + 3355 + 3858 + 64 -1237 + 1301 
4.Vj. + 851 + 1 372 2214 -1710 504 

1974 1. Vj. 102 498 1 898 -1290 583 
2. Vj. 339 56 1654 965 611 
3. Vj. - 2329 - 2298 2370 903 

Kapitalverkehr 
Mfo 

Langfristiger Kapitalver 

ausländische 
Nettokapitalanlagen 

im Inland (Zunahme: +) 

Direkt· Kredite investi- und Dar-
zusam- tionen lehen, ·und men 1) privater Portfolio-

investi-Grund- tionen besitz 

+ 2124 + 807 + 2033 
+ 2303 +1178 + 1253 
+ 2841 +1338 + 1541 
+ 4916 +1931 + 3009 
+ 2 798 +2444 + 361 
+ 4627 +3557 + 1087 
+ 5oot +3953 + 1064 
+ 2223 +3285 1010 
+ 2351 +2087 .+ 323 
+ 1503 +1989 465 
+10102 +2073 + 8064 
+12485 +3821 + 8666. 
+16014 +5354 +10703 
+14749 +5145 + 9617 

+ 6308 +2282 + 4CM7 
+ 6396 + 876 + 5524 

+ 1900 +1025 + 885 
+ 1409 +1112 + 248 

+ 3560 + 487 + 3080 
+ 3808 +1575 + 2236 
+ 3794 +1432 + 2364 
+ 3586 +1651 + 1939 

+ 1400 +1261 + 141 
+ 1598 +1369 + 228 
+ 72 + 1 057 

., Entsprechend der Darstellungsweise der Zahlungsbilanz haben Zahlungsmittelzuflüsse ein positives, Zahlungsmittelabß'üsse ejn 
n.egatives Vorzeichen. 

') Einschließlich .sonstige Nettokapitalanlagen•. 
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Tabellen JW die BundearepubJik Deulsdtland 

bllanz 
DM 

Saldo des 
gesamten 

Kapitalbilanz S) 

langfristiger 1 kurzfristiger 

Kapital-
verkehrs Kapitalverkehr 

+ 637 + 488 
- 543 - 79 

+ 6 - 357 
- 698 - 378 
- 106 - 438 
- 640 - 271 
- 162 - 365 
- 2655 - 390 
- 2329 - 1437 
- 6398 - 3629 
+ 1212 - 81 
- 5009 - 4 053 
- 597 - 183 
+ 620 + 1806 
- 1325 - 894 
+ 2142 + 1137 
- 599 - 342 
-11 848 - 2930 
- 6125 -11201 
-18679 -23040 
+15 019 - 934 
+10 522 + 6293 
+ 11 186 +14840 
+11113 +11823 

+13 586 + 3190 
- 153 + 4428 
+ 4594 + 3355 
- 6313 + 851 

-10465 - 702 
- 1 674 - 339 
- 4 800 - 2329 

') Eigene Leistungen:-. 
5) Kapitalexport:-. 

+ 149 
- 464 

+ 363 
- 320 
+ 332 
- 369 

+ 2Q3 
- 2265 
- 892 
- 2769 
+ f 353 
- 956 
- 414 
- 1186 
- 431 

+ 1 005 
- 251 
- 8 918 
+ 5076 
+ 4361 
+15 953 
+ 4229 
- 3 654 
- 110 

+10 396 
- 4 581 
+ 1239 
- 7 164 

- 9 763 
- 1335 
- 2 411 

Saldo der Saldo der statistisdJ. statistisdJ. nicht auf-erfaßten gliederbaren Transak- Transak· tionen tionen ') 

+ 210 - 774 

+ 1 758 + 280 

+ 2484 + 416 

+ 3115 + 471 

+ 3563 - 592 

+ 1595 + 256 

+ 4297 + 713 

+ 3246 + 1876 

+ 3669 - 225 

- 2246 + 554 

+ 6055 + 1964 

- 1816 + 994 
- 2111 + 1300 

+ 1 611 + 1129 
- 801 + 1236 
- 4 081 + 2798 
- III + 2063 
- 1842 + 1 702 

+ 5731 + 1278 
-11 181 + 919 
+18604 + 3308 
+13 638 + 2120 
+14 535 + 1155 
+23 828 + 2600 

+15 378 + 4494 

+ 3 154 - 429 
+ 6611 + 1 604 
- 1 379 - 3 071 

- 2 633 + 2124 

+ 4794 - 1 393 
- 2151 - 4 281 

Tabelle 41° 

Zuteilung 
von Sonder· 

ziehungs-
redlten und Zeitraum 
Ausgleichs-
bedarf der 

Bundesbank;) 

- 1950 
- 1951 

1 - 1952 
- 1953 
- 1954 
- 1955 
- 1956 
- 1957 
- 1958 
- 1959 
- 1960 

- 1475 1961 
- 1962 
- 1963 
- 1964 
- 1965 
- 1966 
- 1967 
- 1968 

- 4099 1969 
+ 138 1970 
- 5369 1971 
- 496 1972 
-10279 1973 

- 7 217 1973 1. Vj. 
- 2. Vj. 
- 3. Vj. 

- 3062 4. VJ. 

- 1974 1. Vj. 
- 2. Vj. 
- 3. Vj. 

8) Saldo der nidlt erfaßten Posten und statistischen Ermittlungsfehler im Leistungs- und Kapitalverkehr {= Restposten). 
1) Gegenposten zu Veränderungen der zentralen Währungsreserven (Devisenbilanz), die nicht auf den Leistungs· und Kapitalverkehr 

mit dem Ausland zurückgehen: Minderung des DM-Wertes der Gold- und Devisenpositionen der Deutschen Bundesbank durch die 
DM-Aufwertungen sowie Zuteilung von Sonderziehungsredl.ten. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Anhang VI 

Tabelle 41' 

Zahlungs 
Mio 

Bilanz der laufenden Posten 

Saldo der Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
Zeitraum Devisen- Saldo der 

bilanz 1) insgesamt 

1 

Dienst- Ubertra-
zusammen Handels- leistungs- gungen ') 

bilanz 1) bilanz 8) 

1950" 564 427 - 2492 - 3012 + 520 + 2065 
1951 + 2038 + 2301 + 112 149 + 921 + 1529 
1952 + 2900 + 2418 + 2318 + 106 + 1612 + 160 
1953 + 3 646 + 3813 + 4324 + 2516 + 1808 451 
1954 + 2911 + 3669 + 4143 + 2698 + 1445 474 
1955 + 1 851 + 2 235 + 3069 + 1245 + 1824 834 
1956 + 5010 + 4459 + 5680 + 2891 + 2183 1221 
1957 + 5122 + 5901 + 1183 + 4083 + 3700 1882 
1958 + 3444 + 5998 + 1998 + 4954 + 3044 - 2000 
1959 - 1692 + 4152 + 7431 + 5361 + 2070 - 3279 
1960 + 8019 + 4783 + 8211 + 5223 + 3048 - 3488 
1961 2297 + 3193 + 7623 + 6615 + 1008 - 4430 
1962 811 1580 + 3630 + 3411 + 153 - 5210 
1963 + 2140 + 991 + 6086 + 6032 + 54 - 5095 
1964 + 435 + 524 + 5835 + 6081 246 - 5311 
1965 1 283 6223 + 154 + 1203 1 049 - 6311 
1966 + 1952 + 488 + 6783 + 7958 1175 - 6295 
1967 140 +10006 +16428 +16 862 434 - 6422 
1968 + 7009 +11856 +19168 +18 312 + 796 - 7312 
1969 -14 361 + 1498 + 16 248 +15 584 + 664 - 8750 
1970 +22 650 + 3585 +13 344 +15 610 - 2326 - 9759 
1971 +10989 + 3116 +14 613 +15 892 - 1279 -11497 
1972 +15 194 + 3349 +17386 +20278 - 2892 -14 037 
1973 +16 149 +12115 +28 010 +32979 - 4969 -15 895 

1913 1. Vj. +12 655 + 1792 + 5 515 + 5881 312 - 3723 
2. Vj. + 2125 + 3307 + 1281 + 6955 + 332 - 3980 
3. Vj. + 8281 + 2083 + 6392 + 9931 - 3539 - 4309 
4. Vj. - 1512 + 4934 + 8817 +10206 1389 3883 

1914 1. Vj. 509 + 7832 +11588 +13 275 1681 3156 
2. Vj. + 3401 + 6468 +10388 +11969 1581 3920 
3. Vj. - 6432 + 2649 + 1134 +11611 4543 - 4485 

1) Veränderung der Währungsreserven der Bundesbank einschließlich der ·deutsdien Reserveposition im IWF und der Sonderzle„ 
hungsrechte (Zunahme: +). 

1) Spezialhandel nach der amtlichen Außenhandelsstatistik; EinfÜhr cif, Ausfuhr fob. 
1) Ohne die bereits im cif-Wert der Einfuhr enthaltenen Ausgaben für Fradit- und Versicherungskasten; jedoch einsdiließlidt des 

Saldos des Transithandels sowie einsdJ.ließlidJ. sonstiger, den Warenverkehr betreffender Ergänzungen. 
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. 

Einzel-
hande1 Zeitraum insge-
samt 1) 

1964 66,6 
1965 13,3 
1966 77,2 
1967 78,I 
1968 81,5 
1969 89,8 
1970 100 
1911 111,2 
1972 121,9 
1973 131,3 

1973 !. Vj. 119,0 
2. Vj. 129,4 
3. Vj. 121,1 
4. Vj. 153,1 

1974 !. Vj. 122,6 
2. Vj. 134,9 
3. Vj. ') 131,6 

1964 13,0 
1965 78,8 
1966 81,4 
1961 82,0 
1968 85,6 
1969 93,0 
1970 100 
1911 105,8 
1912 110,6 

1973 112,3 

1913 l. Vj. 103,9 
2. Vj. 110,7 
3. Vj. 103,1 
4. Vj. 128,7 

1974 1. Vj. 100,3 
2. Vj. 107,6 
3. Vj. 3) 103,6 

Tabellen lür die BundearepublJk Deulschland 

Einzelhandelsumsatz 
1970 = 100 

darunter Einzelhandel mit 

Nah· 
Waren rungs- elektro- Papier-

und Beklei· Hausrat und op- waren ver- Genuß- dung, und tischen und schie-
den er mitteln, Wäsche, Wohn- Erzeug- Druck-
Art 'l Ge· Schuhen bedarf nissen, erzeug-

mischt- Uhren nissen 
waren 

in jeweiligen Preisen 
56,0 70,1 70,6 64,9 66,7 64,4 
65,1 16,0 11,4 70,8 73,8 11,8 
70,9 80,0 80,2 15,8 11,2 11,5 
73,4 82,3 18,8 15,8 75,7 81,6 
80,2 86,1 80,6 11,7 78,6 85,2 
87,2 92,5 89,7 81,4 87,5 93,8 

100 100 100 100 100 100 
11-3,2 110,8 111,8 116,3 112,7 112,2 
126,2 121,6 123,I 131,3 127,2 120,5 
137,4 132,0 127,4 146,6 134,4 130,2 

111,9 122,8 110,0 122,0 108,9 116,4 
127,7 132,7 126,7 134,3 116,5 110,2 
122,3 129,0 101,3 137,4 118,6 127,0 
181,3 143,4 165,6 168,4 193,5 167,I 

129,4 127,7 114,I 125,1 120,3 121,4 
138,4 141,0 127,8 135,9 131,4 119,8 
139,4 138,8 121,3 138,3 133,0 141,0 

in Preisen von 1970 

59,9 15,5 78,I 11,1 68,8 80,5 
68,7 19,8 83,9 76,2 75,7 85,5 
13,8 82,5 84,9 80,I 78,8 88,7 
76,3 84,7 82,7 79,9 78,2 89,6 
83,8 89,6 84,6 82,I 81,I 92,2 
90,2 94,2 93,2 91,6 89,5 98,8 

100 100 100 100 100 100 
101,8 106,4 105,5 110,0 109,4 104,8 
114,9 111,2 109,7 119,1 118,8 109,8 
111,9 113,0 105,9 132,1 118,3 113,0 

103,9 107,3 94,2 107,4 99,0 103,1 
110,8 112,7 106,2 116,4 103,1 96,4 
104,7 110,1 88,8 118,0 103,5 110,0 
152,I 122,0 134,6 142,8 167,0 142,3 

106,5 105,8 90,9 103,0 101,1 101,5 
110,8 113,6 99,8 108,8. 107,0 97,0 
110,1 112,2 93,3 108,3 106,7 111,0 

1) Einschließlich Einzelhandel mit sonstigen Waren. 

Tabelle 40• 

phar· Fahr-mazeu- Kohle 
tischen, und zeugen, 
kosme- Mine- Ma-

schinen, tischep. ralöl- Büro-u.ä. erzeug- einrieb-Erzeug- nissen 
nissen tun gen 

60,9 72,4 66,7 
61,4 74,7 13,9 
73,6 75,8 74,5 
79,0 11;2 10,3 
85,I 83,8 68,5 
93,6 88,1 84,9 

100 100 100 
110,9 101,6 106,2 
120,3 109,8 111,2 
131,6 155,4 110,4 

125,8 135,0 119,0 
129,8 135,4 129,6 
127,7 136,2 101,2 
143,3 213,0 91,1 

134,0 170,9 93,l 
142,2 168,7 114,8 
140,4 165,6 101,9 

72,1 90,4 13,9 
78,6 91,0 80,9 
81,6 91,3 80,3 
86,4 90,1 15,5 
91,0 94,6 12,1 
98,3 97,4 89,0 

100 100 100 
106,0 99,6 100,3 
109,7 95,8 100,8 
114,9 120,2 96,0 

112,3 110,3 105,0 
113,3 111,2 112,7 
110,8 105,1 87,4 
123,3 151,4 78,7 

113,5 115,4 18,1 
118,2 113,9 93,0 
113,9 107,8 80,5 

Z) Ohne Gemisditwaren 1 überwiegend Warenhausunternehmen und Versandhandelsunternehmen mit warenhausähnlichem Sortiment 
(Wirtschaftsklasse 43 00 0). 

3) Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang VI 

Tabelle 39' 

Umsatz, Besdläftlgung und Produktion Im Bauhauptgewerbe 11 

Umsatz') 

1 

l landwirt- l "fl l'dl Be- Geleistete Nettopro-
Wohnungs- schaftlicher 0 e~~~ er. sdläftigte 'J Arbeits- duktions-

Zeitraum insgesamt 
bau und gewerb- V k h bau stunden 4) indeI 1) 

licher Bau er e rs 

Mio DM 1 1 000 1 Mio 1 1962 ~ 100 

1950 6182 913 1 811 
1951 7 783 922 1 862 
1952 9237 945 1 899 
1953 10690 1 051 2 179 
1954 11 722 5470 2 827 3424 1 095 2262 
1955 'J 14172 6236 3 582 4354 1209 2498 
1956 15 638 6 695 4026 4918 l 217 2551 
1957 15 978 6 811 4078 5089 1 201 2379 
1958 17172 7 366 4 101 5705 -1 206 2340 
1959 21 057 8479 4 969 7609 1 287 2494 
1960 25 018•) 9706 6 411 8882 1406 2604 
1961 28 650•) 10860 7 212 10 564 1 447 2668 
1962 33 359•) 12149 7665 13 532 1 526 2 706 100 
1963 36 420•) 13 016 7 738 15 654 1 604 2660 102,8 
1964 42 617 15 097 8872 18 649 1643 2 908 117,5 
1965 44375 15906 9 717 18 753 1 643 2800 117,7 
1966 46878 16896 10 312 19 670 1 619 2 793 122,2 
1967 44329 16 414 8 921 18 994 1 467 2475 113,4 

1968 28 417 10 391 6317 11 709 l 487 2 472 119,l 
1969 42 751 15069 9816 17 866 1505 2 440 123,5 
1970 55 229 18 232 13 441 23 556 l 529 2 526 133,4 
1971 67034 23196 17 428 26 410 1 544 2554 137,9 
1972 74040 28094 18 165 27 782 1 533 2524 145,8 
1973 77 339 29 912 19 401 28 026 1508 2352 143,1 

1973 1. Vj. 15 005 6043 3856 5107 1463 501 114,9 
2. Vj. 17 750 7 134 4 740 5874 1 546 655 166.6 
3. Vj. 20643 7 805 5112 7726 1548 635 150,7 
4. Vj. 23 941 8930 5 691 9 32(1 1476 560 141,8 

1974 1. Vj. 14 511 5423 3151 5 331 1353 466 116,4 
2. Vj. 16 374 6038 4030 6306 1365 550 153,2 
3, Vj. 19 017 6571 4104 7741 1 350 529 133,0 

•) Nur Betriebe des Hoch·, Tief- und Spezialbaus, des Stukkateur- und Gipsergewerbes sowie der Zimmerei und Dadidedcerei. 
!) Nur baugewerblicher Umsatz. Ab 1968 ohne Umsatzsteuer, bis 1961 vorwiegend Zahlungseingang, ab 1968 vorwiegend vereinbarte 

Entgelte. 
'l Ohne mithelfende Familienangehörige. 
"') Von Inhabern, Angestellten und Arbeitern (einsdJ.ließlidJ. Lehrlinge) auf Bauhöfen und Baustellen geleistete Stunden; ohne mit-

helfende Familienangehörige. 
1) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. 
1) Ohne Saarland und Berlin. 
a) Einscbließlicb Trümmerbeseitigung und Abbruch in Berlin (West). 

266 



Zeitraum 

1972 . 

1973 

1911 1. Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1972 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4. Vj. 

1973 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4.Vj. 

1974 1. Vj. 
2.Vj. 
3. Vj. 

1972 
1973 

1971 Mär 
Jun 
Sep 
Dez 

1972 Mär 
Jun 
Sep 
Dez 

1973 Mär 
Jun 
Sep 
Dez 

1974 Mär 
Jun 

Tabellen lilr die Bundearepublik Deuisdlland 

Auftragseingang und Auftragsbestand Im Bauhauptgewerbe 
Wertindex 1971 = 100 

Hochbau 

. davon 

Insgesamt sonstiger Hochbau 

Tabe 11 e 38' 

Tiefbau 

darunter zusammen Wohnungs- zusammen Straßenbau 
bau private 1) 1 öffentliche ') 

Auftraggeber 

Auftragseingang 

104,9 109,6 121,4 1'00,1 99,9 97,I 98,I 
104,6 108,2 101,2 109,2 122,0 98,4 102,6 

90,0 92,6 91,5 94,l 92,2 85,8 18,0 
120,0 115,3 109,0 119,7 121,4 127,8 134,8 
106,l 105,8 105,2 107,4 104,2 106,6 115,1 
83,8 86,2 94,3 78,8 82,2 79,8 72,l 

93,9 101,5 118,0 93,4 80,3 81,4 15,2 
117,2 119,3 131,5 107,0 114,9 113,9 123,2 
114,5 117,9 125,2 113,I 110,8 108,8 120,6 
93,7 99,5 110,1 89,1 93,8 84,2 13,4 

102,5 114,0 116,7 114,4 107,6 83,4 74,8 
123,7 126,4 126,3 130,0 119,9 119,2 124,2 
111,0 111,0 89,8 119,3 142,2 111,0 132,4 
81,9 81,5 72,0 12,9 118,5 82,2 78,8 

80,3 85,2 18,5 85,9 98,4 72,3 69,1 
108,6 103,2 101,0 94,5 124,2 111,1 132,7 
104,2 94,3 79,7 80,2 152,5 120,6 145,3 

Auftragsbestand 

105,0 110,8 126,4 101,I 93,8 93,8 98,8 
104,6 101,2 114,7 103,2 98,4 99,3 108,8 

104,l 98,7 94,9 101,3 102,3 114,7 111,0 
105,1 102,9 99,7 101,1 103,5 111,0 113,9 
99,1 102,4 102,9 103,3 100,2 94,4 93,2 
90,6 96,0 102,6 88,3 94,0 19,9 75,8 

101,7 106,0 120,6 96,0 91,5 93,5 98,1 
106,6 110,6 128,1 98,5 93,2 98,8 105,2 
107,8 114,2 129,1 104,8 98,2 95,4 101,9 
103,8 112,2 121,1 105,0 92,3 81,4 89,9 

114,5 122,8 141,6 114,7 91,1 98,5 107,0 
114,9 119,l 135,l 112,1 91,1 106,1 115,I 
98,1 98,6 98,8 100,0 96,I 98,9 109,6 
90,1 88,4 83,I 85,3 102,8 93,2 103,3 

89,9 85,9 79,1 83,I 104,0 91,0 110,5 
92,8 81,I 12,4 93,1 106,3 103,8 122,2 

1) Gewerblicher und industrieller Bau für Unternehmen (einsdt
0

Iießlidt Bundesbal;:in und Bundespost), landwirtsdtaftlicher Bau. 
1) Gebietskörpersdl.aften, Organisationen ohne Erwerbscharakter, sonstige öffentliche Auftraggeber. 
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Anhang VI 

Tabelle 37' 

Baugenelunlgungen 
. 

Genehmigungen für Hochbauten 1) . 

umbauter Raum Z) veranschlagte reine Baukos~en 1) 

Nichtwohngebäude Nichtwohngebäude Offen!-
liehe 

Zeitraum 
von von Aufträge 

ins- Wohn- Unter- von ins- Wohn- Unter- von für Tief-
gesamt gebäude nehmen Gebiets- gesamt gebäude nehmen Gebiets- bauten 

und körper- und körper-
Freien schalten') freien schalten') 

Berufen •J Berufen') 

1 OOOcbm Mio DM 1970= 
100 

1950 140 665 5243 
1951 139 448 5337 
1952 230108 135 652 94456 9693 6216 3478 
1953 245 968 163 649 82 319 11370 7 860 3510 
1954 282 134 185 592 96 542 13 375 9062 4 313 ,., 
1955 309 971 195 519 114452 15488 10063 5425 
1956 304 198 180 298 123 !lOO 16129 10061 6068 
1957 286391 174 078 88817 23436 16 404 10459 3877 2068 
1958 311 254 193 297 89 514 28443 19 208 12386 4209 2612 
1959 343 689 210 904 103 353 29432 22136 14 321 4940 2815 
1960 392 427 234 427 124 073 33927 27 491 17 253 6624 3614 
1961 422657 248 592 135 029 39046 31685 19 851 1521 4307 
1962 427 301 253 459 133 795 40047 34675 22176 1445 5055 51,5 
1963 383 726 229174 113 144 40808 34 189 21836 6768 5586 60,4 
1964 429 635 246181 136 895 46559 40738 25397 8676 6665 63,0 
1965 441163 259 257 134 819 47087 44879 28534 9140 7205 10,1 
1966 421 309 245 143 135 531 40635 44680 28555 9617 6508 65,1 
1967 378 533 219 319 119 593 39 621 41 483 26062 8898 6523 70,4 
1968 400266 226 408 131 122 42736 43187 21031 9 351 6805 85,9 
1969 470 178 . 242236 183995 43947 49 521 29541 12992 6988 102,3 
1970 497 264 266573 182 286 48405 59058 35529 14874 8655 100 
1971 542 317 313124 178438 50815 73588 47 Oll 16620 9957 88,0 
1972 567 237 343057 176569 47 611 87234 57 221 19 421 10592 107,9 
1973 520 450 303315 111185 45350 85940 55732 19362 10846 111,0 . 
1973 1. Vj. 121 729 74220 38488 9022 19453 13 090 4358 2005 84,5 

2. Vj. 145 661 88658 46196 10807 23690 16140 5024 2526 115,8 

3. Vj. 143 906 84151 47243 11906 23950 15974 5210 2766 132,0 

4. Vj. 108 673 55238 39926 13509 18176 10488 H50 3539 111,8 

1974 1. Vj. 81888 42610 27 430 11848 14 874 8394 3369 3111 81,4 

2. Vj. 103847 59679 30293 13 875 19 487 11911 3741 3835 138,2 
3. Vj. 110 652 60645 35048 14 959 20 671 12190 4462 4019 158,9 

') Aus erhebungstedmischen Gründen (insbesondere durdl Nac:hmeldungen am Jahresende) stimmt die jeweilige Summe der Viertel-
Jahresergebnisse nic:t;».t immer mit den entspredienden Jahressummen überein. 

'I Ab 1963 nur Neu- und Wiederaufbau (einsdlließlich Umbau ganzer Gebäude). 
•1 Alle Baumaßnahmen. 
') Elnsdlließlidl privater Bauherren. 
') Alle Anstaltsgebäude und die von Gebietskörperschaften und Organisationen ohne Erwerbsdui.rakter geplanten Nidl.twolmgeblude. 
') Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabellen für die Bunde.srepublt.k Deutschland 

Tabelle 36' 

Produktionsergebnis je Besdtllftlgtenstunde tn der Industrie 
1962 = 100 

Verarbeitende Industrie 1) 

Industrie Gr~~ds~of~·-1 Investitions-1 Verbrauchs· ! Nahrungs-
Zeitraum insgesamt 1) 

Bergbau 1) un ro u „t .. und Genuß· 
zusammen tionsgüter- gu er- guter· mittel· 

industrien 

1950 51,6 53,8 51,0 48,2 52,9 48,4 51,1 
1951 55,1 56,9 54,1 51,1 58,1 50,6 55,0 
1952 51,1 58,5 56,1 53,I 61,4 51,1 51,2 
1953 59,5 59,1 59,3 55,6 62,2 56,2 62,3 
1954 62,7 62,5 62,6 59,7 66,2 59,0 63,8 
1955 66,8 65,8 66,9 64,4 11,1 61,1 66,9 
1956 69,3 61,1 69,4 66,3 14,1 65,I 69,7 
1957 14,I 10,I 14,3 11,8 11,5 10,6 16,1 
1958 17,1 72,9 17,4 14,3 80,6 14,0 80,2 
1959 83,2 18,0 83,6 82,3 85,4 80,1 84,6 
1960 90,0 86,2 90,3 90,0 92,4 81,6 89,5 
1961 94,4 92,5 94,4 93,0 96,3 93,I 94,9 
1962 100 100 100 100 100 100 100 
1963 105,2 108,I 105,I 106,7 103,9 104,5 104,1 
1964 114,0 114,8 114,0 119,2 110,8 112,9 112,8 
1965 119,6 119,3 119,6 124,9 115,6 120,1 119,1 
1966 123,9 126,6 123,9 133,6 116,9 124,4 124,1 
1967 131,5 140,3 131,3 148,5 119,3 128,7 129,6 
1968 142,1 151,6 142,3 165,9 127,6 142,7 131,4 
1969 153,0 172,9 152,4 178,I 139,3 152,7 143,3 
1910 151,1 185,7 156,8 183,8 144,2 151,4 146,2 
1971 165,8 197,0 165;1 195,8 148,5 168,6 155,5 
1972 176,8 205,1 176,1 212,4 156,1 181,4 161,1 
1973 189,8 218,3 189,1 233,9 167,5 191,7 167,1 

1973 !. Vj. 183,2 219,9 182,0 223,I 163,3 188,8 158,4 
2.Vj. 190,5 214,1 190,0 236,6 168,6 191,1 166,5 
3.Vj. 190,3 211,3 189,1 239,2 162,1 190,9 167,0 
4. Vj. 195,1 228,0 194,7 234,1 175,2 191,1 178,2 

1974 !. Vj. 191,3 224,5 190,5 236,1 161,1 195,9 168,2 
2. Vj. 199,4 223,4 198,8 249,1 173,7 200,6 174,1 

'I Ohne öffentliche Energiewirtschaft und Bauindustrie. 
'l Vierteljahre: Eigene Schätzung. 
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Anhang VI 

Tabelle .35' 

Geleistete Arbeiterstunden In der Industrie 1) 

Mio· 

Verarbeitende Industrie 

Industrie Grundstoff~ 1 Investitions-1 Verbrauchs-1 Nahrungs-
Zeitraum insgesamt Ber9'bau u~d Pr~duk güter- güter- und Genuß-

zusammen bonsguter- mittel-

industrien 

1950 
. 

9240 1152 8088 2146 2 723 2594 624 
1951 10218 1204 9 014 2348 3156 2851 659 
1952 10 501 1230 9273 2398 3 317 2 861 695 
1953 10885 1258 9627 2388 3433 3085 721 
1954 11516 1218 10298 2 541 3111 3234 746 

'l · 1955 12 484 1213 II 271 2738 4 319 3436 778 
1956 12 952 1218 II 734 2809 4 557 3560 807 
1957 12 624 1188 II 436 2 714 4 478 3430 813 
1958 12 377 1134 II 242 2624 4 545 3272 801 
1959 12231 1 014 II 217 2654 4558 3 221 783 
1960 13 393 1 026 12 368 2900 5230 3407 831 
1961 13 403 962 12 441 2923 5 352 3345 821 
1962 12 998 889 12109 2802 5219 3269 819 
1963 12 579 833 II 746 2 713 5070 3154 810 
1964 12 609 795 II 814 2758 5133 3130 793 
1965 12 654 738 11916 2164 5250 3123 779 
1966 12 221 656 11565 2 632 5090 3 071 772 
1967 10986 545 10441 2391 4 521 2787 742 
1968 11322 497 10826 2 444 4 792 2860 730 
1969 11946 465 II 481 2 546 5 247 2960 728 
1970 12 246 441 11804 2590 5534 2948 733 
1971 11 726 423 11303 2 448 5283 2850 722 
1972 11210 373 10837 2 351 5001 2787 698 
1973 11 144 347 10798 2345 5077 2688 687 

1973 1. Vj. 2846 92 2754 587 1291 707 169 
2. Vj. 2789 84 2705 586 1273 679 167 
3. Vj. 2686 84 2602 580 1212 636 174 
4. Vj. 2823' 86 2737 592 1 302 666· 178 

1974 !. Vj. 2 711 88 2 623 565 1255 639 164 
2. Vj. 2638 81 2557 562 1222 614 159 

'l Von Arbeitern (einschließlich gewerbliche Lehrlinge) geleistele Stunden. 
'l Ohne Saarland und Berlin. 
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In der Ind111trle 
1000 

arbeitende Industrie 

Grundstoff- und 
Produktionsgüter· 

industrien 

Be· 1 sdtäftigte Arbeiter 

1 095 915 
1 202 1004 
1243 1 030 
1248 1029 
1313 1 080 
1422 1170 
1496 1 225 
1538 1254 
1539 1243 
1564 1256 
1722 1379 
1 784 1416 
1 771 1390 
1750 1358 
1 770 1366 
1804 1384 
1 771 1339 
1670 1237 
1682 1243 
1 750 1288 
1810 1323 
1 785 1287 
l 741 1243 
l 747 1242 

1128 1226 
1145 1241 
t'762 1256 
1 753 1244 

1118 1211 
1124 1218 

TabelJen Jar dJe BundearepubJlk DeutadlJand 

Tabe 11 e 34' 

Investitionsgüter- Verbrauchsgüter- Nahrungs· und 
industrien industrien Genußmittel· Zeitraum industrien 

Be· 1 schäftigte · Arbeiter Be· 1 schäftigte Arbeiter Be- 1 'schäfligte Arbeiter· 

1457 1186 1336 1160 338 266 1950 
1679 1372 1501 1303 357 282 1951 
1 776 1440 1508 1302 376 294 1952 
1866 1503 1605 1386 389 304 1953 
2020 1631 1684 1457 403 314 1954 
2302 1867 1 787 1 545 421 328 1955 

') 

2522 2 035 1 879 1622 442 344 1956 
2650 2 126 1906 1642 458 356 1957 
2122 2 168 1888 1614 467 360 1958 
2 793 2205 1864 1583 467 356 1959 
3232 2536 2005 1699 506 384 1960 
3 398 2 641 2033 1 713 514 387 1961 
3462 2659 2033 1 702 524 391 1962 
3454 2623 2 015 1678 528 390 1963 
3508 2648 2006 1663 522 382 1964 
3629 2726 2032 1680 520 379 1965 
3 617 2683 2040 1679 521 379 1966 
3 385 2 461 1902 1 544 507 364 1967 
3466 2530 1908 1549 505 359 1968 
3 741 2750 1990 1619 510 361 1969 
3959 2 901 2010 1626 515 361 1970 
3 957 2856 1976 1586 514 358 1971 
3857 2745 1953 1559 506 350 1972 
3931 2789 1925 1526 505 346 1973 

3886 2151 1947 1548 500 342 1973 1. Vj. 
3 911 2775 1933 1534 498 340 2. Vj. 
3 951 2806 1924 1525 512 353 3. Vj. 
3975 2 819 1894 1496 509 350 4. Vj. 

3944 2787 1843 1450 494 336 1974 1. Vj. 
3 915 2760 1811 1422 487 331 2. Vj. 
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Anhang VI 

Tabe 11 e 34• 

Beschäftigte 

in 

Ver 

Insgesamt Bergbau 
Zeitraum zusammen 

Be· 
1 

Arbeiter Be· 
1 

Arbeiter Be· 
1 

Arbeiter schäftigte schä!tigte schäftigte 

1950 4 797 4054 571 528 4226 3526 
1951 5 332 4509 593 548 4 739 3961 
1952 5 518 4633 614 568 4903 4066 
1953 5 751 4 814 643 591 5108 4222 
1954 6062 5 070 642 588 5420 4482 
1955 'J 

6576 5498 644 587 5932 4910 
1956 6 991 5820 653 594 6338 5226 
1957 7 221 5 984 668 606 6553 5378 
1958 7273 5979 657 593 6 616 5385 
1959 7 301 5949 613 549 6688 5400 
1960 8081 6545 616 547 7 465 5998 
1961 8316 6674 586 517 7 730 6 157 
1962 8339 6623 549 481 7 790 6141 
1963 8264 6500 517 452 7747 6049 
1964 8 301 6 491 497 432 7 804 6059 
1965 8460 6578 474 410 7986 6168 
1966 8385 6452 435 373 7949 6079 
1967 7 843 5927 378 321 7 465 5606 
1968 7 899 5967 337 285 7 562 5682 
1969 8308 6284 318 266 7991 6018 
1970 8603 6 471 310 259 8293 6211 
1971 8538 6342 306 254 8232 6088 
1972 8340 6 129 283 233 8058 5896 
1973 8368 6117 261 214 8107 5903 

1973 1. Vj. 8330 6094 269 221 8062 5873 
2. Vj. 8 351 6106 263 216 8088 5 891 
3.Vj. 8 407 6151 258 211 8149 5940 
4. Vj. 8386 6117 255 209 8131 5908 

1974 1. Vj. 8 250 5 991 252 206 7 998 5785 
2.Vj. 8 188 5936 251 205 7937 5 731 

'I Ohne Saarland und Berlin. 
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Zeitraum 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 . 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 

1973 1. Vj .. 
2.Vj. 
3. Vj. 
4.Vj. 

1974 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 

Tcibellen Jar die Bundesrepublik Deutsdiland 

[ndustrie 
insgesamt 

ein-
1 schl. ohne 

öffentliche 
Energiewirtschaft 
und Bauindustrie 

36,4 36,6 
42,7 43,1 
45,6 45,9 
49,6 49,7 
55,3 55,5 
64,1 64,4 
69,5 69,7 
73,3 73,6 
75,4 75,6 
81,0 81,0 
90,2 90,5 
95,9 96,2 

100 100 
103,4 103,l 
112,3 111,7 
118,2 117,9 
120,3 119,6 
117,4 116,6 
131,2 130,7 
148,2 147,9 
157,2 156,5 
160,I 159,0 
166,4 164,1 

178,7 176,6 

172,8 170,7 
186,8 185,0 
167,1 165,0 
188,8 186,2 

175,9 173,4 
188,9 187,2 
163,3 161,2 

Industrielle. Produktion 1) 

1962 = 100 

Index der industriellen Nettoproduktion 

Verarbeitende Industrie 

Grund-
Stoff· 

Berg- und Investi- Ver-
bau zu- Produk- tions- brauchs-

sammen tions- güter- güter-
güter-

industrien 

14,4 33,9 35,9 28,0 38,3 
82,1 40,4 42,5 35,4 43,5 
86,1 43,1 44,5 . 39,5 44,6 
87,9 47,1 47,4 41,7 52,2 
90,l 53,1 54,0 48,6 57,3 
95,0 62,2 62,9 60,3 63,9 
98,6 67,7 67,0 66,3 70,3 
99,9 71,8 70,7 68,9 75,5 
98,9 74,0 71,3 72,9 75,9 
95,6 80,0 80,0 77,8 81,6 
97,5 90,0 90,9 90,l 89,6 
99,4 95,9 95,6 97,5 94,7 

100 100 100 100 100 
101,6 103,2 104,3 102,5 101,9 
103,3 112,3 118,l 110,2 108,6 
100,2 119,1 124,8 117,8 115,6 
95,8 121,2 129,2 117,3 118,4 
90,0 118,5 132,'l' 109,1 113,2 
93,4 133,3 151,6 122,7 129,5 
96,6 151,5 170,0 146,5 144,2 
99,1 160,5 178,6 160,1 147,7 

101,6 163,0 181,9 158,8 153,7 
94,2 169,0 191,3 161,9 163,1 

93,9 162,3 212,2 176,i 167,1 

99,8 175,7 202,6 170,8 168,2 
92,4 191,4 221,1 187,8 176,7 
85,9 170,5 209,8 157,4 151,3 
97,5 192,3 216,1 192,5 173,5 

98,6 178,6 209,7 173,5 162,3 
93,4 193,7 227,3 189,8 172,7 
85,9 166,4 207,5 153,7 140,8 

1) Von Kalenderunregelmäßigkeiten bereinigt. 

Tabelle 33' 

Index der 
industrie1len 

Nah- Brutto-
rungs· produktion 'l 

und 
Genuß-
mittel- Investi· 1 Ver-

tions- braudls· 
güter 'l güter ') 

40,5 29,5 30,3 
45,4 36,6 35,0 
48,4 42,l 37,6 
54,8 44,2 44,1 
58,0 51,4 49,0 
63,8 63,3 56,2 
69,4 69,2 63,1 
77,2 71,2 68,9 
80,6 74,0 71,8 
84,0 77,9 78,2 
88,6 88,4 88,0 
94,0 96,9 94,1 

100 100 100 
104,9 100,2 104,7 
110,5 106,3 112,7 
115,2 112,3 120,3 
118,8 113,0 122,6 
121,4 106,0 116,9 
128,2 115,5 135,0 
134,4 135,9 153,8 
138,6 146,4 163,0 
145,6 147,5 167,4 
147,5 150,3 176,1 
152,8 158,7 184,1 

139,2 151,1 188.4 
155,7 168,9 196,I 
147,6 143,6 161,3 
165,2 173,0 192,2 

146,2 151,9 179,7 
159,2 170,9 188,0 
147,7 141,7 149,9 

!) Einschließlich Personenkraftwagen und Kombinationskraftwagen. Die Zuteilung zum jeweiligen Güterbereich erfolgt anniherungs-
weise nach der Zulassungsstatistik für Kraftfahrzeuge. 

3) HauptsädJ.lich Enderzeugnisse, nach ihrer vorwiegenden Verwendung gruppiert. 
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Anhang VI 

n o c h Tabelle 32' 

Umsatz In der Industrie 1) 

c) Ausland 
Mio DM 

Verarbeitende Industrie 

Grundstoff-1 Investitions· j Verbraudts-1 Nahrungs· 
Zeitraum Insgesamt Bergbau ~d Pr~duk- güter- güter- und Genuß-

zusammen honsguter- mittel-

industrien 

1953 15 268 1593 13 675 4 312 1556 1626 182 
1954 18 519 l 704 16 816 5 212 9277 2096 230 
1955 21 795 1674 io 121 6165 11 262 2 416 219 
1956 'J 26076 1 813 24 263 1823 13 440 2 614 385 
1951 30385 1 893 28492 9122 16159 2184 421 
1958 30868 1 820 29048 8804 17110 2662 412 
1959. 33752 1 711 32041 9961 18 573 2966 535 
1960 40151 2232 38525 12395 21957 3512 601 
1961 43003 2177 40826 12 828 23 651 3612 615 
1962 44947 2116 42 712 13 051 25 175 3821 713 
1963 48950 2303 46641 14 068 27 458 4288 833 
1964 54631 2192 52 445 15 561 30911 5013 953 
1965 58840 2 180 56660 17 389 32 935 5305 1 031 
1966 66309 2014 64236 19694 31508 5964 1069 
1967 71358 1919 69379 22243 39366 6459 1 311 
1968 80361 2107 78254 23699 45 616 1454 1 485 
1969 92961 2028 90939 27 201 53 001 8 938 1199 
1910 102 073 2 391 99682 30060 58 393 9 315 1913 
1971 109 997 2564 107 433 31230 63 836 10238 2 129 
1912 119 401 2 513 116888 33121 69660 II 094 2 414 
1913 143 233 2833 140 401 42366 81 657 13 248 3130 

1913 !. Vj. 33589 615 32 914 9 842 19147 3259 666 
2. Vj. 35060 665 34 395 10110 20209 3246 169 
3. Vj. 34312 693 33679 10 384 19341 3181 161 
4. Vj. 40212 199 39 413 11970 22 961 3555 921 

1914 1. Vj. 43205 980 42225 14 779 22410 4011 965 
2. Vj. 45831 1 046 44185 16151 23511 3968 1096 

'I Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); ohne Umsatzsteuer. „ Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabellen für die Bundesrepublik Deutsdlland 

n o c h Tabelle 32' 

Umsatz ln der Industrie 1) 

b) Inland 
Mio DM 

Verarbeitende Industrie 

~;~~~~0~t_ 1 Inve~titi~ns-1 Verb!au'.11•-1 
Nahrungs-

Zeitraum Insgesamt Bergbau und Genuß-
zusammen tionsgüter- guter guter mittel-

industrien 

1953 110 894 5 729 105 166 32 617 26 591 25 482 20476 
1954 122 424 6014 116 410 36~85 30353 26958 22113 
1955 144117 6790 137 927 45148 38234 30297 24247 
1956 > ') 159 570 7639 151 931 48594 42 030 33 668 27638 
1957 169 166 8293 160 873 50518 44475 36247 29633 
1958 174 201 7757 166 445 SI 186 48143 36064 31 052 
1959 189 904 7 689 182 215 57 447 53595 38 525 32647 
1960 225 616 9 142 216 474 69191 65 721 44887 36676 
1961 244 016 8834 235 182 72372 74643 48676 39 491 
1962 259 081 8947 250 134 74150 80477 52 461 43045 
1963 266 359 9398 256 961 75379 82946 53620 45015 
1964 292 167 8833 283 334 85370 90743 58643 48578 

1965 315 772 8426 307 346 90772 99779 64 413 52382 
1966 321 720 8026 313 694 91 897 101 177 66390 54229 
1967 309 301 7 494 301807 88935 93655 62553 56665 

1968 325238 7 458 317 780 98342 96190 65664 57 584 

1969. 377 570 8051 369 518 113 945 120 771 73786 61 016 
1970 426 794 9278 417 516 126 194 145105 80 741 65 477 

1971 453 036 9541 443 495 128 054 151 239 87739 70464 
1972 476 612 9697 466 916 133 227 163 617 95387 74685 
1973 523 700 10 555 513 145 153 020 176 842 100951 82 333 

1973 1. Vj. 125 448 2560 122 888 35332 42 344 25 731 19 482 
2. Vj. 129 988 2 518 127 470 38 228 44 256 24'591 20394 
3. Vj. 128 884 2 451 126 433 38999 42349 24467 20 618 
4. Vj. 139 380 3025 136 355 40 461 47 892 26163 21839 

1974 1. Vj. 135 884 3402 132 481 42884 42679 26208 20710 
2. Vj. 143 270 3303 139 967 47063 45564 25757 21583 

') Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte}J bis 1967 einschließlich, ab 1968 ohne Umsatzsteuer. 
'l Ohne Saarland und Berlin. 
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Anhang Vl 

Tabe 11 e 32' 

Umsatz In der Industrie 'I 
a) Insgesamt 

Mio DM 

Verarbeitende Industrie 

Gr;~ds~of~~ 1 Investitions-[ Verbrauchs- [ Nahrungs-
Zeitraum Insgesamt Bergbau un ro u .. .. und Genuß-

zusammen tionsgüter- guter- guter- mittel-

industrien 

1950 80395 4573 75822 22 459 18 348 20 l:l9 14815 
1951 109 908 5176 104 133 33372 26 531 26520 17708 
1952 119 392 6908 112 484 36821 31 783 25 013 18867 
1953 126 162 7 321 118 841 36 928. 34147 27108 20658 
1954 !40 943 7 718 133 225 42197 39 630 29055 22343 
1955 

>') 
,166 511 8464 158 048 51313 49 496 32713 24526 

1956 185 646 9 452 176194 56 417 55 471 36282 28023 
1957 199 551 10 186 189 365 59 639 60634 39032 30060 
1958 205 069 9517 195 493 59990 65253 38726 31523 
1959 223 656 9400 214256 67 414 72168 41492 33182 
1960 266 373 11 374 254 999 BI 585 87678 48459 37277 
1961 287 018 11 011 276 007 85 200 98294 52347 40166 
1962 304 028 11123 292 906 87 207 105 652 56288 43759 
1963 315 309 11 702 303 608 89446 110 405 57908 45848 
1964 346 804 11 026 335 779 100 931 1~1 660 63656 49531 
1965 374 612 10 606 364 006 108 161 132114 69718 53413 
1966 388 029 10099 317 930 111 592 138 685 72355 55299 
1967 380 659 9473 371186 111178 133 020 69 012 57976 

1968 405 599 9565 396034 122 041 141 806 73118 59070 
1969 470 537 10 080 460457 141145 173 772 82 724 62 815 
1970 528867 11669 517 198 156 255 203 498 90056 67390 
1911 563 033 12105 550 928 159 284 221 074 97 977 72593 
1972 596 014 12 210 583 804 166 947 233 278 106 480 77099 
1973 666 933 13 387 653 546 195 385 258 499 114 199 85462 

1973 1. Vj. 159 037 3 235 155 802 45173 61 491 28990 20148 
2. Vj. 165 048 3184 161 864 48399 64465 27837 21163 
3. Vj. 163 257 3145 160 112 49383 61690 27 654 21385 
4. Vj. 179 592 3824 175 767 52 431 70853 29 717 22766 

1974 1. Vj. 179 088 4382 174 707 57 663 65089 30279 21675 
2. Vj. 189101 4349 184 752 63 213 69 135 29 725 22679 

'J Umsatz aus eigener Erzeugung (Fakturenwerte); bis 1967 einschließlich, ab 1968 ohne Umsatzsteuer. 
') Ohne Saarland und Berlin. 
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Tabellen Jür die Bundesrepubllk Deulsdlland 

noch Tabelle 31' 

Auftragsbestand In der Verarbeitenden Industrie 'I 
Wertindex 1970 = 100 

Zeitraum 
1 Investitionsgüterindustrien 1 Verbraudlsgüterindustrien 

zusammen 1) 1 Inland') Ausland zusammen 2) 1 Inland') Ausland 

1971 97,9 95,6 103,9 108,2 107,3 115,6 

1972 88,8 87,1 93,7 117,3 115,5 132,6 

1973 103,5" 98,0 117,3 125,0 119,4 172,0 

1970 1. Vj. 100,3 100,9 98,8 95,3 94,6 101,1 

2.Vj. 101,2 101,5 100,4 108,6 109,1 104,7 

3. Vj. 99,7 99,5 100,4 89,4 89,6 87,6 

4. Vj. 98,8 98,1 100,4 106,6 106,6 106,7 

1911 1. Vj. 100,2 99,8 101,5 91,8 90,7 100,9 

2.Vj. 100,6 98,3 106,5 119,0 118,6 121,6 

3.Vj. 97",4 94,2 105,9 102,5 101,7 108,6 

4. Vj. 93,2 90,0 101,8 119,4 118,0 131,3 . 

1912 1. Vj. 92,5 90,3 98,5 102,9 100,5 122,4 

2.Vj. 88,8 87,2 93,6 128,6 127,6 136,8 

3. Vj. 85,4 84,1 89,5 108,6 107,2 120,9 

4.Vj. 88,3 86,7 93,2 129,3 126,7 150,4 

1973 1. Vj. 99,9 97,6 106,0 117,9 113,9 151,3 

2.Vj. 105,7 102,0 115,2 142,5 138,2 178,5 

3.Vj. 104,4 97,0 122.4 119,2 113,6 165,9 

4.Vj. 104,2 95,3 125,5 120,4 111,9 192,2 

1974 1. Vj. 109,7 97,2 139,7 106,1 96,1 190,7 

2.Vj. 111,7 95,6 149,8 131,0 123,1 196,9 

3. Vj. 'l 109,8 90,5 155,3 107,9 101,7 160,1 

1) Ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien. 
2) Ohne Umsatzsteuer. 
3) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabelle 31' 

Zeitraum 

1971 
1972 
1973 

1970 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1971 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1972 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4.Vj. 

1973 1.Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 
4. Vj. 

1974 1. Vj. 
2.Vj. 
3. Vj.'J 

Anhang VI 

Auftragsbestand In der Verarbeitenden Industrie 1) 

Wertindex 1970 = 100 

Verarbeitende Industrie Produktionsgüterindustrien 
1 Grundstoff- und 

insgesamt 'I 1 Inland') Ausland zusammen ') 1 Inland') Ausland 

93,7 91,9 100,4 71,5 68,7 82,4 
92,3 90,2 100,2 76,5 69,4 104,4 

116,1 110,7 136,0 130,7 121,9 176,8 

102,4 102,5 102,1 113.4 113,6 112,8 
104,9 105,5 103,0 109,5 109,3 110,2 
96,6 96,1 98,3 96,7 96,0 97,0 
96,0 96,0 96,6 80,4 80,6 80,1 

93,1 91,6 98.4 79,2 77,l 87,6 
98.4 96,6 104,6 74,5 70,4 90,6 
91,6 89,l 100,9 69,3 66,l 81,9 
91,8 90,2 97,7 63,0 61,4 69,4 

89,4 87,0 98,1 70,2 66.4 85,2 
95,3 94,2 99,3 77,9 72,6 98,7 
89,0 86,7 97,4 78,l 70,0 110,2 
95,6 92,7 105,9 79,7 68,6 123,3 

108.6 105,7 119,6 116,6 110,8 146,9 
121,9 118,9 132,2 133,9 128,3 163,1 
116,9 110,8 139,6 136,2 127,7 180,1 
117,1 107.4 152,5 136,3 120,8 216,9 

125,5 110,6 179,4 165,0 140,1 294,8 
138,2 122,7 194,5 187,3 160,1 328,9 
130,9 112,5 197,3 181,9 151,2 341,4 

'J Ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien, 
'J Ohne Umsatzsteuer. 
'J Vorläufige Ergebnisse. 
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Zeitraum 

1962 

1963 

1964 
1965 

1966 

1961 

1968 
1969 

1910 
1911 
1912 
1913 

1969 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1910 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1911 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1912 !. Vj. 
2.Vj. 
3. Vj. 
4.Vj. 

1913 !. Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 
4. Vj.' 

1914 !. Vj. 
2.Vj. 
3. Vj.') 

Tabellen für die Bundesrepublik Deutsdlland 

Auftragseingang In der Verarbeitenden Industrie 1) 

c) Inland, Ausland (Volumenindex 1970 = 100) 

Ins-
gesamt 

Grund-
stoff-

und Pro-
duktions-

güter-

Investi-
tions-
güter-

industrien 

Ver-
brauchs-

güter-
Ins-

gesamt 

Grund-
stoff-

und Pro-
duktions-

güter-

n o c h Tabelle 30' 

Investi-
tions-
güter-

industrien 

Ver-
braudis-

güter-

Inland Ausland 

61,4 
62,6 

11,3 
13,8 
10,3 
69,0 

84,3 
100,8 

100 
91,1 

101,6 

106,5 

94,9 

99,1 
101,7 

106,8 

98,5 
101,2 

91,7 
102,6 

95,6 
99,9 

95,6 
99,5 

98,3 
102,1 . 

97,0 
108,4 

114,3 
111,6 

98,5 
101,6 

106,0 
101,4 

91,9 

62,5 
63,2 

73,7 

12,3 
72,3 
72,2 

87,I 
100,9 

100 
98,0 

103,3 
111,7 

94,8 
101,I 

104,6 

102,9 

95,1 
102,4 

101,4 
100,5 

91,9 
100,7 

100,7 
98,8 

97,8 
106,5 
101,0 
107,9 

113,0 
114,l 

110,5 
109,1 

112,3 
113,1 

105,5 

55,8 

51,8 
65,8 

70,0 

63,8 

61,6 

77,1 
101,2 

100 
92,9 
95,7 

103,1 

94,4 
98,2 

104,3 
101,8 

103,8 
99,9 

97,5 
98,8 

95,1 
94,l 
90,8 
90,8 

93,4 

95,t 
92,0 

102,3 

114,9 

110,9 
92,6 
94,2 

104,3 
93,3 
85,7 

70,3 
71,0 
78,2 
83,3 
79,6 

18,3 

92,5 
100,0 

100 
106,2 
110,2 

105,3 

96,1 

100,3 

92,1 
110,9 

92,5 

102,0 

92,1 
112,8 

101,1 
109,6 

91,4 
116,8 

108,2 

111,6 
100,3 
120,9 

115,1 

109,4 
92,2 

104,5 

100,2 
99,5 
83,5 

45,8 

53,6 

59,0 
61,9 

68,1 

15,4 

89,1 
103,3 

100 
99,9 

109,4 
131,1 

102,9 

105,8 
103,4 

101,2 

100,8 
99,0 
96,9 

103,3 

105,1 
102,8 

94,0 
91,7 

104,8 

105,3 
99,8 

121,9 

138,1 
135,1 
133,1 
141,5 

153,2 
147,4 
138,8 

45,4 
53,9 

55,5 
60,8 

69,1 
80,5 

90,1 
95,1 

100 
105,2 
122,3 

140,6 

100,4 

99,3 

90,5 

92,1 

98,6 
99,4 

91,0 
105,1 

109,1 
106,5 
98,6 

106,4 

120,0 

118,8 
114,6 
136,0 

139,2 

134,1 
135,9 
152,6 

163,1 
161,1 
141,1 

46,9 

54,5 

61,1 
63,4 

68,4 

14,2 

89,5 
101,6 

100 
96,0 

102,5 
136,4 

105,3 

109,1 

111,1 
104,1 

102,9 
98,6 

91,6 
100,9 

103,0 
99,2 
91,5 
90,2 

96,9 
97,3 
92,5 

123,3 

139,3 

134,4 
135,9 

136,0 

150,4 
143,9 
140,0 

40,3 

41,1 
52,3 
55,7 

61,4 

68,2 

82,5 
98,8 

100 
109,3 
115,8 

131,3 

95,0 

104,1 
88,4 

107,9 

94,2 
100,5 

92,0 
113,2 

101,0 
114,1 
96,1 

119,6 

110,9 

116,9 
102,6 
133,0 

133,3 
140,4 

101,6 
143,8 

140,1 
130,3 
106,8 

•) Ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien; Inland bis 1967 einsdJ.ließlidJ., ab 1968 ohne Umsatzsteuer; Ausland durchweg ohne 
Umsatzsteuer. 

2) Vorläufige Ergebnisse. 
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n o c h Tabelle 30' 

Zeitraum 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 

1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 

1969 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1970 !. Vj. 

2.Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1971 1. Vj. 

2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1972 !. Vj. 
2.Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1973 !. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4. Vj. 

1974 1. Vj. 

2. Vj. 
3. Vj. 2) 

Anhang VI 

Auftragseingang In der Verarbeitenden Industrie 1) 

b) Inland, Ausland (Wertindex 1910 = 100) 

Ins-
gesamt 

Grund-
stoff-

und Pro-
duktions-

güter:.. 

Investi-
tions-
güter-

industrien 

Ver-
braudis-

güter-
Ins-

gesamt 

Grund-
stoff-

und Pro-
duktions-

güter-

Investi-
tions-
güter-

industrien 

Inland Ausland 

57,5 
58,9 
67,8 
72,0 
69,7 
67,2 

77,0 
94,5 

100 
102,1 
109,1 
120,4 

87,4 
92,5 
95,5 

102,6 

97,5 
100,8 
97,8 

104,0 

99,l 
104,3 
100,4 
104,5 

104,4 
110,2 
104,6 
117,3 

126,5 
125,8 
112,0 
117,3 

129,5 
129,7 
119,2 

61,2 
61,6 
72,5 
73,2 
73,8 
71,5 

80,4 
95,3 

100 
100,6 
107,7 
123,2 

87,7 
94,5 
99,4 
99,6 

95,6 
102,5 
101,3 
100,6 

93,6 
103,7 
103,9 
101,3 

100,3 
111,3 
106,l 
113,3 

121,3 
125,4 
122,8 
123,5 

137,9 

148,1 
141,3 

50,4 
52,4 
60,1 
65,8 
61,3 
58,4 

69,1 
93,3 

100 
99,0 

105,0 
117,5 

85,3 
98,4 
95,9 

102,5 

102,l 
99,l 
97,5 

101,3 

101,I 

100,2 
97,I 
97,S 

101,9 
104,4 

101.2 
112,4 

129,0 
126,5 
106,0 
108,4 

124,8 
115,6 
107,3 

65,5 
67,2 
75,3 
81,9 
79,7 
77,7 

86,9 
95,8 

100 
110,2 
119,1 
121,9 

91,2 
95,7 
89,0 

107,3 

91,5 
101,6 
93,0 

113,9 

103,5 
113,2 
101,6 
122,5 

115,1 
119,7 
108,8 
132,7 

129,6 
125,4 
107,5 
125,0 

126,0 
128,9 
109,1 

40,0 
46,8 
52,8 
56,3 
63,0 
69,4 

81,2 
98,9 

100 
103,4 
115,l 
153,6 

96,3 
100,6 
99,7 
99,0 

99,9 
98,8 
97,0 

104,3 

108,2 
106,5 

97,8 
101,I 

109,2 
110,5 
105,0 
135,9 

151,9 
150,6 
149,6 
162,2 

188,8 

189,7 
183,0 

41,8 
48,5 
52,0 
57,2 
65,8 
74,4 

82,3 
92,8 

100 
103,4 
118,6 
149,5 

93,3 
95,8 
90,I 
92,2 

99,3 
100,6 
97,0 

103,2 

108,1 
105,8 
97,3 

102,5 

115,0 
114,6 
111,3 
133,3 

141,2 
141,2 
144,8 
170,8 

208,3 
219,3 
213,8 

39,4 
46,2 
53,1 
56,I 
62,l 
67,5 

81,0 
101,8 
100 
102,0 
112,3 
156,2 

98,I 
102,4 
106,0 
100,9 

101,2 
97,8 
97,8 

103,2 

108,1 
105,1 
97,9 
97,0 

105,5 
106,5 
101,4 
135,7 

157,l 
153,7 
156,2 
157,8 

182,2 
180,0 
176,3 

Ver-
brauchs-

güter-

38,3 
45,6 
50,8 
54,6 
61,0 
66,9 

79,4 
97,9 

100 
112,1 
123,3 
148,9 

93,8 
103,2 
88,0 

106,6 

93,5 
100,1 
92,2 

114,I 

108,9 
117,4 

98,8 
123,1 

115,8 
123,3 

109,6 
144,5 

149,5 
158,7 
121,9 
165,4 

174,4 
165,8 
135,7 

1) Ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien; Inland bis 1967 einschließlich, ab 1968 ohne Umsatzsteuer; Ausland durchweg ohne 
Umsat:zsteuer. 

1) Vorläufige Ergebnisse. 

252 



Zeitraum 

Tabellen iür d1e Bundesrepublik Deul8cbland 

Auftragseingang In der Verarbeitenden Industrie 1) 

a) Insgesamt (1970 = 100) 

Ins-
gesamt 

Grund-
stoff-

und Pro-
duktions· 

güter-

Investi„ 
tions-
güter-

industrien 

Ver-
brauchs-

güter-
Ins-

gesamt 

Grund-
stoff· 

und Pro-
duktions-

güter-

Tabelle 30' 

Investi-
tions-
güter-

industrien 

Ver-
brauchs-

güter-

Wertindex Volumenindex 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 

1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 

1969 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4. Vj. 

1970 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1971 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1972 1. Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1973 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1974 1. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. ') 

53,3 
55,9 
64,l 
68,2 
68,1 
67,7 

78,0 
95,4 

100 
102,5 
110,6 
128,3 

89,4 
94,3 
96,3 

101,7 

98,0 
100,3 
97,5 

104,1 

101,3 
104,9 
99,9 

103,9 

105,6 
110,3 
104,8 
121,8 

132,4 
131,6 
120,9 
128,2 

143,7 
144,2 
134,4 

56,7 
58,6 
67,8 
69,5 
72,0 
72,I 

80,8 
94,7 

100 
101,2 
110,2 
129,2 

88,9 
94,8 
97,2 
97,9 

96,4 
102,0 
100,3 
101,2 

96,9 
104,2 
102,4 
101,6 

103,7 
112,0 
107.4 
117,8 

125,8 
129,0 
127,8 
134,3 

154,0 
164,4 
157,9 

47,0 
50,4 
58,0 
62,8 
61,5 
61,1 

72.7 
95,7 

100 
100,0 
107,1 
129,0 

88,9 
93,1 
98,8 

102,0 

101,7 
98,9 
97,5 

102,0 

103,2 
101,7 
97,6 
97,6 

102,9 
105,0 
101,3 
119,3 

137,2 
134,4 
121,l 
123,5 

141,8 
135,0 
127,6 

62,4 
64,7 
72,5 
78,7 
77,6 
76,5 

86,1 
96,0 

100 
110,4 
119,6 
125,0 

91,5 
96,6 
88,9 

107,2 

91,7 
101,5 
92,9 

113,9 

104,2 
113,7 
101,2 
122,6 

115,I 
120,I 
108,9 
134,l 

131,9 
129,2 
109,2 
129,6 

131,5 
133,1 
112,2 

57,7 
60,4 
68,2 
71,0 
69,7 
70,4 

85,4 
101,2 
100 
98,3 

103,4 
113,7 

96,6 
101,0 
101,9 
105,4 

99,1 
100,7 

97,4 
102,8 

97,9 
100,6 

95,3 
99,2 

99,8 
103,3 
97,6 

113,0 

120,0 
117,0 
106,6 
111,2 

117,3 
112,5 
103,0 

58,6 
61,0 
69,6 
69,6 
71,5 

73,8 

87,8 
99,6 

100 
99,5 

107,3 
118,2 

96,0 
100,7 
101,3 
100,5 

96,3 
101,7 
100,4 
101,5 

95,6 
101,9 
100,1 
100,3 

102,4 
109,0 
103,8 
113,9 

118,8 
118,7 
116,1 
119,0 

124,3 
124,2 
115,5 

1) Ohne Nahrungs- und Genußmittelindustrien; bis 1967 einsd:lließlich, ab 1968 ohne Umsat2.steuer. 
!) Vorläufige Ergebnisse. 

53,l 
56,8 
64,4 
68,0 
65,l 
65,2 

81,3 
102,9 
100 
93,9 
97,7 

113,0 

97,4 
101,3 
106,5 
106,6 

103,6 
99,5 
97,4 
99,5 

97,9 
95,7 
91,2 
90,9 

94,4 
95,7 
92,2 

108,5 

122,0 
117,7 
105,5 
106,9 

118,0 
108,5 
101,6 

66,8 
68,3 
75,1 
80,2 
77,5 
77,2 

91,4 
99.9 

100 
106,6 
110,8 
108,l 

96,0 
100,8 
92,2 

110,5 

92,7 
101,9 
92,6 

112,9 

101,8 
110,2 
97,3 

117,1 

108,4 
112,1 
100,6 
122,2 

117,1 
112,8 
93,9 

)08,7 

104,7 
102,9 

86,l 
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Anhang VI 

Tabelle 29' 

1) 
'l 
') 
•) 
') 
'l 

Zahlungsmittelbestände und Kredite 
Mrd DM 

Geldvolumen Termingelder 3) Kredite der Kreditinstitute an inländisdle 
Unternehmen und Privatpersonen 

Ende 
darunter 

mit des einer Be- mittel-
Zeitraumes ins- Bargeld- Sichtein- ins- fristung ins- kurz- und lang- Wert-

gesamt umlauf 1) lagen') gesamt unter gesamt fristig ') fristig papiere 1) 

3 Mona-
ten 

1955 l ·1 

31,48 14,04 17,44 11,20 2.01 63,27 
1956 33,89 14,88 19,0l 13,56 2,78 71,23 
1957 37,81 16,46 21,35 17,13 3,27 78,31 
1958 42,58 17,94 24,64 17,94 3,19 85,92 
1959 47,61 19,34 28,26 19,97 3,31 101,16 
1960 51,08 20,83 30,25 21,62 3,61 116,25 
1961 58,71 23,20 35,52 23,47 3,94 135,76 
1962 63,28 24,25 39,03 25,19 4,10 154,83 
1963 67,77 25,51 42,26 26,75 4,57 173,92 
1964 73,05 27,89 45,16 27,78 5,23 231,81 60,67 163,74 7,40 
1965 78,53 29,65 48,87 28,40 5,16 259,27 67,31 183,91 8,05 
1966 79,62 30,88 48,74 33,77 4,58 280,74 72,32 200,35 8,08 
1967 87,92 31,51 56,41 39,65 7,80 298,88 74,29 216,18 8,42 
1968 93,47 32,59 60,88 48,86 9,58 334,55 81,00 242,80 10,75 
1969 99,43 34,69 64,74 57,45 14,82 385,95 101,56 272,35 12,0J 
1970 108,22 36,89 71,33 65,16 28,43 430,54 113,62 304,10 12,83 
1971 121,52 40,29 81,23 77.o? 37,34 490,57 131,73 345,43 13,41 
1972 139,30 45,77 93,53 93,03 43,92 569,33 155,94 399,66 13,73 
1973 142,86 47,43 95,43 123,00 67,08 631,28 166,95 449,70 14,63 

1970 !. Vj. 93,45 34,06 59,39 55,38 14,45 393,58 103,85 277,33 12,41 
2. Vj. 98,55 34,99 63,56 60,40 19,49 406,48 109,92 284,29 12,27 
3. Vj. 99,14 35,60 63,54 . 61,15 21,24 414,96 109,85 292,93 12,18 
4. Vj. 108,22 36,89 71,33 65,16 28,43 430,54 113,62 304,10 12,83 

1971 1. Vj. 101,88 35,96 65,92 67,47 30,33 437,39 114,66 310,06 12,68 
2. Vj. 110,15 37,41 72,73 69,34 28,70 451,45 120,41 318,40 12,64 
3. Vj. 112,39 38,46 73,93 69,42 30,36 468,21 123,78 331,30 13,13 
4. Vj. 121,52 40,29 81,23 77.o7 37,34 490,57 131,73 345,43 13,41 

1972 1. Vj. 117,18 40,42 76,76 74,89 34,00 503,42 134,98 354,49 13,95 
2. Vj. 126,00 42,72 83,28 78,67 35,43 524,33 145,17 365,68 13,49 
3. Vj. 128,26 43,33 84,94 82,17 36,23 539,54 146,30 379,76 13,48 
4. Vj. 139,30 45,77 93,53 93,03 43,92 569,33 155,94 399,66 13,73 

1973 !. Vj. 133,35 44,67 88,68 97,96 35,45 585,12 154,95 416,13 14,05 
2.Vj. 133,36 46,23 87,13 108,37 52,94 601,82 159,62 428,44 13,76 
3.Vj. 129,10 45,81 83,29 117,82 57,02 614,39 163,08 437,51 13,79 
4.Vj. 142,86 47,43 95,43 123.00 67,08 631,28 166,95 449,70 14,63 

1974 !. Vj. 132,87 46,22 86,65 122,89 74,79 637,02 169,07 453,90 14,06 
2. Vj. 140,80 48,39 92,40 121,43 66,58 650,20 176,73 459,43 14,05 
3.Vj. 141,48 49,43 92,05 116,53 65,39 659,64 177,87 467,81 13,97 

Ohne Kassenbestände der Kreditinstitute; einschließlich der im Ausland umlaufenden DM-Noten und -Münzen. 
Ohne Zentralbankeinlagen öffentlicher Haushalte. 
Mit einer Befristung bis unter 4 Jahren (Quasigeldbestände). 
Einschließlich Schatzwechsel und V-Schätze der Bundesbahn und Bundespost. 
Ohne Banksdl.uldverschreibungen, einsd'.l.ließlid'.I. Anleihen der Bundesbahn und der Bundespost. 
Ohne Saarland. 

"Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabellen Jür die BundesrepubJik Deutscbland 

Bankensystems (Geldvolumenredmung) 11 
vorangegangenen Zeitraum in Mrd DM 

III. Geldkapitalbildung 
IV. Zen-

darunter tralbank-

Inhaber-
schuld-

ins- versduei-
gesamt') Termin- Sparein- bungen gelder lagen 5) im 

Umlauf 
(netto) 

+24,49 + 6,33 +11,55 + 4,99 
+26,14 + 5,64 +12,53 + 6,60 
+28,61 + 4,30 +16,26 + 5,99 
+29,92 + 8,63 +16,21 + 3,28 

+29,80 + 8,44 +17,65 + 1,80 
+43,51 +14,10 +22,02 + 4,65' 
+43,22 + 14,11 +21,59 + 4,92 
+43,12 +11,98 +20,51 + 1,90 
+58,12 +18,BO +28,48 + 8,15 
+77,60 +24,64 +34,25 + 14,49 
+77,68 +39,62 +19,65 +14,85 

+ 5,03 - 1,02 + 3,58 + 1,45 
+ 9,84 + 5,41 + 1,86 + 1,11 
+ 7,25 + 2,26 + 2,18 + 2,40 
+21,00 + 5,33 +12,90 + 2,33 

+11,52 + 3,51 + 6,11 + 1,28 
+ 9,23 + 2,89 + 3,85 + 1,42 
+ 9,26 + 2,50 + 3,37 + 2,91 
+28,11 + 9,90 + 15,15 + 2,55 

+12,02 - 0,62 + 7,41 + 4,19 
+17,18 + 5,49 + 6,99 + 3,37 
+15,30 + 5,41 + 5,32 + 3,62 
+32,10 +14,30 +14,53 + 2,31 

+11,14 + 7,45 + 3,70 + 4,16 
+18,49 +12,60 - 0,91 + 5,41 
+14,82 +12,22 - 1,21 + 3,37 
+27,23 + 7,35 +rnm + 1,26 

+ 7,46 + 2,41 + 2,59 + 1,74 
+ 7,88 + 0,18 + 3,58 + 3,17 
+ 4,60 - 2,83 + 3,15 + 3,10 

"} Einsdüießlith Kapital und Rücklagen. 
5) Einsdlließlith Sparbriefe. 

einlagen 
inlän-
discher 
äffen!-
lidJ.er 
Haus-
halte 

-0,61 
-0,85 
-1,11 
-0,53 
+0,29 
+1,19 
+0,44 
+4,09 
+4,20 
-3,85 
+4,22 

+3,25 
+0,25 
+1,38 
-0,19 

+4,62 
+1,02 
+0,92 
-2,36 

+4.44 
-2,50 
-0,12 
-5,06 

+5,47 
+0,05 
+4,01 
-5,30 

+3,56 
-0,33 
+3,65 

VI. Geldvolumen 7) (Bargeld-
umlauf und Sichteinlagen = 

l+ll+V-Ill-IV) 
V. Son-

stige Sidttein-
Posi- lagen 

tionen 'l ins- Bargeld- inlän-
gesamt umlauf discher 

Nicht-
banken 

- 1,85 + 4,41 +1,21 + 3,14. 
- 0,61 + 5,40 +2,38 + 3,02 
- 1,06 + 5,51 +1,11 + 3,81 
- 1,15 + 1,09 +1.22 - 0,13 

+ 0,83 + 8,30 +0,63 + 1,61 
- 0,41 + 5,53 +0,96 + 4,51 
- 0,98 + 5,96 +2,10 + 3,86 
- 8,87 + 8,69 +2,20 + 6,49 
- 5,00 +13,24 +3,52 + 9,72 
- 4,78 +11,55 +5,48 +12,01 
- 1,10 + 2,51 +1,15 + 0,83 

- 6,13 - 5,98 -0,63 - 5,35 
- 3,34 + 5,09 +0,93 + 4,16 
- 5,81 + 0,53 +0.61 - 0,08 
+ 6,41 + 9,05 +l,29 + 1,16 

- 8,19 - 6,36 -0,93 - 5,43 
- 4,01 + 8,23 +1,46 + 6,77 
- 5,18 + 2,16 +l,04 + 1,12 
+12,44 + 9,21 +l,96 + 7,26 

- 8,22 - 4,38 +0,12 - 4,50 
- 4,51 + 8,75 +2,30 + 6,45 
- 3,74 + 2,20 +0,61 + 1,59 
+11,69 +10,97 +2,44 + 8,53 

-11,16 - 5,98 -1,09 - 4,89 
- 5,69 - 0,04 +i;ss - 1,59 
- 4,05 - 4,28 -0,42 - 3,86 
-13,79 +12,87 +1,11 +11,17 

- 5,34 -10,01 -1,21 - 8,80 
- 7,09 + 7,90 +2,17 + 5,73 
- 4,83 + 0,67 +l,04 - 0,37 

'} Saldo der übrigen Positionen der konsolidierten Bilanz. des Bankensystems. 

Tabelle 28' 

Zeitraum 

1963 
1964 
1965 
1966 
1961 
1968 
1969 
1910 
1911 
1912 
1913 

1970 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1971 !. Vj. 
2. Vj. 
3.Vj. 
4.Vj. 

1972 1. Vj. 
2.Vj. 
3.Vj. 
4. Vj. 

1973 1. Vj. 
2. 'Jj. 
3. Vj. 
4. Vj. 

1974 !. Vj. 
2. Vj. 
3. Vj. 

") Ohne Kassenbestände der Kreditinstitute; einschließlich der im Ausland befindlichen DM-Noten und -Münz.eo. 
Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Anhang VI 

Tabelle 28' 

I. Kreditgewährung an inländische Nidltbanken 

Zeitraum durch 
ins- Deutsche 

gesamt Bundes-
bank 

1963 +26,84 +0,98 
1964 +30,19 -l,Q3 

1965 +34,17 -0,43 
1966 +28,20 +0,29 
1967 +32,89 +0,67 
1968 +39,99 -2,fH 
1969 +53,48 +0,67 
1970 +50,53 -0,24 
1971 +69,05 -0,63 
1972 +86,41 -2,07 
1973 +67,59 +2,37 

1970 !. Vj. + 6,88 -2,01 
2. Vj. + 14,21 +0,42 
3.Vj. + 9,31 -0,76 

4.Vj. +20,14 +2.12 

1971 1. Vj. + 6,04 -2,41 

2.Vj. + 16,49 +0,34 
3. Vj. +18,76 -0,08 
4. Vj. +27,77 +1,52 

1972 1. Vj. +12,78 -2,41 
2. Vj. +23,37 +o.oi 
3. Vj. +!7,53 -0,16 
4. Vj. +32,73 +0,49 

1973 !. Vj. +15,05 -0,63 
2. Vj. +18,05 +0,44 
3.Vj. +13,87 -

4.Vj. +20,62 +2,55 

1974 !. Vj. + 6,03 -1,31 
2. Vj.· +!7,15 -1,23 
3. Vj. +14,77 -0,04 

l) Kreditinstitute einsdlließlidi Bundesbank. 
2) Einsdlließlidl Wertpapiere. 

durch Kreditinstitute 2) 

aninlän- aninlän-dische 
Unter- disdle 

zu- nehmen öffent-
sammen und lidte 

Privat- Haus-
personen halte 

+25,87 +22,32 + 3,54 
+31,23 +25,16 + 6,07 
+34,60 +27,54 + 7,06 
+27,91 +21,56 + 6,36 
+32,22 +18,33 +13,89 
+42,06 +30,90 +11,17 
+52,81 +51,22 + 1,59 
+50,77 +43,81 + 6,97 
+69,68 +59,52 +10,16 
+88,48 +78,22 +10,26 
+65,22 +54,63 +10,59 

+ 8,89 + 7,71 + 1,18 
+13,79 +12,88 + 0,91 
+10,06 + 8,34 + 1,72 
+18,02 +14,87 + 3,16 

+ 8,45 + 6,113 + 1,62 
+16,15 +13,93 + 2,22 
+18,84 +16,56 + 2,28 
+26,25 +22,20 + 4,05 

+15,19 +12,78 + 2,41 
+23,37 +20,73 + 2,64 
+17,69 +15,04 + 2,65 
+32,24 +29,68 + 2,56 

+15,68 +12,72 + 2,96 
+ 17,61 +16,60 + 1,01 
+13,87 +12,50 + 1,36 
+18,m +12,81 + 5,26 

+ 7,34 + 5,74 + 1,60 
+18,38 +13,58 + 4,80 
+14,81 + 9,41 + 5,40 

Konsolidierte Bilanz des 
Veränderung gegenüber dem 

II. Netto-Forderungssaldo gegenüber 
dem Ausland 3) 

Kreditinstitute 

Deutsche ins- Bundes- darunter 
gesamt bank zu- mittel-

sammen und lang-
fristig 

+ 3,29 + 2,75 +0,55 + 1,25 
+ 1,70 + 0,43 +1,21 + 1,32 
+ 0,03 - 1,30 +1,33 + !,14 
+ 3,42 + 1,89 +!,53 + 1,14 
+ 4,67 - 0,17 +4,84 + 1,64 
+10,70 + 6,81 +3,89 + 6,83 
- 2,87 -10,52 +7,65 +11,97 
+14,23 +21.60 -7,36 - 0,29 
+11,52 + 15,91 -4,40 - 3,28 
+ 8,66 +15,49 -6,83 - 6,39 
+23,98 +26,49 -2,51 - 7,21 

+ 1,55 + 0,56 +o,99 + 1,88 
+ 4,31 + 5,38 -1,07 - 0,14 
+ 5,67 + 8.D3 -2,36 - 1,16 
+ 2,70 + 7,62 -4,92 - 0,87 

+11,93 + 7,56 +4,37 - 0,42 
+ 6,06 + 3,28 +2,79 - 1,39 
- 1,23 + 1,78 -3,01 - 1,14 
- 5,24 + 3,30 -8,54 - 0,33 

+ 7,52 + 3,18 +4,35 - 2,29 
+ 4,56 + 9,92 -5,36 - 2,54 

+ 2,99 + 4,41 -1,42 - 0,67 
- 6.41 - 2,02 -4,39 - 0,89 

+12,73 +19,93 -7,19 - 1,51 
+ 6,14 + 2,73 +J,41 - 2,38 
+ 4,73 + 8,27 -J,55 - 2,67 

+ 0,38 - 4,45 +4,83 - 0,66 

+ 0,33 - 0,53 +0,86 + 0,41 
+ 5,38 + 3,43 +l,96 + 0,56 
- 1,03 - 6,43 +5,40 + 1,94 

. 

3) Einschließlich Wertpapiere ausländischer Emittenten im Besitz des Bankensystems sowie einscbließlidl Entwicklungshilfekredite 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
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'I 
'I 
'I 
'I 
•I 

TabeJJen für die Bundesrepublik Deutschland 

Kredllmarktversdmldung der öffentlldien Haushalte 1) 

Mio DM 

Tabelle 27' 

Kürzerfristige Kredite Längerfristige Kredite 

Betriebsmittel-
Unver- kredite/ Kredite zins- Kassenkredite 

liehe Anleihen Verzins- von Ban-
lns- Schatz- Buch- Kassen- {Inhaber- liehe ken, Spar-

Monatsende 1) gesamt Schatz· anwei- kredite Kredite obliga- schuld· Schatz- kassen, 
wedisel der von tionen versdirei- anwei- Versiehe-sungen, 

Deut- rungen 3), Steuer- anderen bungen) sungen 
gut- sehen Banken Bauspar-

scheine Bundes- u.ä. kassen 
bank 

31. 3. 1950 1 216 405•) 543 63 206 
31. 3. 1951 1912 862•) 381 51 1 , 617 
31. 3. 1952 2899 583 836 292 63 56 1 070 
31. 3. 1953 4080 148 1 106 43 760 11 1 946 
31. 3. 1954 5872 130 883 34 1516 91 3 219 
31. 3. 1955 6 961 57 757 222 1633 88 4 203 
31. 3. 1956 7 993 42 511 44 1 716 87 5 593 
31. 3. 1957 9 316 50 625 81 1 962 29 6569 
31. 3. 1958 10973 843 91 1 584 55 8400 
31. 3. 1959 13 207 566 48 1 914 30 10 649 
31. 3. 1960 17 598 22 1186 175 183 2 871 523 12 638 
31. 12. 1960 18786 1162 109 302 2840 516 13 858 
31. 12. 1961 24 591 538 201 792 4892 355 17 813 
31. 12. 1962 28064 533 786 705 5 713 455 19 871 
31. 12. 1963 34102 452 l 784 611 7 651 555 23050 

31.12. 1964 40 232 598 1342 1 088 9 056 577 27 572 

31. 12. 1965 49 503 523 856 1 403 412 1 173 11500 497 33140 

31. 12. 1966 59189 1196 2 498 1 164 655 1 383 12 202 410 39682 

31. 12. 1967 73 326 204 7729 2 211 341 3189 14 048 319 45286 

31. 12. 1968 83 551 150 8650 1 361 122 4 029 15 346 312 53580 

31. 12. 1969 85744 2407 1 974 99 3659 15 422 271 61 913 
31. 12. 1970 94026 1 750 2 334 175 3210 16922 229 69407 

31. 12. 1971 107 802 1 750 2349 588 2570 19 790 187 80568 
31. 12. 1912 4) 125 230 1438 440 272 2 414 24494 146 96027 

31. 12. 1973 ') 139 403 1 064 2 851 311 1812 27 337 129 105 899 

Bund, Lastenausgleichsfonds, ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände. 
Ab 31. 3. 1952 einschließlich Berlin (West), ab 31. 3. 1960 einschließlidt Saarland. 
Ohne Sozialversidterung. 
Einschließlich .oua~ (1972: 3 236 Mio DM; 1973: 3 701 Mio DM längerfristige Kredite von Banken). 
Einsdlließlidt SdlatzwedJ.sel. 
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Anhang VI 

Tabelle 26' 

Kassenmäßlge Steuereinnahmen 

Mio DM 

darunter 

Steuern vom Umsatz 1) 

Zeitraum lnsgesamt 
Veranlagte Körper- Umsatz-1 E" f h Lohn- Ein- schaft- (Mehr- in u r- Mineral-
kommen- ins- wert-) umsatz- ölsteuer 

gesamt 
steuer steuer 

1950 18 802 1807 2087 1 449 4 987 73 
1951 25183 2797 2 303 2 273 7148 463 
1952 31 215 3658 3925 2780 8736 590 
1953 34320 3 740 4870 2990 9104 734 
1954 'l 35894 3875 4 588 3011 9766 781 
1955 39736 4402 4352 3 111 11 337 1136 
1956 44530 5402 4 728 3637 12 437 1415 
1957 47 935 5 289 5 879 4506 12 882 1 642 
1958 50 188 5 932 5473 5190 13 506 1665 
1959 56644 5855 7 323 5118 14 943 2145 
1960 66627 8102 8 963 6510 16 917 2664 
1961 76705 10 453 10 817 7 473 18 670 3325 
1962 84480 12 315 12 218 7790 20 036 3699 
1963 89735 13844 13 451 7 688 20922 4139 
1964 98061 16092 14101 8018 22845 6011 
1965 104 460 16 738 14 798 8170 25103 7 428 
1966 111 154 19 055 16 075 7687 25989 8 016 
1967 113 35() 19 558 15 782 7 061 25628 9423 
1968 120 378 22080 16 272 8553 25779 18 786 6994 9875 
1969 146 928 27 ()57 16 989 10 895 37 141 26816 10324 10 601 
1970 152 318 35 086 16 001 8716 38125 26 791 11334 11512 
1971 170 811 42 803 18 340 7 167 42897 30 869 12 ()28 12 417 
1972 195 510 49 770 23140 8495 46 981 34153 12 828 14 227 
1973 223 489 61 255 26 452 10887 49 486 34922 14 563 16589 

1973 1. Vj. 50827 13 565 6731 2 481 13 381 9872 3509 3123 
2. Vj. SI 290 12 972 5789 2380 11 911 8165 3746 3647 
3. Vj. 55 798 15 594 6736 2972 11 606 8135 3411 4175 
4. Vj. 65574 19 122 7195 3054 12587 8750 3 837 5644 

1974 1. Vj. 53245 15163 6995 2624 13 389 9325 4064 2601 
2. Vj. 55139 15 567 5 817 2 127 12 596 7 887 4709 3 615 
3. Vj. 18 481 6553 2739 11996 7 336 4660 4167 

'l Bis 1967: Umsatzsteuer, Umsatzausgleidlsteuer, Beförderungsteuer; ab 1968: Mehrwertsteuer einschließlich Umsatzsteuer all, Ein-
fuhrumsatzsteuer einschließlich Reste Umsatzausgleidtsteuer, Beförderungsteuer; 1969: wie 1968 einsdlließlich Straßengüterverkehr-
steuer; ab 1970: Mehrwertsteuer einschließlidl Umsatzsteuer alt, Einfuhrumsatzsteuer einschließlich Reste Umsatzausgleidlsteuer 
sowie ohne durchlaufende Posten. 

'l Ohne Saarland. 
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Tabellen lür die Bundesrepublik Deutsdlland 

Inländische nichtfinanzielle Sektoren 

Unternehmen 

Zeitraum Private ohne Sozial-
Woh- Woh- Gebiets- ver- zus am-Haus- nungs- zusam- körper- siehe- men 1) halte nungs- vermie- men. 1) schaften vermie- rung 
tung tung 

nodl: III. Veränderung der Forderungen 

1913 1.Hj.} 35,1 11,8 + 0,1 11,8 9,6 6,0 61,5 
2. H}. ') 35,0 15,5 - 0,2 15,2 ·11,9 6,6 66,3 

1914 1.Hj. 34,I 12,5 + 0,2 12,5 0,3 3,0 49,6 

. IV. Veränderung der Verpllidltungen 
1962 + 1,0 11,9 13,1 30,3 3,0 - 34,1 
1963 + 1,4 21,I 14,0 34,3 1,1 - 42,3 
1964 + 1,5 25,4 16,2 41,4 6,9 - 48,9 
1965 + 1,7 32,7 17,I 49,3 9,6 - 59,2 
1966 + 0,8 23,5 17,I 39,7 8,5 - 47,8 
1967 + 1,1 18,8 14,1 32,6 16,6 - 48,7 
1968 + 3,1 27,2 14,l 41,0 12,2 - 57,0 
1969 + 4,1 47,9 17,5 65,1 2,1 - 0,1 71,8 
1970 + 4,1 58,2 20,1 78,0 8,3 - 0,0 99,0 
1971 } ') 

+ 5,9 63,0 24,l 86,9 14,7 + 0,1 105,4 
1912 + 8,2 65,I 34,8 99,7 17,5 + 0,1 123,6 
1973 + 3,8 60,4 42,5 102,7 20,4 - 0,1 122,8 

1973 1.Hj.} + 3,6 26,l 23,1 49,I 7,2 - 0,1 58,3 
2. Hj. ') + 0,2 34,3 19,4 53,6 13,2 - 0,1 64,6 

1974 1. Hj. - 0,4 21,5 11,4 32,8 4,3 + 0,1 36,4 

V. Finanzierungssaldo 5) 

( = 1 ;/. II oder III ;/. IV) 

1962 +18,3 -14.3 -12,8 -27,1 + 2,5 + 3,4 - 2,9 
1963 +21,5 -14,4 -13,3 -27,7 + 1,1 + 3,3 - 1,8 
1964 +26,8 -17,6 -16,1 -33,6 + 0,9 + 3,9 - 2,1 
1965 +32,9 -23,0 -17,0 -39,9 - 5,6 + 3,8 - 8,8 
1966 +31,I -16,4 -16,5 -32,9 - 4,1 + 3,6 - 2,4 
1967 +30,6 - 2,7 -14,0 -16,7 - 5,3 - 1,1 + 7,5 
1968 +35,2 - 9,3 -13,8 -23,1 - 3,4 - 0,1 + 8,1 
1969 +42,0 -27,9 -17,2 -45,0 + 5,7 + 1,2 + 3,9 
1970 +46,7 -33,3 -19,1 -53,0 - 3,0 + 6,6 - 2,7 
1911 

} ·i 
+56,6 -37,3 -23,8 -61,2 - 5,6 + 7,4 - 2,9 

1912 +66,0 -32,3 -34,5 -66,7 -10,l + 8,3 - 2,5 
1973 +66,9 -33,2 -42,6 -75,8 + 1,1 +12,7 + 4,9 

1973 1. Hj.} 
+32,I -14,3 -23,0 -37,3 + 2,4 + 6,1 + 3,2 

2.Hj. 'l +34,9 -18,8 -19,6 -38,4 - 1,4 + 6,6 + 1,7 

1974 1. Hj. +34,5 - 9,0 -11,2 -20,2 - 3,9 + 2,9 +13,2 

•) Bei der Summenbildung wurden intersektorale Ströme nicht mitaddiert. 
2) Banken, Bausparkassen, Versicherungen. 
S) Ersparnis und Vermögensübertragungen. 
'} Vorläufige Ergebnisse. 

n o c h Tabelle 25" 

Pin.an-
Ubrige zielle Ins-
Welt Sek- gesamt 

toren :l) 

20,0 64,2 145,1 
9,5 65,8 141,6 

11,7 41,2 102,5 

2,2 31,4 67,6 
5,4 41,2 88,8 
5,9 41,1 95,9 
1,3 46,6 107,1 
6,0 43,8 97,5 

11,5 58,9 119,1 
23,8 76,2 157,0 
13,5 80,2 165,4 
34,4 98,0 222,5 
20,2 105,7 231,4 
19,5 130,4 273,5 
39,8 124,6 287,3 

24,0 63,5 145,7 
15,8 61,2 141,6 

25,4 40,8 102,5 

+ 1,6 +1,2 -
+ 0,0 +l,7 -
+ 0,4 +1,7 -
+ 7,3 +1,s -
+ 0,0 +2,3 -
- 9,7 +2,2 -
-10,3 +2,2 -
- 2,0 -1,9 -
- 1,2 +3,9 -
- 1,6 +4,4 -
- 2,2 +4,7 -
-10,4 +5,4 -
- 4,0 +o,8 -
- 6,4 +4,7 -
-13,7 +0,4 -

5) Finanzierungsüberschuß (+} oder -defizit (-). Änderung des Nettogeldvermögens (Kass~ +sonstige Forderungen- Verbindlich-
keiten) eines Sektors. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabe 11 e 25• 

Zeitraum 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1971} 
1972 ') 
1973 

1973 1. Hj.} 
2.Hj. ') 

1974 1. Hj. 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1971 J 1972 'J 
1973 

1973 1. Hj'} 
2. Hj. ') 

1974 1. Hj. 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1971} 
1972 'J 
1973 
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Anhang VI 

Vermögensblldung, Sadlvermögensblldung und Finanzierungssalden 
Mrd DM 

Inländische nichtfinanzielle Sektoren 

Unternehmen 

Private ohne Gebiets- Sozial- Ubrige 
Haus- Woh· Woh- körper- ver- zusam- Welt 

nungs- zusam- siehe- men 1) halte nungs- vermie- men 1) schalten 
vermie- rung 

tung tung 

I. Vermögensbildung~) 
18,3 19,8 +4,0 23,8 14,8 + 3,6 60,5 + 1,6 
21.5 16,5 +4,3 20,8 15,5 + 3,5 61,3 + 0,0 
26,8 20,3 +5,o 25,3 18,3 + 4,0 74,5 + 0,4 
32,9 21,2 +5,6 26,9 12,3 + 4,0 76,l + 7,3 
31,I 19,3 +7,l 26,4 14,3 + 3,8 75,6 + 0,0 
30,6 18,0 +7,4 25,3 10,4 - 0,9 65,5 - 9,7 
35,2 27,6 +8,l 35,7 14,4 - 0,5 84,9 -10,3 
42,0 25,6 +5,2 30,9 25,8 + 1,4 100,I - 2,0 
46,7 34,0 +6,5 40,5 22,6 + 6,9 116,7 - 1,2 
56,6 24,5 +8,2 32,7 21,1 + 7,7 118,l - 1,6 
66,0 26,6 +6,1 32,7 15,6 + 8,6 123,0 - 2,2 
66,9 29,2 +1,3 30,5 27,3 +13,3 138,1 -10,4 

32,1 22,9 -2,5 20,4 14,2 + 6,3 72,9 - 4,0 
34,9 6,4 +3,8 10,2 13,1 + 7,0 65,1 - 6,4 

34,5 18,1 +5,5 23,6 10,3 + 3,3 71,7 -13,7 

11. Sachvermögensbildung 
- 34,I 16,8 50,9 12,4 0,2 63,4 -
- 30,9 17,6 48,5 14,4 0,2 63,1 -
- 37,9 21,0 58,9 17,5 0,2 76,6 -
- 44,2 22,6 66,8 17,9 0,2 84,9 -
- 35,7 23,6 59,3 18,4 0,2 77,9 -
- 20,7 21,3 42,0 15,7 0,3 58,0 -
- 36,9 21,9 58,8 17,8 0,2 76,8 -
- 53,5 22,4 75,9 20,1 0,2 96,2 -
- 67,3 26,2 93,5 25,6 0,2 119,4 -
- 61,8 32,I 93,9 26,8 0,3 120,9 -
- 58,9 40,6 99,5 25,7 0,3 125,5 -
- 62,4 43,9 106,3 26,2 0,6 133,I -
- 37,2 20,5 51,7 11,8 0,3 69,7 -
- 25,2 23,4 48,6 14,5 0,4 63,4 -
- 27,I 16,8 43,8 14,3 0,3 58,4 -

III. Veränderung der Forderungen 
19,3 3,6 +o,3 3,3 5,5 + 3,4 31.2 3,8 
22,9 6,7 +0,7 6,6 8,2 + 3,3 40,5 5,4 
28,2 7,8 +0,1 7,8 7,8 + 3,9 46,8 6,3 
34,6 9,8 +0,1 9,4 4,0 + 3,8 50,4 8,7 
32,0 7,1 +o,6 6,8 4,4 + 3,6 45,4 6,0 
31,7 16,0 +0.2 15,9 11,3 - 1,1 56,2 1.8 
38,3 18,0 +o,3 18,0 8,8 - 0,7 65,1 13,4 
46,1 20,1 +0,3 20,1 7,8 + 1,2 15,7 11,4 
50,8 24,9 +0,3 24,9 5,3 + 6,6 87,3 33,2 
62,4 25,6 +0,3 25,7 9,1 + 7,4 102,6 18,6 
74,2 32,9 +o,3 33,0 7,4 + 8,4 121,I 17,3 
70,7 27,2 -0,1 26,9 21,5 +12,5 127,7 29,5 

Finan-
zielle Ins-
Sek- gesamt 

toren 1) 

2,1 64,3 
2,6 64,0 
2,6 11,5 
2,6 86,0 
3,6 79,2 
3,5 59,3 
3,8 78,4 
0,2 98,3 
6,2 121,6 
6,9 123,4 
7,5 128,3 
8,7 136,4 

2,0 70,9 
6,7 65,5 

1,5 59,5 

0,9 64,3 
0,9 64,0 
0,9 77,5 
1,1 86,0 
1,3 79,2 
1,3 59,3 
1,6 78,4 
2,0 98,3 
2,3 121,6 
2,5 123,4 
2,8 128,3 
3,3 136,4 

1,2 70,9 
2,1 65,5 

1,1 59,5 

32,6 67,6 
42,9 88,8 
42,8 95,9 
48,1 107,1 
46,2 97,5 
61,1 119,1 
78,4 157,0 
78,3 165,4 

101,9 222,5 
110,2 231,4 
135,1 273,5 
130,I 287,3 



Tabellen fiir die Bundesrepublik Deutsddand 

Sektoren der Volkswlrtsdlalt und zur übrigen Welt 1) 

DM 

Ausgaben 

Käufe 
für den Investi- Löhne, 

insgesamt laufenden tioneii 1) 
Gehälter 

Bedarf u.ä.') 

lieh Sozialversicherung) 
141,94 31,24 14,18 25,73 
154,34 34,56 16,39 28,54 
166,11 34,99 19,71 31,14 
180,20 38,64 20,44 35,46 
193,11 41,35 21,33 39,59 
205,84 43,91 18,16 42,02 
218,38 44,55 20,98 44,83 
244,11 49,69 23,84 50,89 
276,60 55,20 30,05 59,28 
318,25 66,22 31,97 10,53 
354,09 74,05 31,70 79,51 
414,31 84,55 33,15 91,74 

persc:baften 
92,33 23,24 14,00 24,23 

101,06 25,79 16,21 26,91 
109,63 25,39 19,54 29,38 
118,35 27,50 20,28 33,51 
124,52 28,15 21,12 37,42 
135,12 29,74 18,52 39,71 
139,79 28,92 20,81 42,42 
155,65 32,06 23,65 48,17 
175,84 35,19 29,88 56,03 
205,25 41,74 31,15 66,82 
224,52 45,23 31,43 75,38 
264,46 50,79 32,81 87,04 

sic:berung 
49,60 8,00 0,18 1,50 
53,28 8,11 0,18 1,63 
51,09 9,60 0,11 1.16 
61,85 11,14 0,16 1,95 
68,59 13,20 0,21 2,17 
10,13 14,17 0,24 2,31 
18,59 15,63 0,17 2,41 
88,46 17,63 0,19 2,72 

100,76 20,01 0,17 3,25 
113,01 24,48 0,22 3,71 
129,57 28,82 0,27 4,13 
149,85 33,76 0,34 4,70 

4) Quelle: Deutsche Bundesbank. 
5) Käufe für Anlageinvestitionen sowie Käufe von Land. 

Renten u.ä., 
Zinsen auf Ubertra-
öffentliche gungen, 
Schulden Subven-

tionen 7) 

1,99 60,12, 
2,19 61,66 
2,39 61,18 
2,70 16,59 
3,35 80,81 
4,32 88,24 
4,45 95,74 
5,02 105,16 
5,15 114,75 
6,52 128,54 
7,60 147,24 
8,90 166,14 

1,99 23,35 
2,19 21,73 
2,39 25,18 
2,70 30,36 
3,35 30,10 
4,32 31,49 
4,45 35,40 
·5,02 38,95 
5,75 43,68 
6,52 49,30 
7,60 57,32 
8,90 64,13 

- 36,11 

- 39,93 

- 42,60 
- 46,23 

- 50,11 
- 56,15 

- 60,34 

- 66:21 

- 71,07 

- 79,24 
- 89,92 

- 102,01 

Verände-
rung der 
Forde-

rungen_'J 

8,68 
11,00 
10,70 
6,31 
6,62 
8,59 
1,83 
9,51 

11,57 
14,47 
13,99 
29,83 

5,52 
8,23 
7,75 
4,00 
4,38 

11,34 
7,19 
7,80 
5,31 
9,12 
7,56 

20,79 

+3,15 
+2,17 
+2,96 
+2,37 
+2,24 
-2,74 
+0,04 
+l,71 
+6,26 
+5,36 
+6,43 
+9,04 

11) Löhne urid GE!:fiälter -sowie Arbeitgeberbeiträge zu öffentlidlen Einridltungen der sozialen Sidlerung. 
7} Die Versorgungsleistungen für Beamte sind als Ausgaben der Sozialversicherung dargestellt. 
B) Vorlä.ufige Ergebnisse. 

Tabe II e 24'. 

Jahr 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1910 

1971 } 
1912 ') 
1913 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1911 } 
1912 8) 

1913 

1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1911 } 
1912 8) 

1973 
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Tabe 11 e 24' 

Jahr 
insgesamt 

1962 141,94 

1963 154,34 

1964 166,71 
1965 180,20 

1966 193,11 
1967 205,84 

1968 218,38 
1969 244,11 

1970 276,60 

1971 } 318,25 

1972 ') 3!i4,09 
1973 414,31 

1962 101,62 
1963 110,99 
1964 120,55 
1965 130,01 
1966 137,07 

1967 148,84 
1968 153,41 

1969 169,59 

1970 189,62 

1971} 
219,56 

1972 ') 241,03 
1973 282,Q4 

1962 40,31 
1963 43,35 
1964 46,17 
1965 50,19 
1966 56,04 
1967 57,01 

1968 64,97 

1969 74,52 
1970 86,98 

1971} 
98,70 

1972 ') 113,06 
1973 132,27 

Anhang VI 

WlrtsdJ.afllidJ.e Beziehungen des Staates zu den anderen 
Mrd 

Einnahmen 

Gebühren u. ä., 
Steuern u. ä. Erwerbs- und Verkäufe von Veränderung 

Uber- Vermögens- Land und der Verbind-
tragungen z) einkommen 3) gebrauchten lidlkeiten 4) 

Anlagen 

Staat insgesamt (einschließ 
128,45 5,57 5,12 2,80 
136,41 5,92 5,32 6,69 
148,52 6,32 5,94 5,93 
159,10 6,51 6,42 8,11 

171,74 7,06 7,16 7,15 
175,89 7,42 7,59 14,94 
189,73 8,Q1 8,16 12,42 
223,57 9,08 8,95 2,51 
248,76 9,91 9,65 8,28 
283,00 11,27 11,04 12,94 
315,32 10,85 12,74 15,18 
371,66 12,83 13,96 15,86 

Gebietskör 
89,66 3,81 5,08 3,07 
94,63 3,91 5,28 7,17 

103,72 4,03 5,90 6,90 
109,83 4,12 6,38 9,68 
117,26 4,34 7,13 8,34 
119,98 4,62 7,57 16,67 
128,19 5,36 8,12 11,74 
152,46 6,22 8,88 2,03 
164,71 6,53 9,58 8,80 

186,40 7,30 10,99 14,87 
204,30 6,43 12,68 17,62 
240,63 6,99 13,86 20,56 

Sozialver 
38,79 1,76 0,04 -0,28 

41,78 2,01 0,04 -0,48 
44,80 2,29 0,04 -0,96 

49,27 2,39 0,04 -1,51 
54,48 2,72 0,03 -1,19 

55,91 2,80 0,02 -1,72 

61,54 2,71 0,04 +0,68 

71,11 2,86 0,07 +0,48 
84,05 3,38 0,07 -0,52 

96,60 3,97 0,05 -1,92 

111,02 4,42 0,06 -2,44 

131,03 5,84 0,10 -4,70 

1) Dargestellt nach den Ergebnissen der Volkswirtschaftlidlen Gesamtredlnungen. Die Vorgänge zwischen den einzelnen Grup-
pen von Gebietskörpersdlaften des Staatssektors sind· im Prinzip ausgeschlossen. Ausführliche Erläuterungen siehe Statistisches 
Bundesamt, Fad:tserie N, Volkswirtsdlaftlidle Gesamtredmungen, Reihe 1 1973, S. 58. 

2} Unterstellte Einzahlungen in .Pensionsfonds" für Beamte sind als Einnahmen der Sozialversicherung dargestellt. 
3) Einkommen aus öffentlichen Unternehmen und Vermögen. 
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Tabellen Jür die Bundesrepublik Deulschland 

Haushalte für den Privaten Verbraudi 
dungszwecken 1) 

Ubrige Haus- Verkehr, Körper- und 
Naduichten- Gesundheits-haltsführung übermittlung pflege 

Mrd DM 1 vH MrdDM 1 vH MrdDM 1 vH 

Preisen 

23,75 14,0 15,05 8,8 6,84 4,0 
25,85 13,9 17,11 9,2 7,44 4,0 

28,01 13,8 19,62 9,7 8,00 4,0 
29,21 13,6 21,82 10,1 8,59 4,0 
31,85 13,7 24,16 10,4 9,49 4,1 
34,93 13,7 27,59 10,8 10,52 4,1 
37,32 13,6 30,41 11,1 11,38 4,1 
37,49 13,3 30,68 10,9 11,97 4,2 

38,56 12,9 33,78 11,3 12,82 4,3 
42,95 13,1 38,83 11,8 13,88 4,2 
49,08 13,5 45,29 12,4 15,21 4,2 
55,54 13,7 50,37 12,5 17,37 4,3 
61,77 13,9 54,38 12,2 18,96 4,3 
66,81 13,6 59,93 12,2 21,03 4,3 

von 1962 

25,71 14,2 15,46 8,6 7,26 4,0 
26,91 14,0 17,31 9,0 7,69 4,0 
28,01 13,8 19,62 9,7 8,00 4,0 
28,74 13,7 21,29 10,1 8,36 4,0 
30,86 14,0 23,24 10,5 8,96 4,1 
33,12 14,0 26,42 11,2 9,47 4,0 
34,53 14,1 28,13 11,5 9,65 3,9 
34,62 14,0 27,41 11,I 9,93 4,0 

35,41 13,8 29,32 11,4 10,26 4,0 

38,78 14,0 33,85 12,3 10,68 3,9 

42,58 14,4 38,31 13,0 11,19 3,8 

45,73 14,7 40,19 12,9 11,93 3,8 

48,44 14,9 40,98 12,6 12,17 3,1 
49,77 14,8 41,75 12,5 12,62 3,8 

Bildung und Persönliche 
Aus-Unterhaltung stattung u. ä. 4) 

MrdDM 1 vH MrdDM 1 vH 

11,93 7,0 7,99 4,7 
12,99 7,0 9,14 4,9 
13,93 6,9 10,27 5,1 
14,69 6,8 11,14 5,2 
15,93 6,9 12,21 5,3 
17,63 6,9 14,03 5,5 
18,74 6,8 15,51 5,7 
19,62 7,0 16,19 5,7 
20,82 7,0 17,60 5,9 
23,00 7,0 20,19 6,1 
26,20 7,2 22,60 6,2 
29,22 7,2 26,71 6,6 
32,73 7,3 30,28 6,8 
35,14 7,2 34,50 7,0 

12,80 7,1 8,79 4,9 
13,38 7,0 9,57 5,0 
13,93 6,9 10,27 5,1 
14,43 6,9 10,76 5,1 
15,26 6,9 11,45 5,2 
16,37 6,9 12,60 5,3 
17,04 7,0 13,42 5,5 
17,46 7,1 13,67 5,5 
18,25 7,1 14,33 5,6 
19,97 7,2 15,87 5,1 
21,68 1,3 17,29 5,8 
23,12 ·7,4 18,54 5,9 
24,97 7,1 19,67 6,0 
25,64 1,6 20,78 6,2 

Tabe 11 e 23• 

Jahr 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1971} 
1972 ') 
1973 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

1971} 
1972 ') 
1973 

4) Einsd:J.ließlidt Dienstleistungen der Kreditinstitute, der Versicherungsunternehmen, des Beherbergungsgewerbes u. ä. 
5) Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang VI 

Tabe II e 23' 

-
. 

Insgesamt Nahrungs- und Kleidung, 
Jahr Genußmittel 2) Sdmhe 

Mrd DM 1 vH MrdDM 1 vH Mrd DM 1 vH 

1960 170,18 100 64,94 38,2 21,84 12,8 
1961 186,44 100 69,52 31,3 23,88 12,8 
1962 202,38 100 73,53 36,3 26,00 12,8 
1963 215,24 100 76,38 35,5 27,08 12,6 
1964 231,97 100 80,95 34,9 28,97 12,5 
1965 255,51 100 86,92 34,0 32,28 12,6 
1966 274,46 100 91,54 33,4 33,94 12,4 
1967 281,84 100 92,37 32,8 33,86 12,0 
1968 298,00 100 94,73 31,8 35,15 11,8 
1969 328,59 100 101,22 30,8 38,24 11,6 
1970 363,84 100 109,08 30,0 41,55 11,4 

1971} 404,50 100 118,10 29,2 46,95 11,6 
1972 ') 444,86 100 128,48 28,9 51,67 11,6 
1973 490,22 100 141,54 28,9 54,65 11,2 

1960 180,58 100 67,85 31,6 22,83 12,6 
1961 192,01 100 71,55 31,3 24,47 12,1 
1962 202,38 100 73,53 36,3 26,00 12,8 
1963 209,76 100 74,55 35,5 26,54 12,1 
1964 220,89 100 77,13 34,9 28,00 12,1 
1965 235,97 100 79,84 33,8 30,49 12,9 
1966 244,87 100 81,66 33,3 31,28 12,6 
1967 247,08 100 82,39 33,3 30,96 12,5 
1968 256,43 100 84,12 32,8 32,16 12,5 
1969 276,28 100 87,86 31,8 34,60 12,5 
1970 295,67 100 91,95 31,1 36,26 12,3 

1971} 
312,25 100 95,76 30,1 38,82 12,4 

1972 ') 325,49 100 98,23 30,2 40,49 12,4 
1973 335,18 100 101,02 30,1 40,13 12,0 

l) Hauptgruppen des Systematischen Güterverzeichnisses für den Privaten Verbrauch (1963). 
1) Einschließlich Verzehr in Gaststätten. 
SJ Einsdlließlich Mietwert der Eigentümerwahnungen. 

240 

Käufe der lnländlsthen privaten 
nacil Verwen 

Wohnungs- ElektriZität, Gas, 
mieten u. ä. a) Brennstoffe 

MrdDM 1 vH MrdDM 1 vH 

in jeweilige n 

12,22 1,2 5,62 3,3 
14,48 1,8 6,03 3,2 
15,74 1,8 7,28 3,6 
17,69 8,2 8,64 4,0 
20,02 8,6 8,39 3,6 
22,56 8,8 9,05 3,5 
26,11 9,5 9,51 3,5 
29,47 10,5 10,19 3,6 
33,24 11,2 11,30 3,8 
37,98 11,6 12,30 3,1 
40,97 11,3 13,86 3,8 
44,87 11,I 15,37 3,8 
49,28 11,I 17,31 3,9 
54,87 11,2 21,75 4,4 

in Preise n 

14,00 1,8 5,88 3,3 
14,88 1,1 6,25 3,3 
15,74 1,8 7,28 3,6 
16,63 1,9 8,46 4,0 
17,67 8,0 8,32 3,8 
18,77 8,0 8,89 3,8 
19,91 8,1 9,25 3,8 
21,13 8,6 9,51 3,8 
22,32 8,7 10,26 4,0 
23,46 8,5 11,21 4,1 
24,44 8,3 11,97 4,0 
25,35 8,1 12,81 4,1 
26,43 8,1 14,11 4,4 
27,73 8,3 15,74 4,1 



Tabellen tür die Bundesrepublik Deutsdaland 

Tabe 1-1 e 22· 

der privaten Haushalte 'I 
DM 

Niditent- Ersparnis Empfan- Geleistete nommene ohne nicht· gene Ver· Ver· Finanzie· Privater Gewinne 
Verbraudi Ersparnis der Einzel- entnom- mögens- mögens- rungs- Jahr 

unterneh- mene Ge- übertra- übertra- saldo 'l 
men u.ä. winne 6) gungen gungen 

62,88 6,79 4,71 2,08 0,01 0,09 2,00 1950 
73,08 10,15 7,79 2,36 0,02 0,18 2,20 1951 
81,17 10,78 6,28 4,50 0,06 0,26 4,30 1952 
88,74 9,76 4,05 5,71 0,68 0,39 6,00 1953 
94,63 11,98 4,97 7,01 1,34 0,55 7,80 1954 

106,09 16,35 9,13 7,22 0,55 0,77 7,00 1955 ') 
117,96 18,35 11,04 7,31 0,47 1,18 6,60 1956 
128,53 22,41 10,98 11,43 0,45 1,58 10,30 1957 
138,40 24,46 11,30 13,16 0,98 1,94 12,20 1958 
147,74 26,01 11,35 14,66 1,22 2,38 13,50 1959 
,161,18 28,78 13,07 15,71 1,92 2,83 14,80 1960 

172,43 30,32 14,21 16,11 2,08 2,91 16,28 1960 
189,02 30,87 12,71 18,16 2,48 3,59 17,05 1961 
205,20 30,87 11,00 19,87 2,50 4,33 18,04 1962 
218,20 33,21 9,33 23,88 2,56 4,74 21,70 1963 
234,95 41,21 11,91 29,30 3,10 5,62 26,79 1964 
258,67 49,03 13,27 35,76 3,44 6,27 32,93 1965 
277,85 47,72 12,68 35,04 3,00 6,94 31,10 1966 
285,31 45,66 10,35 35,31 3,58 8,29 30,60 1967 
301,77 57,96 16,87 41,09 3,75 9,35 35,49 1968 
333,09 51,64 9,90 47,74 4,36 10,07 42,03 1969 
369,01 73,37 15,52 51,85 4,70 ll,70 50,85 1970 
410,51 73,82 10,37 63,45 6,97 13,84 56,58 1971 

}ry 450,92 82,10 6,36 15,74 7,70 ri,97 65,41 1972 
496,15 81,47 3,57 77,90 8,33 19,01 67,22 1973 

., Direkte Steuern, Sozialversicherungsbeiträge, Rückerstattungsbeträge u. ä., laufende Ubertragungen an Versidlerungsunterneh-
men und die übrige Welt; einsdtließlidt Zinsen auf Konsumentensdlulden. 

'I Wegen Revision der Finanzierungsredlnung der Deutsdlen Bundesbank sind die Angaben ab 1970 mit denen der vorangegan· 
genen Jahre nicht voll vergleidlbar . . , Ohne Saarland und Berlin. 

'l Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang Vl 

Tabelle 22• 

'I 
') 

'l 

Erwerbs- und Vermögenseinkommen 

Einkommen aus 

Jahr Unter-
insgesamt unselb- nehmer-

ständiger tätigkeit 
Arbeit 1) und 

Vermögen 

1950 71,48 44,97 26,51 

1951 86,88 54,53 32,35 

1952 96,73 60,80 35,93 

1953 104,11 67,14 36,97 

1954 112,48 73,37 39,11 

1955 ') 128,78 83,67 45,11 

1956 143,51 93,79 49,72 
1957 156,77 102,87 53,90 

1958 168,47 111,63 56,84 
1959 182,33 ,119,56 62,77 
1960 203,92 134,16 69,76 

1960 216,29 142,83 73,46 

1961 237,94 160,51 77,43 
1962 257,54 177,48 80,06 
1963 275,82 190,44 85,38 
1964 302,36 208,42 93,94 

1965 333,86 229,99 103,87 

1966 356,22 247,56 108,66 

1967 356,43 247,90 108,53 

1968 391,22 266,31 124,91 

1969 433,22 300,14 133,08 

1970 504,6~ 353,19 151,44 

1971 } 563,19 400,22 162,97 

1972 71 618,91 439,15 179,76 

1973 694,89 498,53 196,36 

Einsdlließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter. 

Empfan· 
gene 

laufende 
Ubertra-
gungen 11) 

12,19 
13,57 
15,96 
17,70 
18,70 
20,95 
23,34 
28,44 
32,05 
33,08 
34,49 

40,63 
44,43 
48,89 
52,29 
51,13 
64,59 
70,77 
78,02 
82,34 
89,14 
97,49 

109,16 
124,27 
138,71 

Einkommen und Enpamls 
Mrd 

Gesamtes Geleistete Verfüg-
Ein- laufende bares 

kommen Ubertra- Ein-
(brutto) gungen") kommen 

83,67 14,00 69,61 
100,45 17,22 83,23 
112,69 20,74 91,95 
121,81 23,31 98,50 
131,18 24,57 106,61 
149,73 27,29 122,44 
166,85 30,54 136,31 
185,21 34,27 150,94 
200,52 37,66 162,86 
215,41 41,66 173,75 
238,41 48,45 189,96 

256,92 54,17 202,15 
282,37 62,48 219,89 
306,43 70,36 236,07 
328,11 76,70 251,41 
360,09 83,93 276,16 
398,45 90,75 301,10 
426,99 101,42 325,57 
434,45 103,48 330,97 
473,56 113,83 359,73 
522,36 131,63 390,73 
602,12 159,74 442,JB 
672,35 188,02 484,33 
743,18 210,16 533,02 
833,60 255,38 578,22 

Bruttolöhne und -gehälter und Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung (einschließlich der Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst und der fiktiven Pensionsfonds für Beamte) sowie zusätzlidte Sozialaurwendungen der Arbeitgeber. 
Leistungen der Sozialversicherung, örtentliche Pensionen, Leistungen der Gebietskörpersdlaften, laufende Ubertragungen von 
Versicherungsunternehmen und der übrigen Welt. 
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Ausrüstungs-

lns-
gesamt 

zu- 1 Unter- J Staat sammen nehmen 

100 38,6 37,0 1,7 
100 40,3 38,5 1,8 
100 40,1 38,3 1,8 
100 42,6 40,1 1,9 

100 43,3 41,6 1,1 
100 42,5 41,0 1,5 
100 43,0 41,5 1,5 
100 40,6 39,0 1,6 
100 41,9 40,2 1,1 
100 40,8 39,1 1,1 
100 40,3 38,9 1,5 

100 40,0 38,6 1,4 
100 42,3 40,8 1,5 
100 42,8 41,3 1,6 
100 42,6 40,8 1,1 
100 39,8 38,1 1,1 
100 39,3 31,1 1,1 
100 40,5 38,8 1,7 
100 42,4 40,6 1,9 
100 38,8 31,3 1,5 

100 41,2 39,8 1,4 
100 42,2 40,1 1,5 
100 43,1 42,0 1,1 
100 41,7 40,1 1,6 
100 40,3 38,6 1,6 

1) Ohne Wohnbauten. 
2) Ohne Saarland und Berlin. 
3) Vorläufige Ergebnisse. 

Tabellen für die Bundesrepublik Deul.sdiland 

1 

investitionen 

1 zu- 1 sammen 

45,3 
43,9 
44,0 
51,5 
49,6 
47,8 
51,0 
50,4 
51,7 
53,4 
49,4 

49,3 
50,5 
53,1 
55,4 
55,8 
53,I 
56,7 
58,1 
52,8 
48,9 
50,0 
53,1 
56,3 
55,7 

Investitionen 
Anteil in vH 

Bau-

Unter-

1 

neh- Staat 
men 1J 

15,5 7,5 
14,3 6,9 
14,1 6,3 
17,0 7,7 
16,0 8,2 
15,8 8,7 
11,7 9,5 
17,5 9,3 
17,6 9,3 
18,0 10,6 
18,0 10,3 

17,9 10,2 
18,1 10,9 
18,0 12,8 
18,2 14,3 
18,2 14,8 
17,4 13,6 
18,5 14,5 
18,8 14,4 
17,I 13,6 
16,5 13,0 
17,6 13,5 
19,0 13,3 
19,4 12,3 
18,9 11,9 

Vorrats-
verände-

1 

Wohn- rung 
bauten 

22,2 +16,I 
22,6 +15,8 
23,0 +16,0 
26,8 + 5,9 
25,4 + 1,1 
23,3 + 9,7 
23,9 + 6,0 
23,6 + 9,0 
24,8 + 6,4 
24,1 + 5,8 
21,I +10,3 

21,2 +10,7 
21,4 + 1,3 
22,3 + 4,1 
22,8 t; 2,1 
22,8 + 4,4 
22,I + 1,6 
23,8 + 2,8 
25,5 - 1,1 
22,0 + 8,4 
19,4 + 9,9 
18,9 + 7,8 
21,4 + 2,6 
24,6 + 2,0 
24,9 + 4,0 

noch· Tabelle 21' 

Jahr 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 ') 
1956 
1951 
1958 
1959 
1960 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1961 
1968 
1969 
1910 

1911 } 
1912 ') 
1913 
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Anhang VI 

Tabelle 21' 

Investitionen 
Mrd DM 

Ausrüstungs- Bau-

Ins- investitionen Vorrats-
Jahr verände-gesamt zu- 1 Unter-1 Unter-

1 
Wohn- rung 

Staat 1 zu- 1 neh- Staat sammen nehmen sammen men 1) 
bauten 

1950 22,34 8,63 8,26 0,37 10,11 3,41 1.67 4,97 + 3,60 
1951 27,20 10,97 10,41 0,50 11,93 3,89 1,88 6,16 + 4,30 
1952 31.93 12,79 12,23 0,56 14,04 4,10 2,00 7,34 + 5,10 
1953 32,34 13,78 l~,17 0,61 16,66 5,51 2,49 8,66 + 1,90 
1954 36,69 15,88 15,25 0,63 18,21 5,81 3,02 9,32 + 2,60 
1955 'l 47,23 20,06 19,35 0,71 22,57 1,41 4,11 10,99 + 4,60 
1956 50,38 21.67 20,89 0,78 25,71 8,92 4,77 12,02 + 3,00 
1957 53,57 21,77 20,90 0,87 27,00 9,40 4,96 12,64 + 4,80 
1958 55,98 23,44 22,51 0,93 28,94 9,87 5,18 13,89 + 3,60 
1959 63,17 26,02 24,94 1.08 34,05 11,50 6,79 15,76 + 3,70 
1960 76,86 30,99 29,87 1,12 37,97 13,80 7,92 16,25 + 7,90 

1960 81,36 32,54 31.37 1,11 40,12 14,56 8,32 17,24 + 8,70 
1961 90,65 38,30 36,97 ,1.33 45,15 16,41 9,90 19.44 + 6,60 
1962 91,71 41,89 40,34 1.55 51,88 17,63 12,47 21,78 + 4,00 
1963 101,16 43,06 41,29 1,11 56,00 18,40 14,49 23,11 + 2,10 
1964 118,69 47,25 45,28 l,97 66,24 21,59 17,54 27,11 + 5,20 
1965 132,24 52,00 49,79 2,21 70,24 22,97 17,98 29,29 +10,00 
1966 129,91 52,62 50,40 2,22 73,69 24,03 18,80 30,86 + 3,60 
1967 113,13 48,02 45,88 2,14 66,41 21,23 16,29 28,89 - 1,30 
1968 136,28 52,87 50,82 2,05 71,91 23,33 18,55 30,03 +11,50 
1969 162,20 66,90 64,57 2,33 79,30 26,84 21,05 31,41 +16,00 
1970 196,38 82,90 79,94 2,96 98,18 34,49 26,55 37,14 +15,30 

1971 } 208,54 91,12 87,53 3,59 112,02 39,55 27,79 44,68 + 5,40 
1912 'l 221,81 92,49 88,84 3,65 124,92 42,93 27,35 54,64 + 4,40 
1973 239,60 96,45 92,52 3,93 133,55 45.40 28,44 59,11 + 9,60 

'l Ohne Wohnbauten. 
'l Ohne Saarland und Berlin. 
'l Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabellen tür die Bundesrepublik Deutschland 

noch Tabelle 20' 

Sozialprodukts 
in vH 

Privater 1 Staats-1 Anlageinvestitionen 
1 Vorrats-1 Aus- Ein- / Außen- / Ver- Zeitraum ver- ins- 1 Aus- 1 

ver- fuhr 1) fuhr 1) beitrag 1) brauch brauch gesamt rüstungen Bauten änderung 

in Preisen von 1962 

56,1 17,2 21,I 8,4 12,7 +2,8 10,8 8,0 +2,8 1950 
54,8 17,I 20,I 8,3 11,8 +2,5 13,3 7,8 +5,5 1951 
55,0 17,2 20,1 8,2 11,9 +2,9 13,7 8,9 +4,9 1952 
56,4 16,0 21,7 8,3 13,4 +1,0 14,7 9,7 +5,0 1953 
55,7 15,2 22,7 9,2 13,6 +1,3 17,0 12,0 +5,0 1954 
54,9 14,2 24,5 10,2 14,3 +2,1 11,1 13,4 +4,3 1955 'I 
55,6 13,3 24,8 10,0 14,8 +1,3 19,0 14,I +4,9 1956 
55,9 13,2 23,5 9,3 14,2 +1,9 20,9 15,4 +5,5 1957 
56,7 13,8 23,6 9,5 14,1 +1,4 21,l 16,5 +4,6 1958 
55,8 14,0 24,5 9,9 14,6 +1,3 22,2 17,9 +4,3 1959 
55,3 13,6 24,8 10,7 14,1 +2,6 23,0 19,3 +3,7 1960 

55,8 13,8 24,6 10,6 14,1 +2,1 19,5 16,4 +3,1 1960 
56,2 13,9 25,7 11,5 14,2 +1,9 19,1 16,8 +2,3 1961 
57,0 14,8 26,0 11,6 14,4 +1,1 19,0 18,0 +1,0 1962 
51,I 15,4 25,8 11,5 14,3 +o,6 19,9 IB,6 +1,2 1963 
56,3 14,3 27,0 11,1 15,3 +1,3 20,6 19,5 +1,1 1964 
56,9 14,2 26,8 11,8 15,0 +2,3 21.0 21,0 -O,I 1965 
57,3 14,1 26,3 11,4 14,9 +o,8 22,6 21,0 +t,6 1966 
51,9 14,6 24,1 10,4 13,8 -0,3 24,4 20,7 +3,7 1967 
56,0 13,6 24,2 10,7 13,6 +2,5 25,8 22,2 +3,7 1968 
55,8 13,1 25,1 12,1 13,0 +3,1 26,9 23,9 +2,9 1969 
56,4 13,0 26,5 13,3 13,1 +2,1 27,7 26,2 +1,5 1970 
57,8 13,6 26,9 13,6 13,3 +0,9 28,8 27,9 +o,9 1911} 
58,2 13,6 26,7 13,1 13,6 +0,1 30,0 29,2 +0,8 1912 'l 
56,9 13,5 25,6 12,7 12,9 +1,3 33,1 30,4 +2,7 1973 

55,4 13,4 22,7 10,0 12,7 +5,1 25,1 21,8 +3,3 1968 1. Hj. 
56,5 13,7 25,6 11,3 14,4 +0,2 26,5 22,5 +4,0 2.Hj. 

55,! 12,9 24,0 11,8 12,2 +5,2 26,8 24,0 +2,7 1969 1. Hj. 
56,3 13,3 26,I 12,3 13,8 +1,1 27,0 23,9 +3,1 2.Hj. 

55,0 12,6 24,1 13,1 11,6 +6,2 27,6 26,1 +t,5 1970 1. Hj. 
57,7 13,4 28,I 13,6 14,6 -0,6 27,7 26,3 +1,4 2.Hj. 

56,3 13,3 26,0 13,8 12,3 +2,8 29,2 27,7 +1,5 1911 1. Hj. 
59,2 13,9 27,7 13,4 14,3 -1,0 28,4 28,2 +0,3 2.Hj. 

57,2 13,5 26,1 13,2 12,9 +2,9 29,6 29,2 +o,3 1972 1. Hj. 
59,l 13,8 27,2 13,0 14,2 -1,4 30,4 29,1 +1,3 2.Hj. 

') 
56,4 13,I 25,3 12,9 12,5 +3,3 32,9 31,0 +1,9 1973 1. Hj. 
57,4 13,8 25,9 12,5 13,4 -0,5 33,4 29,9 +3,4 2.Hj. 

55,1 13,4 23,2 11.6 11,6 +1,8 38,2 31,7 +6,5 1974 1. Hj. 

'l Oh:iie Saarland und Berlin. 
') Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang VI 

noch Tabelle 20' 

Verwendung des 
b) Anteil 

1 Privater 1 Staats-1 
Anlageinvestitionen 

1 Vorrats-1 Aus- Ein- 1 Außen-Zeitraum Ver- ver- ins- 1 Aus- 1 
ver- fuhr 1) fuhr') beitrag') braud1 brauch gesamt rüstungen Bauten änderung 

in jeweiligen Preisen 

1950 64,1 1415 19,1 8,8 10,3 +3,7 11,4 12,8 -1,4 
1951 60,9 14,7 19,1 9,1 9,9 +3.6 15,4 13,7 +1,8 
1952 59,2 15,2 19,6 9,3 10,2 +3,7 15,9 13,7 +2,3 
1953 60,1 14,5 20,6 9,3 11,3 +.1,3 17,0 13,5 +3,5 
1954 59,7 14,! 21,5 10,0 11,5 +1,6 19,2 16,l +3,l 
1955 'I 58,5 13,3 23,5 II,! 12,4 +2,5 20,0 17,8 +2,2 
1956 58,8 12,B 23,6 10,B 12,8 +1,5 21,7 18,5 +3,2 
1957 58,B 12,8 22,3 10,0 12,4 +2,2 23,7 19,8 +3,9 
1958 59,1 13,3 22,4 10,0 12,4 +1,5 22,8 19,1 +3,7 
1959 58,0 13,4 23,6 10,2 13,4 +1,5 23,6 20,1 +3,6 
1960 56,6 13,4 24,2 10,9 13,3 +2,8 24,4 21,5 +2,9 

1960 57,0 13,6 24,0 10,8 13,3 +2,9 20,7 18,3 +2,4 
1961 56,8 13,9 25,3 11,5 13,8 +2,0 19,6 17,6 +2,0 
1962 57,0 14,8 26,0 11,6 14,4 +1,1 19,0 18,0 +1,0 
1963 56,8 15,5 25,8 11,2 14,6 +o,5 19,4 18,1 +t,3 
1964 55,8 14,8 27,0 11,2 15,7 +1,2 19,7 18,5 +1.2 
1965 56,2 15,2 26,6 11,3 15,3 +2,2 19,7 19,9 -0,1 
1966 56,6 15,6 25,7 10,7 15,0 +0,1 20,8 19,5 +1,3 
1967 57,6 16,4 23,l 9,7 13,4 -0,3 22,2 19,0 +3,2 
1968 55,9 15,6 23,I 9,8 13,3 +2,l 22,9 19,7 +3,3 
1969 55,0 15,7 24,2 11,1 13,1 +2,6 23,4 21,0 +2,4 
1970 53,8 15,9 26,4 12,1 14,3 +2,2 23,I 21,5 +t,6 
1971 } ') 

53,9 17,1 26,7 12,0 14,7 +0,1 22,9 21,3 +1,6 
1972 54,0 17,6 26,0 11,I 15,0 +o,5 22,8 20,9 +1,8 
1973 53,4 18,1 24,7 10,4 14,4 +1,0 24,3 21,6 +2,7 

1968 1. Hj. 55,7 15,3 21,7 9,2 12,5 +4,4 22,6 19,6 +3,0 
2. Hj. 56,0 15,9 24,4 10,3 14,1 +0,1 23,3 19,7 +3,5 

1969 1. Hj. 55,1 15,3 22,9 10,8 12,I +4,5 23,6 21,4 +2,2 
2. Hj. 55,0 16,1 25,3 11,3 14,0 +1,0 23,3 20,6 +2,7 

1970 1. Hj. 53,3 15,4 24,5 11,9 12,6 +5,3 23,3 21,9 +1,4 
2. Hj. 54,3 16,4 28,1 12,3 15,B -0,5 23,0 21.2 +1,8 

1971 1. Hj. 53,2 16,6 25,9 12,3 13,6 +2,4 23,5 21,6 +1,9 
2.Hj. 54,5 17,6 27,3 11,7 15,7 -0,8 22,3 20,9 +1,4 

1972 1. Hj. 53,4 17,1 25,5 11,3 14,3 +2,3 22,7 21,0 +1,6 
2.Hj. ., 54,6 18,0 26,5 10,9 15,6 -1,1 22,9 20,9 +2,0 

1973 1. Hj. 53,1 17,2 24,5 10,5 13,9 +2,6 24,I 21,5 +2,6 
2. Hj. 53,7 19,0 25,0 10,2 14,8 -0,4 24,5 21.7 +2,8 

1974 1. Hj. 52,9 18,6 22,7 9,5 13,2 +1,5 29,8 25,5 +4,3 

'l Waren- und Dienstleistungsverkehr mit der übrigen Welt. 
'l Ausfuhr ./. Einfuhr. 
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Sozialprodukts 
DM 

Brutto- Privater 
sozial- Ver-

produkt braudt 

143,60 80,57 
158,60 86,90 
172,70 94,92 
186,90 105,33 
200,80 111,78 
224,90 123,36 
241,30 134,25 
255,00 142,64 
264,50 149,87 
283,80 158,41 
309,40 111,14 

328,40 183,15 
346,20 194,70 
360,10 205,20 
372,50 212,53 
397,30 223,51 
419,50 238,50 
431,70 247,39 
430,80 249,55 
462,30 258,98 
500,40 279,00 
529,40 298,45 
545,20 315,14 
564,00 328,21 
593,80 337,84 

219,60 121,74 
242,70 137,24 

238,00 131,25 
262,40 147,75 

254,80 140,07 
274,60 158,38 

265,60 149,64 
279,60 165,50 

273,80 156,74 
290,20 171,47 

290,50 163,87 
303,30 173,97 

294,40 162,07 

Staats-
ver-

brauch 

24,73 
27,12 
29,74 
29,82 
30,60 
32,00 
32,18 
33,73 
36,53 
39,81 
42,20 

45,26 
48,12 
53,47 
57,19 
56,79 
59,53 
60,80 
62,71 
62,68 
65,76 
68,95 
73,98 
76,88 
79,94 

29,45 
33,23 

30,81 
34,95 

32,21 
36,74 

35,25 
38,73 

36,87 
40,01 

37,96 
41,98 

39,49 

3) Ohne Saarland und Berlin. 
4) Vorläufige Ergebniss~. 

Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland 

Tabe l lti 20' 

Anlageinvestitionen Vor-
rats- Außen-

. 1 Aus· 1 
ver- Aus- Ein- bei- Zeitraum 

g~~=~t rü;!~n- Bauten ände- fuhr 1) fuhr 1) trag 2) 
. 

rung 

in Preisen von 1962 

30,27 12,05 18,22 + 4,00 15,50 11,47 + 4,03 1950 
31,86 13,20 18,66 + 4,00 21,03 12,31 + 8,72 1951 
34,63 14,13 20,50 + 5,00 23,73 15,32 + 8,41 1952 
40,53 15,55 24,98 + 1,90 27,55 18,23 + 9,32 1953 
45,63 18,38 27,25 + 2,70 34,15 24,06 +10,09 1954 
55,12 22,98 32,14 + 4,70 39,87 30,15 + 9,72 1955 >') 
59,87 24,21 35,66 + 3,10 45,95 34,05 +11,90 1956 
59,81 23,66 36,15 + 4,80 53,30 39,28 +14,02 1957 
62,31 25,12 37,19 + 3,60 55,88 . 43,69 +12,19 1958 
69,65 28,13 41,52 + 3,80 62,93 50,80 +12,13 1959 
76,76 33,07 43,69 + 8,00 71,14 59,84 +11,30 1960 

80,87 34,72 46,15 + 8,80 64,11 53,79 +10,32 1960 
88,88 39,64 49,24 + 6,70 65,97 58,17 + 7,BO 1961 
93,77 41,89 51,88 + 4,00 68,37 64,71 + 3,66 1962 
96,04 42,74 53,30 + 2,10 74,00 69,36 + 4,64 1963 

107,36 46,45 60,91 + 5,10 81,82 77,28 + 4,54 1964 
112,33 49,44 62,89 + 9,50 87,93 88,29 - 0,36 1965 
113,36 49,01 64,35 + 3,40 97,36 90,61 + 6,75 1966 
103,84 44,60 59,24 - 1,20 105,25 89,35 +15,90 1967 
112,10 49,30 52,80 +11,60 119,40 102,46 + 16,94 1968 
125,70 60,45 65,25 +15,30 134,45 119,81 +14,64 1969 
140,12 70,53 69,59 +14,20 146,51 138,83 + 7,68 1970 
146,47 73,91 72,56 + 4,80 157,02 152,21 + 4,81 1971 

} ·i 150,43 73,86 76,57 + 3,80 169,30 164,62 + 4,68 1972 
152,12 75,33 76,79 + 7,90 196,81 180,81 + 16,00 1973 

49,87 21,96 27,91 +11,20 55,14 47,80 + 7,34 1968 1. Hj. 
62,23 27,34 34,89 + 0,40 64,26 54,66 + 9,60 2.Hj. 

57,11 28,17 28,94 +12,30 63,72 57,19 + 6,53 1969 1. Hj. 
68,59 32,28 36,31 + 3,00 70,73 62,62 + 8,11 2.Hj. 

62,89 33,30 29,59 +15,90 70,36 66,63 + 3,73 1970 1.Hj. 
77,23 37,23 40,00 - 1,70 76,15 72,20 + 3,95 2.Hj. 

69,15 36,54 32,61 + 7,50 77,52 73,46 + 4,06 1971 1. Hj. 
77,32 37,37 39,95 - 2,70 79,50 78,75 + 0,75 2.Hj. 

71,39 36,15 35,24 + 7,90 80,98 80,08 + 0,90 1972 1.Hj. 
79,04 37,71 41,33 - 4,10 88,32 84,54 + 3,78 2.Hj. > 'l 
73,62 37,43 36,19 + 9,50 95,59 90,04 + 5,55 1973 1. Hj. 
78,50 37,90 40,60 - 1,60 101,22 90,77 + 10,45 2.Hj. 

68,31 34,06 34,25 + 5,40 112,45 93,32 + 19,13 1974 1. Hj. 

233 



Anhang VI 

Tabelle 20' 

A„nlageinvestitionen 
Brutto- Privater Staats-

Zeitraum sozial- Ver- ver-
. 1 Aus· 1 produkt brauch braud1 ins- t rüstuu- Bauten 

gesam gen 

in jeweiligen Preisen 

1950 98,10 62,88 14,23 18,74 8,63 10,11 
1951 120,00 73,0B 17,60 22,90 10,97 11,93 
1952 137,00 81,17 20,77 26,83 12,79 14,04 
1953 147,70 88,74 21,42 30,44 13,78 16,66 
1954 158,60 94,63 22,30 34,09 15,88 18,21 
1955 ') 181.40 106,09 24,15 42,63 20,06 22,57 
1956 200,50 117,96 25,70 47,38 21,67 25,71 
1957 218,50 128,53 27,86 48,77 21,77 27,00 
1958 234,30 138,40 31,27 52,38 23,44 28,94 
1959 254,90 147,74 34,26 60,07 26,02 34,05 
1960 284,70 161,18 38,28 68,96 30,99 37,97 

1960 302,30 112,43 41,12 12,66 32,54 40,12 
1961 332,60 189,02 46,39 84,05 38,30 45,75 
1962 360,10 205,20 53,47 93,77 41,89 51,88 
1963 384,00 218,20 59,55 99,06 43,06 56,00 
1964 420,90 234,95 62,24 113,49 47,25 66,2_4 
1965 460.40 258,67 70,03 122,24 52,00 70,24 
1966 490,70 277,85 76.49 126,31 52,62 73,69 
1967 495,50 285,31 81,14 114,43 48,02 66,41 
1968 540,00 301,17 84,34 124,78 52,87 71,91 
1969 605,20 333,09 95,12 146,20 66,90 79,30 
1970 685,60 369,01 109,04 181,08 82,90 98,18 
1971 

} 'l 
761,90 410,51 130,63 203,14 91,12 112,02 

1972 834,60 450,92 146,50 217,41 92,49 124,92 
1973 930,30 496,75 168,63 230,00 96.45 133,55 

1968 LHj. 254,10 141,55 38,78 55,13 23,40 31,73 
2.Hj. 285,90 160,22 45,56 69,65 29,47 40,18 

1969 LHj. 283,10 156,09 43,33 64,70 30,57 34,13 
2.Hj. 322,10 177,00 51,79 81,50 36,33 45,17 

1970 1.Hj. 323,00 172,22 49,62 79,28 38,44 40,84 
2.Hj. 362,60 196,79 59,42 101,80 44,46 57,34 

1971 1. Hj. 363,40 193,29 60,47 94,25 44,66 49,59 
2.Hj. 398,50 217,22 70,16 108,89 46,46 62,43 

1972 1. Hj. 398,30 212,71 68,10 101,71 44,81 56,90 
2.Hj. ') 436,30 238,21 78,40 115,70 47,68 68,02 

1973 1. Hj. 447,20 237,45 77,07 109,38 47,12 62,26 
2.Hj. 483,10 259,30 91,56 120,62 49,33 71,29 

1974 1. Hj. 478,60 253,01 89,00 108,49 45,43 63,06 

'l Waren- und Dienstleistungsverkehr mit der übrigen Welt. 
'l Ausfuhr ./. Einfuhr. 

232 

Vor-
rats-
ver- Aus-

ände- fuhr 1) 

rung 

+ 3,60 11,16 
+ 4,30 18,51 
+ 5,10 21,84 
+ 1,90 25,08 
+ 2,60 30,47 
+ 4,60 36,23 
+ 3,00 43,57 
+ 4,80 51,86 
+ 3,60 53,46 
+ 3,70 60,24 
+ 7,90 69,48 

+ 8,70 62,67 
+ 6,60 65,16 
+ 4,00 68,37 
+ 2,10 74,49 
+ 5,20 82,91 
+10,00 90,87 
+ 3,60 102,29 
- 1,30 110,12 
+11,50 123,83 
+ 16.00 . 141,85 
+ 15,30 158,58 
+ 5,40 174,23 
+ 4,40 190,15 
+ 9,60 226,15 

+11,10 57,32 
+ 0,40 66,51 

+12,80 66,80 
+ 3,20 75,05 

+11,20 75,31 
1,90 83,27 

+ 8,60 85,34 
- 3,20 88,89 

+ 9,30 90,27 
- 4,90 99,88 

+11,60 107,70 
2,00 118,45 

+ 7,40 142,67 

Verwendung des 
a) Mrd 

Außen-Ein- bei-fuhr 1) trag') 

12,51 - 1,35 
16,39 + 2,12 
18,71 + 3,13 
19,88 + 5,20 
25,49 + 4,98 
32,30 + 3,93 
37,11 + 6,46 
43,32 + 8,54 
44,81 + 8,65 
51,11 + 9,13 
61,10 + 8,38 

55,28 + 7,39 
58,62 + 6,54 
64,71 + 3,66 
69,40 + 5,09 
77,89 + 5,02 
91,41 - 0,54 
95,84 + 6,45 
94,20 +15,92 

106,22 +17,61 
127,06 +14,79 
147,41 +11,17 
162,01 +12,22 
174,78 +15,37 
200,83 +25,32 

49,78 + 7,54 
56,44 + 10.Q7 

60,62 + 6,18 
66,44 + 8,61 

70,63 + 4,68 
76,78 + 6,49 

78,55 + 6,79 
83,46 + 5,43 

83,79 + 6,48 
90,99 + 8,89 

96,00 +11.70 
104,83 +13,62 

121,97 +20,70 



Tabellen Jür die Bundesrepublik Deulschland 

Tabe 11 e 19" 

Volkseinkommen und Produktivität 

Brutto- 1 Netto- Lohn-Bruttoinlands- kosten Volkseinkommen einkommen produkt 'J je 
je Einwohner Erwerbstätigen 1) 

je 
Zeitra'um aus unselbständiger Arbeit je (Produktivität) Produkt-

beschäftigten AbhängiQen t) einheit ") 

DM 11960= 100 DM l 1;60=10oj DM 11960= 100 DM 
1 

1960 = 100 

1950 1ß40 38,5 ·3 289 46,6 2 615 49,3 7183 57,1 81,5 
1951 1 967 46,2 3 817 54,I 2 994 56,5 7737 61,5 87,7 
1952 2 215 52,0 4121 58,4 3207 60,5 8267 65,8 88,6 
1953 2 365 55,5 4376 62,0 3 410 64,3 8737 69,5 89,I 
1954 2 515 59,I 4595 65,I 3599 67,9 9168 72,9 89,1 
1955 'l 2865 67,3 4 969 70,4 3877 73,2 9 898 78,7 89,3 
1956 3144 73,8 5 365 76,0 4170 78,7 10 338 82,2 92,3 
1957 3396 79,7 5 718 81,0 4 413 83,3 10694 85,I 95,2 
1958 3590 84,3 6138 87,0 4649 87,7 II 034 87,8 98,9 
1959 3844 90,3 6460 91,5 4 912 92,7 II 740 93,4 98,0 
1960 4259 100 7 059 100 5 300 100 12 571 100 100 

1960 4252 100 7 051 100 5178 100 12 594 100 100 
1961 4593 108,0 7 743 109,8 5664 109,4 13120 104,2 105,4 
1962 4882 114,8 8439 119,7 6 151 118,8 13 596 108,0 110,9 
1963 5154 121,2 8957 127,0 6 501 125,6 14 029 111,4 114,I 
1964 5593 131.5 9701 137,6 7 045 136,1 14964 118,8 115,9 
1965 6060 142,5 10 571 149,9 7 746 149,6 15 722 124,8 120,2 
1966 6375 149,9 11374 161,3 8200 158,4 16 219 128,8 125,4 
1967 6342 149,2 11 774 167,0 8 437 162,9 16 729 132,8 125,7 
1968 7006 164,8 12 572 178,3 8 841 170,7 17 907 142,2 125,5 
1969 7 669 180,4 13 798 195,7 9 499 183,4 19 083 151,5 129,3 
1970 8 725 205,2 15 877 225,2 10660 205,9 19 960 158,5 142,l 
1971 

} 'J 
9557 224,8 17 856 253,2 II 698 225,9 20480 162,6 155,9 

1972 10376 244,0 19 574 277,6 12 750 246,2 21215 168,5 165,0 
1973 11573 272,2 22094 313,3 13 792 266,4 22286 177,0 177,l 

1968 l.Hj. 3273 154,0 6 037 171,2 4 311 166,5 8579 136,2 125,7 
2.Hj. 3732 175,5 6529 185,2 4 527 174,9 9322 148,0 125,2 

1969 1. Hj. 3603 169,5 6535 185,3 4 592 177,4 9 143 145,2 127,7 
2.Hj. 4065 191,2 7 255 205,8 4 903 189,4 9 934 157,8 130,5 

1970 1. Hj. 4100 192,9 7 536 213,8 5172 199,8 9669 153,5 139,3 
2.Hj. 4 615 217,l 8333 236,4 5485 211,9 10288 163,4 144,8 

1971 1. Hj. 4543 213,7 8564 242,9 5677 219,3 9972 158,4 153,4 
2.Hj. 5013 235,8 9289 263,5 '6019 232,5 10506 166,8 158,0 

1972 1. Hj. 4929 231,8 9389 266,3 6276 242,4 10334 164,l 162,3 
2.Hj. 'J 5446 256,2 10 180 288,8 6473 250,0 10878 172,7 167,3 

1973 1. Hj. 5542 260,7 10551 299,3 6718 259,5 10940 173,7 172,3 
2.Hj. 6 031 283,7 11540 327,3 7073 273,2 11345 180,2 181,8 

1974 1. Hj .. 5904 277,7 11 737 332,9 7 377 284,9 11212 178,l 187,l 

l) Inländerkonzept (nadl dem Wohnort). 
2!) Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1962. 
3) Inlandskonzept (nadl dem Besdläftigungsort). 
") Bereinigt um Änderungen in der Struktur der Erwerbstätigkeit; 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit je beschäftigten Abhängigen (Inlandskonzept) 
beredmet als Bruttoinlandsprodukt in Preisen von 1902 je Erwerbstätigen (Inlandskonzept) 

5) Ohne Saarland und Berlin. 
•) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabe 11 e 18" 

Anhang VI 

Verteilung des Volkseinkommens 
Mrd DM 

Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

der Unter-
Einkommen aus nehmen mit 

Volksein- unselbständiger der eigener 
Zeitraum Arbeit insgesamt Rechts-

kommen privaten des 
Haus- persön- Staates 1) 
halle') licbkeit 'l 

= unver-
teilte Ge-

brutto 1) 1 netto 2) brutto - 1 netto winne 

1950 76,94 44,97 35,76 31,97 25,23 26,42 5,04 0151 
1951 93,24 54,53 42,77 38,71 30,90 32,22 5,59 0,90 
1952 105,71 60,80 47,31 44,91 34,95 35,75 7,75 1,41 
1953 113,91 67,14 52,32 46,77 35,16 36,72 8,55 1,50 
1954 122,53 73,37 57,47 49,16 37,21 38,77 8,85 1,54 
1955 ') 140,98 83,67 65,29 57,31 45,26 44,68 10,48 2,15 
1956 156,54 93,79 72,91 62,75 49,52 49,22 11,35 2,18 
1957 171,29 102,87 79,39 68,42 53,45 53,32 12,49 2,61 
1958 183,28 111,63 84,55 71,65 56,66 56,16 12,95 2,54 
1959 198,49 119,56 90,92 78,93 61,47 61,99 14,65 2,29 
1960 222,26 134,16 100,72 88,10 68,14 68,89 16,47 2,74 
1960 235,70 142,83 107,25 92,87 71,98 72,54 17,49 2,84 
1961 258,01 160,51 119,92 97,50 73,44 76,46 17,65 3,39 
1962 277,45 177,48 132,04 99,97 73,66 79,00 17,39 3,58 
1963 295,76 190,44 140,97 105,32 78,01 84,25 17,34 3,73 
1964 324,25 208,42 154,19 115,83 87,12 92,70 19,20 3,93 
1965 355,25 229,99 171,56 125,26 96,07 102,42 19,03 3,81 
1966 377,09 247,56 181,65 129,53 99,32 106,95 18,87 3,71 
1967 375,99 247,90 180,78 128,09 98,23 106,95 18,04 3,10 
1968 416,86 266,31 190,76 150,55 118,16 123,23 23,70 3,62 
1969 460,65 300,14 210,52 160,51 124,42 131,04 25,41 4,06 
1970 529,19 353,19 241,65 176,00 141,04 148,26 23,58 4,16 
1971 } ') 

585,68 400,22 267,49 185,46 1-48,34 159,33 21,38 4,75 
1972 639,89 439,15 291,85 200,74 161,12 175,58 21,91 3,25 
1973 717,25 498,53 317,70 218,72 168,96 190,47 24,32 3,93 
1968 1. Hj. 194,35 126,83 91,91 68,02 52,25 1,42 

2.Hj. 222,51 139,98 98,85 82,53 65,91 2,20 
1969 t. Hj. 215,75 140,69 100,71 75,06 57,80 1,86 

2.Hj. 244,90 159,45 109,81 85,45 66,62 2,20 

1970 1. Hj. 248,21 166,06 116,13 82,15 65,46 1,68 
2.Hj. 280,98 187,13 125,52 93,85 75,58 2,48 

1971 t. Hj. · 277,74 191,11 129,25 86,63 68,55 2,20 
2.Hj. 307,94 209,11 138,24 98,83 79,79 2,55 

1972 t. Hj. 303,51 209,30 142,72 94,21 76,71 1,23 
2.Hj. ') 336,38 229,85 149,13 106,53 84,41 2,02 

1973 1. Hj. 342,90 237,04 154,06 105,86 83,32 1,68 
2.Hj. 374,35 261,49 163,64 112,86 85,65 2,25 

1974 1. Hj. 366,44 261,02 167,51 105,42 80,55 0,96 

1) Bruttolöhne und -gehälter und Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung (einschließlich der Zusatzversicherung im öffentlichen 
Dienst und der fiktiven Pensionsfonds für Beamte) sowie zusätzlidle Sozialaufwendungen der Arbeitgeber. 

2) Bruttoeinkommen minus Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung und minus Lohnsteuer. 
3) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbscharakter; nach Abzug der Zinsen auf Konsumentenschulden. 
1) Einschließlich der netto im Haushalt verbuchten öffentlichen Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit und der Einzel-

unternehmen u. ä im Bereich .Kreditinstitute•. 
5) Nach Abzug der Zinsen auf öffentlidle Schulden. 
') Ohne Saarland und Berlin. 
1) Vorläufige Ergebnisse. 
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Tabellen für die Bundesrepublik Deutschland 

Tabelle 17' 

Volkseinkommen 
DM 

Saldo der 
Erwerbs- und 

Brutto- Vermögens- :erutto- Nettosozial-
inlands- einkommen sozial- Ab- produkt zu Zeitraum 
produkt zwischen produkt schreibungen Marktpreisen Inländern 

und der 
übrigen Welt 

in Preisen von 1962 

143,49 +0,11 143,60 12,70 130,90 1950 
158,56 +0,04 158,60 13,34 145,26 1951 
172,58 +0,12 112,70 14,06 158,64 1952 
186,85 +0.05 186,90 14,91 171,99 1953 
201,30 -0,50 200,80 15,93 184,87 1954 
225,57 -0,67 224,90 17,36 207,54 1955 ') 
241,77 -0,47 241,30 19,00 222,30 1956 
255,39 -0,39 255,00 20,69 234,31 1957 
264,42 +0,08 264,50 22,37 242,13 1958 
283,91 -0,11 283,80 24,25 259,55 1959 
309,37 +o,03 309,40 26,51 282,89 1960 

328,59 -0,19 328,40 28,09 300,31 1960 
347,06 -0,86 346,20 30,65 315,55 1961 
360,91 -0,81 360,10 33,48 326,62 1962 
373,28 -0,78 372,50 36,36 336,14 1963 
398,50 -1,20 397,30 39,35 357,95 1964 
421,03 -1,53 419,50 42,66 376,84 1965 
433,01 -1,31 431,70 46,05 385,65 1966 
432,09 -1,29 430,80 49,11 381,69 1967 
462,89 -0,59 462,30 52,20 410,10 1968 
500,94 -0,54 500,40 55,84 444,56 1969 
530,59 -1,19 529,40 59,73 469,67 1970 
545,78 -0,58 545,20 64,08 481,12 1971 

} 'J 564,14 -0,14 564,00 68,42 495,58 1972 
594,12 -0,32 593,80 72,77 521,03 1973 

219,84 -0,24 219,60 25,69 193,91 1968 1. Hj. 
243,05 -0,35 242,70 26,51 216,19 2.Hj. 

238,35 -0,35 238,00 27,45 210,55 1969 1. Hj. 
262,59 -0,19 262,40 28,39 234,01 2.Hj. 

255,37 -0,57 254,80 29,37 225,43 1970 1. Hj. 
275,22 -0,62 274,60 30,36 244,24 2.Hj. 

265,14 +0,46 265,60 31,48 234,12 1971 1. Hj. 
280,64 -1,04 279,60 32,60 247,00 2.Hj. 

273,60 +0,20 273,80 33,67 240,13 1972 1. Hj. 
290,54 -0,34 290,20 34,75 255,45 2.Hj. ') 
290,70 -0,20 290,50 35,84 254,66 1973 1. Hj. 
303,42 -0,12 303,30 36,93 266,37 2.Hj. 

294,90 -0,50 294,40 37,99 256,41 1974 1. Hj. 

') Ohne Saarland und Berlin. 
') Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang VI 

T&belle 17' 

Sozlalprodukl und 
Mrd 

Saldo der 
Erwerbs- Netto-und Ver-

mögensein- Netto- Indirekte sozial-
Brutto- Brutto- sozial- Steuern 1} produkt 

Zeitraum inlands- kommen sozial- Abschrei- produkt abzüglidl zu Faktor-zwischen bungen produkt lnländem produkt zu Markt- Subven- kosten 
und der preisen tionen 1) (Volksein-

übrigen kommen) 

Welt 

in jeweiligefi Preisen 

1950 98,05 +o,05 98,10 8,32 89,78 12,84 16,94 
1951 120,01 -0,01 120,00 10,12 109,88 16,64 93,24 
1952 136,91 +0,03 137,00 11,55 125,45 19,74 105,71 
1953 141,12 -O,Q2 147,70 11,99 135,11 21,80 113,91 
1954 159,06 -0,46 158,60 12,65 145,95 23,42 122,53 
1955 'l 182,00 -0,60 181,40 14,05 167,35 26,37 140,98 
1956 200,95 -0,45 200,50 15,79 184,71 28,17 156,54 
1957 218,89 -0,39 218,50 17,74 200,76 29,47 171,29 
1958 234,37 -0,07 234,30 19,59 214,71 31,43 183,28 
1959 255,14 -0,24 254,90 21,47 233,43 34,94 198,49 
1960 284,77 -O,o? 284,70 24,27 260,43 38,17 222,26 

1960 302,55 -0,25 302,30 25,73 276,57 40,87 235,70 
1961 333,45 -0,85 332,60 29,26 303,34 45,33 258,01 
1962 360,91 -0,81 360,10 33,48 326,62 49,17 277,45 
1963 384,77 -0,77 384,00 37,19 346,81 51,05 295,76 
1964 422,14 -1,24 420,90 41,17 379,73 55,48 324,25 
1965 462,02 -1,62 460,40 46,21 414,19 58,94 355,25 
1966 492,10 -1,40 490,70 50,68 440,02 62,93 377,09 
1967 496,86 -1,36 495,50 53,80 441,70 65,71 375,99 
1968 540,54 -0,54 540,00 57,40 482,60 65,74 416,86 
1969 605,68 -0,48 605,20 63,95 541,25 80,60 460,65 
1970 686,96 -1,36 685,60 74,78 610,82 81,63 529,19 
1971 } 762,54 -0,64 761,90 85,11 616,19 91,11 585,68 
1972 'l 834,63 -0,03 834,60 93,55 741,05 101,16 639,89 
1973 930,64 -0,34 930,30 103,21 827,09 109,84 717,25 

1968 1.Hj. 254,31 -0,21 254,10 28,13 225,97 31,62 194,35 
2.Hj. 286,23 -0,33 285,90 29,27 256,63 34,12 222,51 

1969 1.Hj. 283,43 -0,33 283,10 30,72 252,38 36,63 215,75 
2.Hj. 322,25 -0,15 322,10 33,23 288,87 43,97 244,90 

1970 1.Hj. 323,62 -0,62 323,00 36,08 286,92 38,71 248,21 
2.Hj. 363,34 -0,74 362,60 38,70 323,90 42,92 280,98 

1971 1.Hj. 362,68 +0,72 363,40 41,43 321,97 44,23 277,74 
2.Hj. 399,86 -1,36 398,50 43,68 354,82 46,88 307,94 

1972 1.Hj. 397,91 +0,39 398,30 45,62 352,68 49,17 303,51 
2.Hj. 'l 436,72 -0,42 436,30 47,93 388,37 51,99 336,38 

1973 1.Hj. 447,42 -0,22 447,20 50,07 397,13 54,23 342,90 
2.Hj. 483,22 -0,12 483,10 53,14 429,96 55,61 374,35 

1974 1. Hj. 479,33 -0,73 478,60 56,40 422,20 55,76 366,44 

') EinsdtÜeßlich der Einnahmen des Staates aus dem Preisausgleich, der Beiträge zur gesetzlidJ.en Unfallversidierung, der von 
Unternehmen gezahlten Verwaltungsgebühren und der von der EGKS erhobenen Umlagen. 

'l Einsdlließlidl der Ausgaben des Staates für den Preisausgleich und der Zahlungen der EGKS. 
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Tabellen fdr die Bundesrepublik Deutschland 

bereldte zum Bruttoinlandsprodukt 
invH 

Produzierendes Gewerbe 
Land- Energie-und Ver-
Forst- wirt- arbei-ins- sdlafl ') Bauge-wirt- gesamt und tendes werbe sdlaft 1) Berg- Ge-

bau werbe 

Handel 
und 
Ver-

kehr') 

in Preisen von 1962 

9,1 44,5 6,0 31,4 7,1 'lJJ,1 
9,4 45,9 6,2 32,6 7,1 20,2 
8,7 47,4 5,9 34,0 7,3 19,7 
8,1 48,6 5,5 35,0 8,1 19,4 
7,7 49,6 5,3 36,3 8,0 19,2 
6,8 51.4 5,2 37,9 8,3 19,4 
6,3 51,7 5,3 38,2 8,2 19,9 
6,2 51,5 5,2 38,7 7,6 20,l 
6,3 51,7 4,9 39,2 7,6 19,7 
6,1 52,4 4,7 39,8 7,9 19,8 
5,8 53,5 4,7 41,2 7,5 19,9 

5,5 53,6 4,8 41,2 7,5 19,8 
5,3 54,2 4,6 41,8 7,7 19,5 
4,9 54,4 4,6 42,0 7,7 19,6 
5,0 54,2 4,6 41,9 7,7 19,6 
5,1 55,3 4,5 42,8 7,9 19,1 
4,2 56,1 4,3 43,9 7,8 19,2 
4,2 55,9 4,4 43,6 8,0 19,1 
4,7 54,6 4,2 42,7 7,8 19,1 
4,6 56,0 4,1 44,4 7,5 18,7 
4,1 57,3 4,0 46,0 7,3 18,B 
3,9 57,5 4,2 46,0 7,4 18,8 
3,9 57,2 4,2 45,5 7,5 18,7 
3,8 57,2 4,2 45,4 7,7 18,5 
3,7 57,6 4,2 46,1 7,3 18,3 

4,9 55,0 4,2 43,8 7,0 18,4 
4,2 56,8 4,0 44,9 7,9 19,1 

4,3 56,7 4,1 45,9 6,7 18,3 
3,8 57,8 3,9 46,0 7,9 19,1 

3,9 57,2 4,3 46,4 6,5 18,6 
3,9 57,7 4,0 45,6 8,1 19,0 

3,9 57,2 4,3 46,0 6,9 18,3 
4,0 57,2 4,1 45,1 8,1 19,0 

3,7 57,1 4,3 45,6 7,2 18,2 
3,8 57,3 4,1 45,2 8,1 18,7 

3,6 57,5 4,3 46,3 7,0 18,2 
3,7 57,6 4,1 45,9 1,5 18,5 

3,9 56,8 „. „. „. 18,1 

5) Gebietskörpersdi.aften und Sozialversicherung. 

Dienst-
leis tun-
gen 4) 

12,3 
11,9 
12,2 
12,3 
12,3 
11,9 
12,0 
12,l 
12,2 
12,l 
l l,8 

11,9 
11,9 
11,9 
12,1 
11,8 
11,B 
12,0 
12,5 
12,0 
11,6 
11,7 
11,9 
12,1 
12,1 

12,5 
11,6 

12,0 
11,3 

11,9 
11,4 

12,1 
11,7 

12,4 
11,9 

12,3 
12,0 

12,6 

•) Häusliche Dienste und private Organisationen ohne Erwerbsdiarakter. 
7) Ohne Saarland und Berlin. 
8J Vorläufige Ergebnisse. 

Private 
Staat 'l Haus-

halte 
usw. 11) 

10,5 3,1 
9,8 2,8 
9,5 2,7 
8,9 2,6 
8,7 2,5 
8,2 2,3 
7,8 2,2 
8,0 2,2 
7,9 2,2 
7,6 2,0 
7,3 1,8 

7,4 1,8 
7,5 1,6 
7,6 1,6 
7,6 1,6 
7,4 1,5 
7,3 1,4 
7,4 1,4 
1,1 1,4 
7,4 1,3 
7,0 1,2 
7,0 1,2 
7,1 1,2 
7,3 1,2 
7,2 1,1 

7,8 1,4 
7,1 1,3 

7,3 1,3 
6,8 1,2 

7,2 1,2 
6,8 1,2 

7,3 1,2 
7,0 1,2 

7,4 1,2 
7,1 1,1 

7,3 1,2 
7,1 1,1 

8,6 

noch Tabelle 16' 

Zeitraum 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 ') 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 

1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 

J~ 1972 
1973 

1968 1. Hj. 
2.Hj. 

1969 1. Hj. 
2.Hj. 

1970 1. Hj. 
2.Hj. 

1971 1. Hj. 
2.Hj. 

1972 1. Hj. 
2.Hj. >8) 

1973 1. Hj. 
2.Hj. 

1974 1.Hj. 
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noch Tabelle 16' 

Land-
und 

Zeitraum Forst-
wirt-

schalt 1) 

1950 10,2 
1951 10,0 
1952 9,5 
1953 8,9 
1954 8,5 
1955 'l 1,8 
1956 1,3 
1951 1,0 
1958 6,9 
1959 6,5 
1960 6,0 

1960 5,7 
1961 5,2 
1962 4,9 
1963 4,9 
1964 4,8 
1965 4,3 
1966 4,2 
1967 4,2 
1968 3,8 
1969 3,7 
1970 3,1 
1971 } ') 

2,9 
1972 2,9 
1973 2,9 

1968 1. Hj. 3,9 
2.Hj. 3,7 

1969 1. Hj. 3,9 
2.Hj. 3,4 

1970 1. Hj. 3,3 
2.Hj. 2,9 

1971 1. Hj. 2,8 
2.Hj. 2,9 

1972 1. Hj. 2,9 
2.Hj. 'l 3,0 

1973 1. Hj. 2,9 
2.Hj. 2,9 

1974 1. Hj. 2,9 

') Einschließlich Tierhaltung und FisdJ.erei. 
'J Einsd:lließlidJ. Wasserversorgung. 
'J Einschließlich Nadlrichtenübermittlung . 

Anhang VI 

Beiträge zusammengelallter Wlrtsdlatts 
b) Anteil 

Produzierendes Gewerbe 

Energie- Handel Private Ver- Dienst-· wirt- arbei- und leistun- Staat 'l Haus-
ins- Schaft 1) tendes Bauge- Ver-

gen') halte 
gesamt und Ge- werbe kehr 'l usw. 1} 

Berg-
bau werbe 

in jeweiJigen Preisen 

49,6 5,2 39,1 5,4 20,4 10,2 1,8 1,8 
51,5 5,2 40,9 5,4 19,8 9,1 1,3 1,1 
51,0 5,4 40,1 5,5 20,8 9,6 1,4 1,1 
52,1 5,8 40,2 6,0 19,9 9,9 1,4 1,8 
52,5 5,8 40,1 6,1 19,5 10,3 1,4 1,8 
53,4 5,5 41.4 6,5 19,8 10,2 1,1 1,1 
53,4 5,7 41,4 6,5 19,9 10,5 1,1 1,1 
53,0 5,6 41,I 6,3 20,3 10,1 1,3 1,1 
52,9 5,5 41,0 6,4 20,1 10,9 1,4 1,8 
53,5 5,3 41,3 7,0 20,1 11,2 7,0 1,1 
54,3 5,2 42,2 7,0 19,7 11,3 7,0 1,1 

54,4 5,3 42,2 7,0 19,6 11,4 7,2 1,6 
54,6 4,6 42,4 7,4 19,2 11,8 1,5 1,6 
54,4 4,6 42,0 7,7 19,6 11,9 7,6 1,6 
53,5 4,5 41,2 7,8 19,8 12,3 1,9 1,6 
53,9 4,3 41,4 8,2 19,5 12,4 1,9 1,5 
54,1 4,1 42,1 7,9 19,3 12,1 8,2 1,5 
53,3 4,0 41,3 8,0 19,2 13,I 8,6 1,6 
51,8 3,9 40,5 7,4 19,3 14,0 9,0 1,6 
52,9 3,9 41,6 7,3 19,0 14,0 8,8 1,6 
53,4 3,7 42,3 7,4 18,4 14,I 8,9 1,6 
54,I 3,7 42,3 8,1 18,0 14,1 9,1 1,6 
53,0 3,6 41,0 8,4 17,8 14,8 9,8 1,1 
52,1 3,6 40,0 8,5 11,8 15,4 10,1 1,1 
51,4 3,5 39,9 8,0 17,8 15,8 10,4 1,1 

52,3 4,0 41,3 6,9 18,8 14,5 8,9 1,6 
53,4 3,8 41,9 7,7 19,1 13,6 8,7 1,6 

52,7 3,8 42,2 6,1 18,3 14,6 8,8 1,6 
53,9 3,5 42,4 8,0 18,5 13,6 8,9 1,6 

53,7 3,9 42,7 7,2 11,8 14,4 9,2 1,6 
54,4 3,6 41,9 8,8 18,2 13,9 9,0 1,6 

53,I 3,7 41,6 7,8 11,6 15,I 9,1 1,7 
52,8 3,5 40,4 8,9 18,1 14,6 9,8 1,7 

52,3 3,7 40,6 8,1 17.4 15,8 9,9 1,1 
51,9 3,5 39,5 8,9 18,I 15,1 10,2 1,1 

51.9 3,6 40,5 7,8 17,7 15,9 10,0 1,7 
51.0 3.4 39,3 8,3 18,0 15,6 10,8 1,8 

50,5 11,8 16,4 12,5 

. , Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung, Dienstleistungsunternehmen und Freie Berufe. 
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Tabellen tar die Bundesrepubllk Deuisdlland 

bereldie zum Brutlolnlandsprodukt 
DM 

Produzierendes Gewerbe 
Land-

Brutto- und Energie- Ver-
inlands· Forst- Wirt· arbei-ins- Bauge-
produkt wirt- sdlaft 'l tendes gesamt werbe 

sdlaft ') und Ge-
Bergbau werbe 

in Preisen von 1962 

143,49 13,01 63,85 8,64 45,08 10,13 
158,56 14,97 72,76 9,78 51,72 11,26 
172,58 15,10 81,50 10,26 58,68 12,56 
186,85 16,18 90,83 10,23 65,45 15,15 
201.30 15,52 99,91 10,73 73,08 16,10 
225,57 15,37 115,96 11,81 85,49 18,66 
241,77 15,27 125,10 12,83 92,41 19,86 
255,39 15,75 131,40 13,17 98,71 19,52 
264,42 16,71 136,74 12,95 103,66 20,13 
283,91 17,25 148,79 13,45 112,99 22,35 
309,31 11,92 165;47 14,62 127,56 23,29 

328,59 18,17 176,09 15,90 135,50 24,69 
347,06 18,35 188,01 16,01 145,06 26,88 
360,91 17,76 196,16 16,58 151,68 27,90 
373,28 18,68 202,29 17,20 156,51 28,58 
398,50 20,13 220,20 17,93 170,59 31,68 
421,03 11,88 236,20 18,28 185,00 32,89 
433,01 18,33 242,16 18,89 188,58 34,69 
432,09 20,50 236,06 18,15 184,41 33,50 
462,89 21,11 259,11 18,83 205,58 34,70 
500,94 20,38 286,89 20,10 230,19 36,60 
530,59 20,63 304,86 22,04 243,81 39,01 
545,78 21,46 312,26 22,80 248,41 41,05 
564,14 21,19 322,87 23,55 255,99 43,33 
594,12 21,81 341,92 24,88 273,93 43,11 

219,84 10,82 121,01 9,16 96,38 15,47 
243,05 10,29 138,10 9,67 109,20 19,23 

238,35 10,29 135,12 9,85 109,32 15,95 
262,59 10,09 151,71 10,25 120,87 20,65 

255,37 9,84 146,06 11,00 118,40 16,66 
275,22 10,79 158,80 11,04 125,41 22,35 

265,14 10,37 151,65 11,40 121,89 18,36 
280,64 11,09 160,61 11,40 126,52 22,69 

273,60 10,15 156,27 11,77 124,79 19,71 
290,54 11,04 166,60 11,78 131,20 23,62 

290,70 10,53 167,28 12,48 134,56 20,24 
303,42 11,34 174,64 12,40 139,37 22,87 

294,90 11,38 167,63 

'l Einschließlich Nachrichtenübermittlung. 

Handel Private Dienst-und leis tun- Staat 'l Haus· 
Ver· gen') halte 

kehr') usw. 1) 

29,65 17,58 15,00 4,40 
31,96 18,90 15,57 4,40 
33,97 20,99 16,38 4,64 
36,23 23,02 16,68 4,91 
38,75 24,67 17,47 4,98 
43,68 26,91 18,42 5,23 
48,11 28,96 18,93 5,40 
51,39 30,91 20,32 5,62 
52,11 32,14 21,01 5,71 
56,31 34,26 21,55 5,75 
61,43 36,46 22,51 5,58 

64,96 39,05 24,46 5,86 
67,71 41,35 25,91 5,67 
70,91 43,04 27,33 5,11 
72,98 44,99 28,54 5,80 
76,14 46,87 29,36 5,80 
80,69 49,72 30,74 5,80 
82,50 52,07 32,06 5,89 
82,65 53,86 33,07 5,95 
86,78 55,59 34,24 6,06 
94,00 58,26 35,22 6,19 
99,78 61,90 37,08 6,34 

101,84 64,95 38,80 6,41 
104,13 68,44 40,91 6,60 
108,96 72,00 42,59 6,75 

40,46 27,49 17,05 3,01 
46,32 28,10 17,19 3,05 

43,73 28,66 17,48 3,07 
50,21 29,60 17,74 3,12 

47,45 30,49 18,38 3,15 
52,33 31,41 18,70 3,19 

48,61 32,05 19,25 3,21 
53,23 32,90 19,55 3,26 

49,68 33,95 20,27 3,28 
54,45 34,49 20,64 3,32 

52,80 35,62 21,12 3,35 
56,16 36,41 21,47 3,40 

53,28 31,11 25,44 

Tabe II e 16' 

Zeitraum 

1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 'l 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 

1960 
1961 
1962 
i963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 

} •i 1972 
1973 

1968 !. Hj. 
2.Hj. 

1969 !. Hj. 
2.Hj. -

1970 !. Hj. 
2.Hj. 

1971 1.Hj. 
.2.Hj. 

1972 1.Hj. 
2.Hj. •) 

1973 !. Hj. 
2.Hj. 

1974 !. Hj. 

'l Kreditinstitute und Versicherungsunternehmen, Wohnungsvermietung, Dienstleistungsunternehlllen w1d Freie Berufe. 
'l Gebietskörpersdlaften und Sozialversidlerung. 
'J HAuslidle Dienste und -private Organisationen ohne Erwerbsdtara.kter. 
'J Ohne Saarland und Berlin. 
'J Vorläufige Ergebnisse. 
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Anhang VI 

Tabe 11 e 16' 

') 

'> 
') 

Land-
Brutto- und 

Zeitraum inlands- Forst-
produkt 1) wirt-

sdialt 1) 

1950 98,05 9,98 
1951 120,01 12,04 
1952 136,97 13,06 
1953 147,72 13,16 
1954 159,06 13,47 
1955 'J 182,00 14,23 
1956 200,95 14,65 
1957 218,89 15,27 
1958 234,37 16,16 
1959 255,14 16,47 
1960 284,77 17,11 

1960 302,55 17,31 
1961 333,45 17,48 
1962 360,91 17,76 
1963 384,77 18,91 
1964 422,14 20,39 
1965 462,02 19,69 
1966 492,10 20,71 
1967 496,86 20,97 
1968 540,54 20,76 
1969 605,68 22,45 
1970 686,96 21,53 
1971 

l~ 
762,54 22,26 

1972 834,63 24,78 
1973 930,64 27,36 

1968 1. Hj. 254,31 10.02 
2,Hj. 286,23 10,74 

1969 .!. Hj. 283,43 11,26 
2.Hj. 322,25 11,19 

1970 1. Hj. 323,62 10,79 
2.Hj, 363,34 10,74 

1971 1. Hj. 362,68 10,44 
2.Hj. 399,86 11,82 

1972 t, Hj. 397,91 11,48 
2.Hj. ~ 436,72 13,30 

1973 1. Hj. 447,42 13,00 
2.Hj. 483,22 14,36 

1974 1. Hj. 479,33 13,83 

Beiträge zusammeugelaBter Wirtschafts 
a) Mrd 

Produzierendes Gewerbe 
Handel Private Energie- Ver- Dienst-

Wirt· arbei- und leistun- Staat 1) 
Haus-

ins- Bauge· sdlalt ') tendes Ver- gen') halte 
gesamt werbe kehr') usw. 7) und Ge-

Bergbau werbe 

in jeweiligen Preisen 

48,68 5,08 38,30 5,30 19,99 10,00 7,63 1,77 
61,81 6,27 49,03 6,51 23,75 11,61 8,76 2,04 
69,80 7,38 54,93 7,49 28,53 13,12 10,14 2,32 
76,89 8,61 59,35 8,93 29,34 14,68 10,98 2,67 
83,58 9,25 64,67 9,66 31,01 16,39 11,74 2,87 
97,16 9,98 75,28 11,90 36,03 18,57 12,86 3,15 

107,27 11,36 82,75 13,16 40,04 21,14 14,35 3,50 
116,04 12,36 89,90 13,78 44,40 23,38 15,99 3,81 
123,87 12,93 96,00 14,94 47,16 25,60 17,44 4,14 
136,59 13,51 105,34 17,74 51,28 28,45 17,97 4,38 
154,72 14,67 120,06 19,99 56,07 32,10 20,06 4,71 

164,69 15,95 127,55 21,19 59,31 34,44 21,84 4,96 
182,05 16,04 141,36 24,65 64,17 39,50 24,95 5,30 
196,16 16,58 151,68 27,90 70,91 43,o4 27,33 5,71 
205,83 11,45 158,34 30,04 16,01 47,47 30,33 6,16 
227,39 18,o? 174,75 34,57 82,40 52,27 33,18 6,51 
250,07 18,93 194,52 36,62 88,96 58,56 37,76 6,98 
262,12 19,60 203,12 39,40 94,71 64,71 42,22 7,63 
257,56 19,29 201,38 36,89 95,82 69,72 44,74 8,05 
287,70 21,34 226,52 39,84 103,18 76,21 47,85 8,64 
326,29 22,51 258,63 45,15 112,62 86,10 54,23 9,79 

375,13 25,95 293,28 55,90 124,84 98,07 63,28 11,11 
408,29 27,83 315,89 64,57 137,42 114,38 75,24 12,95 
439,97 30,06 337,85 72,06 150,00 130,35 84,93 14,30 
484,39 32,90 375,85 75,64 167,94 148,55 97,74 16,16 

133,81 10,35 105,75 17,71 48,15 37,03 22,87 4,13 
153,89 I0,99 120,77 22,13 55,QJ 39,18 24,98 4,51 

150,96 I0,97 120,74 19,25 52,39 41,76 25,27 4,59 
175,33 11,54 137,89 25,90 60,23 44,34 28,96 5,20 

175,57 12,75 139,40 23,42 58,10 47,01 30,10 5,25 
199,56 13,20 153,88 32,48 66,74 51,06 33,18 5,86 

195,02 13,65 152,82 28,55 64,43 55,45 35,51 6,13 
213,27 14,18 163,07 36,02 72,99 58,93 39,73 6,82 

210,65 14,71 163,39 32,55 69,93 63,75 40,05 6,75 
229,32 15,35 174,46 39,51 80,07 66,60 44,88 7,55 

235,60 16,21 184,02 35,37 80,48 72,31 45,22 7,51 
248,79 16,69 191,83 40,27 87,46 76,24 52,52 8,65 

245,18 86,14 79,33 60,55 

Die Summen der Beiträge der WirtsdJ.aftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt in jeweiligen Preisen sind ab 1968 größer als das 
Bruttoinlandsprodukt insgesamt. Die Ditrerenz ergibt sidt aus der unterschiedlichen Buchung der Umsatzsteuer auf Investitions· 
güter bzw. der Investitionsteuer in der Entstehungs- und Verwendungsrechnung des Sozialprodukts. 
Einschließlid>. Tierhaltung und Fischerei. 
Einsdlließlid:l Wasserversorgung. 
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Alle Wirt· 

Tabellen 1a1 die Bunde&repubJJk Deutschland 

Erwerbstätige nadl Wlrtsdlaltsbereldlen 
Anteil in vH 

Produzierendes 
schaftsbereiche 

Land-und 1 
Forstwirtsdlafl 'l · Gewerbe') 

1 

Handel und 
Verkehr 'l ') 

Erwerbstätige 
1 

Jahr Selb· Ab· 
1 dar· 1 1 dar- 1 1 dar· 1 stän- hängige ins- unter ins· unter ins- unter dige 1) gesamt Ab- gesamt Ab- gesamt Ab-

hängige hängige hängige 

1950 31,6 68,4 24,8 5,0 42,6 37,3 16,0 
1951 30,4 69,6 23,4 4,5 43,3 38,2 16,8 
1952 29,4 70,6 22,2 4,2 43,8 38,7 17,5 
1953 28,4 71,6 21,0 3,9 44,5 39,6 18,1 
1954 27,4 72,6 19,8 3,6 45,6 40,9 18,1 
1955 >') 26,2 73,8 18,6 3,2 46,7 42,2 18,5 
1956 25,4 74,6 17,7 3,0 47,5 43,1 18,7 
1957 24,8 15,2 17,0 2,8 47,4 43,0 19,3 
1958 24,6 75,4 16,3 2,6 47,5 43,2 19,4 
1959 24,0 76,0 15,5 2,4 47,7 43,4 19,6 
1960 23,0 ?6,9 l~,4 2,2 48,2 43,9 19,9 

1960 22,8 77,2 13,6 1,9 47,6 43,9 17,5 

1961 22,0 78,0 13,0 1,7 48,2 44,6 17,4 

1962 21,2 78,8 12,4 1,6 48,4 44,8 17,3 

1963 20,5 79,5 11,8 1,5 48,4 44,9 17,6 

1964 19,7 80,3 11,2 1,5 48,4 45,0 17,6 

1965 19,l 80,9 10,7 1,4 48,9 45,4 17,6 

1966 18,8 81,2 10,4 1,3 48,6 45,2 17,7 

1967 18,9 81,I 10,2 1,2 47,3 44,0 18,0 

1968 18,4 81,6 9,7 1,2 47,6 44,5 17,8 

1969 17,5 82,5 9,1 1,1 48,5 45,5 17,6 

1970 16,6 83,4 8,5 1,1 48,8 45,8 17,5 

1971 16,0 84,0 7,9 1,1 48;8 45,8 17,7 

1972 15,6 84,4 7,4 1,0 48,5 45,5 18,0 

1973 15,1 84,9 6,8 1,0 48,3 45,4 18,2 

1) Land- und Forstwirtschaft, Tierhaltung und Fisdlerei. 
!) Energiewirtschaft und Wasserversorgung, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe. 
3) Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung. 

11,6 
12,5 
13,2 
13,8 
13,9 
14,3 
14,5 
15,I 
15,I 
15,2 
15,7 

13,1 
13,2 
13,4 
13,7 
13,9 
14,0 
14,0 
14,3 
14,3 
14,2 
14,2 
14,5 
14,8 
15,0 

Tabe 11 e 15' 

Ubrige 
Bereidle ') ') 

1 dar-ins- unter 
gesamt Ab· 

hängige 

16,6 14,5 
16,5 14,4 
16,6 14,5 
16,5 14,3 
16,4 14,3 
16,2 _ 14,I 
16,2 14,0 
16,4 14,2 
16,7 14,5 
17,2 15,0 
17,5 15,2 

21,2 18,3 
21,4 18,5 
21,9 19,1 
22,2 19,4 
22,7 20,0 
22,9 20,2 
23,3 20,6 
24,5 21,6 
24,8 21,7 
24,8 21,7 
25,2 22,3 
25,6 22,7 
26,1 23,1 
26,6 23,6 

•) Ab 1960 (Bundesgebiet} geänderte Abgrenzung durdl Einführung der neuen Wirtschaftszweigsystematik (1961). 
5) Kreditinstitute und Versicherungsgewe.rbe, sonstige Dienstleistungen und Wohnungsvermietung, Organisationen ohne Erwerbs-

charakter und private Haushalte, Gebietskörperschaften und Sozialversicherung, ohne Angabe des Wirtschaftsbereiches. 
•) Einsdlließlidl. mithelfende Familienangehörige. 
') Ohne Saarland und Berlin. 
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Anhang VI 

Tabe 11 e 14' 

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

Erwerbstätige 

Ein· darunter Abhängige 
wohn er Erwerbs- Erwerbs- Offene (Wohnbe- darunter 

Zeitraum völke- personen quote 1) ins- nicht· Stellen 
rung) gesamt zu- deutsche sammen Arbeit-

nehmer !) 

1 000 vH 1 000 

1950' 46908 21577 46,0 19997 13 674 116 
1951 47 413 21952 46,3 20520 14 286 116 
1952 47728 22289 46,7 20910 14 754 115 
1953 48172 22684 47,I 21425 15 344 123 
1954 48710 23 216 47,7 21995 15 968 13 137 
1955 >4) 49203 23758 48,3 22830 16 840 80 200 
1956 49 797 24196 48,6 23435 17 483 99 219 
1957 50434 24602 48,8 23 940 17992 108 217 
1958 51 056 24807 48,6 24124 18188 127 216 
1959 51634 24857 48,1 24 381 18508 167 280 
1960 52183 25027 48,0 24 792 19 005 449 

1960 55433 26 518 47,8 26247 20 257 279 465 
1961 56 175 26772 47,7 26 591 20 730 507 552 
1962 56837 26845 47,2 26 690 21 032 629 574 
1963 51389 26 930 46,9 26744 21 261 773 555 
1964 57971 26 922 46,4 26753 21 484 902 609 
1965 58619 27034 46,/ 26887 21 757 1 119 649 
1966 59148 26962 45,6 26 801 21 765 1 244 540 
1967 59286 26 409 44,5 25950 21 054 1 014 302 
1968 59500 26 291 44,2 25968 21 183 1 019 488 
1969 60067 26535 44,2 26356 21 752 1366 747 
1970 60 651 26 817 44,2 26668 22246 1 807 795 
1971 61284 26 910 43,9 26725 22 414 2128 648 
1972 61669 26901 43,6 26 655 22435 2285 546 
1973 61974 26985 43,5 26712 22564 .„ 512 

1968 1. Hj. 59376 26198 44,1 25749 20925 955 404 
2.Hj. 59625 26384 44,2 26 186 21440 1 083 573 

1969 1. Hj. 59 888 26421 44,1 26179 21528 1241 689 
2.Hj. 60247 26648 44,2 26 533 21977 1490 805 

1970 1. Hj. 60 532 26690 44,1 26504 22036 1684 806 
2.Hj. 60 889 26944 44,3 26832 22 456 1 930 784 

1971 1. Hj. 61141 26847 43,9 26 646 ·22 316 2 048 680 
2.Hj. 61 427 26 972 43,9 26803 22 512 2 208 616 

1972 1. Hj. 61 575 26 823 43,6 26542 22292 2225 525 
2.Hj. 61 763 26981 43,7 26768 22578 2344 567 

1973 1. Hj. 61 878 26906 43,5 26625 22467 „. 591 
2.Hj. 62070 27065 43,6 26 798 22660 „. 553 

1974 1. Hj. 62065 26896 43,3 26355 22240 „. 342 

1) Anteil der Erwerbspersonen (Erwerbstätige + Arbeitslose) an der Wohnbevölkerung. 
1) Jahreszahlen: Bis 1960 Stand Ende Juli, 1961 Stand Ende Juni. - Halbjahreszahlen: eigene Schätzung. 
1) Anteil der Arbeitslosen an den abhängigen Erwerbspersonen (abhängige Erwerbstätige + Arbeitslose}. 
') Ohne Sarland und Berlin. 

Arbeits- Arbeits-
losen-lose quote') 

vH 

1580 10,4 
1 432 9,1 
1379 8,5 
1 259 7,6 
1 221 7,1 

928 5,2 
761 4,2 
662 3,5 
683 3,6 
476 2,5 
235 1,2 

271 1,3 
181 0,9 
155 0,7 
186 0,9 
169 0,8 
147 0,7 
161 0,7 
459 2,1 
323 1,5 
179 0,8 
149 0,7 
185 0,8 
246 1,1 
273 1,2 

449 2,1 
198 0,9 

242 1,1 
115 0,5 

186 0,8 
112 0,5 

201 0,9 
169 0,7 

281 1,2 
213 0,9 

281 1,2 
267 1,2 

541 2,4 

Quelle: Bundesanstalt für Arbeit 
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JnternaUonale Tabellen 

Tabelle 13' 

In wld!.Ugen lndnstrleländem 

= 100 

Schweden Schweiz Vereinigte Kanada Japan Zeitraum 
Staaten 

preise 1) 

89 92 86 89 84 1967 
91 94 90 93 88 1968 
93 97 94 91 93 1969 

100 100 100 100 100 1970 
107 107 104 103 106 1971 
114 114 108 108 111 1972 
121 124 114 116 124 1973 
131 133 123 125 148 1974 1. Hj. 

preise 1) 

89 93 91 92 94 1967 
90 93 93 94 94 1968 
94 96 96 99 91 1969 

100 100 100 100 100 1970 
104 102 103 101 99 1971 
109 106 108 108 100 1972 
121 117 122 132 116 1973 
147 134 138 155 148 1974 1. Hj. 

der Ausfuhr 1) 

92 96 95 98 95 1969 
100 100 100 100 100 1970 
105 106 103 100 100 1971 
109 112 106 103 99 1972 
121 111 124 114 107 1973 

1974 1. Hj. 
der Einfuhr ') 

93 93 94 98 96 1969 
100 100 100 100 100 1970 
106 100 105 102 102 1971 
107 103 113 105 94 1972 
121 113 134 112 106 1973 

1974 1. Hj. 
in der lnd'ustrie 1) 3) 

88 94 95 92 85 1969 
100 100 100 100 100 1970 
107 110 106 109 114 1971 
123 119 1q 117 132 1972 . 
133 130 121 121 163 1973 
144 127 138 160 1974 1. Hj. 

~undesrepublik Deutsdlland in vH 
3,1 4,5 9,3 1,1 1,8 196~1973 

'I Einfuhr + Ausfuhr. 
•) Ohne Mehrwertsteuer. 
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Anhang VI 

Tabelle 13' 

Zur Preis- und Lobnentwlddung 
1970 

Bundes-

1 1 
Niederlande 1 GroB-Zeitraum republik Frankreidi Italien Belgien britannien Deutschland 

Verbraucher 
1967 93 85 92 90 85 
1968 95 89 93 93 89 
1969 91 95 95 96 96 94 
1970 100 100 100 100 100 100 
1971 105 106 105 108 104 109 
1972 111 112 111 116 110 111 
1973 119 120 123 126 118 128 
1974 1. Hj. 126 132 138 135 127 143 

Großhandels 
1967 98 85 89 93 91 86 
1968 92•) 84 90 94 91 90 
1969 95•) 93 93 94•) 95 93 
1970 100•) 100 100 100•) 100 100 
1971 104•) 102 103 101 •) 99•) 109 
1972 108•) 107 108 105•) 104•) 115 
1973 117•) 123 126•) 118•) 116 4 ) 123 
1974 1. Hj. 132•) 156 168•) 134•) 144 

DurdJ.schnittswerte 
1969 98 91 95 96 95 94 
1970 100 100 100 100 100 100 
1971 102 106 106 102 97 106 
1972 103 107 108 103 99 111 
1973 104 118 107 125 
1974 t. Hj. 116 

Durchschnittswerte 
1969 102 90 96 94 96 96 
1970 100 100 100 100 100 100 
1911 99 103 108 105 102 105 
1972 97 104 109 104 101 109 
1973 102 113 109 140 
1974 1. Hj. 125 

Bruttostundenverdienste 
1969 88 91 82 90 92 91 
1970 100 100 100 100 100 100 
1971 114 III 114 112 111 111 
1972 124 124 125 126 127 126 
1973 136 139 156 143 147 142 
1974 1. Hj. 150 151 181 162 154 

Anteil am Warenhandel') der 
1969-1973 X 13,0 9,2 11,6 8,9 4,0 

'l Nationale Quellen. 
'l Quelle: OECD. 
'l Belgj,en,.Prankreich, It~lien, Niederlande, Großbritannien, Schweiz: Tariflidte Stundenlöhne. - Japan: Brutl-0monats\rerdienst~. 
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Internationale Tabellen 

Tabelle 12' 

Industrielle Produktion der EG-Länder 
1970 = 100 

EG 1 Bundes· 1 
Italien \ 1Belgien1 

Groß· ! Irland 2
) 1 Jahr ins- republik Frank- Nieder· Lux ein- britan- Däne· 

gesamt 1) 
Deutsch- reich 2) lande burg nien ') mark land') 

1955 40 41 42 33 36 54 67 61 45 
1956 43 44 45 35 39 58 12 67 44 
1957 46 46 49 38 40 58 12 68 43 
1958 47 48 51 39 40 55 1;9 67 44 
1959 50 51 52 44 45 51 73 70 49 
1960 56 58 57 51 49 62 79 16 52 
1961 60 61 60 56 51 65 81 76 51 
1962 63 63 63 61 54 69 78 77 61 
1963 66 65 67 67 57 74 79 80 64 
1964 71 11 72 67 63 79 86 86 69 
1965 73 15 73 70 66 81 87 89 71 
1966 77 16 79 79 70 82 84 90 15 
1967 78 75 81 86 73 84 84 90 81 
1968 85 83 84 91 81 88 88 95 90 
1969 94 94 95 94 91 97 100 98 91 
1970 100 100 100 100 100 100 100 100 100 
1971 103 102 104 100 107 103 99 100 104 
1912 109 106 115 104 116 109 103 102 109 
1973 115 114 120 114 125 115 115 110 120 

'l EG der Sechs; zusammengewogen mit den Anteilen an der Industrieproduktion der EG im Jahre 1970. 1973: EG der Adlt. 
'l Ohne Bau. 

Quelle: OECD 
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Anhang VI 

Tabelle 11' 

Aullenh"!ldel der EG-Länder 11 
Mrd Eur in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

1 EG 1 Bundes- , Frank· 

1 

Italien 1 Nieder- / B lgien 1 Luxem-1 
Groß-

1 

lrland 1 Jahr . republik britan· ins· Deutsch· reich lande e burg 
gesamt 'J land') nien 

Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1956 27,8 10,2 6,8 3,0 4,1 3,3 0,4 12,9 0,4 
1957 31,1 12,1 7,0 3,7 4,5 3,4 0,4 13,5 0,5 
1958 31,5 12,3 7,3 3,8 4,5 3,3 0,3 13,2 0,5 
1959 34,2- 13,8 7,6 4,1 4,9 3,3 0,4 13,6 0,5 
1960 38,3 14,3 9,2 5,1 5,6 3,7 0,4 14,4 0,6 
1961 41,3 15,5 9,6 5,8 5,8 4,0 0,4 15,0 0,7 
1962 43,9 16,4 9,9 6,5 6,3 4.4 0,4 15,4 0,7 
1963 48,0 17,9 11,0 7,1 6,8 4,8 0,4 16,3 0,7 
1964 54,2 20,0 12,1 8,2 7,8 5,6 0,5 17,1 0,8 
1965 60,6 21,9 13,6 9,9 8,5 6,1 0,5 18,4 0,9 
1966 66,8 24,6 15,0 11,0 9,1 6,6 0,5 19,7 1,1 
1967 71.7 26,5 16,0 11.9 9,7 7,1 0,5 19,9 1,1 
1968 80,2 29,7 17,3 13,6 10,8 8,0 0,6 21,1 1,2 
1969 93,4 34,5 20,1 15,6 12,8 9,7 0,7 23,6 1,3 
1970 109,4 41,3 23,6 17,4 15,1 11,3 0,8 27,0 1,4 
1971 122,6 45,1 27,5 19,5 17,2 12,4 0,8•) 30,3 1,6 
1972 138,6 51,3 31,1 21,B 19,6 14.0 0,9 a) 32,a 1,9 

Einfuhr von Waren und Dienstleistungen 

1956 27,6 8,6 7,7 3,4 4,3 3,3 0,3 12,8 0,5 
1957 30,4 10,0 8,0 4,0 4,7 3,5 0,3 13,4 0,5 
1958 29,1 10,3 7,6 3,6 4,2 3.1 0,3 12,8 0,6 
1959 30,5 11,6 6,8 3,8 4,6 3,4 0,3 13,7 0,6 
1960 35,4 12,5 8,1 5,2 5,4 3,8 0,4 15,6 0,7 
1961 38,5 13,7 8,6 5,8 5,8 4.2 0,4 15,4 0,8 
1962 42,5 15,3 9,4 6,8 6,2 4,4 0,4 15,7 0,8 
1963 47,9 16,5 10,7 8,4 6,9 5,0 0,5 16,6 0,9 
1964 53,2 18,4 12,3 8,2 8,1 5,7 0,5 18,8 1,0 
1965 58,0 21,6 12,8 8,3 8,7 6,1 0,5 19,2 1,2 
1966 63,8 22,7 14,8 9,7 9,3 6,7 0,5 20,0 1,2 
1967 66,4 22.2 15,8 11,1 9,8 7,0 0,5 21,2 1,2 
1968 73,8 25,2 17,4 11,8 10,8 8,0 0,6 22,0 1,4 
1969 88,9 30,6 21,1 14,3 12,8 9,5 0,7 23,2 1,6 
1970 105,2 37,9 23,1 17,3 15,6 10,7 0,7 26,1 1,8 
1971 116,4 41,8 26,1 18,7 17,3 11,8 0,8 8 ) 28,5 1,9 
1972 130,5 47,1 29,5 21,4 18,S 13,2 0,9•) 32,3 2,1 

1) Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen einschließlich der innergemeinsdl.aftlicben Transaktionen. 
!) EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
3) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsichere oder geschätzte Angaben. 

Däne· 
mark 

l,5 
1,6 
1,7 
l,8 
1,9 
2,0 
2,2 
2,4 
2,8 
3,0 
3,2 
3,4 
3,5 
4,0 
4,5 
5,1 
5,6 

1,5 
1,6 
1,5 
1.8 
2,0 
2,1 
2,4 
2,4 
2,9 
3,2 
3,4 
3,6 
3,7 
4,3 
4,9 
5,3 
5,5 

Quelle: SAEG 
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Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 . 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1 1 

Bundes· 1 _EG republik 
ms- 1 Deutsd:t-

gesaml ) land ') 

31,3 
33,7 
34,7 
36,5 
42,2 
49,5 
55,8 
61,5 
70,1 
74,4 
79,7 
81,5 
89,0 

101,6 
121,0 
133,I 
146,6 

37,7 
39,3 
40,4 
43,8 
49,2 
54,5 
58,5 

. 61,5 
67,3 
69,4 
72,6 
73,3 
18,5 
86,1 
93,2 
96,2 
99,4 

11,3 
11,6 
12,5 
14,3 
17,3 
20,8 
23,4 
24,8 
28,4 
30,6 
31,6 
28,6 
31,2 
37,l 
49,5 
55,5 
61,6 

15,5 
15,5 
16,1 
18,0 
20,9 
22,9 
24,2 
24,8 
27,7 
29,0 
29,2 
26,8 
28,9 
32,{ 
36,0 
37,7 
38,4 

InternaUonale Tabellen 

Bruttoanlageinvestitionen der EG-Linder 
MrdEur 

Frank- ! 
reich 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

10,7 
11,7 
12,I 
11,2 
12,4 
14,3 
16,2 
18,6 
22,0 
24,2 
26,8 
29,2 
31,7 
35,5 
37,7 
41,7 
'46,8 

10,9 
11,9 
12,6 
13,0 
14,0 
15,7 
17,1 
18,6 
21,I 
22,6 
24,6 
26,1 
27,5 
30,5 
32,6 
34,4 
36,8 

5,4 
6,1 
6,2 
6,7 
7,7 
8,8 

10,l 
11,8 
11,8 
11,0 
11,7 
13,3 
14,9 
17,1 
19,7 
20,3 
21,1 

2,1 
2,4 
2,1 
2,3 
2,6 
3,0 
3,2 
3,4 
4,3 
4,7 
5,3 
5,9 
6,6 
6,9 
8,1 
9,2 
9,9 

1,8 
1,8 
1.7 
1,9 
2.2 
2,4 
2,7 
2.8 
3,4 
3,7 
4,1 
4,4 
4,4 
4,8 
5,7 
6,1 
6,8 

0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,3 
0,3•) 
0,4 8 1 

in Preisen und Wechselkursen von 1963 

6,5 
7,1 
7,2 
7,9 
8,8 
9,9 

10,9 
11,8 
11,0 
10,1 
10,5 
11,7 
12,8 
13,9 
14,4 
13,9 
13,8 

2,6 
2,7 
2,4 
2,1 
3,0 
3,2 
3,3 
3,4 
4,0 
4,2 
4,6 
4,9 
5,5 
5,4 
5,9 
6,0 
5,9 

2,1 
2,1 
1,9 
2,1 
2,4 
2,7 
2,8 
2,8 
3,2 
3,3 
3,6 
3,7 
3,6 
3,8 
4,1 
4,0 
4,2 

0,1 b) 
0,1 b) 

0,1 b) 
0,1 b) 

0,1 
0,1 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,1 
0,2 
0,2 
0,2•) 
0,2 •) 

1) EG der Seebs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
1) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsichere oder geschätzte Angaben. 
b) Sdlätzung des SAEG. 

Groß. 
brilan-

nien 

8,8 
9,6 

10,0 
10,7 
11,7 
13,1 
13,5 
14,1 
16,8 
18,0 
19,2 
20,4 
19,3 
20,3 
22,I 
24,2 
26,9 

10.1 
10,6 
10,7 
11,5 
12,6 
13,8 
13,8 
14,1 
16,3 
17,0 
17,4 
18,7 
19,5 
19,7 
20,1 
20,2 
20,4 

Tabe 11 e 10' 

1 Irland 1 

0,3 
0,2 
0,2 
0,2 
0,3 
0,3 
0,4 
0,4 
0,5 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,8 
0,9 
1,0 
1,2 

0,3 
0,3 
0,2 
0,3 
0,3 
0,3 
0,4 
0,4 
0,5 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,7 
0,7 
0,8 
0,8 

Däne-
mark 

0,7 
0,8 
0,9 
1,0 
1,2 
1,4 
1,5 
1,6 
2,0 
2,2 
2,4 
2,7 
.2.s 
3,1 
3,4 
3,7 
4,1 

0,9 
0,9 
1,0 
1,2 
1,3 
1,5 
1,6 
1,6 
1,9 
2,0 
2,1 
2,3 
2,3 
2,5 
2,7 
2,7 
2,8 

Quelle: SAEG 
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Tabelle 9' 

Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 

1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1 1 

Bundes- 1 _EG republik 
ins- Deutsch-

gesamt 1) land 2) 

19,3 
20,4 
21,4 
22,2 
24,9 
27,9 
32,0 
36,4 
39,4 
43,5 
47,I 
50,4 
54,4 
60,4 
68,5 
80,4 
92,4 

25,6 
26,4 
27,0 
28,7 
30,8 
32,3 
34,6 
36,4 
37,0 
38,5 
39,4 
40,9 
41,9 
43,9 
45,5 
48,I 
50,I 

6,1 
6,6 
7,4 
8,2 

9,8 
11,5 
13,4 
14,9 
15,6 
17,5 

19,I 
20,3 
21,I 
24,2 
29,8 
35,7 
42,0 

8,4 
8,8 
9,5 

10,4 
11,8 
12,6 
13,9 
14,9 
14,8 
15,5 
15,9 

16,4 
16,4 
17,2 
18,0 
19,3 
20,2 

7,6 
7,9 
7,7 
7,4 
7,9 
8,6 
9,6 

10,8 
11,8 
12,5 
13,3 
14,3 
16,l 
17,4 
18,0 
20,0 
22,2 

9,1 
9,4 
9,0 
9,6 
9,8 

10,2 
10,6 
10,8 
11,2 

11,5 
11,8 
12,3 
12,8 
13,5 
13,9 
14,4 
15,0 

Anhang VI 

Staatsverbraudi der EG-Länder 
MrdEur 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

3,1 
3,3 
3,6 
3,9 
4,2 
4,6 
5,4 
6,5 
7,4 
8,3 
8,8 
9,4 

10,2 
11,0 
11,8 
14,4 
16,1 

1,3 
1,4 
1,4 
1,4 
1,5 
1,7 
2,0 
2,2 
2,7 
3,0 
3,3 
3,7 
4,0 
4,6 
5,3 
6,2 
7,1 

1,1 
1,2 
1,3 
1,4 
1,4 
1,5 

1,6 
1,8 

.2.0 
2,2 
2,4 
2,7 
2,9 
3,2 
3,5 
4,0. 

4,8 

0,0 
0,0 
0,1 
0,1 

0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 •I 
0,1 •1 

in Preisen und Wechselkursen von 1963 

4,9 
4,9 
5,2 
5,4 
5,7 

5,9 
6,2 

6,5 
6,8 
7,0 
7,3 
7,6 
7,9 
8,1 
8,3 
8,7 
9,1 

1,9 
1,9 
1,9 
1,8 
1,9 
2,0 
2,1 
2,2 
2,3 
2,3 
2,4 
2,4 
2,5 
2,6 
2,7 
2,8 
2,9 

1,2 
1,2 
1,3 
1,4 
1,5 
1,5 
1,6 
1,8 
1,9 
2,0 
2,1 
2,2 
2,3 
2,4 
2,5 
2,7 
2,9 

0,1 bJ 
0,1 bJ 
0,1 bl 
0,1 b) 

0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 
0,1 •) 
0,1 •) 

1) EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
Z) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsichere oder geschät2te Angaben. 
b) Sdiätzung des SAEG. 

216 

Groß- 1 1 britan· Irland 
nlen 

9,9 
1-0,4 
10.S 
11,3 

12,0 
13,0 
13,9 
14,6 
15,6 
17,0 

18.S 
20,0 
18,6 
19,5 
22,0 
25,0 
28,3 

13,4 
13,2 
12,9 
13,2 
13,5 
14,0 
14,4 
14,6 
14,9 
15,3 
15,7 
16,6 
16,8 
16,4 
16,7 
17,3 
17,9 

0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,3 
0,3 

0,3 
0,4 

0.4 
0,4 
0,4 
0,5 
0,6 
0,7 
0,8 

0,3 
0,2 
0,2 
0,2 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 

0.3 
0,3 
0,4 
0,4 
0,4 

o.s 

Däne· 
mark 

0,6 
0,6 
0,7 
0,7 
0,8 
0,9 
1,1 
1,2 

1,3 
1,6 
1,8 
2,1 
2,2 
2,5 
3,2 

3,8 
4,4 

0,8 
0,9 
0,9 
0,9 
1,0 
1,0 
1,1 
1,2 
1,2 
1,3 
1,4 
l.S 
1,6 
1,7 
1,9 
2,0 
2,2 

Quelle: SAEG 



Jahr 

1956 
1951 
1958 
1959 
1960 

1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1911 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 

1964 
1965 
1966 
1967 

1968 
1969 
1970 

1971 
1972 

1 

EG 1 Bundes· 1 . republik 
ins~ 

1 
Deutsch· 

gesamt .l land ') 

92,8 
98,8 

103,I 
104,0 
115,3 
127,9 
141,4 
156,6 
110,0 
184,4 
199,5 
212,8 
228,9 
252,3 
281,2 
311,4 
349,8 

106,1 
112,5 

115,1 
120,5 
131,2 
139,1 
147,6 
156,6 
164,1 
112,4 
180,4 
187,5 
196,I 
209,4 
222,7 

:.!33,7 
243,9 

28,1 
30,6 
33,0 
35,2 
41,1 
46,8 
51,3 
54,6 
58,7 
64,7 
69,5 
71,3 
75,4 
84,6 

100,8 
112,1 
128,0 

34,5 
36,7 
38,5 
40,7 
47,0 
50,0 
52,7 
54,6 
57,4 
61,2 
63,5 
64,0 
66,5 
71,6 
76,6 
80,8 

83,5 

lnternalionaJe Tabellen 

Privater Verbraudi der EG-Länder 
Mrd Eur 

F::t:!· l Italien 1 ~~~~·:· I Belgien 1 
Luxem· 

burg 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

35,0 
36,6 
31,3 
34,5 
37,4 

40,9 
45,8 

51,6 
56,3 
60,3 
65,1 
10.S 
17,2 
83,8 
86,2 
96,4 

107,7 

36,4 
38,9 
39,4 
40,3 

42,3 
44,9 
48,I 
51,6 
54,4 
56,8 
59,6 
62,8 
65,7 
69,9 
13,3 
11,8 

82,3 

11,1 
18,8 
19,9 
20,8 
22,4 
24,5 
27,5 

32,1 
34,8 
37,2 
40,9 
45,l 
48,1 
52,5 
59,7 
64,6 
10,3 

5,2 
5,5 
5,6 
5,9 
6,4 
7,2 
7,9 
8,7 
9,9 

11,l 
12,1 
13,l 
14,4 
16,4 
18,5 
20,7 
23,8 

6,6 
7,1 
7,1 
7,4 
7,8 
8,2 
8,6 
9,3 
9,9 

10,8 
11,6 
12,3 
13,3 
14,4 
15,5 
11,0 
19,5 

0,2 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 

0,3 
0,3 

0,3 
0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6•) 
0,7•) 

in Preisen und Wechselkursen von 1963 

21,5 
22,4 
23,2 
24,4 
25,9 
21,1 
29,5 
32,I 
33,I 
34,0 
36,3 
38,9 
40,8 
43,3 
46,6 

47,9 
49,8 

6,6 
6,6 

6,6 
6,9 
7,3 
1,7 
8,2 
8,1 
9,3 

10,0 
10,3 
10,8 
11,6 
12,4 
13,4 
13,9 
14,3 

1,5 
7,8 
7,8 
7,9 

8,3 
8,5 
8,9 
9,3 
9,6 

10,0 
10,3 
10,6 
11,2 
11,8 
12,3 
12,8 
13,6 

0,3b) 
0,3b) 
0,3b) 
0,3b) 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 
0,4 

0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,4•) 
0,5•) 

1) EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
Z) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsichere oder geschätzte Angaben. 
b) Schätzung des SAEG. 

Groß· 
britan-

nien 

38,4 
40,5 
42,7 
45,0 
47,3 
49,8 
52,8 

56,2 
60,0 
64,0 
67,8 
69,8 
65,5 
69,4 
75,2 
83,4 
94,0 

45,4 
46,3 
47,5 
49,6 
51,5 
52,1 
53,8 
56,2 
51,9 
58,9 
60,0 
61,2 
62,1 
62,8 
64,4 

66,0 
69,9 

Tabelle B' 

1 Irland 1 

1,2 
1,2 
1,3 
1,3 
1,4 
1,5 
1,6 
1,1 
1,9 
2,0 
2,1 
2,2 

2,2 
2,5 

2,1 
3,0 
3,5 

1,4 
1,4 
1,4 
1,4 
1,5 
1,6 
1,6 
1,7 
1,8 
1,8 
1,8 
1,9 
2,0 
2,1 
2,2 
2,2 
2,3 

Diine· 
mark 

3,1 
3,2 
3,4 

3,6 
3,9 

4,3 
4,9 

5,1 
5,8 
6,3 

1,0 
1,1 
7,8 
8,8 

9,5 
10,2 
11,1 

3,9 
3,9 
4,1 
4,3 

4,5 
4,9 
5,2 
5,1 
5,6 
5,8 
6,0 
6,3 

6,4 
7,0 
7,1 

7,3 
1,6 

Que11e: SAEG 
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Tabelle 7' 

Anhang Vl 

Volkseinkommen und Einkommen aus unselbständiger Arbeit der EG-Under 
Mrd Eur in jeweiligen Wedtselkursen 

Jahr 

1 

EG 1 Bundes- , ins- republik 
1 Deutsch-

gesamt ) land') 

Frank-
reich 1 Italien 1 ~~~~-:-1 Belgien 1 Luxem-

burg 
Groß-
britan-
nien 1 Irland 1 

Däne· 
mark 

1956 
1957' 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 

1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

115,4 
123,1 
129,4 
131,7 
148,9 
165,3 
182,3 
200,5 
221,6 
240,5 
258,7 
273,0 
301,1 
333,9 
379,2 
418,5 
470,5 

37,3 
40,8 
43,6 
47,3 
56,l 
63,9 
69,4 
73,9 
81,1 
88,8 
94,3 
94,0 

104,2 
117,0 
144,6 
159,3 
181,1 

41,9 
43,4 
44,9 
41,3 
46,0 
50,1 
56,2 
62,9 
69,4 
74,5 

81,0 
87,8 
97,8 

106,5 
111,6 
124,1 
138,3 

21,0 
22,6 
24,4 
25,9 

28,0 
31,1 

35,l 
40,3 
44,1 
47,5 
51,6 
56,6 
61,4 
67,9 
15,6 
82,5 
89,1 

Vo1kseinkommen 

7,0 
7,6 
7,8 
8,3 

9,2 
10,1 
10,9 
11,9 
14,1 
15,7 
17,0 
18,7 
20,6 
23,6 
26,3 
29,5 
34,5 

7,9 
8,4 
8,4 
8,6 
!l,1 
9,6 

10,3 
11,0 
12,4 
13,5 

14,4 
15,3 
16,5 
18,3 
20,4 
22,4 
25,9 

0,3 
0,3 
0,3 
0,3 

0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,5 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,7 
0,8 
0,8 •) 

0,9•) 

Einkommen aus unselbständiger Arbeit 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1911 
1972 

65,8 
70,7 
74,7 
76,0 
86,0 
97,5 

110,0 
123,5 
137,3 
149,6 
161,6 
170,3 
185,9 

208,3 
242,4 
275,0 
311,2 

22,3 
24,5 
26,6 
28,5 
34,0 
39,8 
44,4 
47,6 
52,1 
57,5 
61,9 
62,0 
66,6 
76,2 
96,5 

109,5 
125,5 

24,7 
25,6 
26,3 
24,6 
26,7 
29,9 
33,9 
38,7 
43,0 
46,4 
50,1 
54,1 
60,4 
66,3 
70,0 
78,4 
87,8 

1} EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
1) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsichere oder geschätzte Angaben. 
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10,4 
11,4 
12,2 
13,1 
14,5 
16,2 
18,8 
22,9 
25,6 
27,1 
29,0 
32,0 
34,8 

38,3 
44,8 
51,5 
56,5 

3,9 
4,3 
4,5 
4,7 
5,2 
6,0 
6,6 
7,4 
8,8 

10,0 
11,2 
12,3 
13,5 

15,7 
18,0 
20,6 
23,7 

4,3 
4,7 
4,9 
4,9 
5,2 
5,5 
6,0 
6,6 
7,4 
8,2 
9,0 
9,7 

10,3 
11,4 
12,7 
14,5 
17,0 

0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,2 
0,3 
0,3 
0,3 
0,3 
0,4 
0,4 
0,4 

0,4 
0,5 
0,6•) 
0,7•) 

47,1 
50,0 
52,l 
54,8 
58,3 
62,4 
65,2 
69,5 
75,2 
80,3 
84,9 
87,5 
81,!\ 
85,6 
93,3 

104,9 
115,8 

34,3 
36,3 
37,7 
39,5 
42,5 
45,9 
48,5 
50,9 
55,2 
59,6 
63,8 
65,1 
60,8 
64,9 
72,4 
80,0 
89,I 

1,2 
1,3 
1,3 
1,4 
1,5 
1,6 
1,7 
1,9 
2,1 
2,2 
2,3 
2,5 
2,5 
2,8 
3,1 
3,5 
4,2 

0,7 
0,7 
0,7 
0,8 
0,8 
0,9 
1,0 
1,1 
1,2 
1,3 
1,4 
1,5 
1,5 
1,7 
2,0 
2,3 
2,7 

3,6 

3.9 
4,0 
4,4 
4,8 
5,3 
6,0 
6,3 
7,2 
8,0 

8,1 
9,4 

.9,5 

10.9 
12,0 
13,2 
14,7 

2,1 
2,2 
2,3 
2,6 
2,8 
3,2 
3,6 
3,8 
4,4 
5,1 
5,6 
6,1 
6,3 

7.2 
8,2 
8,9•) 

10,0•) 

Quelle: SAEG 



lnternaUonale Tabellen 

Tabelle 6' 

Bruttolnland$produkt je Erwerbstätigen der EG-Länder 
Eur 

Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1 1 

Bundes- 1 _EG republik 
ins-

1 
Deutsch-

gesamt ) land 'I 

2 067 •) 
2 182 •) 
2 291 •) 
2 344 •) 
2574 
2849 
3 142 
3455 
3806 
4135 
4467 
4 767 
5190 
5712 
6 398 
1055 
7 969 

2 465 •) 
2 568 •) 
2 647 •) 
2 787 •) 
2986 
3139 
3 304 
3 455 
3 651 
3833 
4 010 
4177 
4430 
4695 
4923 
5085 
5 318 

2046 
2182 
2 328 
2 512 
2 761 
3124 
3 399 
3 615 
3 963 
4 313 
4608 
4809 
5228 
5858 
1061 
7 818 
8979 

2 664 
2 755 
2843 
3026 
3244 
3380 
3504 
3615 
3 857 
4 051 
4180 
4 310 
4 612 
4 912 
5140 
5 276 
5470 

Frank-1 
reich Ital" · 1 Nieder-1 ien lande 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

2 794 1 273 
2 890 1 361 
2993 1 460 
2822 
3 114 
3 391 
3111 
4199 
4604 
4922 
5 319 
5722 
6 281 
6 771 
6 961 
1695 
8520 

1551 
1687 
1872 
2128 
2474 
2713 
2976 
3266 
3556 
3838 
4204 
4 709 
5113 
5 627 •) 

2083 
2256 
2296 
2426 
2665 
2884 
3072 
3289 

3804 
4 216 
4 563 
5 027 
5520 
6152 
6866 
7112 
9069 

2136•) 
2 883 •) 
2 937•) 
3 061 •) 
3240 
3420 
36~4 

3848 
4 249 
4 618 
4943 
5 312 
5690 
6 215 
6 818 
7 378 
8 441 

3 727 
3809 
3844 
4082 
4622 
4 804 
4 987 
5158 
5627 
6 412 
7 199 
7 179 b) 
7 811 b) 

in Preisen und Wechselkursen von 1963 

2 962 1 598 
3 115 1675 
3 215 1 755 
3 347 1 870 
3577 
3168 
4 007 
4199 
4 427 
4 618 
4848 
5071 
5330 
5649 
5905 
6191 
6487 

1991 
2152 
2 311 
2 474 
2553 
2695 
2895 
3 060 
3 255 
3422 
3592 
3660 
3 839 •) 

2 740 
2807 
2805 
2907 
3110 
3 156 
3226 
3289 
3 520 
3687 
3764 
3983 
4226 
4 449 
4 714 
4 868 
5 115 

3 088•) 
3140•) 
3152 •) 
3 263 •) 
3 431 
3576 
3706 
3848 
4060 
4 199 
4 315 
4496 
4688 
4 914 
5149 
5267 
5544 

3858 
3982 
4 018 
4082 
4 314 
4365 
4 391 
4452 
4 679 
4971 
5 011 
4 925b) 
4 970b) 

1) EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
2) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Sdlätzung des SAEG. 

1 
Groß- 1 1 bri~an- Irland 
n1en 

2361 
2500 
2634 
2767 
2884 
3045 
3110 
3368 
3635 
3865 
4 099 
4 310 
4 095 
4371 
4 812 
5439 
6020 

2867 
2 921 
2 961 
3 071 
3161 
3 229 

3236 
3368 

3 519 
3562 
3 611 
3754 
3 916 
3956 
4 061 
4 221 
4348 

1319 
1418 
1491 
1605 
1 706 
1839 
1975 
2112 
2390 
2 551 
2 703 
2 910 
2 861 
3 292 
3 731 
4252 
5 071 

1641 
1701 
1 690 
1 773 
1879 
1977 
2027 
2112 
2 181 
2227 
2253 
2397 
2 587 
2732 
2840 
2938 
3065 

Däne-
mark 

2 338 •) 
2472b) 
2 564b) 

0

2758b) 
2897 
3169h) 
3 516 b) 
3 697b) 
4 141 b) 
4 569 
4 9J2b) 

5244 
5 358 b) 
6071 
6635 
7267 
8160 

2 996•) 
3 127h) 
3186 b) 
3 301 b) 

3 412 
3 511 b) 

3112 b) 
3697b) 
3947 b) 
4064 
4097h) 
4177 
4 345b) 
4682 
4 767 
4945 
5177 

b) Unsichere oder gesdJ.ätzte Angaben. 
Quelle: SAEG {Bundesrepublik Deutschland ab 1960 korrigiert nach nationaler Quelle) 

213 



Tabe 11 e 5' 

Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 

1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1 

EG 1 Bundes- , . republik 
ins- D ut di. 

gesamt l) i:n~ r) -

147,4 
157,3 
165,1 
169,0 
190,8 
212,6 
234,7 
258,l 
285,4 
309,6 
333,5 
353,0 
384,5 
428,6 
484,9 
535,7 
602,I 

175,8 
185,1 
190,8 
201,0 
221,3 
234,2 
246,8 
258,1 
273,8 
287,0 
299,4 
309,4 
328,2 
352,3 
373,1 
386,2 
401,8 

47,8 
52,1 
55,8 
60,7 
72,0 
82,6 
90,2 
96,2 

105,5 
115,5 
123,0 
124,2 
135,1 
153,8 
187,7 
207,8 
237,0 

62,3 
65,8 
68,1 
73,2 
84,6 
89,4 
93,0 
96,2 

102,7 
108,5 
111,6 
111,3 
119,2 
129,0 
136,6 
140,2 
144,4 

Anhang VI 

Bruttoinlandsprodukt der .EG-Länder 

MrdEur 

Frank-
reich 

54,9 
57,2 
59,1 
55,2 
61,0 
66,5 
74,3 
83,3 
92,4 
99,0 

107,7 
116,2 
127,5 
139,6 
145,5 
161,9 
180,4 

58,2 
61,7 
63,5 
65,5 
70,1 
73,9 
78,8 
83,3 
88,8 
92,9 
98,1 

103,0 
108,1 
116,4 
123,4 
130,2 
137,3 

1

1! r / Nieder- / B 1 ien / Lux. em- / a ien lande e g burg 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

26,2 
28,I 
30,2 
32,0 
34,8 
38,7 
43,5 
49,8 
54,4 
58,6 
63,3 
69,7 
75,2 
82,7 
92,7 

100,4 
108,7 

8,5 
9,2 
9,3 

10,0 
11,1 
12,2 
13,3 
14,4 
17,0 
19,0 
20,7 
22,7 
25,2 
18,6 
32,2 
36,5 
42,6 

9,6 
10,2 
10,3 
10,6 
11,3 
12,0 
12,9 
13,8 
15,5 
16,8 
18,1 
19,4 
20,8 
23,l 
25,7 
28,2 
32,2 

0,4 
0,5 
0,4 
0,5 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,6 
0,7 
0,.7 
0,7 
0,8 
0,9 
1,0 
1,1 •) 
1,2 •) 

in Preisen und Wechselkursen von 1963 

32,9 
34,6 
36,3 
38,6 
41,l 
44,5 
47,3 
49,8 
51,2 
53,0 
56,1 
60,0 
63,7 
67,3 
70,7 
71,9 
74,2 

11,2 
j 1,5 
11,4 
11,9 
13,0 
13,4 
14,0 
14,4 
15,7 
16,6 
17,1 
18,0 
19,3 
20,6 
22,1 
23,0 
24,0 

10,8 
11,1 
11,0 
11,3 
11,9 
12,5 
13,2 
13,8 
14,8 
15,3 
15,8 
16,4 
17,l 
18,2 
19,4 
20,1 
21,l 

0,4 b) 
0,5 b) 
0,5b) 
0,5 b) 

0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,7 
0,7 
0,7 •) 
0,8 •) 

•) EG der Sechs; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
2) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsidiere oder geschätzte Angaben. 
b) Schätzung des SAEG. 
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Groß-
britan-

nien 

58,0 
61,4 
63,9 
67,4 
71,5 
76,3 
79,9 
84,9 
92,7 
99,5 

106,2 
109,9 
103,6 
110,6 
120,9 
134,6 
147,9 

70,3 
71,7 
71,9 
74,8 
78,3 
80,9 
81,6 
84,9 
89,7 
91,7 
93,5 
95,7 
99,1 

100,l 
102,0 
104,4 
106,8 

! Irland 1 

1,5 
1,5 
1,6 
1,7 
1,8 
1,9 
2,1 
2,3 
2,6 
2,7 
2,9 
3,1 
3,0 
3,5 
3,9 
4,5 
5,3 

1,8 
1,8 
1,8 
1,9 
2,0 
2,1 
2,1 
2,3 
2,3 
2,4 
2,4 
2,5 
2,8 
2,9 
3,0 
3,1 
3,2 

Däne-
mark 

4,5 
4,8 
5,0 
5,5 
6,0 
6,6 
7,4 
7,9 
9,1 

10,2 
11,2 
12,l 
12,4 
14,2 
15,8 
17,3 
19,5 

5,7 
6,0 
6,2 
6,6 
7,0 
7,4 
7,9 
7,9 
8,6 
9,0 
9,3 
9,7 

10,1 
11,0 
11,3 
11,8 
12,4 

Quelle: SAEG 



Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

lnternaUonale TabeJien 

Bruttosozialprodukt je Einwohner der EG-Länder 
Eur 

1 EG 1 Bundes-1 Fra.nk- 1 Italien 1 Nieder-1 Belg' 1 Luxem-ins- republik 
1 Deutsch- reich lande ten burg 

gesamt ) land 'l 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

908 959 1255 536 787 1095 1320 
960 1032 1293 573 844 1153 1418 
998 1093 1320 612 845 1154 1402 

1012 1175 1 221 646 892 1183 1437 
1110 1298 1337 696 979 1253 1568 
1223 1467 1441 769 1 066 1323 1590 
1335 1584 1582 859 1136 1406 1599 
1453 1673 l 745 977 1 220 1499 1689 
1590 1815 1915 1060 1416 1662 1915 
1109 1964 2035 1133 1 559 1 797 1989 
1826 2074 2194 1218 1672 1920 2071 
1922 2089 2350 1331 1820 2046 2113 
2082 2269 2557 1428 1990 2183 2302 
2303 2558 2777 1563 2228 2416 2630 
2581 3089 2870 1737 2475 2692 3004 
2826 3387 3160 1869 2759 2936 3027 •) 
.3153 3841 3 489 2008 3193 3350 3 347 •) 

in Preisen und Wedlselkursen von 1963 

1082 1249 1330 673 1034 1 227 
1129 1303 1393 705 1050 1249 
1153 1335 1418 735 1032 1232 
1203 1417 1447 778 1067 1256 
1287 1526 1535 821 1142 1318 1628 
1348 1588 1600 884 1166 1377 1664 
1404 1633 1679 933 1193 1446 1672 
1453 1673 1745 977 1220 1499 1689 
1526 1766 1841 997 1312 1588 1786 
1584" 1844 1910 1026 1364 1634 1806 
1639 1881 2000 1019 1380 1676 1821 
1684 1872 2083 1146 1#4 1 732 1823 
1 777 2001 2171 1211 1523 1799 1912 
1894 2145 2 319 1273 1612 1911 2047 
1987 2248 2437 1326 1701 2033 2110 
2039 2285 2 546 1339 1 744 2096 2 093 •) 
2106 2339 2660 1371 1803 2201 2 146 •) 

l) EG derSedis 1.bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
!) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Unsidtere oder geschätzte Angaben. 

Tabe 11 e 4' 

1 

Groß-
1 Jfland 1 

Däne-britan- mark nien 

1141 529 1 001 
1202 552 1059 
1250 574 1101 
1307 612 1213 
1374 651 1300 
1455 704 1429 
1516 757 1600 
1606 807 1689 
l 737 912 1916 
1855 973 2135 
1965 1 021 2324 
2023 1 087 2500 
1895 1 011 2548 
2018 1225 2899 
2202 1358 3186 
2444 1523 3 474 
2673 1777 3884 

1375 654 1283 
1397 658 1340 
1402 649 1368 
1448 676 1452 
1503 716 1531 
1542 757 1611 
1548 777 1690 
1606 807 1689 
1681 833 1826 
1 711 852 1898 
1 733 855 1930 
1765 899 1991 
1813 973 2065 
1828 1020 2233 
1860 1 o3a 2286 
1901 1056 2357 
1938 1079 2 456 

Quelle: SAEG 
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Tabelle 3• 

Jahr 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

ins republik 

1 

EG 1 Bundes- , 

gesa~t ') Deutsch-
land 2) 

147,7 
157,6 
165,5 
169,4 
191,2 
212,8 
235,0 
258,5 
285,8 
310,0 
334,0 
353,6 
385,3 
429,5 
485,4 
536,3 
602,8 

176,0 
185,3 
191,2 
201,4 
221,6 
234,4 
247,I 
258,5 
274,2 
287,4 
299,8 
309,9 
328,9 
353,2 
373,7 
386,8 
402,5 

47,7 
52,0 
55,8 
60,7 
7'2,0 
82,4 
90,0 
96,0 

105,2 
115,1 
122.7 
123,9 
135,0 
153,7 
187,3 
207,5 
236,9 

62,2 
65,7 
68,2 
73,2 
84,6' 
89,2 
92,8 
96,0 

102,4 
108,I 
111,3 
111,0 
119,1 
128,8 
136,3 
140,0 
144,3 

Anhang VI 

Bruttosozialprodukt der EG-Lllnder 
MrdEur 

Frank-
reich. 

55,0 

57,3 
59,1 
55,2 
61,1 
66,5 
74,4 
83,4 
92,5 
99,2 

107,9 
116,4 
127,6 
139,7 
145,7 
162,0 
180,4 

58,3 
61,7 
63,5 
65,4 
70,1 
73,9 
78,9 
83,4 
89,0 
93,1 
98,3 

103,2 
108,4 
116,7 
123,7 
130,5 
137,5 

Italien 1 ~~~~·:· I Belgien 1 
Luxem· 

burg 

in jeweiligen Preisen und Wechselkursen 

26,2 
28,2 
30,3 
32,2 
34,9 
38,9 
43,7 
50,0 
54,7 
58,9 
63,7 
70,1 
75,6 
83,3 
93,2 

101,0 
109,3 

8,6 
9,3 
9,5 

10,I 
11,2 
12,4 
13,4 
14,6 
17,2 
19,2 
20,8 
22,9 
25,3 
28,7 
32,2 
36,4 
42,6 

9,7 
10,3 
10,4 
10,7 
11,4 
12,1 
13,0 
13,9 
15,6 
17,0 
18,3 
19,6 
20,9 
23,2 
25,9 
28,4 
32,S 

0,4 
0,4 
0,4 
0,4 
0,5 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,7 
0,7 
0,7 
0,8 
0,9 
1,0 
1,0 •) 
1,2 •) 

in Preisen und Wed'.iselkursen von 1963 

32,9 
34,7 
36,4 
38,8 
41,2 
44,7 
47,5 
50,0 
51,S 
53,3 
56,S 
60,3 
64,2 
67,9 
71,2 
72,3 
74,6 

11,3 
11,~ 

11,5 
12,1 
13,1 
13,6 
14,1 
14,6 
15,9 
16,8 
17,2 
18,2 
19,4 
20,8 
22,2 
23,0 
24,0 

10,9 
11,2 
11,1 
11,4 
12,0 
12,6 
13,3 
13,9 
14,9 
15,4 
15,9 
16;6 
17,2 
18,4 
19,6 
20,3 
21,4 

0,4 b) 
0,5h) 
0,5b) 
0,5h) 
0,5 
0,5 
0,5 
0,5 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,6 
0,7 
0,7 
0,7 •) 
0,7 •) 

l) EG der Sechs; bis -1959 ohne Saarland und Berlin. 
Z) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
aJ Unsichere oder geschätzte Angaben. 
b) Sdiä.tzung des SAEG. 
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Groß-
britan-

nien 

58,7 
62,1 
64,9· 
68,2 
72,2 
77,1 
81,0 
86,2 
93,8 

100,8 
107,3 
111,0 
104,5 
111,7 
122,2 
136,1 
149,3 

70,7 
72,2 
72,7 
75,5 
79,0 
81,7 
82,7 
86,2 
90,8 
93,0 
94,6 
96,9 

100,0 
101,2 
103,2 
105,8 
108,3 

1 Irland 1 

1,5 
1,6 
1,6 
1,7 
1,8 
2,0 
2,1 
2,3 
2,6 
2,8 
2,9 
3,2 
3,1 
3,6 
4,0 
4,5 
5,4 

1,9 
1,9 
1,9 
1,9 
2,0 
2,1 
2,2 
2,3 
2,4 
2,4 
2,5 
2,6 
2,8 
3,0 
3,'t 
3,1 
3,3 

Däne-
mark 

4,5 
4,8 
5,0 
5,5 
6,0 
6,6 
7,4 
7,9 
9,0 

10,2 
11,1 
12,I 
12,4 
14,2 
15,7 
17,2 
19,4 

5,7 
6,0 
6,2 
6,6 
7,0 
7,4 
7,9 
7,9 
8,6 
9,0 
9,3 
9,6 

10,1 
10,9 
11,3 
11,7 
12,3 

Quelle: SAEG 



InternatlonaJe Tabe/Jen 

BesdllilUgte Arbeitnehmer 'I und Arbeitslose 1) In den EG-Ländern 
l 000 

Jahr 

1956 
1951 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 

1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 
1971 
1972 
1973 

1 1 

Bundes-1 1 _EG republik Frank-
ge~ns·t ') Deutsch· reich 

am land•) 
Italien 1 

Nieder-1 
lande Belgien \ L:~;-1 

Beschäftigte Arbeitnehmer 

48016•) 17483 
49 232 •) 17 992 
49 511 •) 18 188 
50 027 •) 
52444 
53522 
54487 
55360 
56074 
56297 
56494 
56176 
56602 
58078 
59295 
59 893 

18508 
20257 
20730 
21 032 
21 261 
21 484 

21 757 
21 765 
21 054 
21183 
21 752 
22 246 
22396 

60 084 •) 22 340 

1936 
1381 
1113 

983 
914 
904 

1085 
1167 
1498 
1436 
1195 
1137 
1265 
1522 
1536 

480 
271 
181 
155 
186 
169 
147 
161 
459 
323 
179 
149 
185 
246 
273 

13354 11345 
13 694 II 624 
13 803 II 721 
13 752 
13898 
14049 
14 254 
14 572 
14905 
15 076 
15306 
15470 
15552 
15988 
16398 
16651 
16909 

140 
130 
111 
123 
140 
114 
142 
148 
196 
254 
223 
262 
338 

384 

394 

11854 
12 257 
12588 
12 885 
13 093 
13088 
12 780 
12669 
12 918 
13 076 
13 388 

13552 
13641 

1128 
836 
710 
611 
504 
549 
714 
759 
679 
684 
655 
609 
609 
697 
668 

3125 
3167 
3145 
3199 
3296 
3 369 
3465 
3536 
3623 
3676 
3722 
3718 
3115 
3865 
3933 
3917 
3951 

2 625 •) 
2669 •) 
2 633 •) 
2 627 •) 
2645 
2694 
2757 
2804 
2878 
2911 
2934 
2919 
2919 
2986 
3 063 

3121 
3136 

Arbeitslose 

63 
30 
22 
23 
25 
22 
27 
37 
79 
12 
53 
46 
62 

108 
110 

125 
114 
89 
11 
59 
50 
55 
62 
85 

103 
85 
71 
71 
81 
91 

91 
92 
94 
94 
96 
97 
98 
97 
97 
99 

103 
107 
111 

1) Quelle: SAEG (Bundesrepublik Deutschland ab 1960 korrigiert nach nationaler Quelle). 

Groß-
britan-

nien 

22727 
22759 
22498 
22573 
23009 
23299 
23468 
23488 
23781 
24045 

24 201 
23722 
23525 
23465 
23263 
22877 
22707 

480 
377 
347 
467 
558 
404 

347 
361 
559 
586 
581 
618 
799 
885 
630 

Z) Quelle: UN·Monthly Bulletin, ILO-Bulletin of Labour Statistics, ILO·lnternational Labour Review. 
1) EG der Sed:J.s. 
•) Beschäftigte Arbeitnehmeri bis 1959 ohne Saarland un'd Berlin. 
i) Ohne Landwirtschaft, Fischerei und private häuslidle Dienste. Revidierte Zahlenreihe ab-1966. 
a) Schätzung des SAEG. 
b) Unsichere oder geschätzte Angaben. 

Tabelle 2' 

\ Irland 
5

) I· 

650•) 
650 
659b) 
669b) 
68Qb) 

102•1 
702 
105 
115 
126 
725 
131 
130 

62 
31 
27 
27 
30 
29 
29 
32 
36 
31 
36 
42 
42 
48 
44 

Däne-
mark 

1580 
1613b) 
1647b) 
1668 b) 
1 710 b) 

1 741 
1154 b) 
1 803 
1 839 b) 
1856 
1902 
1909 
1947 

44 
31 
24 

22 
32 
19 
16 
18 
22 
39 
31 
24 
30 
30 
20 
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Anhang VI 

Tabelle 1' 

Bevölkerung und ErwerbstäUge In den EG-Ländern 
1 000 

1 EG 1 Bundes-1 Frank-

1 

Jahr ins- republik 
1 Deutsd:J.- rei<h gesamt ) land') 

1956 162 657 49797 43843 
1957 164 220 50434 44 311 
1958 165 841 51 056 44 789 
1959 161431 51 634 45240 
1960 172 232 55433 45684 
1961 173 923 56115 46 163 
1962 176 020 56831 46998 
1963 177 976 57 389 47 816 
1964 179 703 57911 48 310 
1965 181438 58619 48758 
1966 182 942 59 148 49164 
1967 183 990 59 286 49548 
1968 185 054 59500 49 914 
1969 186 524 60067 50 315 
1970 188 090 60 651 50168 
1971 189150 61 284 51 249 
1972 191 159 61669 51 700 

1956 71 310 •) 23387 19 645 
1957 12 102 •) 23 881 19 801 
1958 72060 •) 23965 19 742 
1959 12 125 •) 24 184 19566 
1960 74119 26092 19 600 
1961 74 618 26453 19601 
1962 74689 26545 19 664 
1963 74 705 26608 19 843 
1964 74999 26630 20 060 
1965 74872 26180 20 123 
1966 74663 26698 20246 
1967 74052 25829 20 312 
1968 74 080 25850 20 291 
1969 75034 26 251 20 615 
1970 75 787 26582 20905 
1971 75 941 26575 21 033 
1972 75 557 •) 26 41)0 21173 

1) EG der Sedis; bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
1) Bis 1959 ohne Saarland und Berlin. 
a) Sdiätzung des SAEG. 
b) Unsidiere oder gesdiätzte Angaben. 

Italien 1 ~~~~·:-1 Belgien 1 Luxem-1 burg 

Gesamtbevölkerung 

48 921 10888 8900 308 
49 181 11 022 8963 309 
49476 11185 9024 311 
49 831 11347 9072 313 
50198 11483 9119 315 
50523 11631 9 166 319 
50843 11801 9 218 323 
51 198 11964 9 283 326 
51600 12125 9367 330 
51 987 12'293 9448 333 
52 332 12 455 9508 335 
52667 12 597 9557 335 
52 987 12126 9590 337 
53 317 12873 9 613 339 
53 661 13032 9638 340 
54005 13194 9673 345 
54 401 13 330 9 711 348 

Erwerbstätige insgesamt 

20 561 4078 3505 •) . 
20657 4 100 3 529 •) 
20665 4062 3 492 •) 
20666 4 104 3 471 •) 
20 630 4182 3 481 134 
20 677 4243 3 510 134 
20450 4328 3 566 136 
20 139 4 387 3592 136 
20066 4 464 3 641 138 
19 6ao 4502 3 648 139 
19317 4 537 3665 140 
19596 4 523 . 3 654 138 
19 585 4 565 3 650 139 
19 676 4 641 3 711 140 
19 686 4 696 3774 144 
19 639 4 730 3 816 148 
... 4 694 3 814 151 

Groß-
1 Irland 1 

Däne-britan- mark nien 

51430 2898 4466 
51657 2885 4488 
51870 2853 4515 
52157 2846 4547 
52559 2832 4581 
52956 2 818 4 611 
53404 2830 4647 
53672 2850 4684 
53995 2864 4720 
54 328 2876 4758 
54592 2884 4797 
54 868 2 899 4839 
55141 2 910 4867 
55366 2921 4 891 
55496 2944 4929 
55668 2978 4960 
55811 3014 4994 

24509 1 125 1 915 •) 
24537 1 084 1 925 b) 
24212 1068 1939 b) 
24344 1060 1999 b) 
24176 1055 2054 
25058 1 053 2 084 b) 
25 215 1060 2 116 b) 
25223 1 066 2 142 b) 
25501 1 071 2186 
25750 1 069 2226 
25895 1 066 2 264 b) 
25492 1 060 2312 
25303 1 063 2 320 b) 
25313 1 066 2342 
25120 1 053 2374 
24744 1 055 2382 
24 571 1 045 2388 

Quelle: SAEG (Bundesrepublik Deutsdiland ab 1960 korrigiert nadl nationaler Quelle) 

208 



206 

Anhang VI 

nominale durch die entsprechenden realen Größen, 
eilhält man Preisüroi.zes auf der Basi<V-1962. Diese 
Preisindizes haben eine wechselnde Wägung, das 
heißt, .iQinen liegt der • Warenikorb" des jeweiligen 
Beri<Msjahres :ougl'llnde. Sie zeigen den Preis-stand 
im Bellichtsjahr verglimen mit dem von 1962; die 
Entwidclun9 g01:1enüber dem jeweiligen Vorjahr ist 
aus 'ilhnen - wegen der wecme1nden Wä!J111n9 -
nur miJl Einschränkungen abzulesen. 
Weitere Hi!ll!Welse rum Inhalt der in den Volks-
wirtsdraftlichen Gesamtrechnun9en verwendeten Be-
griffe werden >in den Fußnoten zu den einzelnen 
Taibellen gegeben. 



Erläuterung von BegrJlien der Volkswirt.sdlaitlidaen Gesamtrechnungen 

Das Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 
umfoßt dite Bruttolohn- und -gedtaltssumme, die Ar-
beitgebe'llbeiträge =r S02>ialversimerung und die 
wsätdichen Smialaufwendungen 'der Allbeitgeber 
für Krankheitsfälle, Altersvorsorge u.ä. 
Das Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit 
und Vermögen enthält di!Js fünkommen der priva-
ten H"ushalte und des 1Staates aus Zinsen, Netto-
pachten, Einkommen aus immateri•ellen Werten, 
Di""idenden und •sonstigen Ausschüttungen der Un-
ternehmen mit eigener Rechtspmsönlich.keit sowie 
Einkommen der Unternehmen ohne ei'Q•ene ·Rechts-
persönlichke1t, und zwar nach A!bmg der Ziooen auf 
Konsumenlenschuldi!n bzw. auf die öffentJoi.che 
Schuld. Da7JU kommen die nicht 'i!Usgeschüttelen Ge-
wi•me der Unternelhmen mit ei:g·ener Rechtspersön-
lichkeit (Kapi~algeseHschaflen, Genossenschaften 
usw.). 
Di<! Anteile der Sektoren ·am Volksei"kommi!n ent-
halten noch die direkten Steuern, derjeniJge der 
priviaten H'iiushalte <11Ußerdem die Beiträge zur So-
'lli,alversi:cherung. 
Erhöht man den Antei'l der privaten Haushalte (und 
privaten Organisat\oni!n ohne Erwerbscharekrer) am 
Volkseinkommen um die Renten, Pensionen, Unter-
stützungen und ähnliches, die die privaten Haw;-
halte usw. vom Sta'iit und von der übriJgen Welt 
bezogen halben, und zieiht man von dieser Summe 
die von fünen an den Staat geleillstelen direkten 
Steuern, Sozi•alversicherungsbeiträge und ·sonstigen 
laufenden Ubertragungen sowie die an d<e übnige 
W·elt geleilsleten laiufenden Ubertragungen ab, er-
gibt sich das verfügbare Einkommen des Haushalts-
se>ktors. Das v·erfügbare Einkommen der pri'V<lten 
Haushalte kann sowohl einschließlich als auch ohne 
nidttentnommene Gewinne der Einzelunternehmen 
und Personengesellschaften dargestellt werden. Das-
selbe gilt für die Ersparnis der privaten Haushalte, 
die man erhält, wenn man vom verfügbaren Ein-
kommen den Privaten Verbrauch abzieht. 

4. Verwendung des Sozialprodukts 

In der Verwendungsrechnung werden der Private 
Verbrauch, der Staatsv.erbrauch, die Investitionen 
und der Außenl>ei1rag unterschieden. 

Der Private Verbraudi. um~aßt die Güter- und 
Dienstlei•stung.skäufe der .inländ·i1sd:ien privaten 
Haushalte für Konsumz·wecke so:w.ie den Eigenver-
braudi (Käufe minus Veikäufe, ohne Investitions-
·güler) der privaten Organj.sationen ohne Erwerbs-
charakter. Neben den tatsächlichen Käufen sind auch 
bestimmte unterntellte Käufe einbegriffen, wie der 
Eigenverbrauch der Unternehmer, der Wert der 
Nutzung von Eigentümerwohnungen und ähnlidJ.es. 
Der Ver.brauch auf Geschäfö•kosten wird nidlt zum 
Pr·ivaten Verbrauch gerechnet, sondern= den Vor-
leistungen der Unternehmen. Nicht enthalten s-ind 
ferner die Käufe von Grundstüd<en und Gebäuden, 
diie zu den Iinvesti.tionen zählen. 
Der Staatsverbraudi. entspr.ich! den Aufwendungen 
des Sbaates für Verwaltungsleistungen, d~ der All-
gemeinheiit ohne spE!'Zielles Entgelt =r Verfügung 

gestellt werden. :zru den Aufwendungen für Verwal-
tungsleistungen zählen die Waren- und Dienstlei-
stungSkäufe des Staates (ohne Käufe von Investi-
tionsgütern für zivile Zwecke), d•ie Einkommen der 
im Staatsdienst Beschäflli.gten, femer unterstellte 
Nettomieten für die vom Staat benutzten eigenen 
Gebäude m>d A!bschre.iobungen au( diese Anlagen und 
das bewegliche Sachvermögen. Um den Staatsver-
br:aruch .z,u ·ermi.tteln, witid von den Aufwendungen 
der Wert der Stllatsleistungen abgesetzt, die ver-
kauft oder für die debii!hren erhoben werden. Zu 
den· lau:fenden Aufwendungen für Verteidigungs-
zwecke zählen auch die Käufe von Rüstungsgütern 
und militäri'sdlen Bauten. Sachleistungi!n der Sozial-
ve'5icherung, der Sm-ialhHfe usw. an private Haus-
halte 'Ziihlen. 'Zll'm Staatsverbr<>uch und nicht zum 
Privaten Verbrauch. 
Die Investitionen ·setzen sich aus Anlageiriviestitio-
nen (Ausrüstungen und Ba:uten) und der Vorrats-
veränderung zusammen. 

Die Anlageinvestitionen um!asS<!n die g"""mten 
pri-vaten und •staatlid>en Käure dau<!rhafter Pro-
duktionsmittel sowie die •Selbstersteliten Anlagen. 
Als dauerhaft werden in diesem Zusammenhang die-
jenig·en Produkti•onsmtuel angese>hen, deren Nut-
zungsd'iiuer me>hr als ein Jahr •beträgt und die 
normalerwiei1se aktivd.ert und aibgesc:hrieben werden; 
"°sgenommen sind geringwertige Güter. 

O.e Anlageinvest.itionen wi!rden unlerleiilt in Aus-
rtlstungslnvestltionen (Masdünen und ma~chilnelle 

Anlagen, Fahrzeuge usw.) und Bauinvestitionen 
(Wohngebäude, Verwaltungsge'bä<ude, son'Stige ge-
werbliche Baiuten, Straßen, Brüdcen, Wasserwege 
usw.). 
Dle Vorratsverlndemng i'St zu Wiederoeschaffungs-
preisen bewertet und damit frei von Scheingewin-
nen und -verlusten, die aus den preisbedingten 
Änderungen di!r Bud>werte resultieren. 

Als Außenbeitrag wird d.Ie Dü'ferem zwischen der 
Ausruhr und Eilnfuhr von Waren und D>enstlei\!itun-
gen ·bezeichnet. Erfaßt werden d"6 Waren- und 
Die:nstleistungsumsä12e zwischen Inländern und der 
übrigen Welt. Embezogen in die Ausfuhr sind Er-
Wi!"bs- und Vermögen&einkommen, die Inländer 
von der übrigen Welt bezogen ihaben; in der En-
f'uhr silnd die an d"6 übr-iJge Welt geflossenen Er-
we~bs- uoo Vermögen6einkommen enthalten. 

Beim Vergleich mit entsprechenden Positionen der 
Za•hlungsbilanz ißt 'ZU -beachten, daß in den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen d-ie übrige Welt 
neben dem Ausland audl die DDR und Berlin (Ost) 
umfaßt. 

5. Das Sozialprodukt In konstanten Preisen und die 
Prelsentwlcklung des Sozlelprodukts 

Das Sm>alprodukt und die wichtigsten Teiolgrößen 
der Entstehnmgs- und Verwendnngsrechnung wer-
di!n audl In konstanten Preisen (von 1962) berech-
net. Man sp"icht in diesem Fall auch vom realen 
So20ialprodukt im Gegensatrz =m nominalen, das 
in jewe;ligen Preisen ausgedcückt .iJst. Dividiert man 
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